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			»Zusammenrücken«

			Annäherungen an dieses Buchprojekt

			»Ich bin dem Herrgott dankbar dafür, dass ich dies miterleben darf – wir erleben, dass die Teile Europas wieder zusammenwachsen«, formulierte am 10. November 1989 vor dem West-Berliner Rathauses Schöneberg Altbundeskanzler Willy Brandt und formte daraus in den Tagen nach dem Mauerfall in Interviews und Gesprächen jene einprägsamen fünf Worte: »Jetzt wächst zusammen, was zusammengehört.« Auch von »Zusammenrücken« sprach er, aber Perspektiven, wie lange das dauern werde, konnte er auch nicht bestimmen. Nur in einem war er sich sicher: »Nichts wird wieder so werden, wie es war.«1

			Was auch Willy Brandt nicht ahnen konnte: Welche immensen Anstrengungen würde jenes Zusammenrücken oder -wachsen den Menschen der beiden auseinandergelebten Teile Deutschlands abverlangen, wenn so unterschiedliche Lebenserfahrungen, Vorstellungen und Welten aufeinanderprallen, in ihrer Wucht potenziert durch viele Fehler und manche Überheblichkeiten im eiligen Vereinigungsprozess, übereilig wohl auch aus Furcht, das politische Zeitfenster könne sich rasch wieder schließen. Aber nahm dieses Tempo auch die Menschen mit?

			*

			Vieles gelang mehr oder minder schnell auf der steinigen Wegstrecke bis heute, einiges misslang und so manches ist immer noch in der Schwebe. Die Gründe sind unterschiedlich, die Themen verschieden, aber fast immer geht es darum, dass Ostdeutschland irgendwie »anders« ist. »Anders« heißt, die fünf ostdeutschen Bundesländer sind verschieden von den übrigen Bundesländern, nicht nur sichtbar an Wahlergebnissen bis heute.

			»Ostdeutschland« wird aus einer solchen Perspektive seit über 30 Jahren als homogener Block gezeichnet, so wie »Ostdeutsche« seit 1990 als Einheit konstruiert werden – beides ist ungenau, im Kern unzutreffend und doch nicht völlig falsch. In der Vielheit liegt immer auch eine Einheit, in jeder behaupteten Einheit auch die Sehnsucht nach entsetzlicher Gleichheit, im Osten wie im Westen, im Norden wie im Süden. Viele Fragen, viele Antworten, oft geht es dabei in öffentlichen Diskussionen munter durcheinander, nicht selten aneinander vorbei. Was aber ist geschafft, was gescheitert, was ist noch oder endlich zu tun? Und was hat Corona zusätzlich erschwert – oder erleichtert? Ist 2020/21 zumindest temporär eine neue Form von gesamtdeutscher Verantwortungsgemeinschaft gewachsen, herausgefordert von all den zutage getretenen Sorgen und Sorglosigkeiten auf beiden Seiten der einstigen innerdeutschen Grenze?

			*

			Im März 2020, unmittelbar vor dem ersten Corona-Lockdown, lud die Bundeszentrale für politische Bildung etwa 70 Wissenschaftler*innen und Publizist*innen, die sich intensiv mit der deutschen Einheit und dem Transformationsprozess in Ostdeutschland befassen, zu einem Kolloquium ein, um Impulse für neue Debatten zu sammeln, darunter auch eine Reihe von Persönlichkeiten, die für die Revolution 1989 und den deutschen Einigungsprozess prägend waren, von Marianne Birthler, Gerd Poppe und Jens Reich bis hin zu Hans Modrow und anderen mehr.

			Unser Ziel bestand darin, möglichst breit gefächerte Erfahrungen, Einblicke, Thesen und Denkanstöße zusammenzutragen, auch um die Generationen miteinander ins Gespräch zu bringen. Wir gliederten das Kolloquium in drei Blöcke. Erstens ging es um die Ausgangspunkte 1989/90, sodann um den Transformationsprozess von 1990 bis 2020 sowie schließlich drittens um die Gestaltung der Zukunft. 

			Was alle Beteiligten zu verbinden scheint, ist die Feststellung, dass die Forschungen zu Ostdeutschland an einer Wegscheide stehen, denn mittlerweile muss gefragt werden: Sind Konstruktionen wie »Ostdeutsche«, »Ostdeutschland«, »Transformationsgesellschaft«, »Ostdeutschlandforschung« oder »Transformationsforschung« überhaupt noch angemessen, oder stehen sie nicht einem Aufbruch zu neuen Ufern eher wie Erkenntnisschranken im Wege? In unserem Buchtitel (Ost)Deutschlands Weg haben wir das »Ost« deshalb sehr bewusst in Klammern gesetzt. Eigentlich müsste Ost längst überflüssig sein. Ist es aber nicht.

			*

			Warum hat die zeithistorische Forschung die Geschichte der vergangenen drei Jahrzehnte bisher kaum für sich entdeckt? Weshalb rezipiert die ­sozialwissenschaftliche Forschung, die sich auf die Zeit seit 1990 konzentriert, nicht oder nur sehr oberflächlich die vielfältigen, kaum überschaubaren zeithistorischen Forschungen für die Zeit bis 1989, muss doch die jeweilige historische Ausgangssituation in die Analyse einbezogen werden, um verstehen zu können, was warum geschah? Solche und viele andere innerwissenschaftliche Fragen stehen neben einer neuen Offenheit für alle Aspekte des deutschen Einigungsprozesses, die uns beim Nachdenken über dessen weiteren Verlauf nützlich sein können.2

			Kaum jemand zweifelt noch daran, dass die Revolution von 1989 und die deutsche Einheit Glücksfälle in der deutschen Geschichte darstellen, damals eine Folge vielfältigen Engagements einzelner Personen oder Gruppen, aber auch von historischen Zufallskonstellationen. Implosion und Revolution gingen – wie immer bei Systemstürzen – Hand in Hand.

			Im Falle der Ereignisse, die zur Umwälzung der Machtverhältnisse in der DDR führten, wird »Revolution« durch Hinzufügung des Adjektivs »friedlich« oft noch näher bestimmt. Seit etwa zehn Jahren hat sich die Großschreibung des Adjektivs eingebürgert, um mit dem Eigennamen »Friedliche Revolution« ein singuläres historisches Ereignis anzuzeigen. Das ist aber für 1989 historisch nicht korrekt, da dieser Eigenname die Ereignisse in der DDR aus ihren internationalen Kontexten reißt und jene Revolution von den untrennbar damit zusammenhängenden Prozessen insbesondere in Polen, Ungarn, der Sowjetunion und der ČSSR isoliert. Aus einem weiteren Grund ist das Adjektiv nicht unumstritten. Noch am Abend des 9. Oktober 1989, als in Leipzig die angstbrechende Montagsdemonstration friedlich verlief, kam es anderswo, etwa im unweit gelegenen Halle, zu gewaltsamen Übergriffen von Polizeikräften auf Protestierende, so wie auch schon die Tage zuvor unter anderem in Ost-Berlin, Dresden, Plauen und Karl-Marx-Stadt.3 Mit anderen Worten, die Revolution war erst ab einem bestimmten Zeitpunkt friedlich und dies war vor allem der Friedfertigkeit einer Seite, nämlich den Demonstrant*innen zu verdanken. Deshalb wurde allen Autor*innen selbst überlassen, welche Begriffe und Schreibweisen sie für angemessen halten.

			Heute können wir weitaus unbefangener auf die Folgen all dessen und insbesondere auf die nicht wenigen Probleme der zurückliegenden drei Jahrzehnte schauen, ohne uns dafür rechtfertigen zu müssen oder – wie es viele Jahre üblich war – uns dem Vorwurf auszusetzen, man wolle, weil man Prozesse und Entwicklungen nach 1990 kritisch betrachtet, die Zeit vor 1989 in der DDR – oder auch in der alten Bundesrepublik – nostalgisch verklären.

			*

			Geschichte ist keine Aufrechnungsangelegenheit, schon gar nicht, wenn man sie wissenschaftlich erforscht. Aber Wissenschaft ist eine öffentliche Angelegenheit, die ihre Ergebnisse auch im nichtwissenschaftlichen Diskurs behaupten muss. Das ist gerade für zeithistorische, gegenwartsbezogene Forschungen nicht immer ganz einfach, weil alle Beteiligten ihre eigene Sicht auf die gewordene Gegenwart haben, jeweils legitime Sichtweisen, die nicht unbedingt deckungsgleich mit den persönlichen Erfahrungen sein müssen. Daher ist ein Spannungsverhältnis zwischen wissenschaftlichen Forschungsergebnissen und selbsterlebter, selbsterinnerter Vergangenheit a priori gegeben. Dieses kann nicht aufgelöst, es sollte produktiv gemacht werden, und zwar indem man ernstnimmt, was jemand vorträgt, erinnert, konstruiert. Es sind Puzzleteile für ein großes Ganzes, das doch nie gelingen wird. Wir können uns immer nur annähern.

			Genau das will unser Sammelband: Annäherungen anbieten zur Diskussion. Wo kommen wir her, was ist geschehen, welche Perspektiven da­­rauf gibt es? Was ist seit 1990 eingetreten, was nicht? Was muss endlich passieren? Welche Zukünfte könnten wir wie beeinflussen, was lässt sich ändern, um Zukunft nicht einfach geschehen zu lassen? Diese zweibändige Sammlung von Studien, Essays und Zwischenrufen, von Annäherungen und Angeboten ergibt kein Kompendium, kein Nachschlagewerk, eher eine Art Rundblick über ein sehr komplexes Thema. Wir glauben, mit der Fülle an Einzelbeiträgen entsteht ein Gesamtbild, kein glattes, kein harmonisches, sondern ein ambivalentes, in sich widersprüchliches, so wie unsere, so wie jede Gesellschaft ist: heterogen, divers, widersprüchlich, nicht immer zu verstehen, schon gar nicht immer logisch oder auch »nur« gerecht.

			Jeder Beitrag hat nicht nur seine Berechtigung, sondern verweist auf die noch fehlenden Puzzleteile. Es ist kein vollständiges Bild, aber das Mosaik ergibt doch ein erkennbares Panorama. Viele Anregungen für weitere Forschungen und Überlegungen, auch für Nichtwissenschaftler*innen, enthalten die ausgewählten Texte und dokumentarischen, oft symbolträchtigen Fotos, ausgewählt aus dem Archiv der DDR-Opposition in der Robert-Havemann-Gesellschaft und aus der bpb-Redaktion Deutschland Archiv. Geschichte noch einmal wachrufen, Bilanz ziehen und zu neuen Aufbrüchen anregen, das war unsere Zielsetzung.

			*

			Wir möchten allen Autor*innen dafür danken, dass sie unser Experiment so diszipliniert und konstruktiv begleitet haben. Einige stießen nach unserem Kolloquium noch hinzu, weil wir erst in den Diskussionen auf bestimmte thematische, theoretische und methodische Lücken aufmerksam wurden. Den Späteinsteiger*innen danken wir insbesondere dafür, sich in einem laufenden Projekt zu engagieren, das durch die Zeitumstände immer schwieriger realisierbar erschien. Außerdem danken wir dem Lektorat Baer und Wendel, das sämtliche Beiträge kritisch und anregungsreich redigierte. Und besonderer Dank gilt Christoph Ochs von der Robert-Havemann-Gesellschaft für die vielfältige Bildauswahl, die den Band auch zu einem visuellen Geschichten- und Geschichtsbuch macht.

			Wir danken auch Hans-Georg Golz und Thomas Krüger von der Bundeszentrale für politische Bildung für ihre Aufgeschlossenheit ­gegenüber diesem in seinem Verlauf kaum vorhersehbaren Projekt, das nun mit 80 Beiträgen auf 1.300 Seiten in zwei Bänden erscheint. Band I beschreibt die Jahre 1989 bis 2020, der zweite Teil blickt aus der Gegenwart in die Zukunft und geht der Frage nach, was ist zu tun?

			*

			Das Buchprojekt »(Ost)Deutschlands Weg« entstand in Kooperation zwischen der bpb und der Robert-Havemann-Gesellschaft. Diese nun schon in vielen Projekten bewährte Zusammenarbeit hat sich auch diesmal als unkompliziert und äußerst produktiv erwiesen. Das ist in »Corona-Zeiten« besonders hervorzuheben, zumal unser Auftakt-Kolloquium für fast alle Teilnehmer*innen für viele Monate die letzte öffentliche Zusammenkunft jenseits von Videokonferenzen darstellte. Unsere ausländischen Teilnehmer*innen reisten bereits durchweg nicht mehr an, sondern waren zeitweise zugeschaltet, was uns einen technischen Vorgeschmack darauf bot, was wir alle wohl seither in Videokonferenzen mit stehenden Bildern, unterbrochenen Übertragungen oder bruchstückhaften Tonübertragungen mehr oder weniger geduldig ertragen mussten. Covid-19 hat uns allen deutlich vor Augen geführt, wie zerbrechlich gerade das sein kann, was uns selbstverständlich erscheint. Mit großer Wucht wurde quasi über Nacht vieles infrage gestellt, was uns zuvor fest zementiert erschien. Alles kam auf den Prüfstand, noch reden wir viel zu wenig über all die weithinausreichenden Konsequenzen, über die vielen unausbleiblichen Veränderungen, die künftig anstehen. In gewisser Weise war das 1989/90 und in der anschließenden Phase der Transformation nicht anders.

			*

			Der Mensch sehnt sich nach einem Status quo ante, den es tatsächlich immer nur in seiner Vorstellungswelt gibt, niemals jedoch in der Realität. Ein Blick in die vergangenen drei Jahrzehnte Ostdeutschlands belegt das exemplarisch – und genau darin liegt auch der Erkenntniswert über Ostdeutschland hinaus für die Politik, die Forschung, die Öffentlichkeit: Revolutionen verändern vieles, so wie 1989. Zäsuren werden jedoch nicht nur von Revolutionen gesetzt. 1973 (Ölpreisschock) oder 2001 (9/11) waren ebenfalls Zäsuren, aber 2020/21 (Corona) könnte alles in den Schatten stellen oder auch in zwei Jahren schon wieder vergessen sein, niemand kann das derzeit verlässlich prognostizieren – so wie vor inzwischen mehr als 30 Jahren niemand präzise vorhersagen konnte, wie der deutsche Einheitsprozess tatsächlich verläuft – auch nicht Willy Brandt.

			*

			Das Lokale, Regionale, Nationale, Globale hängen immer eng zusammen – und genau dafür bietet Ostdeutschland ein über den politischen und sozialen Alltag hinausgehendes Beispiel. Insofern ist unser ­Doppelband auch ein Angebot, über Ostdeutschland hinauszudenken, ja, auch über Ost- und Westdeutschland hinaus.

			Ilko-Sascha Kowalczuk 

			Holger Kulick für die Redaktion www.deutschlandarchiv.de der bpb

			Frank Ebert für die Robert-Havemann-Gesellschaft

			Berlin im Oktober 2021

			Anmerkungen

			
				
					1	Vgl. Timothy Garton Ash, Wächst zusammen, was zusammengehört?, in: Schriftenreihe der Bundeskanzler-Willy-Brandt-Stiftung, Heft 8, 1999, S. 33–34, https://willy-brandt.de/wp-content/uploads/heft_08_waechst_zusammen.pdf, letzter Zu­­griff am 30.4.2021.

				

				
					2	Gerade erschienen vier Publikationen, die veranschaulichen, dass diese Frage nicht nur uns bewegt. Zum einen ein neues Periodikum: Marcus Böick et al. (Hg.), Jahrbuch Deutsche Einheit, Berlin 2020. Zum anderen eine historische Darstellung des Transformationsprozesses, bei der die beteiligten Historiker*innen ihre Untersuchungsobjekte einbezogen: Kerstin Brückweh et al. (Hg.), Die lange Geschichte der »Wende«. Geschichtswissenschaft im Dialog, Berlin 2020. Sodann ein Versuch eines Historikers, einen Gesamtüberblick seit 1990 anzubieten: Thomas Großbölting, Wiedervereinigungsgesellschaft. Aufbruch und Entgrenzung in Deutschland seit 1989/90, Bonn 2020. Schließlich ein Sammelband, der mit mehreren sozialwissenschaftlichen Studien ebenfalls eine Bilanz der Forschungen wie des Einigungsprozesses zu ziehen sucht, sich dabei aber explizit an ein wissenschaftliches Publikum wendet: Judith C. Enders, Raj Kollmorgen, Ilko-Sascha Kowalczuk herausgegeben im Auftrag der Kommission »30 Jahre Friedliche Revolution und Deutsche Einheit«, Deutschland ist eins: vieles. Bilanz und Perspektiven von Vereinigung und Transformation, Frankfurt a. M. 2021.

				

				
					3	Vgl. Video »Vom Einläuten der Revolution« in der bpb-Mediathek: www.bpb.de/mediathek/227991/vom-einlaeuten-der-revolution, letzter Zugriff am 5.5.2021.
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			Ab wann wurde die »Wiedervereinigung« Deutschlands zum Thema während der Friedlichen Revolution? Die DDR-Geheimpolizei Stasi erstellte damals ein fein säuberlich zusammengetragenes Verzeichnis mit mehr als 1.200 von ihr im Herbst 1989 registrierten Parolen, nebenstehend ein Ausschnitt (Quelle: BArch, MfS, Zaig, 17084, Bl. 127). Demnach tauchte bei Protesten am 21. Oktober ’89 in Plauen zum ersten Mal ein öffentlich gezeigtes »DDR« auf, bei dem das erste »D« und das hintere »R« symbolisch gestrichen wurden. Von da an wurde das gemeinsame »D« auch andernorts in der DDR zu einem immer lauter geäußerten Ziel – und mehr noch, zu ­einem Zeichen von Hoffnung. Was bis heute daraus wurde, untersucht dieser Doppelband.

Wiedervereinigungsparolen 1989«. Stasi-Akte BArch; MfS-ZAIG; 17084, Bl. 127 
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			Du sitzt immer in der Sch…«. Graffiti an einer Bushaltestelle nahe Bitterfeld/Wolfen im Frühjahr 1990. (Rolf Staeck)

		


		
			Ilko-Sascha Kowalczuk

			Woanders ist auch Scheiße!1

			Die Auswirkungen der Transformation nach 1990 auf die Gesellschaft in Ostdeutschland. Ein Überblick.

			Die Corona-Pandemie hat im Herbst 2020 ein Jubiläum fast zur Randerscheinung werden lassen: 30 Jahre Revolution für Freiheit gegen die SED-Diktatur – 30 Jahre demokratische deutsche Einheit: Zwei historische Ereignisse, über die viel geredet, diskutiert, gestritten worden ist. Erst durch diese Zäsur wurde die Nachkriegszeit in Deutschland beendet und das neue Europa ermöglicht, ihre globale Einordnung aber ist ungewiss. Dabei scheint offenkundig: Der Mauerfall vom 9. November 1989 und die Währungsunion am 1. Juli 1990 haben so tief in das Leben jedes einzelnen Ostdeutschen eingegriffen – der 1. Juli noch weitaus stärker als der 9. November –, dass der zäsurbildende Charakter dieser beiden Ereignisse auf der Hand liegt.

			Für den Mauerdurchbruch konnten die meisten Ostdeutschen nichts, die Mauer wurde durchbrochen, ohne dass die meisten etwas dafür oder dagegen taten. Die Währungsunion am 1. Juli 1990 ist ebenso wie der Mauerdurchbruch von einer übergroßen Mehrheit der Ostdeutschen begrüßt, ja, bejubelt worden. Die Volkskammerwahlen am 18. März 1990 präjudizierten den schnellsten Weg zur Einheit, die logische Schlussfolgerung lautet, etwa drei Viertel der Ostdeutschen haben die Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion und die Einführung des bundesdeutschen Rechtsstaatssystems einschließlich der repräsentativen Demokratie herbeigewählt. Was sie nicht wählten, nicht einmal ansatzweise erahnten, diese Dreiviertelmehrheit, waren die dramatischen Folgen dieser Entscheidung. Darum geht es in diesem Essay.

			Der Mauerdurchbruch

			Die Mauer fiel nicht einfach. Die Gesellschaft schmiss sie am Abend des 9. November 1989 um.2 Die kommunistische Diktatur war an ihr Ende gekommen. Die Welt schaute im Herbst 1989 atemlos nach Ostdeutschland, nach Ost-Berlin. »Wahnsinn« war der meistgebrauchte Ausruf jener Tage. Es begann eine Zeit, als die Realität fast täglich die Fantasie überholte. Bis zum Herbst 1989 war kaum einem Zeitzeugen bewusst, dass er sich inmitten eines rasanten historischen Prozesses befand. Eben noch, so schien es vielen, auf der Standspur verharrend, befanden sich auf einmal gleich mehrere Gesellschaften im Ostblock auf der Überholspur, und das mit überhöhtem Tempo.

			Gorbatschows Reformpolitik entfachte Hoffnungen auch in der DDR. Wenn schon in Moskau Reformen möglich waren, so die Meinung vieler, müsse sich doch auch in der DDR etwas verändern lassen. Jahrelang versprach die SED, morgen, in der Zukunft, würde alles »noch« besser werden. »Morgen« blieb in den Vorhersagen der Ideologiewächter nicht nur stets weit weg von der Gegenwart, Mitte der 1980er Jahre entrückte die verheißungsvolle Zukunft immer stärker ins Nimmerland. Der gefühlte Abstand zum Westen und zu dessen offenkundigen Verheißungen, die via TV allabendlich in Millionen ostdeutsche Wohnzimmer flimmerten, vergrößerte sich zusehends. Gleichzeitig schwanden die Hoffnungen auf die Zukunft je mehr sich die Crew um Honecker gegenüber der sowjetischen Reformpolitik hermetisch abschirmte. Sie regierte nicht nur gegen die Mehrheit der Bevölkerung, sie verlor auch immer mehr Terrain unter jenen, auf die sie sich bislang verlassen konnte: die 2,3 Millionen Mitglieder der SED und die nochmals knapp 500.000 Mitglieder der eng mit der SED verknüpften vier Blockparteien (CDU, LDPD, DBD, NDPD). Zur Diktaturwirklichkeit gehörte, dass Millionen Menschen das System aktiv unterstützten und mittrugen.

			Die DDR trug in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre viele Züge einer Zusammenbruchsgesellschaft.3 Zwar hatte sich der Lebensstandard seit Ende der 1950er Jahre erheblich verbessert. Aber die Menschen wurden nicht zufriedener, weil der Abstand zum Westen zusehends wuchs. ­Honecker erfand 1971 eine Wirtschafts- und Sozialpolitik, die im Kern von dem Gedanken getragen wurde: »So, wie wir heute leben, werden wir morgen arbeiten müssen.« Die Menschen sollten sozial befriedet werden. Die Bundesrepublik wirkte als Schaufenster wie ein Pfahl im Fleische. Auch die Kirchen erfüllten diese Funktion. Sie waren die einzigen Großinstituti­onen, die im Weltanschauungsstaat programmatisch gegen die kommunistische Ideologie standen. Die Kirchen mit ihren Synoden und ökumenischen Versammlungen wurden zu Orten, wo demokratische Regeln und Verhaltensweisen eingeübt wurden. Es war kein Zufall, dass im Herbst 1989 so viele Pfarrer und Theologen zu den Wortführern der Bürgerrechtsbewegungen avancierten.

			Anfänge der Revolution

			Noch bevor die Sommerferien Anfang Juli begannen, hatten bereits rund 100.000 Menschen dem Land für immer den Rücken gekehrt. Darunter waren vor allem junge, gut ausgebildete und sehr gut verdienende Männer und Frauen. Im Sommer verschärfte sich die Krise. Die SED-Führung schien sich in den Urlaub verabschiedet zu haben. Bis Oktober waren keine neuen Töne vernehmbar. Zudem verabschiedeten sich Zehntausende Menschen für immer: Sie flüchteten über Ungarn und ­bundesdeutsche Botschaften in die Freiheit. Und die kleine Opposition suchte nach neuen Handlungsformen. In rascher Folge kamen Gründungsaufrufe für neue Bewegungen heraus. Bislang hatten sich viele Menschen gefragt, ob sie sich dem Flüchtlingsstrom anschließen sollten. Nun gab es eine neue Alternative, die nicht mehr nur Hierbleiben oder Weggehen, sondern nun auch Einmischen oder weiter Schweigen hieß. Und natürlich auch: weiterhin das Regime zu unterstützen. Die meisten verhielten sich, wie bei jeder Revolution, passiv, warteten ab, hofften im Stillen. Revolutionen sind immer Kämpfe von Minderheiten um die Mehrheit.

			Vom Runden Tisch zu freien Wahlen

			Nach dem Mauerdurchbruch war das Schicksal von SED und DDR besiegelt. Die DDR war nur als politische, ökonomische, gesellschaftliche Alternative zur Bundesrepublik denkbar. Die erste Sitzung des »­Zentralen Runden Tisches«, an dem Regierung und Opposition über die Machtübergabe zu verhandeln begannen, fand am 7. Dezember statt. Bereits die Einberufung bedeutete einen politischen Sieg der Opposition. Der Zentrale Runde Tisch war sich bewusst, dass ihm die demokratische Legitimation fehlte, er sah seine Aufgabe insbesondere darin, demokratische Wahlen vorzubereiten, Kontrollfunktionen wahrzunehmen und Öffentlichkeit herzustellen.

			Bis zum Wahltag sah es so aus, als würden die Sozialdemokraten überlegen gewinnen. Alle Prognosen deuteten darauf hin. Der Wahlkampf war allein geprägt von der Frage, wie die deutsche Einheit gestaltet werden könnte. Die »Allianz für Deutschland« (CDU, DSU, DA) stand für den schnellsten Weg zur Einheit. Ihre Formel lautete: »Sofortige Einführung der DM.« Mehr konnte niemand bieten. Damit waren Wahlversprechen verbunden wie die Umstellung der Löhne, Renten und vor allem Sparkonten im Verhältnis von 1 DDR-Mark : 1 DM. Die Versprechen waren unhaltbar. Heute nennt man so etwas Populismus.

			Als die ersten Wahlprognosen im Fernsehen bekannt gegeben wurden, überraschte lediglich die hohe Wahlbeteiligung niemanden. Sie lag nach dem amtlichen Ergebnis bei 93,4 Prozent. Die »Allianz« erhielt 48 Prozent der Stimmen (CDU 40,8 %, DSU 6,3 %, DA  0,9 %). Der prognostizierte Wahlsieger SPD lag bei knapp 22 Prozent. Die SED/PDS folgte mit 16,4 Prozent, fast 1,9 Millionen Wahlberechtigte hatten sich für die Kommunisten und Postkommunisten entschieden. Das liberale Bündnis brachte es auf 5,3 Prozent. Die Bürgerrechtsbewegung ging unter. Die Wahlen fielen eindeutig aus, weil 75 Prozent der Wähler*innen für die von den bundesrepublikanischen Parteien CDU/CSU, SPD und FDP unterstützten Ost-Parteien stimmten. Die britische Premierministerin Margaret ­Thatcher gratulierte Kanzler Helmut Kohl zum Wahlsieg, was den Nagel auf den Kopf traf. 

			Auffällig am Wahlergebnis waren ein deutliches Nord-Süd- und Stadt-Land-Gefälle sowie Unterschiede zwischen »Hand- und Kopfarbeitern« im Wahlverhalten. Je kleiner die Städte und Gemeinden, desto höher der Anteil der Stimmen für die Allianz. In fast 100 von 237 Stadt- und Landkreisen, vor allem im Süden, erhielt die Allianz über 50 Prozent der Stimmen. In 13 Kreisen erhielt die SPD weniger als zehn Prozent, davon lagen zwölf im sächsischen Bezirk Dresden. Mehr als 30 Prozent errang die SPD in 40 Stadt- und Landkreisen, darunter alle elf Ostberliner Stadtbezirke, 15 von 19 Potsdamer Kreisen und neun von zwölf in Frankfurt/Oder, beide im alsbald wiedergegründeten Land Brandenburg gelegen. Hinzu kamen die Städte Magdeburg, Rostock und Wismar sowie die Kreise Templin, Prenzlau und Grevesmühlen. Die SED/PDS wurde in 35 Kreisen (Schwerpunkte der thüringische Bezirk Erfurt und der sächsische Bezirk Karl-Marx-Stadt) mit weniger als zehn Prozent Wähleranteilen abgestraft. Das beste Ergebnis mit 38,4 Prozent erhielt sie in Berlin-Hohenschönhausen, einem Stadtbezirk, in dem besonders viele MfS-Mitarbeiter und SED-Funktionäre wohnten. In weiteren acht Kreisen votierten mindestens 30 Prozent für die SED, darunter neben Frankfurt/Oder-Stadt, Neubrandenburg-Stadt und Ueckermünde fünf weitere Ostberliner Stadtbezirke. Die Listenverbindung Bündnis 90 (Neues Forum, Initiative Frieden und Menschenrechte, Demokratie Jetzt) erhielt nur in den elf Ostberliner Stadtbezirken sowie den Städten Leipzig und Dresden mehr als fünf Prozent Stimmenanteile. Die höchsten verbuchte sie im Prenzlauer Berg mit 8,5 Prozent.

			Die Stimmen für die Allianz verteilten sich nach Männern und Frauen etwa gleich, bei den Altersgruppen votierten überdurchschnittlich viele aus den Gruppen der 40- bis 59-jährigen für die Allianz, obwohl die Differenzen zu den Jüngeren wie den Älteren nicht sonderlich signifikant waren. Doch die eigentliche Sensation bot die Wahlanalyse bezogen auf die soziale Zusammensetzung der Wählerinnen. Dass sich die Allianz »als Partei der Arbeiter« erwies, war vollkommen überraschend. Mehr als jeder zweite Arbeiter wählte die Allianz. Die Unterschiede zum alten Bundesgebiet waren dramatisch, vor allem was die SPD anbelangte. Bereits bei den ersten freien Wahlen 1990 zeigte sich also, dass der Osten anders tickt – ganz anders sogar.

			Zunächst aber gehörte es vielleicht zur besonderen Ironie der Geschichte, dass der »Arbeiter-und-Bauern-Staat«, die SED-Diktatur, den demokratisch legitimierten Todesstoß ausgerechnet von jenen erhielt, in deren Namen das Gesellschaftsexperiment jahrzehntelang gegen Widerstände, Widerwillen und mit vielen Opfern durchgepeitscht worden war. Die andere Seite dieser Geschichtsironie ist nicht komisch, sondern tragisch – und das millionenfach. Denn ausgerechnet jene Wählergruppe, die der CDU ganz entscheidend zu den Wahlsiegen verhalf, war im Transformationsprozess die soziale Gruppe, die am meisten »verlor«: Wie sich schnell zeigte, war keine Gruppe so stark von Arbeitslosigkeit und »Strukturumbrüchen« betroffen wie die Arbeiter*innen.

			Neue Erfahrungen

			Der Wahlausgang am 18. März bedeutete eine politische, wirtschaftliche und sozialpolitische Richtungsentscheidung. Dieser Prozess ist durch die Verträge, die zum 1. Juli 1990 die Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion einleiteten, forciert und durch den Einigungsvertrag befestigt worden. Die Revolution hatte ihr institutionelles Korsett gefunden.

			Der DGB-Vorsitzende Heinz-Werner Meyer brachte Anfang August 1990 auf den Punkt, was sich seit dem 1. Juli 1990 in der DDR abspielte: Ihm käme es so vor, sagte Meyer, als würde versucht werden, während einer rasanten Autofahrt die Reifen zu wechseln.4 1989 wies die DDR 9,7 Millionen Beschäftigte auf, Ende 1993 waren es noch 6,2 Millionen. Der Anteil der Facharbeiter bei den Arbeitslosen betrug etwa zwei Drittel, hinzukamen noch rund 20 Prozent un- oder angelernte Arbeiter. Über die Hälfte der Arbeitslosen waren weiblich, im Laufe des Jahres 1991 stieg der Anteil auf zwei Drittel an, was bedeutete, dass doppelt so viele Frauen erwerbslos wurden wie Männer. Damit waren in erster Linie die Arbeiter*innen die Verlierer*innen.

			Hinzu kommt, dass die statistisch ermittelte Arbeitslosenquote für den Zeitraum 1990 bis 1994 die soziokulturellen Folgen der schlagartig einsetzenden Massenarbeitslosigkeit nur sehr unzureichend erfasste. Doch diese waren entscheidend für die ostdeutschen Wahrnehmungen des Einheitsprozesses. Einerseits setzte sie die Erwerbstätigen erheblich unter Stress, weil Arbeitslosigkeit als Gefahr über allen schwebte. Andererseits bedeuteten gerade Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM), Umschulungsmaßnahmen oder Kurzarbeit (meist bedeutete diese, bis 1994 auf 0 gesetzt zu sein) in der ersten Hälfte der 1990er Jahre oft nichts anderes, als real arbeitslos zu sein oder zu werden. Diese Maßnahmen brachten oft nichts und frustrierten nur noch mehr, Hunderttausende durchwanderten mehrere ABM oder Umschulungen, um nach Auslaufen der »Förderungen« endgültig und nunmehr offiziell erwerbslos zu werden. Kurzarbeit war meist nichts anderes als eine Chiffre für aktuelle »Beschäftigungslosigkeit« und drohende Erwerbslosigkeit.

			Besondere Formen der Arbeitslosigkeit, die für den mentalen Prozess des Vereinigungsprozesses meist unterschätzt werden, finden gar keinen Eingang in die Statistiken: Die Vorruhestandsregelungen zum Beispiel haben ganze Jahrgänge der über 55-jährigen aus dem Arbeitsprozess herausgelöst, sodass sie in den offiziellen Statistiken gar nicht als arbeitslos erschienen. Zudem brach 1990 der Ausbildungsmarkt im Osten dramatisch ein und so blieb ein Teil der Jugendlichen und jungen Erwachsenen statistisch unberücksichtigt. Mit anderen Worten: Die Arbeitslosenstatistiken spiegeln nur einen Teil jener Problemlage, die für die sozialpsychologische Betrachtung des Transformationsprozesses aber von entscheidender Bedeutung ist.

			Die Sozialstruktur Ostdeutschlands veränderte sich rasant und grundlegend: »Nach der Vereinigung hat sich das Wachstum des tertiären ­Sektors [Dienstleistungsbereich] zu Lasten des sekundären Sektors [Industrie und Handwerk] und des bereits stark geschrumpften primären Sektors [Landwirtschaft] fortgesetzt. Die erhebliche Tertiärisierungslücke der DDR – diese hinkte um circa 25 Jahre hinter der Bundesrepublik her – wurde quasi über Nacht beseitigt. Im Zuge der schmerzlichen Krisen der ostdeutschen Industrie und Landwirtschaft wurde eine Entwicklung, die in Westdeutschland 25 Jahre gedauert hatte, innerhalb von drei Jahren nachgeholt.«5 1989/90 zählte in Ostdeutschland etwa die Hälfte aller Beschäftigten als »Arbeiter«. Schnell war es weniger als ein Viertel. Das entspricht allerdings der Entwicklung in allen westlichen Industriegesellschaften. Der Transformationsprozess hat diese Entwicklung radikal forciert. Hier wurde bereits eine globale Tendenz sichtbar: In Ostdeutschland hatte sich der Wandel in einer radikalen Beschleunigung vollzogen, wie sie in der westlichen Welt noch nicht vorgekommen war. Erst Jahre später sollte sich erweisen, dass das Tempo der Veränderungen in Ostdeutschland jedoch nichts Spezifisches gewesen war, sondern im Zeitalter von Globalisierung und Digitalisierung als typisch angesehen werden muss. Die nachholende Modernisierung war so auch zu einem vorausgehenden Entwicklungstrend geworden, zumindest was die Geschwindigkeit anbelangte.

			Von der Hoffnungslosigkeit zu neuen Hoffnungen

			Kohls aus Anlass der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion am 1. Juli 1990 in einer Fernsehansprache geäußerte Zuversicht, es würde niemandem schlechter gehen als zuvor und überall würden »blühende Landschaften« entstehen, entsprach exakt den Wunschvorstellungen der allermeisten Menschen im Osten, die am 18. März 1990 für die Allianz gestimmt hatten. Genug der Experimente, genug der Schaufenster, nun endlich wollte eine übergroße Mehrheit selbst im Schaufenster leben. Der Wahlausgang am 18. März 1990 war ein Hinweis darauf, wie stark die ostdeutsche Gesellschaft bereit war, die Diktatur gegen neue Heilsversprechen einzutauschen. Ganz offenkundig hatte der Osten die »Schnauze voll« von Zukunft. Kaum jemand hatte Lust, weiter auf den Sankt-Nimmerleins-Tag zu warten. Die Zukunft sollte jetzt und heute beginnen. Freiheit und Demokratie bedeutete für die meisten, »richtiges Geld« zu besitzen. Im Prinzip war das eine Situation, in der Kohl als Patriarch agieren musste – selbst wenn er es nicht gewollt hätte. Die Wahlversprechen und das Wahlverhalten waren sehr »populär«.

			In das Jahr 1989 gingen die meisten Ostdeutschen hoffnungslos – ohne Hoffnung, dass sich bald etwas ändern würde. Nur eine kleine Minderheit engagierte sich für Veränderungen. Eine größere Minderheit war so desillusioniert, dass sie wegging, flüchtete und große Gefahren für das eigene Leben in Kauf nahm. Von diesem Staat war nichts mehr zu erwarten, so das weitverbreitete Grundgefühl. Am Ende des Jahres war die Überraschung, Freude bei allen, ob aktiv oder passiv, schier grenzenlos – die Hoffnungslosigkeit hatte sich in pures Glück verwandelt, für die weitaus meisten Menschen ohne jegliches eigene Zutun. Die Gesellschaft ging dementsprechend in das Jahr 1990 und die folgende Wiedervereinigung – ganz anders als in das Jahr 1989 – mit sehr, sehr hohen Erwartungen. Sie waren gespeist von einer traditionellen Staatsgläubigkeit. Dieser neue Staat versprach dann auch das Blaue vom Himmel herunter – die Hochglanzkataloge der Versandhäuser und das Westwerbefernsehen schienen nicht mehr nur Schaufensterversprechen zu sein, sondern alsbald Lebensrealität. Der bundesdeutsche Staat würde schon dafür sorgen. Für Ostdeutsche änderte sich alles. Die kaum Grenzen kennenden Hoffnungen ­bargen ein sehr hohes Enttäuschungspotenzial bereits in sich, weil sich viele einer Täuschung hingaben: Der Staat würde alles richten. Viele Ostdeutsche führte der Westen tatsächlich zum Glück, zum Erfolg, zum erträumten oder wenigstens erwarteten Leben in Freiheit und Wohlstand. Viele andere nicht. Sie wurden tief enttäuscht, nicht nur, weil sie überzogene Hoffnungen gehegt hatten, sondern weil sie gar keine Chance bekamen, ein Leben jenseits staatlicher Alimentierungen zu entfalten. Heute erscheint Ostdeutschland wie vor 1989 als eine stark fragmentierte, tief gespaltene, in sich zerrissene und zerstrittene Gesellschaft. 

			Der größte politische Irrtum in Deutschland und Europa liegt am Beispiel Ostdeutschlands offen: Die Annahme, wer sozial befriedet und zufrieden sei, werde Demokratie, Freiheit und Rechtsstaat, sprich die westlichen Werte, wie von selbst stützen, stimmt nicht. In dem Maße, in dem die Ostdeutschen sozial im Westen angekommen waren, fingen sie an, sich von ihm zu distanzieren. Zunächst nutzte dafür ein Drittel bis zur Hälfte der Gesellschaft ab Mitte der 00er Jahre die PDS beziehungsweise Die Linke und andere Populisten, seit Mitte der 2010er Jahre die AfD und deren Umfeld. Dieses Reaktionsmuster ist kein typisch ostdeutsches. Es lässt sich so oder ähnlich in vielen Regionen der Welt beobachten. Anerkennung und Missachtung gehen Hand in Hand. Fehlt Anerkennung, wird das als Missachtung wahrgenommen. Anerkennung ist eine Bedingung für Selbstanerkennung. Anerkennung stellt eine oft unterschätzte Vorbedingung für gelebte Freiheit dar. Überall auf der Welt sehen wir große Gesellschaftsgruppen, die sich nicht anerkannt fühlen, die sich als zurückgesetzt wahrnehmen, die sich als ausgegrenzt bezeichnen. Es geht nicht einmal um die Frage, ob es so ist oder nicht – und meistens stimmt das durchaus –, denn tatsächlich ist die Macht von Emotionen wirkungsvoller als jede Sozialstatistik. Emotionen verbinden, Statistiken sind kalt.

			Ostdeutschland hat bis heute einen vergeblichen Kampf um Selbstanerkennung geführt. Die in der DDR existierende Spaltung der Gesellschaft schien 1989/90 kurzzeitig aufgehoben zu sein. Eine Illusion. Noch 1990 ist die alte politische Spaltung öffentlich geworden, die sich nun rasch durch neue Spaltungstendenzen aufgrund der gesellschaftspolitischen Entwicklungen erweiterte, verfestigte und zugleich von ihnen überlagert worden ist. Deswegen kann die heutige Situation in Ostdeutschland auch nicht allein mit den Jahren seit 1990 erklärt werden. Die ostdeutschen Erfahrungsräume im 20. Jahrhundert parzellierten die Gesellschaft – je nachdem, wie man wo in den verschiedenen Staatssystemen stand. Der Transformationsprozess hat das verstärkt, weil die hinzugetretenen Führungskräfte aus dem Westen fast durchweg mit anderen Erfahrungen, Einstellungen, Vorstellungen und Herangehensweisen Takt und Richtung vorgaben. Eine »Durchmischung« Ost und West fand nicht statt, »Westler« traten vorwiegend als Vorgesetzte in Erscheinung. Die »Ostler« nahmen sich als unterlegen, deklassiert und Befehlsempfänger wahr.6 

			Wer sind »Ostdeutsche«?

			Ostdeutschland wird heute als der geografische Raum der »DDR« verstanden. Dort (12,6 Mill.) leben heute weniger Menschen als in Nordrhein-Westfalen (18 Mill.), Bayern (13 Mill.) und nur knapp mehr als in Baden-Württemberg (11 Mill.). Bayern und Baden-Württemberg sind zusammen etwas so groß wie Ostdeutschland. Das erste Problem ergibt sich schon hier: Wozu zählt Berlin mit seinen 3,6 Millionen gemeldeten Einwohner*innen? Im früheren Ostteil der Stadt (rund 404 Quadratkilometer) sind 1,5 Millionen gemeldet, im Westteil (480) rund zwei Millionen. Berlin veranschaulicht das generelle Problem: Ost-Berlin gehört zu Ostdeutschland, zugleich nahm Berlin immer eine Sonderposition ein, auch seit 1990. Viele Ostberliner zogen nach 1990 in Westberliner Stadtbezirke. Noch mehr Menschen aus dem früheren Bundesgebiet wanderten im Laufe der letzten Jahrzehnte in frühere Ostberliner Stadtbezirke ein. Der Wohnort als Kriterium scheidet somit aufgrund starker innerdeutscher Migration aus: Millionen Ostdeutsche leben in den westlichen Bundesländern, Hunderttausende »Westdeutsche« in den östlichen.

			Daraus ergibt sich zwangsläufig das nächste Problem: Wenn der Wohnort kein Kriterium sein kann, wie steht es dann um die Herkunft trotz Wohnortes, aber ein Elternteil/die Eltern sind in diesen Wohnort eingewandert? Konkret: Was ist mit den westdeutschen Paaren, deren Kinder in Ostdeutschland geboren wurden und dort aufwuchsen? Was mit denen ihrer ostdeutschen Pendants im Westen? Und schließlich: Was ist mit den Kindern von Paaren, bei denen ein Elternteil eine östliche, das andere eine westliche Herkunft hat? Und hierbei wurden noch nicht einmal jene berücksichtigt, die selbst oder deren Eltern außerhalb Deutschlands geboren wurden. Was ist mit jenen Frauen und Männern, die als vielleicht 25-, 30-, 35-jährige vom Westen in den Osten gingen, um nach der Wiedervereinigung in den östlichen Bundesländern zu arbeiten und seither dort leben? Sind das immer noch Westdeutsche oder nicht doch eher Ostdeutsche oder die berühmten Wossis (Wessi + Ossi = Wossi)? Umgekehrt gälte das auch für die Ostdeutschen, die im Westen leben.

			Hier geht es ausdrücklich um Kategoriebildung, nicht um unsere Befindlichkeiten oder persönlichen Erfahrungen.

			Ich sehe keine andere Lösung, als »Ostdeutsche« an gemeinsamen Erfahrungsräumen zu »konstruieren«. Jede gesellschaftliche Gruppenbestimmung ist eine Konstruktion. Was also könnten gemeinsame Erfahrungsräume sein, die jemanden ostdeutsch erscheinen lassen? Für Menschen, die in der DDR aufwuchsen und lebten, ist das wegen der Normierung durch Staat und Gesellschaft, die auch auf den Alltag ausstrahlte, recht einfach: Kindergarten, Schule, Lehre, Studium, Betrieb, Einkommen, Konsum, Kultur, Rente, Sprache, Medien, Touristik – es gab eine Bandbreite und individuelle Möglichkeiten, sich dem Einheitszwang zu entziehen, zugleich aber – und dies ist entscheidend – waren all diese und viele weitere Erfahrungsräume für alle in der DDR sehr ähnlich. Niemand konnte sich der angestrebten staatlichen Uniformität entziehen, selbst der Aussteiger kannte sie und stieg gerade deswegen aus. Die Begrenzung der Erfahrungsräume konstruierte soziale Positionen, die viele nicht mochten, denen sie aber nicht entkamen – nicht einmal durch Flucht aus dem Land. »Wächter und Bewachte«, »Herr und Knecht« sind Schlüsselpaare in der Geschichte, die aneinandergekettet sind, sehr zum Verdruss der Bewachten und Geknechteten. Bricht die Zwangsbeziehung auseinander, wie zum Beispiel nach dem Mauerfall, ist man einander immer noch nicht los. Die Erfahrung bleibt eingebrannt. Selbst der radikale Gegenentwurf entsteht aus einer solchen Erfahrung. Und solche Erfahrungen werden an die Nachgeborenen weitergegeben, ganz unabhängig davon, ob darüber geredet wird oder nicht.

			Hinzu kommt, dass die Erfahrungsräume der Ostdeutschen nach 1989/90 neue Konturen angenommen haben: Auch wenn jeder etwas anderes erhofft und erträumt haben mag, die Erfahrung, einen als unabänderlich geltenden Zustand verändert, ja, beendet zu haben, war eine kollektive ebenso, dass in diesem Erfahrungsraum völlig neue, unerwartete Erfahrungen gesammelt wurden, die aber weiterhin an die Konstruktion des »Ostdeutschen« gebunden waren, das heißt Zugezogene konnten diese nicht als Gruppe sammeln, weil sie nicht dieser Gruppe angehörten.

			Seit einiger Zeit wird darum gestritten, was wohl prägender gewesen sei: die Zeit vor oder nach 1989. Geschichte kennt in ihrer Wirkung nicht jene Zäsuren, die wir ihr gern verpassen. Für Ostdeutsche gehört die Wiedervereinigung und 30 Jahre deutsche Einheit zu jenem Erfahrungsraum, der sie prägte. Auch in diesem Raum befinden sich ganz viele, unterschiedliche, oft gegensätzliche Erfahrungen. Diese mussten auch nicht in Ostdeutschland gesammelt werden.

			Kennzeichen von Ostdeutschen war es, sich dafür rechtfertigen zu müssen, ostdeutsch zu sein. Dafür gab es zwei Strategien: die Herkunft zu leugnen oder unentwegt darüber zu reden. »Ostdeutsch« ist eine Zuschreibung. Sie kann als Selbst- ebenso wie als Fremdbeschreibung erscheinen. Beides hat seine Berechtigung, weil wir ohne Gruppierungen und Zuschreibungen die Welt nicht geordnet bekommen. »Ostdeutsch« ist eine Herkunft, ein sozialer Ort, eine Erfahrung, für manche sogar »Heimat«. Es stellt eine Abgrenzung dar, die ausgrenzt.

			Viele sagen, die Unterscheidung in ostdeutsch und westdeutsch sei überflüssig. Im Prinzip stimmt das. Verwurzeltere Menschen, die womöglich seit ihrer Geburt in dem Landkreis leben, in dem sie geboren worden sind, und das sind in Deutschland immerhin fünfzig Prozent aller Menschen, werden das überwiegend etwas anders sehen. Sie fühlen sich als Friesen, Sauerländer, Niederbayern, Franken, Hessen, Thüringer, Sachsen oder Anhaltiner, als Dortmunder, Bochumer, Münchener, Berliner oder Rostocker, meist noch weitaus mehr als Angehörige einer ganz bestimmten Region, in Abgrenzung aber auch – mindestens im Osten – eben auch als Ostdeutsche. Alle Meinungsumfragen bestätigen das. Warum das so ist? Das hängt mit den gemeinsamen Erfahrungsräumen zusammen, die Ostdeutsche teilen. Und in die kommt der Zugezogene, oftmals als Vorgesetzter übrigens (!), nicht. »Ostdeutsch« ist keine Sache des Willens, auch nichts, was man ablegen könnte. Das hat bei den nach 1990 Geborenen nicht aufgehört. Insofern ist das Beharren darauf, es sei doch längst nicht mehr wichtig, woher jemand käme, ein gutes Indiz dafür, woher die ­Person kommt, die es formuliert. Fast nie ist es ein Ostdeutscher.

			Unbeachtet blieb bis jetzt allerdings der in der Wissenschaft diskutierte Umstand, dass der Begriff »Ostdeutsch« eine Konstruktion, ein »Othering« darstellt, der einer Macht- und Herrschaftslogik folgt, die in allen Gesellschaften zu beobachten ist, in Transformationsgesellschaften ganz besonders: Um ein bestimmtes exogenes Paradigma durchzusetzen, bedarf es kultureller »Begründungen« und von dort ist es zum »Othering« nur ein logischer Schritt. 

			Ich plädiere für einen Begriff »Ostdeutsche*r«, der die soziale Praxis als kulturellen Erfahrungsraum zur Grundlage hat, demzufolge ist »Ostdeutschsein« bestimmt durch die Sozialisation durch ostdeutsche Erfahrungspraxen, die eng an die Jahre bis 1989 und die ersten zehn bis 20 Jahre der Transformation gebunden sind.

			Für die Zukunft plädiere ich eher für die Auflösung der Konstruktion »Ostdeutsch« und würde auf eine stärkere Regionalisierung der Erfahrungsräume setzen, die sich nicht mehr an den alten Systemgrenzen orientiert. Regionalisierung in der Globalisierung ist ohnehin ein generelles Phänomen, das wir beobachten können.

			Kein Abschied von der Bundesrepublik

			Revolution und Wiedervereinigung konstituierten nicht nur »Ostdeutsche«. Das Jahr 1990 erfand auch die Bundesrepublik neu, zumindest ihre Geschichte, denn der rheinische Kapitalist und der Hamburger Antikapitalist fanden sich auf einmal auf derselben Seite der Barrikade, wenn es um ihre Erfahrungsräume und ihre Haltung zur »alten« Bundesrepublik ging, wieder. Ostdeutsche haben ganz nebenbei und absichtslos »die Westdeutschen« in den 1990er Jahren einander nähergebracht. 

			Die Wiedervereinigungsphrase war in den 1980er Jahren zu einer Lebenslüge der Bundesrepublik geworden. Die historischen Ereignisse trafen den Westen völlig unvorbereitet – in fast jeder Hinsicht. Der Gesellschaftstheoretiker Niklas Luhmann brachte es auf den Punkt: »Die Wiedervereinigung hat das Idyll, das die Bundesrepublik war, beendet.«7 Sein intellektueller Gegenspieler Jürgen Habermas sah das ganz ähnlich: »Es ist ja nicht so, als sei auch nur eines unserer systemspezifisch erzeugten Probleme durch den Sturz der Mauer gelöst.«8

			Als sich die Bundesrepublik und die DDR 1990 vereinten, war zwar viel vom neuen Deutschland die Rede. Tatsächlich hat kaum jemand zwischen Flensburg und Garmisch-Patenkirchen daran gedacht, dass es auch Zeit sei, die Bundesrepublik, wie sie bis dahin existierte, zu verabschieden. Dafür sah niemand einen Grund. Der Kommunismus verschwand, Deutschland wurde größer, Freiheit, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Kapitalismus hatten gesiegt. Was sollte noch passieren? Was sollte sich ändern? Man ändert doch nichts nach einem Sieg! So ungefähr dachte auch Joachim Löw nach dem WM-Triumph 2014 in Brasilien. 

			Westdeutsche Selbstbilder im Spiegel ostdeutscher Konstruktionen

			Arnulf Baring, Jahrzehnte einer der wichtigsten öffentlichen Intellektuellen der Bundesrepublik, warnte 1991 in einem Bestseller vor der »Ver-Ostung« der Bundesrepublik, vor der »Verwahrlosung«, der »Proletarisierung«.9 Im Osten kenne man keine »zielstrebige, harte und initiativreiche Arbeit. In der DDR blieb niemand, so der Politikwissenschaftler, der „energisch, zielstrebig, initiativreich war«.10 Damit nicht genug: »Das Regime hat fast ein halbes Jahrhundert die Menschen verzwergt, ihre Erziehung, ihre Ausbildung verhunzt.« Baring sagt nicht nur, das Regime wollte »hirnlose Rädchen im Getriebe, ... willenlose Gehilfen« erziehen, er meint, es sei ihm restlos gelungen: »Wir können den politisch und charakterlich Belasteten ihre Sünden vergeben, alles verzeihen und vergessen. Es wird nichts nützen; denn viele Menschen sind wegen ihrer fehlenden Fachkenntnisse nicht weiter verwendbar.«11 Mit anderen Worten: Ausschuss! 

			Arnulf Baring war nicht irgendein Spinner oder Außenseiter; er sprach aus der Mitte der bundesdeutschen Gesellschaft, er verkörperte sie geradezu.

			Die Forderung: »Anpassung«

			Die Reihe solcher Pauschalisierungen und Skandalisierungen ließe sich endlos fortsetzen. Sie bestätigen, wie viele einflussreiche Westdeutsche an einer Konstruktion namens »Ostdeutsche« werkelten. Der Subtext des »Einigungsprozesses« liegt in solchen Offenbarungen. Er lautete: Wir, die Westler, haben ein siegreiches, ein überlegenes System, und zwar in jeglicher Hinsicht. Nicht nur wirtschaftlich, politisch, kulturell, nein, auch die Menschen sind Euch überlegen. Ihr könnt zwar nichts dafür, Ihr seid gezwungen worden, so »verzwergt« (Baring) zu werden, nun müssen wir Euch halt umerziehen. Das wurde natürlich nicht Umerziehung oder Re­­education genannt, natürlich nicht, das Schlagwort der Stunde, des Tages, des Jahres, der Jahre seit 1990 lautete: »Anpassung«. Es war ein nicht gerade vornehmes Synonym für das, was in den folgenden Jahren folgte, den Ostdeutschen abverlangt worden ist. Anpassung als erzwungener und erwünschter Vorgang war nichts anderes als das unausgesprochene Umerziehungsprogramm.

			Anpassung hieß: Ihr müsst so werden, wie wir glauben, dass wir sind. Tatsächlich erwiesen Untersuchungen schon in der Umbruchzeit, dass die Wertehaltung der Ostdeutschen sich bezogen auf Liebe, Familie, Disziplin, Ehrlichkeit und Zuverlässigkeit nicht wesentlich von bundesdeutschen Erhebungen unterschied. Sie fiel sogar noch traditioneller aus und erinnerte an die 1950er Jahre.

			Natürlich, der Osten hätte sich allein ohne den Westen und vieler Westdeutscher im Osten nicht aus der Jauche ziehen können. Das ist keine Frage. Gerade der gesamte öffentliche Dienst auf allen Ebenen konnte nur mit der westdeutschen Erfahrung so schnell und reibungslos installiert werden. Es geht hier nicht um das Ob, sondern nur um das Wie.

			Durch den Untergang des Kommunismus fühlte sich der Westen derart in seinem Sein und Wesen bestärkt, dass er glaubte, seine Mission bestehe nun folgerichtig darin, den Rest – oder wenigstens Ostdeutschland und Osteuropa – nach seinem Ebenbild zu formen. Viele Westdeutsche, die nun in den Osten zur Arbeit kamen, reden noch heute darüber wie koloniale Abenteuerschriftsteller in vergangenen Zeiten über ihnen fremde Gesellschaften schrieben: neugierig, herablassend, patriarchalisch und vor allem immer wieder aufs Neue verwundert darüber, dass »dort« alles anders sei als »hier«. Passend dazu nannten die Beamten und Angestellten, die ab 1990 im Osten arbeiteten, ihren finanziellen Gehaltszugewinn »Buschzulage«. Überhaupt, fast alles, was im Osten geschah, wurde als »anders« markiert. Und nie wurde so getan, als ob das »andere« gleichberechtigt sei. 

			Das Repräsentationsproblem

			Dass die Parteiapparate, Armee und Polizei, Staatsapparat und Justiz ihre Spitzenkräfte verloren, war eine logische Folge der Freiheitsrevolution. Dass es aber viel weiter ging, hätte 1990 kaum jemand erwartet. Doch tatsächlich fand ein Austausch von Führungskräften größten Ausmaßes statt, so wie ihn zu Friedenszeiten in Europa noch keine Gesellschaft erlebt hatte. Drei Probleme erzwangen personelle Veränderungen: ­Tatsächlich war ein Teil der Führungskräfte, der technokratischen Führungselite, politisch diskreditiert. Zudem war die gesamte öffentliche Verwaltung im Osten aufgebläht und personell völlig überbesetzt. Und schließlich verlangte der Neuaufbau nach Kräften, die die bundesdeutsche Rechts-, Sozial- und Wirtschaftsordnung verinnerlicht hatten. »Aufbauhelfer« aus dem Westen waren daher unverzichtbar. Dass diese zur Verfügung standen, wurde viele Jahre als ein klarer Standortvorteil Deutschlands bewertet. Dass aber der Osten zum Karriereparadies für Westdeutsche wurde, damit hatte so niemand gerechnet.

			Zu den wichtigsten staatlichen Aufgaben gehörte unmittelbar nach 1990 der Neuaufbau der öffentlichen Verwaltung und des Justizwesens – zwei Grundpfeiler einer freiheitlichen Demokratie. Von Vorteil war, dass das bundesdeutsche System einfach nur übertragen zu werden brauchte. Alles musste neu errichtet werden – von funktionierenden Arbeits- und Sozial­ämtern über die kommunale Verwaltung bis hin zu einem dem Rechtsstaatsgedanken verpflichteten Justizwesen. Im Osten gab es keine Verwaltungsbeamten und Juristen, die diesen Aufbau hätten leisten können.

			Die Elitenrekrutierung ist eines der kompliziertesten und nachhaltigsten Kapitel im Transformationsprozess. Der Osten war auf diese Elite dringend angewiesen, ohne ihr Engagement war der Neuaufbau undenkbar. Und zugleich stellte sie eines der größten Probleme dar – nicht die Einzelnen, sondern die Elite als eine geschlossene, nur nach strengen Regeln und Auswahlkriterien zu betretende Gruppe. Sie kamen nicht als Gleiche unter Gleichen, sondern durchweg als Vorgesetzte. Die Behörden und öffentlichen Einrichtungen auf Landes- und Bundesebene in Ostdeutschland ­glichen jahrelang einer Pyramide: Je höher die Posten innerhalb einer institutionellen Hierarchie, desto geringer war die Chance, dass Ostdeutsche sie bekleideten. Es gab dazu keine Alternative – hört man bis heute vor allem von jenen, die an den Spitzen der Hierarchien standen und noch stehen. Das mag für das Justizwesen oder die Polizei zugetroffen haben, aber auch für technokratisch ausgerichtete Ämter? Bis 1995 hatten Kommunen, Länder und Bund rund 35.000 westdeutsche Beamte zeitweise oder für lange Zeit in den Osten entsandt.12 

			Einige sind aus dem Ruhestand aktiviert worden, manche ließen sich dauerhaft im Osten nieder. Richard Schröder hat darauf hingewiesen, dass der Bedarf an westlichen Fachleuten nicht als Entmündigung der Ostdeutschen beklagt werden könne. »Es setzt sich niemand ... gern in ein Flugzeug, wenn ihm erklärt wird: Der Pilot lernt grad noch.«13 Das stimmt. Doch stimmte es auch, dass es gar keine »Piloten«, sprich keine potenziellen Führungskräfte außerhalb politischer Wahlämter im Osten gab? Nein, das stimmte nicht. Und mussten nicht auch die entsandten Westler lernen? Ihnen die Lernwilligkeit zuzumuten, Ostlern diese per se abzusprechen, ist wohl nicht das, was mit »auf Augenhöhe« in den 1990er Jahren theoretisch gemeint war. Es war eine Machtfrage. Macht hat man, Herrschaft wird erworben oder übertragen (Hannah Arendt).

			Die in den Osten entsandten westlichen Experten galten als »Aufbauhelfer Ost«, eine besondere Form von »Entwicklungshelfern«, beide Begriffe drücken unmissverständlich die Überlegenheit der gemeinten Person aus. Verfassung hin, Grundgesetz her – »Aufbauhelfer Ost« zementierten entgegen ihrer Entsendungsintention die kulturellen und mentalen Gräben zwischen »Helfern« und »Hilfsbedürftigen«, zwischen Ostlern und Westlern. Das erfolgte strukturell bedingt. Wenn die »eine Herkunft« der »anderen Herkunft« unentwegt und zwar strukturell erläutert, wie es läuft, ergibt sich zwar nicht zwangsläufig das Figurenpaar vom Herrn und seinem Knecht, aber sehr wohl das vom Überlegenen und Unterlegenen, ein patriarchales Dienstverhältnis, aus dem es kein Entkommen gibt. Noch heute berichten »Aufbauhelfer« mit diesem Gestus: »Die Geschichten klingen wie Räuberpistolen aus einer anderen, einer erfundenen Welt.«14 Selbst Anerkennung erscheint so als Teil eines Unterwerfungsrituals oder schlicht als großkotzige Demütigung. Dass das Auftreten dieser »Aufbauhelfer Ost« vielfach – natürlich nicht durchgängig! – zur Zementierung der Vorurteile beitrug, erscheint nur als Randnotiz angesichts der durch diese Praxis strukturell bedingten Ungleichheit der Lebensbiografien.

			»Aufbauhelfer« sind eine interessante westliche Kategorie. Sie helfen anderswo aus, damit es »anderswo« genauso wird, wie sie es bei sich zu Hause kennen und bereits haben. Im Osten fiel ihnen auf: Die Menschen waren anders, die Straßen, die Geschäfte, der Geruch, der Krach, die Kultur, einfach alles. Unerhört eigentlich. Und doch eine allgemeine Erscheinung, eine allgemeine Erwartung. Die globale Tourismusindustrie hat darauf längst reagiert: Die Umsteigeflughäfen weltweit ähneln sich; die Hotelketten, das Frühstücksbuffet, die Poollandschaften – egal, aus welchem Schiff und Flugzeug man fällt, man fällt ins gewohnte Bett. Die wunderschöne Insel Mallorca ist auch deswegen in Verruf geraten, weil deutsche und englische Touristen und ihre Reiseagenturen aber auch alles dafür taten, dass sie sich »heimisch« fühlen. Und genau das beklagten die westdeutschen Aufbauhelfer: Sie fühlten sich nicht heimisch.

			Wie gesagt, der so konzipierte Aufbau Ost wäre ohne das Personal aus dem Westen so nicht möglich gewesen. Hätte die Politik eine andere Kultur des Umgangs miteinander befördern können? Das ist schwer zu beantworten, mindestens jedoch auf einem entscheidenden Feld hätte die Politik ein deutliches Zeichen setzen können: Ja, wir sind jetzt ein neues Gemeinwesen, bei dem zwar die bundesdeutsche Wirtschafts-, Sozial- und Rechtsordnung auf den Osten übertragen wird – woran auch fast niemand Kritik übte –, aber wir geben uns die erste gesamtdeutsche Verfassung, so wie es die Väter und Mütter des Grundgesetzes 1949 mit Artikel 146 vorgesehen hatten. Noch mehr freilich wäre notwendig gewesen, andere Karrierewege als die im Westen üblichen zu ermöglichen und vielleicht sogar zu fördern.

			Der Austausch der Funktionselite zum Teil bis auf die mittlere Ebene blieb kein einmaliger Vorgang. Abgesehen von dem Umstand, dass es in Westdeutschland »natürlich« zu keiner Durchmischung kam, fiel der Anteil der Ostdeutschen in den Führungspositionen sogar ab. Blieb er in den Spitzen von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft seit den 1990er Jahren durchweg deutlich unterrepräsentiert,15 so nahm er im Laufe der fast drei Jahrzehnte bei oberen und mittleren Führungskräften kontinuierlich ab.16 In den obersten Etagen sind Ostdeutsche bei einem Bevölkerungsanteil von etwa 17 Prozent mit ein bis vier Prozent deutlich unterrepräsentiert. Aber auch bei den oberen und mittleren Führungspositionen in der öffentlichen Verwaltung, in wissenschaftlichen Institutionen, an Universitäten und Hochschulen, im Justizwesen in den östlichen Bundesländern beträgt der Anteil Ostdeutscher durchschnittlich weniger als ein Drittel, wohlgemerkt geht es hier nur um Institutionen im Osten.17

			Die Idee vom Neuaufbau schloss ein, dass die Ostdeutschen nicht ausgeschlossen würden. Nirgends aber ist das so deutlich erfolgt wie in der Rekrutierung der Eliten und Führungskräfte. Angela Merkel, Joachim Gauck, Matthias Platzeck (SPD-Chef 2005/06) oder Johanna Wanka, die als erste Ostdeutsche in einem westdeutschen Bundesland Ministerin war (2010 bis 2013 in Niedersachsen), Erika Franke (Generalin in der Bundeswehr), Karola Wille (MDR-Intendantin), Kathrin Menges oder Hauke Stars (Vorstände von DAX-Unternehmen) stellen seltene Ausnahmen in solchen Spitzenämtern dar. Die Bundeskanzlerin und der Bundespräsident trugen sogar unbeabsichtigt zur Verschleierung des Problems bei, weil gerade unter Verweis auf sie häufig betont wurde, es gehe doch, wenn man sich »anstrenge«. 

			Der rigide Austausch der gesamten ostdeutschen Elite, der Funktionärs- und Dienstklasse, der Führungskräfte, nicht nur der obersten Spitzen trug erheblich zur Demütigung eines Teils der Ostdeutschen bei, und zwar nicht nur der direkt Betroffenen und ihrer Familien. Dass frühere DDR-Führungskräfte in der Immobilien-, Versicherungs- und Finanzbranche unterkamen, wie es positiv immer wieder erwähnt wird,18 berührt das Problem des ostdeutschen Eliten- und Führungskräfteaustauschs hingegen nicht einmal am Rande. Das klingt sogar zynisch, zumal gerade in diesen Bereichen Anfang der 1990er Jahre in großflächigen Werbekampagnen besonders einstige SED-Kader gesucht worden sind, weil man auf deren erwiesene Loyalität (!) setzte. 

			Besonders absurd und folgenreich ist es, dass Ostdeutsche nicht einmal in den Deutungseliten vertreten sind, wo es um den Osten geht. Es stritten »Westdeutsche« über »Ostdeutschland«, weil nur »Westdeutsche« über wissenschaftliche Machtpositionen verfügten (zum Beispiel gibt es keinen einzigen Lehrstuhl für DDR- oder Kommunismusgeschichte, kein einziges zeithistorisches relevantes Forschungsinstitut wurde seit 1990 von einem Ostdeutschen geleitet). Ostdeutsche waren und sind mehr oder weniger Zaungäste bei wissenschaftlichen Debatten über ihre Vergangenheit, weil sie in den akademischen Institutionen allenfalls Subpositionen innehaben. Und auch in all den grundsätzlichen Debatten, in denen es um Deutungshoheit, öffentlichen Einfluss und um finanzielle Mittel geht, waren ostdeutsche Wissenschaftler*innen so gut wie nicht beteiligt, weil sie nicht auf jenen Kommandohöhen agierten, auf denen Hoheit und Einfluss verhandelt werden und denen andere auch zuhören.

			Überrascht wurde der Osten von der westdeutschen Führungsmentalität. Der Witz über das 13. Abiturjahr und wozu der Wessi es benötigt, ist bekannt. In solchen Witzen drückten sich der Missmut und die Gegenwehr der sogenannten »kleinen Leute« aus. Besonders beliebt war der Spruch: »Der Ossi, der ist schlau, er stellt sich dumm, beim Wessi ist es andersrum.« Da schimmert ein Selbstbewusstsein durch, das verletzt war. Selbst kulturelles Kapital und erworbenes Wissen, das nun nicht mehr benötigt würde, führte so mancher ins Feld: »Вер дас лезен канн, ист кейн думмер весси!« (Wer das lesen kann, ist kein dummer Wessi!) Es waren mehr Verzweiflungsgesten, die niemand ernst nahm, obwohl sie es verdient hätten. 

			Zwar war der Ruf nach westdeutschen Eliten und hohen Führungskräften 1990 laut und eindeutig,19 aber niemand hatte sie als Fischer gerufen, die ihre Netze hinter sich herschleppen und damit Ostdeutschland feingliedrig überziehen. Ihre Netzwerke blieben westdeutsch dominiert. Eliten rekrutieren sich aus sich selbst heraus. Ihre Homogenität zu durchbrechen, in sie einzubrechen, erwies sich bis heute als unmöglich. Es liegt hier kein individuelles Versagen vor. Die Karrierekultur, ganz einfach: Die Herkunft verhinderte das. Natürlich nicht, weil jemand sagte, Ostdeutsche werden ausgegrenzt. Nein, Ostdeutsche sind in den Räumen, in denen sich Eliten in Privatschulen, in Wirtschafts- und Unternehmerverbänden, in Karnevalsvereinen, in Clubs der Einkommensstarken und so weiter rekrutieren, woher sie sich eben kennen, einfach nicht vertreten. In der Wissenschaft waren sie nicht Teil der Netzwerke westdeutscher Professoren. Fast alle Neuberufenen brachten ihre Assistenten aus dem Westen mit in den Osten.

			Das hat fatale Folgen. Eliten und Führungskräfte zählen zu den Deutern und Sinngebern, den Erklärern und Identitätsstiftern. Das sind sie ganz unabhängig von ihrer Herkunft. Nun stellen wir uns einmal vor, in Bayern oder Schleswig-Holstein, Hamburg und Bremen würden ab morgen an allen Universitäten, Hochschulen, in allen Zeitungsredaktionen, Fernsehstationen, in sämtlichen Behörden und Verwaltungen, Verbänden, Gewerkschaften, Kirchen, überall also Personen das Sagen haben und die »Richtlinienkompetenz« ausüben, die durchweg anderswo als im benannten Süden oder Norden Deutschlands aufgewachsen sind und sozialisiert wurden. Glaubt irgendjemand ganz unabhängig von der Frage, warum der Austausch stattfinden musste, dass dies für die Gesellschaft von Vorteil wäre? Führungskräfte sind Personen, die das Tempo, die Richtung, die Lautstärke angeben; von ihnen hängt Zusammenhalt und Zusammenarbeit entschieden ab. Sie sind Motivationsmotoren oder auch Motivationskiller. Deshalb gehört es zu jeder Unternehmenskultur dazu, nicht nur die Führungskräfte ständig zu schulen, sondern auch nach Prinzipien zu rekrutieren, die dem Gemeinwesen förderlich sind. Im Osten sind diese außer Kraft gesetzt worden. Das hing vor allem mit folgendem Umstand zusammen: Die Rekrutierung erfolgte ausschließlich nach Kriterien, die im Westen angewandt und als erfolgreich anerkannt worden sind. Es kamen daher nur Westeliten in Frage, weil Ostler die Kriterien unmöglich erfüllen konnten. Es ist ein Irrglaube, es gehe um Anstrengung. Niemand würde behaupten, dass im Westen nicht auch Flaschen den Aufstieg schafften. Ostler dürfen keine Flaschen sein, um aufsteigen zu können. Sie sollen nicht nur gleich gut, sie müssen besser sein.

			Die Eliteproblematik ist fatal, weil in die gesellschaftliche Realität runtergebrochen, dadurch Westler Ostdeutschen unentwegt nicht nur erklären, wie es zu laufen hat, sie erklären ihnen auch ihre eigene Geschichte. Gerade beim Rechtspopulismus kommt so im Osten zweierlei zusammen und macht ihn besonders aggressiv: Die dem Rechtspopulismus eigene unversöhnliche Kritik an den »abgehobenen Eliten«20 trifft sich im Osten mit der ebenso unerbittlichen Kritik am Westen. AfD oder Pegida müssen nicht in zwei Richtungen zeigen, wenn sie auf den Feind deuten wollen. Die Elite in Ostdeutschland verkörpert beide Feindbilder gleichermaßen.

			Die wirtschaftliche Übernahme Ostdeutschlands

			In allen schriftlichen Überlieferungen der Menschheitsgeschichte können wir erfahren, dass unsere weisen Vorfahren nichts gegen Veränderungen hatten, aber immer mahnten, diese dürften nicht maßlos erfolgen, um die Menschen nicht zu überfordern. Reformen müssten, so der athenische Politiker Solon im 7./6. Jh. v. Chr., von ihrem Ende, ihren Auswirkungen her gedacht werden. Das Neue müsse sich daran orientieren, was die Gesellschaft er- und vertragen könne. Solche Überlegungen finden sich immer wieder, ob in der Verantwortungsethik von Max Weber oder den Grundüberlegungen des Ordoliberalismus, die der sozialen Marktwirtschaft von Ludwig Erhard zugrunde lagen. Gesellschaftliche Interessen müssten abgewogen und ausgeglichen werden. Eine Balance-Politik vermeidet sowohl zu viel als auch zu wenig Veränderung, sondern sucht die Mitte. Solche Erwägungen spielten nach 1990 für Ostdeutschland keine Rolle. Das Modell war denkbar einfach: Die ostdeutsche Wirtschaft wird einer radikalen Umgestaltung unterzogen und für die Marktwirtschaft fit gemacht. Die Verwerfungen, die dabei entstehen, würde der Sozialstaat auffangen und abfedern.

			Die Wirtschaft der DDR wurde der radikalsten Schocktherapie im postkommunistischen Europa unterzogen. Der wirtschaftliche Absturz war immens. Im Oktober 1990 hatte sich die industrielle Erzeugung in Ostdeutschland im Vergleich zum Vorjahr halbiert. Seit 1. Juli 1990 gingen Tag für Tag 10.000 Arbeitsplätze verloren. Im Osten brach alles zusammen, der Westen erlebte einen Konjunkturaufschwung – für die Mentalität der Einigung und den Stopp der Ost-West-Wanderung denkbar schlechte Bedingungen.

			Die ostdeutschen Banken und Sparkassen sind durchweg weit unter ihrem Wert an westdeutsche Finanziers (zum Beispiel Deutsche Bank, Dresdner Bank) verkauft worden. Insgesamt gaben westdeutsche Banken 412 Millionen Euro für den Kauf von DDR-Banken aus und erwarben damit Altschuldenforderungen in Höhe von 22,25 Milliarden Euro. Das war eines der einträglichsten Geschäfte, denn die Banken kauften nicht nur die Strukturen (Gebäude, Grund und Boden, Kundenunterlagen) weit unter Wert, sie erhielten ebenso die Schulden und Kreditforderungen. Die Gewinne häuften sich hier zu vielen, vielen Milliarden.

			So wie CDU und Banken sich bestehende Strukturen im Osten mehr oder weniger zum politischen oder finanziellen Spottpreis aneigneten, so verfuhren auch die großen Versicherungen (zum Beispiel Allianz): Sie kauften das ostdeutsche Versicherungswesen spottbillig auf und strichen Unternehmensgewinne in neuen Dimensionen ein. Ebenso ist mit den Stromnetzen verfahren worden, die an bundesdeutsche Konzerne (zum Beispiel PreussenElektra, RWE, Bayernwerk) verramscht wurden, oder mit den Tageszeitungen der DDR. Ungeschrieben ist dabei bislang das Kapitel der vereinigungsbedingten Kriminalität, ein Begriff, den von 1991 bis 2000 eine polizeiliche Behörde praktisch im Namen trug, Zentrale Ermittlungsstelle Regierungs- und Vereinigungskriminalität (ZERV). Die historische Forschung hat hier noch ein weitgehend unbeackertes Forschungsfeld vor sich liegen.

			Die Schere zwischen Ost und West blieb über all die Jahre bestehen. Der Aufholprozess stagnierte, der Osten blieb seit Mitte der 1990er Jahre etwa bei einer Wirtschaftsleistung von zwei Dritteln des Westens stehen, seit einigen Jahren wird wieder ein leichter Rückgang der Leistung verbucht. Die verantwortlichen Regierungen verwiesen mit Recht auf die unglaublichen Mittel, die zur Verfügung gestellt wurden, auf die hohen Transferleistungen, auf ein schmuck anzuschauendes Ostdeutschland zwischen Ostseeküste und Erzgebirge. Ihrem wichtigsten Argument, dass die Lebensverhältnisse »gleichwertig« seien, kann man bei einem Blick in entsprechende Statistiken kaum widersprechen. Allerdings bedurfte es dafür einer Grundgesetzänderung. Bis 1994 war dort in Artikel 72 von der »Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse« die Rede, erst danach wurde der Artikel um den Aspekt der »Gleichwertigkeit« erweitert. Dass sich Ostdeutschland in fast 30 Jahren deutscher Einheit der westdeutschen Wirtschaftsleistung aber nur um ganze 22 Prozent angenähert hat und konsequent bei zwei Dritteln stagniert, geht in diesen Rechnungen schnell unter.

			Die Ursachen dafür sind komplex. Den hohen Sozialtransferleistungen standen rücksichtslose Privatisierungen und ein weitgehender Verzicht auf Subventionen und staatliche Eingriffe gegenüber. Der globale Druck machte Ostdeutschland mit seinen hohen Lohnkosten für internationale Investoren unattraktiv. Die westdeutsche Wirtschaft sah in Ostdeutschland nur einen Absatzmarkt. Die Effekte durch die boomende Bauwirtschaft waren nicht nachhaltig. Nichts verdeutlicht den ungeheuren Zugewinn an Lebensqualität mehr als die modernisierten und restaurierten Städte, die rekultivierten Landstriche und die hochmoderne Infrastruktur Ostdeutschlands. Umso pessimistischer stimmt die Wirtschaftslage. Der Hauptgrund dafür dürfte anderswo liegen: Ostdeutschlands Wirtschaftsstruktur hat längst nicht den erhofften Schub durch einen erneuerten Mittelstand erfahren. Und die ostdeutsche Wirtschaft agiert immer noch überwiegend als »verlängerte Werkbank«. Nach wie vor stehen keine relevanten Unternehmenszentralen, keine Stammbetriebe in größerer Anzahl und kaum industrieeigene Forschungs- und Entwicklungszentren in Ostdeutschland. Von den 500 wichtigsten deutschen Unternehmen haben nur sieben ihren Sitz in Ostdeutschland.

			Der Zusammenbruch der Arbeitsgesellschaft

			Die deutsche Einheit wird häufig als technokratischer Prozess dargestellt, der vor allem Geld verschlungen habe. Die gesamten »Transferleistungen« seit 1991 werden mal mit einer, mal mit 1,5, mal mit zwei Billionen Euro angegeben. Das ist eine so unfassbar hohe Summe, dass es fast schon unwichtig erscheint, wie hoch sie nun wirklich ausfiel.

			Die DDR war eine Arbeitsgesellschaft. Die ostdeutsche Arbeitsgesellschaft war als eine Rundumversorgung organisiert, von der Wiege bis zur Bahre. Der komplette Zusammenbruch der ostdeutschen Arbeitsgesellschaft von einem Tag auf den anderen konnte gar keine anderen als verheerende Folgen nach sich ziehen. So gesehen ist weniger die Friedlichkeit der Revolution 1989/90 das Wunder, sondern die Friedlichkeit des ostdeutschen Transformationsprozesses 1990 bis 2005. Die Menschen verloren nicht nur ihre Arbeit, sondern auch ihre sozialen Beziehungen und ihren sozialen Zusammenhalt, die größtenteils über die Arbeit gestiftet und gelebt wurden. Es gab fast nichts, was nicht mit der Arbeit im engsten Zusammenhang stand: Einkommen, Freizeit, Urlaub, Gesundheitsvorsorge, Krankenbetreuung, Kultur, Rentnerbetreuung, Freundschaftsbeziehungen, Liebe und Sexualität, Feierkultur, Kinderbetreuung. Der Wertehorizont ist hier wesentlich geprägt worden.

			Diese Welt war den Westdeutschen, als sie ab 1990 den Ostdeutschen halfen, »im Westen anzukommen«, nicht nur vollkommen fremd, sie haben sie überwiegend gar nicht wahrgenommen, konnten sie auch nicht wahrnehmen, weil sie institutionell zerstört war, bevor sie sie hätten erleben können. Es geht dabei gar nicht darum, diese Verhältnisse zu idealisieren – ich habe sie gehasst und mich ihnen schon als Jugendlicher, soweit es im System ging, frühzeitig entzogen –, aber sie müssen zur Kenntnis genommen werden, um zu verstehen, was Millionen verloren. Denn der Gewinn an Freiheit, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie stellt sich für die einen, wie für mich, als uneingeschränkt positiv dar, verbunden mit keinerlei Verlusten, nur mit Gewinnen. So sah und sieht das aber nur eine Minderheit. Für die übergroße Mehrheit bedeuteten Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit nur einen Zugewinn, dem Verluste gegenüberstanden. Damit meine ich nicht die Gruppe der 200.000, 300.000 oder wegen mir 500.000 – so viele waren es wohl nie – überzeugten SED-Kommunisten. Sie sind sozialstatistisch vernachlässigbar. Gemeint sind jene in der DDR lebenden ­Menschen, die ganz und gar überwiegende Mehrheit, die sich missmutig eingerichtet hatte, loyal, durchaus widerspruchsbereit, nörgelnd, opportunistisch, ihr Menschenrecht auf Anpassung wahrnehmend, die über Jahre und Jahrzehnte im System sozialisiert wurden, die angenehmen Seiten mitnehmend, die nervigen hinnehmend. 1989/90 konnten Letztere abgestreift werden, ohne dass die Menschen selbst aktiv werden mussten. Ab 1990 gingen ihnen auch die angenehmen Seiten verloren. Das Kollektiv löste sich auf, die Einzelnen versuchten, sich gesellschaftlich neu zu erfinden, was schwierig war, da es keine Orientierungs- und Haltepunkte gab. Nicht einmal der Weg zum Arzt war der gleiche. Zuvor musste erst einmal unter gefühlt 500 Versicherungen die richtige ausgewählt werden und niemand half einem. Alles flog einem um die Ohren. In einer solchen Situation schauen sich Menschen um und fragen sich: Und wie war es eigentlich früher? Siehe da, viele fanden nun, früher war es einfacher, übersichtlicher, kuschliger.

			Das Unverständnis für Ostdeutschland

			Es kam nun aber hinzu, dass viele Westler oder Ostdeutsche wie ich dieser Rückbesinnung verständnislos und ablehnend gegenüberstanden. Ignorant und arrogant wurde nämlich missachtet, dass die Ostdeutschen mit dem Untergang der DDR-Arbeitsgesellschaft auch einen Großteil ihrer Lebenszusammenhänge und -organisationsformen, sprich ihrer Lebenskultur und -qualität verloren hatten. Die Lebensqualität messen Wissenschaftler, Politikerinnen und Journalisten fast durchweg an Kennziffern: Wie sind die Haushalte technisch ausgestattet? In welchem Verhältnis stehen Einkommen und Ausgaben? Kommt es zur Kapitalbildung und wenn ja, wie? Wohin reisen die Menschen? Solche Fragen sind relevant, weil sie den meisten Menschen wichtig sind und solche Kennziffern können gut zeigen, wie viele nicht teilhaben können. Der Osten holte im Konsum rasant auf – 1992 sah es in ostdeutschen Wohnzimmern im Prinzip so aus wie in westdeutschen, vielleicht nur einen Tick moderner, weil gerade erst alles angeschafft worden war. Das Problem: Wenn man erst einmal alles hat, was man glaubt zu benötigen, ist man auch nicht glücklicher, weil man den vorherigen Zustand schneller vergisst als die neuen Geräte kaputt gehen oder veraltet sind – und dies geht bekanntlich ziemlich schnell.

			Mobilität als Problem

			Die Mobilität, die seit 1990 den Ostdeutschen abverlangt worden ist, stellte einen radikalen soziokulturellen Bruch mit der bisherigen, des in jeder Hinsicht immobilen Zustands dar. Das unglaublich hohe Tempo der Monate 1989/90 ist nahtlos von einer ebenso hohen Veränderungs- und Transformationsgeschwindigkeit abgelöst worden. Dabei gab es eine Kontinuität, die Ostdeutschland ganz entscheidend prägte: der Weggang. 

			Nach 1990 gingen Ostdeutschland Hunderttausende vorwiegend junge Leute verloren. Von ihnen profitierten andere Regionen Deutschlands. Dass sie Ostdeutschland in vielerlei Hinsicht fehlen, scheint unbestritten. Von 1949 bis 30. Juni 1990 sind über fünf Millionen Ostdeutsche nach Westdeutschland gegangen. Das entspricht der Einwohnergröße von Norwegen, Irland oder Finnland.

			Mit der staatlichen Einheit war die innerdeutsche Migration nicht beendet, bis 1997 kamen rund 1,5 Millionen Personen hinzu. Trotz Zuwanderungen aus der alten Bundesrepublik wies Ostdeutschland (ohne Berlin) 2017 insgesamt rund zwei Millionen weniger Einwohnerinnen und Einwohner auf als 1991.

			Zwei demografische Faktoren verstärken die pessimistischen Zukunftsaussichten speziell für Ostdeutschland: Die Landflucht nimmt immer mehr zu – ein typischer Trend für westliche Gesellschaften, der in Ostdeutschland besonders dramatische Ausmaße angenommen hat. Eine chronische Unterversorgung in der medizinischen Betreuung ist nur eine von vielen negativen Begleiterscheinungen. Und die Gesellschaft ist einem fortwährenden Alterungsprozess ausgesetzt – in Europa ist nur die (sehr spezielle) Bevölkerung Monacos älter als die deutsche. Die Alterspyramide der Gesellschaft setzt den Sozialstaat gehörig unter Druck. Deutschland und weite Teile Europas sind davon betroffen – und Ostdeutschland wiederum aufgrund der massenhaften Abwanderungen nach 1990 ganz besonders. Abgehängte Gebiete mit einer stark überalterten Bevölkerung sind in allen ostdeutschen Bundesländern der Normalfall gesellschaftlicher Realität. Aber auch dies ist keine ostdeutsche Besonderheit, sondern es ist die gegenwärtige Normalität westlicher moderner Gesellschaften. Allerdings ist in Ostdeutschland die Radikalität der Entwicklung, das enorme Tempo, in dem sie sich vollzog, spezifisch. Die massiven Schrumpfungen traten hier sozusagen über Nacht ein.

			Wie weiter?

			Ostdeutsche tragen einen prall gefüllten Rucksack der Geschichte mit sich. Anders als die Westdeutschen kannten sie bis 1990 keine kollektiven demokratischen und freiheitlichen Erfahrungen. Allerdings bedeutet Sehnsucht nach Freiheit und Demokratie noch lange nicht, auch zu wissen, wie es eigentlich in der Realität geht, wie beschwerlich Freiheit und Demokratie tatsächlich sind, und weitaus anstrengender als irgendeine andere gesellschaftliche Form des Zusammenlebens. Wenn man das nicht erlernt hat, wird es schwierig, den Staat zu akzeptieren, obwohl er doch diese Lebensform garantiert. Man muss sie auch erlernen wollen.

			Bis zum Herbst 1989 hatte es keinen Demokratisierungsprozess im Osten Deutschlands gegeben. Das Fatale daran war zudem, dass die Kommunisten bis zum Untergang 1989/90 permanent versuchten, ihr System mit Begriffen wie Demokratie, Freiheit, Rechtssicherheit, Parteien, soziale Sicherheit zu erklären, zu verteidigen und zu legitimieren. Niemand konnte sich der ideologischen Dauerbeschallung entziehen. Niemand! 

			Anders als eine demokratische Gesellschaft basiert eine Diktatur nicht auf Vertrauen; sie benötigt sie nicht einmal. Eine repräsentative Demokratie setzt Vertrauen jedoch voraus. Wenn sich kein Vertrauen bildet, ist es schwierig, ein demokratisches Bewusstsein zu entwickeln, demokratisch zu denken und somit Demokratie zu leben.

			Traditionen und Diskurse haben die Eigenart, dass sie wirken und mächtig sind, ohne dass wir sie kennen, ohne dass wir sie erkennen, ohne dass wir von ihnen erfahren müssen. In Ostdeutschland scheinen drei Diskurs­stränge besonders ausgeprägt zu sein: illiberales Denken, Nationalismus und Rassismus. Alle drei hängen eng miteinander zusammen. Sie äußern sich im Ruf nach einem starken Staat und der Sehnsucht nach einer »homogenen Gesellschaft«, in der Ausgrenzung von Lebensformen, die angeblich von der eigenen Tradition abweichen. Die Zukunftsvision besteht in einer homogenen, intakten, warmen und solidarischen Gesellschaft, die nicht den Verwerfungen der Gegenwart ausgesetzt ist, und die in allen Ländern in der jüngeren Vergangenheit angeblich schon einmal existiert habe. Der Ruf nach vorn wird ganz bewusst als ein Schritt (oder mehrere Schritte) zurück dargestellt.

			Gegenwärtig scheint es, als führte Ostdeutschlands Weg zu einem autoritären Populismus. Wie immer in der Geschichte gibt es jedoch genügend Anlässe für Hoffnung. Denn auch in Ostdeutschland lässt sich noch längst keine Mehrheit von Populisten vereinnahmen. Noch hält die Mehrheit an Demokratie und Freiheit fest. Dennoch ist ein weiterer Rechtsruck eines Teils der ostdeutschen Gesellschaft zu befürchten. Das größte Pro­­blem besteht gegenwärtig darin, dass Ostdeutschland, so wie Politik agierte und Gesellschaft reagierte, in vielerlei Hinsicht den Entwicklungen in Westdeutschland, aber auch in anderen Teilen Europas immer nur wenige Schritte voraus war. In seiner Entwicklung könnte man Ostdeutschland als Labor der Globalisierung verstehen, dessen Erkenntnisse Demokratinnen und Demokraten ernst nehmen sollten. Sie sollten daraus Schlüsse ziehen, um zu verhindern, dass weitaus mehr ins Schlingern gerät als »nur« Ostdeutschland.

			Die Perspektiven der Forschung

			Nunmehr über 30 Jahre nach der Wiedervereinigung scheint es, als stünde die Forschung vor einem Paradigmenwechsel. Der öffentliche Blick auf die glückliche deutsche Wiedervereinigung weitet sich. Es geht nicht mehr allein um Struktur-, Wirtschafts-, Finanz- oder Sozialdaten. Das Forschungsinteresse war drei Jahrzehnte lang bevorzugt auf diese Bereiche gerichtet. Nun stehen die kulturellen Folgen des Wiedervereinigungs- und Transformationsprozesses zunehmend im Zentrum der Betrachtung. Das irritiert nicht zuletzt viele Akteure des Einigungsprozesses, weil »weiche Interpretationen« und »harte Daten« oft in einem geradezu unauflösbaren Konflikt gegenüberstehen.

			Bislang haben diese Akteure die Deutungshoheit beansprucht. Sie neigen in eigenen Angelegenheiten nicht zu übermäßiger Kritik. Wer die Folgen der deutschen Einheit kritisierte, galt nahezu 30 Jahre lang als Verharmloser der SED-Diktatur. Diesen unsinnigen Reflex gibt es zwar auch heute noch, er ist aber doch deutlich abgeschwächt. Das hängt damit zusammen, dass die Akteure der Einheit selbstverständlich ihre Deutungshoheit an die nachfolgenden Generationen Stück für Stück (schmerzvoll) abgeben (müssen). Aber es zeichnet sich ab, dass die technokratischen Rechnungen, wie sie gern von Politiker*innen oder konservativen Publizist*innen aufgemacht werden, nämlich wie viele Milliarden (Billionen) im Zuge des Transformationsprozesses von West nach Ost gelangten, als Narrativ und Erklärung (wofür eigentlich, außer dem Bemühen, die im Grundgesetz festgelegten Normen einzulösen?) nicht mehr hinreichend sind. Das betrifft auch das Erklärungsmuster, dass die wirtschaftliche Schwäche Ostdeutschlands Folge der SED-Wirtschaftspolitik und des Vernichtungsfeldzuges gegen den Mittelstand sei. 30 Jahre nach der Einheit klingt das nicht mehr überzeugend, auch wenn die Strukturfolgen ebenso wie die mentalen Folgen der SED-Diktatur nicht unberücksichtigt bleiben dürfen. Und genau das versucht die jüngere Forschung über Ostdeutschland: die Zeit von 1970 bis zur Gegenwart in ihren Entwicklungsetappen in einem Zusammenhang zu sehen. Damit wären wir wieder bei den eingangs angestellten Überlegungen zu den Fragen der Zäsuren in Geschichtsdarstellungen.

			Die Gesamtbilanz nach drei Jahrzehnten Ostdeutschlandforschung fällt durchaus zwiespältig aus. Sie bestätigt, was Voltaire 1737 festhielt: »Sprecht Ihr mit einem holländischen Bürgermeister über die Aufhebung des Edikts von Nantes, so ist es eine unkluge Willkürherrschaft; befragt Ihr einen Minister des französischen Hofes, so ist es weise Politik.«21 Gegenwärtig ist mit Blick auf die wissenschaftliche Community zu beobachten, dass eine neue Forscher*innengeneration den Diskursraum betritt und neue Akzente setzt. Wenn früher in der Historiografie bemängelt wurde, dass die politische Geschichte alle anderen methodischen Ansätze dominiert habe, so ließe sich heute kritisch einwenden, dass politische Geschichte bezogen auf die Zeit von 1970 bis 2020 kaum noch vorkommt. Dominant sind seit einigen Jahren Ansätze, die auf nicht-schriftliche Quellen aufbauen und hier vor allem auf lebensgeschichtliche Interviews. Dabei ist zu beobachten, dass die Studien nicht nur Erfahrungsräume und Mentalitäten in den Blick nehmen, sondern zunehmend »heute« geführte Interviews als Quellen für die Rekonstruktion historischer Lebensweisen, Vorstellungen und Entwicklungen benutzen. Diese Art von Positivismus irritiert mich ebenso wie eine belanglose Zurschaustellung von Plaste-Eierbecher versus Plastik-Eierbecher in manchen Museen. Dahinter verbirgt sich eine nach den lokalen, regionalen, nationalen und globalen Erfahrungen der letzten 30 Jahre offenbar neue angenommene Offenheit des Geschichtsprozesses, welche die westliche Gesellschaftsordnung nicht mehr als alternativlos und vor allem als widersprüchlicher und zukunftsloser versteht als sie sich selbst nach 1989/90 anpries. Bei der gegenwärtigen Suche nach Alternativen erscheint zwar nicht die DDR als erstrebenswert, aber ein »demokratischer Sozialismus« durchaus. Das ist verständlich, wenn nicht in Teilen jüngerer Forschungsergebnisse zu beobachten wäre, in der DDR-Geschichte – Staat wie Gesellschaft – Emanzipations- und Alternativmodelle, verschüttete Potenziale freilegen zu wollen, die nun ausgerechnet jenen »demokratischen Sozialismus« zu begründen suchen, für den deren Verfechter in der DDR jahrelang in Haftanstalten weggesperrt oder aus dem Lande gejagt worden sind.

			Eine solche Tendenz ist besonders in den neueren Forschungen über Ostdeutschland seit 1990 festzustellen. Dieses jüngere Forschungsfeld hat sich bislang wenig in der historischen Forschung etabliert, sondern wird noch stark von den Sozialwissenschaften beherrscht. Hier überwiegen Studien, die den Transformationsprozess kritisch betrachten. Dabei ist aus geschichtswissenschaftlicher Sicht anzumerken, dass es nur sehr selten gelingt, die Entwicklungen und Prozesse von vor und nach 1989 gleichermaßen überzeugend darzustellen und zu analysieren.22 Künftig dürfte es noch stärker darauf ankommen, die ersten vorliegenden Studien aufzugreifen und die starren politikhistorischen Zäsuren, die bislang die Geschichte kartieren, zu hinterfragen. Also ist vielleicht die Zäsur 1973 (Ölpreisschock) am Ende global betrachtet wichtiger als 1989? Freilich hängen Zäsurbildungen immer auch von konkreten Fragestellungen ab. Die Geschichte eines Skatvereins wird andere Zäsuren erfordern als die Geschichte des Kochlöffels am Bodensee. Aber: Beide Betrachtungen werden, sofern sie über ihren Gegenstand hinaus wissenschaftliche Erkenntnisrelevanz anmelden, die konkreten Entwicklungen und Prozesse in größere Kontexte einbetten und sich dabei an anerkannten Zäsuren orientieren. Diese sind dynamisch. Natürlich wird 1989 eine zentrale Wegmarke bleiben – national, transnational, global, aber sie relativiert sich auch, sofern ein enger Blick geweitet wird, sofern das Nationale aufgehoben und das Lokale und Regionale im Globalen verortet wird.

			Solche Zäsurfragen werden die künftige Forschung weitaus stärker beschäftigen müssen als bisher. Ein anderes Feld betrifft die vergleichende Forschung, oft gefordert, zu selten umgesetzt. Geschichte vollzieht sich nicht im abgeschotteten Raum, nirgends, das schafft keine noch so hohe Mauer. Sie entwickelt sich in Kontexten und Abhängigkeiten. Es wird noch viel zu wenig gefragt, welche Einflüsse von der DDR und Ostdeutschland auf andere Räume ausgingen. Zum Beispiel wäre es angebracht zu fragen, inwiefern die DDR die bundesdeutsche Sozialpolitik herausforderte und beeinflusste. Denn so sehr die Bundesrepublik eine Schaufensterfunktion für die DDR-Gesellschaft besaß, was gemeinhin unumstritten ist, so sehr müsste geprüft werden, welche Auswirkungen die Existenz des kommunistischen Staates im »Systemwettstreit« für die Bundesrepublik hatte – mit anderen Worten: Wie berechtigt ist (war) eigentlich die Rede vom »Systemwettstreit«? Dafür eignete sich vor allem das weite Feld der Sozialpolitik. Und das führte dann zu der zwingenden Frage, wie hat sich der Transformationsprozess im Osten eigentlich im Westen niedergeschlagen, welche Veränderungen hat er bewirkt. Offenkundig sind Annäherungsprozesse, etwa im Wahlverhalten oder in der Religionsausübung festzustellen. Neben konkreten Daten wären vor allem »weiche« Faktoren, beispielsweise Fragen der Gesellschaftskultur einzubeziehen. Hier böte sich an, nicht mehr allein von den Maßstäben des Westens auszugehen, um Ostdeutschland wie ein adoptiertes Kind daran zu messen, wie weit es nun integriert oder gar assimiliert ist. Es geht darum, Deutschland endlich als Vielfalt in der Einheit, als differenzierte Gesellschaft wahrzunehmen, und zwar jenseits von überkommenen Ost-West-Kategorien.

			Eine andere Forschungsfrage, die bisher kaum gestellt wurde, ist die nach den Traditionen, welche über Epochen- und Systemgrenzen hinweg fortwirken. Das lässt sich praktisch auf alle Themenfelder anwenden. Aber um es nicht beliebig ausschauen zu lassen: Die Geschichte der KPD und ihrer überlebenden Funktionäre harrt ihrer wissenschaftlichen Betrachtung insofern, als der Erfahrungsraum von Weimar noch nicht als Voraussetzung für die Herrschaftsformen und -methoden der SED in der SBZ/DDR betrachtet und analysiert worden ist. Eine Arbeitshypothese könnte sein, dass die Kommunisten die in der KPD bis 1933 erprobten Strukturen, Abläufe und Mechanismen ihren Erfahrungsräumen entsprechend nach 1945 nicht nur auf die SED übertrugen – das liegt nahe und ist in einigen Studien angedeutet worden –, sondern dass sie einen ganzen Staat und eine ganze Gesellschaft danach zu formen versuchten. Übertrugen sie nicht, ähnlich wie in der Sowjetunion, ihnen geläufige Parteistrukturen nicht nur auf den Staat, sondern vor allem auch – und das wäre neu zu untersuchen – auf die gesamte Gesellschaft? Das eröffnet völlig neue wissenschaftliche Fragestellungen gerade auch für die Zeit seit 1990, weil solche Traditionen eben nicht »nur« aufgrund einer politischen Zäsur abbrechen. Damit weiten sich die Erkenntnismöglichkeiten und ließen vielleicht sogar in Deutschland in der Historiografie weithin ungeliebte kontrafaktische Fragestellungen zu.

			Die Forschungen über die Entwicklung in Ostdeutschland seit 1990 könnten also aus diesen und anderen Gründen von einer neuen Forscher*innengeneration aus dem engen Korsett der DDR-, Ostdeutschland- und Transformationsgeschichte befreit, nicht nur anschlussfähig, sondern methodisch, theoretisch und inhaltlich auch vorbildhaft werden. Der vorliegende Doppelband versteht sich insofern auch als Scharnier: Einerseits präsentiert er Schlussbilanzen einer mehr als 30-jährigen Forschung und andererseits weist er exemplarische Aufbrüche zu neuen Ufern aus. Und dies alles gewürzt von Kommentaren und Beobachtungen zeitgenössischer Intellektueller und intellektueller Zeitgenossen.
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			Kapitel I

			Abbruch, Umbruch, ­Aufbruch 1989/90
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			Für ein offenes Land …«. Protestaktion, u. a. von Gesine Oltmanns und Katrin Hattenhauer am 4. September 1989 nach einem Friedensgebet in der Leipziger Nikolaikirche. Der Demonstrationszug von ca. 500 Beteiligten führte bis zum Leipziger Hauptbahnhof. Wenige Sekunden später ­rissen Stasimitarbeiter Transparente herunter, damit sie Westjournalisten nicht ­filmen konnten. (Armin Wiech)
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			Demokratie«. Berlin Alexanderplatz am 4. November 1989. Geschätzt bis zu einer Million Menschen nahmen an dieser ersten genehmigten Groß­demonstration in Ost-Berlin teil, zu der vor allem Theaterschaffende aufgerufen hatten. (Bildauschnitt, Jürgen Nagel)

		


		
			Alexander Leistner

			Oppositionelle Akteurskonstellationen im Herbst 1989

			Vorgeschichte und Nachleben der Protestbewegung in der DDR

			Erst später, da war die Mauer schon gestürzt, konnte ich ermessen, wie und aus welchen Gründen das meine DDR-Kindheit bevölkernde ­soziale Umfeld zeitweilig ausgedünnt war. Zu verschiedenen Zeiten waren Verwandte und Freunde der Familie inhaftiert. Den Onkel traf es früh, da war die DDR noch jung. Er, der Bergmann aus dem Erzgebirge, hatte sich wohl zu kernig, lautstark und beschimpfungsoriginell beim Schuldirektor darüber beschwert, dass die praktizierte Kirchenmitgliedschaft meinem Cousin den Hochschulzugang verstellte. Mein Patenonkel wiederum wurde verhaftet, weil er nach absolviertem Grundwehrdienst den Reservistendienst bei der Nationalen Volksarmee (NVA) aus Gewissensgründen verweigerte. Ein enger Freund meines Vaters wurde wegen der Weitergabe verbotener Literatur und »staatsfeindlicher Hetze« inhaftiert – das konfiszierte Buch »Die wunderbaren Jahre« des Lyrikers Reiner Kunze war aber bloß der Anlass, mit der Verhaftung sollte vielmehr seine 1973 gegründete Friedensgruppe1 zerschlagen werden. Auf der Suche nach diesem und anderen versteckten Dokumenten tauchte irgendwann der Schwager meines Vaters für einen »Spontanbesuch« zu Hause auf. In der Nacht ertappten meine Eltern ihn, den angeheirateten NVA-Offizier, wie er die Schränke der Wohnung durchsuchte. Von all dem erfuhr ich erst später aus retro­spektiven Berichten. Ich erinnere aber sehr lebendig die Erzählungen des Gemeindediakons, der uns Kindern Christenlehreunterricht gab und manchmal verbittert von seiner länger zurückliegenden Haft sprach, die ihm das Erzählen eines politischen Witzes eingebracht hatte.

			Unmögliches, das plötzlich möglich wurde

			Mit dieser persönlichen Erfahrung sind zugleich das komplexe Verhältnis und die Bandbreite von Macht, Gegenmacht und Ohnmacht in der DDR angedeutet, eine zementierte Konstellation; nichts schien unwahrscheinlicher, als dass dieser Staat 1989 über Nacht in sich zusammenbrechen würde. Auf der einen Seite stand eine zur Abwehr innerer und äußerer Feinde hochgerüstete, repressive und die Gesellschaft kapillar durchdringende Machtordnung mit umfassenden Drohmitteln. Auf der anderen Seite kleine, versprengte oppositionelle und politisch-alternative Gruppen und Szenen, deren Gegen-Macht begrenzt war und nicht auf die Entmachtung der Herrschenden zielte, sondern zunächst eher darin bestand, Freiräume und alternative Öffentlichkeiten zu schaffen, Zweifel und Protest zu artikulieren und Reformen einzufordern. Zwischen diesen beiden Polen blühte in der DDR eine rege Kultur des politischen Witzes2 und des genauen Hinhörens. Die privat erzählten Witze persiflierten die zuweilen selbst realsatirisch anmutende Propagandasprache der SED. Sie waren frech und anspielungsreich und durch den Witz kannte wohl jeder DDR-Bürger die vier größten Feinde des Sozialismus.3 Witze waren Ausdruck der schwindenden Legitimation des Staates, zugleich aber – da hinter vorgehaltener Hand erzählt – ein eher privatisiertes Ohnmachtshandeln, das die Verhältnisse indirekt anerkannte. Für die DDR-Gesellschaft und deren politische Kultur waren daher eine »mißmutige Loyalität«4 prägend, eine ambivalente Mischung aus äußerer Konformität und innerer Distanz. Die wachsende, aber immer noch kleine Opposition, die sich zum Ende der 1980er Jahre formierte, hatte wiederum unterschiedliche Motive: Sie reichten vom Aufbegehren gegen die verkrusteten Machtstrukturen bis hin zum – aus Sicht der SED aber auch wohl vieler Bürger*innen – unverbesserlichen Glauben an einen verbesserlichen Sozialismus. 

			Der Herbst 1989 ist End- und Ausgangspunkt vieler Entwicklungen in Ostdeutschland, eine Zäsur allenthalben, die aber nicht über die lange (Vor-)Geschichte, das Nachleben und Nachbeben des Regimesturzes hinwegtäuschen soll. Der Blick auf die Abbruch-, Umbruch- und Aufbruchzeit und vor allem auf die Bedeutung der Opposition ist notgedrungen verkürzt. Auf diese Weise soll die lange Geschichte von 1989 retrospektiv verständlich und anschaulich gemacht werden. Das ist ohne idealtypische Zuspitzung schwerlich möglich.5 Und so leiten pointierte Thesen die Argumentation, die deutlich soziologisch gefärbt ist. Der Blick zurück soll durch diesen Beitrag um wichtige Zwischentöne erweitert werden.

			
					Die Umbruchs- und Entmachtungsdynamik der Jahre 1989/90 lässt sich durch die vier Begriffe Kontingenz, Eigendynamik, Ungewissheit und Eigensinn charakterisieren. 

			

			Kontingenz ist ein Begriff aus Niklas Luhmanns Systemtheorie, er bezeichnet, dass etwas so »wie es ist (war, sein wird), sein kann, aber auch anders möglich ist«.6 Auf Geschichte bezogen: Sie ist immer – und sie war es vor allem im Herbst 1989 – offen. Weder war absehbar, was kommt, noch gab es unter den Beteiligten Einigkeit darüber, wie es werden sollte. Auf dem Friedhof der Geschichte ruht daher nicht nur die DDR; auf ihm liegen auch die »vergangenen Zukünfte« ihrer Opponenten, all die mit ihr untergegangenen Reformhoffnungen, die sich nicht erfüllen sollten. Mit den Begriffen Ungewissheit und Eigensinn lassen sich die Unabsehbarkeit der Ereignisse und die Heterogenität der Erwartungshorizonte beschreiben. Beide Begriffe sensibilisieren dafür, dass die Intentionen und Motive der beteiligten Akteur*innen nicht in jedem Fall identisch waren mit den Effekten (zum Beispiel dem der Wiedervereinigung). Die Eigendynamik der Ereignisse basierte schließlich hauptsächlich auf einem kontingenten, nicht steuerbaren und nicht aufeinander rückführbaren Zusammenspiel verschiedener Faktoren und sehr viel weniger auf einer intendierten Zusammenarbeit. Es gab keine zentralisiert-übergreifenden oppositionellen Zusammenschlüsse. Ein Umstand, der Fluch und Segen zugleich war, denn die vielen verschiedenen Gruppen waren zwar einerseits dezentral organisiert und existierten oft ohne Verbindungen zueinander, sie ließen sich aber andererseits durch ihre Vielzahl weniger leicht zerschlagen.7 

			
					Die Wurzeln der Opposition reichen zurück bis in die frühen 1970er Jahre und sie verweisen auf eine (die politische Kultur in Ost­deutsch­land bis heute prägende) konstitutive Konflikt- beziehungs­weise Arrange­ment­struktur: geprägt durch wechsel­seitige Distanz und Miss­trauen zwischen den Regierenden und den Regierten.

			

			Auf was für eine Gesellschaft reagierten die oppositionellen und alternativen Gruppen? Die DDR entstand als Kriegsfolgengesellschaft auf den Trümmern und im Schatten des »Dritten Reiches«. Die Durchsetzung der Herrschaft war von den Folgen des Krieges geprägt. Die neuen SED-Machthaber regierten eine Bevölkerung, die in großen Teilen unter der Herrschaft des Nationalsozialismus nicht wenige von ihnen noch als »Volksschädlinge« angesehen hat. Das System der militarisierten, nach innen und außen gerichteten Herrschaftssicherung stalinistischer Prägung hatte eine entsprechende und durch die Ereignisse des Arbeiteraufstandes von 1953 gefestigte Ausrichtung. Das Militär und die Militarisierung prägten das gesellschaftliche Leben, weshalb von der DDR auch als »militarisierte Organisationsgesellschaft« gesprochen wird. Zugleich war die Gesellschaft mentalitätsgeschichtlich betrachtet eine der »kleinen Leute« – geprägt von habitueller Konformität mit nur wenigen Nischen für eine alternative Lebensführung und resistente oder renitente Sozialmilieus. Und selbst die oppositionellen Gruppen waren habituell weit weniger »alternativ« als ihre westlichen Pendants. Als mein Vater Ende der 1980er Jahre als Delegierter der Gruppenbasis für den Bund der Evangelischen Kirchen (BEK) am Olof-Palme-Friedensmarsch durch Europa teilnahm, servierten ihm seine friedensbewegten österreichischen Gastgeber zum Frühstück eine Schüssel Müsli – was er verstört damit kommentierte, dass derlei zu Hause eigentlich nur die Schweine zu essen bekämen. In dieser so geprägten militarisierten Organisationsgesellschaft der »kleinen Leute« hatte sich in den 1980er Jahren die Oppositionsbewegung als heterogenes, konfliktreiches, sich generational überlagerndes und zeitlich versetztes Nebeneinander von vier Strömungen ausdifferenziert, die sich ideal­typisch folgendermaßen unterscheiden lassen: 

			Als Kriegsablehnungsbewegung der seit den 1970er Jahren entstandenen unabhängigen Friedensbewegung. Diese arbeiteten teilweise seit Jahrzehnten, sie regten thematisch sich ausdifferenzierende Gruppengründungen an und trugen mit ihrer Haltung radikaler Gewaltablehnung einen entscheidenden Anteil am friedlichen Verlauf des Revolutionsherbstes. Die aus dem real existierenden Sozialismus ausgebürgerten Utopien lebten, genährt von den weltweiten Aufbrüchen der 1960er Jahre und dem Prager Frühling, in der Opposition als Reformbewegung fort, die für einen ­verbesserlichen Sozialismus stritten. Gegen die Zukunftslosigkeit, die Konformität und die kleinbürgerliche Enge der Gesellschaft der »kleinen Leute« entwickelte sich zudem eine jugendkulturelle Rebellion. Diese vom Lebenshunger getriebene Emanzipationsbewegung suchte Nischen für alternative Lebensformen und Freiräume in einem Land, das sie als Gefängnis erlebten: »Sechs Stunden hoch, vier Stunden breit«. Noch deutlicher wurde die Kluft zu den reformsozialistischen Idealen der älteren Aktivist*innen Ende der 1980er Jahre, als die anschwellende Protestbewegung die verschiedenen Gruppen noch stärker politisierte. Diese Politisierung markiert eine Wende hin zu mehr Konfrontations- und Risikobereitschaft all jener, die mit der DDR abgeschlossen hatten. Zu ihnen zählten auch die vielen Ausreisewilligen, die die DDR verließen oder auf die Straße drängten, um gegangen zu werden und so machtvoll weiteren Druck ausübten.8 Sie entfalteten eine folgenreiche Sogwirkung, ohne die die Massendemonstrationen des Herbstes 1989 nicht denkbar waren.

			
					Das Nebeneinander dieser Strömungen war spannungs­reich, die Oppositionsbewegung selbst heterogen. Gegen Ende der 1980er Jahre war der Unmut in der Bevölkerung größer als die schmale Mobilisierungsbasis der oppositionellen Gruppen und Szenen. 

			

			Die oppositionellen Ansprüche an eine erneuerte, reformierte DDR waren umfassend – die realen Erwartungen auf Veränderungen aber im Sommer 1989 immer noch eher bescheiden. Der Zeithorizont, in dem oppositionelle Aktivitäten geplant wurden, war entsprechend weit und Ausdruck dafür, wie man die Stabilität des Systems damals einschätzte: als fest zementierte Herrschaft, der Verbesserungen nur mühsam und über Jahre hin abzuringen sind. Die Situation der oppositionellen Gruppen in der ersten Jahreshälfte 1989 glich einem ungerichteten Gewimmel: Hier fand ein »Trommeln für China« statt, da gab es Wahlfälschungsinitiativen, dort ein Soli-Punkkonzert oder eine Demonstration gegen Umweltzer­störung und irgendwo dazwischen gründeten sich gerade konspirativ politische Bewegungen und Parteien. Gleichzeitig bildeten sich aber mehr und mehr auch landesweite Strukturen und Netzwerke der Zusammenarbeit. Die Entwicklungen an den verschiedenen Orten beeinflussten sich zwar direkt oder indirekt wechselseitig, im Wesentlichen verliefen sie doch eher dezentral. Weder gab es ein republikweit koordiniertes Vorgehen noch eine klar erkennbare Zentrale oder Führungsfiguren. Auf den ersten Blick erschienen die Gruppen und Bewegungen als fragiles, konfliktbehaftetes, flüchtiges Gebilde ohne Organisationsstrukturen; zahlenmäßig klein und gesellschaftlich marginalisiert. Wie aber konnten sie wirksam werden?

			
					Unter den Bedingungen von Repression und Margina­lisierung konstituierte sich die Bewegung (soziologisch) als informelle Rollen­ordnung, die sich landesweit um Schlüsselfiguren (nicht zu verwechseln mit prominenten, sichtbaren Führungsfiguren) stabilisierte. 

			

			Entscheidend war dabei das nicht-intendierte Zusammenspiel und »Hintergrund«-Wirken von Wegbereiter*innen, Vernetzer*innen, Vermittler*innen, Mentor*innen und Aktionist*innen an vielen Orten der DDR. Weil Protest gefährlich und eine organisatorische Struktur verboten war, kam es entscheidend auf die Funktion zahlreicher Schlüsselfiguren9 an: Es brauchte den Anstoß zum Engagement und vor allem Menschen, die einfach anfangen, die Wegbereiter sind – was unter den Bedingungen der DDR ungewöhnlich genug war. Unentbehrlich war Ermutigung: »Mach das«, »Lass dich nicht beirren«, »Bleib nicht auf der Strecke«. Gerade dort, wo der Zugang zur Öffentlichkeit verwehrt blieb und Kommunikationsmittel beschränkt waren, hatte das Vernetzen, das Fädenspinnen und Strippenziehen zentrale Bedeutung. Es war die Zeit von jenen, die verständlich und hörbar Probleme an- und aussprachen, die auf und in die Öffentlichkeit drängten, die auf die Notwendigkeit von Protest und Engagement hinwiesen, und von den geduldigen und anerkannten Persönlichkeiten, die als Vermittler zwischen den sich ausbildenden Flügeln und Fraktionen der Bewegung Kontakt und Ausgleich herstellten. Ambivalent, aber wichtig für die starke Dynamik der Ereignisse waren schließlich die vielen Ausreisewilligen. Ihr Handeln wurde gleichsam zum Motor der rasanten Entwicklung in diesen Tagen. Sie verkörpern als Individuen die Schlüsselfigur des (risikobereiten) Aktionisten und Renegaten. In Teilen der Opposition galten sie als »Abtrünnige«, die sich von den Zielen und Anliegen der Bewegung abgewandt hatten. Was damals als Schwächung der Bewegung gedeutet wurde – der Drang von Ausreisewilligen auf die Straße und aus dem Land –, verlieh ihr letztlich jene kritische Masse, die für den Systemsturz notwendig war.

			
					Wirksamkeit erlangte die Bewegung durch den flächendeckenden Protest und die unterschiedliche Dominanz von Schlüsselfiguren in den verschiedenen regionalen Zentren der Bewegung – und mithin über eine Ausdifferenzierung strukturbildender lokaler Handlungslogiken. 

			

			Überall im Land brandeten im Herbst Proteste auf, was bei den Macht­habern den Eindruck eines Flächenbrandes hinterließ. Hinzu kamen bahn- und bannbrechende Schlüsselereignisse, die ihre spezifischen Beiträge zur Umsturzdynamik leisteten. 

			Leipzig und Plauen: die Dominanz von Aktionisten 

			Durch jüngere Oppositionelle forciert, durch professionelle Vernetzer gebündelt und kirchliche Fürsprecher unterstützt, entstanden in ­Leipzig konfrontationsbereite Gruppen, die sich für Ausreisewillige (kritische Masse) öffneten. Sie drängten zu öffentlichkeitswirksamen Aktionen auf die Straße und initiierten damit jene entscheidenden machtvollen Massendemonstrationen. 

			Dresden und Plauen: die Dominanz einflussreicher Fürsprecher 

			Die kontinuierliche oder situative Moderation von Konflikten zwischen Staat und Gruppen durch einzelne Kirchenvertreter*innen führte zu einer Zuspitzung der Konflikte und verhinderte zugleich deren Eskalation. Diese Aktivitäten verstrickten den Staat situativ in einen Dialog, aus dem er sich nicht mehr befreien konnte. 

			Berlin: die Dauerkonkurrenz der Oppositionellen

			Die schismatische Entwicklung auf engem Raum, entlang starker inhalt­licher Unterschiede (und persönlicher Befindlichkeiten) von ausdifferenzierten Gruppen forcierte und begünstigte die parallele Bildung unterschiedlicher Bürgerbewegungen. Dieses Nach- und Nebeneinander von Gründungsaufrufen von Bürgerbewegungen und Parteien suggerierte dem Staat und der Bevölkerung eine Eigendynamik und Stärke der Opposi­tionsbewegung, die sie im Grunde gar nicht hatte.

			Für den Ausgang der Ereignisse ist kaum zu überschätzen, wie stark die seit Jahren aktive Opposition seit Mitte der 1980er Jahre eine alternative Öffentlichkeit herstellte beziehungsweise durch riskante Aktionen in die Öffentlichkeit drängte; und wie sie die Sprache und Kultur der Revolution prägten. Deren Nachdenklichkeit, Klarheit und Friedlichkeit ließen keinen Raum für Gewalt- und Racheszenarien an jenen, die über Nacht ihre uneingeschränkte Macht verloren hatten. Zwar wurde in den politischen Witzen in den Jahren davor auch das Ableben des einen oder anderen Machthabers thematisiert und klammheimlich begrüßt, aber auf dieses Ableben zielende Gewaltfantasien findet man kaum. 

			
					Die Massendemonstrationen ab dem Herbst 1989 entfalteten dann aber ein eigenes Charisma und lösten die rasante Eigendynamik aus. 

			

			In den Herbsttagen standen die Demonstrierenden einem übermächtigen und waffenstrotzenden Sicherheitsapparat gegenüber, der ausdrücklich der Bekämpfung innerer und äußerer Feinde diente. Das situative Charisma der Ereignisse im Herbst 1989 gründet in der Eigendynamik des politischen Umbruchs, in der Ungewissheit von Verlauf (friedlich) und Ausgang (unverhoffter Systemzusammenbruch) und schließlich auch in der Erfahrung der Aktionsmacht massenhaften Straßenprotestes. Im Begriff »Charisma« verdichten sich die Außeralltäglichkeit des Ereignisses, die euphorischen Erfahrungen der Beteiligten, die nachträgliche symbolische Aufladung als historischer Schlüsselmoment (und Wendepunkt) sowie die Zuschreibung besonderer Qualitäten (wie etwa der entwaffnend fried­liche Charakter der Proteste). Dieses Charisma ist ebenso in den ikonografischen Darstellungen etwa der Leipziger Demonstrationen präsent wie in den Erzählungen der Beteiligten. Die Demonstrationen waren zudem auch deshalb so eindrucksvoll aufgeladen, weil jegliche Aktivitäten auf der Straße 40 Jahre lang durch die Sicherheitsorgane massiv reglementiert worden waren. Jede größere Menschenansammlung, die keine Warteschlange war, galt als verdächtig. Mit dem Straftatbestand des »Rowdytums« wurde die Störung der öffentlichen Ordnung sogar im Strafgesetzbuch festgeschrieben. Umso überwältigender war die letztlich widerstandslose Rückeroberung der Straße durch die Massendemonstrationen des Herbstes. Der Machtverfall der SED war damit unmittelbar sichtbar und körperlich spürbar – gleichzeitig wuchs aber auch die Angst vor einer blutigen Niederschlagung. 

			Damit ist die Straße als – oft übersehene – politische Arena eigener Qualität in Ostdeutschland symbolisch besonders aufgeladen worden. Sie wurde zum Ort der kollektiven Artikulation von Interessen außerhalb eines vorgesehenen Instanzenweges und mit physischen Mitteln. Bedeutsam sind die Unmittelbarkeit und Körperlichkeit; sind der Eigensinn und die Eigenmacht alltäglicher Konflikte um gesellschaftliche Ordnungsvorstellungen.10 Und diese Konflikte waren nach 1989/90 in Ostdeutschland vielerorts und bis heute immer wieder umkämpft. Oft waren diese Machtkämpfe entschieden – erinnert sei hier an die Debatte unter dem Hashtag #Baseballschlägerjahre in Ostdeutschland.11 

			Auf die ersten Demonstrationen folgten zwischen Oktober 1989 und März 1990 turbulente Wochen und Monate, die von Umbrüchen und von vielfältigen Ansätzen der Selbstorganisation auf verschiedenen gesellschaftlichen Feldern geprägt waren. Es gab überall Runde Tische, Aufbruchshoffnungen hatten an ihnen kurzzeitig einen festen Platz bekommen. Auf den immensen Bedeutungszuwachs der neuen politischen Vereinigungen folgten dramatische Resonanzverluste, die sich für die Bürgerbewegungen in verheerenden Wahlergebnissen ausdrückten. Denn die Erwartungen an den Umbruch der Gesellschaft waren so heterogen wie die DDR-Gesellschaft selbst und die folgenden Jahre vor allem eine Zeit kumulierter Enttäuschungserfahrungen, die sowohl die politischen Reformbemühungen an der Basis betrafen wie auch die individuellen Wohlstandserwartungen der Bevölkerung.12 

			
					Die Bewegungen und Gruppen zerfielen nach 1989 weitgehend. Sie gingen in anderen Parteien oder in der Zivilgesellschaft auf. 

			

			Gemessen an den Veränderungsansprüchen der politisch alternativen Gruppen sowie der Aufmerksamkeit und Bedeutung im Umbruchprozess mussten das Engagement der Bewegungsreste und der neu entstandenen Gruppen nach 1989/90 ernüchternd erscheinen, eine Entwicklung »von der Marginalität zur Marginalität«.13 

			Im Sommer 1990 schreibt der eingangs erwähnte Hansjörg Weigel, Gründer eines der ersten Friedensseminare in der DDR: »In diesen Tagen werde ich oft gefragt, wie geht es bei euch weiter? Was wird aus euch? Wenn ich zurückfrage, wen meinst du mit euch? Meinst du die Friedensarbeit, die Gruppen, die Kirche?, dann kommt die Antwort, nein, die natürlich nicht. Der Betrieb ist gemeint, die Firma, der Arbeitsplatz. Oft, so denke ich, steckt die sehr viel bangere Frage dahinter: Was wird aus uns? Was wird aus mir? Wie geht es mit mir weiter? Gibt es Kurzarbeit? Werde auch ich arbeitslos? Wie kann ich damit leben? Wie, wenn ich Kredite abzahlen muß – mit höheren Zinsen? Das sind die Fragen, die uns heute bewegen. Was aus der Friedensarbeit wird, den Gruppen, der Kirche, danach fragt heute keiner, das interessiert nicht. So schnell kann das öffentliche Interesse nachlassen. So schnell kann man draußen sein.«14

			Die sich nicht zuletzt in den Wahlergebnissen ausdrückende relative Randständigkeit der Akteur*innen ist nicht mit politischer Passivität der einzelnen Beteiligten zu verwechseln. Es stimmt aber, dass sich diese Aktivitäten nicht mehr auf einen gemeinsamen Nenner bringen ließen. Die Gruppen und Bewegungen zerfielen. Waren sie in der DDR über die politischen Rahmenbedingungen und die geteilte Gegnerschaft gegenüber dem SED-Staat integriert, so zerfaserten sie nun in die verschiedensten Richtungen der sich stark ausdifferenzierenden Lebenswege. Es wurden neue Gruppen gegründet, nicht wenige engagierten sich in den lokalen Zivilgesellschaften. Auffällig viele ehemalige Akteur*innen arbeiteten beispielsweise in den sich neu gründenden Landeszentralen für politische Bildung, den Evangelischen Akademien und den verschiedenen Aufarbeitungsinitiativen. Erinnerungskulturell wurde damit auch die Figur der Veteranen prominent, die nicht selten selbst zu einflussreichen Akteur*innen der zeitgeschichtlichen Aufarbeitung der DDR-Geschichte geworden sind und sich über das Erbe von 1989 zerstritten: Wurden die Ziele in der Wiedervereinigung erfüllt oder sind sie stecken geblieben in einem Prozess umfassender und noch ausstehender Gesellschaftsreformen? Gleichzeitig hat die erfahrungsgesättigte »Machtferne und -aversion« Teile der Opposition abgehalten, nach 1990 über institutionalisierte Machtpositionen systematisch Einfluss auf die politische Kultur in Ostdeutschland zu nehmen, was sich als »normbezogene Facette« der von Steffen Mau in seinem Beitrag diagnostizierten Elitenschwäche beschreiben lässt.15

			
					In der Folgezeit entbrannten – für die politische Kultur Ostdeutschlands folgenreiche – erinnerungspolitische Konflikte um das Erbe von 1989. 

			

			Mit der Zäsur von 1989/90 wandelte sich in Ostdeutschland die Art der Auseinandersetzung um die Deutung historischer Ereignisse: Mit der Entmachtung der SED war auch deren geschichtspolitisches Monopol und Diktat gebrochen. So wurde möglich, was für pluralistische ­Gesellschaften charakteristisch ist: über Erinnerungen und die Auslegung historischer Ereignisse zu streiten. Lange Zeit waren bestimmte Deutungen allerdings dominant und unstrittig. Innerhalb des offiziellen gesamtdeutschen erinnerungskulturellen »Inventars« variiert der Stellenwert der unterschied­lichen Modi politischer Beteiligung in dieser Zeit. Die Erinnerung an Basisdemokratisierung und die Verhandlungsdemokratie der Runden Tische wurde gegenüber den charismatischen Demonstrationen einer Volksversammlungsdemokratie auf der Straße weitestgehend marginalisiert. Die Erinnerung an den Aufbau der parlamentarischen Demokratie im Zuge der Wiedervereinigung ist retrospektiv überlagert von den wirtschaftlichen Schieflagen des Transformationsprozesses. 

			
					Dabei dominierte lange Zeit eine erinnerungskulturelle Zementierung des Rückblicks auf das »Erreichte« – die Wiedervereinigung – und in negativer Abgrenzung auf das »Überwundene« – die Selbstbefreiung von Unter­drückung und Überwachung.

			

			Geschichte wurde in den Jahren nach 1989 nicht als Aufbruch und ungewisses Unterwegssein erzählt, sondern auf eine Ankunftserzählung reduziert, mit der Folge, dass man die weitreichenden Anspruchshorizonte, das schöpferische Potenzial und die Veränderungshoffnungen der Opposition samt und sonders mit der DDR untergehen ließ. Über das Erbe von 1989 kam es immer wieder zu Spannungen und Konkurrenzen und zu einer mehr oder weniger geräuschlosen Enklavenbildung separierter Gedenkkulturen. Dabei ließen sich zum Teil stark vereinfachende und vereindeutigende Monopolisierungen von Geschichtsbildern beobachten, was ich selbst im Rahmen meiner Tätigkeit bei der Evaluation der Gedenkstätte Hohenschönhausen erleben konnte. Sie steht oder stand zeitweise exemplarisch für eine Aufarbeitung der DDR-Geschichte, die sich gegenüber Professionalisierungsprozessen verweigerte und sich gegen jede fachliche Kritik moralisch imprägnierte.

			Mit etwas zeitlicher und wissenschaftlicher Distanz lassen sich zwei geschichtspolitische Bezugnahmen auf die friedliche Revolution unterscheiden: Erinnerungskulturell dominant war lange Zeit ein konservatorischer Bezug auf 1989. Er ist das Ergebnis erinnerungskultureller Sedimentierung, die das politische Engagement in den oppositionellen Gruppen auf Widerstand und Protest gegen die SED-Diktatur reduziert. Aus ­dieser Per­­spektive hat sich die friedliche Revolution mit der Wiedervereinigung selbst erfüllt – Ende der Geschichte. Dagegen artikulierten Teile der ehemaligen Opposition aktualisierende Bezugnahmen16 auf 1989. Aus ihrer Sicht ist die friedliche Revolution eine unabgeschlossene Geschichte stecken gebliebener Reformimpulse. Oder, wie der Theologe Heino Falcke schrieb: »Sie ist unabgegolten, sie steht an unter veränderten Verhältnissen. Sie liegt vor uns. Das Gedenken weist nach vorn. […] Die Oktoberrevolutionäre suchten Pfade für eine Transformation der neuzeitlichen Industriegesellschaften zur Zukunftsfähigkeit. […] Deshalb war es mit einem Systemwechsel nicht getan und ein Ost und West umfassender Systemwandel anzustreben.«17

			Vielstimmig waren derlei Debatten. Manche – exemplarisch sei Andreas Schreier zitiert – sprachen zugespitzt mit Bezug auf 1989 von einer »halben Revolution«, mit der ein wirklich revolutionärer qualitativer Sprung verpasst wurde. Viel Enttäuschung und auch Verbitterung kommt dabei zum Ausdruck, aber auch die diffuse Hoffnung auf kommende Krisen: »Vielleicht gibt es, sagen wir einmal in fünf Jahren, bei der nächsten großen Systemkrise erneut die Gelegenheit, die Verhältnisse zum Tanzen zu bringen und der Zusammenbruch des Ostens wäre am Ende nur der Prolog für den Zusammenbruch des Westens. Zeit wär’s.«18 Diese nächste Krise sollte sich bald bemerkbar machen, aber anders als es sich Schreier wohl vorgestellt hatte. Fünf Jahre nach seinem Text kündigten sich mit Pegida Erschütterungen an, die nun allerdings auf demokratische Institutionen und Errungenschaften zielen – und es werden Konturen einer extrem rechten Entmachtungsbewegung sichtbar, die sich zunehmend auch auf das Erbe von 1989 bezieht. 

			
					Seit den 1990er Jahren gab es immer wieder – auch jenseits der ehemaligen Opposition – Versuche einer aktualisierenden Bezugnahme auf 1989. Spätestens seit den Hartz-IV-Protesten, aber auch mit Pegida hat sich die Montagsdemonstration als Protestparadigma etabliert. Die Form des Protestes hat sich mit Pegida radikalisiert und erscheint in der Struktur der Veranstaltungen als Straßentribunal. 

			

			Innerhalb der langen Transformationsgeschichte Ostdeutschlands seit 1989/90 lässt sich beobachten, wie die erinnerungskulturellen Konflikte um das Erbe von 1989 bald nicht mehr auf den Kreis ehemaliger Oppositioneller beschränkt blieben. 

			So rekurrierten seitdem verschiedene Protestbewegungen auf die Form der Montagsdemonstrationen: »Montagsdemonstrationen« gegen die Hartz-IV-Reformen, »Montagsmahnwachen« im Kontext des russisch-ukrainischen Krieges und zuletzt auch die Demonstrationen von Pegida und den zahlreichen Ablegern dieser Bewegung. Die Erinnerung und symbolische Bezugnahme auf die Straßenproteste von 1989 diente jeweils als Selbstlegitimation für Protest und Widerstand gegen Hartz IV oder später gegen eine sogenannte »Meinungs- und Gesinnungsdiktatur« in Deutschland. Aus der Perspektive vieler Demonstrant*innen formierte sich offenbar also die »Volksversammlungsdemokratie« gegen Repräsentant*innen der parlamentarischen Demokratie und die Institutionen der Gewaltenteilung. 1989 hatte sich bald und dauerhaft als Kontrast- und Kritikformel etabliert – wobei sich Resonanz und Sinngehalt wandeln sollten. 

			Im Jahr 2001 veröffentlichten ehemalige Mitglieder der DDR-Opposition die Erklärung »Wir haben es satt«. Der Anlass war die Verschärfung von Sicherheitsgesetzen im Zuge des 11. September. In der Erklärung artikulierte sich aber eine grundsätzliche Abrechnung mit der bundesdeutschen Politik. Ganz bewusst griffen die Autor*innen auf Formulierungen des Sammlungsaufrufes des Neuen Forums zurück und zogen immer wieder Parallelen zwischen den politischen Verhältnissen vor und nach 1989: 

			»Aus eigener Erfahrung mit der Diktatur in der DDR, aus guter Erinnerung an politischen Druck und Widerstehen, an Volksverdummung und Wahrhaftigkeit, an hohle Phrasen und aufsässige Verse, an militaristisches Gehabe und grundsätzliche Gewaltlosigkeit, an Bevormundung und Solidarität und aus jüngster Erfahrung mit der parlamentarischen Demokratie in der Bundesrepublik wenden wir uns nicht an den Bundeskanzler, nicht an Rot-Grün, nicht an die Oppositionsparteien, sondern an Euch, einfache Bürger wie wir. ›Die Kommunikation zwischen Staat und Gesellschaft ist offensichtlich gestört.‹ Das war 1989 so. Und das gilt heute wieder.«

			Nicht an Parteien oder die Regierung ging der Appell, sondern »an Euch, einfache Bürger wie wir«. Damit vollzogen die Autor*innen semantisch den eigenen Ausstieg aus der parlamentarischen Demokratie und adressierten ein widerständiges Kollektiv, das es im Unterschied zu 1989 in der Form allerdings nicht mehr gab. Aus dem Protest gegen den »Krieg gegen den Terrorismus« wurden eine düstere Prophetie gesellschaftlichen Scheiterns und eine Generalabrechnung mit einem Politikbetrieb, der die eigenen Erwartungen nicht einzulösen gewillt war. Entsprechend deutlich fiel die Kritik anderer Weggefährt*innen aus. So schrieb Martin Böttger, Mitbegründer der Initiative für Frieden und Menschenrechte und Gründungsmitglied des Neuen Forums: »Welche Enttäuschungen und welche Ohnmacht müssen sich hinter dem Aufschrei ›Wir haben es satt‹ ­verbergen! […] Unser Land braucht hungrige Menschen, auch und vor allem für die Politik. Mit Satthabern ist keine Politik zu machen.«19

			Mit der beschlossenen Hartz-IV-Gesetzgebung begann im Sommer 2004 eine unerwartete Protestwelle, die von den neuen Bundesländern als »grass roots«-Bewegung ausging20 und unter dem symbolträchtigen Namen »Montagsdemonstrationen« firmierte. Mit dieser Bezeichnung stellten die lokalen Protestbündnisse – von Parteien, Gewerkschaftsgliederungen, Sozialverbänden und Kirchen punktuell unterstützt – selbst einen symbolischen Bezug zur ostdeutschen Bürgerrechtsbewegung des Wendeherbstes her. Dieser war umstritten, prominente DDR-Oppositionelle wie Vera Lengsfeld und Wolf Biermann kritisierten diese Begriffsverwendung scharf. Andere wiederum solidarisierten sich mit den Protesten und Bezügen auf 1989. Neben der Tagespolitik ging es erstaunlich häufig um die Frage, was das Erbe der Protestbewegung ist und wer die legitimen Erben sind.

			Auch die etwa zehn Jahre später, im Oktober 2014 beginnenden Pegida-Demonstrationen bezogen sich explizit auf die Proteste des Revolutionsherbstes von 1989, und nicht zuletzt eigneten sich die Dresdner »Abendspaziergänger« »gegen die Islamisierung des Abendlandes« ebenfalls die Protestform der Montagsdemonstrationen symbolisch an – eine Bezugnahme, die auch aktuell in den Protesten gegen die Schutzmaßnahmen gegen die Covid-Pandemie an Bedeutung gewinnt.

			Neben diesen expliziten Bezugnahmen auf Begriffe und Symbole fällt auf, das ein Großteil der extrem rechten Demonstrationen der letzten Jahre in ihrer sozialen Form und der symbolischen Inszenierung Gerichtsprozessen beziehungsweise Tribunalen ähnlich sind. Der selbst ernannte »Straßensouverän« hält Gericht unter Bezug auf bestimmte Ordnungsvorstellungen. Man erhebt Anklage, erteilt Schuld- und Freisprüche und droht auch explizit mit Sanktionen. Man sucht, erfindet und findet bei der Anklageerhebung lebensweltliche Ankerpunkte des Zorns, teilweise mit phantasmatischen Behauptungen wie die Gleichsetzung von DDR-Diktatur mit aktuellen politischen Verhältnissen. Die Form des Tribunals knüpft dabei nicht korrigierend an geltendes Recht an, sondern sie inszeniert sich als alternative politische Entscheidungsinstanz, die symbolisch eine revolutionäre Situation vorwegnimmt.

			Eine besondere Rolle kommt in Ostdeutschland dabei einigen ­wenigen ehemaligen Oppositionellen zu. Im Zuge eines Rollenwandels werden aus den Veteranen für die Geschichte der Bewegung nun Kronzeugen für die heutigen Bewegungen der extremen Rechten. Durch ihre Biografien und persönlich Erlittenes gelten sie als besonders authentisch in der Vermittlung des Unrechtscharakters der DDR und nunmehr auch als glaubwürdige Stimme der Kritik an den gegenwärtigen politischen Verhältnissen. Sichtbar wird dies etwa an lokalen Ehrungen wie dem »Plauener Freiheitspreis«, der im Gedenkjahr 2019 von der »Bürgerplattform für demokratische Erneuerung« ausgelobt wurde, die 1989 bei der so entscheidenden ersten großen Demonstration in Plauen eine wichtige Rolle spielte. Diese Plattform gründete sich vor zehn Jahren neu. Zu den Gründen befragt: »Ja, mein Gott noch mal, sollen wir noch mal 40 Jahre warten, bis der Wandel wieder eintritt? Angelehnt an die Geschichte der DDR haben wir ja 40 Jahre gewartet, bis es so weit kam zu diesem Wechsel. Und wir haben gesagt, äh, wir haben als 89er, sage ich jetzt mal so, auch ne bestimmte Verpflichtung.« Am 13. Oktober 2019 luden sie erstmals zur Verleihung des Preises ein. Das »Plauener Volk« kam nicht so zahlreich wie 1989. Lediglich 50 Teilnehmer*innen verfolgten, wie die ehemalige Bürgerrechtlerin Vera Lengsfeld geehrt wurde – weniger allerdings für ihren Widerstand in der DDR, denn für ihren gegenwärtigen. Ich zitiere aus der Begründungsrede: »Seit einigen Jahren kritisiert Vera Lengsfeld öffentlich die Politik der Bundeskanzlerin und setzt sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als freischaffende Autorin für Meinungs- und Pressefreiheit ein und warnt vor einer Unterwanderung des Rechtsstaates und nimmt dafür auch persönliche Nachteile und Anfeindungen in Kauf.« Sie wird somit geehrt für ihre doppelte Systemopposition – damals wie heute. 

			Was also ist neu an solchen Bezugnahmen auf 1989? Soziologisch ge­­sprochen haben sich Anerkennungsordnungen politischen Engagements gewandelt. Der Widerspruch etwa gegen die Politik Angela Merkels wird dem Widerstand und Protest in der DDR angenähert und gegenwärtiges Engagement als »neues Dissidententum« geadelt. Wie die ostdeutschen Landtagswahlkämpfe der AfD zeigen, sind solche Versuche gegenwärtig weit verbreitet. Der Umgang mit ihnen wird zusätzlich verkompliziert durch eine – bei ehemaligen Oppositionellen teilweise verbreitete – Haltung, die ebenfalls in den DDR-Prägungen gründet: eine Toleranznorm, die aufgrund schlechter Erfahrungen niemanden vom Diskurs ausschließt. Auf diese Norm beziehen sich ganz selbstbewusst und selbstlegitimatorisch Sympathisant*innen und Anhänger*innen der extremen Rechten, aber auch deren zum Teil konfliktscheue Kritiker*innen, die damit (ungewollt) Raum lassen für rechtsextreme Landnahmen.

			
					Diese Narrative sind in den letzten Jahren fluide geworden. Die Erfahrungen von 1989 und die charis­matische Aufladung der Straßen­proteste als Entmachtungsbewegung haben in Ostdeutschland eigen­sinnige Vorstellungen einer »Demokratie des Volkes« entstehen lassen, die (auch) dazu führen, dass Politikkonzepte der extremen Rechten unter Bezugnahmen auf »1989 als Widerstandsnarrativ« stark an Resonanz gewinnen. 

			

			1989 als rechtes Widerstandsnarrativ ist auch deshalb so erfolgreich, weil es sedimentierte Deutungsmuster in Teilen der ostdeutschen Bevölkerung bedient. Denn im Widerstandsnarrativ verlängert sich jenes Misstrauen zwischen Regierten und Regierenden, das auch für die DDR prägend war; es bedient eine historisch tradierte Distanz und innere Abwehr gegenüber sogenannten »herrschenden Eliten«. Das Deutungsmuster hat in den letzten Jahren an Attraktivität und Resonanz gewonnen, weil es anschlussfähig für kollektivistische Homogenitätsbegehren (»das Volk«) und fatalistische Weltsichten ist; für die Wahrnehmung, dass sich gesellschaftlicher Wandel unberechenbar und unkontrollierbar vollzieht, dass Geschichte dem Einzelnen widerfährt. Diese Entwicklungen verweisen auf ein sehr viel tiefgründigeres Erbe von 1989: Die Beobachtung, dass es in Ostdeutschland schon seit Langem alltagsweltlich konkurrierende Vorstellungen von Demokratie gibt, die auf die Erfahrungen in der DDR und auf die Ereignisse von 1989 bezogen sind. Seit 1989 ist eine Fülle von vergleichenden Arbeiten zum politischen Bewusstsein im wiedervereinigten Deutschland entstanden. Diese Studien zeigen Diskrepanzen zwischen der Unterstützung der (abstrakten) Idee Demokratie und einer zugleich ausgeprägten Kritik an politischen Realitäten und den Institutionen der repräsentativen Demokratie.21 Arbeiten, die direkt nach den Demokratievorstellungen fragten, wendeten jedoch deduktiv demokratietheoretische Modelle an (und fragten eben nicht nach alltagsweltlichen Demokratieverständnissen), die eine Reinterpretation quantitativer Einstellungsuntersuchungen anleiteten, was den Blick auf eigensinnige Aneignungen und Vorstellungen von demokratischen Entscheidungsfindungsprozessen im Osten Deutschlands zum Teil verstellte. Das Aufkommen von Pegida und seinen Ablegern wirkte katalysatorisch: Bisher latente, eigensinnige Demokratievorstellungen bekamen eine flexible Gestalt. Diese populärdemokratischen Demokratieverständnisse speisen sich auch aus einem mythologisierenden Bezug auf 1989.

			Auch ein vom Glück der Geschichte geküsstes Erbe kann schwer wiegen. Die Oppositionellen in der DDR träumten weit und vielfältig. Die einen träumten nach vorn – von einer freieren, gerechteren und erneuerten Gesellschaft; die anderen träumten sich heraus aus Gängelung, Verfolgung und Perspektivlosigkeit. Und über der Geschichte Ostdeutschlands der letzten Jahrzehnte schwebt neuerdings die Frage, was wohl überwiegt: das Glück des (unvollkommen) Errungenen oder die Enttäuschung? Es ist an der ostdeutschen Gesellschaft, was sie aus dieser Geschichte macht. Ob sie Ankerpunkt wird für dichotome, als ostdeutsche Identität verklärte Opfernarrative, wo der Osten bloß überrollt und überschichtet wurde – eine schlechte Kindheit quasi, mit der sich jeder mörderische volkseigene Rechtsextremismus der 1990er Jahre schönreden lässt? Oder ob es eine fein schattierte Verantwortungsgeschichte ist, deren differenzierte biografische Aufarbeitung des Gewünschten, Gewollten und Gewordenen noch aussteht. Ein differenzierter Blick und eine (auch innerostdeutsche) Aufarbeitung scheinen nötiger denn je, denn das Erbe von 1989 – so ambivalent es im Detail sein mag – ist vor allem hier gefährdet. Wer die Geschichte dieser Demokratiegefährdung ergründen will, dem sei eine Untersuchung des Wandels politischer Witze anempfohlen. Mit gutem Recht kann man behaupten, der politische Witz in der DDR gehöre zum Kulturerbe. 

			So besehen – die Kultur politischer Witze als gesellschaftlichen Seismografen nutzend – erkennt man Ostdeutschland 30 Jahre später kaum wieder. Die subtilen Eulenspiegeleien der Machtunterworfenen wurden abgelöst durch die expliziten Gewaltfantasien gegen gesellschaftliche Minderheiten und gewählte (und damit abwählbare) Politiker*innen.22 Der Galgen für amtierende Politiker wurde schon zum Ausdruck erzgebirgischer Kunstfreiheit verbrämt, das Hakenkreuz ziert mancherorts Schwibbögen und Teile »des Ostens« fühlen sich dem Rest der Welt selbstgewiss in ihrer aggressiven, widerstandspathetischen Homogenitätssehnsucht überlegen. Der zeitgenössische, häufig auf sozialen Medien verbreitete Witz tut dabei so, als wäre er machtlos, aber er hat machtvoll die Diskurse und das politische Klima in unserem Land in den letzten Jahren verschoben. Auch dies gehört zu den Entwicklungen der letzten 30 Jahre und es ist Grund zur Sorge. Aber damals wie heute gilt, dass die Geschichte offen ist. Von der DDR-Opposition ließe sich lernen, wie man auch als Minderheit einen langen Atem entwickelt für ein Engagement mit ungewissem Ausgang. Der eingangs erwähnte und kürzlich an Covid-19 verstorbene Freund – der wegen Reiner Kunzes Lyrik verhaftete Friedensseminargründer – hat diese Haltung des ungewissen Unterwegsseins in einem zukunftsweisenden, ganz und gar unnostalgischen Leitmotto gebündelt: »Alles geht unter, aber wie wir es gespielt haben, bleibt in der Luft.«23
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			Gerd Poppe

			Unrecht, Recht und Gerechtigkeit

			Rechtsstaatlichkeit als Ziel der Revolution in der DDR und die Aufarbeitung des SED-Unrechts durch den Rechtsstaat

			Die »Rechtsprechung« im Unrechtsstaat und der Umgang des Rechtsstaates mit der Hinterlassenschaft der Diktatur, die Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur und einige ihrer ungelösten Probleme und offenen Fragen sollen hier behandelt werden.1 

			Prägendes Merkmal des Rechtsstaates ist Gewaltenteilung. Bürgerinnen und Bürger üben durch Teilnahme an freien und demokratischen Wahlen Macht aus, können dadurch politische Entscheidungen beeinflussen und korrigieren. Wenn sie ihre im Grundgesetz verankerten Rechte beeinträchtigt sehen, können sie sich an unabhängige Gerichte wenden. 

			In der DDR blieben ihnen diese Rechte versagt. Zwar gab es eine Verfassung, in deren Wortlaut von 1949 einige Grundrechte ähnlich formuliert waren wie im Grundgesetz, allerdings ohne dass sie jemals wirklich gewährt wurden. Artikel 9 lautete: »Alle Bürger haben das Recht, innerhalb der Schranken der für alle geltenden Gesetze ihre Meinung frei und öffentlich zu äußern und sich zu diesem Zweck friedlich und unbewaffnet zu versammeln.«2 Wer jedoch dieses Recht in Anspruch nahm, wer insbesondere Kritik an der SED oder der Kommunistischen Partei der Sowjetunion (KPdSU) übte, die in der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) bis zum 7. Oktober 1949 und in den frühen Jahren der DDR die Aufsicht führte, landete schnell im Gefängnis oder Zuchthaus oder im sowjetischen Straflager. Am Terror der SBZ-Zeit änderte sich auch nach Gründung der DDR und dem Inkrafttreten ihrer Verfassung zunächst nichts.

			Politische Verfolgung

			So wurde erst im Jahre 2005 durch Veröffentlichung der Ergebnisse eines von der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur geförderten deutsch-russischen Projekts3 bekannt, wie viele Opfer des Stalinismus noch nach der DDR-Gründung zu beklagen waren. In den Jahren 1950 bis 1953 wurden fast tausend, darunter besonders viele junge Menschen vom DDR-Staatssicherheitsdienst verhaftet und der sowjetischen Militäradministration übergeben. Ihnen wurden frei erfundene Straftaten (Spionage, Sabotage, Kriegs- und Boykotthetze) zur Last gelegt, und sie alle wurden von Militärtribunalen zum Tode verurteilt. Sie wurden nach Moskau gebracht, dort erschossen und in Massengräbern auf dem Moskauer Friedhof Donskoje verscharrt. Den Angehörigen der Opfer wurde damals mitgeteilt, dass diese an Herzversagen gestorben seien, häufig bekamen sie überhaupt keine Nachricht, viele von ihnen erlangten erst in den 1990er Jahren oder mit der Veröffentlichung des genannten Buches Gewissheit über das Schicksal ihrer Angehörigen. Erst nach dem Ende der Sowjetunion wurden die meisten Opfer rehabilitiert.

			Mit Stalins Tod am 5. März 1953 endete diese mörderische Aktion, was aber keineswegs mehr Rechtssicherheit zur Folge hatte. Schon kurz darauf, nach dem Volksaufstand vom 17. Juni 1953, folgten die nächsten Massenverhaftungen. Schätzungsweise wurden zwischen 13.000 und 15.000 Personen verhaftet, tausende Urteile verhängt. Die meisten von ihnen wurden nach einigen Jahren entlassen, doch blieben die Gefängnisse in den 1950er Jahren permanent mit politischen Häftlingen gefüllt. Nach dem Mauerbau kam es zur größten Verhaftungswelle in der Geschichte der DDR. Zugleich änderte sich die Rechtslage für die gesamte Bevölkerung, da sie aufgrund der totalen Abschottung faktisch in Präventivhaft genommen wurde.

			Sämtliche Formen der Repression können hier nicht im Einzelnen dargestellt werden. Um nur an einige zu erinnern, seien die Schauprozesse der 1950er Jahre, die Zwangsarbeit, die Entführungen aus dem Westteil Berlins in die DDR, der Schusswaffengebrauch an der Grenze, die Zwangsumsiedlungen und weiteren Grenzschikanen, die Einweisungen von Kindern und Jugendlichen in Spezialkinderheime und Jugendwerkhöfe genannt.

			Schätzungen zufolge kann man in der SBZ/DDR von etwa 250.000 politischen Gefangenen ausgehen, aber politische Verfolgung war auch ohne Haft möglich, zum Beispiel im Vorfeld einer Inhaftierung, häufig setzte sie sich auch nach einer solchen fort. Formen und Intensität der Repression konnten sich ändern, zum Beispiel je nach aktuellen innerdeutschen- oder außenpolitischen Rahmenbedingungen oder wenn aufgrund der desolaten wirtschaftlichen Lage von der SED gewünschte finanzielle Hilfe durch den Westen gewährt wurde. Insbesondere in den 1980er Jahren erhoffte sich die SED-Führung größere internationale Anerkennung. Das Bekanntwerden von langjährigen Haftstrafen aus politischen Gründen stand dieser im Wege. Inhaftierungen erfolgten bis zum Herbst 1989 zwar weiterhin, sie betrafen jedoch seltener die bekannten Regimegegner, sondern oft solche Personen, von denen SED und MfS annahmen, dass sie im Westen unbekannt wären. Davon betroffen waren insbesondere viele Antragsteller auf ständige Ausreise.

			In den späteren Jahren der DDR, etwa ab Mitte der 1970er Jahre, waren Veränderungen in den repressiven Aktivitäten der Staatssicherheit erkennbar, wobei sie nie eigenmächtig, sondern immer nur als Instrument der SED-Führung handelte. Ein Klima von Denunziation und die Paranoia der Herrschenden prägten immer spürbarer das gesellschaftliche Klima in der DDR.4 Außer den seit langer Zeit erfolgenden Post- und Telefonkon­trollen, der Überprüfung beziehungsweise Verhinderung von Ausbildungschancen oder Arbeitsmöglichkeiten, Verwaltungsschikanen jeglicher Art, sogenannten »Zuführungen zur Klärung eines Sachverhalts«, den konspirativen Durchsuchungen von Wohnungen wurde nun auch deren technische Überwachung verstärkt, vor allem aber wurde – besonders in den 1970er Jahren – das Spitzelsystem auf exzessive Weise ausgebaut und eine Berichtflut ohnegleichen entstand, unüberschaubar letztlich für ihre Auftraggeber selbst.

			Zersetzung

			Besondere Bedeutung erhielten seit 1976 die sogenannten Zersetzungsmaßnahmen. Das war ein Kampfbegriff Erich Mielkes, durch sie sollten Opposition und Widerstand verhindert, familiäre und Gruppenzusammenhänge zerstört werden. Zur Veranschaulichung diene ein Beispiel aus einem »Operativen Vorgang«. Der dort genannten Ehefrau soll ein Studium angeboten werden, auch eine »Wiederermöglichung« von Reisen ins »sozialistische Ausland«. Parallel dazu soll dafür gesorgt werden, dass der Ehemann seine »arbeitsmäßigen und sozialen Probleme nicht verbessern kann«. An die Ehefrau »wird die Kontaktperson H. mit dem Ziel herangeschleust, zwischen beiden ein Intimverhältnis aufzubauen (Termin Juli 1987)«. Der Ehemann »ist durch gezielte anonyme Informationen an seiner Arbeitsstelle zu diskriminieren […] Die Informationsübermittlung erfolgt durch anonyme Briefe«. Geplant wird die Veröffentlichung eines Artikels in der Tageszeitung Junge Welt über seine Tochter, in dem ihre bisherige schriftstellerische Tätigkeit wie auch »ihre feste politische Überzeugung gewürdigt« wird, wodurch die Tochter vom Vater entfremdet werden soll. Dieses Ziel soll auch bei dem gerade eingeschulten jüngeren Sohn des ­Paares erreicht werden – durch »positive Beeinflussung« mithilfe der Schuldirektorin. Der letzte Satz dieses Plans lautet: »Zur Verunsicherung und Diskriminierung des P. in seinem Bekanntenkreis wird kompromittierendes Material erstellt und in Umlauf gebracht. Termin: ständig.«5 Der Plan blieb erfolglos, er war ebenso perfide wie unsinnig. Er zeigt, welch bösartige Angriffe auf die Privatsphäre im SED-Staat möglich waren und verweist zugleich auf das noch zu untersuchende Problem, welches der Rechtsstaat mit der nachträglichen Aufarbeitung der Stasi-Untaten hat. 

			Zersetzung war auch die vorgesehene Methode, um Oppositionsgruppen zu zerstören. In die Ende 1985 gegründete »Initiative Frieden und Menschenrechte« waren eine Reihe Inoffizieller Mitarbeiter (IM) der Staatssicherheit eingeschleust worden. Von ihren Führungsoffizieren erhielten sie den Auftrag, die Arbeitsfähigkeit der Gruppe »herabzusetzen bzw. zu zerstören«, zum Beispiel durch Herstellung von Dokumenten, »auf deren Grundlage während der Zusammenkünfte kontroverse und uferlose Diskussionen möglich sind«.6

			Politische Verfolgung hatte viele Formen, insgesamt wird von circa einer Million Menschen ausgegangen, die aus politischen Gründen repressive Maßnahmen erleiden mussten, wovon auch ihre Angehörigen und Freundeskreise betroffen waren. Und schließlich war es nicht einmal erforderlich, Kritik am kommunistischen System und seinen jeweils Verantwortlichen zu üben, um unter Druck zu geraten. Überwachung, Entmündigung und Indoktrination waren allgegenwärtig, beginnend im Kindergarten und in der Schule. Einschränkung von Bildungsmöglichkeiten, Reiseverbote, das Verbot oder die Zensur von Büchern und Filmen, von Theater- und Musikaufführungen begrenzten selbst die Möglichkeiten von Menschen, die der kommunistischen Ideologie durchaus zugeneigt waren. 

			Verfassung und Verfassungswirklichkeit

			Die eingangs erwähnte DDR-Verfassung von 1949 wurde 1968 durch eine neue Verfassung ersetzt und 1974 noch einmal modifiziert. Der neue Artikel 1 lautete schließlich: »Die Deutsche Demokratische Republik ist ein sozialistischer Staat der Arbeiter und Bauern. Sie ist die politische Organisation der Werktätigen in Stadt und Land unter der Führung der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partei.«7 Im Unterschied zum Artikel 1 des heutigen deutschen Grundgesetzes war nicht die Würde des Menschen unantastbar, sondern nur die Macht der führenden SED-Funktionäre. 

			Praktisch alle Grundrechte rückten weit nach hinten. Artikel 9 zur Meinungsfreiheit wurde zum Artikel 27 und so weiter. Alle Rechte wurden unter den Vorbehalt »den Grundsätzen dieser Verfassung gemäß« gestellt. Somit waren nur öffentliche Meinungsäußerungen und Versammlungen erlaubt, die dem Alleinvertretungsanspruch der SED nicht widersprachen. Artikel 29 behauptete, dass es ein Recht auf Vereinigung gäbe, auf gemeinsames Handeln in Parteien und politischen Organisationen. Versuche, solche zu gründen, wurden mit der ganzen Härte der Strafgesetze verfolgt. Artikel 31 nannte das Post- und Fernmeldegeheimnis unverletzbar, obwohl in den Hinterzimmern von Postämtern Stasi-Mitarbeiter Briefe durchschnüffelten, obwohl nach dem Posteinwurf von Oppositionellen sogenannte Sonderleerungen von Briefkästen veranlasst wurden, obwohl Telefone, von denen es in Privatwohnungen nur wenige gab, systematisch abgehört wurden. Artikel 32 garantiert die Freizügigkeit – aber nur innerhalb des Staatsgebietes der DDR. Doch nicht einmal diese wurde gewährt, wie die zahlreichen sogenannten »Berlin-Verbote« für junge Menschen aus der »Provinz« belegen. Artikel 37 stellte fest: »Jeder Bürger hat das Recht auf Unverletzbarkeit seiner Wohnung.« Dies hielt die Stasi nicht davon ab, Wohnungen illegal zu durchsuchen und Abhöranlagen zu installieren. 

			So war kein einziger Grundrechteartikel der DDR-Verfassung das Papier wert, auf dem er stand. Zudem wurde die Wahrnehmung solcher Rechte durch das Strafgesetzbuch der DDR eingeschränkt.8 Etwa durch die Paragrafen 106 (Staatsfeindliche Hetze), 107 (Staatsfeindliche Gruppenbildung) oder 99 (Landesverräterische Nachrichtenübermittlung). Letzterer konnte wegen Weitergabe nicht geheimer Nachrichten, die geeignet wären, dem Ansehen der DDR zu schaden, angewandt werden. Oder § 113 (Ungesetzlicher Grenzübertritt), der Fluchtversuche betraf, § 219 (Ungesetz­liche Verbindungsaufnahme), § 220 (Staatsverleumdung), mit dem die Kritik an SED-Führern bestraft wurde (1974 in Öffentliche Herabwürdigung umbenannt). Aus der sowjetischen Praxis wurde § 215 (Rowdytum) übernommen und oft jungen Leuten vorgeworfen, wie auch § 217 (Zusammenrottung), die nach SED-Verständnis schon mit zwei Personen begann. Die jeweiligen Strafandrohungen zeigen, was von den Grundrechten in der Verfassung tatsächlich zu halten war.

			Es gab in der DDR weder Verwaltungsgerichte noch ein Verfassungsgericht, sodass es den von diesen Entscheidungen Betroffenen nicht möglich war, sie gerichtlich anzufechten. Beschwerden wurden von den gleichen Stellen bearbeitet, die für eine Entscheidung verantwortlich waren, und von diesen in der Regel zurückgewiesen. In politischen Prozessen hatten Staatsanwälte und Richter von der SED-Führung vorgegebene Plädoyers, Urteile und Urteilsbegründungen vorzutragen und zu verkünden. Das Jurastudium war einer kleinen Zahl von Privilegierten vorbehalten, die sich eindeutig zum SED-Staat bekannten und entsprechend verhielten. Kennzeichnend für das Rechtswesen in der DDR war auch die äußerst geringe Zahl von Rechtsanwälten – in den 1980er Jahren waren es nur etwa 600. Von ihnen waren sehr wenige als Anwälte für politische Strafverfahren zugelassen. Und wie sich nach Öffnung der Stasi-Unterlagen zeigte, verhielten sich diese eher dem Staat gegenüber loyal als ihren Mandanten.

			Oft wird behauptet, die SED-Politik wäre zwar fehlerhaft, aber ur­­sprünglich gut gemeint gewesen, und es hätte ja Positives gegeben, zum Beispiel das Recht auf Arbeit. Unerwähnt bleiben dabei die nur eingeschränkt freie Arbeitsplatzwahl, die Berufsverbote von Oppositionellen, die Arbeitsplatzbindungen von politisch »Unzuverlässigen«, die Verpflichtung von Absolventen, nach dem Studium einen vom Staat vorgeschriebenen Arbeitsplatz anzunehmen, die Androhung von Verfolgung asozialen Verhaltens, wenn junge Menschen die ihnen zugewiesene Arbeit nicht annehmen wollten. Auch in das oft als »normal« bezeichnete Zivil- und Familienrecht griff die SED nicht selten ein. Gern wird auch gesagt, die Kindergärten und -krippen wären vorbildlich gewesen – in denen Dreijährige mit Panzern spielen mussten und der Grenzsoldat den Kindern berichtete, wie froh er darüber sei, sie an der Berliner Mauer vor dem Klassenfeind zu schützen. Gelobt wird auch das Gesundheitswesen trotz all seiner Mangelerscheinungen und ungeachtet der teuren Westmedikamente für das Regierungskrankenhaus. Selbst einfachste Verwaltungsvorgänge wurden überwacht. So durfte einen Wohnungsantrag stellen, wer überhaupt berechtigt war, sich in der jeweiligen Stadt aufzuhalten. Allerdings musste das Wohnungsamt die SED-Kreisleitung oder den zuständigen MfS-Mitarbeiter fragen, ob es die Zuweisung der Wohnung vornehmen dürfe. Verwaltungen unterschieden zwischen den angepassten Bürgerinnen und Bürgern und den schon einmal durch Kritik aufgefallenen – so viel zur Frage der Gleichheit im kommunistischen System. 

			Die Herrschaft des Rechts, die den demokratischen Rechtsstaat ausmacht, wurde in der DDR auf den Kopf gestellt durch willkürliche Entscheidungen einer kleinen, selbst ernannten Herrschaftsclique, die sich niemals einer Wahl gestellt hat und die für zahlreiche tragisch verlaufene Biografien verantwortlich zu machen ist. Es gibt kein ernst zu nehmendes Argument gegen den Begriff des Unrechtsstaates. 

			Ziele der DDR-Opposition

			Im Folgenden soll kurz die demokratische Opposition in der DDR betrachtet werden. In der frühen Zeit von SBZ/DDR gab es Widerstand gegen die kommunistische Diktatur aus dem sozialdemokratischen wie auch dem konservativ-bürgerlichen Lager. All diese Menschen sind entweder im Gefängnis gelandet oder in den Westen geflohen. Nach dem Volksaufstand vom 17. Juni 1953 führte die massive Repression dazu, dass sich die Erscheinungsformen von Widerstand und Opposition veränderten. Kritische Stimmen wurden in der Folgezeit auch aus den Reihen derer hörbar, die sich zwar für ein sozialistisches System engagierten, das bestehende jedoch verändern wollten. Die zerschlagenen Demokratisierungsversuche von 1956 in Ungarn und 1968 in der Tschechoslowakei führten zwar zu einer großen Enttäuschung linker Intellektueller, nicht aber zur Aufgabe ihrer Reformträume. Auch wenn es zu jeder Zeit Widerstandshandlungen gab, kann bis zur Mitte der 1970er Jahre von einer überwiegend systemimmanenten Opposition gesprochen werden, danach veränderte und erweiterte sich diese allerdings erheblich. 

			Von manchen Journalisten und Historikern wird regelmäßig behauptet, die DDR-Opposition wäre 1989/90 für einen dritten Weg und gegen die deutsche Einheit gewesen. Das ist so pauschal wie falsch. Richtig ist, dass die Opposition nie als monolithischer Block anzusehen war. Innerhalb des weitgefächerten Spektrums der Opposition nahm die Zahl derjenigen, die nicht mehr auf die Reformierbarkeit des sowjetisch geprägten Herrschaftssystems hofften, seit den späten 1970er Jahren deutlich zu. Sie wollten nicht mehr endlos über alternative Gesellschaftsmodelle diskutieren, wollten eine pragmatische, den Menschenrechten verpflichtete Politik entwickeln, eigenständig Handelnde werden, die für die Mitbürger erkennbar sind. Sie orientierten sich an ostmitteleuropäischen Bürgerrechtlern und Dissidenten, besonders auch an der tschechoslowakischen Charta 77. Von dort war zu hören: Wer im Innern des Landes die Meinungsfreiheit und andere Grundrechte unterdrückt, kann nach außen nicht glaubwürdig friedensfähig sein. Die Lektüre von Václav Havels Essay von der Macht der Machtlosen, der in deutscher Übersetzung »Versuch, in der Wahrheit zu leben«9 heißt, prägte das Handeln vieler DDR-Oppositioneller. Auch sie wollten die von den Machthabern verbreiteten Lügen nicht mehr hinnehmen. Hannah Arendt schrieb in ihrem Essay »Wahrheit und Politik« von 1964: »Wo prinzipiell und nicht nur gelegentlich gelogen wird, hat derjenige, der einfach sagt, was ist, bereits zu handeln angefangen […] In einer Welt, in der man mit Tatsachen beliebig umspringt, ist die einfache Tatsachenfeststellung bereits eine Gefährdung der Machthaber.«10

			Oppositionelle blieben eine Minderheit, obwohl sie im Laufe der 1980er Jahre immer deutlicher sichtbar wurden. Sie entwickelten sich aus folgenlos agierenden konspirativen Kleingruppen zu politisch Handelnden, welche die Öffentlichkeit suchten, dies unter anderem mit der Herausgabe eigener illegaler Samisdat-Zeitschriften, um sich landesweit mit Gleichgesinnten zu vernetzen. Im Sommer und Herbst 1989 führte das schließlich zur Gründung neuer Bewegungen und Parteien und hatte einen wesentlichen Anteil an den folgenden Ereignissen. Natürlich gibt es für diese keine monokausale Erklärung. Die Flucht- und Ausreisewelle spielte eine große Rolle und vor allem die Entwicklungen in Polen und Ungarn sowie die Reformversuche Gorbatschows in der damaligen Sowjetunion. Die zahlenmäßig kleine Opposition bewirkte jedoch eine Initialzündung für die revolutionären Prozesse.

			Bereits zum Tag der Menschenrechte 1987 gab die Initiative Frieden und Menschenrechte (IFM) eine Erklärung heraus, in der als wichtigste Ziele die Herstellung von Rechtsstaatlichkeit und Demokratisierung genannt wurden.11 Die Erklärung rief dazu auf, sich gegen die Willkürakte der Mächtigen zu wehren. Gefordert wurden die Garantie von Meinungs-, Presse- und Medienfreiheit, die Existenz unabhängiger Gerichte, das Streikrecht, die Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit. Weitere Forderungen betrafen die Beendigung der Verletzung der Privatsphäre, der Telefon- und Postüberwachung und die Abschaffung von Paragrafen des Strafgesetzbuches, welche die öffentliche Meinungsäußerung unter Strafe stellen. Es folgten zwar Festnahmen und Verhöre, aber derartige Forderungen suchten immer häufiger die Öffentlichkeit und ließen sich nicht mehr auf repressive Weise unterdrücken. Die friedliche Revolution kündigte sich bereits an.

			Rechtsstaatlichkeit und freie Wahlen blieben die wichtigsten Forderungen, und nach dem Sturz der Berliner Mauer konnte ihre Umsetzung Gestalt annehmen. Ein neues Wahlgesetz und ein Parteiengesetz wurden benötigt, damit befasste sich im Januar 1990 der Zentrale Runde Tisch. Auch eine neue Verfassung sollte entstehen. Deren Entwurf wurde Anfang April 1990 von der entsprechenden Arbeitsgruppe des Runden Tisches fertiggestellt und der frei gewählten Volkskammer übergeben.12 Deren Mehrheit lehnte es ab, sich mit ihm zu befassen, sie wollte den schnellen Beitritt nach Art. 23 des Grundgesetzes der Bundesrepublik. Diesem entsprach zwar der Verfassungsentwurf in weiten Teilen durchaus, er enthielt aber auch Neues: Die Bürger- und Menschenrechte wurden erweitert, hinzu kamen Artikel zur Ökologie, zur Gleichstellung der Geschlechter und zur Mitwirkung an politischen Entscheidungen. Staatszielbestimmungen zu sozialen Rechten gingen deutlich über das knapp formulierte Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes hinaus. Zwar scheiterte dieser Entwurf ebenso wie der ein Jahr später verfasste Entwurf einer gesamtdeutschen Verfassung.13 Ihr Hauptziel aber haben die Oppositionellen erreicht: Die Diktatur musste dem Rechtsstaat weichen. Dies geschah in der erwünschten und zugleich einzig logischen Reihenfolge: erstens Freiheit, zweitens Demokratie, drittens Einheit.

			Aufarbeitung des SED-Unrechts

			Mit dem Ende des SED-Staates begann sogleich dessen Aufarbeitung. Es sollten nicht die Fehler wiederholt werden, die einst mit einer verspäteten und lückenhaften Aufklärung und Ahndung der NS-Verbrechen entstanden waren. Was in Deutschland zur Aufarbeitung der SED-Diktatur seit 1989/90 geleistet wurde, ist durchaus beeindruckend und geht weit über das hinaus, was in anderen Staaten des ehemaligen sowjetischen Machtbereichs wie auch in weiteren Staaten mit diktatorischer Vergangenheit möglich war und ist. Um hier nur das Wichtigste aufzuzählen: die Enquetekommissionen des Bundestages in den 1990er Jahren, die Einrichtung der Stasi-Unterlagenbehörde und die Herausgabe der Akten, die Entschädigung von Opfern, die Umgestaltung beziehungsweise Neueinrichtung von Gedenkstätten und Museen, die Errichtung der Bundesstiftung Aufarbeitung und deren Projektförderung, die vielen gesellschaftlichen Initiativen und unabhängigen Archive, die nahezu unüberschaubare Zahl von wissenschaftlichen Arbeiten und weiteren Veröffentlichungen, die Vielzahl von Ausstellungen und Veranstaltungen, die Überprüfungen für den öffent­lichen Dienst, die internationale Zusammenarbeit und anderes mehr. Dieser Beitrag soll sich aber vor allem der juristischen Aufarbeitung zuwenden.

			Von Bärbel Bohley, einer der bekanntesten DDR-Oppositionellen, ist der Satz überliefert: Wir wollten Gerechtigkeit und bekamen den Rechtsstaat. Diesen Satz hat sie nie gesagt, sondern Journalisten haben ihn aus einem längeren Zitat extrahiert.14 Aber im Grunde ging es schon um die Zweifel, dass die juristische Aufarbeitung Gerechtigkeit herstellen könne. Und die Frage stellte sich durchaus: In welchem Maße ist der demokratische Rechtsstaat überhaupt in der Lage, mit den Verbrechen der Diktatur angemessen umzugehen?

			Was hierzu zu sagen ist, richtet sich an alle drei Gewalten gleichermaßen. Obwohl Betroffene mitunter zu Recht von Gerichten gesprochene Urteile kritisieren, so sind diese doch oftmals die Folge von Versäumnissen der Politik. Die nahezu 30-jährige Geschichte der sogenannten Unrechtsbereinigung liefert dafür genügend Beispiele. Immerhin sind Korrekturen möglich, wie die zum Ende 2019 in Kraft getretene Novellierung der Rehabilitierungsgesetze zeigt. 

			Zur juristischen Aufarbeitung gehört die strafrechtliche Verfolgung des SED-Unrechts ebenso wie die Rehabilitierung und Entschädigung der Opfer. Erste Verfahren gab es noch in der Endphase der DDR wegen Amtsmissbrauch und Wahlfälschung. Sie endeten mit Bewährungs- und Geldstrafen, nur in einem Fall mit Haftstrafe ohne Bewährung. Die eigentliche Strafverfolgung begann mit der deutschen Einheit, und zehn Jahre später, am 3. Oktober 2000, waren alle Taten mit Ausnahme von Mord verjährt. Die letzten Verfahren und somit die Strafverfolgung von DDR-Unrecht wurden 2005 abgeschlossen.

			Ermittelt wurde im Falle »von Taten, die während der Herrschaft des SED-Unrechtsregimes begangen wurden, aber entsprechend dem ausdrücklichen oder mutmaßlichen Willen der Staats- und Parteiführung der ehemaligen DDR aus politischen oder sonst mit wesentlichen Grundsätzen einer freiheitlich rechtsstaatlichen Ordnung unvereinbaren Gründen nicht geahndet worden sind […].«15 Insgesamt hat es mehr als 1.000 Verfahren gegeben, in denen Anklage erhoben wurde. Verfolgte Delikte waren Rechtsbeugung, Wahlfälschung, Straftaten des MfS, Misshandlung von Gefangenen, Doping und vor allem die Tötungen an der innerdeutschen Grenze. Die meisten Verfahren endeten mit Bewährungsstrafen oder Freisprüchen. Nur 40 Angeklagte wurden zu Haftstrafen ohne Bewährung verurteilt, davon 30 wegen des Schusswaffengebrauchs an der Grenze.

			Bei den Opfern des SED-Unrechts löste die geringe Zahl von Verurteilungen Frustration und Verbitterung aus. Sie wurden in ihrer Auffassung bestärkt, dass der Rechtsstaat nicht in der Lage ist, das an ihnen begangene Unrecht angemessen zu bestrafen. Die Täter wären davongekommen, hätten die Vorzüge des Rechtsstaates genossen und sich in der Demokratie eingerichtet. Die Opfer hingegen wären lebenslang gesundheitlich gezeichnet, hätten deutliche materielle Nachteile gegenüber den Tätern, müssten sich jede Anerkennung und Unterstützung erkämpfen. Mit dieser Kritik stehen die Opfer nicht allein da. Es ist schlicht unverständlich, dass der Staatssicherheitsminister Mielke nur wegen der Berliner Polizistenmorde von 1931 angeklagt wurde und nicht wegen der tausendfachen Menschenrechtsverletzungen, die in seiner Verantwortung geschehen sind. Unverständlich ist auch, warum das Bundesverfassungsgericht hochrangigen Stasi-Offizieren einen Teil ihrer Sonderrenten wieder zuerkannt hat, nachdem die frei gewählte Volkskammer diese Privilegien gestrichen hatte. Im Ergebnis ist die durchschnittliche Rentenversorgung der Täter deutlich besser als die der meisten ihrer Opfer. Gerecht ist das nun wirklich nicht, und die Enttäuschung der Opfer ist nur zu verständlich.

			Das Rückwirkungsverbot ist ein hohes Rechtsgut und muss mit äußerster Behutsamkeit behandelt werden. Auch das geschriebene DDR-Recht musste beachtet werden, obwohl es sich eher um staatliches Unrecht in Gesetzesform handelte. Aber die systematische Missachtung der Gleichheit vor dem Gesetz und das von SED und MfS begangene Unrecht wirft die Frage auf, ob wirklich alles dem Rechtsstaat Mögliche getan wurde, die Täter zur Verantwortung zu ziehen. 

			Sicher wird überwiegend die Auffassung geteilt, dass Filbingers auf das NS-Unrecht bezogener Satz: »Was damals rechtens war, das kann heute nicht Unrecht sein«16 angesichts der Naziverbrechen nicht hinnehmbar ist. Es hat indes nichts mit Gleichsetzung von Nazi-Unrecht und SED-Unrecht zu tun, wenn die Frage gestellt wird, ob nicht auch bei der Aufarbeitung der zweiten deutschen Diktatur noch in weiteren Fällen eine Relativierung des Rückwirkungsverbots denkbar gewesen wäre als ausschließlich im Falle der Tötungen an der innerdeutschen Grenze. 

			Bis heute hält die Kontroverse zwischen Verfechtern eines strikten Rechtspositivismus und denjenigen an, die neben dem gesetzten Recht die allgemein anerkannten und schließlich auch durch Ratifizierung der einschlägigen UN-Pakte rechtsgültig gewordenen Menschenrechte berücksichtigt wissen wollen. In den 1990er Jahren wurde darüber oft gestritten. Die Debatten, Anhörungen und Expertisen zum Thema der justiziellen Aufarbeitung in der zweiten Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages füllen mehr als 1800 Seiten.17 Auch die Anwendbarkeit der Radbruchschen Formel wurde diskutiert, wonach zwar das »positive« Recht Vorrang habe, jedoch ausgesetzt werden könne, wenn es zu »unerträglichem Unrecht führt«. Was also ist unerträgliches Unrecht? Ausschließlich der Tod des an der Grenze Erschossenen oder des aus rein politischen Gründen zum Tode Verurteilten? Was ist unerträgliches Unrecht für die noch lebenden, häufig traumatisierten Opfer? Über diese zugegeben schwierige Frage wird wohl noch lange weiter gestritten werden.

			Verantwortliche Juristen waren und sind sich der Problematik bewusst. So sprach Christoph Schäfgen, seinerzeit mit der Verfolgung von Regierungs- und Vereinigungskriminalität betrauter Generalstaatsanwalt von den »Schwierigkeiten eines Rechtsstaates bei der nachträglichen strafrechtlichen Bewertung staatlichen Handelns eines diktatorisch geführten Staates, dessen Handeln nicht vom Recht, sondern nur vom Machterhalt bestimmt war […]«.18 Es ging nicht nur um juristische Probleme, sondern auch um politische Voraussetzungen und Entscheidungen, gewünscht war die Vermeidung allzu großer Unruhe. Dazu sollte die vorsichtige Behandlung ehemaliger Verantwortungsträger beitragen. Zudem erinnerte man sich an die jahrelange Nichtverfolgung von hochrangigen NS-Amts­trägern, wie hätte man also einen härteren Umgang mit den SED-­Größen nachvollziehbar erklären können? Ein anderes Problem war darüber hinaus, dass die Justiz, insbesondere zur Verfolgung von Regierungs- und Vereinigungskriminalität, unzureichend ausgestattet war. 

			Dennoch ist die Justiz in mancher Weise unter ihren Möglichkeiten geblieben. Schäfgen stellte hierzu fest: »Weil der Bundesgerichtshof aus Gründen der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes die von den ehemaligen Justizfunktionären der DDR vorgenommene extensive Auslegung […] des politischen Strafrechts in der Anwendung auf Dissidenten, Oppositionelle und Ausreisewillige als ›noch nachvollziehbar‹ hinnahm, ist es so gut wie gar nicht zu Verurteilungen gekommen.«19 Falls die Genannten dies als »nachvollziehbar« betrachtet hätten, würde die DDR womöglich immer noch existieren. Anerkennenswert ist immerhin, dass durch die Verfahren das Unrecht deutlich benannt worden ist, auch wenn das den Opfern der Diktatur aus verständlichen Gründen nicht ausreicht. 

			Das zweite große Thema der juristischen Aufarbeitung ist die Rehabilitierung der Opfer. Noch im letzten Jahr der DDR wurden eine Reihe politisch begründeter Urteile »kassiert«. Kurz vor der Wiedervereinigung verabschiedete die Volkskammer am 6. September 1990 ein Rehabilitierungsgesetz. Dieses wurde nur teilweise in den Einigungsvertrag übernommen und im November 1992 durch das vom Bundestag beschlossene erste SED-Unrechtsbereinigungsgesetz ersetzt, welches die aus politischen Gründen Inhaftierten berücksichtigte. 1994 folgte ein weiteres Gesetz, welches das Verwaltungsunrecht und die politisch begründeten Nachteile in Bildung und Beruf betraf. 

			Zwischenzeitlich mehrfach gesetzte Fristen der Antragstellung wurden immer wieder verlängert, sodass eine Vielzahl von Anträgen ­bearbeitet werden konnte. Ende 2017 waren bereits mehr als 200.000 Anträge gestellt und Entschädigungen von insgesamt etwa zwei Milliarden Euro für zu Unrecht erlittene Haft gezahlt worden. Hinzu kamen etwa 130.000 Fälle, in denen keine Inhaftierung erfolgte, die Betroffenen aber aus politischen Gründen in ihrer Ausbildung und Berufsausübung schwer benachteiligt wurden. Solche Fälle können bei der Rentenfestlegung berücksichtigt werden, etwa 60 Millionen Euro wurden bewilligt. Diese finanziellen Leistungen sind beachtlich, gleichwohl können sie die anhaltenden Sorgen der Betroffenen nur teilweise lindern. Auch gibt es immer wieder Pro­bleme mit der Beweisführung, und viele Verfolgungen sind erst spät vom Gesetzgeber berücksichtigt worden, wie das besonders schwerwiegende Schicksal von Kindern und Jugendlichen, die unter regelrechten Haftbedingungen in Spezialheimen und Jugendwerkhöfen untergebracht wurden und davon bis heute traumatisiert sind.

			Nachdem allein 2017 etwa 2000 weitere Anträge auf Rehabilitierung gestellt wurden, sah sich der Gesetzgeber zum Nachbessern aufgefordert und hat die weitestgehende Novellierung dieser Gesetze seit ihrer Verabschiedung beschlossen.20 Danach fallen die Fristen für die Antragstellung weg. Das ist zu begrüßen, denn immer wieder kommen neue Tatbestände ans Licht. Nachdem die Unterbringung im Geschlossenen Jugendwerkhof Torgau bereits seit 2004 als rechtsstaatswidrig gilt, kann nun auch die Einweisung von Kindern in Spezialheime aufgrund der politischen Verfolgung ihrer Eltern berücksichtigt werden. 

			Neu ist, dass die Opfergruppe der verfolgten Schüler anerkannt wird, sofern die Verfolgung – zum Beispiel die verweigerte Ausbildung – mindestens drei Jahre andauerte. Erleichtert wurden die Bestimmungen zur Rehabilitierung im Fall von anhaltenden gesundheitlichen Schäden aufgrund von Inhaftierung, wobei nach wie vor ärztliche Befunde beigebracht werden müssen, allerdings nicht mehr solche aus sibirischen Lagern oder Zuchthäusern der DDR. 

			Eine Verbesserung erfährt auch die Gewährung der Opferrente, die bislang bei einer Dauer des Freiheitsentzuges ab 180 Tagen, nunmehr ab 90 Tagen möglich ist. Schließlich ist noch eine Einmalzahlung von 1500 Euro für »Zersetzungsopfer« zu erwähnen, die vom Gesetzgeber als »großzügig« bezeichnet wurde. Trotz der Novellierung bleiben Fragen offen. So sollte ein Zweitantragsrecht für vormals abgelehnte Ansprüche eingeräumt werden, sofern es der neuen Gesetzeslage angemessen ist.

			Unklarheiten bestehen noch im Bereich der vermögensrechtlichen Fragen – und dies nicht erst, seit ein Hohenzollern-Erbe ungeachtet der Naziverbindungen seines Vorfahren abwegige Forderungen erhoben hat. Nachteile ergeben sich aus dem 1993 beschlossenen Rentenüberleitungsgesetz für ehemalige DDR-Flüchtlinge. Bis dahin wurden sie nach dem Fremdrentengesetz so behandelt, als hätten sie ihr gesamtes Erwerbsleben in der Bundesrepublik verbracht. Durch die Neuregelung wurden ab 1936 geborene Flüchtlinge wieder zu DDR-Rentnern erklärt, was sie als ungerecht empfinden. 

			Rehabilitierungsverfahren sind nicht selten deshalb mit Problemen verbunden, weil die mit ihnen betrauten Richter aus Arbeitszusammenhängen kommen, die mit SED-Opfern kaum zu tun haben. Sie wissen mitunter wenig über das kommunistische System, seine Repressionsmethoden und die anhaltenden Probleme der vom Unrecht Betroffenen. Der seit mehr als 30 Jahren erworbene Sachverstand mancher Richter ändert daran wenig, zumal die mit den Entscheidungen befassten Kammern einem ständigen personellen Wechsel unterworfen sind, und inzwischen viele junge, mit diesen Problemen noch nicht vertraute Richter nachrücken. So beklagen Opferverbände und Landesbeauftragte zur Aufarbeitung der SED-Diktatur immer wieder Fehlbewertungen, die zur Ablehnung von Rehabilitierungsanträgen führen. Folgender Vorgang, der leider kein Einzelfall ist, ist beim Bundesverfassungsgericht anhängig:21

			Eine damals 14-Jährige lebte unter desolaten Umständen in einem Haushalt, der von Gewalt und bevorstehender Scheidung geprägt war. Vom Großvater wurde sie missbraucht und vom Vater geschlagen, Großmutter und Mutter duldeten es. Das Mädchen flüchtete aus der Wohnung, wurde eingefangen, in die Psychiatrie gebracht. Ohne Befund entlassen, wurde sie in die Wohnung ihrer Eltern zurückgebracht, der Vater verkündete, sie totzuschlagen, worauf sie erneut floh. Sie beging kleine Diebstähle von Lebensmitteln, wurde erneut aufgegriffen und in einen Jugendwerkhof gebracht. Vom zuständigen DDR-Jugendamt wurden Vater und Mutter als brave sozialismustreue Bürger und fürsorgliche Eltern bezeichnet. Dem ersten Jugendwerkhof folgten noch ein zweiter und dritter. Die dortigen gefängnisähnlichen Bedingungen sind inzwischen hinreichend bekannt. Die Antragstellerin begründet ihren Anspruch auf Rehabilitierung mit der Einweisung in die Jugendwerkhöfe. Ein Landgericht eines ostdeutschen Bundeslandes lehnte den Rehabilitierungsantrag ab, ohne die Darlegungen der Antragstellerin zu berücksichtigen, ohne Zeugen einzuvernehmen, ohne Sachverständige zu befragen, ohne den aktuellen Erkenntnisstand zur Situation in den Jugendwerkhöfen zu berücksichtigen. Die Kammer kam zu dem Ergebnis, dass die Einweisung in die Jugendwerkhöfe mit wesentlichen Grundsätzen einer freiheitlichen und rechtsstaatlichen Ordnung vereinbar sei. Die Kammer betonte, dass sich diese Bewertung aus der Prüfung »sämtlicher Unterlagen des Jugendamtes« ergeben habe. Die Beschwerde der Antragstellerin wurde vom zuständigen Oberlandesgericht mit der gleichen Begründung abgewiesen. Auch dieses Gericht stützte sich bei seiner Entscheidung ausschließlich auf die Unterlagen des SED-geführten Jugendamtes. Wie ist das möglich? Zur Entscheidung eines Antrags auf Rehabilitierung wegen SED-Unrechts wird als einziges Beweismittel die Auffassung der Behörde zur Kenntnis genommen, die das Jugendlichen angetane Unrecht gutgeheißen und zugleich veranlasst hat. Das ist eine unfassbare Fehlleistung beider Gerichte. An Richter, die derartige Entscheidungen zu treffen haben, kann nur appelliert werden, die Betroffenen sowie Zeugen und Sachverständige anzuhören und sich keinesfalls auf die offiziellen Unterlagen des SED-Staates zu verlassen.

			Schlussbemerkungen

			Die beschriebene Aufarbeitung des durch die Diktatur verursachten Unrechts ist nur ein vergleichsweise geringer und zudem abnehmender Teil politischen, staatlichen und juristischen Handelns. Gleichwohl bleibt die Aufgabe bestehen und – insoweit Verwaltungen und Gerichte über die Ansprüche von Opfern zu befinden haben – ist die Zeit begrenzt. Viele neu entstandene oder auch bisher unterschätzte Aufgaben sind jedoch von den Gerichten zu bewältigen, erinnert sei nur an die Zunahme organisierter Kriminalität und terroristischer Aktivitäten. Mit Recht wird die oft sehr lange Zeitdauer der Verfahren beklagt, deren Ursache die notorische Unterbesetzung von Gerichten (wie auch von Staatsanwaltschaften und Polizei) ist. Die politisch Verantwortlichen sind hier dringend zum Handeln aufgefordert.

			Noch beunruhigender ist eine andere Entwicklung: Der mit der Beendigung des Kalten Krieges vor über 30 Jahren verbundene Traum von der sich weltweit ausbreitenden Demokratie blieb unerfüllt. Erfolge wie die Bildung und Erweiterung der Europäischen Union, die Ratifizierung wichtiger UN-Konventionen oder die Einrichtung eines Internationalen Strafgerichtshofes werden zunehmend verwässert durch neuen Nationalismus und Angriffe auf die Unabhängigkeit von Parlamenten, Gerichten und Medien. Extremistische Parteien und Organisationen erhalten Zulauf, Rhetorik aus der Zeit des Kalten Krieges wird wiederbelebt. Hass, Lügen und Verschwörungstheorien finden zunehmend Verbreitung. All das sind sowohl nationalstaatliche, europäische als auch globale Probleme und sie sind sowohl von einzelnen autoritär regierten Staaten wie auch durch die Globalisierung verursacht.

			Im hier betrachteten Zusammenhang bleibt zu fragen, warum trotz der intensiven Aufarbeitung der Diktaturen in Deutschland die Wertschätzung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zurückgegangen ist, warum die Autorität gewählter Volksvertreter zunehmend in Frage gestellt wird, warum in einigen Regionen nichtdemokratische Parteien die Mehrheit bei Wahlen erhalten. Angesichts der zunehmenden Betonung von Ost-West-Unterschieden, die bis heute existieren, bleibt zu untersuchen, welchen Anteil die von der SED zwar behauptete, aber nie wirklich stattgefundene Aufarbeitung der NS-Verbrechen an damals in der DDR und heute in Ostdeutschland vorhandenem Antisemitismus und Ausländerfeindlichkeit hat.

			Dem Zustand des demokratischen Rechtsstaates und dem gesellschaftlichen Engagement wird es zuträglich sein, wenn Politik und Justiz antisemitische und rassistische Übergriffe, Hass und Gewalt intensiver und schneller unterbinden und verfolgen. Gerichte, die sich ja vor allem den Tätern widmen, sollten den Opfern mehr Aufmerksamkeit schenken. Eine Rechtsprechung, die als gerecht empfunden wird, stärkt das Vertrauen in den Rechtsstaat. Das muss bewusst bleiben.
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			Das Foto aus dem Stasi-Unterlagenarchiv entstand bei einer Montagsdemonstration in Halle im Herbst ’89. Quelle: BArch, MfS, BV Halle, BdL Fo 0002, Bild 13 (Ausschnitt). Recht muss Recht werden«, Stasifoto BArch, MfS, BV Halle, BdL, Fo. 0002, Bild 13
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			Gesucht wird ... Erich Honecker«. Auf einer Montagsdemonstration in Leipzig Ende November 1989. (hk)

		


		
			Achim Beier

			Mythos Montagsdemonstration

			Vom Anfang, Ende und Missbrauch einer Demonstrationskultur

			In Fürth wurde gegen das Müllkonzept demonstriert (1995), in Leipzig für die Olympiabewerbung (2003), in Kassel für die Weiterexistenz des Deutschen Reiches (2004), in Frankfurt am Main gegen das Rauchverbot in den Kneipen (2007), in Stuttgart gegen ein Bahnprojekt (seit 2009), gegen ein Flüchtlingsheim in Berlin-Marzahn (2014), in Sonneberg gegen die thüringische Gebietsreform (2017) und so weiter und so fort. Unzählige Demonstrationen fanden ausschließlich montags statt. Jüngste Beispiele sind die bundesweiten Montagsdemonstrationen gegen die ­staatlichen Corona-Beschränkungen. 

			Bis in die Gegenwart nehmen immer wieder soziale und politische Be­­wegungen in Ost- und Westdeutschland Bezug auf das Narrativ der Montagsdemonstrationen von 1989/90 in der DDR. Der Rückgriff suggeriert Aussicht auf Erfolg und mobilisiert Anhänger. Schließlich gelang es schon einmal, unter diesem »Label« politische Forderungen durchzusetzen. Dieser Eindruck verstärkt sich nochmals durch die Beschwörung eines emotionalen »Wir«-Gefühls durch den Ruf »Wir sind das Volk«, mit dem sich ein hoher Legitimationsgehalt verbindet.

			Mittlerweile sind die historischen Ereignisse – zunehmend in idealisierter Form – im kollektiven Gedächtnis verankert. Die positiven Erinnerungen an die »Montagsdemonstrationen« werden auf die Gegenwart übertragen, wobei die damalige Komplexität der Forderungen auf die heutige Problembewältigung reduziert wird. Bereits 2009 hat Ralph Jessen auf den universellen Charakter der Montagsdemonstrationen verwiesen.1 Die Montagsdemonstra­tionen sind demnach massentauglich, da in ihnen ein authentischer Volkswille zum Ausdruck kommt, sie also nicht unter dem Einfluss politischer Institutionen stehen. Weiterhin lassen sich die allgemeingültigen Ziele von Freiheit und Menschenrechten mit den unterschiedlichsten Forderungen beladen. Der wöchentliche Ritus hilft dabei, mediale Aufmerksamkeit zu erlangen.

			Freiräume erkämpfen

			Die Montagsdemonstrationen gingen aus den Friedensgebeten in der Leipziger Stadtkirche St. Nikolai 1982 hervor. 

			Anders als die Gottesdienste wurden die Friedensgebete von einer Laienbewegung innerhalb der evangelischen Kirche organisiert und adressierten somit auch politisch interessierte Nichtchristen. Das führte zu extremen Spannungen mit der Amtskirche. Auch in anderen Städten der DDR gab es Friedensgebete, in Erfurt bereits seit 1978. Die Leipziger Friedensgebete zeichneten sich durch ihre Kontinuität aus.

			Weit vor den Massendemonstrationen des Herbstes 1989 entstanden aus den Friedensgebeten heraus unterschiedliche Protestformen: ­öffentliche Kundgebungen auf dem Kirchvorplatz oder Demonstrationen in der Innenstadt. Die Staatsmacht reagierte mit Überwachung, Polizeigewalt und Verhaftungen. Das monatelange, nicht gewaltfreie Ringen um den öffentlichen Raum gewannen schließlich die Demonstranten am 9. Oktober 1989. Die Staatsmacht traf auf das Selbstbewusstsein eines 1½-jährigen Selbstfindungsprozesses zum zivilen Ungehorsam vor den Kirchen. 

			Der Begriff Montagsdemonstration entwickelte sich dagegen eher aus einem kalendarischen Zufall heraus; er ist das Ergebnis einer mühsamen Terminfindung. Eigentlich sollten die Friedensgebete mittwochs stattfinden. Doch beim Abgleich der Terminkalender der beiden engagierten Diakone Günter Johannsen und Hans-Joachim Döring blieb nur der Montag als einzig möglicher Tag der Woche. Vielleicht würden wir sonst heute vom »Mittwochs-Mythos« sprechen.

			Der Weg zum Umbruch im Herbst 1989 wurde vielfach beschrieben. Be­­zogen auf die herausgehobene Rolle der Leipziger Friedensgebete und Montagsdemonstrationen gilt es, stärker zu differenzieren und genauer hinzusehen.

			Im Zusammenhang mit der Liebknecht-Luxemburg-Demonstration in Berlin im Januar 1988 stieg die Zahl der Friedensgebetbesucher in Leipzig innerhalb von zwei Wochen von 25 auf über 700. Erst jetzt wurden die Friedensgebete zum überregionalen Kristallisationspunkt. Bereits ab dem 5. September 1988 wurde der Nikolaikirchhof bis auf wenige Ausnahmen zum öffentlichen Versammlungsort, aus dem heraus sich immer wieder Demonstrationen mit einigen Hundert Menschen ergaben. Das bedeutete auch, dass die Auseinandersetzungen mit der Staatsmacht zum wöchentlichen Alltag gehörten. Ab Anfang 1989 forcierten Polizei und Kampfgruppen das Ausbildungsprogramm »Sperren und Räumen von Straßen und Plätzen«. Im Mai beendeten die Kampfgruppen das Programm, nachdem es zu Austritten und Befehlsverweigerungen kam. Am 9. Oktober 1989 erschien nur etwa die Hälfte der Kampfgruppen-Angehörigen zum Einsatz. Nach dem Friedensgebet am 18. September 1989 versammelten sich circa 1.000 mehr oder weniger Schaulustige vor der Kirche. Das »Deutschlandlied« erklang, leere Flaschen flogen. Die Polizei räumte mit Hunden und nahm 130 Personen fest.

			Tonmitschnitte ermöglichen heute noch eine Zeitreise in die Anfangsphase. Dazu gehört ein Interview des Berliner Aktivisten Stephan Bickhardt mit Christoph Wonneberger aus dem Jahr 1987 zu seinem widerständigen Selbstverständnis oder der Mitschnitt eines Friedensgebetes vom Juni 1989. Dieser macht deutlich, dass die Nikolaikirche voller »Antragsteller« gewesen war und wie schwer es Pfarrer Christian Führer fiel, in einer Kirche voller Nichtchristen zu predigen.

			Lehrreiche Einblicke liefern die Mitschnitte der telefonischen Rapporte der Volkspolizei-Kreisämter an die Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei Leipzig 1989. Auch wenn die unteren Polizeibehörden forderten, »man soll endlich Schluss machen mit dem Spuk dort«, so hört man doch erste Zweifel an der SED-Führung ob ihrer Unentschlossenheit heraus. 

			Die heimlichen Mitschnitte einer SED-Versammlung im Leipziger Rathaus am Vormittag des 9. Oktober haben wir bereits in der Redensammlung zu den Kundgebungen der Montagsdemonstrationen »Wir haben nur die Straße« veröffentlicht.2 Es überrascht, dass die SED eingestehen muss, auf der Straße gehe es nun um die Machtfrage.

			Mitsprache erkämpfen

			Der Zeitabschnitt bis zu den Wahlen im März 1990 und dem vorläufigen Ende der Demonstrationen kann in drei Phasen eingeteilt werden, um die Heterogenität und den Wandel des Begriffes »Montagsdemonstrationen« zu veranschaulichen, der meist statisch verwendet wird.

			Die Entscheidung vom 9. Oktober 1989 in Leipzig wurde durch die danach folgenden Massendemonstrationen in vielen Orten der DDR unumkehrbar gemacht. Die Menschen begriffen sich als Mitglieder der Gesellschaft und forderten ihre Rechte gegenüber der Herrschaft öffentlich ein. Wie 200 Jahre zuvor in der Französischen Revolution 1789 erhob sich der »Dritte Stand« gegen die Mächtigen und Privilegierten. Dieses sich Anfang Oktober 1989 konstituierende »Volk« begriff sich im Oktober 1989 als Souverän. In einem Akt der Selbstermächtigung besetzten die Menschen unter der Losung »Wir sind das Volk« den öffentlichen Raum.

			Es begann eine friedliche Revolution, bei der die Demokratiebewegung nach und nach von der Einheitsbewegung als Impulsgeber abgelöst wurde. In dieser Phase wurde der Mythos geboren.

			Bereits Ende Oktober 1989 sprach der West-Berliner Piratensender »Radio Glasnost« von einem »wöchentlichen Ritual« in Leipzig und hinterfragte damit indirekt die Wirkmächtigkeit des Geschehens.

			Die Maueröffnung am 9. November 1989 leitete die zweite Phase ein. Jetzt lautete die Losung »Wir sind ein Volk« und setzte über Nacht neue politische Akzente. Ins Zentrum rückte die nationale Frage und damit eine Diskussion, die wegen der Verantwortung Deutschlands an Krieg und Massenmord bisher nicht geführt wurde. Es gab keine Vorstellungen davon, wie ein wiedervereintes Deutschland aussehen könnte. In diesem Vakuum formierte sich ein verklärt romantisierendes Deutschland-Bild ohne traditionelle Vorbilder. Als Motor diente die Wiederbelebung des Mythos vom westdeutschen »Wirtschaftswunder«.

			In dieser Phase war es Bundeskanzler Helmut Kohl, der Ende November am deutlichsten die Machtfrage stellte. Ziel sei die »Einheit und Freiheit aller Deutschen«. Damit gab er einem großen Teil der ostdeutschen Bevölkerung eine Perspektive und den Montagsdemonstrationen eine eindeutige Ausrichtung. Toleranz und politische Kultur gingen im Laufe des Jahres verloren. In das Machtvakuum der Straße stießen auch rechts­extreme Gruppierungen. Deutschnationale Ansichten sickerten allmählich in den Forderungskanon der Demonstrant*innen ein. Viele nahmen diese Radikalisierung nicht wahr, denn in bedeutend stärkerem Kontrast stand für sie die Meinung der Einheitsgegner. Die ungenügende Distanzierung der Masse gegenüber deutschnationalen Parolen beförderte eine politische Stigmatisierung zweier Gruppen: »Nazis« und »Rote«. An der nationalen Frage schieden sich die Geister. Die Gemengelage wurde noch unübersichtlicher als auch die SED Pauschalurteile über die »rechte« Dynamik der Straße fällte, wodurch sie sich wachsende Akzeptanz erhoffte. Diese allseitig aufgeheizte Stimmung ironisierten wiederum Demonstrant*innen auf Plakaten wie »Freiheit für Grönland – weg mit dem Packeis«.

			Ab Januar 1990, der dritten Phase unter »Schwarz-Rot-Gold: Wir sind das Volk«, radikalisierte sich die Stimmung nicht nur in Leipzig weiter. Die Idee einer Gemeinschaft basierend auf einer gemeinsamen Sprache und Kultur bewegte sich spätestens seit 1990 auf einem schmalen Grat zum »Völkischen«. Das »Volk« meinte das »deutsche Volk«. Ausländer und Andersdenkende gehörten nicht mehr dazu. »Wir sind das Volk« wurde zum Argument für Abgrenzung, »Schwarz-Rot-Gold« signalisierte, wovon. Sehr viele lebten enthusiastisch ihre nationale Zugehörigkeit aus. Aus den Montagsdemonstrationen wurden Siegesfeiern über das Ende der DDR mit Brat- und Bockwurstständen.

			Die Auseinandersetzungen auf den Straßen wurden zunehmend vehement ausgetragen, mitunter auch handgreiflich. Einige »Oktober-Demonstranten« wollten dem deutschnationalen Mainstream die revolutionäre Errungenschaft der Montagsdemonstrationen nicht kampflos überlassen. So bildeten sich ab Januar 1990 häufig »Gegen-Montagsdemonstrationen«. Das »Neue Forum« bemühte sich unterdessen mit wenig Resonanz um den Aufbau emanzipatorischer Strukturen.

			Im Verlaufe des Januar 1990 entbrannte der Wahlkampf. Die Leipziger Demonstrationen verloren ihre Ausstrahlung nicht nur durch die national-konservative Entwicklung. Die westdeutschen Altparteien nahmen in der gesamten DDR massiv Einfluss auf die Meinungsbildung. Im Großen und Ganzen unterschied sich Leipzig daher kaum noch von anderen Demonstrationen. Allerdings blieben die Leipziger neben den Dresdner Demonstrationen die von der Teilnehmerzahl größten.

			Wem »gehören« die Montagsdemonstrationen?

			Vom Erfolg der ersten Umrundung des Leipziger Ringes am 9. Oktober 1989 beflügelt, erreichte die Politisierung der Bevölkerung ihren Zenit. Bis zum Mauerfall am 9. November wuchs die Zahl der Demoteilnehmer in Leipzig von Woche zu Woche. Gleichzeitig stieg auch die Zahl der Städte, in denen montags demonstriert wurde. Am Montag, den 6. November 1989, waren DDR-weit rund 900.000 Menschen auf der Straße. So viele wie an keinem anderen Tag.3

			Der »Montag« als Protesttag bezieht seine Symbolik nicht nur aus Leipzig und den wegweisenden Demonstrationen im September/Oktober 1989. An verschiedenen Orten und zu verschiedenen Zeiten der Revolution machten verschiedene Menschen die persönliche Erfahrung, in das »Rad der Geschichte« eingegriffen zu haben.

			Die Auswertung empirischen Materials zum Protestverhalten in der DDR 1989/904 zeigt, dass sehr viele Menschen heute noch das Bewusstsein lebendig in sich tragen, ein »Montagsdemonstrant« gewesen zu sein. Das Erlebnis eines aktionsbetonten Montags hatten Menschen in mindestens 226 Städten. Kontinuitäten, sodass man von Montagsdemonstrationen sprechen kann, gab es in circa 70 Städten der DDR.

			An keinem Wochentag wurde mehr demonstriert als an den Montagen. Viele Hunderttausend Menschen verbindet also eine Erinnerung daran. Entweder rangen sie der SED das Herrschaftsmonopol ab (»Wir sind das Volk«) oder sie trugen zum Sturz der SED bei (»Wir sind ein Volk«) oder sie demonstrierten, um die DDR ganz abzuschaffen (»Schwarz-Rot-Gold«). So hat jede*r der Teilnehmenden das Bewusstsein, etwas zur Veränderung beigetragen zu haben. Die erkämpfte Protestform der Montagsdemonstrationen blieb als probates Instrument erhalten, um in dem entstandenen Machtvakuum eine neue Perspektive zu finden. Keine Programmatik und keine personelle Führung erhob die Montagsdemonstrationen zum Kampfmittel gegen das marode DDR-System. Es war die Selbst­ermächtigung der Menschen auf der Straße, die um Zusammenhalt und Orientierung rangen. Sie hat Zeit und Form festgelegt und damit den Montagsdemonstrationen eine symbolische Kraft verliehen.
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			Städte mit mehr als zehn montäglichen Demonstrationen vom 16.10.1989 bis 12.3.1990.

			Meinungshoheit erkämpfen

			So heterogen die Montagsdemonstrationen 1989/90 waren, schien es nur eine Frage der Zeit zu sein, bis Konflikte in der demokratischen Auseinandersetzung sich des Protestparadigmas bemächtigten. Im Frühjahr 1991 fand in Leipzig die erste Neuauflage statt. Sie richtete sich gegen Arbeitslosigkeit und Sozialabbau, nachdem sich mit der Währungsunion und der Deutschen Einheit für nahezu jeden dritten Ostdeutschen die Einkommenssituation durch Erwerbslosigkeit, Unterbeschäftigung oder Ost-West-Pendeln veränderte. Im Kreuzfeuer der Kritik stand vor allem Bundeskanzler Kohl, der noch vor Jahresfrist »blühende Landschaften« versprochen hatte. Insgesamt gab es nur sechs Demonstrationen mit einer Höchstzahl von 70.000 Teilnehmern. Die Organisation und Führung der Bewegung übernahmen der Deutsche Gewerkschaftsbund. Den Protest überschattete das Attentat auf den Präsidenten der Treuhandanstalt Detlev Rohwedder am 1. April 1991. Aber nicht nur deswegen flauten die Proteste ab. Die Gewerkschaften mussten einsehen, dass die Demonstrationen nicht auf Dauer zu festgelegten Zeiten und Themen fortgeführt werden konnten. Dieser Form der Montagsdemos fehlten die Spontanität und die basisdemokratische Dynamik.

			Ein ganz anders gelagerter Protest entwickelte sich von Januar bis April 2003. Es ging um den 3. Golfkrieg im Irak. Die Ablehnung des Krieges vereinte Deutschland auf bisher selten erlebte Weise. Während in über 100 Städten meist an den Wochenenden demonstriert wurde, protestierten die Leipziger wieder an den Montagen. Der Mythos der Montagsdemonstrationen wurde nicht zuletzt durch die »Widerstandsaura« von Pfarrer Christian Führer wiederbelebt, der nach 1990 die Rolle einer Symbolfigur der 1989er Ereignisse in Leipzig eingenommen hatte. Er kolportierte die Erinnerung an eine »Revolution, die aus der Kirche kam«5. Kontinuierlich entwickelte Führer das Konzept der Friedensgebete weiter und thematisierte darin politische Zeitfragen. »Inhalte und Bedingungen sind zwar andere, doch die Sehnsucht der Menschen, nicht einfach über sich verfügen zu lassen, ist dieselbe. […] Die Leute haben erlebt, dass es lohnt, sich einzubringen und damit Unmögliches möglich zu machen. Diese Erfahrung lebt weiter.«6 Auch der authentische Ort der Nikolaikirche entfachte die Revolutionserinnerungen erneut.

			Auch im Sommer 2004 fanden die Montagsdemonstrationen eine zeitgleiche bundesweite Anerkennung. Die sogenannten »Hartz-IV-Demos« begannen in Magdeburg und breiteten sich über Ostdeutschland auf das gesamte Bundesgebiet aus. Sie richteten sich gegen die »Agenda 2010« der rot-grünen Bundesregierung als zentrale Maßnahme zur Reformierung der Sozialsysteme. Besonders die Zusammenlegung von Sozial- und Arbeitslosenhilfe auf Sozialhilfeniveau (»Hartz IV«) wirkte sich für die Betroffenen zum Teil dramatisch aus. Ende August erreichten die Montagsdemonstrationen ihren Höhepunkt. Vor allem unter den ostdeutschen Demonstranten verbreitete sich ein pauschales und abwertendes Urteil gegenüber der Politik und ihren Protagonisten. Lautstark wurde unter dem Leitsatz »Wir hier unten und die da oben« undifferenziert die gesamte politische Elite für die eigenen Probleme verantwortlich gemacht.7 Die rasche und spontane Ausbreitung der Montagsdemonstrationen spülte auch verschiedene Minderheiten politisch organisierter Gruppen an die Oberfläche, allen voran die MLPD. In der Euphorie des Schwungs fühlte man sich schnell als die neue außerparlamentarische Opposition. Die alten Auseinandersetzungen der westdeutschen Linken fanden ein neues Podium. Im Moment der bundesweiten Vernetzung offenbarte sich der Ost-West-Gegensatz. Während im Osten aus einer gewissen Orientierungslosigkeit heraus für die Wiederherstellung des Status quo demonstriert wurde, fochten westdeutsche Initiativen für eine andere soziale Welt. Die unterschiedlichen Perspektiven führten spätestens im Oktober 2004 zum Auseinanderfallen der Bewegung. War die Beteiligung in Ostdeutschland überproportional höher, so war die Beharrlichkeit der Montagsproteste im Westen sehr viel ausgeprägter, auch wenn nur noch wenige Dutzend Menschen auf die Straße gingen. Während es dem spontanen Protest an Alternativen zu »Weg mit Hartz IV – das Volk sind wir« fehlte, konnte der höhere Grad der Organisation im Westen das Protestparadigma bis in die Gegenwart immer wieder mit neuen Themen füllen (z. B. Kapitalismuskritik, Umwelt, Trump-Kritik, Rassismus). Doch nach 2005 bewegte man sich weitgehend im eigenen Milieu.

			Besonders nachhaltig veränderten die montäglichen »Spaziergänge« der »Patriotischen Europäer gegen die Islamisierung des Abendlandes« (Pegida) seit Oktober 2014 die politische Lage in der Bundesrepublik. Der rechts­populistische Protest findet seinen vorläufigen Höhepunkt in der seit Ende der 1970er Jahre währenden (west-)deutschen Auseinandersetzung um die globalen Probleme von Flucht und Vertreibung, Asyl und Migration. In kurzer Zeit entfaltete Pegida eine bis dahin unbekannte Dynamik. Nicht nur in Dresden stieg die Zahl der Anhänger rasant an und erreichte am 12. Januar 2015 mit circa 25.000 Menschen ihren Höhepunkt. Zum Jahreswechsel 2014/15 gründeten sich im ganzen Bundesgebiet Ableger dieser Bewegung, die meist montags auf die Straße gingen. Mit diesem Protesttag bezog man sich ausdrücklich auf die Tradition der Montagsdemons­trationen in der DDR, denn viele von den Teilnehmenden waren bereits 1989/90 auf der Straße. Der Ruf »Wir sind das Volk« bestärkte das Gefühl einer gelebten Kontinuität. Allerdings war die Zielrichtung nunmehr eine andere. Es ging nicht mehr um eine Integration in den gesellschaftlichen Diskurs, sondern vor allem um Aus- und Abgrenzung der Anderen. Sehr schnell kristallisierte sich ein radikaler ausländerfeindlicher Grundtenor unter den Teilnehmern heraus. Rechtsextreme Einstellungen trafen auf eine kritische Masse mit einer großen geistigen Schnittmenge. Mehr und mehr etablierten sich völkische und fremdenfeindliche Ansichten, die sich mit einer Art avantgardistischem Selbstverständnis anno 1989/90 paarten. Die Abwertung der politischen Eliten durch weniger Privilegierte erreichte jetzt die gesellschaftliche Mitte. Die anfänglich polemische Ignoranz von Politikern verstärkte dabei das Selbstbild vom »besorgten Bürger« noch.

			Nach inneren Querelen über die Führungs- und Deutungshoheit be­­gann 2015 ein einsetzender Bedeutungsverlust, auch wenn einzelne politische Ereignisse der Bewegung zu einer kurzzeitigen Revitalisierung verhalfen (»Flüchtlingskrise« 2015, Kölner Silvesternacht 2015/16). Als ab Juli 2015 die AfD die Pegida-Themen und ihre Rhetorik in Talkshows und in die Parlamente hereinholte, verringerten sich die Teilnehmerzahlen an den Demonstrationen weiter. 

			Doch insgesamt sind die politischen Auswirkungen gewaltig. Pegida und die auf ihr folgende AfD haben mit einer provozierenden Vulgärsprache den moralischen Kompass verschoben. Sie übernahmen die Deutungshoheit über wertkonservative Begriffe wie »Nation«, »Identität«, »Kultur« oder »Heimat«, indem sie diese politisch aufgeladen haben. Die Verrohung der Diskussionskultur bewirkte einen Aufruf zur Tat und führte zu gefährlichen Übergriffen auf Flüchtlinge, an denen sich nicht nur das rechtsradikale Milieu beteiligte. 

			Fazit

			Die Aktionsform »Montagsdemonstration« ist eine der wenigen Spuren, die die ostdeutsche Demokratiebewegung in der gesamtdeutschen politischen Kultur dauerhaft hinterlassen hat. Die Bundesrepublik hat dieses Spezifikum authentischer DDR-Erfahrung an- und übernommen. Vor allem bei bundesweiten Montagsdemonstrationen melden sich DDR-Bürgerrechtler in sehr unterschiedlichen Beurteilungen als »Sachwalter« der Geschichte auch immer wieder zu Wort.

			Auffallend ist, dass sich im Laufe der Jahre auf den Montagsdemons­trationen der Gegensatz »Wir hier unten und die da oben« manifestierte. Im Moment der Selbstbewusstwerdung als Volk versprühten vor allem die »Oktober-Demonstranten« Witz und Ironie. Dieser Esprit war Ausdruck der Erleichterung über den friedlichen Verlauf, aber auch der eines neuen Selbstverständnisses. Wenig später etablierte sich die Abwertung der politischen Eliten, die ihre Personifizierung in den jeweiligen Regierungen fanden (Modrow weg – Kohl weg – Schröder weg – Merkel weg). Symptomatisch dafür erscheint ein Transparent der Demos »Leipzig macht Druck« im Frühjahr 1991 mit der Parole: »Gestern Honecker u. Konsorten heut wieder betrogen an allen Orten.«

			Dabei kamen nicht selten der soziale Anstand und die politische Kultur abhanden. Das führte sogar dazu, dass man Politiker und Politikerinnen immer wieder auch plump diffamierte, indem man sie mit Nazi-Führern gleichsetzte.8

			Die bundesweiten Montagsdemonstrationen hatten gravierende, nicht nur politische Nebenwirkungen. Die »Hartz-IV-Demos« beförderten den parlamentarischen Absturz der SPD seit 2005 mit. Im Gegenzug etablierte sich die SED – PDS – Linkspartei.PDS – Die Linke als gesamtdeutsche Partei. Auch die NPD zog erstmals in die Länderparlamente von Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern ein. Zehn Jahre später machten Pegida und AfD ausländerfeindliche Einstellungen und völkisches Denken salonfähig. Sie artikulieren eine fundamentale Kritik an der liberalen Demokratie. Offenbar wird, dass sie damit in Ostdeutschland größere Erfolge haben als im Westen der Republik. Als Reaktion darauf rückt die Betrachtung der Transformationsprozesse stärker ins Bewusstsein der Öffentlichkeit.

			Der Mythos der Montagsdemonstrationen ist Folge populärer »Wende«-Erinnerungen. Die Ereignisse um die Pegida-Demonstrationen haben gezeigt, dass sich diese Aneignung der Vergangenheit zu einer »populistischen ›Volks‹-Erinnerung«9 gewandelt hat.

			Mit den Straßenprotesten gegen die staatlichen Corona-Maßnahmen 2020 wird erneut eine spezifisch begründete Fundamentalkritik laut. Die weltweiten Probleme bei der Eindämmung des neuartigen Infektionsvirus werden in Deutschland zum Anlass genommen, die liberale Demokratie prinzipiell infrage zu stellen. Das Protestpotenzial reicht von den verschiedensten Verschwörungstheoretiker*innen bis weit in die bürgerliche Mitte. Auch Rechtsextremisten versuchen, sich die Corona-Krise zunutze zu machen und damit wieder Anschluss an Mehrheiten zu finden. Die Masse distanziert sich erneut nicht. Deutschland erlebt einen neuen »Pegida-Effekt«, der nun noch heterogener aufgestellt ist und nicht selten mit der Erinnerung an 1989 zu mobilisieren versucht. Mit einer »zweiten friedlichen Revolution« wolle man »Geschichte ­gemeinsam wiederholen«10 und das System stürzen. Zum (an)greifbaren Gegner ­werden erneut die Medien gemacht. »Lügenpresse«, der antisemitisch konnotierte Begriff aus dem 19. Jahrhundert, den Dresdner Hooligans auf den Pegida-Demons­trationen verbreiteten, wurde unter den Teilnehmenden zum Konsens. Die Pressefreiheit, die in der DDR systematisch unterdrückt wurde, verhindern die gegenwärtigen (Montags-)Demonstrant*innen im Namen der Grundrechte durch Einschüchterungen und Bedrohungen von Journalist*innen. Der MDR-Journalist Siegbert Schefke, der am 9. Oktober 1989 die entscheidende Montagsdemonstration in Leipzig heimlich für die Tagesschau filmte und heute uneingeschränkt arbeiten könnte, berichtet von zahlreichen Demonstrationen in Sachsen, die nur mithilfe von Personenschützern gedreht werden können. Frustriert beschreibt er unter anderem folgende Szene:

			Gegen Mitternacht auf der Autobahn von Chemnitz nach Leipzig. Hinter uns Lichthupe, neben uns plötzlich ein Auto mit Glatzen, die ihr Seitenfenster herunterkurbelten und in unsere Richtung schrien. Das Gehörte möchte ich nicht wiedergeben. Es war bedrohlich wie das dicht auffahrende Auto mit blinkender Lichthupe. Rainer, der Tontechniker und Fahrer, drückte auf die Tube, wir rasten davon. Jetzt benutze ich lieber ein Auto ohne MDR-Logo auf der Seitentür. Ist das normal mitten in Deutschland?11
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			Krisztina Slachta

			Die DDR und der Ostblock

			Der lange Weg bis 1989 im Osten Europas

			Die Nachkriegsgeschichte der Staaten innerhalb des sowjetischen Einflussbereichs weist viele Gemeinsamkeiten auf, da die kommunistischen Diktaturen generell nach einem bestimmten Muster, quasi nach sowjetischem Drehbuch errichtet wurden. Durch die Ausschaltung und Vernichtung der politischen Gegner, die Einschränkung der freien Presse bis zur völligen Gleichschaltung der Medienlandschaft, des kulturellen Lebens inklusive des Schul- und Hochschulwesens, konnten die kommunistischen Parteien mithilfe der sowjetischen Besatzungsmacht, der sogenannten sowjetischen Beobachter und der Staatssicherheit die Macht relativ schnell ergreifen. Die Enteignungen in der Wirtschaft sowie die Kollektivierungen in der Landwirtschaft dienten der umfassenden Verstaatlichung nicht nur des wirtschaftlichen Lebens, sondern letztendlich der gesamten Gesellschaft. 

			Bereits nach Stalins Tod im März 1953 zeigten die kommunistischen Machtstrukturen in den Ländern des Ostblocks erste Risse. Die Bevölkerungen wehrten sich zunehmend gegen politische Willkür und ertrugen die offensichtlichen Versorgungsengpässe immer weniger. In der DDR protestierten Familienmitglieder von Inhaftierten vor den Gefängnissen, sobald die ersten Schritte zur Entstalinisierung bekannt gegeben waren. Am 17. Juni kam es nach Bauarbeiterstreiks auf der Stalinallee in Ost-­Berlin zu landesweiten Protesten. Innerhalb weniger Stunden brachen in vielen Teilen des Landes Aufstände gegen die kommunistische Diktatur und die sowjetischen Besatzer aus. Sie wurden innerhalb weniger Tage brutal niedergeschlagen, es folgte eine Welle von Verhaftungen, politischen Verurteilungen mit zahlreichen Gefängnisstrafen – und eine erste Massenflucht in den Westen. 

			In Ungarn kam im Sommer 1953 Imre Nagy an die Macht. Er führte umfangreiche Reformen durch, im Zuge derer die Bevölkerung einen positiven Wandel erlebte. Die Dämme brachen daher in Ungarn erst im Herbst 1956, als nach seiner Entmachtung erneut ein härterer kommunistischer Kurs von Partei und Regierung eingeschlagen wurde. Nach einer Sympathiekundgebung ungarischer Studenten mit den polnischen Arbeiterstreiks am 23. Oktober kam es auch in Budapest innerhalb von Stunden zu friedlichen Protesten, aber auch zu brutalen Übergriffen der Staatsmacht und in deren Folge zu Gewaltausbrüchen. Die ungarische Revolution siegte nur für einige Tage, Anfang November wurde sie von sowjetischen Truppen blutig niedergeschlagen. Danach kam es zu zahlreichen Verhaftungen, drastischen Gefängnisstrafen und Hinrichtungen, circa 200.000 Ungarn verließen das Land.

			Es waren die anhaltenden Erfahrungen von Gewalt und Unterdrückung, die die Generationen prägten. Die Atmosphäre, das Leben als Ganzes änderte sich nach den Aufständen: Die Machthaber wollten ihre Macht weiter sichern, wurden aber auch vorsichtiger, sie boten nach und nach Lockerungen für die Bevölkerung an, verschärften aber gleichzeitig die Überwachung jeder Art von oppositionellen Aktivitäten, führten ein flächendeckendes Kontrollsystem an Universitäten, in Kirchen und kulturellen Einrichtungen ein.

			Das Verhältnis zwischen den Menschen und der Staatsmacht wurde vor allem von den konkreten Ereignissen geprägt: In der DDR wuchs die Anzahl derjenigen, die bis zum Mauerbau das Land Richtung Westen verließen. Aber auch in Ungarn gab es die Jahre der kollektiven Lähmung, des kollektiven Schweigens, ein ungarischer Kultfilm über diese Zeit trägt den treffenden Titel Die Zeit steht still.1 Die Staatsmacht, die Staatsparteien und Regierungen waren in ihrer Legitimation tief erschüttert: Mithilfe sowjetischer Panzer konnten sie ihre Macht langfristig nicht halten. Parallel zur verstärkten Kontrolle wurde gewissermaßen als »Entschädigung« ein gewisser Wohlstand geboten, besonders denjenigen, die sich dem Kurs anpassten. Aber es entstanden auch immer mehr Parallelgesellschaften, die sich dem Blick der Obrigkeit entzogen und sich große und kleine Freiräume innerhalb des sozialistischen Systems schufen.

			Die Entwicklungen in der Tschechoslowakei 1968 weckten neue Hoffnungen, aber zugleich blickten viele auch mit Sorge auf Prag – das Jahr 1956 war noch in lebendiger Erinnerung. Das Scheitern des Prager Frühlings unterbrach die wirtschaftlichen und die ganz kleinen politischen Reformen in sämtlichen sozialistischen Staaten, in denen sich die Bevölkerungen nach dem sogenannten Neuen Kurs, dem neuen Wirtschaftsmechanismus, auch politische Reformen erhofften. Nach dem August 1968 waren aber alle Hoffnungen auf einen »Sozialismus mit menschlichem Antlitz« nahezu restlos ausgelöscht – es war ebenso das Ende der Studentenproteste in den westlichen Ländern, die an eine Idee des Sozialismus glaubten. In Polen spielte sich mit den dortigen Entwicklungen und Ereignissen praktisch das Gleiche ab: Protest – Hoffnung – Bangen – Unterdrückung. Die Hoffnungen auf eine Reformierbarkeit des Systems schienen unrealistisch zu sein.

			Eine kollektive negative Erfahrung

			Das Scheitern der Revolutionen, Aufstände und Reformbewegungen bedeuteten nicht nur für die Beteiligten selbst traumatische Erfahrungen, sondern wirkten im gesamten Ostblock als eine kollektive negative Erfahrung. Diese wurde ein wesentlicher Teil des kollektiven kommunikativen Gedächtnisses2 und übertrug sich auf die jüngeren Generationen, wurde als negative Erfahrung weitertradiert und lähmte nicht nur die Bevölkerungen der Länder, in denen ein Aufstand ausgebrochen und niedergeschlagen worden war, sondern auch die der anderen osteuropäischen Länder. Die Bilder der niedergeschlagenen Revolutionen wurden im Westen als Sensationen gehandelt, riefen dort vor allem Empörung hervor, die in zahlreiche Sympathiebekundungen mündeten. Im gesamten Ostblock jedoch wirkten sie als bewusste Elemente der Machtdemonstration, als Einschüchterung, als Teil des Unterdrückungsapparates selbst, der alltäg­lichen Bedrohung, die von Staatssicherheit, Polizei, Behörden und Bürokratie ausging. Diese kollektive Erfahrung und Erinnerung mehrerer gewaltsam niedergeschlagener Revolutionen lehrte, dass es praktisch sinnlos sei, etwas gegen das System zu planen oder zu organisieren, da alle Initiativen umgehend im Keim erstickt, Oppositionelle unterdrückt oder verhaftet, von ihrer Arbeit entlassen oder mit Berufsverbot belegt werden würden.

			Während man die 1970er Jahre in der DDR gern als Zeit der »heilen Welt der Diktatur« bezeichnete, sprach man in Ungarn von der Ära »der witzigsten Baracke« beziehungsweise des »Gulaschkommunismus«. Beide Formulierungen verharmlosen allerdings die Realität, die weit weniger harmonisch und sehr viel fragmentierter war, als sie in der Erinnerung erscheint. Ein gewisser Wohlstand konnte nur mit Elementen der Privatwirtschaft geschaffen werden – eine sogenannte »zweite Wirtschaft« entstand, die Hauswirtschaften neben den LPG, und allerlei Formen von Produktionsgesellschaften neben den staatlichen Großbetrieben. Die Planwirtschaft blieb und mit ihr der Versorgungsmangel; immer deutlicher spürte die Bevölkerung in den 1980er Jahren die unlösbaren wirtschaft­lichen Schwierigkeiten.

			Menschen, die als Besucher*innen und Tourist*innen innerhalb des Ostblocks reisten, erlebten in den Nachbarländern einen jeweils etwas anders funktionierenden Sozialismus, etwa ein wenig mehr Freiheit für die Privatwirtschaft oder etwas bessere Wohnverhältnisse, schönere Kleidung, günstigere Lebensmittel und Ähnliches. Trotz der weitgehend eingeschränkten Reisefreiheit konnten die Menschen wenigstens die anderen sozialistischen Länder kennenlernen, durch Tauschhandel die Lücken in der Planwirtschaft füllen, ihre Bedürfnisse nach Reisen, Freiheit, Abenteuer in Maßen befriedigen. Vor allem Gaststudenten, Vertragsarbeiter, Künstler und Journalisten hatten die Möglichkeit, länger in einem anderen Land zu bleiben und intensivere Kontakte zu knüpfen; mit dem langsamen Erwachen der oppositionellen Bewegungen fanden auch Andersdenkende aus verschiedenen Ländern zueinander. Die Reisewege wurden gleichzeitig Schmuggelwege für Samisdat-Literatur, für Underground-Musik, für die vielfältigen Ideen der Andersdenkenden.

			1989 – Jahr des Wunders?

			Die bis 1989 die Menschen lähmenden kollektiven Angsttraumata und tradierten, zugleich aber tabuisierten traumatischen Erinnerungen an die Niederschlagung von Revolutionen und Aufständen, an die Schicksale der Inhaftierten, die zum Berufsverbot verurteilten, die in die Flucht, in den Alkoholismus oder in den Selbstmord getriebenen Tausenden wirkten aber 1989 kaum noch: Der Prozess des kollektiven kommunikativen Gedächtnisses zerschmolz langsam, als die Nachrichten über die immer größer werdenden Proteste und Demos die Nachbarstädte und Nachbarländer erreichten. Dank der vielen kleinen Aktionen begannen die Bürger wieder an ihre eigene Kraft, an die Wirkung ihrer Proteste auf die Öffentlichkeit zu glauben, die Anzahl der an diesem Prozess aktiv Teilnehmenden wurde kontinuierlich größer. Die Bürgerbewegung wuchs von Woche zu Woche, der Druck auf die Staatsparteien und auf den Staatsapparat nahm von Tag zu Tag zu.

			Die einzelnen Aktionen und insbesondere die über die verschiedensten Kanäle, vor allem auch über die westlichen Medien verbreiteten Informationen, oft auch nur Gerüchte und Mundpropaganda stärkten die Protestbewegungen nicht nur im jeweiligen Land, sondern im Ostblock insgesamt. Wie die Nachrichten über die Niederschlagung eines Aufstandes oder die Inhaftierung einer Persönlichkeit Angst und Einschüchterung verbreiteten, dienten positive Nachrichten der Stärkung der Bürgerproteste und der oppositionellen Kräfte. Immer mehr Menschen, die davor kaum an Protest gedacht hätten, gingen mutig auf die Straße, zu Gottesdiensten, zu Demonstrationen, zu unterschiedlichen Protestaktionen. In vielen Ländern standen nicht nur politische Forderungen auf den Transparenten und Plakaten; es ging zum Beispiel auch um Umweltzerstörung, wie bei den Protesten und Menschenketten gegen das Staudamm-System an der Donau, bei denen es zu den ersten grenzübergreifenden Aktionen kam. Die Weltpresse war aufmerksam geworden, diese Nachrichten konnten nicht mehr kontrolliert und verschwiegen werden. 

			Trotz der Aktivitäten der Oppositionellen und der immer größer werdenden Proteste entfalteten sich in der DDR anfangs keine Reformen oder politische Veränderungen, währen in den »sozialistischen Bruderländern« Tschechoslowakei, Polen und Ungarn bereits Verhandlungen mit den Oppositionellen und Vorbereitungen auf die ersten freien Wahlen, die Umstrukturierung der Wirtschaft und des politischen Systems, sowie die Auflösung der Staatssicherheitsdienste einsetzte; in Ungarn herrschte zum Beispiel bereits seit 1988 vollständige Reisefreiheit.3 Ungarn galt für DDR-Bürger schon seit Jahrzehnten als das »westlichste« Reiseziel, wo es bereits westdeutsche Bücher und Zeitungen, in der DDR verbotene Literatur, Jeans und Schallplatten zu kaufen gab, wo am Balaton regelmäßig Festivals, Konzerte und Ausstellungen von Avantgarde-Künstler*innen stattfanden. Die Nachrichten über die wirtschaftlichen und politischen Änderungen erreichten natürlich auch die DDR, die Menschen erhofften daher vor allem von Ungarn Unterstützung und schließlich eine Lösung für ihre Probleme.

			1989 wurde in Ungarn die Grenze, damit der »Eiserne Vorhang« zum ersten Mal geöffnet, bis Juli sogar fast vollständig abgebaut. Beim Pan­europäischen Picknick im August kam es zu einer Massenflucht von circa 600 DDR-Bürger*innen, im September erfolgte die vollständige Grenzöffnung bei Sopron.4 Die DDR Bürger*innen, in Ungarn damals als Flüchtlinge bezeichnet, wurden plötzlich zu Akteur*innen zuerst innerhalb der Ereignisse in Ungarn, ab September aber dann auch in der Tschechos­lo­wakei. Das Paneuropäische Picknick wurde in den Jahrzehnten danach auch außerhalb Ungarns als historische Zäsur angesehen, was die Initiatoren und Organisatoren der Veranstaltung damals kaum beabsichtigt haben konnten. Ein gesellschaftliches Event unmittelbar an den jahrzehntelang undurchdringlichen Grenzanlagen, heute würde man es eine Bürgerinitiative nennen, wurde nicht nur zur »Flucht in die Freiheit« für zahlreiche DDR-Bürger*innen, sondern war die Initialzündung für die Grenzöffnung zwischen Ost und West und schließlich den Fall der Berliner Mauer.

			Im ersten Halbjahr 1989 wurde die einstmals streng bewachte ungarisch-österreichische Grenze Stück für Stück aufgehoben; über die nun grüne Grenze gelangten trotz der weiterhin existierenden Kontrollen immer mehr DDR-Bürger*innen problemlos nach Österreich. Parallel zur Verbreitung der Nachrichten über die Demontage des Eisernen Vorhangs erfolgte eine staatsrechtlich gesehen entscheidende Änderung, und zwar der Beitritt Ungarns zur Genfer Flüchtlingskonvention am 17. März 1989, der am 12. Juni rechtskräftig wurde. Die bis dahin übliche Praxis der Auslieferung »ostdeutscher Grenzverletzer« wurde mit diesem Beitritt Ungarns abgeschafft. Seit Juni hielten sich immer mehr DDR-Bürger*innen in Ungarn auf, die versuchten, über die teils schon abgebauten Grenzanlagen Richtung Österreich in die Bundesrepublik zu fliehen. Viele von ihnen versuchten, einen legalen Übertritt zu erzwingen, indem sie in der Botschaft der Bundesrepublik in Budapest Zuflucht suchten.

			Anfang August erreichte die Anzahl der DDR-Flüchtlinge eine kritische Masse, die Botschaft der Bundesrepublik mietete Wohnungen für Familien, der Malteser Hilfsdienst und das Rote Kreuz richteten regelrechte Flüchtlingslager ein. Die Zahl derjenigen, die die Rückkehr in die DDR verweigerten, wuchs bis zum Ende des Sommers immer mehr, auch der internationale Druck auf die ungarische Regierung nahm zu. In dieser äußerst angespannten Situation kam es zum Picknick an der Grenze, von da an überschlugen sich die Ereignisse.

			Die Idee eines Picknicks an der Grenze, einer »Demonstration der mitteleuropäischen Völker und Gemeinschaften für ein freies Europa« stammt ursprünglich von der Ortsgruppe des Ungarischen Demokratischen Forums (MDF) aus Debrecen, die die Soproner Oppositionellen für die Veranstaltung gewinnen konnten. Für das Treffen der Bewohner*innen der Nachbardörfer aus Österreich und Soprons wurde ein kleiner Grenzabschnitt an der alten Landesstraße nach Bratislava (Pressburg) gewählt, der seit 1949 vollständig gesperrt war. Die Organisator*innen konnten nicht nur die Leiter der Grenztruppen und der örtlichen Grenzwache, sondern sogar Otto von Habsburg und Imre Pozsgay, den damaligen Staatsminister in Ungarn, als Schirmherren für ihre Idee gewinnen. Die genaue Teilnehmerzahl ist bis heute nicht bekannt, einige Quellen sprechen von mehr als 10.000 Personen, was allerdings deutlich überdimensioniert erscheint. Zum Leitspruch der Veranstaltung wurde »Baue ab und nimm mit!«, wobei die Besucher tatsächlich Stücke aus dem Stacheldrahtzaun, das heißt von der elektronischen Signalanlage mitnehmen konnten. 

			Am Nachmittag des 19. August erschienen plötzlich mehrere Hundert DDR-Bürger*innen, die in Richtung des Grenzzauns rannten. An dem provisorisch errichteten Grenzübergang kontrollierten zwar noch einige Grenzsoldaten die Pässe und Ausweise von Österreichern und Ungarn, die Grenzwache war aber mit der plötzlich entstandenen Situation restlos überfordert. Der leitende Offizier, Árpád Bella hatte keinerlei Anweisungen für derartige Fälle, niemand hatte mit einem solch großen Ansturm von DDR-Bürger*innen gerechnet, die den Grenzzaun und das Tor in wenigen Minuten durchbrachen und zu Fuß nach Österreich liefen. Die Anzahl der Geflüchteten ist bis heute umstritten, feststeht, dass sich am 19. August 1989 in der Botschaft der Bundesrepublik in Wien 661 DDR-Bürger*innen anmeldeten.5 

			Die Nachrichten über die Ereignisse erreichten die Weltpresse, lösten jedoch keinen diplomatischen oder politischen Skandal aus, außer, dass die DDR offiziell Protest einreichte. Im Vorfeld der Grenzöffnung kündigte die ungarische Regierung zum 11. September um 0 Uhr vorläufig die Paragrafen 6 und 8 des Abkommens über den visafreien Reiseverkehr mit der DDR aus dem Jahre 1969, die Ungarn verpflichtet hatten, keine DDR-Staatsbürger in Drittstaaten ausreisen zu lassen. Nach der offiziellen Grenzöffnung verließen bis zum 16. September 1989 insgesamt 14.000 Bürger*innen über Ungarn die DDR. Nachdem sich die Nachricht über die Grenzöffnung in der DDR ausgebreitet hatte, wuchs diese Zahl bis zum 20. September auf 17.500 an.6

			Im Sommer 1989 verstärkte sich der Druck außerhalb der DDR, und die Stimmen und Proteste für Reisefreiheit wurden auch in der DDR immer lauter, bis diese schließlich die bekannten Veränderungen erzwangen. Im Herbst, nach dem 7. Oktober, änderte sich die Situation grundlegend, und mit dem Mauerfall wurde die DDR zum Vorreiter der Veränderungen im gesamten Ostblock. Von da an überschlugen sich die Ereignisse. Der Mauerfall kam letztlich für alle völlig überraschend, er wurde zum Symbol des Zusammenbruchs, und zugleich steht er für das wahr gewordene Unmögliche, ja, für ein Wunder.

			Im November fiel die Berliner Mauer und damit das Symbol der deutschen und der europäischen Teilung. Vor allem dieses Ereignis wirkte elektrisierend, die Bilder der glücklichen Menschen waren überwältigend und rüttelten den gesamten Ostblock auf, gaben noch einen letzten Anstoß für Protestaktionen und damit auch für Veränderungen – plötzlich schien alles möglich zu sein. Als zu Weihnachten auch die rumänische Revolution siegte und Ceaușescu hingerichtet wurde, ereignete sich plötzlich das bis dahin Unvorstellbare. Bis Dezember 1989 stürzten alle kommunistischen Diktaturen des Ostblocks. Allerdings darf bei einer Gesamtbetrachtung die Rolle der Sowjetunion nicht vergessen werden. Es war einst die Sowjetmacht, die bei der Errichtung und Festigung der kommunistischen Diktaturen als Besatzungsmacht die entscheidende Rolle spielte, ohne ihre militärische Präsenz hätten all die Aufstände nicht niedergeschlagen werden können. Aber in Folge der Entscheidung Gorbatschows, 1989 nicht oder besser gesagt, nicht mehr einzuschreiten, konnten die Diktaturen in den meisten Ostblockstaaten nach Massenprotesten und durch aktive Beteiligung der Bürger*innen weitgehend ohne Gewalt gestürzt werden.

			Nach 1989 – die Wende als kurzfristige Katharsis und als langfristige Enttäuschung? 

			Bereits im Herbst 1989 wurden erste Anzeichen auch für die negativen Seiten der Veränderungen im Ostblock sichtbar. Viele Menschen befiel die Angst vor einer ungewissen Zukunft. Die Wende in der DDR schien zu Beginn eine kollektive Katharsis hervorzurufen, doch ihre langfristigen Auswirkungen und die jahrzehntelang unter den Teppich gekehrten Probleme wurden zu einer das ganze Land zunehmend belastenden und den täglichen politischen Diskurs bestimmenden Frage. Die Euphorie des Herbstes 1989 strahlte auf die Beurteilung der darauffolgenden Jahre aus; selbst die Diskussionen, Ausstellungen und Veröffentlichungen zum 20. Jubiläum des Ereignisses betonten im Wesentlichen den überwältigenden Sieg der friedlichen Revolution, die Übernahme einer demokratischen politischen und gesellschaftlichen Ordnung und das Wunder der deutschen Wiedervereinigung. Die Öffentlichkeit und auch die Forschung konzentrierten sich auf die Ereignisse von 1989, jahrzehntelang standen die Positiva der Wende und der deutschen Wiedervereinigung im Mittelpunkt des öffentlichen wie auch des wissenschaftlichen Diskurses. 

			Die Entwicklungen in der ehemaligen DDR wirkten auch beispielgebend für die übrigen ehemaligen sozialistischen Länder. Seit der Wende werden die ehemaligen Ostblockstaaten hinsichtlich ihrer Entwicklung, ihrer wirtschaftlichen Erfolge (Bruttoinlandsprodukt) immer wieder miteinander verglichen; es entstand ein regelrechter Wettbewerb unter diesen Ländern. Im Zuge der Wiedervereinigung wurden die »neuen Bundesländer« gleichzeitig auch EU-Mitglieder und erhielten beträchtliche finanzielle Unterstützung zum Ausbau ihrer Infrastruktur, zur Sanierung ihrer maroden Innenstädte, zur Erneuerung ihrer Wirtschaft, was damals in den 1990er Jahren aus Sicht der anderen ehemaligen Ostblockländer als ­»unfairer Wettbewerbsvorteil« angesehen wurde. 

			Erst jetzt werden langsam auch die Nachteile dieser scheinbaren »Wettbewerbsvorteile« auch für die anderen ehemaligen Ostblockländer deutlich, diese Thematik wird jedoch in der Öffentlichkeit dieser Länder kaum behandelt. Die brennenden Probleme der deutschen Gegenwartsgesellschaft, welche inzwischen ganz Deutschland betreffen und zunehmend die demokratische Ordnung gefährden, sind vor allem in der ehemaligen DDR seit mehreren Jahren sichtbar. Die getroffenen Maßnahmen waren beziehungsweise sind offenbar nicht ausreichend, um langfristig erfolgreich sein zu können. Die Ursachen dieser Entwicklungen, welche für die bis heute als »Neue Länder« bezeichneten Bundesländer charakteristisch sind, wie das Gefühl der Desillusionierung, zerstörte individuelle Lebenswege, gescheiterte Karrieren und das Gefühl der wirtschaftlichen Ausbeutung sollten nicht nur gesellschaftspolitisch, sondern auch historisch erforscht werden. Die Enttäuschungen vieler Menschen scheinen einen Bezug zu den im Zuge der Wende ergriffenen, nachträglich als Fehlentscheidung bewerteten Maßnahmen zu haben, so wird beispielsweise die damals äußerst schnell erfolgte Privatisierung heute gern mit einer Kolonialisierung gleichgesetzt. Der Elitenwechsel hatte nicht nur Auswirkungen auf die politisch Betroffenen, sondern auf sämtliche Lebensbereiche, so wurde auch das wissenschaftliche und kulturelle Leben im Zuge der Wende regelrecht »geköpft«.7

			Die Systemwechsel im ehemaligen Ostblock vollzogen sich zwar größtenteils unblutig, doch hinterließen sie überall Opfer. Wegen der unerfüllt gebliebenen, an den Systemwechsel geknüpften, meist finanziellen Erwartungen wurde die sozialistische Zeit zum Gegenstand nostalgischer Verklärungen und die Desillusionierung zum Nährboden radikaler politischer Strömungen. Während die soziale Stellung eines beträchtlichen Teils der Bevölkerung mit dem Systemwechsel ins Wanken geriet, konnten in den meisten osteuropäischen Ländern am ehesten all jene die Möglichkeiten des wirtschaftlichen Wandels und der Privatisierung für sich nutzen, denen es gelang, ihr Beziehungskapital, das sie bereits in den dem Systemwechsel vorangegangenen Jahren angehäuft hatten, auch unter den neuen Bedingungen zu aktivieren und zu transformieren.8 In der ehemaligen DDR jedoch erfolgte die Privatisierung unter der Regie und mit dem Kapital westdeutscher Firmen und Eigentümerkreise – dagegen hatten die DDR-Bürger*innen schlichtweg keine Chance, die Betroffenen nehmen diese Realität bis heute als zutiefst ungerecht wahr. 

			Neben dem wirtschaftlichen Wachstum könnten noch andere Aspekte genannt werden, die die ehemalige DDR zu einem Vorzeigeland für die anderen ehemaligen kommunistisch regierten Länder in den Nachwendejahren machte: Wie wurden die Institutionen und Verwaltungen demokratisch umstrukturiert, wie die alten Städte saniert, wie erfolgte die Aufarbeitung der Vergangenheit, wann, wie früh und mit welchem Bestand wurden die Archive der Staatssicherheitsakten geöffnet. Statt einer verfehlten pauschalen »Abrechnung mit der Vergangenheit« wäre ein wirklicher Neuanfang in der Politik möglich gewesen, wenn unter den Politikern der ehemals kommunistisch regierten Länder eine klare Aufarbeitung der Tätigkeiten einzelner Akteure als IM9 oder als Hauptamtliche stattgefunden hätte. Zu den wichtigsten Überlieferungen der kommunistischen Diktaturen zählen die Unterlagen der Staatssicherheitsdienste der ehemaligen Ostblockstaaten, die jeweils vom allgemeinen Archivgut separiert sind und unter dem Geltungsbereich spezieller Gesetze stehen. Für alle betroffenen Staaten dient das Stasi-Unterlagen-Gesetz (StUG)10 bis heute als Vorbild; das vereinigte Deutschland ging und geht beim Thema Aktenöffnung und Aufarbeitung der kommunistischen Diktatur allen anderen Ländern voran. Die Arbeit vielfältiger Institutionen, die bis heute existieren, war und ist immer noch beispielhaft für alle anderen ehemaligen Ostblockstaaten.

			In Ungarn wurde 1997 das Archiv mit Sonderstatus, das sogenannte »Historische Amt« mit dem Ziel gegründet, die überlieferten Bestände der ungarischen Staatssicherheitsdienste von 1945–1990 zu archivieren, zu erschließen und zur wissenschaftlichen Recherche sowie zur Akteneinsicht für Betroffene und ihre Angehörigen zur Verfügung zu stellen.11 Die Tätigkeit der Institution wird zurzeit von dem 2017 geänderten Gesetz Nr. III. von 2003 geregelt, wodurch das Amt in »Historisches Archiv der Staatssicherheitsdienste Ungarns« umbenannt wurde. Das Archiv und dessen Forschungsabteilung trägt zur Aufarbeitung der Hinterlassenschaften des ungarischen Staatssicherheitsdienstes durch Grundlagenforschungen zur Strukturgeschichte, Methode, IM-Bestand sowie zur Archontologie der hauptamtlichen Mitarbeiter bei. Auf dieser Basis ist es möglich, weitere Recherchen zu verschiedenen Themenbereichen sowie zu anderen historiografischen Aspekten anzustellen. Neben der wissenschaftlichen Forschung ist die sogenannte »Herausgabe der Informationen« die wichtigste Aufgabe des Archivs, da damit die Vorbereitung der Unterlagen zur Akteneinsicht und/oder zur Aushändigung von Kopien für Betroffene und ihre Angehörigen verbunden ist. 

			2013 sind mehrere neue Institutionen gegründet worden, zum Beispiel das Komitee des Nationalen Gedenkens (NEB),12 das Institut zur Erforschung der Geschichte der Wende (RETÖRKI)13 und das ­VERITAS Institut für Geschichtsforschung.14 Seit 2000 ist das Haus des Terrors be­­ziehungsweise dessen Museum ein aktiver Mitgestalter der ungarischen Vergangenheitspolitik, dort befindet sich die einzige, jedoch stark umstrittene Ausstellung zur Geschichte der ungarischen kommunistischen Staatssicherheit in der Andrássy Str. 60., am Sitz des ehemaligen »Amts für Staatsschutz« (ÁVH).15 Bedeutend ist auch die Tätigkeit der einzelnen Geschichtsinstitute der Universitäten sowie des Instituts für Geschichtswissenschaft an der Ungarischen Akademie der Wissenschaften (MTA BTK TTI).16

			Während die DDR-Stasi im Hinblick auf ihren Personalbestand und die institutionelle Struktur – im Verhältnis zur Einwohnerzahl des Landes – der größte Staatssicherheitsdienst in den sozialistischen Ländern war, wurde der ungarische Staatssicherheitsdienst nach 1953 »nur« in das Innenministerium eingegliedert, zudem mit einem im Vergleich zur DDR sehr viel geringeren Personalbestand. Auch wurden wesentlich weniger Bürger*innen überwacht. Diese Unterschiede in Organisation und Struktur bestimmten auch die Qualität und Menge der Quellen sowie die durch die beiden Staatssicherheitsorgane entstandenen und derzeit in den Archiven auffindbaren Aktenbestände in grundlegender Weise, so auch die Richtung und Schwerpunkte ihrer historischen Aufarbeitung. Sowohl die Erforschung der Geschichte der Stasi als auch ihr Platz in der nationalen Erinnerungskultur Deutschlands sind grundlegend durch jene Charakteristika gekennzeichnet, die die DDR-Staatssicherheit von den sogenannten »Organen für innere Angelegenheiten« der anderen osteuropäischer Staaten abhebt. Dementsprechend unterscheidet sich auch die Aufarbeitung der Akten, die Möglichkeit, sie zu erforschen, sowie ihr Platz in der Erinnerungskultur und im öffentlichen Diskurs in den einzelnen Ländern grundlegend.

			Rückblick und Ausblick 

			In den meisten Ländern siegten die friedlichen Revolutionen, und die damit zusammenhängenden überwältigenden Ereignisse allein erzeugten trotz der existenziellen Ungewissheiten eine allgemeine Aufbruchstimmung. Die Euphorie währte jedoch nur kurz, die kollektive Erfahrung, etwas als Gemeinschaft und auch als einzelne Bürgerin und einzelner Bürger erreicht zu haben, wirkte nicht lang. Die osteuropäischen Länder im ehemaligen sowjetischen Einflussbereich haben praktisch keine Erfahrungen als funktionierende Demokratien, die einzelnen Staaten können in den letzten zwei Jahrhunderten wenn überhaupt, dann nur auf einige Wochen oder Monate Demokratie-Erfahrung zurückblicken. Es sind so gut wie keine gesellschaftlichen demokratischen Kompetenzen vorhanden, es existiert praktisch keine Zivilgesellschaft, keine Business-Kultur, keine Willkommenskultur, keine Debattenkultur. 

			Was 30 Jahre nach der Wende in den Ländern der ehemaligen DDR zu beobachten ist, gilt ebenso für die Länder des ehemaligen Ostblocks. Die einzelnen Menschen haben sich häufig desillusioniert in ihr »Schneckenhäuschen« zurückgezogen und wiederbeleben nun ihre langjährige kollektive Erfahrung: »Wir können eh nichts bewirken, jeder Protest ist sinnlos, es wird sowieso alles über unsere Köpfe hinweg entschieden.« Falls es je eine »große Chance« auf eine demokratische europäische Gesellschaft gab, wurde diese zweite »Stunde Null« leider verfehlt. Unbeantwortet bis auf Weiteres bleibt die Frage: Wie lange werden 40 Jahre Diktatur noch wirken, wenn 30 Jahre Aufarbeitung und Erinnerung nicht gereicht haben, um ein anderes kollektives Bewusstsein zu schaffen?
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			Freundschaft mit der UdSSR, an der B96 nördlich Berlins im Herbst 1990 (hk)
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			Massenflucht in Ungarn. Während des »Paneuropäischen Picknicks« am 19. August 1989 in der Nähe von Sopron (Ungarn) flohen mehrere Hundert Ostdeutsche durch einen angelehnten Grenzzaun nach Österreich. Die ungarischen Grenzsoldaten hielten sie nicht auf. (Bildausschnitt, Dirk Eisermann)

		


		
			Joachim Jauer

			Vergessene Vorarbeiter

			Die eigentliche Maueröffnung 

			In den vergangenen 15 Jahren habe ich während zahlreicher Vorträge und als Zeitzeuge bei vielen Begegnungen mit Schülern und ihren Lehrern, Studenten und ihren Dozenten die Frage gestellt: »Was verbinden Sie mit dem Datum des 11. September, einem Tag, der unsere Welt entscheidend verändert hat?« Bei allen Veranstaltungen kam prompt die Antwort: »Der Angriff auf das World Trade Center New York.« Die Anschläge der islamistischen Terrormiliz Al-Kaida vom 11. September 2001 waren für alle sofort ein Begriff. Zweifelsfrei hat der Tag »Nine-Eleven« unsere Welt – bis dahin unvorstellbar – verändert. Aber, so fragte ich weiter, kennen Sie noch einen anderen 11. September, einen Tag, der die Welt unmittelbar hier »vor unserer Tür« entscheidend verändert hat? Keiner meiner Zuhörer, auch kein Geschichtslehrer, verband mit dem Datum ein für die Wiedervereinigung Deutschlands wesentliches Ereignis.

			Vorarbeiter Ungarn

			Am 11. September 1989 gab Ungarn die Grenze für Zehntausende Flüchtlinge aus der DDR frei, ohne Absprache mit der DDR-Regierung. Die zu dieser Zeit noch an Verträge des Warschauer Pakts und an bilaterale Abkommen mit der DDR gebundene Ungarische Volksrepublik hatte sich damit endgültig gegen Mauer und Stacheldraht und für Menschenwürde und Freiheit entschieden. Zuvor waren bereits mehrere Schritte auf diesem Weg vollzogen worden. Der junge Reformkommunist Miklós Németh, Ungarns neuer Ministerpräsident, hatte in dem international hoch verschuldeten Staatshaushalt Ungarns den Etatposten »Instandhaltung des Signalsystems« an der Grenze zu Österreich gestrichen, das war ein Posten in Höhe von umgerechnet 200 Millionen Dollar. Mit seinem Rotstift hat er so den Beginn einer Revolution markiert. Dann ordnete er eine Reihe von streng geheimen Tests an, um zu prüfen, wie Moskau und insbesondere Ost-Berlin reagieren würden. An mehreren – nicht einsehbaren Abschnitten der Grenzanlage – probten Pioniere den Abbau von Grenzpfählen, Minenresten und Stacheldraht. Als nächsten Schritt besuchte Németh Michail Gorbatschow am 5. März 1989 in Moskau. Den sow­je­tischen Parteichef habe er »nicht um Genehmigung gebeten, die Grenzanlagen zu beseitigen, sondern ihn nur informiert«, versicherte Németh. »Das ist deine Entscheidung, Miklós, das ist deine Verantwortung, mir ist das egal«, habe der mächtigste Mann des Ostblocks ihm geantwortet, berichtete er mir später, und Gorbatschow versprach, solange er im Amt sei, werde es keine »Wiederholung von 1956« geben, also keinen sowjetischen Einmarsch mehr in ein abtrünniges Bruderland.

			So ließ Németh vom 2. Mai 1989 an den »Eisernen Vorhang« abbauen und das Hinterland nur noch von Patrouillen, die keinen Schießbefehl mehr hatten, im Abstand von Kilometern bewachen. Der »Eiserne Vorhang« reichte von Polens Ostseeküste quer durch Europa bis nach Albanien. Endgültig war er 1961 mit der Berliner Mauer geschlossen worden. Eine noch immer nicht genau zu beziffernde Zahl von Menschen verlor ihr Leben oder scheiterte beim Versuch, diese hermetische Absperrung in Berlin, an der innerdeutschen Grenze und auch am Stacheldraht quer durch Europa zu überwinden. Viele Todesfälle wurden verschleiert und werden heute erst mühsam aufgeklärt. 

			Konsequent wird jener 2. Mai 1989 übersehen, der Tag, an dem Pioniere der ungarischen Armee, mit Bolzenschneidern bewaffnet, den mehrfach gestaffelten Stacheldrahtverhau bei dem Grenzort Hegyeshalom durchtrennten. Mit Transportfahrzeugen – »made in GDR« – wurden die rostigen Reste abtransportiert. Und ein schmunzelnder Presseoffizier sagte mir, dem staunenden ZDF-Reporter aus Berlin, vor den Grenzpfählen stehend, »es werde hier demnächst so etwas wie eine Völkerwanderung geben, aber nach einem halben Jahr werde sich das auch wieder beruhigen«. So gesendet im heute-journal des ZDF am 2. Mai. Der 11. ­September als politische Folge des 2. Mai 1989 gehört damit zu den historischen Wegmarken auf dem Weg zur Revolution in der DDR und zur Wiedervereinigung Deutschlands, die in den Medien und in der gesamtdeutschen Erinnerungskultur weitgehend vergessen sind.

			Ich kommentierte am 2. Mai 1989 in der heute-Sendung des Zweiten Deutschen Fernsehens: »Ein historischer, ein bewegender Augenblick … heute beendet Ungarn an dieser Stelle nach vierzig Jahren die gewaltsame Spaltung von Ost und West.« Und erläuterte, das werde unabsehbare Folgen haben für Europa, für Deutschland und besonders für die DDR. Doch dieser Tag, an dem die Berliner Mauer, Schlussstein im »Eisernen Vorhang«, den ersten entscheidenden Riss bekam, wird in den Medien kaum gewürdigt und noch weniger jener 11. September, an dem die Grenze zwischen Ungarn und Österreich endgültig aufgehoben war. Die Nachricht vom »Loch im Zaun«, mit Fernsehbildern, aber auch im Hörfunk gesendet, hatte sich damals schnell in der ganzen DDR verbreitet. Von Juni 1989 an machten sich Zehntausende auf den Fluchtweg nach Ungarn. Ostdeutsche wurden in Budapest und am Plattensee freundlich aufgenommen und bis zu ihrer freien Ausreise großherzig betreut.

			In führenden Medien und in Schulbüchern, sogar in offiziellen Broschüren, wird die Öffnung des »Eisernen Vorhangs« dem ungarischen Außenminister Gyula Horn und seinem österreichischen Amtskollegen Alois Mock als Verdienst angerechnet. Sie durchschnitten medienwirksam acht Wochen nach jenem Tag von Hegyeshalom am 27. Juni 1989 nahe Sopron symbolisch nur eine Stacheldrahtattrappe, weil es zu dieser Zeit nahezu keinen »Eisernen Vorhang« mehr gab. Horns und Mocks Schneidearbeit war einer der Tests, den Ministerpräsident Németh seinem Außenminister genehmigte, weil Budapest immer noch nicht sicher war, ob und wie Ost-Berlin und der Warschauer Pakt auf diese »Provokation« reagieren würden. 

			Ausgerechnet am Abend des 13. August 1989, 28 Jahre nach dem Beginn des Mauerbaus, entschloss sich die ungarisch-deutsche Malteserfrau Csilla von Boeselager gemeinsam mit dem ungarischen Pfarrer Imre Kozma, auf dessen Kirchengelände in Budapest-Zugliget ein geschütztes Lager für die DDR-Flüchtlinge einzurichten. Ihr Einsatz wurde zunächst vom Bonner Außenministerium ängstlich und kritisch beobachtet, dann aber wegen des steigenden Zustroms von Geflohenen unterstützt. DDR-Bürger waren laut Grundgesetz deutsche Staatsbürger, also sah sich die Bundesregierung auch in der Pflicht, den »deutschen Flüchtlingen« beizustehen. Viele Tausend erschöpfte Menschen fanden hier in den Zelten erste Hilfe. Hinter dem Zaun des Pfarrgartens warteten sie auf den Tag, der sie in die Freiheit bringen würde, betreut von etwa 150 ehrenamtlichen Maltesern aus der Bundesrepublik und auch aus Österreich. Ein Lager für Flüchtlinge aus dem »befreundeten Bruderland« DDR, das war eine ungeheure Provokation. Doch auch diese hochpolitische erste Hilfe der Malteser duldeten Ungarns Reformer. Sie ist im vereinten Deutschland kaum bekannt. 

			Zum weiteren Testfall, von Staatsminister Imre Pozsgay mit geplant und von Németh genehmigt, wurde am 19. August das sogenannte »pan-europäische Picknick« in Sopron. Ein Bürgerfest an der Grenze zwischen Ungarn und Österreichern, das mehrere Hundert DDR-Bürger spektakulär zur Massenflucht nutzen konnten. Die Grenzbeamten hatten Weisung, die Flüchtenden nicht zu stoppen.

			Am 11. September vollendete Ungarn dann konsequent, was am 2. Mai unter hohem politischem Risiko begonnen worden war. Zehntau­sende, meist junge Flüchtlinge aus allen Bezirken der DDR, konnten frei über Österreich in die Bundesrepublik ausreisen. Zuvor galt offiziell noch der Vertrag mit Ost-Berlin, dass jeder, der bei einem illegalen Grenzübertritt gefasst wurde, einen Stempel in den Pass bekam und in die DDR zurückgeschickt wurde. Doch diese alte Anordnung wurde in den Sommer­wochen 1989 nur noch selten angewandt.

			Vom 11. September an reisten 1989 weit über 50.000 DDR-Bürgerinnen und -Bürger über den Grenzort Hegyeshalom, an dem nur gut vier Monate zu­­vor der »Eiserne Vorhang« seinen ersten Riss bekam, über Österreich in die Bundesrepublik. Sie wurden zur Speerspitze der »Friedlichen Revolution«. Sie, die den Propagandisten des Honecker-­Regimes als »Verräter« galten, denen »man keine Träne nachweinen müsse«, machten den Daheimgebliebenen Mut. Die wagten sich zunächst mit dem Schlachtruf »Wir bleiben hier!« auf die Straße, während nahezu zeitgleich der Exodus der Flüchtlinge aus Ungarn begann. Diese Initialzündung der Flüchtlinge und zwei Wochen später die der Botschaftsbesetzer von Prag und Warschau steht gegenüber den Montagsdemonstranten daheim in der Erinnerung meist an zweiter Stelle. Es waren zwei Wege, mit dem SED-Regime fertig zu werden: Weggehen, um der Diktatur zu entkommen, oder Dableiben, um zu versuchen, die Diktatur abzuschaffen. 

			Doch die überwiegend verbreitete Erinnerung an die Proteste in Ost-Berlin am 40. Jahrestag der DDR-Gründung, an die Plauener, Dres­dener und vor allem an die Leipziger Demo vom 9. Oktober unterstreicht immer wieder die revolutionäre Leistung der Protestierenden daheim, als wäre der Mut derer, die unter Gefahr für Leib und Leben geflohen waren, geringer zu bewerten. Diese häufig anzutreffende Unterbewertung derer, die Angehörige, Heimat und Beruf verlassen haben, hat offenbar bis heute Spätfolgen. In zahlreichen Gesprächen berichteten mir Flüchtlinge von damals, die im Westen ein neues erfolgreiches Leben beginnen konnten, von bitteren Verwerfungen mit ihren in der Ex-DDR zurückgebliebenen Verwandten. »Ausreiser« und »Daheimgebliebene« könnten sich nicht mehr verständigen. Die »Neo-Wessis« werden dann auch »Verräter« genannt, die »Alt-Ossis« gelten im Gegenzug als »DDR gleich der doofe Rest«. 

			Der Vordenker der ungarischen Reformen, Imre Pozsgay, hatte schon über ein Jahr zuvor gegen Lenins und Stalins »Diktatur des Proletariats« auch in Ungarn tief greifende Reformen und ein Mehrparteiensystem öffentlich – auch in einem Interview mit mir – gefordert. Lange vor dem Zusammenbruch des SED-Regimes hatten Ungarns Ex-Kommunisten bereits ihr Parteimonopol verworfen. Als am 15. März 1989 über hunderttausend Menschen in Budapest für Freiheit und Demokratie auf die Straßen gingen, gab der moderne Ministerpräsident Miklós Németh der Polizei einen freien Tag. Eine revolutionäre Vorarbeit, die via Fernsehen auch in die DDR ausstrahlte und verglichen mit den Gewaltexzessen von Volkspolizei und Staatssicherheit im Herbst ’89 ein unglaubliches Signal demokratischer Reifung war. Sicher hat Ungarns Vorbild kritische DDR-Bürger auch angeregt, zwei Monate später im Mai bei den Kommunalwahlen besonders aufmerksam auf Wahlfälschungen zu achten.

			Vorarbeiter Tschechoslowakei

			Am 1. Januar 1977 unterzeichneten tschechoslowakische Bürgerrechtler die »Charta 77« für Menschenrechte. 242 Künstler und Intellektuelle, aber auch Arbeiter, Priester, sogar ehemalige Mitarbeiter des Geheimdienstes und kritische Kommunisten definierten die Parteidiktatur als »Angriff des totalitären Systems auf das Leben, die menschliche Freiheit und Integrität«. Der Text der Charta konnte nur in großen westlichen Zeitungen veröffentlicht werden. Kopf dieser Opposition war der Schriftsteller und Dramatiker Václav Havel. Aufmerksame DDR-Bürger sahen in der Charta auch eine Prager Antwort auf die Ausbürgerung Wolf Biermanns aus der DDR nur sechs Wochen zuvor. Die Charta forderte ausdrücklich die Rechte ein, die auch von der tschechoslowakischen Regierung während der »Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa« schriftlich garantiert worden waren. In der Realität aber werde das Recht auf freie Meinungsäußerung und die »Freiheit von Furcht« den Bürgern verweigert. Unterordnung sämtlicher Institutionen und Organisationen im Staat unter die politischen Direktiven der Partei schränke die Bürgerrechte völlig ein, hieß es. 

			Die Initiative der Charta-Dissidenten mündete im November 1989 in Havels oppositionelles Bürgerforum, das in nur zehn Tagen während einer ganz überwiegend gewaltfreien Revolution die kommunistische Partei der CSSR entmachtete. Mitte 1989 zählte die Charta fast tausend Unterschriften. Wenn man von den mutigen Unterzeichnern gegen die Ausbürgerung Biermanns absieht, bleibt doch festzuhalten, dass es eine solche Charta der Menschenrechte in der DDR nicht gab. Der Sprecher der »Charta 77« Václav Malý, rechte Hand von Václav Havel, setzte den Höhepunkt der »Samtenen Revolution« in Prag. Vor einer Million Demonstranten rief der Priester Malý die Menge zur Versöhnung auf. Alle seien unter der Diktatur schuldig geworden, durch Mit-Machen, Weg-Schauen oder Mit-Schweigen. Malý war zehn Jahre immer wieder von der Staatssicherheit verhaftet und vorübergehend interniert worden. Der Priester hatte staatliches Berufsverbot und musste als Toilettenreiniger oder Heizer arbeiten. Vor der ganz überwiegend kirchenfernen Menge betete er das »Vaterunser«. In den beiden Tagen danach traten Regierung und Parteiführung zurück.

			Vorarbeiter Polen

			Die längsten und verlustreichsten Kämpfe für die Befreiung von der kommunistischen Diktatur hat das polnische Volk geführt. Immer wieder haben polnische Arbeiter gestreikt, es gab zahlreiche Tote, viele Male wurden regionale Aufstände niedergeschlagen. 1980 gingen Hunderttausende Arbeiter entlang der Ostseeküste in den Ausstand. Zentrum des Protests gegen magere Löhne und miserable Versorgung war die Danziger Lenin-Werft. Mit ihrem Anführer, dem Elektriker Lech Walesa, erreichten die Arbeiter nach wochenlanger Besetzung der Werft am 31. August 1980 die Zulassung der unabhängigen, freien Gewerkschaft »Solidarność«. Die kommunistische Partei garantierte nun Meinungsfreiheit, freie Presse, Selbstverwaltung und soziale Reformen. Die Forderungen der Arbeiter wurden stets von der katholischen Kirche und dem Fürsprecher in Rom, dem polnischen Papst Johannes Paul II., unterstützt. Sehr schnell gewann die Gewerkschaft »Solidarität« nahezu 10 Millionen Mitglieder unter 40 Millionen Einwohnern, die Kommunisten der Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei hatten nur gut 3 Millionen eingetragene Anhänger.

			Nach Drohungen aus Moskau und besonders auch aus Ost-Berlin verhängte der kommunistische Staatschef General Jaruzelski selbst das Kriegsrecht über Polen. Solidarność wurde verboten, Tausende ihrer führenden Funktionäre wurden interniert, Lech Walesa erhielt, von Staatssicherheit bewacht, Hausarrest. Doch der Bazillus Freiheit blieb auch während des Ausnahmezustands über Jahre lebendig und wurde für die benachbarten »sozialistischen Bruderländer« zur Ansteckungsgefahr. Kirchengemeinden aus der Bundesrepublik, aber auch ungezählte Christen aus der DDR schickten Hilfspakete für die unter dem Kriegsrecht leidenden Polen. Die SED-Propaganda nutzte schamlos antipolnische Ressentiments aus der braunen Vergangenheit und verbreitete unter den Genossen die Rede von den »faulen Polacken, die arbeiten sollten, statt zu streiken«. Obendrein müsste die stabile DDR-Wirtschaft noch helfen, »diese Faulpelze mit unseren erarbeiteten Versorgungsgütern zu unterstützen«. Acht Jahre später, im revolutionären Herbst 1989, nahmen Polen einige Hundert ostdeutsche Flüchtlinge auf. Sie wurden meist in kirchlichen Heimen oder Ferien­lagern untergebracht. Auch polnische Familien haben Flüchtende in ihre Häuser eingeladen. 

			Seit dem Sommer ’89 gab es bereits eine demokratische Regierung mit dem katholischen Publizisten und Solidarność-Aktivisten Tadeusz ­Mazowiecki an der Spitze. Sie war aus bedingt freien Wahlen hervorgegangen. Drei Tage nach dem Fall der Berliner Mauer haben sich Ministerpräsident Mazowiecki und Bundeskanzler Helmut Kohl auf dem niederschlesischen Gut Kreisau – heute Krzyżowa – getroffen. An diesem symbolischen Ort, der 1943 geheimer Treffpunkt der bürgerlichen Widerstandsgruppe um Helmuth James Graf von Moltke und Peter Graf Yorck von Wartenburg mit Christen und Sozialisten war, tauschten der Pole und der Deutsche während eines Gottesdienstes den Friedensgruß aus. Die überaus freundliche Aufnahme der Asyl suchenden DDR-Bürger nannte Tadeusz Mazowiecki im Gespräch mit mir »Dank der Polen für die vielen Hilfspakete, die aus DDR-Kirchengemeinden während der Zeit des Kriegsrechts an bedürftige Polen geschickt worden waren«.

			Die Vorkämpfer der Solidarność waren in der deutschen Betrachtung der 1989er Revolution so wenig präsent, dass im Jahre 20 der deutschen Einheit ein überdimensionales Plakat der Polnischen Botschaft im Berliner Hauptbahnhof erinnerte: Es begann in Danzig. Gezeigt wurde Gary Cooper, der einsame Sheriff aus dem Film »High Noon« – »Zwölf Uhr mittags«, der statt eines Colts einen Wahlzettel als Waffe trug. 

			In einer Zeit des autoritären Regiments der PiS-Partei um Jarosław Kaczyński ist auch der sensationelle Versöhnungsbrief der polnischen Bischöfe vom November 1965!! im deutsch-polnischen Verhältnis in Vergessenheit geraten. Die mutige Botschaft ging nicht von den Deutschen aus, die Hitlers Vernichtungskrieg gegen Polen mit zu verantworten hatten, sondern von den Polen an ihre deutschen Amtsbrüder: »Wir vergeben und bitten um Vergebung.« Schon 1971 haben Polen in Kattowitz, Oświęcim – nahe KZ Auschwitz –, Breslau und Warschau bei Zufallsumfragen, die ich als ZDF-Reporter auf der Straße oder in Journalisten-Büros gestellt habe, übereinstimmend sehr deutlich ihren Wunsch nach guten Beziehungen zum Westen Deutschlands geäußert, gesendet in der ZDF-Sendung Kennzeichen D. Zum Ende des 1989er Revolutionsjahres war die polnische Regierung Vorreiter mit der Forderung nach einer deutschen Wiedervereinigung, zu einem Zeitpunkt, als US-Präsident George Bush sen. die widerstrebenden westlichen Partner Bonns, den Franzosen ­François Mitterrand und die Britin Margaret Thatcher, noch an den Verhandlungstisch zur deutschen Einheit drängen musste.

			Für die deutschen Inhaber und Verwalter der Geschichte von 1989 zählt bedauerlicherweise auch 30 Jahre danach ganz überwiegend der ostdeutsche Herbst. Die Vorarbeit von Polen, Ungarn, Tschechen wird allenfalls ergänzend erwähnt, eher noch die Phase von »Glasnost und Perestroika« und Gorbatschows Zustimmung zur deutschen Wiedervereinigung. Übersehen wird dabei meist, dass alle unsere Nachbarn jenseits des früheren »Eisernen Vorhangs« auch ihre Revolution hatten und die postrevolutionäre Zeit mit all ihren Wandlungen und Verwerfungen obendrein – allerdings ohne die zwei Billionen einer Deutschen Bundesbank, die in die Ex-DDR und die deutsche Einheit geflossen sind.

			Während meiner zahlreichen Vorträge zum 1989er Wandel habe ich im Westen ganz überwiegend interessierte Zuhörer angetroffen, denen die revolutionäre Vorarbeit unserer östlichen Nachbarn durchwegs kaum bewusst und meist völlig unbekannt war. Bei meinen Veranstaltungen fand ich auch immer noch verbreitet Unkenntnis über die 40 Jahre der SED-Herrschaft und das Leben der Menschen in der DDR. Im Osten riefen die Erinnerungen an jene Jahre des Umbruchs bei den Zuhörern Kopfschütteln und zuweilen Tränen hervor. In den Jahrzehnten der Teilung haben sich die Bundesdeutschen nach Paris und Palermo, London und New York orientiert und weniger für »die Brüder und Schwestern im Osten« interessiert. Und die DDR-Bürger haben auf der nur zweidimensionalen Mattscheibe sehnsuchtsvoll ein als Paradies empfundenes Bild der westdeutschen Realität verinnerlicht, das nach 1990 erst erfahren und zuweilen schmerzhaft korrigiert wurde. Insgesamt bleibt für mich der Eindruck zurück, dass die großartige und unersetzliche Vorarbeit unserer östlichen Nachbarn in der deutschen Erinnerungskultur aus Unachtsamkeit oder gar mit Absicht – ? – vergessen ist. 

			Die Würdigung der Verdienste ostdeutscher ­Montagsdemonstranten, die der polnischen Streikenden, der ungarischen Flüchtlingshelfer und die der tschechoslowakischen Vorkämpfer für Menschenrechte ­gehören aber zusammen. Ein neues deutsches Selbstbewusstsein, das diesen Zusammenhang ausblendet, kann bei Ungarn und Polen nationalistische Reflexe verstärken. Das schwierige und derzeit gestörte Verhältnis Berlins zu Warschau und Budapest mag auch darin eine Ursache finden, dass im Nachgang von 1989 bis heute mehr deutsche Anerkennung und Dankbarkeit vermisst wird. Nachrichten informieren heute nahezu nur über Negatives aus Polen und Ungarn. Schon 1989 war erkennbar, dass neben dem Kampf gegen die rote Diktatur auch die Wiederbesinnung auf »die Nation« in den mittel- und osteuropäischen Staaten Motor der Revolutionen war. Es war auch ein Aufstand gegen die von Moskau befohlene Gleichschaltung von sogenannten Bruderstaaten, gegen den Diebstahl der nationalen Identität. Wehrte man sich während und nach der Revolution gegen die jahrzehntelange Moskauer Dominanz, so behauptet man heute eine – insbesondere dem wirtschaftlich starken Deutschland unterstellte – ungehörige Vormundschaft durch Brüssel.

			Erschreckend, wie stark nationalistische und rechtsextreme Positionen die einst verordnete kommunistische Ideologie ersetzt haben. Mit großer Sorge werden die Schritte polnischer und ungarischer Politiker in Richtung auf ein autoritäres Regime hin beobachtet. Jarosław Kaczýnski und Viktor Orbán, umgeben von Personenkult, beschädigen die vor 30 Jahren eroberte Demokratie. Die Arbeit kritischer Medien wird bedroht, die Unabhängigkeit der Justiz wird eingeschränkt, demokratischer Protest wird von Regierungsseite diffamiert. Darauf ständig hinzuweisen ist richtig und notwendig. Doch, weil dabei oft vergessen wird, dass es auch das andere Ungarn und das andere Polen gab und gibt, ist es – über 30 Jahre danach – für die nachgewachsene Generation wohl schwer vorstellbar, dass Polen und Ungarn ohne Kaczýnski und Orbán einst Vorkämpfer für Freiheit und Menschenwürde waren.
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			Besucherstrom aus Ost-Berlin. Die Oberbaumbrücke zwischen Kreuzberg und Friedrichshain am 10. November 1989. (hk) 

		


		
			Marc Dierikx

			Als die Mauer verschwand1

			Internationale diplomatische Perspektiven auf Mauerfall und Vereinigung

			1989 befanden sich die Staaten des Warschauer Pakts in einer tiefen politischen Krise. Auf den Straßen wurden Demokratie und Freiheit eingefordert. Im Sommer zog das schöne Wetter massenhaft Leute nach Ungarn, darunter auch viele DDR-Bürgerinnen und -Bürger. Sie kamen allerdings nicht als Touristen, sondern, um die Grenze nach Österreich zu überwinden. Im Juni war der Stacheldraht zwischen Österreich und Ungarn bereits symbolisch durchtrennt worden. Am 19. August öffneten sich die Tore nahe der ungarischen Grenzstadt Sopron. Ein wahrer Exodus folgte. Französische diplomatische Quellen vermeldeten, dass ungefähr 17.000 DDR-Staatsangehörige die ungarisch-österreichische Grenze überquerten, bis sie in der Nacht vom 10. auf den 11. September offiziell geöffnet wurde.2 Durch diese Auswanderungswelle verschärften sich die seit Jahren existierenden wirtschaftlichen Probleme der DDR massiv. Dennoch feierte Erich Honecker, Generalsekretär des Zentralkomitees der DDR, am 7. Oktober 1989 das 40-jährige Bestehen der DDR, als sei das Land immun gegenüber der anschwellenden Massenflucht.

			Der österreichische Diplomat, Thomas Nowotny, stellte bereits am 19. September vorausschauend fest, dass die Flüchtlingsproblematik die Grundlage für eine mögliche deutsche Vereinigung sein könnte: »Ein Gespenst geht um in Europa. Es ist das Gespenst der deutschen Wiedervereinigung und es erschreckt die Westeuropäer.«3 Nowotny sollte recht behalten: Die Diskussion über eine mögliche deutsche Wiedervereinigung beherrschte 1989 und 1990 die internationale Politik.

			Entwicklungen vor Ort

			Als die offiziellen Feierlichkeiten zum 7. Oktober in der DDR über die Bühne gingen, erschien dem oberflächlichen Beobachter zunächst alles völlig normal. Auf dem Alexanderplatz versammelten sich jedoch Tausende Menschen. Sie verlangten mehr Freiheit. In den nächsten Tagen nahmen die Entwicklungen rasant an Fahrt auf. In Leipzig demonstrierten rund 70.000 Menschen gegen das Regime. Reformen erschienen unvermeidlich. Am 18. Oktober trat Honecker zurück. Er wurde durch seinen Kronprinzen, Egon Krenz, ersetzt. Das politische System der DDR offenbarte zunehmend seine Schwachstellen. Die Unzufriedenheit der Bevölkerung, die über eine lange Zeit unter der Oberfläche gebrodelt hatte, brach hervor. Neu entstandene politische Gruppierungen und Parteien stellten unterschiedliche Forderungen. Am 4. November demonstrierte in Berlin eine halbe Million Menschen gegen das Regime mit dem Slogan »Wir sind das Volk«. Wie musste man das interpretieren? Analysten im französischen Außenministerium waren der Ansicht, dass der Traum der Demonstrierenden von Veränderung eher utopisch wäre.4

			Dann, am 9. November, passierte das ganz und gar Unerwartete. Nach Monaten kontinuierlicher Krisenzuspitzung erklärte die DDR-Regierung, dass die Reisebestimmungen für ihre Bürger geändert und damit die Grenzen zu West-Berlin und der Bundesrepublik geöffnet werden würden. Mit der Öffnung der Berliner Mauer überstürzten sich die Ereignisse. Der niederländische Botschafter schrieb von einer »Neubeurteilung aller Werte«.5 Ebenso in Aufruhr befand sich die Diplomatie der Bundesrepublik, umso mehr, als Bundeskanzler Helmut Kohl gerade auf offiziellem Besuch in Polen war. Rüdiger von Fritsch, Protokoll-Referent der Botschaft in Warschau, hielt die Verwirrung in seinem Tagebuch fest:

			»Im Regierungsgästehaus spricht alles nur von der innerdeutschen Entwicklung. In der Kanzlervilla wird über eine Rückreise [von Kanzler Kohl] beraten – heute gegen 17.00 Uhr, 17.30 Uhr. […] Kurz darauf: Der Kanzler hat beschlossen, bereits um 14.30 Uhr zu fliegen. Aufgeregte Bemühungen, die Flugzeug-Crew zu verständigen. Am Ministerratsgebäude kommt mir kurz darauf ein Kollege entgegen: Der Kanzler will schon um 13.30 Uhr fliegen! In rasanter Fahrt zum Flughafen. Dort mit der Flughafenleitung telefoniert, die sofort Sicherheitspersonal und die nötigen Fachleute schickt. Sie probieren, was sich machen lässt, die Maschine ist noch nicht mal betankt.«6

			Am selben Tag schrieb der britische Militärkommandant in Berlin, Robert Corbett, an Außenminister Douglas Hurd in London, dass er ­seinen Augen kaum traute, als er frühmorgens durch die Stadt fuhr und Menschenmassen unterwegs sah in Richtung West-Berlin. Er forderte die Amerikaner auf, »eine alliierte Stellungnahme zu veröffentlichen, um diesen historischen Schritt zu begrüßen«.7

			Auch der polnische Botschafter, Janusz Obodowski, versuchte auf die rasanten Entwicklungen adäquat zu reagieren. Die Grenze mit der Bundesrepublik sei »geplatzt«, so Obodowski.8 Die französische Botschafterin in Ost-Berlin, Joëlle Timsit, konnte zunächst nicht glauben, dass die Aufhebung der Grenzbeschränkungen nicht nur vorübergehend waren. Sie befürchtete vor allem, dass die Dinge außer Kontrolle geraten könnten.9 Die Amerikaner entwickelten eine andere Perspektive. Sie dachten schon am 10. November über einen Ausbau der Beziehungen zur DDR nach, gerade auch um mehr Änderungen zu fördern. Das US-Außen­ministerium hielt fest:

			»Wir sollten uns bemühen, unsere Beziehungen zur DDR auszubauen. Eine baldige Botschaft des Präsidenten an Krenz, in der die Zustimmung zur Liberalisierung des Reiseverkehrs und die Unterstützung weiterer Reformen zum Ausdruck gebracht wird, sollte erwogen werden.«10

			Am 10. November um 21.30 Uhr telefonierte Helmut Kohl, der gerade aus Berlin nach Bonn zurückgekehrt war, mit US-Präsident George Bush und teilte diesem mit:

			»Ich bin gerade aus Berlin angekommen. Es ist wie auf einem großen Jahrmarkt. Es hat die Atmosphäre eines Festivals. Die Grenzen sind absolut offen. An bestimmten Punkten sind die Leute buchstäblich dabei, die Mauer niederzureißen und neue Kontrollpunkte zu bauen. Den Checkpoint Charlie überqueren Tausende von Menschen in beide Richtungen.«11

			In diesen frühen Momenten wusste niemand, was als Nächstes geschehen würde. Allerdings erwähnten türkische Diplomaten bereits zu diesem Zeitpunkt, dass sogar eine deutsche Vereinigung möglich wäre.12 Es war eine Perspektive, die der niederländische Botschafter in Bonn als »eine falsche Note zu den Feierlichkeiten« bezeichnete.13 Sein Kollege in Ost-­Berlin versuchte sich ein genaueres Bild zu verschaffen. In der Nähe des Brandenburger Tores sah er ein Spruchband mit den Zeilen: »Bleibt die Mauer, geh’n die Leute; Fällt die Mauer, ist sie pleite; Ja, sie hat es wirklich schwer, unsre arme DDR.«14 Es war kein Zufall, dass er sich den Spruch merkte: Wie der Botschafter in Bonn, war er von den Aussichten auf eine Wiedervereinigung gerade unbegeistert. Auch die Franzosen ­hofften offensichtlich noch am 11. November, dass eine Rückkehr zum Status quo ante möglich sei und die DDR Recht und Ordnung wiederherstellen ­könnte.15 Am 14. November betonte das französische Außen­ministerium sogar noch seine Unterstützung für die DDR, obwohl Präsident ­François Mitterrand verkündete, er würde einer deutschen Wiedervereinigung nicht im Wege stehen.16

			Die diplomatische Perspektive

			Mittlerweile versuchten die Diplomaten mit den rasanten Entwicklungen Schritt zu halten. Die DDR schien abzutreiben in Richtung eines politischen Vakuums. Verschiedene diplomatische Berichte erwähnten eine mögliche Wiedervereinigung. Es könne sogar zu einem neuen Kapitel der Nachkriegszeit führen, so der britische Botschafter in Ost-Berlin.17 Trotzdem glich die aktuelle politische Situation nach wie vor einem »berauschenden Polit-Jamboree«.18 Zur gleichen Zeit realisierten die westlichen Regierungen, dass der in Gang gesetzte Prozess letzten Endes abhängig war von der Positionierung Michail Gorbatschows, dem Generalsekretär der KPdSU. Das britische Kabinettprotokoll hielt dazu fest:

			»Es wäre sehr im Interesse der westlichen Regierungen, dass er an der Macht bliebe […]. Wenn sich die Ereignisse zu schnell bewegen oder die westlichen Regierungen keine angemessene und umsichtige Haltung einnehmen, besteht die Gefahr, dass Präsident Gorbatschow heruntergerissen wird. Dies würde dem breiteren westlichen Ziel, die Demokratie in beiden Teilen Europas und letztendlich vom Atlantik über die Sowjetunion bis an die Grenze Chinas zu fördern, schweren Schaden zufügen.«19

			Derartige Argumente hörte man auch in Bonn und in anderen west­lichen Regierungszentren. In diesem Tumult machte Krenz Platz für den neuen Ministerpräsidenten Hans Modrow, ein Manöver, das nach einem österreichischen Aktenvermerk »über jedes verständliche Maß hinaus ­verzögert« worden war.20

			Ende November schienen die Amerikaner die Ersten zu sein, die versuchten nach vorne zu schauen, um die kommenden Ereignisse in den Griff zu bekommen. Sie stellten fest, dass Moskau die Kontrolle über die Situation verloren hatte, aber eine friedliche Lösung beabsichtigte. Brent Scowcroft, der US-Sicherheitsberater, erkannte wie »machtlos« ­Gorbatschow war, denn er »hat dort weder das Tempo noch die Richtung des Wandels vorausgesehen und ist zunehmend ohnmächtig, etwas dagegen zu unternehmen«.21 Gleichzeitig erkannte die Bush-Administration, dass ein in die NATO eingegliedertes, wiedervereinigtes Deutschland für die Sowjetunion eine Gefahr darstellte:

			»Der schlimmste Albtraum der Sowjetunion ist eine Wiedervereinigung Deutschlands, verbündet mit der NATO oder – alternativ – ­nominell mit dem Westen verbündet, und stark militarisiert. Der Warschauer Pakt wäre seinen ostdeutschen Anker los und würde sich schnell auflösen. Die sowjetische Verteidigungslinie würde dann an der ukrainischen Grenze beginnen. Zweitens ist zu befürchten, dass das wiedervereinigte Deutschland Ostmitteleuropa wirtschaftlich dominieren könnte, einschließlich einer schwachen Sowjetunion. Kein sowjetischer Führer kann eine deutsche Wiedervereinigung unter solchen Bedingungen gestatten: Die Gewinne des Zweiten Weltkriegs, welcher 20 Millionen Menschenleben erforderte, wären weg.«22

			Diplomatie der Wiedervereinigung

			Dennoch wurde eine Wiedervereinigung Deutschlands immer wahrscheinlicher.23 Die Klausel in der DDR-Verfassung, welche der SED die führende Rolle im Staat verlieh, wurde gestrichen. Am 7. Dezember fanden Gespräche zwischen Regierung und Opposition statt, deren wichtigstes Resultat die Festlegung von freien Wahlen war. In der Zwischenzeit verlor die SED zunehmend an Macht, nicht zuletzt wegen interner Streitigkeiten und sinkenden Mitgliederzahlen. Auf den Straßen wurden die Forderungen nach Wiedervereinigung immer lauter. In Leipzig gab es dazu wöchentliche Demonstrationen. Die Vorstellung der Wiedervereinigung war aber für die SED-Führung in Ost-Berlin absolut unattraktiv. ­Modrow strebte vielmehr eine enge freundschaftliche Beziehung zwischen den beiden deutschen Staaten an, eine Vertragsgemeinschaft.

			Kohl dagegen wollte der DDR mit der Einführung eines Zehn-Punkte-Programms am 28. November 1989 der DDR eine Perspektive für die Einheit bieten. Wesentliche Punkte waren, dass die Bundesrepublik den Wiedervereinigungsprozess finanziell unterstützen würde, vorausgesetzt, dass freie Wahlen stattfinden und wirtschaftliche Reformen durchgeführt würden. Als weiterhin höchst problematisch erwies sich die Massenauswanderung aus der DDR. 1989 verließen circa 350.000 Menschen das Land, etwa zwei Prozent der Bevölkerung. Ost-Berlin reagierte aber abweisend auf Kohls Vorschlag. Auch die linke Opposition in der DDR lehnte das ab: Die DDR stünde nicht zum Verkauf. Selbst in Westeuropa traf Kohls Plan teilweise auf Unbehagen.

			In Moskau warnte Gorbatschow vor einer Beschleunigung dieses Prozesses. Zuerst müssten zwei vitale Aspekte geklärt werden: einerseits die innerdeutsche Grenze, andererseits die Außengrenze. Jeder Versuch, die Außengrenze zu verändern, wäre aus sowjetischer Sicht inakzeptabel. Auf dem europäischen Gipfel in Straßburg am 9. Dezember 1989 bekräftigten die Regierungschefs ihren Willen, eine friedliche Lösung anzustreben. Dies sei eine Grundbedingung für Selbstbestimmung. Dennoch erwies es sich als schwierig, einen gemeinsamen Ansatz zu finden. Um seine Kritiker zu besänftigen, proklamierte Kohl, dass sich die künftige politische Architektur des wiedervereinigten Deutschlands in die Architektur Gesamteuropas einfügen müsse. Das Bekenntnis zu Europa nahm dabei eine zen­trale Bedeutung ein:

			»Wir wollen die Teilung Europas und unseres Vaterlandes organisch überwinden. Wir wollen, dass alle Europäer – und darin eingeschlossen alle Deutschen – in gemeinsamer Freiheit zusammenkommen. Dies ist unsere klare Absage an deutsche Alleingänge oder Sonderwege und einem rückwärtsgewandten Nationalismus. Die Zukunft aller Deutschen heißt Europa.«24

			Unterstützung dafür fand Kohl bei US-Präsident Bush. Das Außenministerium der Bundesrepublik sorgte sich aber über die Reaktionen Frankreichs und Italiens.25 Vorbehalte gab es auch in London und unter britischen Diplomaten.26

			Am 19. und 20. Dezember besuchte Kohl erstmals nach der Wende die DDR. In Dresden empfing ihn eine jubelnde Menschenmenge, die Freiheit und Einheit skandierte. Trotzdem hielt Modrow fest an seiner Idee einer Vertragsgemeinschaft. Kohl lehnte das ab. So könne keine finanzielle Hilfe geleistet werden. Dennoch musste etwas geschehen. In Washington begann man sich über die Auswirkungen der Deutschlandfrage auf die Stabilität in Europa Sorgen zu machen.27 Ähnliche Befürchtungen gab es in Österreich bezüglich der Beziehungen mit der DDR.28

			Im Verlaufe des Januar 1990 wurde die politische Situation in der DDR noch instabiler. Behauptungen wurden laut, dass die berüchtigte Stasi wieder etabliert werden könnte. Die Gespräche mit der Opposition über die politische Zukunft des Landes wurden abgebrochen. Ende Januar konstituierte sich dann eine neue DDR-Regierung. Als erste Entscheidung legte das neue Kabinett den Termin für freie Wahlen auf den 18. März fest. Unter Druck sah sich Modrow Ende Januar gezwungen, nach Moskau zu reisen, und dort eine Aussage für die Idee »Deutschland einig Vaterland« zu treffen. Am 1. Februar konkretisierte sich der Plan. Bundesrepublik und DDR sollten einen Vertrag unterzeichnen, der zum Einheitsstaat führen würde. In Modrows Konzept bedeutete dies, dass dieser Staat militärisch neutral sein würde. Das war auch die Forderung, die von Moskau immer wieder betont wurde. Die Reaktionen der Bundesrepublik zu diesen Vorschlägen waren fast ausnahmslos negativ. Angesichts der Kritik wurde Modrow nachgiebiger. Kohl hingegen betonte, dass ein neutrales Deutschland ein isoliertes Deutschland sei, was für niemanden in Europa vorteilhaft wäre.

			Obwohl Gorbatschow Deutschland das Prinzip der Selbstbestimmung grundsätzlich zugestand, denunzierte die UdSSR Kohls ursprüngliche Pläne.29 Moskau verlangte, dass die Bundesrepublik auf jeden Anspruch auf eine Wiederherstellung der Grenzen von 1937 verzichtet und den Rahmen eines gemeinsamen Hauses Europa akzeptiert. Polen, das eine lange gemeinsame Grenze zu Deutschland hatte, meldete ebenfalls ernsthafte Vorbehalte an.30 Auch bezüglich der deutschen Westgrenze gab es Bedenken seitens der Nachbarstaaten, ihre eigene militärische Verteidigung betreffend.31

			Während Bush nach wie vor Kohls Ambitionen unterschrieb,32 waren der französische Präsident, François Mitterrand, und die britische Premierministerin, Margaret Thatcher, weniger begeistert. Sie waren besorgt, dass eine deutsche Wiedervereinigung nicht im Interesse einer stabilen europäischen Ordnung läge. Gerade mit Blick auf die Vergangenheit fürchteten sie ein zu starkes Deutschland. 

			Die Bundesrepublik beschloss am 7. Februar 1990, vor dem Hintergrund der weiter wachsenden wirtschaftlichen Krise in der DDR, Gespräche über eine Währungsunion zu beginnen. Gleichzeitig wurde beschlossen, ein interministerielles Komitee einzuberufen, um die Einheit vorzubereiten. Aufseiten der DDR hielt sich die Begeisterung in Grenzen. Auch die Staaten der Europäischen Gemeinschaft (EG) waren besorgt, dass eine deutsche Währungsunion die wirtschaftliche und währungs­politische Situation der EG schwächen könne. Bonn versicherte jedoch, dass dies nicht geschehen werde.

			Während diese Vorhaben diskutiert wurden, wuchs im Osten der Wille zur Wiedervereinigung. Anlässlich des Besuchs von Kohl und Genscher in Moskau am 10. und 11. Februar, akzeptierte Gorbatschow das Prinzip der Wiedervereinigung und erklärte sich bereit, ein solches Abkommen zu verhandeln. Nun blieb nur noch zu klären, wann und in welcher Form die Wiedervereinigung realisiert werden würde. Die innerdeutschen Verhandlungen sollten daher so bald wie möglich beginnen. Kohl empfing Modrow am 13. Februar in Bonn, stellte jedoch fest, dass dieser kein Mandat besaß, um über eine Währungsunion zu verhandeln. Die Diskussion beschränkte sich deshalb auf die Zusammensetzung des Währungsexpertenkomitees. Gleichzeitig wurde über einen Antrag der DDR für ein Nothilfeprogramm von rund 15 Milliarden DM gesprochen.

			Einig war man sich darin, dass die Diskussion über die Wiedervereinigung gemeinsam mit den ehemaligen Besatzungsmächten geführt werden sollte. Eine Übereinkunft könnte dann im November dem KSZE-Gipfeltreffen von Paris vorgelegt werden. Doch die Entwicklungen beschleunigten sich. Viele Diplomaten waren darüber besorgt. Der Schweizer Botschafter in Bonn wies die Idee eines neutralen Deutschlands strikt zurück, hielt aber den Gedanken, dass die DDR der NATO beitreten könnte für »unrealistisch«, da dies »für die UdSSR nicht zumutbar und akzeptabel« sei.33

			Am 13. Februar 1990 fand in Ottawa eine Geheimkonferenz der Außenminister statt. Anwesend waren Hans-Dietrich Genscher (BRD), James Baker (USA), Douglas Hurd (Großbritannien) und Roland Dumas (Frankreich). Dabei stand ein Entwurf eines Zwei-plus-Vier-Abkommens zur deutschen Wiedervereinigung im Mittelpunkt. Später wurde es mit dem sowjetischen Außenminister Edward Schewardnadze diskutiert und von Gorbatschow genehmigt.34 Zentral war die Herausforderung, eine Lösung zu präsentieren, die im Hinblick auf die künftige Sicherheitslage in Europa von allen Parteien akzeptiert werden könnte. Die USA – und in der Folge die anderen beteiligten westlichen Staaten – begannen nun absichtlich den Prozess zu verzögern, damit die Entwicklungen vor Ort irreversible neue Realitäten schaffen konnten. In einem Memorandum des US-Außenministeriums vom 19. Februar 1990 hieß es:

			»Vor allem ist es nicht in unserem Interesse, diese Bemühungen voranzutreiben, obwohl Moskau auf baldige Gespräche drängen wird. […] Eine Verzögerung dieser Sechs-Mächte-Gespräche ist günstig für uns, denn je länger die deutsche Einheit ohne direkte sowjetische Beteiligung vorangeht, desto stärker wird die Position des Westens sein.«35

			Generell waren die westlichen Diplomaten optimistisch, dass eine Lösung gefunden wird.36 Ihr Hauptanliegen war es, dass die UdSSR einer NATO-Mitgliedschaft für das wiedervereinigte Deutschland zustimmt. Dies war ein entscheidendes Thema für den Westen, da die militärische Position der NATO entscheidend von der deutschen Beteiligung abhängig war.

			Russische Ansichten

			Wie aber sah die sowjetische Seite diese Entwicklungen? Während sich die westlichen Partner aus politischer Sicht der deutschen Frage annäherten und versuchten, gemeinsam in die Zukunft zu planen, nahmen die Sowjets eine juristische Perspektive ein und blickten in die Vergangenheit zurück. Auf der Generalversammlung des Warschauer Paktes am 17. März 1990 in Prag, bezeichnete Schewardnadze eine Vereinigung sogar als »erneuten Anschluss«.37 Weiter verwies Schewardnadze auf die ­Wahrung des ­Warschauer-Pakt-Abkommens und auf den vertraglichen Schutz der DDR. Aus dieser Perspektive wäre die Wiedervereinigung nur im Rahmen eines europaweiten Prozesses der Zusammenarbeit und Sicherheit möglich. Die UdSSR wollte keine politischen Diskussionen über das Kommende, sondern einen Friedensvertrag mit Deutschland und verwies auf die Potsdamer Verträge vom August 1945, in denen die Rechte der Sieger »jetzt und in der Zukunft« dargelegt wurden. Er berichtete: 

			»In der BRD wird davon ausgegangen, dass ein Friedensvertrag nicht erforderlich ist, um die Grenzen festzulegen, […] dies ist jedoch bei Weitem nicht ausreichend. Wir wissen, wie die staatlichen Institutionen der Bundesrepublik Deutschland diese Abkommen interpretieren. Nach ihrer Interpretation sind die heutigen Grenzen vorübergehender Natur. Diese Interpretationen, insbesondere die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts von 1973, sind nicht aufgehoben worden; die Artikel der Verfassung der Bundesrepublik und weitere Gesetze, auf die sich diese Interpretationen beziehen, sind nicht aufgehoben worden. Die vorbehaltlose internationale rechtliche Bestätigung der Grenzen durch eine glaubwürdige Zusicherung sollte deswegen das Ziel sein. All dies bringt uns wieder zu der Frage des Abschlusses eines Friedensvertrages mit Deutschland. Die Verpflichtung zum Abschluss eines Friedensvertrages wurde übrigens direkt erfasst, sowohl in den Verträgen der BRD mit den drei Mächten als auch in den Verträgen der DDR mit der UdSSR. Diese vertraglichen Verpflichtungen müssen erfüllt werden, bevor eine endgültige Wiedervereinigung zustande kommt. Zudem muss eine solche international von den interessierten Staaten anerkannt werden.«38

			Der sowjetische Botschafter in Berlin, Wjatscheslaw Kotschemassow, verfasste ein langes Memorandum über die Rechte, Pflichten und Ansätze der UdSSR bezüglich Deutschlands, welches sich auf die Nachkriegssituation im Jahre 1945 bezog. Gemäß Kotschemassow blieben diese Abkommen aus der Nachkriegsordnung aus rechtlicher Sicht vollumfänglich in Kraft. Von einem rechtlichen Standpunkt aus betrachtet, war eine deutsche Wiedervereinigung von einem Friedensvertrag abhängig.39

			Inzwischen fanden am 18. März 1990 die ersten freien Wahlen in der DDR statt. Der westliche Ansatz, Entwicklungen vor Ort zu ermöglichen, um neue Realitäten zu schaffen, förderte den Gedanken der Wiedervereinigung. Mit 48 Prozent der Stimmen war die ostdeutsche CDU mit ihrer Allianz für Deutschland die klare Siegerin. Die Partei sprach sich direkt aus für eine deutsche Wiedervereinigung. Aber die Wahlresultate vermochten die Sorgen der Nachbarstaaten vor einem Aufschwung des deutschen Natio­nalismus nicht aufzulösen.40 Auch der israelische Botschafter warnte vor der unterdrückten Vergangenheitsbewältigung in der DDR.41

			Die UdSSR erklärte im März 1990 erneut, dass eine NATO-Mitgliedschaft eines vereinigten Deutschlands nicht akzeptabel sei. Eine publike Aussage von Schewardnadze bekräftigte dies.42 Trotzdem gab es westliche Diplomaten, die eine solche Mitgliedschaft ausdrücklich als Beitrag zur europäischen Stabilität begrüßten.43 Unklar blieb aber die Frage, ob die verschiedenen Nachbarstaaten mit dem Tempo der Veränderungen Schritt halten konnten. In Warschau nahmen die Bedenken über die Zukunft der bilateralen Beziehungen und über die zivilrechtlichen Konsequenzen eines neuen Deutschlands zu. So fürchtete man Entschädigungsforderungen deutscher Staatsbürger, die bei Kriegsende 1945 ihre Besitztümer in Polen verloren hatten.44 

			Schlussakten

			Mittlerweile trat am 1. Juli 1990 die Währungs-, Wirtschafts- und Sozial­union zwischen der Bundesrepublik und der DDR in Kraft. In Paris wurde ein Zwei-Plus-Vier-Abkommen zur deutsch-polnischen Grenze unterzeichnet. Die neuen Realitäten wurden akzeptiert.45 

			Am 16. Juli 1990 kam es zum legendären Gipfeltreffen zwischen Gorbatschow und Kohl in Arkhyz im Kaukasus. Zur Überraschung mancher Beobachter wurde der sowjetische Einwand eine deutsche Mitgliedschaft in der NATO betreffend zurückgezogen.46 Im Ausgleich bot Kohl der UdSSR erhebliche finanzielle und wirtschaftliche Unterstützung an. Dies machte es für Gorbatschow möglich, einer internationalen rechtlichen Einigung über Deutschland zuzustimmen, was ein Eckpfeiler im Prozess der deutschen Wiedervereinigung darstellte. Im August 1990 unterschrieb Schewardnadze das Memorandum zur endgültigen »internationalen rechtmäßigen Übereinkunft mit Deutschland«.47 Allen Vorbehalten zum Trotz führte dies schließlich am 3. Oktober 1990 zur Wiedervereinigung und gleichzeitigen Ausrufung des Tags der Deutschen Einheit.
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			Hélène Camarade

			Von der Revolution zur Wiedervereinigung

			Bilanzen und kontrafaktische Geschichtsschreibung Betrachtungen aus französischer Perspektive

			Am 7. November 2019 stellte die deutsch-französische Germanistin Carola Hähnel-Mesnard in der Online-Zeitschrift AOC mit bissigem Humor fest, dass die Ostdeutschen es im vereinigten Deutschland immerhin geschafft hätten, in der StVO den grünen Pfeil beizubehalten, mit dem man auch bei Rot nach rechts abbiegen kann, was allerdings auch als negatives Vorzeichen gedeutet werden könne.1 In der November-Ausgabe der linken Monatszeitschrift Le Monde diplomatique unterzogen die französischen Journalisten Rachel Knaebel und Pierre Rimbert den Einigungsprozess einer kompromisslosen Kritik, indem sie ihn als »die Annexion eines souveränen Staates« interpretierten und »die totale Liquidierung seiner Wirtschaft und seiner Institutionen und die Implantierung eines liberalen kapitalistischen Systems« kritisierten.2 Weiterhin kommentieren sie: »Die Architekten der Wiedervereinigung haben ein wenig zu spät bemerkt, dass man ein Volk nicht auflöst, wie man ein Kombinat abwickelt.« Und sie schließen: »Um der Erlangung der politischen Freiheiten und der Entwicklung ihrer In­frastruktur willen wurde die ostdeutsche Bevölkerung mit einem Stein um den Hals in den Strom des Kapitalismus geworfen.« Dieser Beitrag löste in Frankreich eine Debatte um die – außer bei Deutschlandexperten – wenig bekannte Treuhand aus.3 Kommentatoren kamen auch kritisch auf die These des Politikwissenschaftlers Francis Fukuyama vom endgültigen weltweiten Sieg der liberalen Demokratie zurück und vertraten die heute relativ weithin akzeptierte Auffassung, die Ostdeutschen seien um ihre Revolution betrogen worden, so zum Beispiel der Politologe Pierre Grosser in der Tageszeitung ­Libération: »Die Demokratisierung mit ihren neoliberalen Regeln wurde den Menschen von oben aufgezwungen, es wurde zu einem Verrat an den Menschen der DDR, die auf die Straße gegangen waren.«4

			In 13 wissenschaftlichen Originalbeiträgen nahmen französische und deutsche Germanisten und Historiker in der Zeitschrift ­Allemagne d’aujourd’hui die deutsche Gesellschaft 30 Jahre nach der Vereinigung unter die Lupe, mit teilweise innovativen Ansätzen. So plädierten zum Beispiel die französischen Germanistinnen Élisa Goudin und Alice Volkwein dafür, die Bilanz nicht allein nach dem Kriterium des Bruttoinlandsprodukts (BIP) der neuen Länder vorzunehmen, sondern bezüglich der wirtschaftlichen Entwicklung und der Lebensqualität auch dem Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit Rechnung zu tragen, zum Beispiel unter Einbeziehung von Umweltindikatoren oder Indikatoren zur Chancengleichheit, insbesondere im Schulwesen und bezüglich der Genderproblematik.5 Meines Wissens kam in diesem Kontext nur noch ein französischer Germanist auf die altbekannte These zurück, die Probleme seien auch den sich zu langsam verändernden (ostdeutschen) Mentalitäten zuzuschreiben. Die eher kritische Diagnose der Vereinigung war unter Deutschlandexperten schon längst verbreitet. Nicht so in der französischen Öffentlichkeit, wo das Deutschlandbild noch weitgehend durch die Vorstellung von Wohlstand, niedriger Arbeitslosigkeit und Austeritätspolitik in Europa geprägt und der östliche Teil des Landes – bis auf Berlin – größtenteils unbekannt ist. Relativ neu war also, dass sich nun auch die französischen Medien für eine kritische Bilanz der Vereinigung interessierten, übrigens oft in Verbindung mit den Wahlergebnissen der AfD, die in Frankreich als Hauptauslöser des gesamten Problemkomplexes erscheinen.6 

			Wie kamen innerhalb von weniger als zwölf Monaten die Ostdeutschen von der Revolution zur Wiedervereinigung? Worum ging es eigentlich bei dem, was man heutzutage immer öfter als »Einheitskrise«7 bezeichnet? Zur Klärung dieser Fragen wurde mir die Aufgabe gestellt, einige historiografische Ansätze – hauptsächlich aus französischem Blickwinkel – vorzustellen. Die Revolution wurde von einer Minderheit um der Freiheit willen ausgelöst und durchgeführt. Doch bald nach dem Mauerfall verblasste diese Forderung angesichts des Wunsches nach Einheit und der Teilhabe am westlichen Wohlstand. Warum änderten sich die Prioritäten? Warum verzichteten die Ostdeutschen – bis auf eine Minderheit – schließlich darauf, ihre eigene Demokratie zu gestalten, ihre eigenen Freiheiten durchzusetzen? Warum konnte man sich damals nicht vorstellen, den Wohlstand auf anderem Wege als durch eine schnelle Wiedervereinigung zu erreichen? Inwieweit war hier Angst im Spiel, und woraus speiste sich diese? Was motivierte den Drang zur Vereinigung mit der Bundesrepublik? 

			Diese Fragen sollen in einem ersten Teil angesprochen werden, um an­­hand der soeben erläuterten Motive und Erklärungsmuster in einem zweiten Teil auf das Deutungspotenzial der kontrafaktischen Geschichtsschreibung einzugehen. Gerade im Rahmen der aktuellen kritischen Debatte über die Wiedervereinigung – wobei man sich zum Beispiel mit ­Philipp Ther die Frage stellt, warum diese oder jene Entscheidung damals so »alternativlos«8 erschien – ist ein Rückgriff auf die kontrafaktische Geschichtsschreibung erkenntnisfördernd, denn diese erlaubt es, den Fehlschlüssen einer linearen und teleologischen Geschichtsschreibung zu entgehen und Alternativen wieder sichtbar und denkbar zu machen. 

			Teil 1: Freiheit und/oder/ohne Wohlstand? 

			Angesichts der Chronologie der Ereignisse zwischen der Revolution, deren Höhepunkt man zumeist auf den 9. Oktober 1989 datiert, als in Leipzig die Staatsmacht vor den friedlichen Demonstranten kapituliert, und der Unterzeichnung des Einigungsvertrages am 4. Oktober 1990, welche nach Artikel 23 des Grundgesetzes das Verschwinden der DDR durch Angliederung der auf dem Territorium der DDR neugegründeten Länder an die Bundesrepublik besiegelt, fällt zunächst ein Diskurswechsel auf, der bereits im Laufe der Monate Oktober und November 1989 stattfindet. Kurz zusammengefasst kann man sagen, dass die Oktober-Forderungen nach Freiheit, Recht, Pluralismus und Elitenwechsel nach dem 9. November allmählich dem Wunsch nach Einheit weichen. So wird in Leipzig am 13. November der Ruf »Wir sind das Volk« vom 2. Oktober durch die Parolen »Wiedervereinigung« oder »Deutschland, einig Vaterland« übertönt.9 Der Appell »Für unser Land«, der am 26. November redigiert, am 28. und 29. November verbreitet und von über einer Million Ostdeutscher unterzeichnet wird, plädiert für eine »sozialistische Alternative zur Bundesrepublik«10, wird aber durch das Zehn-Punkte-­Programm ­Helmuth Kohls, das am 29. November die »Schaffung konföderativer Strukturen« als Etappe auf dem Weg zu einem »wiedervereinigten Deutschland« vorsieht, schnell vom Tisch gefegt. Schon in diesem Programm kündigt sich die Verschiebung der politischen Freiheiten hin zu den wirtschaftlichen an. So lautet Punkt 3: »Im Übrigen kann kein Zweifel daran bestehen, dass dies [=Investitionen durch Privatkapital der Bundesrepublik] auch die Menschen in der DDR wollen. Sie wollen wirtschaftliche Freiheit, und sie wollen damit die Früchte ihrer Arbeit endlich ernten und mehr Wohlstand gewinnen.«11

			Logischerweise lautet der Wahlslogan der Allianz für Deutschland, die bei den Wahlen als Wahlbündnis von CDU-Ost, DSU (Deutsche ­Soziale Union) und DA (Demokratischer Aufbruch) am 18. März 1990 48 Prozent der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt: »Für Freiheit und Wohlstand: nie wieder Sozialismus.« Die Allianz entscheidet sich für eine schnelle Vereinigung nach Artikel 23 des Grundgesetzes (also nicht nach dem ursprünglich für eine Wiedervereinigung vorgesehenen Artikel 146) und plädiert trotz der Bedenken des Direktors der Bundesbank Karl Otto Pöhl für eine rasche Währungsunion mit einem Umtauschkurs von 1:1. 

			Die sich überstürzenden Ereignisse dieser Zeit werden meist chronologisch dargestellt, wobei die ostdeutsche, deutsch-deutsche und internationale Ebene zumeist vermischt werden. Hier soll es eher darum gehen, wiederkehrende Motive oder Erklärungsmuster hervorzuheben, die von französischen und/oder deutschen Experten herangezogen werden. 

			Auffallend war und bleibt das Tempo, in dem sich die Dinge vollzogen, insbesondere, was den Weg zur Einheit betrifft. Auf den Demokratisierungsprozess trifft dies in geringerem Maße zu – man denke zum Beispiel an den Zentralen Runden Tisch, dessen Arbeit zu den Fragen der Demokratisierung keine vergleichbare Beschleunigung erfährt. Was eine mögliche Vereinigung beider deutscher Staaten betrifft, herrscht das Gefühl eines dringend zu nutzenden international begrenzten Zeitfensters vor. Der Historiker Ulrich Pfeil spricht in diesem Zusammenhang sogar von einem »Startfenster«.12 Man befürchtet einen Umsturz in Moskau, denn die Position der Reformer um Gorbatschow scheint letztendlich nicht hinreichend gefestigt zu sein.13 In der DDR wie überall in der Welt hat man noch die Bilder vom Platz des Himmlischen Friedens vor Augen und fürchtet, es könne zu einer »chinesischen Lösung« kommen. Allenthalben sieht man das fragile internationale Gleichgewicht gefährdet. Zudem verstärkt die anhaltende Migrationswelle von Ost nach West den Zeitdruck,14 sodass den Menschen in der DDR keine Muße bleibt, sich Gedanken über eine andere Zukunft zu machen, geschweige denn, eine solche aktiv zu gestalten. 

			In der Regel wird behauptet, die Ostdeutschen hätten durch Demonstrationen, durch die Ost-West-Migration und mit den Wahlen dazu beigetragen, dass sich die Ereignisse auf dem Weg zur Einheit überstürzten. Rachel Knaebel und Pierre Rimbert kehren die Perspektive um und verweisen auf die entscheidende Bedeutung von Kohls Strategie, gleichzeitig »Urnen und Portemonnaie«15 zu füllen, also »Freiheit und Wohlstand« konkrete Konturen zu geben. Dabei unterstreichen sie die maßgebliche Rolle, die Helmut Kohl, der 1989 in der Bundesrepublik nicht gerade auf dem Höhepunkt seiner Popularität steht, in diesem Kontext spielt.16 Kohl, der als Kanzler der Einheit zu einer historischen Figur von Weltrang wird, verkörpert, wie es auch Ilko-Sascha Kowalczuk und ­Andreas ­Rödder bemerken,17 den Wunsch nach Sicherheit, Ordnung und Wohlstand. Seine einprägsamen und beruhigenden Worte (»Wir sind auf eurer Seite«), sein Versprechen »blühender Landschaften«, sein internationaler Ruf und seine strategische Begabung lassen ihn als eine patriarchalische Schutzfigur erscheinen. Der Wunsch einer breiten Masse der ostdeutschen Bevölkerung nach Sicherheit und Stabilität sollte dabei nicht unterschätzt werden. Kohl selbst gehört der Kriegskindergeneration an, der es ein inneres Bedürfnis ist, die Teilung als Konsequenz des Zweiten Weltkrieges zu überwinden.18

			Die Ankündigung einer sofortigen Währungsunion fungiert als ein starker Motor für die Wahlkampagne. Der 1:1-Umtausch, der für die ostdeutsche Wirtschaft so schwere, ja katastrophale Folgen haben wird,19 erweckt in dieser Phase vor allem den Eindruck, als sei eine Gleichbehand­lung der west- und ostdeutschen Bevölkerung intendiert. Obwohl französische Wirtschaftsexperten damals zu bedenken geben, dass die Bundes­republik für die Europäische Union genau das Gegenteil von dem fordert, was sie mit der deutschen Währungsunion anstrebt, rechtfertigen sie nach der Volkskammerwahl letztendlich Kohls Entscheidung, die gemeinsame Währung umgehend einzuführen, so Emil Maria Classen: »Da man die physische Mauer nicht durch eine wirtschaftliche Mauer ersetzen kann, muss die Wirtschaftsunion so schnell wie möglich erreicht werden.« Dabei weist Classen jedoch bereits auf einen »weitgehenden Verlust der Souveränität« der DDR hin und spricht von einem »Währungsanschluss« (»Anschluss monétaire«).20 Später wird zuweilen die Auffassung geäußert, die Ostdeutschen hätten tatsächlich die erwünschten politischen Freiheiten erlangt, blieben jedoch von dem erhofften Wohlstand ausgeschlossen, so etwa 1998 der Bürgerrechtler Edelbert Richter vom Demokratischen Aufbruch: »Die Paradoxie der Vereinigung ist, dass die Ostdeutschen in Demokratie und Soziale Marktwirtschaft integriert wurden, indem sie zugleich von deren wesentlichen Bedingungen, eben Arbeit und Eigentum, weitgehend ausgeschlossen wurden.«21

			In der DDR herrscht der Eindruck eines »Machtvakuums«22, denn die Modrow-Regierung genießt bei der Bevölkerung wenig Vertrauen, und es mangelt ihr an Legitimität; dies gilt übrigens ebenso für die Bürgerbewegung. Wie Rainer Eckert und andere betonen, ist die kurze Phase, in der die Forderungen und Hoffnungen der Mehrzahl der Ostdeutschen mit denen der Bürgerbewegung übereinstimmen, rasch vorbei.23 Nach der Revolution, die sie »mitgetragen und mitgestaltet hat«, wird die Bürgerbewegung allmählich an den Rand des Geschehens gedrängt.24 Zweifellos verliert sie auch durch ihre Beteiligung am Runden Tisch und an der Modrow-Regierung an Glaubwürdigkeit als Trägerin einer politischen Alternativlösung. Man denke zum Beispiel an die Bürgerrechtler, die am 5. Februar zu Ministern ohne Geschäftsbereich ernannt werden.25 Während die SPD-Ost und die CDU-Ost im Laufe der Wahlkampagne über die professionelle Logistik ihrer westlichen Schwesterparteien verfügten, mussten sich die Bürgerrechtler ohne vergleichbare Mittel behelfen und konnten dementsprechend ihre Vorschläge und Argumente nicht wirksam vermitteln. Bündnis 90 kommt am 18. März auf 2,9 Prozent der Stimmen. Weiterhin ist der wirtschaftliche und finanzielle Staatsbankrott so offensichtlich, dass er das Gefühl eines politischen Machtvakuums noch verstärkt. Die konsequente Weigerung Kohls, die DDR nach dem 9. November an den finanziellen Tropf der Bundesrepublik zu hängen, hat schwere politische Folgen. 

			Bei der ostdeutschen Bevölkerung stellt man außerdem eine starke Idealisierung der Lebensverhältnisse in der Bundesrepublik fest,26 welche über Jahrzehnte durch Westfernsehen und Westpakete genährt wurde und früher oder später zu einer Desillusionierung führen musste. Die SED hatte die antikapitalistische Argumentation unglaubwürdig werden lassen. Dies trug dazu bei, dass Francis Fukuyamas These vom endgültigen Sieg der liberalen Demokratie auch in der DDR breiten Konsens fand. Die Mehrheit der Bevölkerung konnte sich unter den gegebenen Umständen keine Alternative vorstellen. Für den Historiker Cyril Buffet beruhte die Wiedervereinigung auf einer »doppelten Illusion«: »Die Westdeutschen dachten, der Transformationsprozess koste sie nichts, und die Ostdeutschen glaubten an Helmut Kohls Versprechen der blühenden Landschaften.«27 Die allgemein verbreitete Täuschung betrifft auch die voraussichtliche Dauer des Transformationsprozesses: Nach den Voraussagen der Bundesregierung sollten das Lohn- und Lebensniveau der Bundesrepublik für die DDR-Bürger innerhalb von drei bis fünf Jahren erreicht werden. Die Ostdeutschen selbst schätzten laut einer Umfrage diese Dauer auf sieben Jahre.28 Diese Ansicht war übrigens damals auch unter französischen Deutschlandexperten verbreitet.

			Im Nachhinein könnte eine genaue sprachliche Analyse von Zeitdoku­menten und historischen Untersuchungen zum Zeitgeschehen den Be­­fund untermauern, dass die Invisibilisierung der Ostdeutschen ein bereits zur Zeit des politischen Umbruchs festzustellendes Phänomen darstellt. So erinnert Andreas Wilkens an Gorbatschows Lapsus Linguae am 26. Januar 1990 während einer sowjetischen internen Beratung, als dieser von »Vier-plus-Eins-Verhandlungen« spricht, ganz so, als existierte die DDR schon gar nicht mehr.29 Ilko-Sascha Kowalczuk wiederum erinnert daran, dass Margaret Thatcher nach der Wahl vom 18. März 1990 statt Lothar de Maizière Helmut Kohl beglückwünscht.30 Vor Kurzem noch räumte auch der französische Germanist Jérôme Vaillant ein: »Die BRD entschied sich für ein brutales Ende der DDR statt für eine langsame Agonie.«31 Diese Invisibilisierung der Ostdeutschen während des politischen, wirtschaftlichen und sozialen Transformationsprozesses konnte nicht ohne Folgen bleiben. 

			Während sich das vorherrschende Narrativ der deutschen Wiedervereinigung lange Zeit als Fortschritts- und Erfolgsgeschichte präsentierte, stellte erst kürzlich der französische Historiker Emmanuel Droit eine erste Akzentverschiebung im Jahre 2019 fest, als Angela Merkel in einer Rede zum Tag der Deutschen Einheit erstmals auf die Probleme der Vereinigung hinwies: »[…] zur Bilanz nach 29 Jahren deutscher Wiedervereinigung gehört auch, dass sich die Mehrheit der Ostdeutschen in der Bundesrepublik als Bürger zweiter Klasse fühlt […].«32 Diese Akzentverschiebung verdeutlicht, dass die Zeit vielleicht reif ist, das Narrativ, das den 3. Oktober als direkte und notwendige Folge des 9. November darstellt, infrage zu stellen. Diese »Glättung der Geschichte« hebt, um es mit den Worten Emmanuel Droits zu sagen, »das Feld der Möglichkeiten völlig [auf] und negiert in gewissem Maße die Erfahrungen der am damaligen Zeitgeschehen Beteiligten.«33 Hier könnte eine kontrafaktische Geschichtsschreibung ansetzen, um das offizielle Narrativ infrage zu stellen und das damals durchaus offene Feld der Möglichkeiten in Erinnerung zu rufen.

			Teil 2: Eine kontrafaktische Geschichtsschreibung der Wende? 

			Die kontrafaktische Geschichtsschreibung macht es möglich, die Fehleinschätzungen einer linearen, teleologisch orientierten Geschichtsschreibung zu korrigieren, bei der Geschichte ausgehend von einem gegebenen Endpunkt oder im Hinblick auf einen immanenten Endzweck geschrieben wird, indem Alternativen aufgezeigt und denkbar gemacht werden. Die Arbeit der französischen Historiker Quentin Deluermoz und Pierre Singaravélou hat kürzlich die Relevanz dieser Herangehensweise besonders für Untersuchungen von Umbruchzeiten und Revolutionen aufgezeigt, eines Ansatzes, der kausale Ketten infrage stellt, alternative Wege eröffnet oder in ein neues Licht stellt, Perspektivwechsel ermöglicht und dadurch den Verlierern der Geschichte das Wort zurückgibt.34 Sie ist zudem ein brauchbares Mittel, um sich gewünschter oder gefürchteter Zukunftswege zu vergewissern und dadurch Gefühle der Erleichterung, des Bedauerns oder von Unrecht besser nachvollziehen zu können. 

			Die kontrafaktische Geschichte ist älter als man meinen könnte, und ihre Vor- und Nachteile boten vielfach Anlass zu leidenschaftlichen Debatten. Vor allem wurde sie in der angelsächsischen Wissenschaft in den 1960er Jahren im Rahmen des kliometrischen Ansatzes35 in den Dienst der Wirtschaftsgeschichte gestellt oder auch im Bereich der ­internationalen Geschichte angewandt. Die Forschung stützt sich unter anderem auf die Überlegungen Max Webers, der 1906 in »Kritische Studien auf dem Ge­­biet der kulturwissenschaftlichen Logik«36 dieser Praxis als einer der Ersten eine theoretische Grundlage gab. Nach Webers Auffassung sollten die Historiker offen zu den Implikationen eines Denkens stehen, welches sie, bewusst oder unbewusst, ohnehin praktizieren, und er entwickelt einen kontrafaktischen »Gedankenprozess«, in dessen Verlauf kausale Zurechnungen überprüft werden. Anhand imaginierter alternativer Verläufe werden die Bezüge zwischen den historischen Tatsachen, Entwicklungen oder Situationen neu überdacht. In den 1980er Jahren interessiert sich der deutsche Althistoriker Alexander Demandt für den ­kontrafaktischen Ansatz mit Bezug auf Charles Renouvier, Geoffrey Hawthorn, Karl ­Jaspers, ­Hayden White oder auch Reinhart Koselleck.37

			Ab den 1990er Jahren erfreut sich die kontrafaktische Geschichtsschreibung zunehmender Beliebtheit im Rahmen postmodernistischen Denkens, welches das Ende der Ideologien verkündet und die großen Narrative infrage stellt, wodurch das Interesse auf die »Stimme der Andersdenkenden und [der] Stimmlosen« gelenkt wird.38 Insbesondere tragen auch der Zusammenbruch des Kommunismus mit seiner ­deterministischen Geschichtsauffassung sowie die von Francis Fukuyama angestoßene De­­batte über ein mögliches Ende der Geschichte zu dieser Entwicklung bei. In diesem Kontext markiert 1997 die Publikation des von Niall ­Ferguson herausgegebenen Sammelbandes Virtual History, mit dem eine ­Alternative zur marxistischen Wirtschafts- und Sozialgeschichte geboten werden soll, das Aufkommen einer neokonservativen Strömung.39 Seither werden kontrafaktische Argumentationen auch in den Dienst von Wiedergutmachungsforderungen gestellt, zum Beispiel bei dem Verfahren um die Rückgabe von Nazi-Gold an Holocaust-Opfer durch Schweizer Banken, das 2002 mit dem Bericht der Bergier-Kommission seinen Abschluss fand.40

			Kritiker des kontrafaktischen Ansatzes ziehen in der Regel ­dessen methodologische Relevanz in Zweifel und disqualifizieren ihn als spiele­rischen Umgang mit Geschichte. Fantasie, so meinen sie, habe mit Ge­­schichtsschreibung nichts zu tun, sie sei Sache der Fiktion oder der ­Science-Fiction. Zuweilen wird sie gar in die Nähe der Lüge oder des Negationismus gerückt. Manche unwissenschaftliche oder politisch instru­mentalisierte kontrafaktische Hypothesen haben dazu beigetragen, den Ansatz insgesamt zu diskreditieren.

			In den letzten Jahren haben Quentin Deluermoz und Pierre Singara­vélou einen methodologischen Rahmen für den Rückgriff der Historiografie auf kontrafaktische Argumente abgesteckt, bei dem es, kurz gesagt, darum geht, dass Narrative dekonstruiert und die Relevanz historischer Wendepunkte hinterfragt werden, um die Fragen nach den Kausalzusammenhängen anders zu stellen, die Quellen erneut zu befragen und am Ende einen eindeutigen Lesepakt mit dem Leser zu schließen, bei dem dieser ausdrücklich auf den Beitrag kontrafaktischer Geschichtsschreibung hingewiesen wird.41 Dabei werden im Rahmen der kontrafaktischen Argumentationsweise auf dem Feld der Geschichtsschreibung sechs verschiedene Anwendungsmöglichkeiten unterschieden, von denen insbesondere zwei geeignet sind, zum besseren Verständnis der Ereignisse von 1989–1990 beizutragen. 

			Die erste bezieht sich auf die »ungeschehene Zukunft«, das heißt die nicht realisierten Vorstellungen der Zeitgenossen von ihrer eigenen Zu­­kunft zu einem gegebenen Zeitpunkt.42 Deluermoz und Singaravélou stützen sich hier auf Walter Benjamin und seine Überlegungen zur Diskontinuität von Geschichte und zur Potenzialität des Vergangenen. In seinem Aufsatz Über den Begriff der Geschichte aus dem Jahre 1940 kritisiere Benjamin die Geschichte, so wie sie uns überliefert ist, als eine Geschichte der »Sieger«, die alles andere und insbesondere die ungenutzten Möglichkeiten der Vergangenheit verschleiere.43 Und gerade diese Potenzialitäten, diese ungeschehenen, erhofften oder gefürchteten Zukünfte verdienen Aufmerksamkeit, denn sie ermöglichen es, den vergangenen Augenblick in seiner ganzen Komplexität zu erfassen. 1979 ruft Reinhart Koselleck in Vergangene Zukunft dazu auf, sich mit »möglichen gewünschten und befürchteten Zukünften«44 zu beschäftigen. Auch Paul Ricœur zielt 1994 in dieselbe Richtung: »Wenn die Geschichtswissenschaft zu rekonstruieren versucht, wie man in der Vergangenheit lebte, wie man die Welt sah und wie die Beziehungen der Menschen untereinander aussahen, so darf man dies nicht außer Acht lassen: Die Menschen der Vergangenheit hatten eine Zukunft, die man als Zukunft der Vergangenheit bezeichnen könnte und die auch Teil unserer Vergangenheit ist.«45

			Es mag nichts Neues sein, die Ideen, Projekte und Programme sozialer Gruppen zu gegebenen Zeitpunkten zu studieren, doch werden diese bisher noch wenig unter dem Gesichtspunkt der befürchteten oder gewünschten Zukünfte untersucht und kontrafaktisch weitergedacht. Die Beschäftigung mit den ungeschehenen Potenzialitäten der Vergangenheit ist in einem Kontext, in welchem 30 Jahre nach dem Mauerfall der Diskurs der angeblichen Sieger der Geschichte kritisch hinterfragt wird, von ganz besonderer Aktualität. In höchstem Maße gilt dies natürlich für das Jahr 1989/90, in dem sich zahlreiche Möglichkeiten auftaten, um gleich darauf wieder vom Horizont zu verschwinden. Beschäftigt man sich mit den Konsequenzen der Vereinigung, so vermag man die Enttäuschungen, die Frustrationen zu ermessen und begreift, welche Kluft sich auftut zwischen dem, was man sich erhoffte oder vorstellte und dem, was dann im Leben vieler Ostdeutscher wirklich geschah. Und hier nun kann die kontrafaktische Geschichtsbetrachtung den Verlierern der Geschichte nachträglich das Wort erteilen. 

			Dazu bieten sich verschiedene mögliche Ansätze an. So könnte man die Projekte der Bürgerbewegung als Quellen benutzen, wie sie im Herbst 1989 in zahlreichen programmatischen Schriften, die zu jener Zeit im Umlauf waren, formuliert wurden.46 Auch die im Rahmen des Zentralen Runden Tisches ausgearbeiteten Empfehlungen oder die politischen Programme zu den Wahlen am 18. März 1990 könnten Gegenstand einer kontrafaktisch orientierten Analyse sein. Ebenso wären die verschiedenen Formen formeller und informeller Kommunikation, zum Beispiel bei den kommunalen Runden Tischen und zahlreichen Institutionen auf dem gesamten Territorium der Deutschen Demokratischen Republik, eine nähere Untersuchung wert. Als Beispiel seien hier nur die Videoaufnahmen des Dokumentarfilmers Thomas Heise erwähnt, aus denen 2009 der Film Material entstand.

			Wir möchten zum Thema der »ungeschehenen Zukünfte« insbesondere zwei konkrete kontrafaktische Untersuchungen anregen. Die erste bezieht sich auf die rege Debatte um die Ausarbeitung einer neuen Verfassung, die per Referendum von allen Deutschen angenommen worden wäre und die Vereinigung nach Artikel 146 des Grundgesetzes vorsah. Diese Lösung wurde über die Wahlen im März 1990 hinaus von der Bürgerbewegung und der SPD vertreten.47 Hätte sie allen Deutschen zusammen einen Neustart ermöglicht und das Miteinanderleben und Zusammenwachsen von Ost und West gefördert? Hätte sich in diesem Fall der gesamte Prozess verlangsamt? Eine zweite kürzlich von Ilko-Sascha Kowalczuk angeregte kontrafaktische Fragestellung betrifft den Plan der Konföderation.48 Was wäre geschehen, wenn sich diese bei den Wahlen von der SPD verfochtene Lösung durchgesetzt hätte?

			Die beiden hier kurz skizzierten Überlegungen werfen erneut die Frage nach den Modalitäten der Vereinigung von DDR und Bundesrepublik auf, womit auch wenigstens zwei im Rückblick als problematisch erscheinende Themen angesprochen werden, nämlich das Tempo des Wegs zur Einheit und der Platz, der den Ostdeutschen im Einigungsprozess zugestanden wurde.

			Ein weiteres für das Jahr 1989/90 relevantes kontrafaktisches Verfahren zielt darauf ab, die Zwänge und Potenzialitäten zu einem gegebenen Zeitpunkt zu identifizieren, die Komplexität der dynamischen Prozesse zu entwirren und Kausalitäten herauszuarbeiten.49 Wie Quentin Deluermoz ausführt, »kann durch eine Untersuchung der Möglichkeiten der Eindruck vermieden werden, als sei das Geschehene unvermeidlich gewesen.« Man denkt hier an die von Philipp Ther angeprangerte These, die »Schocktherapie« des deutschen Transformationsprozesses sei damals »alternativlos« gewesen.50 Deluermoz fährt fort: »Es wird aufgezeigt, dass soziale Prozesse nicht eindeutig sind, dass Geschichte auch Gegenstand freier Entscheidung, pluraler Möglichkeiten, eine Frage der Machtverhältnisse zwischen verschiedenen Akteursgruppen ist. Der kontrafaktische Ansatz kann hier ans Licht bringen, dass Geschichte nicht ganz so gesetzmäßig verläuft.«51 Modifiziert man beispielsweise einen historischen Tatbestand im Rahmen des kontrafaktischen Gedankenprozesses, so kann man das Gewicht dieses und anderer Tatbestände innerhalb der Gesamtdynamik evaluieren. So bietet sich, will man zu einem genaueren Verständnis der Zwänge und Orientierungen gelangen, die jene entscheidenden Monate des Jahres 1989/90 belasteten, die Frage an, welche wirtschafts- und weltpolitischen Interessen auf dem Spiel standen.

			Statt die auf der Hand liegende Frage zu stellen, was passiert wäre, wenn sich Günter Schabowski am 9. November bezüglich der Verordnung zu den neuen Reiseerleichterungen nicht so ungeschickt geäußert hätte und der Mauerfall – zumindest an diesem Tag – nicht stattgefunden hätte, möchte ich hier eher einige zielgerichtete Fragestellungen formulieren, die Wirtschaftsfachleute und Spezialisten für internationale Geschichte vielleicht aufgreifen mögen. Ein erster Anstoß wäre die Frage, was geschehen wäre, wenn Kohl der Bitte um eine sofortige Finanzhilfe für die DDR entsprochen hätte, wie sie schon im November 1989 von der Regierung ­Modrow beantragt wird. Wäre der Gang der Ereignisse dadurch entschleunigt und den Bürgern der DDR die nötige Zeit gewährt worden, über ihre Zukunft nachzudenken? Wäre in diesem Fall der Einfluss der Regierung oder aber die der Bürgerbewegung gestärkt worden? 

			Eine weitere Überlegung betrifft die Währungspolitik: Was wäre ge­­schehen, wenn der Umtauschkurs nicht auf 1:1 festgesetzt worden wäre und sich stattdessen, ausgehend von der Wechselkursparität im innerdeutschen Handel, die auf 4,4:1 geschätzt wird, schrittweise angeglichen hätte? Oder wenn man den Empfehlungen der Bundesbank gefolgt wäre, die für einen Kurs von 2:1 eintrat?52 Und welche wirtschaftlichen ­Konsequenzen hätte es gehabt, wenn im Laufe der weiteren Entwicklung die ­ostdeutsche Produktion subventioniert und/oder die westlichen Produkte durch Zu­­schläge künstlich verteuert worden wären? Was die Treuhand und die hinreichend bekannten Folgen ihrer verheerenden Politik betrifft, so stellt sich die Frage, wie es hätte sein können, wenn sie nicht als Instrument zur Abwicklung ostdeutscher Unternehmen, sondern zu deren Umstrukturierung eingesetzt worden wäre? 

			Mit Blick auf den internationalen Kontext stellt sich schließlich auch die Frage, was passiert wäre, wenn die Gruppe um Gorbatschow nicht am Ruder geblieben, sondern wie beim Augustputsch in Moskau 1991, sei es auch nur zeitweise, gestürzt worden wäre. Wurde, indem dies nicht geschah, 1989 tatsächlich eine chinesische Lösung der deutschen Frage vermieden?

			Kontrafaktische Kausalitätsanalysen im Dienste der Historiografie sind eine heikle Angelegenheit, sie bergen vielfache Risiken und eignen sich besonders für Teamarbeit, bei der es, indem die Dinge aus verschiedenen Blickwinkeln betrachtet werden, leichter fällt, sich nach allen Seiten abzusichern. In Berlin fand 2019 eine Podiumsdiskussion zur auf das Jahr 1989 angewandten kontrafaktischen Geschichte statt, bei der die diesem Verfahren inhärenten Schwierigkeiten deutlich zutage traten.53 Sollen dabei überzeugende Ergebnisse erzielt werden, so muss dies Sache der Spezialisten – in diesem Fall der Historiker der internationalen Politik, der Wirtschafts- und Währungsspezialisten – bleiben. Vorliegender ­Beitrag be­­schränkt sich daher bewusst darauf, einige Überlegungen als Denk­anstöße für weiterführende Forschungen zu skizzieren. 

			Zum Schluss: Geht ein Gespenst um in Deutschland?

			Die französische Debatte um den 30. Jahrestag der deutschen Vereinigung scheint sich an der von Desillusion geprägten kritischen Diskussion in Deutschland orientiert zu haben. Bis heute wirft die extrem dichte Periode zwischen dem 9. Oktober 1989 und dem 3. Oktober 1990 Fragen über Fragen auf, sodass der französische Geograf Boris Grésillon 2018 sich ironisch fragen konnte, ob die Mauer denn auch wirklich gefallen sei.54 Etwas suspekt oder doch zumindest aufschlussreich ist die Tatsache, dass man regelmäßig darauf besteht, die DDR als »verschwundenes«55 Land zu präsentieren, ungeachtet dessen, dass es zum Auftrag des Historikers gehört, sich mit vergangenen Situationen zu befassen, mit nicht mehr existierenden Staaten oder Ländern, ohne dass dies jedes Mal ähnlich penetrant unterstrichen würde. Wäre daraus zu schließen, dass die DDR nicht wirklich verschwunden ist, dass sie noch gleich einem Gespenst im vereinigten, jedoch innerlich so wenig geeinten Deutschland umgeht? Diese Vorstellung ist heute allgemein verbreitet – man mag hier an Marcus Böick denken, der die Treuhand als einen »erinnerungskulturellen Zombie der Wiedervereinigung«56 bezeichnet. 

			Auch die Kulturhistoriker lassen es sich nicht nehmen, in den kulturellen Vorstellungen von der DDR seit 1990 solche Symptome zu erkunden, sei es in Filmen, in Romanen oder Comics. Der Journalist und Filmkritiker Ralph Schenk wiederum greift zum Bild des Zombie und der Halbtoten.57 Zum Abschluss soll hier der Film Yella von Christian Petzold (2007) zitiert werden, der die ostdeutsche Erfahrung einer nicht wirk­lichen, einer nur geisterhaften Teilnahme am Leben im wiedervereinigten kapitalistischen Deutschland sinnlich nachvollziehbar macht: Yella, eine junge Frau, die zwischen ihrem ostdeutschen Geburtsort Wittenberg und ihrem Arbeitsplatz in Hannover hin- und herpendelt, erlebt dort die Funktionsweise eines arroganten, aber auch stark verführerischen Kapitalismus mit seiner Vielzahl von Nicht-Orten58. Doch ganz am Ende des Films wird klar, dass Yella schon zu Beginn der Filmhandlung ertrunken ist und sich somit als Gespenst entpuppt.59

			Übersetzt von Mechthild Coustillac
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			»Als Souvenir ein Stück politische Bildung«. Verkaufsstand im Mauer­streifen am 1. April 1990. (Jürgen Nagel)
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			Hans Modrow

			1989/90 – über das Versagen und den Instinkt von Politikern

			Persönliche Erfahrungen hinter den Kulissen

			Auch im 30. und 31. Jahr und wahrscheinlich auch in den Folgejahren nach dem Ende der deutschen Zweistaatlichkeit werden Fragen nach dessen Ursachen und Umständen gestellt und beantwortet, als geschähe dies zum ersten Mal. Zum einen wachsen neue Generationen nach, zum anderen wird deutlich: Je intensiver und vorurteilsfreier man sich mit der Materie beschäftigt, desto mehr parteipolitischer Schutt muss abgetragen werden. Der Historiker Alexander von Plato, der die Vereinigung Deutschlands eher als »weltpolitisches Machtspiel« und eben nicht als innerdeutsche ­Veranstaltung charakterisiert, widmete mir am 8. Juli 2008 sein Buch mit der handschriftlichen Bemerkung: »nach einem leider viel zu späten Gespräch«. Von Plato gilt auch in Fachkreisen als profunder Kenner dieser Materie. 

			Bemühungen wie diese hier, nämlich die Zusammenhänge in ihrer ganzen Komplexität zu erfassen, sind wohl eher die Ausnahme denn die Regel, vor allem deshalb habe ich mich gern beteiligt. Erinnerungen und Untersuchungen, so scheint mir, beschränken sich viel zu oft auf die bloße Reproduktion von bereits Gesagtem, Gedrucktem und Gesendetem. Und das vornehmlich deshalb, weil die in drei Jahrzehnten sich verfestigten Narrative weiter bestätigt werden müssen, statt sie infrage zu stellen. Das aber halte ich für dringend notwendig, nicht nur aus wissenschaftlicher Sicht, sondern auch aus politischen Gründen. Der politische Umgang mit Ostdeutschland und mit den Ostdeutschen wäre meines Erachtens ein anderer, wenn es deutsches Gemeingut wäre, dass wir im Osten nicht nur zustimmende Zeitzeugen eines Prozesses waren, der von Bonn gesteuert und in Moskau gebilligt wurde. Sondern dass die DDR, ihre Volkskammer und die von ihr berufene Regierung 1989/90 aktiven Einfluss auf die internationale Politik ausübte und damit – zumindest bis zu einem bestimmten Zeitpunkt – den Gang der Dinge mitbestimmte. Und ­dieser Einfluss war sicher größer als bislang wahrgenommen oder gar gewürdigt wurde.

			Die unterschätzte Idee einer Vertragsgemeinschaft

			Dabei klammere ich bewusst den Zentralen Runden Tisch aus, weil der sich kaum mit internationalen Fragen befasste. Das verweist im Übrigen auch die These ins Reich der Legenden, dieses Gremium sei damals die eigentliche Regierung der DDR und das Modrow-Kabinett dessen Befehlsempfänger gewesen. Nein, die außenpolitischen Gespräche führte die Regierung, die Entscheidungen für das Land fielen dort. Insofern hat Alexander von Plato durchaus recht, wenn er Kohls 10-Punkte-Plan – postum als Fahrplan zur deutschen Einheit gefeiert – als »Reaktion auf die Vorschläge einer ›Vertragsgemeinschaft‹ durch Hans Modrow« wertet. 

			Diesen Vorschlag hatte ich im November in meiner Regierungserklärung der Volkskammer und den Bürgerinnen und Bürgern der DDR unterbreitet. Er war weder von Moskau noch von Bonn gekommen, es handelte sich um eine eigenständige Überlegung und um den Versuch, in der Deutschlandpolitik in die Offensive zu kommen. Alexander von Plato urteilte dazu: »Überhaupt zeichnete sich Hans Modrow in dieser Zeit durch weitgehende strategische Konzepte aus«, die heute »unterschätzt« würden, »da sich seine Politik nicht behaupten konnte«.

			Genau das scheint das Problem der Geschichtsbetrachtung. Sie urteilt meist vom Ende her und nicht, wie es notwendig wäre, über deren Verlauf und die Entwicklung von Prozessen. Bei der erforderlichen Neubewertung geht es nicht um meine Person, sondern darum, der DDR und ihrer Regierung, die von Mitte November 1989 bis zur Amtsübergabe Mitte April 1990 die internationalen wie nationalen Geschäfte führte, den ihr angemessenen Platz in der Geschichte zuzuweisen.

			Akteure, die Ende der 1980er Jahre um die 60 Jahre alt waren, sind inzwischen Greise oder längst verstorben. Manche wurden schon unmittelbar nach dem politischen Gezeitenwechsel von Amnesie befallen. Ich erinnere mich gern beispielsweise an die Zusammenarbeit mit ­Wolfgang Ullmann oder Walter Romberg, zwei herausragende Persönlichkeiten, die völlig zu Unrecht vergessen oder aus dem Geschichtsbild bewusst herausgedrängt wurden. Eher mit Unverständnis und Un­­mut habe ich die Entwicklung vermeintlicher Bürgerrechtlerinnen wie Vera ­Wollenberger-Lengsfeld und Angelika Barbe verfolgt. Die eine begann bei Bündnis 90/Die Grünen und war dann bei der CDU, die andere gehörte zu den Gründungsmitgliedern der DDR-SPD und wechselte später auch zur CDU. Inzwischen stehen beide offenkundig der AfD nahe, nachdem sie schon als Rednerinnen bei Pegida reüssierten. 2018 unterstützten beide den von der AfD organisierten »Frauenmarsch zum Kanzleramt« und publizieren heute in Medien der Neuen Rechten. Barbe nahm im April 2020 auch an der sogenannten Hygiene-Demonstration auf dem Berliner Rosa-Luxemburg-Platz teil. Zwischen Volksbühne und Karl-Liebknecht-Haus versammelten sich Reichsbürger und Rechtsradikale, Verschwörungs­theoretiker und andere Wirrköpfe, um gegen die Einschränkung der bürgerlichen Freiheiten zu protestieren. Welch Aberwitz: Mit demokratischen Idealen haben Rechte sonst eher wenig am Hut. Aber über solche Personen will ich mich nicht verbreiten, weil ich unschlüssig im Urteil bin, ob sie sich bereits vor 1989 opportunistisch verhielten oder erst ab 1990, ob sie schon vor 1989 an Realitätsverlust litten oder erst später.

			Ich will mich an Fakten und nicht an Fiktionen halten und traue bei Erinnerungen mehr den eigenen denn den überlieferten. Das schließt ja nicht aus, dass die subjektive Wahrnehmung sehr subjektiv sein kann, was allerdings nicht heißen muss, dass sie falsch und irrtümlich ist. Aber ich reklamiere für mich, einigermaßen geradlinig und ohne große Brüche, die bekanntlich das Bewusstsein trüben können, durch die stürmische Zeit und auch die nachfolgenden Jahre gekommen zu sein. 

			Walter Ulbricht düpierte im Frühjahr 1971 die Delegierten des XXIV. Parteitages der KPdSU mit einer beiläufigen Bemerkung. Sie war so wahr wie ungerecht. »Wenn ich mich im Saal umschaue«, sagte er damals vom Pult im Kremlpalast, »dann muss ich feststellen, dass ich hier der einzige bin, der Lenin noch persönlich kannte.« Ich weiß also um die doppeldeutige Wirkung, wenn ich nachfolgend über exklusive Erfahrungen schreibe. Nehmen Sie es mit Nachsicht.

			These 1: Die Mauer in Berlin fiel, weil die Sowjetunion zu schwach geworden war

			Wir kennen die Ausgangslage. Die DDR befand sich in einer gesellschaftlichen Krise, die sich über Jahre zugespitzt hatte. Sie war primär wirtschaftlicher Natur, weil der Staat seit 1971 über seine Verhältnisse lebte. Damals hatte Erich Honecker seinen Vorgänger Walter Ulbricht abgelöst. Der in ökonomischen Fragen völlig unbeleckte Honecker reduzierte massiv die produktiven Investitionen. Sie betrugen in der zweiten Hälfte der 1960er Jahre, als die Reformpolitik Ulbrichts – das Neue Ökonomische System der Planung und Leitung – zum Tragen kam, um die 16 Prozent. Bei Honecker waren es nur noch sechs Prozent. Das hatte langfristige Konsequenzen für die materielle Basis der Volkswirtschaft. Und die war und ist nun einmal das wichtigste Element im Staat.
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			Der Autor dieses Beitrags, Hans Modrow (93) Anfang März 2020, beim Kolloquium der bpb zur Vorbereitung dieses Buchs gemeinsam mit 70 Wissenschaftler*innen und Zeitzeug*innen unterschiedlichster Couleur und Denkrichtung. Neben Modrow der Bürgerrechtler Jens Reich.

			Es war aber nicht nur ökonomischer Unverstand, sondern naiver Köhler­glaube, dass mit wachsendem Wohlstand auch das Bewusstsein der Menschen zunähme. Die Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik, auf dem VIII. Parteitag der SED von Honecker in die eherne Formel »Politik der Hauptaufgabe« gegossen, gründete auf dem Wunschdenken, dass sich die Menschen stärker für das Gemeinwohl engagierten, wenn es ihnen gut ginge. Wenn sie eine helle, moderne Wohnung zu erschwinglichen Mieten bekämen, wenn sie preiswerte, weil subventionierte Lebensmittel verzehrten, wenn Nahverkehr, Strom, Kultur, medizinische Versorgung, Bildung und so weiter zu kleinem Preis oder gratis (die sogenannte zweite Lohntüte) zu haben wäre. Allerdings geriet dabei aus dem Blick, dass erstens diese Segnungen erst erwirtschaftet werden mussten, bevor man sie verteilte, und zweitens die Bedürfnisse und deren Befriedigung nichts Statisches waren. Wilhelm Busch war wohl klüger als Erich Honecker, denn er wusste bereits: »Ein jeder Wunsch, wenn er erfüllt, kriegt augenblicklich Junge.« Wenn der Mensch eine Neubauwohnung bezog, brauchte er Fußbodenbelag, Möbel, Gardinen und eine Küche. Und so weiter.

			Um die hochsubventionierten volkswirtschaftlichen Kreisläufe am Laufen zu halten, um den Schein sozialer Stabilität und Sicherheit aufrechtzuerhalten, verschuldete sich die DDR immer mehr, wodurch gleichzeitig ihre Abhängigkeit zunahm. Seriöse Historiker gehen davon aus, dass die DDR bereits Ende der 1970er Jahre einen Punkt in ihrer Entwicklung erreicht hatte, bei dem eine Umkehr nicht mehr möglich war. Das ist wie beim Start einer Rakete: Ab einem bestimmten Punkt lässt sie sich nicht mehr stoppen. 

			Das Bündnis unter Führung der Sowjetunion, der Warschauer ­Vertrag, funktionierte allenfalls im militärischen Bereich. In der Ökonomie funk­tionierte die Kooperation im Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) nicht. Nationale Interessen überwogen. (Wie wir es aktuell bei den Mitgliedstaaten der EU erleben.) Und auch die bilateralen Beziehungen zwischen der DDR und der Sowjetunion, auf die sich die DDR konzentrierte, entwickelten sich nicht in dem gewünschten Maße. Die lesenswerten, postum erschienenen Erinnerungen des letzten DDR-Botschafters in Moskau, Gerd König, tragen den bezeichnenden Titel »Fiasko eines Bruderbundes«. Und auch Egon Krenz hat in seinem Buch »Wir und die Russen« einige interessante Details zu diesem Thema beigesteuert. Es wurde weniger Öl geliefert als vereinbart, auch andere Rohstoffe und Zulieferungen blieben aus oder unter den bestellten und benötigten Mengen, weil sich die Sowjetunion selbst seit Jahren in der Stagnation befand und das Militär einen immer größeren Teil der nationalen Ressourcen aufzehrte. Die Führungsmacht des östlichen Bündnisses hatte sich von den USA in einen Rüstungswettlauf zwingen lassen. Dieser sorgte zwar für Frieden, aber der wurde mit jeder neuen Rüstungsrunde immer stärker gefährdet. 

			Als in den frühen 1980er Jahren Moskau alle Abrüstungsgespräche und -gremien verließ, engagierte sich Honecker – um einmal auch Positives über ihn zu sagen – für eine systemübergreifende Koalition der Vernunft. Wenn er mit den Staatsmännern des Westens redete, dann nicht nur über Kredite zur Lebensverlängerung der DDR, sondern immer auch über die Verhinderung eines Atomkrieges. Mit Bayerns Ministerpräsidenten – der ihm die Option auf einen Drei-Milliarden-Kredit beschaffte – war sich Honecker einig: Je kürzer die Raketen, desto deutscher die Toten. Das heißt: die Stationierung neuer amerikanischer, atomar bestückter Mittelstreckenraketen in der Bundesrepublik und sowjetischer SS-20 in der DDR gefährdete objektiv den Frieden. Deshalb sollte das »Teufelszeug« von deutschem Boden verschwinden.
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			Bekanntlich schlossen im Dezember 1987 die Sowjetunion und die USA einen Vertrag, der die landgestützten konventionellen und nuklearen Raketen mit einer Reichweite von 500 bis 5.500 Kilometern verbot. Dieses INF-Abkommen war der überhaupt erste Abrüstungsvertrag. 

			Es wäre nicht korrekt, hier die Tatsache unerwähnt zu lassen, dass die USA am 1. Februar 2019 aus eben diesem Vertrag mit der Begründung ausgestiegen sind, dass Moskau den Vertrag gebrochen habe. Das ist das übliche Argument, mit der auch in der Vergangenheit jede angebliche Nachrüstung legitimiert wurde. Und zur Wahrheit gehört ferner, dass die Sowjetunion im Februar 1988 ihre Mittelstreckenraketen aus der DDR abzog. Die Nuklearwaffen der Amerikaner sind jedoch nach wie vor auf deutschem Territorium stationiert, worüber jetzt endlich – 30 Jahre nach dem angeblichen Ende des Kalten Krieges – gesprochen wird.

			Die Sowjetunion war Mitte der 1980er Jahre, als Gorbatschow Parteichef wurde, ökonomisch ausgezehrt: als Folge der Hochrüstung, des Krieges in Afghanistan, der überholten Industrie, des Ausschlusses von der internationalen Arbeitsteilung durch den 1949 von den USA gegründeten Koordinierungsausschuss für strategische Ausfuhrkontrollen (CoCom). Dieser Blockade- und Sanktionspolitik des Westens waren im Übrigen alle Ostblockstaaten einschließlich der DDR von Anfang an unterworfen. 

			Die Entscheidung der Sowjetunion auf dem Gipfeltreffen der Warschauer Vertragsstaaten im Juli 1989, die Bündnispartner in die Selbstständigkeit zu entlassen, wurde im Westen als weise und souveräne Entscheidung Gorbatschows gewertet. Er habe die sogenannte Breschnew-Doktrin, wonach ein Abweichen von der Moskauer Linie notfalls auch mit militärischen Maßnahmen korrigiert werden müsse, aus politischer Überzeugung beendet, wofür man Gorbatschow feierte. Aus westlicher Sicht aus gutem Grund!

			Tatsache ist, dass diese Entscheidung nicht Ausdruck politischer Vernunft war. Es war die Kapitulation vor der Wirklichkeit: Die Sowjetunion war ökonomisch nicht mehr in der Lage, ihren Bündnispartnern zu helfen und sie zu stützen, auch wenn sich Gorbatschow ideologisch unverändert kämpferisch gab. Am Tag vor dem Gipfel in Bukarest war er Gast des Europarates in Brüssel und hatte sich dort über die Einmischung der NATO in die inneren Angelegenheiten der Ostblockstaaten beklagt. Der Westen verstehe die Überwindung der Spaltung Europas als Überwindung des Sozialismus, hatte er wörtlich vor der Parlamentarischen Versammlung erklärt. 

			Damit reagierte er auf die Ausführungen von US-Präsident George Bush anderthalb Monate zuvor auf dem NATO-Gipfel in Brüssel. Bush hatte Ende Mai 1989 seine Absicht bekundet, die Sowjetunion in die »Wertegemeinschaft des Westens« zu holen, er wolle ein Europa »von Brest bis Brest« – wobei das sowjetische Brest an der Westgrenze der UdSSR lag, also erst dahinter begann die Sowjetunion. Möglicherweise hatte der US-Präsident die beiden Orte nicht nur wegen des Wortspiels genannt. Brest lag unmittelbar hinter der Ostgrenze des heutigen NATO- und EU-Mitgliedes Polen. Die Sowjetunion war ökonomisch in einer derart misslichen Lage, dass sie nicht einmal mehr die Grundversorgung ihrer Bürgerinnen und Bürger mit Lebensmitteln sicherstellen konnte. Dieses Taumeln am wirtschaftlichen Abgrund während der 1980er Jahre hatte, wie schon angedeutet, Auswirkungen auch auf die Ökonomie der DDR. Das heißt, innere und äußere Faktoren führten dazu, dass der Mangel zum ständigen Begleiter unseres Lebens wurde.

			Das führte zu einem wachsenden Drang vieler DDR-Bürgerinnen und -Bürger, ihrem Land den Rücken zu kehren. Sie sahen für sich und ihre Kinder in diesem Staat keine Zukunft mehr. Sie wollten auch physisch in die Bundesrepublik, in die sie allabendlich virtuell mithilfe des Westfernsehens emigrierten. Die Mehrheit jener, die in den Westen gingen, verließen die DDR nicht – per Ausreiseantrag oder illegal – aus politischen Gründen. Sie waren nach heutigem Verständnis Wirtschaftsflüchtlinge. Sie erhofften sich in der Bundesrepublik ein besseres Leben, was nicht zu kritisieren war und ist.

			Honeckers Realitätsverlust

			Natürlich wurde dieser Drang auch durch den permanenten Vertrauensverlust in die politische Führung begleitet. Zu Beginn der 1970er Jahre, in der Phase des Übergangs von Ulbricht zu Honecker, wurde die DDR von einer Massenloyalität getragen, was empirisch belegt ist. Eine qualifizierte Mehrheit der DDR-Bevölkerung stimmte mit den Staatszielen überein. Dieses Vertrauen ging in dem Maße verloren, wie sich die Widerspiegelung der Wirklichkeit in den Medien immer weiter von der Realität entfernte. Die Informationspolitik war geprägt von Erfolgspropaganda und Realitätsverlust, das machte die Politik unglaubwürdig selbst da, wo sie Vertrauen verdient hätte: etwa in die konsequente Friedens- und Außenpolitik der DDR. 

			Wie im klassischen Drama, wo im vierten Akt das retardierende Moment einsetzt, erlebten wir Vergleichbares 1987, als Honecker als Staatsgast durch die Bundesrepublik reiste. Die Bilder und Reden nährten bei vielen die Hoffnung, dass sie bald ebenso reisen könnten, dass es zu mehr Normalität im Umgang miteinander käme. Umso größer die Enttäuschung, als die Erwartungen – so begründet oder unbegründet sie waren – sich anschließend nicht erfüllten. Das beschleunigte den Niedergang der DDR. 

			Den Schlusspunkt setzte Honecker am 19. Januar 1989, als er grammatikalisch wie politisch inkorrekt erklärte: »Die Mauer wird in 50 und auch in 100 Jahren noch bestehen bleiben, wenn die dazu vorhandenen Gründe nicht beseitigt werden.« Ich erlebte damals in Dresden als 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung, wie solch weltfremde Botschaften die Menschen aufbrachten. Und sie gingen bald überall auf die Straßen und skandierten: »Wir sind das Volk!« Damit forderte der Souverän sein auch in der DDR von der Verfassung gesichertes Recht ein, Herr der Geschicke im Lande zu sein.

			Dann kam es zum bekannten Showdown mit Botschaftsbesetzungen in Prag, Budapest, Warschau und Berlin und schließlich zur Entscheidung zwischen Berlin und Bonn, die Besetzer in Prag in die Bundesrepublik ausreisen zu lassen. Aber nicht direkt, sondern via Dresden. Es kam Anfang Oktober 1989 zu Zusammenstößen zwischen den Ordnungskräften und jenen, die die Auseinandersetzung mit der staatlichen Gewalt suchten oder tatsächlich auf die vorbeifahrenden Züge zu springen hofften. Und es fanden ab dem 9. Oktober Gespräche zwischen einer »Gruppe der 20« und der politischen Führung der Stadt Dresden statt, denen in den nächsten Wochen überall im Land vergleichbare Zusammenkünfte von jenen »da unten« mit denen »da oben« folgten. Das war das Ende der Sprachlosigkeit, nicht aber das Ende der Staatskrise. Honecker war gegangen (worden), die Probleme aber blieben. 

			Die Demonstration am 4. November in Berlin machte das mit Wucht sichtbar. Nicht nur die Zahl der Demonstranten, sondern auch die Transparente und die vor dem Haus des Reisens gehaltenen Reden zeigten dies deutlich. Aber: Unter den mehr als zwei Dutzend Rednern war nicht einer, der die Auflösung der DDR oder deren Anschluss an die Bundesrepublik forderte. Auch Rednerinnen forderten dergleichen nicht. Allen ging es um eine andere, um eine bessere DDR. Wir wollten uns, wie der Schriftsteller Hermann Kant in der Tageszeitung Junge Welt am 9. Oktober 1989 bekundet hatte, »an der eigenen Nase aus dem Sumpfe ziehen«. Auf die Frage nach dem Besten an der DDR hatte er geantwortet: »Dass es sie gibt.« Und er setzte fort: »Fragte man mich jetzt nach dem Schlechtesten an ihr, müsste ich wohl sagen: Dass es sie so wie derzeit gibt.« Damit war alles gesagt.

			Und dann kam fünf Tage später die fahrige Ansage auf der Pressekonferenz nach der ZK-Tagung, die nebenher eine neue Reiseverordnung beschlossen hatte. Schabowski vergaß, dass diese Pressemitteilung eine Sperrfrist besaß. Aber selbst wenn er diese angesagt hätte, so kurz vor Ende der Pressekonferenz und knapp vor 19 Uhr, hätte sich kein einziger Westjournalist daran gehalten. »Sofort, unverzüglich«, mit einer Sperrfrist zu bremsen, wäre unmöglich gewesen. Gesagt war gesagt. 

			Die Grenzer zogen die Schlagbäume in Berlin hoch und ließen die Massen passieren. Das hätten sie so wenig gedurft wie auch die DDR-Führung nicht einfach so hatte entscheiden dürfen, aus der Viermächte-Stadt eine vereinte Stadt zu machen. Denn über den Status Berlins wachten die Sowjetunion, die USA, Großbritannien und Frankreich gemeinsam, dies hatten sie noch einmal in ihrem Viermächteabkommen im September 1971 bekräftigt. Die vier Mächte hatte aber niemand gefragt! Und Moskau hätte das ohne Weiteres korrigieren können, wenn es denn dazu noch die Kraft gehabt hätte. So reichte es nur noch zu Unmutsbekundungen, die Botschafter Kotschemassow am frühen Morgen des 10. November aufgebracht übermittelte. In Moskau sei man »beunruhigt über die Lage an der Berliner Mauer, wie sie sich heute Nacht entwickelt hat«. Und der Botschafter erinnerte an eben jenes Viermächteabkommen von 1971. 

			Vier Tage später wurde ich aus Dresden nach Berlin gerufen und mit der Regierungsbildung beauftragt. Zehn Tage nach meiner Vereidigung als Ministerpräsident der DDR in der Volkskammer war ich in der sowjetischen Botschaft, im Februar 2020 in einem Beitrag in der Tageszeitung Die Welt als »Geheimtreffen« bezeichnet. 

			Ich muss an dieser Stelle erklärend einfügen: Seit Jahren bemühe ich mich beim BND um die Herausgabe der über mich geführten Akten und klagte 2018, nachdem sie mir verweigert wurden, erfolgreich vor dem Bundesverwaltungsgericht. Seither erhalte ich unter Beachtung der geltenden Archivauflagen von 30 Jahren jährlich ein Konvolut. Anfang 2020 kamen also Papiere aus dem Jahr 1989. Bei einem Journalistengespräch musste ich erstaunt feststellen, dass eben jener Reporter ebenfalls einen in gleicher Weise gebündelten Aktenpacken besaß wie ich. Hatte er etwa auch geklagt? Das aber nur nebenbei.

			Dieses »Geheimtreffen« fand laut BND-Unterlagen am 17. November statt, und daran hätten der ehemalige DDR-Geheimdienstchef Markus Wolf, Egon Krenz und Gorbatschow-Emissär Valentin Falin und ich teilgenommen. Und Falin, so hatte Die Welt die vermeintlich sensationelle Nachricht überschrieben, habe dort den DDR-Oberen den Marsch geblasen: »Als Moskau zur Einheit drängte.«

			Falins Wort von einer »Neuvereinigung«

			Nun stimmte an diesem Beitrag nicht alles. Erstens hatte das Treffen am 24. November stattgefunden, zweitens war mein Freund Markus Wolf nicht dabei gewesen, er hatte es auch nicht arrangiert, und drittens drängte uns Falin, Leiter der Internationalen Abteilung des ZK der KPdSU, keineswegs zur Einheit. Im Gegenteil: Falin forderte uns zwar auf, die These von der Existenz zweier deutscher Nationen fallenzulassen (was im Übrigen nicht unsere Haltung, sondern die von Honecker war), und dass er auch nicht von »Wiedervereinigung« sprechen möchte, das Wort wecke ungute Erinnerungen an das Wort »Anschluss«. Das bestätigte ich Falin ausdrücklich. Denn es hatte, bevor im März 1938 Österreich »heim ins Deutsche Reich« geholt worden war, auch mal ein »Gesetz über die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich« gegeben.

			Richtig ist ferner, dass Falin uns in einem längeren Monolog erklärte: »Wenn die BRD bereit ist, für ihre Schuld an der Spaltung Deutschlands und den damit verbundenen Lasten für die Bevölkerung der DDR Wiedergutmachung zu leisten, dann könne man auch über eine ›Neuvereinigung‹ nachdenken.« Wenn die DDR »in die Ecke« gedrängt werden soll, dann sollten wir erklären: »Wir sind für ein einheitliches, neutrales demokratisches Deutschland ohne Angriffswaffen.« Dies werde die Regierungen in allen westlichen Hauptstädten sofort mobilisieren.

			Das war eine neue Nuance. Krenz hatte noch am 1. November bei seinem Antrittsbesuch in Moskau von Gorbatschow zu hören bekommen, dass jede Diskussion über die Vereinigung beider deutscher Staaten illusorisch sei. Offenkundig hatte sich Moskaus Haltung inzwischen geändert, und ich hatte die »Vertragsgemeinschaft« ins Gespräch gebracht. Mit dem Wort »Wiedergutmachung« deutete Falin an, dass die sowjetische Führung die DDR nicht nur als Ballast, sondern vermutlich als Einsatz zur eigenen Existenzsicherung betrachtete.

			Tage später trafen sich Gorbatschow und Bush auf einem Schiff in La Valletta auf Malta. Dort erklärte Gorbatschow das Ende des Kalten Krieges. Es schien, als hisste er die weiße Fahne. Dergleichen erklärte der US-Präsident nicht. Er verkündete lediglich, dass die Zukunft jetzt begonnen habe, sprach von dauerhafter Zusammenarbeit und dauerhaftem Frieden.

			Zu dem »Geheimtreffen« am 24. November in Berlin ist noch anzumerken: Erstens landete Falins Maschine in Schönefeld und nicht auf dem sowjetischen Militärflugplatz in Sperenberg, über den sonst geheime Einreisen erfolgten. Zweitens schien er nicht im Auftrag von Gorbatschow, sondern seines unmittelbaren Chefs Jakowlew zu kommen. Das Politbüro-Mitglied, ehemaliger Botschafter in Kanada, war Gorbatschows Einflüsterer oder wie man später sagte: der Vordenker. Jakowlew hatte auch Kotschemassow vorgeschlagen, sich stärker auf die neuen Bewegungen und die Kirche in der DDR zu orientieren. (Daher konnte es nicht überraschen, dass Konsistorialpräsident Manfred Stolpe und Oberkirchenrat Martin Ziegler – schon wenige Tage später Moderatoren am Runden Tisch – nach uns zum Gespräch in der Botschaft erschienen.) Und drittens schließlich: Jakowlew war während des Sonderparteitages der SED am 8./9. Dezember 1989 zwar in Berlin, aber nicht am Tagungsort. 

			Die Rolle Gorbatschows

			Unmittelbar nach Malta, das nicht nur phonetisch wie Jalta klingt, traf ich in Moskau auf Gorbatschow. Am 4. Dezember informierte er die Spitzen des östlichen Bündnisses über sein Gespräch mit dem US-Präsidenten. Jener hatte bereits die NATO-Führung ins Bild gesetzt und auch Kohl kontaktiert. Gorbatschow sah sich also genötigt nachzuziehen. In Vorbereitung des Gipfels hatte er – nicht überraschend – die DDR-Führung nicht konsultiert, im Unterschied zu Bush, der mit Kohl konferiert hatte, weil die Deutschlandfrage auf der Agenda stand. In Malta war wie 1945 in Jalta eine Zäsur erfolgt: die Neuordnung Europas nach dem Kalten Krieg. 

			Den sehr vagen, um nicht zu sagen schwammigen Aussagen Gorbatschows war das kaum zu entnehmen. Entweder war ihm das noch nicht klar geworden, oder aber er führte seine Verbündeten, die er nicht mehr als seine Bundesgenossen betrachtete, bewusst hinter die Fichte. In einer Pause kam er auf mich zu und gab sich aufgekratzt, das wirkte ziemlich unnatürlich. Als wollte er das aus vielen Gründen reichlich angespannte Verhältnis zwischen unseren beiden Staaten mit Freundlichkeit kaschieren. 

			Gorbatschow hatte – die leeren Regale in den sowjetischen Läden und die Spendenbereitschaft der Westdeutschen in der Weihnachtszeit vor Augen – die Bundesrepublik um Hilfe ersucht. Privatpersonen und Un­­ternehmer spendeten im Dezember weit über 150 Millionen D-Mark für die »Russlandhilfe«, die Bundesregierung schenkte Moskau die sogenannte Berlin-Reserve im Wert von fast einer halben Milliarde D-Mark. (Falls das bereits vergessen sein sollte: Diese Vorräte waren gebunkert worden, als Konsequenz aus den Erfahrungen der Berlin-Blockade 1948 – sie brauchte man nun ganz gewiss nicht mehr.) 

			Das war mehr als demütigend für das potenziell reichste Land der Welt, welches sich unfähig zeigte, seine Menschen zu ernähren. Viele Menschen in der Sowjetunion hungerten, in dem Land, das die meisten Opfer bei der Befreiung des Kontinents vom deutschen Faschismus zu beklagen hatte: 27 Millionen Menschenleben. Doch solcherart Scham schien dem sow­jetischen Staatsoberhaupt fremd.

			Am 29. Januar 1990 reiste ich mit einem Drei-Stufen-Plan nach Moskau. Drei Tage zuvor waren in einer internen Runde im Kreml die Würfel über die DDR endgültig gefallen, was aber erst später publik werden sollte. Schon seit geraumer Zeit, wie Falin nach Jahren verriet, war man sich mit Gorbatschow einig, die DDR ihrem Schicksal zu überlassen und sich damit abzufinden, dass das vereinigte Deutschland der NATO beitritt. Bei der Strategiekonferenz am 26. Januar über den »Kurs für die nächste Zeit« hatte man bereits den Verteidigungsminister beauftragt, Möglichkeiten des Abzugs der sowjetischen Truppen aus der DDR zu prüfen.

			Mein Drei-Stufen-Plan, den ich Gorbatschow vorstellte, griff meine in der Regierungserklärung am 17. November präsentierte Vorstellung einer Vertragsgemeinschaft mit der Bundesrepublik auf (Phase 1). Die Entwicklung einer solchen Vertragsgemeinschaft hatte US-Außenminister Baker, den ich am 12. Dezember 1989 in Potsdam getroffen hatte, gutgeheißen, wie auch Frankreichs Präsident Mitterrand, mit dem ich am 20. Dezember gesprochen hatte. Am 15. Januar konferierte ich in Berlin mit dem britischen Außenminister Hurt. Nicht einer der drei Spitzenvertreter der drei westlichen Siegermächte hatte Vorbehalte gegenüber meinen Überlegungen, die Annäherung der beiden deutschen Staaten über einen sehr langen Zeitraum vorzunehmen. In Phase 2 wäre es um die Herstellung einer Konföderation der beiden deutschen Staaten unter Beibehaltung ihrer unterschiedlichen politischen Systeme gegangen (nach dem Modell Hongkong-China: ein Staat – zwei Systeme). Erst in Stufe 3 sollte die staatliche Vereinigung erfolgen. Am Ende dieses Prozesses sollte ein neutraler deutscher Einheitsstaat in der Mitte Europas entstehen.

			Gorbatschow signalisierte mir im Gespräch am 30. Januar prinzipielle Zustimmung zu diesem Drei-Stufen-Plan. Wenn die Mehrheit der DDR-Bürgerinnen und -Bürger diesen Weg zu gehen wünsche, dann müsse man über die Rahmenbedingungen verhandeln. Die DDR solle ihre sozialen Standards bewahren und dergleichen. Am Abend des 31. Januar rief mich unser Botschafter in Moskau, Gerd König, an. Er habe drei Stunden mit Falin gesprochen und dieser hätte ihm gesagt, die Sache sei reif für die Öffentlichkeit. Ich solle der Welt als Ministerpräsident eines souveränen Staates dieses Konzept präsentieren, was ich dann auch auf einer Pressekonferenz in Berlin am 1. Februar tat. »Deutschland, einig Vaterland« zitierte ich aus der DDR-Nationalhymne.

			Was im Hintergrund lief, blieb weitgehend verborgen, und als es publik wurde, war erkennbar, dass letztlich für Gorbatschow das offensive Handeln Ost-Berlins nur als Nebelvorhang für die eigene Schwäche gedacht war. Eine vermeintlich von ihm angestoßene Initiative sollte seine Kritiker im Inland beruhigen und seine Bedeutung für den Westen erhöhen: Er steuere wie gewohnt Ost-Berlin. Das aber waren, wie man heute sagen würde, Fake News. Die strategische Offensive für einen würdevollen Weg in die deutsche Einheit war von Berlin, Hauptstadt der DDR, ausgegangen. 

			Am 8. Januar 1990 hatte sich Außenminister Schewardnadse über Botschafter Kwizinski an das Bundeskanzleramt mit der Bitte gewandt, der Sowjetunion angesichts der prekären Versorgungslage mit bestimmten Lebensmitteln zu helfen. Sie benötigte vor allem Fleisch, Fette, Pflanzenöl und Käse, um Engpässe in der Versorgung der Bevölkerung zu überwinden. Die Sowjetunion würde diese Lieferungen selbstverständlich bezahlen, so Kwizinski, aber ein »Freundschaftspreis« wäre wünschenswert.

			Kohl hatte darin sofort die Chance erkannt, das Klima in den Beziehungen zur Sowjetunion verbessern zu können. Bereits am 24. Januar war das Nahrungsmittelpaket geschnürt: 52.000 Tonnen Rindfleisch, 50.000 Tonnen Schweinefleisch, 20.000 Tonnen Butter, 15.000 Tonnen Milchpulver und 5.000 Tonnen Käse. Um den von der Sowjetunion gewünschten Sonderpreis gewähren zu können, subventionierte die Bundesregierung dieses Geschäft mit 220 Millionen D-Mark aus dem Bundeshaushalt.

			Am gleichen Tag – also noch vor der Strategieberatung mit Gorbatschow – gab ZK-Mitglied und Gorbatschow-Intimus Portugalow der Bild-Zeitung ein Interview, in dem die bemerkenswerten Sätze zu lesen waren: »Wenn das Volk der DDR die Wiedervereinigung will, dann wird sie kommen. Wir werden uns in keinem Fall gegen diese Entscheidung stellen, werden uns nicht einmischen.« Der Kanzler sah darin »ein Signal für eine grundlegende Wende in der sowjetischen Haltung gegenüber der deutschen Einigung«. Und das sah er richtig.

			Gorbatschow und Kohl trafen sich am 10. Februar in Moskau, und die Übergabe der Lebensmittel erfolgte justament zur gleichen Zeit. Gerd König urteilte darüber in seinen Erinnerungen: »Nun wäre es absurd zu behaupten, dass die Moskauer Zustimmung zur deutschen Einheit mit diesem Nahrungsmittelpaket erkauft worden sei, wie es genauso absurd wäre, dies von dem Ende Mai gewährten 5 Milliarden D-Mark Kredit behaupten zu wollen. Es waren nur einige von den vielen westlichen Signalen an Gorbatschow. Doch es waren wichtige und zeitlich wohlüberlegte ­Aktionen. Ob Januar, Mai oder Anfang Juli 1990: Immer war es der richtige Zeitpunkt, um mit finanzieller und wirtschaftlicher Hilfe Druck auf ­politische Entscheidungen Gorbatschows auszuüben.« Dieses Urteil teile ich.

			Es bestätigt meine These, dass die Schwäche der Sowjetunion und auch das subjektive Versagen Gorbatschows letztlich zu einer Entwicklung geführt hat, die kritisch zu sehen ist. Sie hat die Welt, wie wir nach 30 Jahren konstatieren müssen, nicht besser und sicherer gemacht. Im Gegenteil.

			Das muss man nicht ursächlich Kohl anlasten, der nach eigenem Bekunden damals nach dem »Mantel der Geschichte« gegriffen hat. Es wäre – aus seiner und der Sicht der ihn tragenden Kräfte – töricht gewesen, wenn er es nicht getan hätte. Aber dass sich der »Mantel der Geschichte« blähte, hing in nicht geringem Maße von dem Wind ab, den die Regierung der DDR in Berlin erzeugt hatte.

			These 2: Kanzler Kohl musste zugreifen, um nicht als schwach zu gelten

			Helmut Kohl war zweifellos, wie vermutlich die meisten Politiker des Westens, von der Entwicklung im Jahr 1989 überrollt worden. Das »Wiedervereinigungsgebot« stand zwar seit 40 Jahren in der Präambel des Grundgesetzes, und an einschlägigen Jahrestagen wurde in Sonntagsreden, in Regierungserklärungen und Bundestagsbeiträgen die deutsche Einheit regelmäßig beschworen, einschließlich der Lebenslüge der Bundesrepu­blik, dass der Osten, die Sowjets, die Kommunisten und so weiter Deutschland gespalten hätten. Obgleich es doch historisch als gesichert gilt, dass die 1948 in den westlichen Besatzungszonen vollzogene Währungsreform und die anschließende Gründung der Bundesrepublik ausnahmslos einseitige Initiativen des Westens waren. Nicht zu vergessen die Westintegration mit dem Beitritt der Bundesrepublik zur NATO. Die sowjetisch besetzte Zone und die nachfolgende DDR zogen immer nur nach und forderten bis Ende der 60er Jahre: Deutsche an einen Tisch! 

			Allerdings hatte auf der Gegenseite Walter Ulbricht stets auch postuliert: Der deutsche Imperialismus werde sich mit der Existenz der DDR nie abfinden. Für ihn war die bisherige »deutsche Nation« ihrem Charakter nach eine bürgerliche, also eine durch den Widerspruch von Kapital und Arbeit, von Bourgeoisie und Proletariat charakterisierte. Bundesrepublik und DDR waren für ihn der Staaten gewordene Klassenwiderspruch der deutschen Nation. Dennoch verfolgte der Antifaschist Ulbricht die Wahl des Antifaschisten Brandt zum Bundeskanzler mit Empathie. Und als dieser im Mai 1970 auf dem SPD-Parteitag die Absichten für seine langfristige Regierungspolitik in 20 Punkten vortrug, nahm dies Ulbricht – in Barwycha bei Moskau zur Kur weilend – aufmerksam wahr und äußerte gegenüber seinem Büroleiter Wolfgang Berger, dass es sinnvoll wäre, politische Wege zu einer Konföderation zwischen beiden Staaten zu erkunden. Honecker sah in Ulbrichts Kurs ein zu großes Risiko für die SED und für sich selbst. Deshalb putschte er Ulbricht weg.

			Der Konservative Kohl stand in der Tradition von Adenauer, was die Missionierung des Ostens betraf, aber er unterschied sich insofern von diesem, als er sich mit der Realität der Zweistaatlichkeit abgefunden zu haben schien. Anders lässt sich Honeckers Staatsbesuch in der Bundesrepublik 1987 nicht erklären. Und das betrifft nicht nur die Tatsache, sondern auch den Zeitpunkt dieser Reise. 

			Das von Ulbricht benannte Ziel blieb, auch wenn man es in Bonn nie so formuliert hatte. Und es schien in dem Moment greifbar zu werden, als Gorbatschows Intimus und Berater Nikolai Portugalow in Bonn bei Horst Teltschik vorstellig wurde – eine Woche nach Abgabe meiner Regierungserklärung in Berlin und den darin enthaltenen Vorschlägen. Es war der 21. November 1989. 

			Teltschik hatte das Ohr Kohls, er war dessen außenpolitischer ­Berater und Vize-Chef des Bundeskanzleramtes. Portugalow kam, wie ­später be­­kannt wurde, allerdings nicht als Gorbatschows, sondern als Falins Bote. Und dessen Nachrichten »elektrisierten« Teltschik. Sie seien – so die Lesart – die Initialzündung für den Zehn-Punkte-Plan gewesen, den Kohl – ohne Rücksprache und Abstimmung mit der Regierung, mit seiner Partei und dem Koalitionspartner – am 28. November im Bundestag präsentierte. Moskau hatte angeblich das Tor geöffnet und der Machtpolitiker Kohl marschierte hindurch. Der Kanzler kannte nun nur noch ein Ziel: die deutsche Einheit. »Da haben wir sogar einen Vorschlag von ­Modrow aufgenommen: die Vertragsgemeinschaft«, schrieb Teltschik später. »Wir wussten zwar nicht, was das eigentlich heißt, aber ich hab gesagt: Da fällt uns dann schon was ein, wenn wir diese Stufe erreichen.« Damit belegte Teltschik den Zusammenhang zwischen meiner Initiative und der Reaktion Kohls, auch wenn dies ein wenig herablassend kommentiert wurde. Natürlich, denn der Ausgangspunkt für den Fortgang der Erzählung musste in Bonn und konnte nicht in Berlin liegen. 

			Gorbatschow und Schewardnadse attackierten zwar den Vizekanzler Genscher, als dieser am 5. Dezember in Moskau war. Kohls Programm sei eine »äußerst dreiste Einmischung in die inneren Angelegenheiten eines souveränen Staates«, hielt man ihm vor. Doch das war vermutlich nur Thea­terdonner. Teltschik hatte mit seinem Urteil recht, dass Kohls reaktiver Vorstoß zur deutschen Einheit ihn auf die internationale Bühne brachte. Er rief auch George Bush, François Mitterrand und Margaret Thatcher auf den Plan. »Die haben ja danach auch sofort das Gespräch mit Gorbatschow gesucht. Das macht deutlich, dass sich die Gesprächsebene sofort auf die höchste verlagert hat – die vier Siegermächte plus Bundes­republik Deutschland und DDR.«

			Eine folgenreiche Inszenierung in Dresden

			Die Kausalkette allerdings begann mit dem letzten in dieser Reihung ge­­nannten Partner, selbst wenn dieser der kleinste unter ihnen war, der David unter all den Goliaths. Kohl selbst verlegte sein »Umdenken« zeitlich auf die Demonstration am 19. Dezember in Dresden. Bis dahin war er selbst der Auffassung, dass eine Vereinigung frühestens in drei oder vier Jahren möglich sei. Das kam meinen Vorstellungen durchaus nahe. Dresden habe ihm jedoch »schlagartig« bewusst gemacht, dass alles viel schneller gehen könne. Unter dem Jubel der Sachsen erklärte er: »Mein Ziel bleibt, wenn die geschichtliche Stunde es zulässt, die Einheit unserer Nation.« Er sorgte mit allen Mitteln – politischen, ökonomischen, propagandistischen – dafür, dass es die »geschichtliche Stunde« schnell zuließ. Denn wie »Dresden« kam auch anderes nicht zufällig und schlagartig. Alles war fein inszeniert und choreografiert. 

			Mit Kanzleramtsminister Seiters hatte ich am 5. Dezember den Besuch des Kanzlers in Dresden besprochen. Er wollte zum Gedenken an die Opfer der alliierten Luftangriffe einen Kranz niederlegen. Der Jahrestag war zwar erst im Februar, doch Kohl brauchte symbolträchtige Bilder, die er am 9. November nicht bekommen hatte, weil er in Warschau war. Und auf der Kundgebung am anderen Tag vor dem Schöneberger Rathaus hatte man ihn ausgepfiffen. Ab dem 17. Dezember hieß es in den westdeutschen Medien, Kohl wolle in Dresden auch eine Rede halten. Auf den Montagsdemos am 18. Dezember wurde über Ort und Zeitpunkt der Kanzlerrede informiert. Am Morgen des 19. Dezember setzten sich Sonderzüge und Busse aus allen Teilen der DDR in Richtung Dresden in Bewegung. Ebenso Hunderte Westjournalisten. Die Bilder, die auch über das Fernsehen verbreitet wurden, waren fantastisch: Ein Meer von schwarz-rot-goldenen Fahnen (ohne DDR-Emblem) wogte über den Häuptern der jubelnden Massen. Von 100.000 Menschen war in den Berichten die Rede. 

			So viele aber passten gar nicht auf den Platz vor der Ruine der Frauenkirche, die die DDR bewusst als Mahnmal hatte stehen lassen. Die Washington Post und das Wall Street Journal schrieben zurückhaltend, aber wohl zutreffend von »mehreren Tausend Teilnehmern«. Teltschik als kritischer Beobachter auf dem Platz sagte, vor dem Rednerpult hätten die Teilnehmer überschäumend »Helmut, Helmut!« gerufen und Fahnen geschwenkt, doch hinten seien die Menschen »sehr ruhig« gewesen, es habe dort »kein Überschwang« geherrscht. Teltschik meinte sogar, »Teilnahmslosigkeit« ausgemacht zu haben. Der Korrespondent der Frankfurter Allgemeinen Zeitung wollte Sprechchöre mit dem Rücken zum Rednerpult gesehen haben, die das Publikum angefeuert hätten. Auch der österreichische Journalist Ewald König wollte dort viele große blonde Männer ausgemacht haben, die sich die Seele mit »Deutschland, Deutschland!« aus dem Leib brüllten.

			Die verbreiteten Bilder und Meldungen verfehlten ihre Wirkung nicht. Condoleezza Rice, im Stab des US-Präsidenten tätig, war überzeugt: »Die begeisterte Teilnahme der Bevölkerung führte aller Welt den Einheitswillen der Ostdeutschen vor Augen.« »Sie haben dem Bundeskanzler die Stadt überlassen«, schrieb der Dresdner Dichter Thomas Rosenlöcher am Abend des 19. Dezember 1989 resigniert in sein Tagebuch. Und: »Von diesem Tag an hört die DDR auf zu existieren.«

			So empfand ich es nicht, wohl aber, dass die Messen vermutlich gesungen waren. Die Inszenierung war perfekt, die Wirkung präzise kalkuliert. Wie alles, was danach kam. Nichts wurde dem Zufall überlassen. Es war die hohe Zeit der Strategen und der Politprofis, die ein klares Ziel vor Augen hatten und es mit Vehemenz verfolgten. Wir hatten kaum etwas entgegenzusetzen. Die Machtmaschine Helmut Kohl walzte alles nieder. Aus seiner Perspektive war alles richtig, was er tat. Und obendrein bewies er es allen innerparteilichen Kritikern, die ihn bereits abgeschrieben hatten. 

			Hätte es die Einheit nicht gegeben, wäre er vermutlich in der Geschichte versunken, ohne etwas Bleibendes hinterlassen zu haben. So aber nutzte Kohl die Chance, Geschichte zu machen. Das muss man – bei aller kritischen Distanz und berechtigten Kritik an vielen seiner Maßnahmen – neidlos akzeptieren. Dem David gelang es aber nachweislich, auf der internationalen Bühne mindestens drei Zeichen zu setzen. Sie fanden ihren Niederschlag im Zwei-plus-Vier-Vertrag, der in Moskau im September 1990 unterzeichnet wurde. 

			Auf diese Voraussetzungen hatte ich am 1. März 1990 in meiner Regierungserklärung deutlich verwiesen. 

			Erstens: Die zwischen der DDR und der Volksrepublik Polen bereits 1950 vertraglich fixierte Grenze an Oder und Neiße musste unwiderruflich als Ostgrenze der Bundesrepublik Deutschland anerkannt werden. Was auch geschah. 

			Zweitens: Die Bodenreform-Beschlüsse im Osten Deutschlands behielten Gültigkeit. Oder wie es hieß: »Die Rechtmäßigkeit dieser Beschlüsse, insbesondere zu den Vermögens- und Bodenfragen, unterliegt keiner Neuüberprüfung oder Neubewertung durch die deutschen Gerichte oder anderen deutschen Staatsorgane.«

			Drittens versicherten die beiden deutschen Außenminister ihren vier Kollegen in einem Brief, dass die deutsche Regierung die sowjetischen Kriegsgräber und Mahnmale – über 4000 in Deutschland – schützen, bewahren und pflegen werde. Ohne diese verpflichtenden Zusagen hätte es keine deutsche Einheit gegeben. 

			These 3: Für die USA war die Einheit Beipack, sie verfolgte ein größeres Ziel

			1916, während des Ersten Weltkriegs und noch vor der russischen Oktoberrevolution 1917, formulierten der US-Präsident Woodrow Wilson und sein Vize Thomas R. Marshall als eines der Kriegsziele der USA, Russland künftig territorial und politisch zu stutzen. Das Land und sein Einfluss sollten sich ausschließlich auf Osteuropa mit Moskau als Zentrum beschränken. Maximal vier Regionen um diese Metropole sollten Russland zugestanden werden. (Wilsons Nachfolger Obama erklärte im März 2014 Russland zur Regionalmacht – diese Beleidigung hatte also durchaus eine historische Quelle.) 

			Nach dem Ersten Weltkrieg zogen sich die USA aus Europa zurück, was später von den Eliten als Fehler angesehen wurde. Dieser »Fehler« sollte nach dem Zweiten Weltkrieg nicht noch einmal begangen werden. Erstens wollte man sich dauerhaft in der Alten Welt festsetzen: ökonomisch, militärisch, politisch. Und zweitens mussten die Russen aus Zentraleuropa verdrängt werden. Zunächst sollte der Einfluss der Kommunisten eingedämmt (»containment«) werden, um sie dann hinter ihre Grenzen zurückzuwerfen (»roll back«). Das war die Strategie der USA und der von ihr geführten NATO.

			Ein neutrales und geeintes Deutschland wäre dieser Strategie hinderlich gewesen, es hätte diese erledigt. Deshalb nahm man lieber das halbe Deutschland ganz als das ganze Deutschland halb, um es als Bollwerk gegen den Osten aufzubauen. So spalteten die USA Europa. (Und eine solche Spaltungsstrategie verfolgt Washington noch immer.)

			Die totgerüstete Sowjetunion träumte Ende der 1980er Jahre von einem »Haus Europa« und ließ ihre bis dahin verbündeten Nachbarn in der illusionären Hoffnung fallen, einen Gegenwert vom Westen zu erhalten, der die eigene Existenz sicherte. Die DDR, die von ihr 1949 notgedrungen aus der Taufe gehoben wurde, um einen Widerpart gegen die in den West­zonen gegründete Bundesrepublik zu haben, schien bei diesem Geschäft die wertvollste Verhandlungsmasse zu sein. Denn die Bundesrepublik wollte ja qua Grundgesetz den Osten Deutschlands wiederhaben: »Das gesamte Deutsche Volk bleibt aufgefordert, in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands zu vollenden.«

			Aus gutem Grund hatten darum die USA und ihre westlichen Alliierten bewusst darauf verzichtet, jemals einen Friedensvertrag mit Deutschland zu schließen – worauf die vierte Siegermacht wiederholt gedrängt hatte. Chruschtschow beispielsweise drohte in der Berlin-Krise Ende der 1950er Jahre wiederholt damit, einen separaten Friedensvertrag mit der DDR zu schließen. Damit hätte sich einerseits der Anspruch der anderen Siegermächte auf den Osten Deutschlands erledigt, andererseits – und das war die taktische Überlegung Moskaus – wäre damit der DDR volle Souveränität zugestanden worden, die es ihr unter anderem ermöglicht hätte, den Luftverkehr von der »selbständigen politischen Einheit Berlin« ins Bundesgebiet unter Kontrolle zu nehmen, was ausschließlich Privileg der Westalliierten war. Über Berlin flüchteten bekanntlich die DDR-Bürgerinnen und -Bürger in den Westen. Der »Separatfrieden« wurde nicht geschlossen, ersatzweise dafür die Mauer gebaut, und die vier Alliierten fixierten ihre Rechte im gesamten Berlin mit dem Viermächteabkommen 1971.

			An diese Rechte erinnerte sich nicht nur Gorbatschow beim sogenannten Fall der Berliner Mauer am 9. November 1989. Im Februar 1990 hatten – auf Anregung von US-Präsident Bush – Verhandlungen zwischen NATO und Warschauer Vertrag über den militärischen Luftverkehr begonnen. Bush hatte einen Vorschlag seines Vorgängers Eisenhower aufgegriffen, den dieser 1955 bei einer Viermächte-Konferenz in Genf gemacht hatte, der aber von der Sowjetunion mit der begründeten Befürchtung nicht berücksichtigt worden war, der »offene Himmel« (»Open Sky«) sollte für Spionagezwecke genutzt werden. Im Zeitalter der Satelliten hatte sich das erledigt. Und Bush reaktivierte die Idee, die er als vertrauensbildende Maßnahme zwischen NATO und Warschauer Pakt verstanden wissen wollte. Im Februar 1990 fand dazu im kanadischen Ottawa die erste Gesprächsrunde von Mitgliedstaaten der beiden Militärbündnisse statt.

			Am Rande der Konferenz zur wechselseitigen Luftraumüberwachung kamen die Außenminister der vier Siegermächte und ihre beiden deutschen Kollegen Oskar Fischer (DDR) und Hans-Dietrich Genscher (BRD) zusammen, um über die weitere Behandlung der deutschen Frage zu sprechen. Allen Beteiligten war bewusst, dass die außenpolitischen Rahmenbedingungen für die sich abzeichnende Beendigung der deutschen Zweistaatlichkeit erörtert werden sollten. Und dementsprechend hatte ich als Regierungschef auch unseren langjährigen Außenminister Fischer instruiert. Man einigte sich in Ottawa auf Gespräche im Rahmen von Zwei-plus-Vier. Sie sollten am 5. Mai in Bonn, am 22. Juni in Berlin (Ost), am 17. Juli in Paris und am 12. September 1990 in Moskau im Hotel Oktjabrskaja stattfinden. Dort waren bis dato immer die Spitzen des Warschauer Vertrages zusammengekommen.

			Die DDR als Etappe auf dem Weg Richtung Osten

			Am 13. Februar war zwar schon bekannt, dass die Volkskammerwahlen am 18. März stattfinden würden, niemand konnte jedoch wissen, wie sich dann das ostdeutsche Parlament zusammensetzen würde. Folglich auch nicht, ob und wann dieses den Untergang seines Staates beschließen und wie sich der dann verschwindende Staat mit dem anderen deutschen Staat vereinigen würde. Es sei denn, es gab eine Generalstabsplanung, mit der das seit 1945 von den Amerikanern verfolgte strategische Ziel, die Sowjets aus Zentraleuropa zu verdrängen, konsequent umzusetzen war. Nach allem, was wir inzwischen wissen, gab es einen solchen Plan.

			Anfang 1989 war George Bush, in den 1970er Jahren Direktor der CIA, Präsident der USA geworden. Er schickte ein bewährtes Schlachtross des Kalten Krieges als Botschafter nach Bonn, Außenminister Baker verabschiedete den ehemaligen Geheimdienstgeneral Vernon Walters mit den Worten nach Europa: »Dort geht es ums Ganze.« Am 4. September 1989 erklärte Walters in der International Herald Tribune: »German Unity Soon«, Deutschland werde bald vereint sein. Das sagte er zu einem Zeitpunkt, als die Mauer noch stand, Honecker noch im Amt und an den Herbst 1989 nicht zu denken war. Schon bei seinem Amtsantritt hatte Vernon Walters in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung am 10. Januar 1989 erklärt: »Ich werde nicht geschickt, wenn ein Erfolg wahrscheinlich ist. Eine meiner Hauptaufgaben ist es, die Letzte Ölung zu geben, kurz bevor der Patient stirbt.« Welchem Patienten er die Letzte Ölung geben sollte, erschloss sich aus dem weiteren Gang der Geschichte.

			Die US-Botschaft in Bonn war traditionell die politische und geheimdienstliche Schaltzentrale der USA für Osteuropa. Von hier machte Washington Deutschland-Politik, die Botschaft in der DDR war nachrangig. Der Stellenwert der Vertretung in der Neustädtischen Kirchstraße in Ost-Berlin änderte sich, nachdem die DDR ihre außenpolitische Offensive angetreten hatte. Der US-Außenminister suchte das Gespräch mit mir. Baker kam zwar nur bis Potsdam, aber immerhin. Der Aufritt von Vernon Walters signalisierte: Es ging weniger um die kleine DDR, sondern um das halbe Europa. Die DDR war allenfalls eine Etappe auf dem Weg Richtung Osten. 

			Mit der Einführung der D-Mark am 1. Juli war die DDR tot. Sie wurde in das Währungsgebiet Westmark heimgeholt, wie man sie 1948 aus diesem verstoßen hatte. Die Finanzhoheit wechselte nach Bonn, in die Hauptstadt eines anderen souveränen Staates. Die DDR musste einzig deshalb – formal – am Leben erhalten werden, weil bei der Unterzeichnung des Vertrages über die abschließende Regelung in Bezug auf Deutschland (Zwei-plus-Vier-Vertrag) eine zweite deutsche Unterschrift benötigt wurde. Es sollte ja demokratisch aussehen. 

			Mein Nachfolger im Amt des Ministerpräsidenten, Lothar de ­Maizière, sagte später, man habe sich nach dem 1. Juli »durchgewurstelt«. Das traf gewiss zu. Nachdem die SPD im August die Regierung verlassen hatte, machte sich der Ministerpräsident auch noch zum Außenminister und signierte am 12. September 1990 den Vertrag in Moskau. Dieser Termin, wir erinnern uns, war im Februar 1989 in Ottawa während meiner Regierungszeit festgelegt worden. Zu einer Zeit, als beispielsweise die NVA noch immer ihren Beitrag im Diensthabenden System zur Kontrolle und Sicherung des Luftraums des Warschauer Vertrages leistete. Nach der Unterzeichnung des Vertrages in Moskau hatte der DDR-Mohr seine Schuldigkeit getan, der Mohr konnte am 2. Oktober gehen. Am 3. Oktober wurde die Einheit vollzogen.

			Ein Friedensvertrag mit Deutschland wurde nicht geschlossen. Staatsrechtler beeilten sich zu versichern, dass der Zwei-plus-Vier-Vertrag diesen ersetzen würde und darum kein gesonderter Friedensvertrag mehr geschlossen werden müsse. Mit diesem Schlussstrich hatten sich gleichzeitig noch offene Reparationsforderungen von Drittstaaten erledigt. 1994 zogen die Russen aus Deutschland ab. Und nachdem sich der Warschauer Vertrag aufgelöst und deren ehemalige Mitglieder ihre Aufnahme in den Nordatlantik-Pakt beantragt hatten, stehen seitdem NATO-Panzer – darunter auch deutsche – an der russischen Grenze. Die NATO habe sich keineswegs nach Osten ausgedehnt, hieß es, aber man konnte den Wunsch Polens, Tschechiens, Rumäniens, Ungarns, Bulgariens, Lettlands, Litauens und Estlands sowie der Slowakei und Sloweniens schlecht abschlagen, sich unter den Schutz des Bündnisses zu stellen.

			Im April 1994, so berichtete Generalmajor a. D. Jürgen Reichardt 25 Jahre später in Loyal. Das Magazin für Sicherheitspolitik, habe Manfred Wörner im privaten Kreis erzählt, dass er als NATO-Generalsekretär, zuvor Bundesverteidigungsminister, Anfang der 1990er Jahre im Auftrag der Regierungschefs der NATO-Mitgliedstaaten unter anderem in Kiew, Minsk und Moskau ausdrücklich zu versichern hatte, dass die NATO nicht nachrücken würde, wenn Mitgliedstaaten aus dem – damals noch existierenden – Warschauer Pakt austreten sollten. Das NATO-Gebiet würde an der deutschen Staatsgrenze, also an Oder und Neiße, enden.

			Sicher war es dabei nützlich, dass Gorbatschow nie eine schriftliche Vereinbarung über oder gegen eine Osterweiterung der NATO mit den USA geschlossen hatte. Die Stabilität auf dem Kontinent ging verloren – die Strategie der USA jedoch hatte gesiegt. Damit war die 1945 in Potsdam beschlossene europäische Nachkriegsordnung beendet. 
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			Der letzte Generalsekretär des ZKs der SED, Egon Krenz, auf dem SED-Sonderparteitag am 8./9. November 1989 in Ost-Berlin (Bernd ­Markowsky)

		


		
			Bernd Florath

			Gespensterstunde – von der SED zur PDS

			Eine Staatspartei auf Überlebenssuche 

			Mitten in der Nachtsitzung des außerordentlichen Parteitages der SED, nach Stunden währenden Berichten über den desolaten Zustand der lokalen Parteiorganisationen, stellte Norbert Voigtsberger kurz vor Mitternacht des 8. Dezember 1989 den Antrag, die SED aufzulösen. Hierzu habe er von seiner Basis den eindeutigen Auftrag.1 Das Protokoll gibt die Stimmung des Parteitages an dieser Stelle nur gebrochen wieder.2 Es scheint, als hätten sich alle anderen Redner*innen ausschließlich auf die Logik der Parteitagsregie eingelassen, die den gestrandeten Tanker wieder flott zu machen versuchte. Doch in den Tagen zuvor war von vielen der noch immer in der SED Engagierten etwas geleistet worden, dessen sie sich nicht zu schämen brauchten. Sie hatten die Herrschaft der Nomenklatur in der Partei zerbrochen.

			Bis zu diesem Zeitpunkt war die Wende innerhalb der SED, wie sie von Generalsekretär Egon Krenz proklamiert wurde, nicht nur halbherzig, sondern inhaltsleer geblieben. Es war das Kerndilemma, dass die Mehrheit der protokollierten Wortmeldungen der nächtlichen Parteitagssitzung nichts anderes forderte als das, was Krenz und sein Epigonen-Team offiziell bereits vollzogen hatten: einen personellen Wechsel an der Spitze. Nur waren es bislang immer die falschen Personen, wie schon die Reaktionen demonstrierender SED-Mitglieder auf die Neubesetzung des Politbüros durch das 10. Plenum am Abend des 8. November 1989 vor dem Gebäude des Zentralkomitees deutlich machten: Einerseits versuchten sie sich aus dem Druck der Parteidisziplin zu befreien, die sie zu gehorsamen Dienern der SED-Führung gemacht hatte, andererseits wurden sie getrieben von den demokratische Reformen einfordernden Menschen auf der Straße.

			Paradox an der Situation war, dass auch auf den anderen Demonstra­tionen des Herbstes 1989 ein nicht unbeträchtlicher Teil der Beteiligten SED-Mitglieder waren und so gegen die Herrschaft der eigenen Partei auftrat. Etwa jeder sechste Erwachsene war Genosse und stand nicht ­selten in verantwortlicher Position. Viele waren der Partei beigetreten, weniger weil sie deren ideologische Glaubenssätze teilten, sondern weil jenseits einer Mitgliedschaft ein erfolgreicher Karriereweg erheblich steiniger, wenn nicht unmöglich war. Schlüsselpositionen im Lande unterlagen in ihrer Besetzung den verschiedenen Kadernomenklaturen, die wie eine Pyramide aufgebaut waren und letztlich von jenen Funktionären kontrolliert wurden, deren Auswahl vom Politbüro und dem Sekretariat des Zentralkomitees (ZK) gesteuert wurde.3 Auf der unteren und mittleren Ebene hatten diese Kader das Desaster der Wirtschafts- und Sozialpolitik auszubaden. Was sie besser wussten und konnten, war ihnen nicht erlaubt zu tun, doch die Verantwortung für das Geschehen blieb an ihnen hängen. Es war daher keineswegs überraschend, dass der SED von Oktober 1989 bis Januar 1990 mehr als eine Million ihrer Mitglieder verloren gingen. Nicht alle gingen, indem sie laut und empört ihren Austritt erklärten oder ihn überhaupt begründeten. Viele verschwanden einfach, sodass es Anfang Dezember 1989 zwar so aussah, als wären von den 2,3 Millionen Mitgliedern noch mehr als die Hälfte in der SED organisiert. Tatsächlich aber konnte davon keine Rede mehr sein. Die Menschen liefen der Partei und dem Staat einfach davon. So, wie die Zahl derer wuchs, welche die DDR in Richtung Westen verließen, wuchs auch die Zahl der SED-Mitglieder, die der Partei den Rücken kehrten. Es ist bislang nicht untersucht worden, in wie vielen Fällen es sich dabei um dieselben Personen handelte. SED-Mitglieder, die im Westen eine neue Existenz suchten, umgingen auf diese Weise zugleich die Notwendigkeit, sich zur eigenen politischen Biografie in irgendeiner Form zu verhalten.

			Die Kraft des 9. November

			Am 10. November 1989 war die so rasche und nahezu konsensuale Streichung der verfassungsrechtlich verankerten zentralen Führungsrolle der SED vom 1. Dezember noch keineswegs absehbar. Doch schon in den Wochen zuvor war sichtbar geworden, dass die Unterstützung der Bevölkerung für die SED viel zu gering war, um die Selbstermächtigung und Selbstorganisation der Opposition zu unterbinden oder wenigstens einzudämmen. Die Ereignisse in der Nacht des 9. November 1989 offenbarten, dass auch die staatlichen Organe nicht mehr bedingungslos den Vorgaben der SED folgten, sondern unter dem Druck der aufgewühlten Bevölkerung situativ pragmatisch handelten. Die »unverzügliche« Öffnung des Ausreiseventils durch Egon Krenz und Günter Schabowski intendierte nicht die Maueröffnung, sondern nur die Eindämmung der wilden Fluchten über Drittländer und deren Ersetzung durch von DDR-Behörden kontrollierte (und somit mittelfristig wieder kontrollierbare) Ausreisen. Die spontanen Menschenansammlungen an den Grenzübergängen in dieser Nacht und an den folgenden Tagen stellten die bei Weitem größten Demonstrationen von Menschen in der DDR dar. Sie waren insgesamt größer als die in Leipzig oder die am 4. November in Berlin. Ihr Ergebnis war nicht eine durch staatliche Kontrolle partiell durchlässigere Mauer, sondern deren Ende – der Fall des in Beton gegossenen »Eisernen Vorhangs«.

			Angesichts dieses praktischen Machtverlustes bangten Angestellte des Parteiapparats um die Sicherung der alten Bastion vor weiterem Verfall.4 Sie zählten zur Kadernomenklatur des ZK-Sekretariats und rekrutierten aus dieser und davon abgeleiteten Nomenklaturen ihre Unterstützer. Im Unterschied zu Kadern außerhalb des Parteiapparats bestanden für sie ohne Fortbestand der Partei kaum Chancen zur Bewahrung ihres gesellschaftlichen Ranges.

			Radikale Erneuerung oder faktische Neugründung

			Einigkeit unter ihnen bestand darin, dass mit der alten Führung keine Änderung der Lage zu erreichen war. Die größte Gefahr für den Fortbestand der Partei, die mit ihrer Entmachtung im Staat als Arche für deren Personal erhalten werden sollte, waren sich autonom ­organisierende Reformgruppen in der SED, die unabhängig vom Parteiapparat eine grundsätzliche Neuorientierung anstrebten. Die eher sentimental verbindliche, denn auf konsequente Abgrenzung zielenden Formulierungen der Plattform WF, die sich in den letzten Novembertagen aus SED-Mitgliedern Berliner Betriebe, einer Reihe reformorientierter Sozialwissenschaftler und Journalisten konstituierte, forderte daher nicht die Auflösung, sondern die »Rettung der Partei«, die nur »in ihrer kompromißlosen Erneuerung, die einer faktischen Neugründung« gliche, zu erreichen sei.5 Diese Halbherzigkeit war Frucht der Unentschlossenheit vieler SED-Mitglieder, denen der tatsächliche Ausbruch aus der Parteidisziplin, erst recht der Bruch mit dem politischen Kern einer kommunistischen Partei undenkbar erschien. 

			»Wir 6 in der SED« – erinnert sich der an dem Papier wesentlich beteiligte ­Thomas Falkner – »gingen zu sehr von uns selbst aus. Wir setzten voraus, daß sich überall in der Partei Leute wie wir kritisch und vor allem gründlich mit der real-sozialistischen Wirklichkeit auseinandergesetzt hatten und daß sie […] zu alternativen Lösungsvorschlägen gekommen waren, die man nur freisetzen mußte, indem man den Druck der Disziplinierung von oben nahm. Doch so war es nicht. Nur hier und da hatte man sich eigene Gedanken gemacht, die meisten warteten weiter auf Vorgaben von oben. […] Die Demokratie, die gefordert wurde, beschränkte sich im Verständnis der meisten eben auf die ›richtige‹ Anleitung von oben. […] Diese Partei suchte selbst im Sterben noch ihre Götter, die Schöpfer einer heilen Welt. Die Partei ist somit doppelt gelähmt – an der Spitze und an der Basis.«7 

			Mit dem Formelkompromiss der »faktischen Neugründung« versuchten die Reformer den Umschwung zu initiieren und zugleich die ideologische, sentimentale und traditionelle Gemeinschaft zu erhalten, die ihnen die SED auch bot. Doch schon diese Formel stieß bereits auf den erbitterten Widerstand des politischen Apparats der SED. Generalsekretär Krenz bereitete ein Fernschreiben vor, in dem er die Auseinandersetzung mit der Plattform zum Kampf um den Bestand der Partei stilisierte.8 Eine Veröffentlichung der Plattform in der Presse jenseits der SED-Betriebszeitung des Werks für Fernsehelektronik wurde unterbunden. Dennoch wurden in vielen SED-Kreiskonferenzen der folgenden Tage Delegierte für den Parteitag gewählt, die die Plattform unterstützten.

			Am Wochenende des 2./3. Dezember forderten Tausende SED-Mitglieder mehrmals vor dem Gebäude des ZK dessen Rücktritt. Der Forderung kam es am Sonntag nach und übertrug die Regie einem Arbeitsausschuss zur Vorbereitung des Parteitages. Der Ausschuss setzte sich aus weniger bekannten Parteifunktionären zusammen. Egon Krenz war sich bewusst, dass »es Kräfte in der Partei« gäbe, die das Politbüro schon vor dem Parteitag entmachten wollten. Dennoch unterstützte er »die Idee, anstelle des Politbüros einen Arbeitsausschuß zu berufen, der gemeinsam mit dem ZK den Außerordentlichen Parteitag vorbereitet«.9 In der Tat war der Ausschuss kein Bruch mit der Herrschaft der Nomenklatura, sondern lediglich der Austausch der Kader der ersten Reihe durch mehrheitlich jüngere aus der zweiten.

			Die neuen Bezirkssekretäre der SED, die den Kern des Arbeitsausschusses bildeten und zugleich für die legale Kontinuität der Parteiführung standen, hatten bis auf wenige Ausnahmen typische Karrierewege in der SED zurückgelegt. Von den 15 hatten elf ihre Schulung an den Parteihochschulen in Moskau oder Berlin beziehungsweise der Komsomolhochschule in Moskau absolviert. Keiner durchbrach das Prinzip der Kadernomenklatur. Sie waren bereits zuvor Funktionäre in den Bezirkssekretariaten oder Erste Sekretäre von wichtigen Kreisleitungen.

			Mit dem Arbeitsausschuss hatte der Parteiapparat seine letzte Verteidigungsstellung neu bemannt. Doch nach der Personalrochade musste die Kooperation mit den Reformern gesucht werden. Die Funktionäre brauchten Konzepte, über die sie selbst nicht verfügten,10 und Köpfe, die nicht sichtbar mit dem alten Apparat verbunden waren. Auf die vielfältigen Netzwerke und Arbeitsgruppen, die unter anderem der Erarbeitung der Arbeitspapiere des 10. Plenums dienten, konnte nun zurückgegriffen werden. Zu den 14 Bezirkssekretären11 kam Wolfgang Berghofer dazu, der sich im Oktober durch die Verhandlungen mit der »Gruppe der 20« den Ruf eines undogmatischen Funktionärs erarbeitet hatte. Mit welcher Autorisierung der ZK-Abteilungsleiter Gerd Schulz Mitglied des Arbeitsausschusses wurde, ist nie erläutert worden. Doch Schulz war es, der seinerseits aus den Arbeitsgruppen des 10. Plenums den Vorsitzenden des Ostberliner Rechtsanwaltskollegiums Gregor Gysi, den stellvertretenden Kulturminister (und DDR-Chefzensor) Klaus Höpcke, den Prorektor der Humboldt-Universität zu Berlin Dieter Klein sowie Eva Maleck-Lewy, Markus Wolf und Brigitte Zimmermann einband. Ergänzt wurde das Gremium durch die Berliner Bezirksleitungssekretärin für Kultur Ellen ­Brombacher, Dagmar Hülsenberg und – nachträglich – Lothar Bisky.

			Abschottung unter Gregor Gysi

			Vom ersten Augenblick wurde an der Legende gestrickt, dass der Arbeitsausschuss sich in vollkommener Isolation befunden hätte: »[D]iese ersten drei Tage stand ich völlig alleine«, schreibt Gregor Gysi.12 Er sollte sich der »schonungslosen Aufklärung« von Korruption und Amtsmissbrauch widmen. Zum Schutz der Untersuchungen ließ er nicht nur die Zimmer versiegeln sowie Taschen- und Fahrzeugkontrollen durchführen, er schottete auch das Haus gegen alle Einflüsse von außen ab und rühmte sich, dass deshalb »das Haus nie besetzt worden ist«.13 Unklar blieb, welche Einflüsse von außen Gysi verhindern wollte. Die Abschottung ließ gerade jene Reformer vor der Tür stehen, die nicht zum Apparat gehörten.14 Gysis Selbstinszenierung kontrastiert mit den Berichten von Juristen des Akademie-Instituts für Staat und Recht. Nachdem sie auf Anforderung durch Markus Wolf am 4. Dezember ins ZK-Gebäude eilten, wurden sie dort von Pontius zu Pilatus geschickt: »Wir sollten doch ruhig in die Kaffeestube gehen und erst mal einen Kaffee trinken.« Die Sekretärin Gysis sagte, dieser »wolle sich die Mitarbeiter des Ausschusses selbst aussuchen, da er auf Verläßlichkeit größten Wert lege […] und man könne nicht pauschal dem Apparat mißtrauen«.15 

			Zeitgleich mit dem finalen ZK-Plenum lud die SED-Kreisorganisation der Akademie der Wissenschaften die unterdessen gewählten ­Delegierten des Parteitages in den nur einen Steinwurf vom ZK-Gebäude ­entfernten Plenarsaal der Akademie der Wissenschaften der DDR. Die SED-Kreisdelegiertenkonferenz der Akademie hatte zu der Demonstration vor dem ZK-Gebäude aufgerufen. Dort war das Haus verschlossen. Niemand wurde eingelassen. Nach Stunden, in denen die Demonstranten in einer Reihe von spontanen Reden ihrer Wut Ausdruck verliehen hatten, erschien Schabowski und verlas das Kommuniqué des Plenums. Eine zweite Phase der Revolution war angebrochen. Der scheinbare Konsens der »Wende«, innerhalb der bestehenden Ordnung der Regierungskriminalität ein Ende zu setzen und den Politikstil durch das Wirken kontrollierter Öffentlichkeit und Gegenöffentlichkeit zu demokratisieren, war passé, die Flitterwochen der Revolution waren verstrichen, wie es in der Eingangsrede zur Demonstration am 3. Dezember vor dem ZK-Gebäude hieß.

			Unterdessen hatten sich circa 60 der gewählten Parteitagsdelegierten im Plenarsaal der Akademie eingefunden. Ziel war es, die Organisation des Parteitages durch die gewählten Delegierten und die direkt von ihnen autorisierten Helfer zu gewährleisten. Der Bruch mit der bestehenden Parteistruktur, die »faktische Neugründung«, war, wenn die Formel denn irgendeinen Sinn machen sollte, anders nicht umsetzbar. 

			Allerdings herrschte über den Charakter des Arbeitsausschusses eher Unklarheit. Seine Weigerung, Kontakt mit Sprechern der Plattform WF aufzunehmen, die Tatsache, dass deren erklärter Gegner Heinz Albrecht für den Ausschuss sprach, ließ Zweifel aufkommen. Andererseits war mit Dieter Klein auch der Chef und Schirmherr des Reformprojektes »moderner Sozialismus«16 unter den Mitgliedern, was die Hoffnung nährte, er könne einer politischen Erneuerung der SED auf die Sprünge helfen. Die zwiespältige Stimmung der Delegierten am Abend des 3. Dezember wurde schließlich durch den Auftritt eines der schillerndsten Helden dieser Zeit aufgefangen: Markus Wolf. Er kam als Abgesandter des Arbeitsausschusses und versicherte den Delegierten, dass dieser alles sei, was sie sich gewünscht hätten. Die Ambivalenz ihrer Haltung konnte Wolf erfolgreich zu dessen Gunsten kanalisieren. Am folgenden Tage wurde Andreas Thun, einer der Sprecher der Plattform WF, in den Arbeitsausschuss kooptiert.17

			Kopflose Repressionsorgane

			Der Sturz des ZK hatte nicht nur die alten Macht-, sondern auch die alten Ordnungsstrukturen zusammenbrechen lassen. Die Repressionsorgane waren kopflos. Selbstorganisierte Bürgerkomitees begannen, die Dienststellen der politischen Polizei zu besetzen und ironischerweise die alte SED-geprägte Staatsanwaltschaft und die Polizei gegen sie in Stellung zu bringen. Als ­Rosemarie Will – eine der Vordenkerinnen des reformerischen »Sozialismus-Projektes« – noch am 3. Dezember die verfassungsrechtliche Legitimität von Bürgerkomitees bezweifelte, wurde ihr entgegengehalten, dass eine Revolution die Geltung der Konstitution des Ancien Régime berechtigterweise grundsätzlich hinterfrage und ihr die Souveränität des revoltierenden Volkes entgegenstelle.

			Zunehmend begannen in diesen Tagen Repressionsverantwortliche die Spuren ihres Handelns zu verwischen. Dem traten Bürger*innen entgegen und besetzten deren Dienststellen. Der Staat, der seine Legitimität bislang auf die Anweisungen der SED stützte, verlor jede Autorität beziehungsweise gewann neue nur dort, wo sie ihm von bewegten Bürger*innen zu­gewiesen wurde. Falschmeldungen über Gewalttätigkeiten wurden kolportiert, um einen Schulterschluss der Friedfertigkeit zwischen Altkadern, Oppositionellen und der Bevölkerungsmehrheit herzustellen, der es erlaubte, die staatliche Autorität zu restabilisieren. Das Konzept ging insofern auf, als in diesem historischen Moment in einem vom SED-Arbeitsausschuss initiierten »Appell der Vernunft« Kirchenvertreter, Oppositionelle, Künstler und Mitglieder des Arbeitsausschusses dazu aufriefen, mit den Staatsorganen »Sicherheitspartnerschaften« einzugehen. 

			Die Verunsicherung wirkte bis in Oppositionskreise hinein, die ihre öffentliche Reputation in die Waagschale warfen, um gewaltsame Konfrontationen zu vermeiden. Aufrufe zu Streiks wurden vom Neuen Forum nicht unterstützt.18 Zu diesem Zeitpunkt verzichtete auch die Plattform WF im innerparteilichen Machtkampf darauf, sich der Usurpation des kommenden Parteitages durch den Arbeitsausschuss entgegenzustellen und unterstützte diesen. Es war ihre Kapitulation: »[…] nicht ohne oder gar gegen den Arbeitsausschuss der SED. Er ist unser Ausschuss.«19 

			»Die Enthauptung«20 des hierarchischen Machtsystems offenbarte dessen ganzes Dilemma: Bei der über Jahrzehnte hinweg betriebenen Monopolisierung aller exekutiven Funktionen musste die Entmachtung der alten Zentrale auch zum Zerfall der Administration führen. Mit der Monopolisierung der Macht wurde die gesamte Sachkompetenz des Gemeinwesens mit seinem Wissen atomisiert. Unkontrollierte horizontale Kommunikation war systematisch unterbunden, sich autonom bildende Gruppen wurden verfolgt. Die Paranoia des alten Systems hatte alternative Ordnungsstrukturen nicht zugelassen. Die Anarchie der Tage nach dem 3. Dezember 1989 war daher keineswegs das Werk chaotischer Aktivisten, sondern lediglich die logische Kehrseite des Zerbrechens der Despotie.

			Ein altes System mit neuen Köpfen

			In einem Punkt übertraf der Arbeitsausschuss sogar die ursprüngliche Parteitagsregie: Die Ansetzung der ersten Sitzung in die Nachtzeit zermürbte die Delegierten zusätzlich.21 Hans Modrow gab das Ziel des Arbeitsausschusses in den ersten Minuten des Parteitages klar zur Kenntnis: »Laßt diese Partei« – und er beschrieb sie nicht in ihrem Wesen, sondern in sentimentaler Berufung auf Heroen ihrer Vergangenheit – »nicht zerbrechen, […] macht sie sauber und stark«.22 Dermaßen in den Mantel der Geschichte eingewickelt, erdrückt vom Alp der Tradition aller toten Geschlechter, erlahmten die Gehirne der Lebenden,23 vergaßen die Delegierten zu fragen, was die Funktion der Partei in der Gesellschaft sein sollte. Mit der Auflösung des alten ZK sah Modrow den Prozess der Parteierneuerung im Kern abgeschlossen: Sie werde gesäubert von korrupten und faulen Elementen, nunmehr könne »jeder Genosse jedem Bürger gerade in die Augen blicken«. Die Erneuerung der Partei wurde gedacht als eine Serie rigoroser Säuberungen, gedacht als Entfernung der Bösen und Neukonstituierung der Partei durch die Guten. Die Bösen, genannt »Stalinisten«, »Karrieristen«, »Machtneurotiker«, »Bürokraten«, »sind und waren die Todfeinde des Sozialismus und Humanismus«.24 Modrow wollte die Fortsetzung des alten Systems mit Gesichtern, die sich von den alten dadurch unterschieden, dass sie das Etikett der »Parteiführer von unerschöpflicher Energie und grenzenlosem Idealismus« tragen dürften. Unter denen »in Wirklichkeit ein Dutzend hervorragender Köpfe« – als die sich die grauen Gestalten des Apparats selbst verstanden – leiten würden; »im Grunde also«, um mit Rosa Luxemburgs unhintergehbarer Kritik an den Anfängen des bolschewistischen Herrschaftssystems fortzufahren, »eine Cliquenwirtschaft – eine Diktatur allerdings, aber nicht die Diktatur des Proletariats, sondern die Diktatur einer Handvoll Politiker, d. h. Diktatur im rein bürgerlichen Sinne«.25

			Mehr noch: Im Gegensatz zur Annahme der Plattform WF, ­Modrow würde staatspolitisches Krisenmanagement in einer überparteilichen Koalitionsregierung betreiben, erklärte er dieselbe Partei, die den Staat zu­­grunde gerichtet hatte, zu deren Rückgrat, ja zur Trägerin des revolutionären Umbruchs, die »überall für Ordnung, Gesetz und Recht zu sorgen« habe. »Es darf keine Amtsanmaßung geduldet werden. (Beifall)«26 Und in der gewöhnlichen Sprache jeder Konterrevolution27 forderte er, »daß die Staatsorgane ungestört […] gegen Erscheinungen von Anarchie einschreiten« und Regimeträger schützen solle.28 Modrow appellierte an den saturierten Kleinbürger, den er angesichts der Dynamik der politischen Umwälzung in seiner bisherigen Lebensweise verunsichert sah. Und er fand jedenfalls Verbündete unter jenem Viertel der Delegierten, die zugleich Angestellte der Partei waren.29

			Wie zentral die Frage der hauptamtlichen Parteiarbeiter war, zeigte sich in Gysis Tätigkeitsbericht des Arbeitsausschusses, der jede Reduzierung des Apparats mit der Forderung nach »geklärter beruflicher Eingliederung der Mitarbeiter« verknüpfte.30 Die berufliche Absicherung der Mitarbeiter des Parteiapparates stellte den einen Weg der Sicherung der Kader dar, die Auflösung ihrer Verbindung zur Partei den Weg für Mitarbeiter staatlicher Einrichtungen.

			Unter dem Schirm eines antistalinistischen Konsenses

			Den Bruch mit dem »Stalinismus als System«31 versprach der Vortrag, den eine Arbeitsgruppe unter Leitung von Heinz Vietze (Bezirkschef in Potsdam) erarbeitet hatte. Keines ihrer Mitglieder war bislang durch irgendwelche Äußerungen zu diesem Thema hervorgetreten – schon gar nicht durch systemkritische. Treue Propagandisten der SED-Führung wurden zu Posaunen wohlfeiler Wahrheiten, die auszusprechen nun, da sie ­keinen Preis mehr forderten, opportun waren. Michael Schumann, dem am Ende die Präsentation des Textes aufgetragen wurde, nannte noch Jahre später selbst das SED-»Aktionsprogramm« vom November ein Programm der »grundlegenden Erneuerung der sozialistischen Gesellschaft«, mit dem die »­revolutionäre Krise von 1989« hätte überwunden werden können, und zwar bei Gewährleistung der »Bewahrung der Fundamente der ­überkommenen ›realsozialistischen‹ Eigentums- und Herrschaftsverhältnisse«.32

			Schumann sprach die Verbrechen der Stalinzeit an und wägte sie gegen die Errungenschaften ab, die die DDR nach dem Kriegsende zu verzeichnen hatte. Er reproduzierte die Deformationstheorien, die zumindest in der DDR seit Bahro als Erklärungsmuster hätten erledigt sein sollen.33 Nach Jahrzehnten, in denen selbst der Terminus »Stalinismus« als Ausdruck feindlicher Propaganda geächtet und kriminalisiert war, erschien dieser nunmehr als Passepartout zur Erklärung der Vergangenheit. Doch dem Terminus wuchs keinerlei inhaltliche Bestimmung zu. Das Referat, das als »das ›Chruschtschow-Referat‹ der SED-Geschichte« gelten sollte, ging in keiner Hinsicht über das theoretische Niveau des zumindest hoch emotionalen Geheimvortrags vom Februar 1956 hinaus. Als hätte es die leidenschaftlichen Diskussionen über das Wesen des Stalinismus nicht gegeben, gipfelte das Referat in der Plattitüde:

			»Es entwickelte sich ein bürokratisch-zentralistisches Regime, vor dem Lenin oft gewarnt hat, dessen Hauptkennzeichen Dogmatismus, Subjektivismus und schließlich diktatorische Herrschaft waren. Immer mehr wurden die humanistischen und demokratischen Werte des Sozialismus ins Gegenteil verkehrt. Wir bezeichnen dieses Regime als stalinistisch.«34

			Unter dem Schirm des neuen, antistalinistischen Konsenses ließ sich die Fortexistenz der SED sichern. Baustein für Baustein, Kader für Kader wurden nun durch namentlich weniger bekannte Funktionäre ­Positionen für den Apparat gesichert: Bewährte Nomenklaturkader wurde als ganz neue Aktivisten eingeführt, nicht gewählte Altfunktionäre kamen in wichtige Positionen.35 Der von Gysi nachnominierte Gerd Schulz, der nicht einmal über ein Delegiertenmandat verfügte, wurde zum Stellvertreter des ­Vorsitzenden der Schiedskommission gewählt, weil er »den Apparat wesentlich besser kennt«.36 Am Ende der »radikalen Erneuerung« war die jahrelange Tätigkeit für den Apparat förderliches Argument für die Besetzung leitender Positionen. Wolfgang Pohl wurde stellvertretender Parteivorsitzender, »weil er in eine Parteiversammlung der Mitarbeiter des ZK gegangen ist, […] dort so ausgezeichnet angekommen ist, wenn die hätten wählen können, wäre er an dem Tag noch zum ­Generalsekretär gewählt worden«.37

			Wesentlich für die Niederlage des Reformflügels war dessen Befangenheit in alten Denk- und Organisationsstrukturen. Anstatt sich als politische Fraktion auf dem Parteitag zu organisieren, unterwarf er sich der Logik von Bezirksdelegationen. Die Delegierten waren indes auf Kreis­ebene gewählt worden. Die Bezirke, vom Arbeitsausschuss post festum als ordnendes Moment eingeführt, unterwarfen die Delegierten der ordnenden Hand der diese leitenden Nomenklaturkader und legitimierten diese Führungskräfte, anstatt deren Rolle kritisch zu hinterfragen.

			Die Plattform WF hatte eigene Anträge eingebracht, in denen die konsequente Entmachtung des Apparates als Grundvoraussetzung einer »faktischen Neugründung« der SED als sozialistischer Partei festgeschrieben war.38 Doch sie verlieh ihren Vorlagen nicht als Fraktion Gewicht und so verschwanden sie in den Schubladen der von Höpcke geleiteten Antragskommission. Einer der Anträge intendierte, das Eigentum der SED öffentlicher Kontrolle zu unterwerfen und das Vermögen, insbesondere die beiden Parteibetriebe VOB Zentrag und OEB Fundament in einer Stiftung zur Unterstützung aller politischen Organisationen zusammenzufassen, bis ein Parteien- und Mediengesetz den weiteren Umgang mit diesem Kapital regelt. Es war wohlgehütetes Sonderwissen, dass Verlage, Druckereien, Ferienobjekte und Werbeagenturen sich nicht im Volkseigentum, sondern im Sondereigentum der SED befanden und dass die SED der größte Grundeigentümer der DDR war. Der Antrag wurde nicht befasst. Gegen einen Aspekt des Antrags, gleiche logistische Bedingungen für die neuen politischen Kräfte herzustellen, polemisierte Gysi und konterkarierte dessen Intention durch ein gönnerhaftes Angebot:

			»[…] wir haben auch nichts zu verschenken. […] Natürlich müssen wir uns Gedanken machen, damit wir, sagen wir mal, ernst genommen werden, daß wir das ernst meinen, daß die anderen ’ne39 Chance haben.«40 

			Modrows Überlebensstrategie für das Machtinstrument MfS

			Mit der stabilisierten Partei im Rücken versuchte die Regierung Modrow, verlorenes Terrain zurückzugewinnen. Modrow war keineswegs bereit, das Ministerium für Staatssicherheit (MfS) zu opfern,41 sondern wies am 14. Dezember an, es als Verfassungsschutzinstitution zu reorganisieren. Um »neofaschistische und antisemitische Handlungen« zu verhindern, formte das MfS eine Strategie, die Stasi-Chef Wolfgang Schwanitz wenige Tage zuvor verkündet hatte, in der es sich als Garant der »verfassungsmäßige(n) Ordnung« unentbehrlich zu machen suchte.42 Die Überlegung, hierfür die Bürgerbewegungen als Verantwortungsträger einer »Sicherheitspartnerschaft« einzubinden, wurde von Modrow mit Schwanitz schon bei dessen Amtseinführung am 21. November 1989 erörtert.43 Drei Wochen später, am 12. Dezember 1989, legte die MfS-Hauptabteilung IX detaillierte »Vorschläge zur Erhaltung der inneren Sicherheit« vor, in denen sie genau für diese »letzten 3 Wochen […] eine Eskalation der Gewalt insbesondere gegen Ämter für Nationale Sicherheit«44 diagnostizierte.

			Als in der Nacht vom 27. auf den 28. Dezember 1989 einige Jungnazis aus Köln und Stade das Sowjetische Ehrenmal in Berlin-Treptow beschmierten,45 glaubte die SED-PDS den Anlass gefunden zu haben. Nach einem spontanen Protest am Abend des 30. Dezember rief sie für den 3. Januar zu einer Kundgebung unter der Überschrift »Wir brauchen eine Einheitsfront gegen rechts!« Unter den 250.000 Teilnehmern befanden sich zahlreiche Stasileute, die die Versammlung kontinuierlich mit den Rufen nach einem Verfassungsschutz beeinflussten. Ihnen stärkte Gysi als Hauptredner den Rücken: 

			»Wir brauchen nicht über Demokratie zu reden, wenn dem Land Gefahr von rechts droht. Bilden wir eine Einheitsfront und treten dem geschlossen entgegen.«46

			Antifaschismus war im Gegensatz zu seiner Instrumentalisierung durch die SED-PDS vollkommen unumstritten. Der Zentrale Runde Tisch hatte sich noch vor dem Anschlag in Treptow am 27. Dezember »gegen jede Art faschistischer Aktivitäten« ausgesprochen und in der Diskussion, eingedenk des eigenen Beschlusses, bis zu den Neuwahlen keinen Verfassungsschutz zu etablieren, Volksvertreter und Bürgerkomitees aufgerufen, »auf allen Ebenen die Arbeit der antifaschistischen Basisgruppen zu unterstützen«.47 Die von Gysi auf der Kundgebung erhobene Forderung nach Wiederermächtigung der Staatssicherheit war eine öffentliche Aufkündigung der am Runden Tisch erzielten Vereinbarungen.48

			Zur gleichen Zeit versuchte das MfS, seine Auflösung zu unterlaufen. Die sich daraus entwickelnde Konfrontation der Opposition mit der SED-PDS am Runden Tisch führte zur Krise dieses Gremiums, die sich zur Staatskrise ausweitete. Die SED-PDS und mit ihr die Regierung ­Modrow fühlte sich nach der Demonstration im Treptower Park ermuntert,49 Zugeständnisse der Dezemberwochen zurückzunehmen. Dagegen genossen bezirkliche Bürgerkomitees bei der kontrollierten Auflösung der Dienststellen des Amtes für Nationale Sicherheit (AfNS) große öffentliche Unterstützung und bezichtigten ihrerseits die SED »verfassungswidriger Aktivitäten«.50 Die Resonanz auf den entschlossenen Aufruf des Neuen Forums zur Blockade der MfS-Zentrale am 15. Januar 1990 offenbarte die tatsächlichen Kräfteverhältnisse und erledigte die Versuche, für ein Fortbestehen des Dienstes verdeckte Vorbereitungen zu treffen.51

			Der restaurative Vorstoß der SED-PDS führte zur Gefährdung der Regierung. Dagegen erhob sich auch innerparteilich Widerspruch aus verschiedenen Richtungen. Exemplarisch für massenhafte Austritte stand der Austritt des stellvertretenden Vorsitzenden Wolfgang Berghofer nach der Vorstandssitzung am 20. Januar 1990. Zwei Tage zuvor hatten sich Vertreter der Plattformen in der SED-PDS getroffen und in einem knappen, aber deutlichen Statement erklärt, dass die »Interessen des Landes über denen der Partei« stünden und die Auflösung der SED erfordern.52

			Ziel Klientel-Sicherung 

			Dem setzte Gysi am 26. Januar 1990 ein trotziges »Wir dürfen uns nicht auflösen, so meine ich«, entgegen. Plötzlich erklärt er die PDS wieder als im Einklang mit der demokratischen Revolution stehend. Diese »wollte eine bessere DDR, aber nicht deren Beseitigung […], die Streichung der führenden Rolle der Partei aus der Verfassung, also die Beseitigung der Alleinherrschaft einer Partei, die Auflösung des MfS«.53 Die antifaschistische Einheitsfront (unter Führung der Partei) war geplatzt, nunmehr war nur vom Erhalt der DDR die Rede. Doch die anhaltend starke Abwanderung in den Westen54 und der internationale Druck aus West und Ost zwangen die Regierung Modrow auch in dieser Frage zu einem Kurswechsel.

			Die PDS verfolgte nunmehr eine Politik, die sich verstärkt der Sicherung ihrer Klientel widmete. Hierzu galt es, den Reformern entgegenzukommen. Unter dem Druck aller anderen Parteien bot sie Selbstvergewisserung für jene, die ihre Lebensleistung mit dem Verschwinden der DDR infrage gestellt sahen. Der Druck auf sie als Partei der alten Systemträger half sie zusammenzuhalten, obwohl sie politisch immer mehr in disparate Richtungen zerfiel. Die PDS-Führung versuchte, gleichzeitig in zwei Richtungen zu argumentieren. Einerseits sich selbst als Teil der demokratischen Revolution darzustellen, indem sie sich auf die Aktivitäten der SED-Reformer stützte und die eigene Programmatik den Standards demokratischer Parteien anglich. Zugleich blieb sie Klientelpartei für das Personal der kommunistischen Herrschaft, dem sie mit der Pluralität ihrer Programmatik bis heute hinreichend Asyl bietet.

			Dennoch scheint die Vorhaltung, sie habe sich nicht mit ihrer Vergangenheit auseinandergesetzt, nicht hinreichend fundiert. Keine der ehemaligen Parteien der DDR hat sich mit solcher Intensität der eigenen Vergangenheit widmen müssen. Die Resultate dieser Betrachtungen sind zum Teil vollkommen zu Recht in den Bestand historischer Fachdebatten eingegangen, selbst wenn sie immer auch von apologetischen Argumenten geprägt waren und sind.

			Ihr Kernproblem bleibt indes die schuldig gebliebene Erklärung dafür, wie aus einer diktatorischen Staatspartei qua »radikaler Erneuerung« ein emanzipatorisches politisches Projekt werden konnte. Eine Partei, die sich heute anmaßend als »Die Linke« bezeichnet, obwohl es zweifelsohne mehr Linke außerhalb dieser Partei gibt, während sich innerhalb »der ­Linken« auch, deutlich vernehmbar einen »nationalen Sozialismus« fordernde Rechte tummeln. Sie ist auch zu erklären schuldig geblieben, was linke Politik als soziale, republikanische und kulturelle Orientierung55 bedeutet, was eine linke Partei mit dem exzessiven Staatsterrorismus kommunistischer Regime verbindet und worin ihre radikale Erneuerung besteht.
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			»Pro DDR«-Werbung der PDS (»Partei des demokratischen Sozialismus«) am 24. Februar 1990 aus Anlass ihres ersten landesweiten Treffens seit ­ihrem Parteitag noch als SED im Dezember 1989. (Andreas Kämper)
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			Protestplakate vor dem Palast der Republik am 4. November 1989. (Dirk Eisermann)

		


		
			Bettina Tüffers

			Die 10. Volkskammer der DDR – Schule der (repräsentativen) Demokratie?

			Die politische Bilanz des ersten und letzten frei gewählten Parlaments der DDR im Frühjahr 1990

			»Ich finde, in dieser Volkskammer wurde Demokratie so gemacht, wie sie in einem Parlament eigentlich gemacht werden sollte.«1 Für eine ehemalige Abgeordnete war das, was die 10. Volkskammer zwischen ihrer Konstituierung am 5. April und dem 2. Oktober 1990, der letzten von insgesamt 38 Sitzungen, geleistet hatte, noch 25 Jahre danach der Idealzustand. Was meinte sie damit? Oder anders: Was war an der 10. Volkskammer so beispielhaft und nachahmenswert?

			Das ist durchaus auch heute noch von Interesse, nicht zuletzt weil zwei Drittel der 400 Volkskammerabgeordneten nach dem 3. Oktober 1990 ihre politische Karriere fortsetzten: 88 von ihnen übernahmen Mandate in den neugebildeten ostdeutschen Landtagen, 74 wurden im Dezember 1990 in den Bundestag gewählt, weiteren 13 gelang dies noch in späteren Legislaturperioden, 24 gingen von 1990 an ins Europaparlament, 29 in die Exekutiven der fünf neugebildeten Länder2. Aus der 10. Volkskammer sind außerdem sechs Ministerpräsidenten, acht Bundesminister und zwei -ministerinnen, sechs Parlamentarische Staatssekretäre und zwei Parlamentarische Staatssekretärinnen, ein Bundestagspräsident und ein Bundespräsident hervorgegangen. Diese Karrieren begannen nicht alle unmittelbar mit dem 3. Oktober, bei manchen lagen Jahre dazwischen. Sie waren auch nicht alle unbedingt von langer Dauer und blieben meist auf Ostdeutschland begrenzt. Viele ehemalige Abgeordnete schieden außerdem bald wieder aus der Politik aus. Dennoch, auf dem Gebiet der ehemaligen DDR waren sie nach den sechs Monaten die politisch Erfahrenen, auch wenn ihr Informations- und Kompetenzvorsprung nicht groß war und diese Erfahrung quasi im Schnelldurchlauf erworben wurde. Geprägt hat dies ihre weitere politische Arbeit sicherlich. Und möglicherweise hat diese Prägung die Art und Weise, wie Politik in den fünf östlichen Bundesländern gemacht wurde, noch wesentlich länger beeinflusst.

			Wenn wir davon ausgehen, dass die Abgeordneten zu ­Multiplikatoren be­stimmter Vorstellungen von Demokratie und Parlamentarismus wurden – Christopher Hausmann spricht von der 10. Volkskammer als einem »Elitenpool der neu entstehenden politischen Führungsgruppen im Osten Deutschlands«3 –, sollten wir uns diese Vorstellungen näher ansehen. Im Folgenden soll es vor allem um drei Aspekte des Themas gehen: 

			
					Woran orientierten sich die Abgeordneten? Gab es unabhängig von dem aus Westdeutschland importierten Modell genuin parlamentarische Traditionen in der DDR, an die sie anknüpfen konnten?

					Wie definierten die Abgeordneten ihre Rolle, wenn es ein Unbehagen am Prinzip der Repräsentation gab?

					Welche Folgen hatte das für die parlamentarische Praxis?1. Parlamentarische Traditionen (in) der DDR


			

			Vierzehn der am 18. März 1990 gewählten Abgeordneten, das waren nicht einmal vier Prozent, hatten zuvor bereits der Volkskammer angehört, zum Teil sogar für mehrere Wahlperioden.4 Der Elitenwechsel, der sich mit dem Wahltag vollzogen hatte, war also erheblich. Eine nicht unbeträchtliche Zahl war aber bereits als Parteifunktionär*innen oder in Gemeinde- und Bezirksvertretungen politisch aktiv gewesen, bevor sie das Mandat antrat. Auch das bisweilen über Jahre hinweg.5 Nur – was bedeuteten solche Erfahrungen für die Arbeit der 10. Volkskammer? Welchen Nutzen konnten sie unter den völlig gewandelten politischen Bedingungen seit dem Herbst 1989 überhaupt haben?6 

			Bis zum 18. März 1990 war die Volkskammer der DDR ein klassisches Beispiel für eine sozialistische Vertretungskörperschaft. Diese Volksvertretungen »neuen Typs« waren 1949 ganz bewusst in Abgrenzung zu »bürgerlichen« Parlamenten, das heißt zur repräsentativen Demokratie ­westlicher Prägung installiert worden. Laut Verfassung war die Volkskammer das höchste Machtorgan der DDR. Als reines Akklamationsorgan diente sie allerdings de facto dem SED-Regime vor allem als parlamentarische Fassade. Die Unterschiede zu den Parlamenten westlicher Demokratien waren eklatant: Die Abgeordneten in der DDR waren nicht frei gewählt – auch wenn die Verfassung das Gegenteil behauptete –, sie versahen ihr Mandat ehrenamtlich, bei höchstens zwei bis drei Sitzungen im Jahr. Sie blieben »Werktätige«, was angeblich einen engen Kontakt zur arbeitenden Bevölkerung und ein Verständnis für deren Sorgen und Wünsche garantierte. Pluralismus der Parteien existierte nur auf dem Papier, die zehn in der Nationalen Front zusammengefassten Blockparteien und Massenorganisationen fungierten lediglich als Transmissionsriemen der SED-Politik.

			Insbesondere mit den 1946 gewählten Länderparlamenten hatten auf dem Gebiet der späteren DDR viele die Hoffnung einer demokratischen Erneuerung verbunden. Doch auch hier gilt, dass sie zwar »anfangs weithin dem Charakter herkömmlicher Parlamente [entsprachen], jedoch rasch zu bloßen Repräsentativ- und Akklamationsorganen ohne weitreichende Gesetzgebungsbefugnisse ab[sanken]«7, bis sie schließlich im Zuge der Auflösung der Länder 1952 ganz abgeschafft wurden. Überdies saßen auch in ihnen größtenteils Parlamentsneulinge, die nicht bereits in der Weimarer Zeit ein Mandat innegehabt hatten.8

			Eine parlamentarische Kontinuität, die die Mitglieder der 10. Volkskammer hätten wiederaufnehmen können, gab es also weder personell noch institutionell. Ihre Kenntnisse über die Arbeit demokratischer Parlamente hatten sie, wenn überhaupt, aus zweiter Hand, vielfach vermittelt durch das West-Fernsehen. Auch wenn sich die einzelnen Fraktionen auf die kommenden Aufgaben gewissenhaft vorzubereiten versuchten – zum Teil sogar schon vor dem 18. März –, und mal mehr mal weniger von ihren bundesdeutschen Schwesterparteien, sofern solche existierten, unterstützt wurden: Mit parlamentarischen Verfahren vertraut waren lediglich diejenigen, die, wie zum Beispiel der stellvertretende Präsident der Volkskammer Reinhard Höppner (SPD) oder auch Lothar de Maizière (CDU), in den Synoden der Evangelischen Kirche der DDR aktiv waren. Anwälte wie de Maizière oder Gregor Gysi (PDS) kannten sich zudem mit juristischer Argumentation und Terminologie aus. Der parlamentarische Alltag sollte sich allerdings sehr schnell als viel komplexer und komplizierter erweisen, als es sich die meisten hätten träumen lassen.

			Die 10. Volkskammer war in der Tat ein absoluter parlamentarischer Neubeginn. Sie hatte jedoch mit dem Deutschen Bundestag ein Vorbild. Nicht allein aus praktischen Gründen war es für sie naheliegend, sich an ihm zu orientieren: Verfahren, Regeln, Strukturen, Zuschnitt von Ausschüssen und so weiter – all das wurde quasi eins zu eins kopiert, was einige der ostdeutschen Akteure durchaus kritisch sahen. Den Abgeordneten blieb allerdings kaum eine andere Wahl, denn sie standen von der ersten Minute an unter immensem Zeitdruck. Es war von Anfang an klar, dass sie lediglich ein Übergangsparlament bildeten, mit der alleinigen Aufgabe, die Verhältnisse in der DDR so schnell wie möglich – denn das bedeutete der Wahlsieg der konservativen Allianz für Deutschland – den westdeutschen anzugleichen. 

			2. Demokratie: repräsentativ oder doch lieber direkt?

			Reinhard Höppner erzählte 1995 nicht ohne Stolz: »Dieses Parlament war, wie kaum ein anderes, mit den Bewegungen auf der Straße verbunden.« Es »spielte […] Stellvertretung« im wahrsten Sinne des Wortes.9 Das war die sehr freundliche Beschreibung eines alles andere als konfliktfreien Verhältnisses zwischen Repräsentanten und Repräsentierten, die aber einiges aussagt über die Selbstwahrnehmung der Abgeordneten. Denn unabhängig davon, ob Höppner damit im Nachhinein etwas schönredete, auf ihre Bürgernähe hielt sich die Volkskammer viel zugute. Auf keinen Fall wollte sie den Eindruck entstehen lassen, ihre Mitglieder seien so abgehoben, elitär und abgeschottet, wie es die DDR-Politfunktionärskaste oder aber westdeutsche Berufspolitiker*innen gewesen waren. 

			Auf ihre Weise bestätigten Abgeordnete wie Rainer Ortleb (Liberale) oder Gerd Gies (CDU/DA) die Äußerung Höppners, wenn sie behaupteten, dass die Volkskammermitglieder »wirklich eine aus dem Volk herausgegriffene Masse«10 gewesen seien und »eher den Bevölkerungsquerschnitt« dargestellt hätten als heutige Abgeordnete. Was heißen sollte, dass sie die besseren Repräsentanten gewesen seien. Doch auch das entsprach nicht der Realität. Dass die 10. Volkskammer, was die Sozialstruktur ihrer Mitglieder betrifft, alles andere als der gern zitierte »Spiegel der Gesellschaft« war, sondern sich im Gegenteil »fundamental« von ihr unterschied, hat bereits Christopher Hausmann gezeigt.11 Diese mangelnde Spiegelbildlichkeit ist allerdings generell ein Charakteristikum der Parlamente westlicher Demokratien.12 Bezeichnenderweise waren es gerade die sozialistischen Volksvertretungen, die diese Eigenschaft ideologiebedingt für sich reklamierten – ungeachtet dessen, dass auch dort Praxis und Theorie weit auseinanderlagen.13

			Diese von den Abgeordneten gehegte Idealvorstellung der »wahren« Repräsentation war beispielsweise auch einer der Gründe, warum sie sich so schwertaten mit der Regelung der Diätenfrage. Weil sie ihr Mandat hauptamtlich ausübten, also nun von der Politik lebten, mussten sie auch bezahlt werden, um ihren Lebensunterhalt bestreiten zu können. Das war ein wesentlicher Unterschied zur alten Volkskammer. Doch ihre Diäten in der vorgesehenen Höhe selbst festzulegen, empfanden sie als ausgesprochen problematisch, denn die Summen, die zur Diskussion standen, waren deutlich höher als das, was die Menschen in der DDR im Durchschnitt verdienten. Auch hier war Bonn der Maßstab: Angepasst an die schlechteren Einkommensverhältnisse in der DDR erhielten die Abgeordneten circa ein Drittel dessen, was Bundestagsabgeordneten gezahlt wurde.

			Es gab weitere Formen der Entfremdung. Gerade ein ­Grundprinzip der repräsentativen Demokratie schien die Nähe zu den Bürgerinnen und Bürgern besonders zu behindern: Die strikte, auch räumliche ­Trennung von Akteuren und Zuschauern im Parlament – im Plenarsaal sprechen dürfen nur Abgeordnete, das Publikum auf der Tribüne ist zur Passivität verdammt, jegliche Meinungsäußerung ist ihm verboten. Das führte 1990 zu Irrita­tionen auf beiden Seiten, wodurch die Abgeordneten gezwungen waren, ihre eigene Rolle zu reflektieren: Hatten Nicht-Parlamentarier*innen ein Mitspracherecht? Wie weit musste man auf von außen herangetragene Forderungen eingehen? Wie sollte man sich verhalten angesichts der Proteste vor der Volkskammer, die es fast täglich gab? Sollte man sich mit den Protestierenden solidarisch erklären? Mit ihnen sprechen? Sie im Parlament sprechen lassen? Oder ihre Forderungen im Parlament nur verlesen? Und wie sollte man auf Proteste im Plenarsaal reagieren, wenn das Publikum auf der Tribüne Transparente entfaltete oder Flugblätter in den Saal warf? War das Ausdruck von Meinungsfreiheit und demokratischer Partizipation oder einfach eine unzulässige Behinderung der Arbeit des Parlaments?14 Das waren nicht bloß theoretische, sondern sehr praktische Probleme, denn all dies hatte sich in der Volkskammer ereignet und darauf musste sehr schnell adäquat reagiert werden.

			Manchen der Demonstrierenden, die sich ihr Recht auf freie Meinungsäußerung und politische Mitsprache gerade erst auf der Straße erkämpft hatten und dadurch auch hatten feststellen können, welche Möglichkeiten der Druck der Straße eröffnete, der ein ganzes Regime zu Fall gebracht hatte, musste es erscheinen, als würden sie schon wieder zum Zuschauen degradiert und als würde erneut Politik über ihre Köpfe hinweg gemacht. Das waren sie nicht bereit hinzunehmen und betrachteten es weiterhin als ihr Recht, sich mit solchen Mitteln in die politische Diskussion einzumischen. Zumindest anfangs konnten sie auch auf die Sympathien eines Teils der Abgeordneten zählen. Gerd Poppe (Bündnis 90/Die Grünen) beispielsweise nahm die Protestierenden mit dem Hinweis in Schutz, dass »dieses Parlament« durch die gewaltfreien Demonstrationen »ja erst zustandegekommen« sei.15

			Symptomatisch für diese Machtprobe ist eine kurze Szene während der Tagung am 13. September. Der Anlass war durchaus gravierend, denn er tangierte ein elementares Recht der parlamentarischen Öffentlichkeit: ihre Anwesenheit bei Plenarsitzungen. Die Deutsche Soziale Union (DSU) hatte den Antrag gestellt, das Publikum für den Tagesordnungspunkt, der die Abwahl Innenminister Diestels behandeln sollte, von der Verhandlung auszuschließen. In dem daraufhin entstehenden Tumult auf der Zuschauertribüne rief einer der Besucher in den Saal: »Wir sind das Volk!« Und bekam von unten aus dem Plenum prompt die Antwort: »Wir auch!«16

			Eine nachrevolutionäre Situation wie diejenige im Frühjahr 1990, als sich der Übergang vom Straßenprotest zur institutionalisierten parlamentarischen Demokratie vollzog, ist prädestiniert dafür, solche Abgrenzungsprobleme hervorzurufen. In der Volkskammer beförderte unter anderem der Umgang mit den Störern im Parlament allmählich das Entstehen einer Gruppenidentität und eines Selbstverständnisses als gewählte Repräsentanten. Die Entscheidung, wie viel Abgrenzung nach außen nötig und wie viel angemessen ist, fiel nicht immer leicht. Symbol für diese Trennung von Repräsentanten und Repräsentierten ist die Bannmeile.17 Auch wenn viele der Abgeordneten rückblickend betonten, dass sie nie ­existiert habe: Schon die 9. Volkskammer hatte im Herbst 1989 eine Bannmeilenregelung verabschiedet, die von der 10. Volkskammer übernommen wurde und bis Oktober 1990 in Kraft blieb. Ihre Umsetzung wurde zwar nicht konsequent betrieben, dennoch tagte die Volkskammer regelmäßig hinter Absperrungen und unter Polizeischutz, um einen reibungslosen und von äußeren Einflüssen und Druck ungefährdeten parlamentarischen Betrieb zu gewährleisten. Bei denjenigen, die diese Maßnahmen kritisierten, rief das Erinnerungen an überwunden geglaubte Zeiten wach. Das starke ­Polizeiaufgebot vor jeder Sitzung zeige, »daß die Regierung nicht das verwirkliche, was das Volk wolle, sonst müsse sie sich nicht vor ihm schützen«.18

			Unabhängig davon fremdelten einige der Abgeordneten generell mit dem Prinzip der Repräsentation. Wobei es je nach Fraktion starke Unterschiede gab. Vor allem bei Bündnis 90/Die Grünen, einem Zusammenschluss von Bürgerrechtsgruppen, aber auch bei der PDS waren diejenigen zu finden, die diesem Konzept skeptisch gegenüberstanden. Wolfgang Ullmann (Bündnis 90/Die Grünen) zum Beispiel sah im Februar 1990 in der SPD »ein Musterbeispiel für die Begrenzung einer Partei als politisches Willensbildungsinstrument«. Stattdessen forderte er: »Bürger müssen das Recht auf basisdemokratische Vertretung haben. Parteien versagen an dieser Stelle. Das Parlament ist gut zur Lösung von Langzeitproblemen und für die Gesetzgebung. Bürgerkomitees können schneller reagieren, sind außerdem eine zusätzliche Informationsmöglichkeit für die Regierung.«19 Seiner Ansicht nach durfte das politische Engagement der Menschen nicht mit der Wahl des neuen Parlaments bereits wieder enden.

			Es waren aber nicht nur die Akteure aus der DDR-Oppositionsbewegung, die sich aufgrund eigener Erfahrungen für Elemente direkter Demokratie und stärkere politische Partizipation der Bürgerinnen und Bürger jenseits von Wahlen stark machten. Nicht wenige hatten Vorbehalte gegenüber politischen Parteien, ihren rigiden Strukturen und Hierar­chien, zumal für sie der Begriff »Partei« ohnehin stark diskreditiert war, schließlich war er untrennbar mit der Einheitspartei SED und dem Blockparteien-System verknüpft.

			Abgeordnete wie Ullmann hegten denn auch große Sympathien für die Arbeitsweise des Zentralen Runden Tisches, um den sich von Oktober 1989 bis Februar 1990 Vertreter*innen des Regimes mit Mitgliedern der Bürgerrechtsbewegung und von Oppositionsgruppen, darunter auch er selbst, versammelt hatten, um über die Zukunft des Landes zu verhandeln. Die dort praktizierte Art des Aushandelns politischer Fragen zwischen gleichberechtigten Partnern, nicht zwischen Parteien, moderiert von unparteiischen Vertretern der Kirche, begründete seinen Nimbus.20 Für manche blieb er das Ideal demokratischer Diskussion und Entscheidungsfindung, auch als er sich längst überlebt hatte. Die von Ullmann kritisierte SPD hingegen hielt von solchen Vorstellungen überhaupt nichts. Sie hatte sich ganz bewusst als Partei für ein zukünftiges repräsentatives parlamentarisches System konstituiert, nicht als »unverbindlicher Diskutierklub«.21

			3. Folgen für die parlamentarische Praxis: »Fraktionszwang« und »Parteiengezänk«

			Auch in der 10. Volkskammer waren die Abgeordneten, bis auf den einzelnen Vertreter des Aktionsbündnisses Vereinigte Linke, in Fraktionen organisiert. Allerdings legten viele von ihnen großen Wert auf die Feststellung, dass es keinen »Fraktionszwang« gegeben habe. Die CDU/DA-Fraktion hatte sogar einen dementsprechenden Passus in ihre Geschäftsordnung aufgenommen.22 Eine freie Stimmabgabe, ohne Rücksicht auf die Richtungsentscheidungen der Gesamtfraktion, wurde nicht als unsolidarisch oder gar problematisch betrachtet, nicht als Verstoß gegen eine zwar lästige, aber unumgängliche Fraktionsdisziplin, ohne die eine verlässliche, nachvollziehbare Politik nicht möglich ist, sondern sie galt per se als positiv und genuin demokratisch. So meinte Jens Reich (Bündnis 90/Die Grünen) denn auch, man könne das uneinheitliche Abstimmungsverhalten seiner Fraktion als Politikunfähigkeit kritisieren, aber auch »als tapferen Beitrag dazu loben, daß Abgeordnete nach unseren Vorstellungen einer bürgernahen Demokratie zwar in Fraktionen arbeiten, aber fraktionsfrei abstimmen sollten«.23 

			In der 10. Volkskammer erforderten die für alle neue Situation sowie Um­­fang und Komplexität der Aufgaben sicher ein hohes Maß an Kooperation und Hilfsbereitschaft über die Fraktionsgrenzen hinweg, und verglichen beispielsweise mit dem Bundestag war diese Kooperation auch stärker ausgeprägt. Aber auch hier war, entgegen der Wertschätzung, die das »freie« Abstimmen genoss, Fraktionsdisziplin ein hohes Gut, insbesondere nachdem im Sommer die große Koalition mit ihrer, aus Sicht der Regierung, so beruhigenden Mehrheit von mehr als zwei Dritteln der Abgeordneten auseinandergebrochen war. Bis zu diesem Zeitpunkt war das Ausscheren Einzelner gut zu verkraften. Aber als es dann immer stärker darauf ankam, Mehrheiten zu organisieren, gab es auch in der ­Volkskammer vor wichtigen Entscheidungen Probeabstimmungen, wurden Abgeordnete herbeitelefoniert und mussten diejenigen, die von der Fraktions­linie abwichen, mit Sanktionen rechnen.

			So entstand ein sehr klischeehaftes Gegensatzpaar: Den von Fraktions­zwang und Parteivorgaben gegängelten Parlamentarier*innen standen die lediglich an Sachfragen interessierten, »bürgernahen« Abgeordneten ge­­genüber, die, ohne sich in »Parteiengezänk« oder »Parteienegoismus« zu verzetteln oder auf den nächsten Wahlkampf zu schielen, mit großer Konsensbereitschaft zum Wohl der Allgemeinheit arbeiteten.

			Große Skepsis gegenüber einer konfrontativen Auseinandersetzung entlang von Parteilinien, dem Widerstreit von Interessen, dem institu­tionalisierten Austragen von Meinungsverschiedenheiten und dem Kampf um politische Mehrheiten war unter den Abgeordneten der Volkskammer weit verbreitet. So wünschte sich am 5. April nicht nur die frischgewählte Volkskammerpräsidentin Sabine Bergmann-Pohl: »Über jeglichen Parteien­egoismus hinweg muß es uns gelingen, durch eine kluge, von vielen getragene Politik wieder die Hoffnung in das Leben der Menschen zu geben.«24 Auch Jürgen Schwarz (DSU) würdigte am 2. Oktober 1990 die Arbeit der vergangenen sechs Monate folgendermaßen: »Hier [die Ausschüsse der Volkskammer, d. Verf.] wurde Parteienstreit und Parteiengezänk zurückgestellt, Schwätzer und Hohlreden hatten hier kaum Chancen.«25

			Schon 43 Jahre zuvor hatte sich der Alterspräsident des Brandenburger Landtags, Georg Schöpflin, ganz ähnlich angehört: »Sachliche Aussprache, sachlicher Kampf um Weltanschauung, um politische und wirtschaftliche Probleme. Aber, meine Damen und Herren: Nie wieder elendes Parteiengezänk in den Parlamenten.«26 Und auch der Präsident der Provisorischen Volkskammer, Johannes Dieckmann, hatte im September 1950 genau diesen Punkt in seiner Bilanz hervorgehoben: »Wir sind und waren kein Parlament, das Phrasen drischt, zum Fenster hinaus redet und die Staatsbürger mit Parteiengezänk verwirrt.« Die auffällige Einstimmigkeit bei Abstimmungen in der Provisorischen Volkskammer erklärte er mit der Pflicht, ein »vielfach noch verwirrtes Volk nicht erneut und weiter zu verwirren, sondern ihm ein Beispiel und Vorbild für die neue Gemeinschaft zu geben. […] Wo uns Meinungsunterschiede trennten, da haben wir sie in ehrlichem demokratischem Ringen miteinander im Block oder in Ausschusssitzungen des Parlaments ausgetragen, und am Ende solchen Ringens stand immer und in jedem Falle wieder die Einheit, die Gemeinschaft«.27

			Sachlichkeit, Einheit und Gemeinschaft, dafür stand diesen Aussagen zufolge die DDR, »Parteiengezänk« verortete man in der Bundesrepu­blik – bereits Wilhelm Pieck hatte verkündet: »Diese Einmütigkeit der Parteien und Organisationen in der Ostzone hebt sich würdig ab von dem traurigen Bild, das der westdeutsche Bundestag und die westdeutsche Bundesregierung in dem häßlichen Widerstreit des Parteiegoismus der bürgerlichen Parteien und der Sozialdemokratie bieten.«28 

			Anders als die Zitate vermuten lassen, war das kein Spezifikum der DDR, die Kritik am Parteienstreit gehört zum Traditionsbestand der Parlamentarismuskritik.29

			Fazit: Eine neue parlamentarische Kultur, zur Nachahmung empfohlen?

			Viele Abgeordnete haben die 10. Volkskammer als einen Ort in Erinnerung behalten, wo über Fraktionsgrenzen hinweg im Konsens und nur an Sachfragen orientiert Entscheidungen getroffen wurden, ohne Geschäftsordnung, Bannmeile und »Fraktionszwang«. Ein Ort, wo alle in freier Rede und so lange, wie sie wollten, ihre Argumente vorbrachten, wo die Plätze im Plenarsaal immer besetzt waren und die Sitzungen regelmäßig bis tief in die Nacht dauerten. Das Ideal des Parlaments als Ort der Deliberation.

			In einer kaum mehr zu entwirrenden Mischung aus persönlichen Erfahrungen (vor allem der ersten Tage und Wochen, als noch alles sehr chaotisch verlief), kulturellen und historischen Prägungen, Wunsch- wie Idealvorstellungen hat sich auf diese Weise ein Narrativ über dieses Parlament gebildet, das in vielen Punkten nicht mit der Realität übereinstimmt, weil es einzelnen Phänomenen und Ereignissen im Gesamtzusammenhang zu viel Bedeutung beimisst, sie missinterpretiert oder falsch gewichtet, andere Dinge hingegen völlig vergisst, sodass in der Summe ein verzerrtes Bild entsteht. Dieses Narrativ erzählt von einem vermeintlich anderen und vor allem »besseren« Parlament, das dem kalten, unnahbaren, professionellen Bonner Betrieb eine frischere, spontanere, »kulturvollere« und »menschlichere« Variante entgegensetzte. Dieses Parlament hat es so nie gegeben. 

			Solche Vorstellungen wurden natürlich nicht von allen Abgeordneten und nicht immer in allen Punkten geteilt. Matthias Platzeck (Bündnis 90/Die Grünen) hat die Desillusionierung beschrieben, die manche befiel, als ihre Ideale mit der Realität kollidierten: »›Wir treffen uns, diskutieren so lange, bis alle einig sind, und beschließen dann gemeinsam‹ – mit diesem Gestus hatten wir angefangen, doch damit war es jetzt vorbei. Plötzlich wurden Gesetzgebungsverfahren mühsam und bürokratisch in den Parlamentsausschüssen eingeleitet – das kannten wir so nicht.«30 

			Dennoch sind diese Vorstellungen, zeitgenössisch wie retrospektiv, in den verblüffend übereinstimmenden Aussagen erstaunlich vieler damaliger Akteure zu finden. Und sie sind es, die bislang unser Bild von diesem Parlament bestimmt haben. Warum das so ist, dafür gibt es ein ganzes Bündel von Erklärungen.

			Reinhard Höppner hatte recht mit seiner Behauptung, die 10. Volkskammer sei eine »Schule der Demokratie« gewesen.31 Doch indem sie den Bundestag als Modell wählte, sahen sich ihre Abgeordneten mit einem bereits bestehenden System konfrontiert, mit dessen Funktionsweise sie sich erst vertraut machen mussten. Nichts war selbstverständlich, wirklich alles musste mehr oder weniger mühsam, in rasendem Tempo und unter denkbar ungünstigen Arbeitsbedingungen erlernt werden. Es ist zum Beispiel kein Zufall, dass es ausgerechnet der PDS größte Schwierigkeiten bereitete, mit der eigenen Oppositionsrolle klarzukommen. Nicht nur, weil sie als Nachfolgepartei der SED an ihrem radikalen Bedeutungsverlust zu schlucken hatte – sie verfügte nur über 66 Sitze –, sondern weil ihr das Konzept von Opposition als notwendiger institutionalisierter Bestandteil des parlamentarischen Systems und ihre Funktion in einer Demokratie, ihre Beschränkungen wie ihre Chancen, völlig fremd war.32

			Diese Lernsituation führte bisweilen zu einer eigenwilligen Auslegung der übernommenen Regeln und Verfahren, Eigenheiten schlichen sich ein und es wurden handwerkliche Fehler gemacht. Den Akteuren waren ihre Defizite durchaus bewusst, vor allem, weil die Öffentlichkeit durch die permanente Live-Berichterstattung im Fernsehen daran teilhatte und zunehmend kritischer auf das Gesehene reagierte. Das schlechte Image der 10. Volkskammer wurde im Laufe der sechs Monate zu einem echten Problem, weil es das Vorhaben zu konterkarieren drohte, als Vorreiterin für die Demokratisierung des Landes, wie die Volkskammerpräsidentin betont hatte, »Meinungsunterschiede [zu verdeutlichen] und Entscheidungsabläufe transparent [zu machen]«.33 Sie war zu diesem frühen Zeitpunkt noch sehr zuversichtlich gewesen, dass »aus unserem Parlament heraus gute Beispiele für die Demokratisierung unseres gesellschaftlichen Lebens insgesamt gegeben werden«.34 Stattdessen stand es bald in dem Ruf, eine Laienschauspieltruppe zu sein, die ihrer Aufgabe nicht wirklich gewachsen war. Direkt im Anschluss an die Auflösung der Volkskammer gingen die Abgeordneten dementsprechend scharf mit sich und der geleisteten Arbeit ins Gericht. Die großen Hoffnungen des Anfangs hatten einem Gefühl der Ohnmacht und des Getriebenseins Platz gemacht. Die Unzufriedenheit darüber, auf die Ereignisse immer nur reagiert, sie nie kontrolliert und selbst bestimmt, sondern lediglich das ausgeführt zu haben, was andernorts entschieden wurde, war unter ihnen weit verbreitet.

			Die Schwierigkeit lag darin, dass die 10. Volkskammer sich gleich nach zwei Seiten hin hatte behaupten müssen: Zum einen in klarer Abgrenzung gegen die Art und Weise, wie jahrzehntelang in der DDR Politik betrieben wurde, als Ein-Parteien-Show der SED, manipulativ, im Verborgenen. Deshalb hatte sie einen so großen Wert auf Offenheit und Transparenz gelegt. Zum anderen aber auch, zumindest partiell – und das mag auf den ersten Blick irritieren – in Konkurrenz zum Deutschen Bundestag. Und zwar nicht, obwohl man sich an ihm orientierte, sondern vermutlich gerade, weil man das tat. Es war schlicht der Versuch, ein eigenes Profil zu entwickeln, trotz der offensichtlichen Defizite und Schwierigkeiten, als das genuine Parlament der DDR-Bürgerinnen und -Bürger wahrgenommen zu werden und nicht einfach nur als eine dilettantisch ausgeführte Kopie des Bundestags mit begrenzter Haltbarkeit. Bei diesem Versuch wurde manches Negative unbewusst einfach uminterpretiert und mit zunehmendem zeitlichen Abstand immer wohlwollender betrachtet: So wurde aus Chaos Improvisationstalent, aus der Scheu vor offen ausgetragenen Konflikten eine Vorliebe für sachliche Diskussion und Konsensbereitschaft, während irritierte Beobachter*innen aus dem Westen vor allem die Unzulänglichkeiten wahrnahmen.

			Die auffällige Konsensbereitschaft der 10. Volkskammer wurde dadurch zweifelsohne erleichtert, dass es noch keine klare Ausdifferenzierung der politischen Parteien gab, die allerorten erst im Aufbau steckten und dass eine fest umrissene Wählerschaft fehlte. Schließlich war mancher Entschluss, für eine bestimmte Partei zu kandidieren, allein dem Zufall zu verdanken. Die Bereitschaft rührte aber auch daher, dass die Abgeordneten ein gemeinsames Ziel hatten, trotz aller Unterschiede im Detail. Und sie war nicht zuletzt Ergebnis der fehlenden Übung und Unsicherheit im Umgang miteinander. 

			Allerdings war das, was auf einmal als positive Abweichung von Norm und Praxis des Bonner Modells gewertet wurde, gleichzeitig auch immer der Nachhall bestimmter kultureller und politischer Traditionen der DDR. Auch wenn die Abgeordneten fest davon überzeugt waren, mit dem alten Regime gebrochen zu haben, waren sie doch zutiefst geprägt von der politischen Kultur der DDR, viel stärker, als ihnen das wohl selbst bewusst war und als sie es vermutlich wahrhaben wollten.

			Diese Unterschiede im politischen Verständnis verschwanden mit dem 3. Oktober nicht einfach. Sie waren das, was einem aus Westdeutschland stammenden Politiker wie Kurt Biedenkopf, von 1990 bis 2002 Ministerpräsident Sachsens, sofort auffiel: »Den [in der Landtagswahl am 14.10.1990, d. Verf.] neu gewählten Parlamentariern fällt es schwer, sich an Mehrheitsentscheidungen zu gewöhnen, auch in den Reihen der Mehrheit selbst. Bisher musste man sich um Konsens bemühen, denn für Mehrheiten am Runden Tisch gab es keine institutionellen Vorkehrungen. So beschwört man diese Praxis auch jetzt und lässt die Auffassung erkennen, dass Mehrheiten, die ohne Konsens entscheiden, im Grunde undemokratisch handeln und an die überwundene Vorherrschaft einer Partei erinnern.«35 Die Frage, die sicher noch weiterer Klärung bedarf, ist also: Wie lange haben sich diese Unterschiede gehalten und sind sie jemals ganz verschwunden?
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			»Wir sind ein Volk«. Demonstrant im Dezember 1990 in Ost-Berlin. (hk)

		


		
			Hans-J. Misselwitz

			1989/90: Von der Notwendigkeit der Erweiterung des Horizonts der Erzählung

			Über das Jahr der Entscheidungen, Erinnerungslücken und verpassten Alternativen1

			Schon bald nach 1989/90 ist von einer »unerhörten Begebenheit« die Rede.2 Im Doppelsinn des Wortes klingt darin das Außerordentliche der Ereignisse nach, aber auch schon das Vergebliche, nicht Wahrgenommene, nicht Eingelöste des historischen Moments. Von der im Nachhinein geradezu selbstverständlich erscheinenden Haltung, mit der sich die Bevölkerung in der DDR als Souverän erkannte und sich der Lage bemächtigte, war binnen weniger Jahre kaum noch etwas im Bewusstsein. In Ostdeutschland erinnert man noch an den 9. Oktober 1989 in Leipzig, den Tag der Entscheidung, als die bis dahin größte Demonstration ohne Gewalt endete und von einem »Wunder« die Rede war. Das einzige Ereignis von 1989/90, das Bestandteil der kollektiven Erinnerung des vereinten Deutschlands wurde, ist der Fall der Berliner Mauer am 9. November 1989: Die Grenzen waren plötzlich offen, die deutsche wie die europäische Teilung Vergangenheit. Es war das grandiose, weltbewegende Fest des Herbstes 1989.

			Von den beiden Erzählungen, die sich mit dem Mauerfall verbinden, wird zunehmend nur noch eine erzählt: Von Menschen, die entschlossen waren, in den Westen zu gehen und die Grenzen zu überwinden – erst in Ungarn, dann in Prag über die westdeutsche Botschaft und schließlich in Berlin. Die Bilder mit den feiernden Menschen auf der Mauer zeugen von einem glücklichen Ende. In der anderen Erzählung geht es um einen Aufbruch, um die friedliche Überwindung eines Systems, das solcher Mauern bedurfte. Es ist die Erzählung von einem Anfang. Davon war schon zehn Jahre danach nur noch am Rande die Rede, als das offizielle Gedenken des Mauerfalls unversehens zu einer vorgezogenen Feier der deutschen Einheit geriet, ein Jubiläum, das eigentlich erst 2000 fällig war. Das Ergebnis von 1990 wurde mit dem Ereignis von 1989 identifiziert. Nur ein riesiges schwarzes Plakat mit weißen Lettern am Alexanderplatz erinnerte daran: »Wir waren das Volk.«

			Das Jahr der Entscheidungen fällt in die Erinnerungslücke 

			So erscheint das knappe Jahr zwischen dem 9. November 1989 und dem 3. Oktober 1990 im Nachhinein fast ereignislos. Ausgenommen vielleicht die ersten freien Wahlen zur Volkskammer (siehe auch den vorangegangen Beitrag von Bettina Tüffers in diesem Buch). Was diesen Zeitraum der sich demokratisierenden, schließlich demokratischen DDR betrifft, der Abschaffung des SED-Monopols und der Runden Tische, der frei gewählten Volkskammer und der letzten Regierung der DDR, klafft eine Erinnerungslücke. Kaum jemand weiß heute noch, dass am 17. Juni 1990 die Volkskammer grundlegende Verfassungsänderungen beschloss, durch die sich die DDR zu einem freiheitlichen, demokratischen, föderativen, sozialen und ökologischen Rechtsstaat erklärte. Das wäre ein Anlass zum Feiern gewesen, die friedliche Revolution von 1989 war an ihr Ziel gelangt. Gefeiert wurde damals am 1. Juli, aber dann auf allen Kanälen, als die DDR-Bürgerinnen und -Bürger an den Ausgabestellen für die ihnen nun zustehende D-Mark anstanden. 

			Die Erinnerung an die vor über 30 Jahren friedlich, auf der Grundlage demokratischer Entscheidungen und internationaler Diplomatie beendete Teilung Deutschlands wird dominiert von Staatsmännern und ­Staatsakten. Kohl und Genscher, Bush und Gorbatschow. Das Treffen im Kaukasus und der Tag der Deutschen Einheit. Dieser Tag ist ein eher zufälliges, administrativ festgelegtes Datum. Der Tag, an dem die DDR, nun offiziell »Beitrittsgebiet« genannt, dem Geltungsbereich des Grundgesetzes (GG) beitrat, ist ein arbeitsfreier Tag in ganz Deutschland mit staatspolitischen Veranstaltungen. Er geriet zu einem Fest der politischen Reden und der Präsentationen regionaler Kulturlandschaften. Im Blick auf das historisch entscheidende Jahr 1990, das zugleich einen tiefgreifenden Wandel der europäischen Ordnung brachte, bleibt das offizielle Datum, der 3. Oktober, blass, ein Fest der Bestätigung dessen, was schon war. 

			Den Rang eines Mythos, der dem Jahr 1968 nachgesagt wird, konnte 1989/90 nicht erreichen. Dazu werde es »verschattet vom Nachfolgenden und verwässert von analytischer Dreinrede …«.3 Liegt es daran, dass in seinen Wirkungen die ursprünglichen Ziele kaum noch erkennbar sind? Gerade für die spannendste Phase der neuen demokratischen Praxis, der Runden Tische, freien Wahlen, Regierungsbildung und kommunaler Selbstverwaltung in der DDR haben wir auch nach 30 Jahren offensichtlich kein gemeinsames Narrativ gefunden. Es geht um die Zeit, besser um ein Zeitfenster der Gestaltung, der politischen Willensbildung, der Schaffung neuer Institutionen und Organisationen, die für die politische Arbeit erst geschaffen werden mussten. Heute herrscht die Meinung vor: Die DDR brauchte nur noch ein Abrissunternehmen. Die gewählte Regierung sei nur noch dazu dagewesen, sich möglichst schnell selbst abzuschaffen.

			Entsprechend spielen heute die ostdeutschen Ideen, Debatten und Ziele über die Gestaltung einer demokratischen DDR oder der deutschen Einheit keine Rolle.4 In der deutschen Öffentlichkeit ist heute weder präsent noch relevant, dass die Herstellung der deutschen Einheit das Ergebnis von Verhandlungen zweier deutscher Regierungen war – und nicht einer. Und dass diese nicht etwa nur mit identischen Vorschlägen und Interessen am Tisch saßen. Die verbreitete Ignoranz machte es leicht, das Ergebnis im Nachhinein als alternativlos zu erklären, die Vorschläge und Initiativen, die nicht zum Zuge kamen, als irrelevant einzustufen. Das ist nur ein Beispiel einer Erfahrung, die es in vielen Facetten gibt, und die zu der im Osten verbreiteten Form der politischen Entfremdung beiträgt. Auch bei vielen Engagierten des Anfangs: keine Absage an die Demokratie, wohl aber ein gestörtes Vertrauen in die Politik. 

			Der Kampf um das Erbe von 1989/90

			Im Herbst 2019 trat die Erinnerung an die friedliche Revolution, die Überwindung des SED-Regimes, erstmals wieder stärker in den öffentlichen Fokus. In Ostdeutschland wurde zuvor immer mal wieder von »1989« Gebrauch gemacht, indem man die Jahreszahl als Symbol für gesellschaftliche Opposition und Widerstand beschwor, am sichtbarsten 2005 gegen »Hartz IV«, zehn Jahre später für »Pegida«. Es blieb eine regionale Erscheinung, den Ostdeutschen überlassen, wieder zu »Montagsdemonstrationen« aufzurufen und »Wir sind das Volk!« zu skandieren. Gegen den Missbrauch des Erbes von 1989 meldeten sich regelmäßig auch Stimmen aus Kreisen der Opposition in der DDR. Aber auch innerhalb dieser Kreise gibt es darüber Differenzen, wer berechtigt ist, sich auf 1989 zu berufen. Dabei scheiden sich auch unter ihnen die Geister letztlich daran, ob die friedliche Revolution mit der deutschen Einheit vollendet wurde oder eine »unabgeschlossene Geschichte steckengebliebener Reformimpulse« sei – auch für die gesamtdeutsche Zukunft.5

			Bei dem neuen bundesweiten öffentlichen Interesse an den Ostdeutschen geht es um etwas anderes: um die politischen Machtverschiebungen im deutschen Parteiensystem. Dafür wird vor allem das Wahlverhalten der Ostdeutschen verantwortlich gemacht, die bei Landtagswahlen und bei der Bundestagswahl jeweils über 20 Prozent ihrer Stimmen der AfD gaben. Man fragt sich, ob diese Stimmen für eine rechte politische Partei zum Erbe der DDR-Diktatur gehören oder eher Ausdruck der »unvollendeten Revolution« von 1989 sind, wobei es sich in beiden Fällen um spezielle »Demokratie-Defizite« in Ostdeutschland handeln würde. Die erste Erklärung zielte bislang die Wählerschaft der PDS, heute aber zunehmend auf die rechtsgerichteten Wähler im Osten. Damit ist die AfD gemeint. Die dreht aber nun den Spieß um und kontert mit der zweiten Erklärung, dem angeblich ungehörten »Volkswillen« von 1989, um gegen Parteien und Regierung zu mobilisieren. Dieser Anti-Politik-Protest rechtspopulistischer Agitation ist kein ostdeutsches Phänomen und ebenso kein gesamtdeutsches. Der Verweis auf das DDR-Erbe bietet keine hinreichende Erklärung mehr. Nicht nach 30 Jahren staatlicher und gesellschaftlicher Anstrengungen zur Überwindung dieses Erbes – vom Elitenaustausch bis zur Aufarbeitung des SED-Unrechts.

			Es ist längst angebracht, den Blick zu weiten. Der Rechtsruck ist keine auf die europäischen postsozialistischen Staaten begrenzte Bewegung, sondern in allen modernen Gesellschaften, auch in den westlichen liberalen Demokratien festzustellen. Es ist also an der Zeit, mit einem anderen Ansatz zu untersuchen, welche Umstände und Entscheidungen der letzten Jahrzehnte zu dem politischen Rechtsruck beigetragen haben. Wenn wir die Erklärung nicht mehr nur in der Vorgeschichte suchen können, dann geht es allerdings auch darum, inwiefern die Ursachen dieser Entwicklung schon im Anfang – also 1989/90 – liegen.

			»Ende der Geschichte«: Übernahme des westlichen Modells als »Nachholende Modernisierung«

			Politisch war 1990 in Ost wie West ausgemacht, dass die Rufe »Rückkehr nach Europa« in Prag und Warschau oder »Keine Experimente!« in Berlin für die Übernahme des westlichen Wirtschafts- und Gesellschaftsmodells plädierten. Der Osten wollte seine politischen und ökonomischen Defizite überwinden, indem er sich am existierenden Westen orientierte. Der Westen lieferte sämtliche Blaupausen für die Anpassung an die Erfordernisse liberaler, demokratischer und marktwirtschaftlicher Verhältnisse. Auf die »nachholende Revolution« (Jürgen Habermas) folgte die »nachholende Modernisierung«.

			Das Leitbild »Modernisierung« war sowohl Programm als auch Ziel der postsozialistischen Transformation. Der Begriff der »Modernisierung«, der in der zweiten Hälfte des letzten Jahrhunderts das soziologische Denken im Westen prägte, bietet die theoretische Basis für die Beschreibung komplexer Gesellschaften. Unter Modernisierung versteht sie jenen Typus sozialen Wandels, der seit dem 18. Jahrhundert zunächst in England, dann in Frankreich den Rahmen liefert, innerhalb dessen sich die westlichen Gesellschaften entwickelten. Das heißt, Optimierung und Wachstum gehören zum Modell, wie auch die Integration konkurrierender Ansätze und Interessen. Den Raum dafür bieten die »Basisinstitutionen« der Moderne, wie Konkurrenzdemokratie, Marktwirtschaft und Sozialstaat, die damit Systemalternativen überflüssig machen.6 

			Das schien1989/90 offenbar erreicht: Nach dem Ende der Zweiteilung der Welt der nahezu vollständige Triumph von Demokratie und Marktwirtschaft. Dies sei auch das »Ende der Geschichte«, denn das westliche Modell habe sich als dasjenige erwiesen, das gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung, Fortschritt und Mehrung des Wohlstands verkörpere. Man konnte sich damals »nur schwer eine Welt vorstellen … oder … eine Zukunft ausmalen, die nicht demokratisch und kapitalistisch geprägt ist«, so die Prophezeiung Francis Fukuyamas für die beginnende Epoche.7

			Mehr als 30 Jahre nach dem Triumph des liberalen westlichen Modells ist der Glanz des Sieges fast verblichen. Der Glaube an die Überlegenheit des westlichen Modernisierungsmodells wurde erneut erschüttert. Der wirtschaftliche Aufstieg Chinas ohne liberale Demokratie erscheint vielerorts als Beispiel einer effektiveren Modernisierung. Die Ideale »offene Gesellschaft« und »freie Märkte« stehen wieder zur Disposition. Spätestens seit der Weltfinanzkrise 2008 und der »Flüchtlingskrise« 2015 gewinnen die Kritiker dieser Ideale auch im westlichen Europa an Einfluss (am »Brexit« zeigt sich das am deutlichsten), begleitet von dem Erstarken rechtspopulistischer und -extremistischer politischer Parteien, die nationale Abschottung und nationalistische Mobilisierung propagieren.

			Die marktliberalen Reformen verändern den Osten und den Westen

			Die in Mittel- und Osteuropa verbreitete Erwartung war, es ginge um die Übernahme des bis dahin geltenden westeuropäischen Ordnungsmodells einer sozialen Marktwirtschaft. Das wurde enttäuscht. Die präzedenzlose Aufgabe des Umbaus staatlich gelenkter Gesellschaften und Wirtschaften in liberale öffnete 1989/90 der Anwendung einer radikalen Variante der Transformation Tür und Tor. Sie entsprach dem von IWF und Weltbank 1989 verabschiedeten »Washington Consensus«, ursprünglich ein ­Konzept zur Sanierung bankrotter Staaten in Lateinamerika: Abbau staatlicher Regulierung, die Liberalisierung des Marktes, die Privatisierung von Staatsbetrieben. Dazu kam der Beitritt zur Europäischen Union der offenen Binnenmärkte und -grenzen. Das hat den mobilen, gut qualifizierten Teilen der Bevölkerung dieser Länder zwar zu neuen Chancen und zunehmend zu Wohlstand verholfen, allerdings im Gefolge flächendeckender De-Industrialisierung, massenhaftem sozialen Abstieg und Verarmung des anderen, meist größeren Teils der Bevölkerung. Die bis heute andauernde dramatische Abwanderung stellt die Länder heute unter anderem vor massive demografische Probleme.

			Das wirkte sich auch auf die alten EU-Mitgliedsländer aus, die sich zu entsprechenden marktliberalen Reformen gezwungen sahen, um im Standortwettbewerb mit osteuropäischen oder asiatischen Niedriglöhnen und –steuern zu bestehen. Diese Wechselbeziehungen zwischen Ost und West8 haben auch im Westen die soziale Ungleichheit vertieft und sozialstaatlich verbürgte Sicherheiten abgebaut, im Osten Enttäuschung hervorgerufen statt des erwarteten ökonomischen und sozialen Aufstiegs (»blühende Landschaften«, »Keinem wird es schlechter gehen«). Das heißt: Die marktliberalen Reformen brachten zwar mehr wirtschaftliche Effizienz und allgemein ein besseres Warenangebot, gleichzeitig aber wachsende soziale Ungleichheit und entsprechend zunehmende Konfliktlinien.9 Ein Ergebnis war, dass im Osten der Anschluss an den Westen und im Westen der Anschluss des Ostens dafür verantwortlich gemacht wurde, also die jeweiligen Lasten als von außen auferlegte erklärt wurden.

			Der Zusammenhang und die Wechselwirkungen zwischen den marktliberalen Transformationen im Osten und im Westen fand bisher zu wenig Beachtung. Im Unterschied zur postsozialistischen Transformation10, wo die neoliberalen Reformen zunächst kaum auf Widerstand trafen, konnte im Westen das Reformprogramm gegen große Widerstände meist nur schrittweise umgesetzt werden. Trotz unterschiedlicher Wohlstandsniveaus kam es jedoch auf beiden Seiten zu Verlusten an sogenannten »sozialen Besitzständen«, an sozialer Sicherheit und an öffentlichen Gütern, ja letztlich zu einer teilweisen Enteignung der Gesellschaft.11

			Im Ergebnis geht es also auch um politische Kontrollverluste, das heißt Verluste demokratischer Gestaltung und Mitbestimmung in den Bereichen, die durch Privatisierung der Regulierung entzogen wurden. Daraus resultieren existenzielle Kontrollverluste, die nicht nur die soziale Lage bedürftiger Menschen und abhängig Beschäftigter betreffen, sondern in den sogenannten Mittelschichten die Chancen des sozialen Aufstiegs. Dem Verlust an Kontrolle über das eigene Leben entspringt nun eine auch in der gesellschaftlichen Mitte zunehmende politische Entfremdung.12 Diese wendet sich mit einer rechten politischen Grundhaltung aber nicht nur gegen das Modell der neoliberalen Marktgesellschaft, sondern letztlich gegen das liberale Gesellschaftsmodell insgesamt.13

			Aufbau Ost als Nachbau West: Imitation statt Emanzipation?

			In dem Ende 2019 erschienenen Buch »Das Licht, das erlosch«14 deuten die Politologen Ivan Krastev und Stephen Holmes das Geschehen nach 1989/90 aus der Perspektive der Transformationsgesellschaften. Ihre These lautet: »1989 läutete ein dreißigjähriges Zeitalter der Nachahmung ein. Die vom Westen dominierte unipolare Ordnung ließ den Liberalismus im Reich der moralischen Ideale unangreifbar wirken – seine Werte wurden dem Osten als Imperativ übergestülpt.« Es sei »immer um Modernisierung durch Nachahmung und um Integration durch Assimilation« gegangen.15 

			Das ist kein neuer Befund. Heißt das im Umkehrschluss, dass es sich in den letzten 30 Jahren um eine »Landnahme« von außen gehandelt habe? Dagegen spricht die enthusiastisch begrüßte Westorientierung in den Ländern des ehemaligen Ostblocks oder dass die Ostdeutschen in freien Wahlen 1990 mehrheitlich für die »Übernahme« stimmten.16 Bei ­Krastev und Holmes führt die Praxis der »nachholenden Modernisierung« zu einer Entfremdung, die sich in einem Verlust an nationaler Selbstbestimmung beziehungsweise Souveränität ausdrückt. In der deutschen Debatte gab es einen anderen Akzent. Jürgen Habermas konstatierte bald nach der Vereinigung, die Zukunft werde nun »in der Vergangenheitsform wahrgenommen«.17 Seit Mitte der 1990er Jahre stand das Konzept »Aufbau Ost als Nachbau West« verstärkt in der Kritik, mit dem Akzent, dass man sich ganz und gar am westdeutschen Status quo orientiert. Der im Osten vollzogene Umbau sei »nicht der Vorbote von etwas Neuem, sondern Vollendung von etwas Bekanntem«.18 Im Osten wurden zunehmend selbstbewusst eigene Gestaltungsoptionen mit dem Verweis auf die »endogenen Potenziale« entgegengehalten.19 

			Krastev und Holmes geht es in ihrer kritischen Bilanz um die politischen und gesellschaftlichen Folgen der postsozialistischen Transformation. Was bedeutet es, wenn das aus dem Westen importierte Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell normativer Maßstab für Fortschritt und Entwicklung wird? Wenn Nachahmung als Bevormundung, Begrenzung, wenn nicht Umformung der kulturellen und nationalen Identität empfunden wird? Sie formulieren vier Kriterien, an denen die hegemoniale Position gegenüber dem Osten deutlich wird:

			
					»eine anerkannte moralische Überlegenheit des Nachgeahmten gegenüber seinen Nachahmern, 

					ein politisches Modell, das behauptet, alle existenzfähigen Alternativen beseitigt zu haben, 

					eine Erwartung, dass die Nachahmung bedingungslos und nicht an lokale Traditionen angepasst sein wird, und 

					den anmaßenden Anspruch der Vertreter der zu imitierenden Länder, den Fortschritt der nachahmenden Länder dauerhaft beobachten, überwachen und bewerten zu dürfen.«20

			

			Auf diese Wahrnehmungen stützen sich die Rechtspopulisten und osteuro­päische politische Führer wie Orbán und Kaczyński und ihre Kampagnen gegen den liberalen Westen. Sie reden von Verrat an nationalen und kulturellen Werten. Es geht aber nicht nur um ökonomische Enteignung und politische Entfremdung. 

			Die Autoren treibt nicht der angebliche Verrat an der Nation oder der volkseigenen Kultur um, sondern der verspielte Sieg der liberalen Idee, des Liberalismus. Dafür trügen die Osteuropäer selbst Mitverantwortung. Was der Westen aus einer historisch genährten Hybris und (traditionellen) Geringschätzung gegenüber dem Osten zu verantworten hat, traf im Osten auf Eliten, die genau die Unterwerfung unter die Vorgaben nicht nur für alternativlos erklärten, sondern sich diese schamlos persönlich zunutze machten. Das Zusammentreffen von internen und externen Interessen, ein Bündnis zwischen Hegemonie- und Machtbestrebungen, verwandelten die liberalen Ideen in politische Rhetorik, Menschenrechte und Universalismus in ein Programm der Entfremdung und Enteignung. 

			Die berechtigte Kritik gilt also nicht den liberalen Werten, sondern »deren Herauslösung aus den jeweils gewachsenen kulturellen und geopolitischen Kontexten«, womit Krastev und Holmes auch eine Hoffnung auf einen »geläuterten Liberalismus« verbinden, der sich »von seinem unrealistischen und selbstzerstörerischen Streben nach weltumspannender Hegemonie erholt«.21

			Inwiefern passt dieser Befund auch auf den ostdeutschen Transformationsprozess?

			Ostdeutschland fand sich ab Mitte 1990 teilweise, ab Herbst 1990 weitgehend in einem radikalen Transformationsprozess wieder, der durch die Übernahme der westdeutschen Rechts- und Wirtschaftsordnung (bis auf wenige Übergangsbestimmungen) vorgegeben war. Man sprach vom »Ready-made-State«, also einem institutionellen Nachbau der Bundesrepublik, eine Modernisierung auf westdeutsches Niveau, aber ohne institutionelle Innovationen, die den ostdeutschen Verhältnissen gerecht würden. Aus osteuropäischer Sicht musste das trotz allem als unvergleichlicher Vorteil für die Ostdeutschen erscheinen. Waren die Ostdeutschen also besser dran als die Osteuropäer?

			In Wirklichkeit bestimmten die Ostdeutschen nur für wenige Monate das Geschehen und die Dynamik der Ereignisse. Der Vorteil der Ostdeutschen war, dass die schneller und radikaler erlebte ökonomische »Schock­therapie« unter Bedingungen der politischen und rechtlichen Stabilität stattfand, die ein soziales Netz für Arbeitende und Arbeitslose sowie Rechtssicherheit für Investoren garantierte. Der Nachteil war: Bei der Bildung von privatem Eigentum und Unternehmen hatten Ostdeutsche in der Regel das Nachsehen. Bei der Aneignung der neuen Verhältnisse kam es nicht auf Gestaltungswillen, sondern vor allem auf Anpassungsfähigkeit an. Das war das Maß, mit dem Sozialforschung und Öffentlichkeit diesen Prozess begleiteten: Wie weit ist die Angleichung an westdeutsche Standards ­vorangeschritten, ­inwieweit sind die Ostdeutschen dazu mental bereit, fachlich geeignet oder politisch überzeugt?

			Nicht überraschend dürfte daher sein, dass es auch drei Jahrzehnte nach der deutschen Vereinigung ähnliche Befunde wie die von Krastev und Holmes beschriebenen für Ostdeutschland gibt, ein Fremdeln mit der politischen Repräsentation in der Bundesrepublik und mit ihren liberalen Werten – und umgekehrt eine im Westen nicht geringer werdende Fremdheit gegenüber dem Osten.

			Ostdeutschlands Zukunft 1990 im Fokus geopolitischer Interessen an der Lösung der »deutschen Frage«

			Bis Ende Januar 1990 war man auch auf der internationalen Ebene davon überzeugt, dass es zur Herstellung der deutschen Einheit eines schrittweisen Zusammenwachsens bedurfte.22 Alle dahin gehenden Konzepte wurden Ende Januar zu den Akten gelegt und ein Kurswechsel von einem »graduellen Prozess« hin zur »Politik des engen Zeitfensters« eingeleitet. Dabei spielten die jeweiligen Interessen der Siegermächte des Zweiten Weltkrieges, vor allem der USA und der Sowjetunion eine entscheidende Rolle, denn es ging um die Lösung der seit 1945 ungelösten »deutschen Frage«. Diese Frage war im Vergleich zur Frage der Zukunft der DDR von überragender Bedeutung auf der internationalen Ebene. Das betraf die Nachbarstaaten, die Zukunft der Militärbündnisse und die künftige europäische Friedensordnung. Die damit verbundenen Interessen in Bezug auf das vereinte Deutschland hatten Priorität23 und beeinflussten die Entscheidungen massiv, über Zeit und Form der deutschen Einheit.24

			Der Anstoß für den Kurswechsel vom graduellen zum kurzen Prozess kam aus Washington. In der zweiten Januarhälfte 1990 erfolgte hier eine neue Einschätzung der Lage. Sie ging einerseits davon aus, dass »die Alternative einer eigenständigen, demokratischen DDR gar nicht mehr bestand und ein beschleunigter Vereinigungsprozess […] die Möglichkeit, ihm Steine in den Weg zu legen, nur minimieren konnte«.25

			Das Ziel, das vereinte Deutschlands weiter im westlichen Bündnissystem zu verankern, bestimmte von da an den Prozess und das Tempo der staatlichen Vereinigung. Weil der Beitritt der DDR zur Bunderepublik nach Artikel 23 GG die Integration der DDR in den außen- und innenpolitischen Status quo der Bundesrepublik garantierte, wird er zum Schlüssel für die Durchsetzung dieses Ziels. Der Schulterschluss der Bundesregierung mit den USA verlangte die Beschleunigung des Prozesses, die Schaffung von Fakten. Die Modrow-Regierung wurde nicht länger als Partner benötigt, da an einer reformierten DDR kein Interesse mehr bestand.

			Als am 10. Februar 1990 Kanzler Kohl von Präsident Gorbatschow die Zusage erhielt, der Weg und die Zeit für die deutsche Einheit sei Sache der Deutschen, war das das Signal, den Beitritt der DDR nach Artikel 23 zum Grundgesetz ins Gespräch zu bringen. Die richtige Zeit hieß: so schnell wie möglich. Dazu gehörte das Versprechen der Einführung der D-Mark in der DDR nach den freien Wahlen – als Zeichen an die DDR-Bürgerinnen und -Bürger, dass dieser Weg unwiderruflich ist.

			Die Konsequenz war, dass die ostdeutschen Spielräume für eine Gestaltung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Übergänge zur deutschen Einheit schon vor den freien Wahlen, vor der Konstituierung des gewählten Parlaments und einer durch dieses legitimierten Regierung schwanden, und zwar mit zunehmendem Zeitablauf.

			Das Mandat der freien Wahlen und der Gestaltungsspielraum der DDR 1990

			Die Vorentscheidung der Bundesregierung für den Beitritt nach Art. 23 GG bedeutete, dass das vereinte Deutschland, kein Staat auf der Grundlage einer gemeinsamen neuen Verfassung sein würde, wie es das Grundgesetz im Art. 146 seit 1949 vorsah, sondern eine Fortsetzung der Bonner Republik bleiben würde. Was blieb daraufhin für die DDR zu tun? Dafür nur drei Beispiele für eigene Positionen und Beiträge in der Übergangszeit zur deutschen Vereinigung und deren darüber hinausreichende Bedeutung: 

							Beispiel 1. Der Zentrale Runde Tisch und die Verfassungsfrage

			Der vom Runden Tisch im März vorläufig beschlossene und Anfang April der Volkskammer vorgelegte Entwurf einer neuen Verfassung der DDR sollte eine eigenständige Grundlage der Demokratie in der DDR für eine Übergangszeit bieten und Elemente einer neuen gesamtdeutschen Verfassung. Dem Entwurf diente das Grundgesetz von Anfang an als Orien­tierung. Zugleich ging es aber auch um ein Dokument der friedlichen Revolution, der »Selbstvergewisserung und Selbstbehauptung«, um im Vereinigungsprozess »Interessen erfolgreich zu vertreten und auf die Gestalt des geeinten Deutschlands Einfluss zu nehmen.«26

			Das Ergebnis der Volkskammerwahlen vom 18. März 1990 mit den überraschenden 48 Prozent für die »Allianz für Deutschland« wurde als Votum für den Beitritt nach Art. 23 GG interpretiert, ohne dass es eine verfassungsändernde Mehrheit dafür schon gab. Die danach gebildete Koalitionsregierung unter Einschluss der SPD verständigte sich auf einen Kompromiss, der einen gestalterischen Spielraum vorsah: In der Koalitionsvereinbarung wird festgelegt, die Einheit »nach Verhandlungen auf der Grundlage von Art. 23 zügig und […] für die gesamte DDR gleichzeitig zu verwirklichen«. Das entsprach nicht der ursprünglichen Intention von Art. 23 und Präambel des GG, das den Ländern (in der DDR) in Ausübung »freier Selbstbestimmung« ein Beitrittsrecht einräumte. Das nahm die nun demokratische DDR in Anspruch, und zwar auf dem Wege von zwischenstaatlichen Verhandlungen, welche Grundgesetzänderungen nicht ausschlossen.27 Mit dieser Option nimmt die Regierung auch Bezug auf »soziale Grundrechte«, die im Verfassungsentwurf des Runden Tisches formuliert waren. Diese und weitere Bezüge finden sich später insbesondere in den neuen Verfassungen der fünf ostdeutschen Länder wieder.

				Beispiel 2. Die neu gewählte Volkskammer und die »Verantwortung der Deutschen in der DDR gegenüber der Geschichte«

			Am 12. April 1990 beschloss die Volkskammer eine entsprechende Erklärung 

			
					zur deutschen Verantwortung angesichts des Holocaust gegenüber Israel,

					zur Versöhnung mit den Völkern der Sowjetunion,

					zur Mitschuld an der Niederschlagung des Prager Frühlings und 

					zur Unverletzlichkeit der Oder-Neiße-Grenze.28 

			

			Das war ein Akt des Respekts vor den historischen Gegebenheiten und deren Bedeutung für die osteuropäischen Nachbarn, die dem angestrebten Friedensschluss entsprach. Daraus leitete die letzte DDR-Regierung unter de Maizière ihr außenpolitisches Mandat im deutschen Vereinigungsprozess ab. Das drückte sich in der konsequenten Haltung zur Anerkennung der bestehenden deutsch-polnischen Grenze und in der Erklärung aus, die sich an Israel und die Juden in aller Welt richtete. Sie endete mit einem Satz, der große Konsequenzen nach sich zog: »Wir treten dafür ein, verfolgten Juden in der DDR Asyl zu gewähren.« Daraufhin schuf die Regierung der DDR am 11. Juli 1990 unbürokratische Einreisemöglichkeiten für Juden aus der Sowjetunion. So haben bis zum 2. Oktober 1990 Tausende jüdischer Zuwanderer ihren Weg nach Deutschland gefunden und jüdisches Leben in unserem Land neu begründet.

			Beispiel 3. Die letzte DDR-Regierung und ihre Impulse für die gesamtdeutsche Zukunft

			Das Regierungsprogramm vom 19. April 1990 war noch für eine Periode von etwa zwei Jahren gedacht. Dafür nahm sich die Regierung eine Reihe von Gestaltungsaufgaben vor, die hier nur angedeutet werden.

			
					Die DDR-Außenpolitik sollte in der Zeit einen eigenen Beitrag für den Übergang zu einer neuen gesamteuropäischen Friedensordnung leisten.29 Daraus folgte unter anderem eine gemeinsame KSZE-Initiative der DDR mit Polen und der CSFR im Mai 1990. Sie bot Gelegenheit, gemeinsame Vorstellungen künftiger Strukturen europäischer Zusammenarbeit und Sicherheit zu entwickeln. Mit den beiden Nachbarstaaten wurden Vorschläge abgestimmt, die zur Überwindung der militärischen Blockbindungen durch blockübergreifende Sicherheitsstrukturen auf KSZE-Ebene führen sollten.

					In der Innenpolitik enthielt das Programm in fast allen Ressorts Vorschläge zu fälligen demokratischen, strukturellen und sozialen Modernisierungen, die nicht etwa nur die westdeutschen Standards zum Vorbild nahmen, sondern auf den Erhalt und die Weiterentwicklung moderner Standards setzten. Dass sie nicht umgesetzt wurden, macht sie nicht unwichtig, etwa die Modernisierung des Gesundheitssystems (zum Beispiel durch Übernahme der ostdeutschen Polikliniken) oder des Bildungssystems (zum Beispiel im Bereich der Vorschulerziehung, der Ganztagsschule, des längeren gemeinsamen Lernens und des Abiturs nach der 12. Klasse).

			

			Für das vereinte Deutschland wurde die Chance solcher sinnvollen Modernisierungen damals nicht genutzt. Daher waren Konflikte unvermeidlich, wenn der rechtliche und soziale Status quo West moderneren gesellschaftlichen Realitäten des Ostens nicht entsprach. Das betraf die im Zivilrecht der DDR bessere Stellung der Frauen in der Gesellschaft oder Strukturen im Gesundheits- und Bildungswesen, die manches moderner regelten. Die Überführung des bundesdeutschen Eigentumsrechts in die DDR, aus westlicher Sicht die Korrektur der sozialistischen Enteignungspolitik, führte zum Gegenteil einer breiten Eigentumsbildung im Osten und konnte nur in bestimmten Bereichen korrigiert werden.

			Fazit

			Wir brauchen einen übergreifenden Ansatz der historischen und politischen Bewertung der Zeitenwende und des Zeitgeistes von 1989/90. Wenn uns das gelänge und wir besser verstehen lernen, was uns seitdem gemeinsam herausfordert, werden wir nicht länger ostdeutsche Regionalgeschichte schreiben und »das Leben der Anderen« untersuchen, sondern das erkennen, was Ost und West verbindet und verändern könnte.

			Die 1989/90 bestimmenden politischen und gesellschaftlichen Ideen waren von der Überzeugung getragen, dass die Systemalternativen (Sozialismus versus Kapitalismus, Blockdenken, Freund-Feind-Schemata) überwunden sind und in eine von universellen Prinzipien getragene, liberale, demokratische und marktwirtschaftliche Moderne führen. Das steht auf dem Spiel und erfordert einen Neuansatz, ein neues inklusives Denken. Die Fragen dazu liegen auf der Hand:

			Was ließe sich an dem historischem Urteil über 1989/90 ändern, das darin vor allem Ereignisse sah, welche mit objektiver Notwendigkeit den Liberalismus als globales Ordnungsmodell und damit die Hegemonie des Westens begründete? Was führte unter den jeweils gegebenen unterschiedlichen Voraussetzungen in den letzten Jahrzehnten in Ost und West zu den gegenwärtigen gesellschaftlichen Erscheinungen?

			Das ist kein revisionistischer Ansatz. Es gibt keine Rückkehr an das einmal verlassene Ufer. Geschichte lässt sich nicht revidieren, aber sie kann (immer wieder) kritisch gelesen werden, um die Kosten bestimmter, auch nachvollziehbarer, zu einem Zeitpunkt vielleicht sogar alternativloser Entscheidungen zu erkennen – um des bedrohten politischen oder sozialen Friedens willen.

			Wir sollten versuchen, jenseits der kritischen Neuorientierung aus 1989/90 jene Bestrebungen der damaligen Zeitenwende und des Zeitgeistes freizulegen, die im Nachhinein als ideeller Überschuss verloren gingen, als nicht praktikable Vorschläge unter den Tisch fielen, bestenfalls als Übergangslösungen galten, bis zur Angleichung des Ostens an den Westen. 

			Ließe sich, den Vorschlag von Hélene Camarade aufgreifend, eine »kontrafaktische Geschichtsschreibung«30 zum Zwecke der Erschließung solcher verlorengegangener, nicht mehr erinnerter Alternativen entwickeln? Das ist nicht zuletzt nötig, um das Dilemma der teleologischen Geschichtsschreibung (»nach dem Ende der Geschichte«) zu überwinden, die die Epoche der letzten 30 Jahre dominierte. Das passt in unsere gegenwärtige Situation, zu der Krise, die keine »Stunde Null« ist, sondern auch ein Ergebnis der verpassten Chancen und Alternativen.
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			Konrad Sziedat

			Die »friedliche Revolution« im Westen

			Bundesrepublikanische DDR-Bilder 1989/90 und die Erinnerung heute

			Seit Herstellung der staatlichen Einheit Deutschlands dauert die ­Diskussion über den Stand der inneren Einheit, über Unterschiede zwischen den »alten« und »neuen« Bundesländern und über etwaige Besonderheiten der Ostdeutschen an. Vieles wirkt dabei vertraut. Dass der östliche Teil Deutschlands irgendwie anders sei, hat als Vorstellung eine lange Tradition. »Auch 30 Jahre nach der deutschen Einheit denken wir noch stark in Kategorien von West- und Ostdeutschland. Diese Einteilung findet sich nicht nur bei struktur- und wirtschaftspolitischen Fragen, sondern häufig auch mit Blick auf die Menschen und deren unterschiedliche Prägungen: Ost- und Westdeutsche werden jüngst wieder verstärkt als zwei Wesen begriffen, die zwar miteinander verwandt, aber doch recht unterschiedlich sind«, konstatierte im Jubiläumsjahr 2020 Jörg ­Ganzenmüller.1

			Mein Beitrag fragt nach den Hintergründen solcher Bilder des Anderen. Allerdings schaut er dabei nicht, wie üblich, auf die Zeit der deutschen Teilung oder auf die Transformationsjahre nach der Vereinigung. Vielmehr nimmt er die Scharnierzeit des Umbruchs 1989/90, konkret die vom Mauerfall bis zur Volkskammerwahl, genauer in den Blick. Er will verdeutlichen, wie schnell damals eine grenzüberschreitende deutsch-deutsche Debatte entstand, und wie stark sich darin westdeutsche Akteure engagierten, wie einflussreich ihre Deutungsangebote waren.

			Im Mittelpunkt steht dabei ein Begriff, der in der Umbruchszeit selbst aufkam, die Interpretation der Ereignisse prägte und deshalb besonders geeignet scheint, die Debatten nicht nur über, sondern auch von 1989/90 aufzuschließen: »friedliche Revolution« – ein Begriff, der nicht zufällig im heutigen Gedenken an den Umbruch und an die Vereinigung Deutschlands eine zentrale Rolle spielt.

			I. Die DDR der Westdeutschen

			Für die späte Bonner Republik, ins Stadium ihrer »Selbstanerkennung«2 eingetreten und sich kaum noch als »Provisorium« verstehend,3 war die DDR vieles: Transitzone zwischen Westdeutschland und West-Berlin, Lieferantin von Quelle-Waren, Abnehmerin von Sondermüll, Empfängerin von Milliardenkrediten, Lebenswirklichkeit von Freunden und Verwandten (Letzteres jedoch nur für ein Drittel der Westdeutschen), Bestimmungsort von »Westpaketen«, Ziel zunehmender Begegnungsreisen, Herkunft zahlreicher »Übersiedler«, Konkurrentin im »Systemwett­bewerb«, Gegnerin in einem potenziellen Atomkrieg, Bezugspunkt des jährlichen Nationalfeiertags am 17. Juni.4

			Die Liste ließe sich noch weiter fortsetzen. Je stärker die Zeit vor 1989/90 als im doppelten Sinne geteilte deutsch-deutsche Geschichte in den Blick rückt, desto deutlicher wird, was die Gesellschaften östlich und westlich der Mauer trennte, aber auch verband.5 Stets war die DDR dabei Eigenes und Fremdes zugleich, in unterschiedlichen Mischungsverhältnissen. Für zahlreiche Westdeutsche durchaus auch Erfahrungsraum, scheint sie, wenn nicht schlichtweg ignoriert, doch vor allem Imaginarium gewesen zu sein – eine Projektionsfläche, ein Objekt der (selten gewordenen) Identifikation oder der (viel häufigeren) Abgrenzung, jedenfalls auch ein Medium der Selbstvergewisserung. Und 1989/90 plötzlich: ein Ort schwerer politischer und gesellschaftlicher Erschütterungen, eines tief greifenden Umbruchs, der nicht zuletzt wegen der massenhaften Fluchtbewegung, die ihn mit antrieb, die westdeutsche Öffentlichkeit in Atem hielt. 

			II. Aufkommen des Revolutionsbegriffs

			Zur Kennzeichnung mindestens einer wesentlichen Phase dieses Umbruchs hat sich der Begriff »friedliche Revolution« etabliert – in der Alltagssprache schwächer, dafür umso stärker in Wissenschaft und Politik.6 Dies ist in mehrfacher Hinsicht erklärungsbedürftig. Zum Ersten, weil der Revolutionsbegriff »sehr normativ aufgeladen«7 ist, wie Andreas Rödder feststellt. Zum Zweiten in Anbetracht der deutschen Geschichte vor 1989: Zu ­denken wäre an das Scheitern des weitgehend gewaltlosen Aufbruchs 1848/49, die Schwäche der Demokratie nach 1918/19 und die Inanspruchnahme des Revolutionsbegriffs durch die Nationalsozialisten. Zum Dritten, weil bis 1989, glaubt man einschlägigen Lexikonartikeln, mit Revolution im prägenden Verständnis Gewalt verbunden war.8 Entsprechend musste der Begriff im DDR-Umbruch zunächst unpassend und ungeeignet, weil potenziell eskalierend und damit riskant scheinen. Hinzu kam, dass der Revolutionsbegriff zum ideologischen Kernbestand und zum legitimatorischen Sprachgebrauch des DDR-Regimes gehörte. Zwar hatte das Revolutionsverständnis der SED bereits dadurch Konkurrenz erhalten, dass der sowjetische Staats- und Parteichef Gorbatschow seine Umgestaltungspolitik als »zweite russische Revolution« bezeichnete.9 Dennoch mochte sich der Begriff zunächst wenig zur Artikulation von Protest eignen. Nicht umsonst waren DDR-Oppositionelle zunächst vergleichsweise zurückhaltend, von einer Revolution zu sprechen, wie der Leipziger Soziologe und Zeithistoriker Bernd Lindner minutiös recherchiert hat. In Resolutionen und auf Demonstrationen dominierten lange vielmehr Forderungen nach Dialog und Reformen.10 

			Erst spät, um den Mauerfall (oder Mauersturz) herum, verbreitete sich der Revolutionsbegriff – nun allerdings rasant. Begibt man sich auf die Suche, wie und durch wen der Begriff aufkam, so waren es neben der Untergrund-Publikation telegraph aus der dissidentischen Umweltbiblio­thek in Ost-Berlin entscheidend westdeutsche Journalist*innen und Politiker*innen, die den Revolutionsbegriff vom Element der Gewalt trennten und die Rede von einer gewaltlosen Revolution aufbrachten.11 So die grüne Fraktionssprecherin Antje Vollmer am Tag vor dem Mauersturz im Deutschen Bundestag. Eine »gewaltfreie demokratische Revolution erleben wir gerade in diesen Tagen und gerade in diesen Stunden«12, erklärte Vollmer in der öffentlichkeitswirksamen Debatte um den Bericht zur Lage der Nation, an der auch Walter Momper teilnahm. Der sozialdemokratische Regierende Bürgermeister von West-Berlin sollte zwei Tage später, am Tag nach dem Mauerfall, am Rathaus Schöneberg vor laufenden Kameras den Begriff der »friedlichen und demokratischen Revolution« laut Lindner als Erster öffentlich gebrauchen.13 

			III. Transformationserwartungen

			Dass der Begriff zuerst in einem linken politischen Kontext aufkam, erhellt seinen initialen Erwartungsgehalt. Der Revolutionsbegriff ist grundsätzlich ein Bewegungsbegriff. Er »entwirft Zukunft, schafft Veränderung, die nicht Altes, Vergangenes wiederherstellen will« und sieht »die Erwartungen der Menschen nicht mehr in deren Erfahrungen begrenzt«.14 Dem entsprechen die zwei Hauptfunktionen, die sich in seiner frühesten Verwendung erkennen lassen. Zum einen richtete sich der Gebrauch gegen Unions­politiker wie Bundeskanzler Helmut Kohl, wenn dieser etwa im erwähnten Bericht zur Lage der Nation von »Wiedervereinigung« sprach15 – ein Begriff und Zukunftshorizont, der vielen schon aus der Mode gekommen zu sein schien und den Sozialdemokraten, Grüne und linke Gruppen zunächst fast einhellig als »nationalistisch« oder gar »imperialistisch«, mindestens aber als »rückwärtsgewandt« ablehnten (selbst wenn sie teils am Einheitsgebot des Grundgesetzes festhielten).16 In der DDR entstehe die »erste selbsterkämpfte Demokratie auf deutschem Boden« und mit ihr erstmals eine eigenständige »DDR-Identität«. Von Wiedervereinigung zu reden, sei in dieser Situation »überholter denn je«, so das Argument Antje Vollmers.17 Damit schrieb der Revolutionsbegriff der DDR nicht nur (neue) Legitimität zu, sondern brachte zugleich, etwa gegen Kohls Rede von »unseren Landsleuten in der DDR«18 gewandt, eine ­semantische Separierung der Menschen im Osten mit sich. Doch blieben solche sprach­lichen Trennlinien oft inkonsistent. Dies zeigt Vollmers Wort von der ersten selbsterkämpften Demokratie »auf deutschem Boden« ebenso wie Mompers Begriffsgebrauch am Rathaus Schöneberg. Angesichts der »friedlichen und demokratischen Revolution« sprach Momper von den »Bürgerinnen und Bürgern der DDR« und vom »Volk der DDR«. Dagegen hatte er zu Beginn seiner Rede bekanntlich ausgerufen: »Wir Deutschen sind jetzt das glücklichste Volk auf der Welt.«19

			Zum anderen stieß der Revolutionsbegriff, indem er dem Ziel der »Wiedervereinigung« eine Absage erteilte, einen Möglichkeitsraum auf, der sich mit anderweitigen Erwartungen füllen ließ. SPD-Chef Hans-Jochen Vogel etwa sprach von einer »Wiedergeburt«20 des demokratischen Sozialismus, die auch nach Westen ausstrahle und die Sozialdemokratie stärke. Viele Grüne sahen neue Chancen für einen »dritten Weg« jenseits von Kommunismus und Kapitalismus.21 Aus dieser Perspektive schien der DDR durch ihre »Revolution« in manchem doch noch ein »Vorbildcharakter«22 zuzuwachsen, zumal den Gewerkschaften das Aussperrungsverbot, Teilen der Frauenbewegung das Abtreibungsrecht und den Grünen die Rechtsstellung Homosexueller in der DDR fortschrittlicher erschienen als in der Bundesrepublik.23 Eine »Wiedervereinigung« nach bundesrepublikanischem Modell musste demzufolge als Rückschritt erscheinen, wollte man doch von der DDR, wie es hieß, »vieles lernen«24. Der Sozialdemokrat Gert Weisskirchen forderte sogar eine »Korevolution«25 im westlichen Europa. Dass sich solche Erwartungen nicht nur auf einen ­intellektuellen Höhenkamm bewegten, zeigen Zuschriften etwa an Petra Kelly oder Willy Brandt. Eine Bundesbürgerin schrieb dem Altkanzler: »Ich hoffe sehr, daß unsere ach so tüchtige Gesellschaft von den Menschen da drüben etwas lernen wird. Wir haben 2 Millionen Arbeitslose (mindestens) und 6 Millionen z. T. heimliche Arme. […] Ich wünsch mir zu Weihnachten, daß Viele [sic] der Irritierten sehen, der Sozialismus kann sich entwickeln und es finden sich Möglichkeiten.«26

			IV. Begriffsausbreitung und Heroisierungen

			Nach dem Mauersturz breitete sich der Revolutionsbegriff allerdings schnell aus und kam lager- und parteiübergreifend in Gebrauch. Damit ging eine entscheidende Bedeutungserweiterung einher. So konnte der Begriff, etwa bei FAZ-Redakteur Günter Nonnenmacher, nun neben Protesten innerhalb der DDR auch die massenhafte Flucht aus der DDR bezeichnen.27 Dies verlieh ihm eine dezidiert gesamtdeutsche Dimension, sodass er entgegen seiner initialen Prägung nun auch zum Ziel der deutschen Einheit passte – so bei Konrad Adam, ebenfalls FAZ-Redakteur, dem mit der Mauer nun auch die »deutsche Frage wieder offen«28 schien. In dieser Weise verwendet, entzog der Revolutionsbegriff der DDR Legitimität, statt sie ihr zu verleihen, und negierte eine eigenständige »DDR-Identität«. Revolution und deutsche Einheit verknüpfte jetzt auch Helmut Kohl miteinander, etwa bei der Vorstellung seines 10-Punkte-Programms29 und in seiner Rede vor der Dresdner Frauenkirche im Dezember 1989. Darin sprach der Bundeskanzler den unzähligen Zuhörern seine »An­­erkennung und […] Bewunderung für diese friedliche Revolution« aus und bekannte sich zugleich zur »Einheit unserer Nation«, »wenn die geschichtliche Stunde es zuläßt«.30 

			Die »Engführung von Revolution und Wiedervereinigung«, die ­Martin Sabrow in der Erinnerung an 1989/90 vorherrschen sieht,31 lässt sich also bis in die Umbruchszeit selbst zurückverfolgen. Konkurrenzlos war sie allerdings nicht, auch nicht in der DDR, wo sich der Begriff ebenfalls schnell verbreitete. In Ost wie West standen vielmehr unterschiedlichste Begriffsverständnisse nebeneinander. Ein Flugblatt der Oppositionsgruppe Neues Forum adressierte die DDR-Bürger nach dem Mauersturz als »Helden einer politischen Revolution«, um sie vor einer »Gesellschaft, in der Schieber und Ellenbogentypen den Rahm abschöpfen«, zu warnen und zu beschwören: »Laßt Euch jetzt nicht ruhigstellen durch Reisen und schuldenerhöhende Konsumspritzen«.32 Wochen zuvor hatte der Sprecherkreis der Gruppe festgestellt: »Für uns ist die ›Wiedervereinigung‹ kein Thema, da wir von der Zweistaatlichkeit Deutschlands ausgehen und kein kapitalistisches Gesellschaftssystem anstreben.«33 Hingegen sollte die Oppositionsgruppe Demokratischer Aufbruch im Wahlkampf Anfang 1990 als, wie sie betonte, Partei der Revolution für einen schnellen Beitritt zur Bundesrepublik nach Artikel 23 Grundgesetz eintreten.34 Und selbst SED-Generalsekretär Egon Krenz nutzte den Begriff bei seinen Bemühungen, die Bürger zur Aufrechterhaltung der Produktion anzuhalten.35 Mit dem Revolutionsbegriff konnte bald sehr Unterschiedliches gemeint sein, ließen sich verschiedenartige Prozesse bezeichnen und Gruppen ab- oder aufwerten – bis hin zu Heroisierungen, die zugleich bestimmte Forderungen zu legitimieren suchten. 

			V. Divergierende Selbst- und Fremdbilder

			In Ost wie West war der Revolutionsbegriff somit rasch als ­Pathosformel36 in Gebrauch – und dies so universell, dass er sich selbst gegen jene Erwartungen ins Feld führen ließ, die seine Ursprungsverwendung motiviert hatten. So hieß es aus der CSU über die DDR: »Gegen den Sozialismus kämpfen die Leute«37, und die Unions-Bundestagsfraktion vergewisserte sich eines erprobten Wahlkampfslogans: »Die Revolution dieser Tage ist eine Revolution gegen die Bevormundung. […] Die Losung der Zeit heißt Freiheit statt Sozialismus. Die SPD sollte den Sozialismus aus ihrem Programm streichen.«38 Wie das Beispiel zeigt, stritten westdeutsche Akteure im Sprechen über die DDR-Ereignisse auch über ihr eigenes Selbstverständnis – und über das der Bundesrepublik. Dabei konnte die »friedliche Revolution« je nach Standpunkt entweder dringenden Veränderungsbedarf in der eigenen Gesellschaft signalisieren. In dieser Perspektive schien Westdeutschland eine der letzten revolutionslosen Inseln in Europa39 und folglich temporal hinter die DDR zurückgefallen zu sein. Oder aber die Bundesrepublik konnte als Fluchtpunkt nicht nur einer Massenabwanderung, sondern auch eines revolutionären Aufbruchs gelten, der ihre Ordnung zusätzlich aufwertete. Ansätze dieses Motivs lassen sich etwa bei Bundeskanzler Kohl erkennen, wenn dieser bei der Vorstellung seines 10-Punkte-Programms Ost und West über den für ihn ohnehin zentralen Begriff der Freiheit verschränkte. Mit Blick auf die »demokratische Revolution« erklärte Kohl, im »freien Teil Deutschlands«, also in der Bundesrepublik, sei man »beeindruckt vom lebendigen und vom ungebrochenen Freiheitswillen, der die Menschen in Leipzig und in vielen, vielen anderen Städten bewegt«.40

			Zuvor hatte bereits Otto Graf Lambsdorff von der FDP eine weitere Aufwertung der westdeutschen Ordnung diagnostiziert: »Die Idee der Freiheit, die uns hier verbindet, hat sich ohne Aggressivität und ohne jeglichen Herrschaftsanspruch in diesem Jahr 1989 für jedermann, der nicht blind oder böswillig ist, als das überlegene, als das richtige, als das trotz aller seiner Schwächen bessere und als das humane Prinzip erwiesen, als das Prinzip, um dessen Ergebnisse uns die Menschen in den osteuropäischen Ländern beneiden und für das sie selber streiten.«41 Und SPD-Chef Vogel hatte den DDR-Umbruch auf das Selbstbild nicht zuletzt der Bundesrepublik bezogen: »Auch wir sind ein wenig stolz darauf, daß Deutsche das zuwege gebracht haben, und dankbar dafür, daß hier in wenigen Wochen ein Bild korrigiert worden ist, das sich die Welt im Laufe von Jahrhunderten bislang vom politischen Selbstverständnis der Deutschen gemacht hat.«42 Was als erinnerungspolitische »Meistererzählung der Demokratie«43 im vereinten Deutschland interpretiert worden ist, findet sich in Ansätzen bereits im Umbruch selbst und prägte diesen mit.

			VI. Erwartungstransformationen

			Deutlich wird zudem, wie eng bundesrepublikanische Akteure ihre Gesellschafts- und Selbstverständnisse, aber auch Zukunftsvorstellungen an den DDR-Umbruch banden – ob nun im Ziel eines »demokratischen Sozialismus«, eines »dritten Weges« oder vielmehr einer »Wiedervereinigung«. Dies hilft zu erklären, warum das Ende der DDR tief greifende Folgen auch im Westen haben sollte. Nicht nur geriet Deutschland in den 1990er Jahren in eine »Vereinigungskrise«44, die »schon bald Enttäuschung über die wirtschaftlichen und sozialen Folgen des Beitritts der DDR zur Bundesrepublik«45 hervorrief, auch für die Parteien waren die Folgen spürbar. Während Bundeskanzler Kohl an Ansehen und die erste gesamtdeutsche Bundestagswahl 1990 gewann, erlebten andere die Entwicklung weniger positiv. Für die Vertriebenenverbände, deren Einfluss im Vereinigungsprozess gering geblieben war und denen die Anerkennung der Oder-Neiße-Linie als Ostgrenze des vereinten Deutschlands eine »herbe Enttäuschung«46 brachte, liegt dies auf der Hand. Aber auch auf die linke Seite des politischen Spektrums trifft es zu. Schon vor der Wiedervereinigung empfahl ein taz-Leser gar, »den 3. Oktober unter Vollnarkose zu verbringen. Sauft am besten Vodka ›Gorbatschow‹, denn der hat uns das ja alles eingebrockt«.47 Nach den Wahlniederlagen von SPD und Grünen bei der Bundestagswahl 1990 befürchtete man dann erst recht »bedrückende Nachteile für die progressiven Kräfte in der Bundesrepublik«.48 Bei ­zahlreichen linken Organisationen zeigten sich Auflösungserscheinungen, aber auch Neuorientierungen. Gerade weil westdeutsche Deutungsmuster so stark in den DDR-Umbruch eingingen, wirkte dieser so machtvoll auf die »alten Bundesländer« zurück. Dies begünstigte einen tiefgreifenden Wandel politischer Erwartungen und Semantiken insbesondere auf der linken Seite des politischen Spektrums, der allerdings schon früher eingesetzt hatte, wie sich etwa am Abstieg des Sozialismus- bei gleichzeitigem Aufstieg des Zivilgesellschaftsbegriffs ab circa 1980 zeigen lässt.49 Kaum zufällig koinzidiert dies mit Wechselwirkungen in weiteren Bereichen, die aktuell zunehmend in den Blick treten – so mit einem häufig als »neoliberal« bezeichneten Trend in Wirtschaft und Politik, der sich nach 1989/90 und besonders ab der Jahrtausendwende spürbar verstärkte, sich aber ebenfalls weiter zurückverfolgen lässt.50

			VII. Erfolgs- und Enttäuschungserzählungen

			Die bis heute prägende Benennung des DDR-Umbruchs als »friedliche Revolution« transportiert damit neben einer deutschen demokratischen Erfolgsgeschichte auch Erwartungen, die sich bald schon zerschlugen. Hieraus ergaben sich Enttäuschungserzählungen, die die DDR-Erinnerung nachhaltig prägen sollten. Manche finden sich bereits unmittelbar nach der Volkskammerwahl vom März 1990, die als Votum für einen ­schnellen Beitritt der DDR zur Bundesrepublik gilt – gerade auch auf westdeutscher Seite. »Die Helden der Revolution, die wenigen wirklichen Widerständler: zu beinahe lächerlichen Randfiguren degradiert«51, hieß es etwa in der linksliberalen Wochenzeitung Die Zeit, und Egon Bahr von der SPD schimpfte über seiner Meinung nach undemokratische Wahlkampfmethoden der siegreichen Allianz für Deutschland, die von den westdeutschen Unionsparteien unterstützt wurde.52 »Nach der Revolution wird den DDR-Leuten nun auch ihre erste freie Wahl gestohlen«53, meinte bereits vor der Wahl der linke Philosoph Wolfgang Fritz Haug. Und ebenfalls schon vorab hatte der grüne Bundestagsabgeordnete Gerald Häfner vor einer »Kolonisierung«54 der DDR gewarnt. Solche Enttäuschungsnarrative könnten dem Revolutionsbegriff von Anbeginn eingeschrieben gewesen sein. Dies verdeutlicht etwa die eingangs zitierte Bundestagsrede Antje Vollmers. Wenn die »gewaltfreie demokratische Revolution« aus ihrer Sicht bewies: »Jetzt, ausgerechnet in dieser Lage, von Wiedervereinigung zu sprechen, heißt, das Scheitern der Reformbewegung zu postulieren und vorauszusetzen«55, so war in der initialen Rede von Revolution mögliche Enttäuschung bereits mitgedacht. 

			Die nähere Betrachtung des früh(est)en Begriffsgebrauchs verdeutlicht insofern: Die »friedliche Revolution« war von Beginn an eine grenzüberschreitende, eine auch westdeutsche Denkfigur. In sie gingen nicht zuletzt westdeutsche Denkmuster und Bedürfnisse ein. Das Gleiche gilt für das Bild der durch den Umbruch betrogenen Menschen im Osten. Bei der Frage, wie aus »DDRlern« Anfang der 1990er Jahre rasch »Jammer-Ossis« wurden,56 lohnt also ein genauerer Blick auch in die Umbruchszeit 1989/90. 

			Über 30 Jahre später sind die Ostdeutschen für gut ein Drittel der Westdeutschen immer noch nicht richtig im heutigen Deutschland angekommen. Dass rund ein Drittel der Ostdeutschen diese Sicht teilt, wird als Aneignung von Fremdzuschreibungen verständlich, wie sie bei Minderheiten häufig zu beobachten ist.57 Hinzufügen ließe sich, dass die DDR- und die Bundesbürger*innen schon vor 1989/90 mindestens medial in einem gemeinsamen deutsch-deutschen Raum lebten, der allerdings asymmetrisch und stark von Westen her geprägt war.58 Dies begünstigte einerseits die »friedliche Revolution«, anderseits erlebte der Osten Deutschlands damit schon im Umbruch nicht zuletzt auch jene Erfolge und Enttäuschungen, die ihm westdeutsche Akteure, ihren eigenen Erfordernissen folgend, zuschrieben. Wenn es heute um etwaige ostdeutsche Besonderheiten geht, sollte dies nicht vergessen werden.
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			Privater Fischbrötchenverkauf in Wismar 1990. (Siegfried Wittenburg) 

		


		
			Christoph Links

			Die andere Geschichte der Umbruchjahre – alternative Ideen und Projekte

			Das Modell einer »kontrafaktischen Geschichtsschreibung«1 ist für die Umbruchjahre nach 1989/90 von besonderem Reiz, da nicht nur alternative Konzepte und Ideen entwickelt wurden, sondern es auch alternative praktische Aktionen gab, die sich unter den neuen Verhältnissen dann allerdings nicht behaupten konnten, die es aber verdient haben, genauer betrachtet zu werden. 

			Der vergessene Mikrokosmos kleiner Projekt- und Unternehmensgründungen

			Wir haben das in unserem Ende 1989 gegründeten Verlag stets begleitet, zunächst mit der detailreichen Chronik der Wende – Die Ereignisse in der DDR zwischen 7. Oktober 1989 und 18. März 1990 (1990, 1994, 1999) und dann mit dem Buch Das wunderbare Jahr der Anarchie – Von der Kraft des zivilen Ungehorsams 1989/90, das 2004 und 2009 in zwei Auflagen erschien. Dort wird beispielsweise die Gründung von Kontrollräten in staatlichen Institutionen wie dem Rundfunk der DDR behandelt: Plötzlich haben nicht mehr die alten Chefredakteure, sondern frei gewählte Redakteursräte darüber entschieden, was gesendet wird und was nicht. Die Entmachtung der früheren Chefs und die Schaffung transparenter Strukturen hatten so viel Anziehungskraft, dass viele westdeutsche Journalistinnen und Journalisten kamen und fragten, ob sie mitarbeiten können, weil sie so hierarchiefrei noch nie arbeiten konnten. Andernorts entstanden Genossenschaften, die leer stehende Gebäude übernahmen und produktiv umnutzten – für neu entstandene Kleinbetriebe oder für künstlerische und andere freie Projekte. Es bildeten sich Komitees, die verhinderten, dass sich alte Bonzen Immobilien einverleibten oder ehemalige Stasi-Mitarbeiter Einfluss im neuen Politikbetrieb erlangten. 

			Unsere Verlagsgründung im Dezember 1989 fällt auch in diese Zeit. Wir wollten ein Podium schaffen für all die Journalistinnen/Journalisten und Wissenschaftlerinnen/Wissenschaftler, die jahrelang recherchiert und geforscht hatten, aber nicht publizieren konnten, weil ihre Ergebnisse nicht ins vorgegebene parteipolitische Bild passten. Doch wie finanziert man einen unabhängigen Verlag, wenn man selbst kein Geld hat? Wir mussten uns ein neues Modell überlegen und haben um Unterstützerinnen/Unterstützer geworben, die bereit waren, ihr Geld nicht pekuniär verzinst zu bekommen, sondern mit den Büchern, den Neuerscheinungen unseres Hauses, zufrieden waren. Dieses Modell der stillen Teilhaber und ihrer »Bücherzinsen« lief so lange gut, bis das Finanzamt kam und von uns rückwirkend für zehn Jahre Kapitalertragssteuer haben wollte – für alle zuvor ausgegebenen Bücher.

			Unser Modell gab es im bundesdeutschen System einfach nicht und wurde daher nicht akzeptiert. Das Problem konnte nach langen Verhandlungen schließlich dadurch gelöst werden, dass wir die Einlagen auf Darlehensverträge umgestellt haben und fortan jährlich Bescheinigungen über unsere »Bücherzinsen« ausstellten, die dann in die Jahressteuererklärungen der Unterstützerinnen/Unterstützer eingingen. 

			Deutlich schlechter erging es alternativen Schulgründern in Ost-Berlin, die nach monatelangen Vorbereitungen im September 1990 die erste Gesamtschule in der noch existierenden DDR eröffneten und am 4. Oktober 1990 von der Gesamtberliner Schulbehörde mitgeteilt bekamen, dass ihr eigenständiges Bildungskonzept nicht dem nunmehr geltenden West-Berliner Schulgesetz entspräche. Alle Lehrerinnen und Lehrer, die keinen pädagogischen Abschluss nach bundesdeutschem Standard hatten, mussten entlassen werden, die Schule wurde wenige Wochen nach ihrer hoffnungsvollen Gründung kurzerhand geschlossen.

			Aufbruch einer neuen Graswurzelbewegung

			Nachdem sich im Verlauf der 1990er Jahre herausstellte, dass die ostdeutschen Landschaften wohl doch nicht so schnell erblühen würden und in den frisch sanierten Innenstädten kaum noch junge Menschen anzutreffen waren, da es durch die massenhafte Schließung von Betrieben immer weniger Arbeit gab und die Abwanderung in den Westen zunahm, entstand eine neue Graswurzelbewegung unter den Zurückgebliebenen. Einige begannen, leerstehende Häuser eigenständig in Gebrauch zu nehmen, die Industrieruinen für neue Zwecke kreativ zu nutzen und auf dem Lande alternative Wirtschafts- und Lebensgemeinschaften zu gründen.

			Um die Vielfalt der neu entstandenen Initiativen festzuhalten und zu dokumentieren, haben wir 2009 zum 20. Jahrestag der Friedlichen Revolution einen Band mit dem Titel Zukunft erfinden – Kreative Projekte in Ostdeutschland herausgegeben. So konnten wir zeigen, dass es im Osten nicht nur Frust gab und gibt, sondern auch eine Vielfalt inspirierender Vorhaben. Zu lesen ist etwa von einer sächsischen Gemeinde, die ihren Strom selbst erzeugt und mit den Einnahmen unter anderem einen Kindergarten finanziert, wodurch die Abwanderung etwas gebremst werden konnte. In Leipzig schafft der Verein HausHalten sogenannte Wächterhäuser, indem die Besitzer leer stehender Wohnimmobilien davon überzeugt werden, ihr Eigentum vorübergehend mietfrei alternativen Projekten zu überlassen, wodurch diese vor Vandalismus geschützt sind und neue Räume für Kreative entstehen. Im thüringischen Sondershausen wird eine Kirchenruine durch die tatkräftige Mitarbeit vieler in ein Bürgerzentrum verwandelt, sodass die verloren gegangene Kommunikation wieder in Gang kommt. Die Belegschaft eines Fahrradwerkes, das ein US-Investor schließen will, entscheidet sich, den Betrieb in eigener Verantwortung weiterzuführen. Es wird eine Genossenschaft ins Leben gerufen, um in einem abgelegenen Erzgebirgsstädtchen einen Bürgerkonsum zu betreiben, damit Ältere wieder selbst einkaufen gehen können und nicht auf Lieferungen aus der Kreisstadt angewiesen sind. In Brandenburg wird ein Weinberg bepflanzt und eine alte Kulturlandschaft wiederbelebt, in Sachsen-Anhalt entstehen sozial-ökologische Modellsiedlungen. In strukturschwachen Regionen Mecklenburg-Vorpommerns, die vom öffentlichen Nahverkehr abgehängt wurden, wird mit Bürgerbussen experimentiert, in Ost-Berlin übernehmen Anwohnerinnen und Anwohner aufgegebene Bibliotheken in Eigenregie, vielerorts bilden sich neue Netzwerke, es gibt sogar eigenständige Regionalwährungen.

			Drei Anregungen und was daraus geworden ist

			Am Ende des prallen Buches findet sich das Plädoyer einer Initiativgruppe für neue politische Strategien im Umgang mit der Krise, in dem unter anderem drei Empfehlungen ausgesprochen werden: Es sollte ein Fonds zur Förderung bereits bestehender Projekte geschaffen werden, die ­konkrete Probleme vor Ort nachhaltig lösen. Für solche Projekte wird zweitens eine Plattform des Erfahrungsaustauschs angeregt und die Regierung wird drittens aufgefordert, neue Wege zur Absicherung freiwilliger sozialer Arbeit zu unterstützen und das bürgerschaftliche Engagement gezielt zu stärken.

			Zunächst gelang es durch mehrere regionale Treffen, die Akteurinnen und Akteure miteinander in Kontakt zu bringen, die sich teilweise schon durch den Dokumentarfilm »Neuland« von Holger Lauinger kannten. Parallel dazu entstand eine Webseite, die über mehrere Jahre vom Bundesverband Deutscher Stiftungen unterstützt wurde. Die Politik griff das Thema »Bürgerarbeit« auf ihre Weise auf und startete 2011 über die Arbeitsämter ein dreijähriges Pilotprojekt, mit dem Arbeitslose in den Kommunen sinnvoll beschäftigt werden sollten. Da es jedoch nicht gelang, die Betroffenen anschließend mehrheitlich in den regulären Arbeitsmarkt zu integrieren, wurde das Projekt 2014 leider wieder beendet. Für freiwillige Bürgerarbeit gibt es bis heute keine einheitliche Regelung, ein Entgelt für Ehrenamtler oder Bürgerarbeiter wird nach wie vor kontrovers diskutiert.

			»Zukunft erfinden«

			Die einzige der drei Empfehlungen, die langfristig und nachhaltig umgesetzt wurde, war die einer finanziellen Förderung tragfähiger alternativer Projekte vor Ort. Die Robert Bosch Stiftung hat diesen Impuls aufgegriffen und 2012 das Neulandgewinner-Programm »Zukunft erfinden vor Ort« aufgelegt. 24 der darüber geförderten Projekte konnten wir 2017 in dem Band Neuland gewinnen – Die Zukunft in Ostdeutschland gestalten vorstellen. Dazu gehören beispielsweise der Generationenbahnhof im sächsischen Erlau, wo ein stillgelegtes Gebäude zum neuen Dorfmittelpunkt wurde, die Werkstatt des guten Lebens in Wangelin (Mecklenburg-Vorpommern), in der regionale Produkte erzeugt und Fortbildungen in Lehmbauweise angeboten werden, oder die Freiwilligen-Agentur Altmark in ­Stendal (­Sachsen-Anhalt), die sich um die Vernetzung des bürgerschaftlichen Engagements in der Region kümmert. Das Projektbüro Neulandgewinner beim Berliner Thünen-Institut für Regionalentwicklung kümmert sich um den Erfahrungsaustausch und die Unterstützung der Aktivisten sowie die Fortführung des Programms. 2021 begann die fünfte Förderrunde.

			Gewiss, manch andere alternativen Projekte sind auf der Strecke geblieben, sie wurden nicht im historischen Gedächtnis verankert, so, wie das einigen wenigen DDR-»Markenprodukten« mit viel Werbeeinsatz, veränderter Rezeptur und oft westlichen Co-Finanziers gelang. Aber es gab und gibt ungeahnt viele kreative Ideen und produktive Ansätze, die es lohnt, näher zu betrachten und auch historisch zu würdigen. Wir haben versucht, mit unseren Büchern einen kleinen Beitrag dazu zu leisten, auch, um zum Nachahmen anzustiften.

			Anmerkungen

			
				
					1	Vgl. den Beitrag von Hélène Camarade auf Seite 147.
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			»Hurra, ich lebe noch« – Clubcolawerbung, Sommer 1992. (Bildausschnitt, Rolf Walter)
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			Sperrgebiet & Marlboro. Sommer 1990 im ehemaligen Grenzstreifen im Süden Berlins. (hk)

		


		
			Dierk Hoffmann

			Übernahme?

			Die Rolle der alten Bundesländer beim »Aufbau Ost« Austausch- und Transferprozesse am Beispiel Baden-Württembergs und Sachsens 1989/901

			Sowohl die öffentliche als auch die wissenschaftliche Debatte über die Priva­tisierung der ostdeutschen Wirtschaft nach 1990 ist immer noch sehr stark von einem »Überwältigungsnarrativ« geprägt.2 So vergleicht der Soziologe Steffen Mau die Einführung der Marktwirtschaft in den ostdeutschen Bundesländern mit einem »Tsunami«.3 Der Historiker Ilko-Sascha Kowalczuk bezeichnet den Transfer des westdeutschen Modells auf Ostdeutschland als »Übernahme«.4 Ähnlich argumentiert der Osteuropahistoriker Philipp Ther, der zudem auch noch den Zwangscharakter betont.5 Andere Forscher konstatieren wiederum einen einseitigen Transfer von Ideen, Institutionen und Eliten von West nach Ost.6 Alle diese Darstellungen vereint, dass sie die beschriebenen Austausch- und Transferprozesse ausschließlich als eine Art Einbahnstraße betrachten.7 Außerdem werden die enorme Eigendynamik der Entwicklung und die dadurch sich verändernden Handlungsspielräume der verschiedenen Akteure in Ost und West unterschätzt. In meinem Beitrag soll exemplarisch die Zusammenarbeit zwischen Baden-­Württemberg und den drei südlichen Bezirken der DDR (Dresden, Karl-Marx-Stadt [Chemnitz], Leipzig; später: Bundesland Sachsen) beim Verwaltungsaufbau im Zuge der Friedlichen Revolution 1989/90 untersucht werden. Dabei soll auch der Frage nachgegangen werden, wie von den Verantwortlichen im Westen Deutschlands die Umbrüche im Osten wahrgenommen wurden.

			Die Kooperation zwischen Baden-Württemberg und den drei südlichen DDR-Bezirken (aus denen im Herbst 1990 der Freistaat Sachsen gebildet wurde), aus der spätestens nach der Volkskammerwahl am 18. März 1990 eine umfangreiche, dauerhaft angelegte Aufbauhilfe erwuchs, kam nicht zufällig zustande.

			Die Rolle Lothar Späths

			Ihr Initiator dürfte Ministerpräsident Lothar Späth (CDU) gewesen sein, der in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre – wie viele andere westdeutsche Ministerpräsidenten – seine Kontakte in die DDR intensivierte, häufig dorthin reiste und sich auch mehrmals mit dem Generalsekretär des Zentralkomitees der SED und Staatsratsvorsitzenden Erich Honecker traf.8 Darüber hinaus besuchte er oft die Leipziger Messe, um die deutsch-­deutschen Handelsbeziehungen zum Nutzen der heimischen Industrie zu pflegen und zu intensivieren. 

			Mit dem Mauerfall und dem sich abzeichnenden Ende der SED-Herrschaft versuchten sich alle westdeutschen Bundesländer neu zu positionieren und boten sich den Verantwortlichen in Ostdeutschland – zunächst den Räten der Bezirke und später den neu gebildeten ostdeutschen Bundesländern – als Ansprechpartner bei der Bewältigung der immensen und vielfältigen politischen, wirtschaftlichen und sozialen Aufgaben an. Späth sah in dem später gebildeten Freistaat Sachsen aufgrund seiner industriellen Bedeutung und historischen Tradition ein Bundesland mit großer Zukunft, die er mitgestalten wollte. 

			Sein Denken in europäischen Regionen mag zwar ebenso ein Grund für sein Engagement gewesen sein.9 Entscheidend war aber wohl eher sein politisches Machtkalkül: Späth, der insbesondere in Teilen der westdeutschen Presse 1989 schon als Nachfolger von Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU) gehandelt wurde, hatte auf dem Bundesparteitag der CDU in Bremen (11. bis 13. September 1989) eine empfindliche Niederlage einstecken müssen. Der innerparteiliche Aufstand gegen den politisch angeschlagenen Bundeskanzler und CDU-Vorsitzenden misslang bereits im Vorfeld des Parteitags kläglich. Späth scheiterte daraufhin bei der Wahl zum Präsidium der CDU und galt innerhalb der Partei nunmehr als »erledigt«.10 Er musste sich neue Aufgabenfelder suchen. Da kam ihm der Mauerfall gerade recht. Insofern war es durchaus kein Zufall, dass der baden-württembergische Ministerpräsident Dresden schon am 10. Dezember 1989 besuchte – immerhin rund zehn Tage vor seinem Widersacher Kohl.

			Der Mauerfall: Selbstermächtigung und Entstaatlichung

			Der Mauerfall am 9. November 1989 läutete die Endphase der SED-Herrschaft ein und eröffnete erstmals Freiräume für gesellschaftliche Debatten in der DDR. Selbstermächtigung und Selbstdemokratisierung waren die kennzeichnenden Merkmale der fortschreitenden Friedlichen Revolution. Gleichzeitig mit dem Mauerfall begann aber auch die Staatlichkeit der DDR zu erodieren, wie sich im weiteren Verlauf mit der Einrichtung der Runden Tische auf zentraler, regionaler und lokaler Ebene zeigte. Andere Institutionen, die das Leben der Menschen in der DDR über Jahrzehnte bestimmt hatten, wurden aufgelöst (zum Beispiel die Staatliche Plankommission und das Ministerium für Staatssicherheit). Es entstanden neue Institutionen, wie etwa das Ministerium für Wirtschaft unter Christa Luft (SED/PDS), die aber nur kurzen Bestand hatten und wenig Durchschlagskraft besaßen. 

			Die DDR-Regierung unter Hans Modrow (SED/PDS) hatte kaum noch Einfluss auf die wirtschaftliche Entwicklung des Landes. Denn der Mauerfall führte auch zu einer Aushöhlung des Außenhandels- und Devisenmonopols der DDR: Mit der Grenzöffnung konnten westliche Waren ungehindert nach Ostdeutschland gelangen; die D-Mark stieg de facto zur Leitwährung in der noch bestehenden DDR auf. In das entstehende Machtvakuum stießen nicht nur neue (zum Beispiel die neu gebildeten Parteien, aber auch westdeutsche Akteure), sondern zeitweise auch eta­blierte Kräfte auf lokaler und regionaler Ebene. Dabei war das sich neu bildende politische Kräftefeld einer permanenten dynamischen Veränderung ausgesetzt. Insbesondere Bürgermeister und die Räte der Bezirke sahen sich unmittelbar mit den tagtäglichen Problemen der Ressourcenallokation vor Ort und den Erwartungshaltungen der Bevölkerung konfrontiert.

			Der Mauerfall eröffnete aber auch neue Gesprächsräume auf deutsch-deutscher Ebene. Dabei ging es den westdeutschen Bundesländern keineswegs nur darum, die Chancen zur Intensivierung der wirtschaftlichen Kontakte auszuloten und auf mögliche Veränderungen im föderativen Gefüge der Bundesrepublik vorbereitet zu sein.11 Westdeutsche ­Politiker wurden bei ihren Reisen in die DDR vielmehr frühzeitig mit den drängenden wirtschaftlichen und sozialen Problemen in den Bezirken konfrontiert. Nachdem der baden-württembergische Ministerpräsident Lothar Späth (CDU) von seiner Reise nach Dresden am 10./11. Dezember 1989 zurückgekehrt war, wurde das Sozialministerium in Stuttgart damit beauftragt, ein Sofortprogramm in Höhe von 1,5 Millionen D-Mark vorzubereiten, um dem Gesundheitswesen und der Altenpflege in der Elbmetropole mit dringend benötigten Medikamenten und medizinischen Geräten unter die Arme zu greifen.12 Die baden-württembergische Landesregierung entwickelte sich ab Anfang 1990 für viele Krankenhäuser und Ärzt*innen in Sachsen zum ersehnten Problemlöser: So wurde das Stuttgarter Sozialministerium mehrmals darum gebeten, Verbandsmaterial und medizinische Ausrüstung zu liefern, aber auch medizinisches Fachpersonal zur Verfügung zu stellen und bei der Sanierung maroder Kliniken behilflich zu sein. Das leitende Personal verschiedener Kliniken in Sachsen befürchtete offenbar einen Kollaps der Gesundheitsversorgung. Hilfe erhoffte man sich nicht mehr von der Modrow-Regierung in Ost-Berlin, wohl aber vom zukünftigen Partnerland im Südwesten der Bonner Republik.13 Rasch wurden in Stuttgart Stimmen laut, die die allzu großen Erwartungen zu dämpfen versuchten. Aus Sicht eines Beamten schien die DDR »zunehmend ein Fass ohne Boden zu werden«.14 Und der Präsident des baden-württembergischen Handwerkstages wies darauf hin, dass »von Woche zu Woche die Diskrepanz zwischen unseren Hilfsmöglichkeiten und dem Unterstützungsbedarf i[n] Sachsen« wachse.15

			Intensivierung und Professionalisierung der Kontakte zwischen Stuttgart und Dresden

			Nach seiner Rückkehr aus Dresden und nach Absprache mit den Vertretern aller Fraktionen im Stuttgarter Landtag gab Ministerpräsident Späth nicht nur den Auftrag zu einer Soforthilfe in Höhe von zehn Millionen D-Mark, die teilweise schon kurz vor Weihnachten 1989 die sächsische Metropole erreichte. Bereits Mitte November hatte er das Sozialministerium darum gebeten, zu prüfen, welchen Beitrag das Ministerium »zur Aufnahme partnerschaftlicher Beziehungen des Landes zu einem Bezirk in der DDR« leisten könne.16 Dahinter stand eine langfristig angelegte Strategie, die über die Ad-hoc-Maßnahmen hinausging und vermutlich alle Ressorts der Landesregierung berücksichtigte. 

			Um Konkurrenz bei der Aufbauhilfe auszuschließen und Synergieeffekte zu erzielen, fanden unter Leitung des Bundesministeriums für innerdeutsche Beziehungen erste Abstimmungen mit allen Bundesländern statt.17 Dabei schälten sich einige spätere Patenschaften heraus: So wollte Bremen die bereits bestehende Städtepartnerschaft zu Rostock aktivieren. Hessen und Rheinland-Pfalz beabsichtigten, ihre Zusammenarbeit auf das Land Thüringen zu konzentrieren. Niedersachsen wiederum hatte die ostdeutschen Bezirke Magdeburg und Halle im Blick. Schleswig-Holstein plante eine Kooperation mit den drei nördlichen DDR-Bezirken. Dagegen ergab sich beim Bezirk Karl-Marx-Stadt eine gewisse Konkurrenzsituation, denn sowohl Baden-Württemberg als auch Bayern bekundeten hier ihr Interesse. Der Vorstoß des West-Berliner Senats, ein Abkommen zwischen den Regierungen der Bundesrepublik und der DDR über regionale Zusammenarbeit abzuschließen, fand nicht die Zustimmung der anderen Bundesländer, die sich eher für eine pragmatische Vorgehensweise aussprachen. Der vorgelegte Entwurf wurde von der bayerischen Staatsregierung sogar als »monströs« bezeichnet. 

			Die Zurückhaltung der Bundesländer, die einerseits ihre Bereitschaft zur Unterstützung signalisierten, andererseits aber mehrheitlich eine vertragliche Festlegung ablehnten, erklärt sich aus dem dynamischen Verlauf der Ereignisse in der DDR nach dem Mauerfall. Auch die Bundesregierung reagierte zunächst sehr vorsichtig. Erst am 28. November war Kohl mit dem »Zehn-Punkte-Programm zur Überwindung der Teilung Deutschlands und Europas«, den er dem Bundestag unterbreitet hatte, in die Offensive gegangen.18 Vor diesem Hintergrund skizzierten Beamte der Stuttgarter Landesregierung ihre Vorstellungen für die angedachte Zusammenarbeit Baden-Württembergs mit dem »Raum Dresden«.19 Diese waren sehr breit angelegt, sie reichten in der Wirtschaft etwa von der Einrichtung eines Koordinationsbüros in der Elbestadt, der Unterstützung beim Auf- und Ausbau des Telefonnetzes, der Bildung einer gemeinsamen Wirtschaftskommission, der Bereitstellung von Existenzgründungsdarlehen für kleinere Unternehmen bis hin zur Ausbildung von DDR-Managern. 

			Für den Sozialbereich schlugen die Beamten zwei Sofortprogramme für die Altenpflege und das Gesundheitswesen vor. Außerdem sollten ein Stipendienprogramm für Hochschulen und ein Jugend-Austauschprogramm entwickelt werden. Weitere Vorschläge betrafen Hilfen im Bereich Umweltschutz und bei Städtepartnerschaften.

			Der Vorstoß von Späth, eine langfristige Kooperation mit den drei südlichen DDR-Bezirken aufzubauen, traf offenbar auf breite Zustimmung in den Regionen in Ostdeutschland und weckte eine Reihe von mehr oder weniger konkreten Erwartungen. So berichteten Vertreter des baden-württembergischen Gemeindetages, die Mitte Januar 1990 eine Besuchsreise nach Dresden unternommen hatten, dass sich ihre Gesprächspartner vom Rat des Bezirkes »soweit wie möglich nach Baden-Württemberg und nicht in [sic] ein anderes Bundesland orientieren« würden.20 In den Gesprächen betonten die Vertreter des Gemeindetages, dass die Partnerschaft zwischen Ost und West »organisch«, das heißt zunächst auf der Ebene von Kommunen und Vereinen wachsen müsse. Sie hielten es daher nicht für zweckmäßig, »zunächst offizielle Urkunden zu unterzeichnen und dann mit der Partnerschaftsarbeit zu beginnen«. Vorrangiges Ziel sollte – darin waren sich beide Seiten einig – der Aufbau einer kommunalen Selbstverwaltung und eine entsprechende Verwaltungsreform sein. Der Pressesprecher des Neuen Forums in Dresden, Arnold Vaatz (ab Februar 1990 CDU), musste einräumen, dass die DDR-Oppositionsgruppen die Relevanz dieses Themas allerdings noch gar nicht richtig erkannt hätten.21

			Um die Zusammenarbeit zwischen Baden-Württemberg und Sachsen zu professionalisieren, wurde am 31. Januar 1990 in Dresden die Vereinbarung über die Bildung einer Gemischten Kommission zwischen Ministerpräsident Späth und den Vorsitzenden der Räte der drei Bezirke ­unterzeichnet.22 Die Kommission wurde durch jeweils einen Vertreter aus Ost und West paritätisch geleitet. Dem Leitungsgremium gehörte neben den ­Vertretern der Bezirke ein Mitglied der während der Montags­demonstration am 8. Oktober 1989 in Dresden gebildeten »Gruppe der 20«23 an. Eine Anlage zu der Vereinbarung listete insgesamt elf Fachgruppen auf, die ebenfalls paritätisch besetzt waren. Schließlich richtete die baden-württembergische Landesregierung noch ein Verbindungsbüro in Dresden ein.24 Eile war geboten, denn auch der Freistaat Bayern schickte sich an, ein »Informationsbüro« mit drei Mitarbeitern in Dresden einzurichten.25

			Die Einführung der D-Mark als Zäsur

			Anfang Juli 1990 teilte die Zentrale Arbeitsverwaltung der DDR mit, dass die Zahl der Erwerbslosen innerhalb eines Monats um 47.289 auf 142.096 gestiegen sei.26 Damit tauchte in der ostdeutschen Wirklichkeit erstmals ein Phänomen auf, das es unter der SED-Herrschaft nicht gegeben hatte: Arbeitslosigkeit. Der Einigungsprozess, der nach der Volkskammerwahl am 18. März 1990 deutlich an Fahrt gewonnen hatte, warf seine Schatten voraus. Erste Proteste, die es in den DDR-Betrieben bereits kurz vor dem Mauerfall gab, weiteten sich rasch aus, schlossen aber schon bald Zukunftsängste mit ein. Bereits vor der Einführung der D-Mark in der DDR am 1. Juli 1990 hatten offenbar Strukturveränderungen auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt begonnen, die in der Folgezeit vehement an Dynamik gewinnen sollten. Mit der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion vom 1. Juli 1990 wurden die DDR-Betriebe von einem Tag auf den anderen den Weltmarktbedingungen ausgesetzt. Die Einführung der D-Mark war aufgrund des politisch festgelegten Umrechnungskurses heftig umstritten und mit erheblichen ökonomischen Risiken verbunden. Unmittelbar nach der Währungsumstellung drohte bereits vielen Unternehmen der im März 1990 gegründeten Treuhand die Zahlungsunfähigkeit.

			Die Einführung der D-Mark und deren sozioökonomische Folgen veränderten schlagartig die inhaltlichen Schwerpunkte der Zusammenarbeit zwischen Baden-Württemberg und Sachsen. Auf der politischen Agenda rückte die Arbeitsmarktpolitik ganz nach oben; dazu musste vor allem der Verwaltungsaufbau beschleunigt werden. Angesichts der stark ansteigenden Arbeitslosenzahl befürworteten die Dresdener Stadtverwaltung und das dortige Arbeitsamt den Vorschlag, eine kommunale Qualifizierungs- und Beschäftigungsgesellschaft zu gründen, um »in den nächsten Monaten Bürger der Stadt Dresden von der Straße zu holen und sie für einen späteren regulären Einsatz in der Wirtschaft zu befähigen«.27 Ministerpräsident Späth wies Bundeskanzler Kohl Mitte August 1990 darauf hin, dass sich die wirtschaftliche Situation in der DDR »in den vergangenen Wochen deutlich verschlechtert« habe.28 Es komme jetzt darauf an, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, »dass auf kommunaler Ebene das Engagement für die nötigen Investitionen und die Schaffung der Arbeitsplätze entwickelt« werden.29 Dies sei jedoch noch nicht möglich, da die Kommunen »kaum Befugnisse und Ressourcen haben, die Länder noch nicht existieren und zentralistische Einrichtungen, wie zum Beispiel die Treuhand-Anstalt, zu einer schnellen und flexiblen Strukturpolitik nicht in der Lage sind«. Um diese Hemmnisse zu beseitigen, müssten westdeutsche Kommunen verpflichtet werden, Fachkräfte für den Verwaltungsaufbau in Ostdeutschland zur Verfügung zu stellen.

			In der Folgezeit konzentrierten sich die Fördermaßnahmen von Ba­den-Württemberg für Sachsen auf eine personelle Unterstützung beim Verwaltungsaufbau:30 Dazu zählten anfangs 150 Kommunalbeamte, 30 Beamte aus den Stuttgarter Landesministerien und 21 Richter, die nach Sachsen entsandt werden sollten. Die Fachgruppen der Gemischten Kommission sollten im Übrigen ihre Arbeit bis nach der ersten Landtagswahl in Sachsen am 14. Oktober 1990 fortführen. An eine Übernahme der sächsischen Verwaltung durch westdeutsche »Leihbeamte« war ausdrücklich nicht gedacht. In Stuttgart gab es erhebliche Bedenken, baden-württembergische Beamte »voll in die Hierarchie mit entsprechender Weisungsbefugnis […] einzubinden, insbesondere im Hinblick auf evtl. anstehende Personalentscheidungen, die von baden-württembergischen Beamten, aufgrund der fehlenden DDR-spezifischen Kenntnisse nicht sachgerecht getroffen werden könnten«.31

			Ministerpräsident Späth konnte aus seinem Engagement in Ostdeutschland keinen politischen Nutzen mehr ziehen. Er unterstützte zwar den Westdeutschen Kurt Biedenkopf (CDU) im sächsischen Landtagswahlkampf und beriet diesen bei der anschließenden Regierungsbildung.32 Nachdem ihm jedoch im Zusammenhang mit der »Traumschiff-Affäre« Vorteilsnahme bei Ferienreisen vorgeworfen worden war, musste er am 13. Januar 1991 seinen Hut nehmen. Fünf Monate später wurde er Geschäftsführer der Jenoptik GmbH in Jena und stand damit an der Spitze eines ehemaligen DDR-Industriekombinats, das die Transformation von der Plan- zur Marktwirtschaft relativ erfolgreich meistern sollte. Doch das ist eine andere Geschichte.

			Fazit

			Die Entstaatlichung der DDR auf zentraler Ebene, die mit dem Mauerfall einsetzte, entfaltete Sogwirkungen, die entscheidend dazu beitrugen, dass die Übertragung des westdeutschen Wirtschafts- und Sozialsystems auf Ostdeutschland mit dem Staatsvertrag vom 18. Mai 1990 überhaupt erst erfolgen konnte. Die Entstaatlichung der DDR und der Transfer des westdeutschen Modells sind somit zwei Seiten einer Medaille. Damit ist aber noch nichts über die inhaltlichen Beziehungen zwischen West- und Ostdeutschland gesagt, die äußerst komplex waren und sich dynamisch veränderten. Von einer lang vorher angelegten Strategie, das westdeutsche Modell auf die DDR zu übertragen, kann keine Rede sein. Eine wichtige Rolle nahmen 1990 die westdeutschen Länder und die Bürgermeister und Räte der Bezirke in der DDR ein. Dabei wird deutlich, dass etwa die Stuttgarter Landesregierung anfangs eher vorsichtig agierte. Im Vordergrund standen zunächst Soforthilfen zur Stabilisierung des sächsischen Gesundheitswesens und Unterstützung beim Aufbau kommunaler Verwaltungsstrukturen. Bei der Zusammensetzung der Gemeinsamen Kommission und seiner Fachausschüsse wurde auf eine paritätische Besetzung geachtet. An einen Elitentransfer war anfangs nicht gedacht. Die baden-württembergischen »Leihbeamten« sollten zunächst nur eine beratende Funktion haben. Obwohl weitere, quellengestützte Untersuchungen zu anderen Bundesländern und Regionen noch ausstehen, zeichnet sich doch jetzt schon ab, dass der Begriff »Übernahme« der Komplexität der Ereignisse von 1989/90 nicht ganz gerecht wird.
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			Christoph Renner

			Einheitspraktiker

			Die Grenzen der Wirkungsmacht westdeutscher Akteure im Vereinigungsprozess. Am Beispiel des Aufbaus der Thüringer Landeszentrale für politische Bildung 1989/90 bis 1991

			Das gegenwärtige Interesse – auch der zeithistorischen Forschung1 – an den Ursachen für das Erstarken rechten Denkens und die Krise der Demokratie in Ostdeutschland drohen den Diskurs über die Vereinigung in eine Sackgasse zu führen. Die vermeintliche Andersartigkeit der Ostdeutschen steht mehr als 30 Jahre nach der Wiedervereinigung noch immer im Vordergrund und dient bisweilen als monokausales Erklärungsmuster für die gegenwärtigen Probleme.2 Stephan Stach dagegen stellte bereits vor zwei Jahren die berechtigte Frage, welchen Anteil westdeutsche Eliten an den heutigen Missständen in Ostdeutschland hätten.3 Bis 1995 wurden allein zum Aufbau der öffentlichen Verwaltungen 35.000 Westbeamte nach Ostdeutschland abgeordnet.4 Die konkreten Erfahrungen und Handlungen dieser Einheitspraktiker in öffentlichen Institutionen und Verwaltung, aber auch der Wirtschaft oder den Medien zu analysieren, wäre Voraussetzung einer integrierenden Zeitgeschichtsschreibung der Vereinigungszeit.5 

			Die zeithistorische Forschung kann einen Anstoß zur Differenzierung der bisweilen festgefahrenen Debatte um die Vereinigung geben, indem sie ebenjene Erfahrungen und Handlungen westdeutscher Akteure im Osten sichtbar macht. Einen solchen Beitrag möchte der vorliegende Aufsatz leisten: Er erzählt die Gründungsgeschichte der Thüringer Landeszentrale für politische Bildung, die sich von Ende November 1989 bis zum Sommer 1991 erstreckte, als die Institution aufgebaut und erste zentrale Personalentscheidungen getroffen wurden.6 Die Erforschung der Institutiona­lisierung politischer Bildung im Vereinigungsprozess bindet mehrere Perspek­tiven von Einheitspraktikern in Ostdeutschland ein. Zunächst ist die Gründungsgeschichte der Thüringer Landeszentrale ein Beispiel für den durch Vertreter der alten Länder getragenen Aufbau der öffentlichen Verwaltung nach westdeutschem Muster in Ostdeutschland. 

			Die Hessische Landesregierung unter CDU-Ministerpräsident Walter Wallmann hatte bereits unmittelbar nach dem Mauerfall, animiert von Bundeskanzler Helmut Kohls Zehn-Punkte-Programm, ihre Fühler nach Thüringen ausgestreckt und am 5. Dezember 1989 ein »Aktionsprogramm Hessen-Thüringen« aufgelegt, das zunächst als Hilfsprogramm im Umfang von 50 Millionen DM pro Jahr bis 1994 konzipiert war,7 sich ab März 1990 aber zu einem Programm der »Verwaltungshilfe« wandelte. Parallel dazu sorgte Werner Wolf, seit 1987 Leiter der Hessischen Landeszentrale für politische Bildung (HLZ) und vormals Grundsatzreferent der CDU-Fraktion im Hessischen Landtag, dafür, dass die HLZ zum Jahreswechsel 1989/90 ihre Bildungsarbeit nach Thüringen ausweitete. Der Blick auf die Praxis der HLZ – deren Referatsleiterstellen zu erheblichen Teilen nach Parteienproporz besetzt wurden – als Vertreterin staatlich-institutionalisierter politischer Bildung ist zudem aufgrund der Heterogenität der Handelnden aufschlussreich. Diese traten nun in direkte Interaktion mit den ostdeutschen Landsleuten als Zielgruppe: Welche Inhalte mit welchen Vermittlungsformen transportierten sie zu welchem Zeitpunkt des Umbruchprozesses? Welche Erfahrungen machten sie in der Interaktion mit ihren ostdeutschen Landsleuten?

			Der Beitrag fokussiert ausführlich die Zeit zwischen Ende 1989 und dem Herbst 1990 als längere Vorgeschichte der Gründung der Thüringer Landeszentrale. Denn in dieser Zeit wurden alle politischen Grundentscheidungen auf dem Weg zur Vereinigung getroffen; und schon seit Februar 1990 stellten hessische Einheitspraktiker, noch in den Wirren des Volkskammerwahlkampfes, Weichen für den Aufbau einer Thüringer Landeszentrale nach hessischem Vorbild, bei deren unmittelbarem Gründungsprozess sie ab November 1990 eine Schlüsselrolle einnehmen sollten. Welche Faktoren bestimmten diesen Aufbauprozess?

			Das Narrativ der Kolonialisierung

			Lange beherrschten relativ unwidersprochen das Narrativ der Kolonialisierung8 oder jenes der Glücksritter das öffentliche Bild des Handelns Westdeutscher im Osten.9 Ihre Wirkmächtigkeit ergibt sich aus einer identitätspolitischen Funktion: Den Unmut über die wirtschaftliche Entwicklung in den neuen Bundesländern projizierten Ostdeutsche bevorzugt auf westliche Akteure.10 Solche Projektionen erleichterten gleichzeitig Altbundesbürgern durch klare Schuldzuschreibungen auf wenige Landsleute,11 Verantwortung von sich zu weisen sowie ihr aus 40 Jahren Teilung resultierendes Desinteresse12 an den Entwicklungen in Ostdeutschland zu kaschieren. Für solche deutsch-deutschen Zuschreibungen steht die von der letzten DDR-Volkskammer ins Leben gerufene Treuhand. Die zeithistorische Forschung trägt hier jüngst zur Versachlichung bei.13 Allerdings sollte sie sich nicht auf wirtschaftliche Problematiken der Vereinigungszeit beschränken: Sie muss der Genese zeitgenössischer Narrative Rechnung tragen, ohne sich von ihnen die Agenda diktieren zu lassen. 

			Zwar hat die Politikgeschichte die Wiedervereinigung als »Stunde der Exekutive« (Gerhard A. Ritter) seit Mitte der 1990er Jahre aus verschiedenen Blickwinkeln beleuchtet.14 Die Folgen der Dominanz Bonner Entscheidungen auf dem Weg zur Vereinigung wurden dabei jedoch jenseits der politischen Makroebene vor allem mit Blick auf die ostdeutsche Gesellschaft untersucht. Der Grund für diese Einseitigkeit liegt in der asymmetrischen Betroffenheit der west- und ostdeutschen Gesellschaften von den Folgen der Vereinigung und damit gerade in der westlichen Dominanz des Vereinigungsprozesses: Die Erkenntnisse der sozialwissenschaftlichen »Transformationsforschung« zu überblicken, wäre eine zeithistorische Aufgabe für sich, in jedem Fall galt die Wiedervereinigung den Sozialwissenschaften in den 1990er Jahren mit der schnellen Übertragung des westlichen Systems auf die ostdeutsche Gesellschaft als »natürliches Experiment« und somit als »forschungsparadigmatischer Glücksfall«15. Hinsichtlich des »Institutionentransfers«16 wurde vor allem die fehlende Innovation betont: Bereits überholte westdeutsche Strukturen seien einfach nach dem »Blaupausenansatz«17 auf den »Osten« übertragen worden.18 Ebenso übergeht die jüngste zeithistorische Deutung einer »Übernahme« 19 des Ostens durch den Westen die Erfahrungen und konkreten Handlungen Westdeutscher – paradoxerweise – mit der richtigen Diagnose des dominanten westdeutschen Einflusses im Vereinigungsprozess.

			Zum Begriff Einheitspraktiker

			In diesem Beitrag geht es nicht um das Ob struktureller westlicher Dominanz im Vereinigungsprozess, sondern um das Wie – und somit um die Frage nach der Wirkungsmacht westdeutscher Akteure im Vereinigungsprozess und ihren Grenzen. Einheitspraktiker waren selbst Getriebene eines Umbruchprozesses in der DDR, der innerhalb weniger Monate in die Übertragung eines gesamten Staats- und Gesellschaftssystems mündete. Der unerwartete Mauerfall, die Volkskammerwahlen im März 1990 und der Weg dahin, die Währungsunion am 1. Juli, schließlich der Einigungsvertrag im September 1990 schufen eine kontinuierlich wachsende Dynamik, die bewirkte, dass gerade auch Westdeutsche in die Mühle der »geschichtlichen Stunde« gerieten. Eine westdeutsche Sozialisation befähigte – wenngleich unter unterschiedlichen Voraussetzungen – genauso wenig wie eine ostdeutsche dazu, mit der Dynamik der Vereinigungsvorgänge vor Ort Schritt halten zu können. Dieser Überforderung von Westdeutschen bei ihrer Tätigkeit im Osten wird der Begriff der »Einheitspraktiker« am ehesten gerecht. Er ist nicht wertfrei, er trägt der Überforderung genauso Rechnung wie der Möglichkeit des Ergreifens von Karrierechancen, dem Handeln aus politischem wie persönlichem Kalkül im Rahmen der westlich dominierten Vereinigungsprozesse. Darüber hinaus legt er den Fokus auf die vertikale Verteilung von Handlungszwängen beim konkreten Aufbau der öffentlichen Verwaltung – von Entscheidungen des Bundes auf die Ebene der Länder und von dort auf die handelnden Akteure, den mit der »Verwaltungshilfe« beauftragten Individuen. Gleichzeitig ist er offener als der Begriff der »Transfereliten«, der sich nur auf Personen bezieht, die tatsächlich Führungspositionen in ostdeutschen Institutionen übernahmen. Dazu ermöglicht er eine Abgrenzung gegenüber Begriffen, die behördlichen Arbeitszusammenhängen entstammen, wie die Bezeichnung des »Verwaltungshelfers«. Dasselbe gilt für den Begriff des »Aufbauhelfers«, der oft in Memoiren anzutreffen ist und die Leistung der Akteure herausstellt. 

			»Motivationsschub« durch den Mauerfall und erste Weichenstellungen

			Am 4. Januar 1990 verkündete Werner Wolf selbstbewusst, seine Behörde werde im laufenden Haushaltsjahr bis zu 40 Prozent des eigenen Sachmitteletats für die deutschlandpolitische Arbeit verwenden, sie gehe »gut gerüstet in das neue Jahrzehnt der deutschen und europäischen Einigung«.20 Tatsächlich waren weder die Politik noch die Instanzen der politischen Bildung auf den Mauerfall oder gar auf eine Wiedervereinigung vorbereitet. Das am 13. Dezember 1989 durch den Hessischen Landtag aufgesetzte »Aktionsprogramm Hessen-Thüringen« war – wie Kohls Zehn-Punkte-Programm – zunächst ein Versuch, den Menschen in der DDR eine baldige Besserung der Lebensverhältnisse in Aussicht zu stellen, um sie von der Übersiedlung in die Bundesrepublik abzuhalten. Gerade Hessen war aufgrund seiner Grenzlage unmittelbar von der Öffnung der Grenze betroffen.21 Gleichzeitig war der Mauerfall willkommener Anlass für die nach den Kommunalwahlen des Jahres 1989 angeschlagene hessische Landesregierung, sich im Gleichschritt mit dem Kanzler als Vorreiter der deutschen Einheit zu profilieren.

			Am 18. Dezember 1989 trafen sich Vertreter der Bundesministerien und der Länder zu einer Besprechung im Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen, um Unterstützungsleistungen für die DDR geografisch aufzuteilen. Für das Land Thüringen, das offiziell noch gar nicht wieder existierte, wurden durch das Aktionsprogramm vor allem Hessen, daneben Rheinland-Pfalz und Bayern zuständig. Analog zu ihren Landesregierungen stellten sich in den folgenden Monaten auch die Landeszentralen für politische Bildung darauf ein.22 Doch hier wusste niemand, worin die Aufgaben politischer Bildung in Ostdeutschland bestehen könnten. Anfang Januar hatte das HLZ-Publikationsreferat unter Leitung Klaus Böhmes eine Lektüreliste für die hessisch-thüringischen Begegnungen erstellt, die unter anderem an die Mitglieder des hessischen Landtages für deren Thüringenreisen geschickt wurde.23 Schriften anzubieten, erschien als einfachste Möglichkeit, auf die Revolutionsprozesse im Osten schnell zu reagieren. Die Ausgabe von Lektürelisten durch Vertreter des Hessischen Landtages führte zu einer Flut von Publikationsbestellungen aus Thüringen, manchmal bis zu 50 pro Tag.24 Es waren in der Phase seit dem Jahreswechsel 1989/90 vor allem Mitglieder neu entstehender Parteien, aber auch Lehrkräfte und »einfache« Bürger, die ihr Interesse an Informationsmaterial über den politischen Aufbau der Bundesrepublik bekundeten.25

			Der Leiter der Landeszentrale Baden-Württemberg, Siegfried Schiele, erinnerte sich an eine Fahrt nach Thüringen in den Wochen nach dem Mauerfall – auf den Marktplätzen »wurden uns die Grundgesetze regelrecht aus der Hand gerissen. Wir dachten dann, dass wir genau das Richtige getan hatten und fühlten uns fast ein wenig als ‚Helden‘«.26 HLZ-intern beobachtete der Referatsleiter für Lehrerfortbildung, Walter Giere, die Thüringer Bevölkerung sauge alles aus dem Westen gleich einem »trockenen Schwamm« auf. Wolf betonte, man müsse die Lehrkräfte geisteswissenschaftlicher Fächer mit Material versorgen, denn in den DDR-Geisteswissenschaften herrsche »tabula rasa«27. Ihre Einschätzungen reflektierten aber weniger die Situation der Ostdeutschen als die erlebte Differenz zur eigenen Arbeit in Hessen. In den ausgehenden 1980er Jahren hatte sich die politische Bildung in der Bundesrepublik in einer tiefen Krise befunden,28 ihre Vertreter frustrierte das mangelnde Interesse und der empfundene Bedeutungsverlust im politischen Diskurs. Bei der letzten Bundestagsdebatte zur politischen Bildung hatten gerade einmal zwölf Abgeordnete im Plenum des Bonner »Wasserwerks« gesessen.29

			Plötzlich bedeutete die massive Nachfrage aus dem Osten – wo große Teile der Bevölkerung das bundesdeutsche System zunehmend als sicherste Alternative in einem anfangs offenen Revolutionsprozess ansahen – in der HLZ einen »Motivationsschub«30. Doch man wusste diese Nachfrage, die sich zunächst eher an HLZ-Vertreter als Westdeutsche denn als Akteure politischer Bildung richtete, nicht einzuordnen: Geschockt stellte Giere fest, dass kurz nach dem Mauerfall Erfurter Schuldirektoren nach Wiesbaden zur HLZ gefahren seien, sich »hofieren und reich beschenken« ließen, um den Kontakt zur HLZ als westdeutscher Institution schulintern als Argument zu instrumentalisieren, um die vom Runden Tisch des Bezirkes Erfurt angeordneten Vertrauensabstimmungen im Kollegium zu gewinnen.31

			Bereits Anfang Februar war die HLZ an ihre Kapazitätsgrenzen gelangt, worüber Wolf den für die Koordinierung des Aktionsprogramms zuständigen hessischen Staatskanzleichef Alexander Gauland (CDU) informierte:32 »Täglich« gäbe die HLZ mehr Schriften in Thüringen ab, sodass ein Ausverkauf bis zur Sommerpause zu befürchten sei. Jeweils 600.000 DM an Extramitteln erbat Wolf für die Haushaltsjahre 1990 und 1991 – das war mehr als der sonst übliche HLZ-Publikationsmitteletat eines Jahres. Gauland gewährte Wolf nur jene 75.000 DM, die alle Ministerien des Landes Hessen im Rahmen des Nachtragshaushaltes für das Thüringen-Programm erhalten hatten.33 Frustriert bezeichnete Wolf dies als »Tropfen auf dem heißen Stein«.34

			Ein Prozess wechselseitiger Verstärkung

			Insgesamt 110.000 Informationshefte zur politischen Bildung aus der Reihe der Bundeszentrale, ca. 70.000 Bücher und Broschüren sowie ca. 20.000 weitere Informationsschriften im Wert von 385.000 DM verbreitete die HLZ 1990 allein für Publikationen in Thüringen, was knapp drei Viertel ihres Jahresetats im Bereich Publizistik entsprach.35 Die genannten Zahlen sind angesichts der Bevölkerungszahl der drei damaligen Bezirke Gera, Suhl und Erfurt erstaunlich: Auf gut zweieinhalb Millionen Menschen verteilte die HLZ innerhalb weniger Monate mindestens 200.000 Publikationen, theoretisch hätte mindestens jeder zehnte Thüringer Material der HLZ in der Hand haben können. Hessen war kein Sonderfall: Die Expansion westdeutscher Parteien und Landesregierungen in die DDR vor den Volkskammerwahlen begleiteten alle Zentralen für politische Bildung mit der Verteilung von Schriften vor allem über das Regierungssystem der Bundesrepublik und über die Soziale Marktwirtschaft, und zwar jeweils dort, wo ihre Landesregierungen aktiv wurden.36 

			Dies resultierte aus einem Prozess wechselseitiger Verstärkung von Angebot und Nachfrage. Westdeutsche Institutionen verfügten über keinerlei Publikationen, mit denen sie adäquat auf die Revolution in der DDR hätten reagieren können. Umgekehrt orientierten sich die Menschen in der DDR bereits früh an der Bundesrepublik. Ungewollt trugen westdeutsche Zentralen somit aktiv dazu bei, das bundesrepublikanische System vor den Volkskammerwahlen weitgehend alternativlos erscheinen zu lassen. Von den Gruppen der Bürgerbewegungen hatte in Thüringen zunächst das für den »Dritten Weg« einstehende Neue Forum den größten Zulauf.37 Doch es war die ehemalige christdemokratische ­Blockpartei, die sehr schnell – anders als die bürgerbewegten Gruppen – auf die gesamte westliche Wahlkampfmaschine zurückgreifen konnte, was sich auch sogleich an Tausenden schwarz-rot-goldenen Wahlplakaten der CDU im sonst grauen Straßenbild niederschlug. Und es war Reinhard Zoffel, erfahrener CDU-Wahlkampfleiter in Hessen, der den Einsatz westdeutscher Politiker in Thüringen organisierte.38

			Nach der Volkskammerwahl – ein Brückenkopf in Erfurt

			Die Volkskammerwahlen endeten mit dem Sieg der »Allianz für Deutschland«, in Thüringen hatten 60 Prozent der Wahlberechtigten für sie ge­­stimmt, was als eindeutiges Plebiszit für eine schnelle Wiedervereinigung gedeutet wurde. In welche Richtung sich die Umbruchprozesse in der DDR entwickeln würden, glaubte Wolf bereits Anfang Februar zu wissen, als er den Direktor der Bundeszentrale, Unionsfreund Wolfgang Maurus (CSU), um finanzielle Unterstützung für die Neuauflage seines durch die Nachfrage in Thüringen vergriffenen Buches »Wahlkampf und Demokratie« gebeten hatte – als sei nun gerade das von entscheidendem Erkenntniswert für die Thüringer Bevölkerung. Das Schreiben hatte Wolf mit dem Wunsch beendet, dass die im Mai in der DDR anstehende Kommunalwahlen dort »hoffentlich die letzte freie Wahl sein werden.«39 Derselbe Tenor hatte auch in der Debatte des Hessischen Landtags vom 7. Februar vorgeherrscht, in welcher Wallmann die Einrichtung eines »Informationsbüros Hessen-Thüringen« in Erfurt ankündigte.40 Leiter des Büros wurde Wolfgang Egerter (CDU), ein enger Weggefährte Wallmanns, dessen politische Karriere vor dem Mauerfall aufgrund seiner Vergangenheit im rechtsradikalen Witikobund in eine Sackgasse geraten war.41 Der Umbruch in der DDR bescherte ihm eine unerwartete Karrierechance. Egerter war auch ein Duzfreund Wolfs, beide hatten gemeinsam bereits am 1. Februar in der evangelischen Kirche in Erfurt/Marbach ein Seminar »Über Grundsätzliches der Methoden der Wahlkampfführung« für Mitglieder des Erfurter Demokratischen Aufbruchs (DA) veranstaltet. Dabei knüpften die beiden bereits Kontakte, die später entscheidend sein sollten: Unter den Teilnehmern war Michael Siegel, Kreisgeschäftsführer des Erfurter DA,42 der im Mai 1991 zum ersten Leiter der Thüringer Landeszentrale avancieren sollte.

			Fünf Tage nach den Volkskammerwahlen öffnete das Büro in der Erfurter Lutherstraße seine Tore. Dies war der erste konkrete Schritt des Verwaltungsneuaufbaus nach westlichem Vorbild. Hier richteten neben der hessischen Staatskanzlei beispielsweise auch die Landesentwicklungs- und Treuhandgesellschaft oder die Betriebskrankenkassen Zweigstellen ein, was einer späteren Institutionalisierung vorgreifen sollte. Wolf hatte sich seit Ende Februar dafür eingesetzt, dass die HLZ von Anfang an präsent war. Der HLZ-Brückenkopf im Informationsbüro sollte sich bald zu einer »Vorform der Thüringer Landeszentrale«43 entwickeln. Seit Mai wurde sie dauerhaft von der HLZ-Verwaltungsbeamtin Hannelore Janssen – keiner Bildungsreferentin – vertreten, was zeigt, wie sehr die Logik des Verwaltungsaufbaus bereits Personalentscheidungen bestimmte. Janssen zählte zu den ersten der 104 hessischen Beamtinnen und Beamten, die bereits 1990 von der hessischen Landesregierung zur »Verwaltungshilfe« nach Thüringen abgeordnet wurden. Neben Janssen war Referatsleiter Antonio Peter vor Ort tätig, der ab 1991 das Publikationsreferat der Thüringer Landeszentrale leiten sollte.44

			Mochten erste institutionelle Weichenstellungen bereits erfolgt sein, so gestaltete sich die Arbeit vor Ort schwierig. Zunächst musste ein Telefonanschluss installiert werden, in Schreiben an die HLZ hieß es, Janssen sei auf der »Seidenstraße«45 nur schwer erreichbar. Das mit diesem Wort angedeutete allwöchentliche Pendeln in den »Wilden Osten« deutete bereits an: Hier »Verwaltungshilfe« zu leisten, war nicht gerade komfortabel, meist übernachtete man in maroden Heimen der gleichsam erodierenden ehemaligen Staatsmacht, Janssen etwa im Gästehaus des FDGB-Bildungswerkes in Erfurt.46 Die Arbeit des Informationsbüros funktionierte wie eine Beratungsagentur unter dem Eindruck der anstehenden Fusion. Vor allem Thüringer Kommunalpolitikern und Mitarbeitern der Erfurter Bezirksverwaltung diente das Informationsbüro vor den Kommunalwahlen am 6. Mai als erste Anlaufstelle: »Was ist denn eine Partei? Was heißt Föderalismus? Was ist eine Gemeinde? […] Es ging um Orientierungswissen mit aktuellem Gebrauchswert für die Leute«47, erinnerte sich Janssen. Westdeutsche sollten in Thüringen politische Orientierungshilfe geben – egal, ob es sich bei ihnen um den hessischen »CDU-Stahlhelm« Egerter oder die Sozialdemokratin Janssen48 handelte. Dazu wurden Einheitspraktiker mit der Diktaturvergangenheit einer Gesellschaft und ihrer Individuen konfrontiert, die sie kaum überschauen konnten. Ein ehemaliger NVA-Politoffizier trug im Sommer »kistenweise« Informationsmaterial aus den Büroräumen, um diese unter seinen Kameraden zu verteilen.49 

			Die institutionelle Anbindung der HLZ an das Informationsbüro ermöglichte bald auch Veranstaltungen größeren Umfangs vor Ort. Den breitesten Raum nahm eine »Informations- und Erfahrungsbörse« für hessische und thüringische Lehrer vom 23. bis 25. März 1990 in der Pädagogischen Hochschule Erfurt ein, die gemeinsam von der HLZ, dem Hessischen Institut für Lehrerfortbildung sowie dem Hessischen Institut für Bildungsplanung und Schulentwicklung organisiert wurde.50 Die Konzentration auf Thüringer Lehrkräfte hing damit zusammen, dass man sich von ihrer Weiterbildung als klassischer Multiplikatorengruppe Effekte auf breitere Bevölkerungsteile erhoffte. Zudem gehörten die Lehrkräfte zu jener gesellschaftlichen Gruppe, auf die – von den SED-Parteifunktionären und der Staatssicherheit abgesehen – der Unmut der Bevölkerung im besonderen Maße gerichtet war. Noch in der Zeit der Modrow-Administration war das Fach Staatsbürgerkunde abgeschafft worden, an dessen Stelle das Ministerium für Volksbildung im Januar das Übergangsfach Gesellschaftskunde gesetzt hatte. Die im März veröffentlichten Rahmenlinien für das Fach, die bis zum Schuljahresbeginn 1990/91 gelten sollten, überließen die Ausgestaltung des Unterrichts den verunsicherten Lehrkräften.51 An der »Börse« nahmen 150 hessische Lehrkräfte und rund 1.500 Thüringer Lehrerinnen und Lehrer teil. Viele DDR-Lehrer suchten schließlich, so hieß es vorab politisch recht unbedarft in einer Presseankündigung der HLZ, nach Orientierungshilfen, um sich von der »kommunistischen Ideologie befreien« und damit weniger »frontal und monologisch« unterrichten zu können.52 »Die Plastiktüten prall gefüllt, dicke Stapel mit bedrucktem Papier unter den Arm geklemmt«,53 seien die Thüringer Pädagoginnen und Pädagogen wieder nach Hause gegangen, so berichtete es die Frankfurter Rundschau. Weiter hieß es: »An den Ständen hinterlassen die DDR-Lehrer oft ein diffuses Bild, stürzen sich […] ins Materialgetümmel, und halten mit der Meinung hinterm Berg, ob sie in der Kopie des westlichen Musters das Allheilmittel sehen.« Weder die Veranstalter noch die Frankfurter Rundschau konnten in die Köpfe, auch nicht in die Vergangenheit von 1500 Thüringer Lehrkräften blicken. Die riesige Teilnehmerzahl zeigt in jedem Fall deren hohen Grad an Verunsicherung über die eigene berufliche Zukunft und ihr damit verbundenes Orientierungsbedürfnis. Auf dieser »Börse« wurden sie nun formal zu Konsumenten des westdeutschen Bildungssystems und dessen »Produkten« gestempelt, was Mitorganisator Walter Giere durchaus kritisch sah. Aber er musste die Situation der Thüringer Lehrerschaft vor Augen haben. Ihre Autorität war in den vergangenen Monaten infrage gestellt worden, es mangelte an Schulbüchern für die Fächer Gesellschaftskunde oder Geschichte wie an nötiger Unterrichts­erfahrung in den Fächern. Somit bot eine Börse möglichst vielen Thüringer Lehrkräften die Chance, sich neu zu orientieren. Die Realitäten der sich ankündigenden Vereinigung und die daraus resultierenden Bedürfnisse der Thüringer setzten die Agenda.

			Nach der Währungsunion – politische Bildung als deutsch-deutsche Überforderung

			Die zweite Jahreshälfte 1990 war durch den weiteren Ausbau der Bildungsveranstaltungen vom Erfurter Informationsbüro aus, besonders aber durch die sich rasant vollziehenden Veränderungen nach der Währungsunion vom 1. Juli geprägt. Gemeinsam mit dem Erfurter Bezirkskabinett für Unterricht und Weiterbildung, diese Kabinette waren von der Volkskammer mit der Qualifizierung der Gesellschaftskundelehrkräfte beauftragt worden,54 initiierte die HLZ die »Gesprächsangebote zur politischen Bildung für Pädagogen in Thüringen«.55 Der Titel der Reihe bekundete den Willen zu einem gleichberechtigten Dialog zwischen Ost und West. Andererseits wurden den ostdeutschen Rezipienten Fragen in den Mund gelegt, wie zum Beispiel: »Worin besteht die Grundidee der sozialen Marktwirtschaft, wie ist sie zu fördern?« oder »Unter welchem Aspekt betrachten wir historische Persönlichkeiten der deutschen Geschichte des 19. und 20. Jahrhunderts?« Die Frageform zeigte den mittlerweile vorhandenen »Anpassungsdruck«56 für die Lehrkräfte. Salopp gesprochen wurde jetzt nicht mehr gefragt: Was wollt ihr wissen? Sondern: Was müsst ihr wissen, um in dem neuen System zurechtzukommen? Aus den Gesprächsangeboten, für deren Koordinierung vor allem Antonio Peter zuständig war,57 gingen zwischen Juni und Dezember 1990 mindestens 55 Veranstaltungen und damit ein Großteil der insgesamt 89 durch die HLZ 1990 in Thüringen organisierten Veranstaltungen hervor. Schon die Gesprächsangebote für Pädagogen wurden nur zu einem Drittel durch Lehrkräfte besucht, die Zielgruppenverteilung war hier im Kern dieselbe wie in Bezug auf alle durchgeführten Veranstaltungen: 34 waren dezidiert für Lehrkräfte, 31 für ein gemischtes Publikum (»Bürger«) konzipiert, gut zehn aber auch für Angehörige der NVA. Für Veranstaltungsförderungen in Hessen und Thüringen gab die HLZ vor Ort knapp 150.000 DM aus,58 erreichte dadurch mindestens 4000 Thüringerinnen und Thüringer. Drei Viertel der Veranstaltungen waren als Referate und damit frontal organisiert, sodass stellenweise ein Referent vor bis zu 120 Teilnehmern auftrat. Diese Dominanz frontaler Vermittlungsformen, in frappierendem Gegensatz zum regulären Curriculum der HLZ, lag darin begründet, dass man so am einfachsten unmittelbar auf das Orientierungsbedürfnis der Thüringer Bevölkerung reagieren konnte, zumal es in Thüringen 1990 auch noch kein Netz freier Bildungsträger wie in Hessen gab, mit denen man anspruchsvollere Kooperationsveranstaltungen durchführen konnte. 

			Frappierend ist der thematische Umschwung weg von den Anfang 1990 in den Publikationsmaterialien noch gleichrangig präferierten, eher allgemein-politischen Themen zum Staatsaufbau der Bundesrepublik. Nach der schockartigen Einführung der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion vom 1. Juli dominierten jetzt Themen wie »Soziale Marktwirtschaft« und »Das soziale Netz der Bundesrepublik Deutschland«. 28 Veranstaltungen zu diesen primär wirtschaftlichen beziehungsweise die Existenzsicherung betreffenden Themen fanden statt, gefolgt von Veranstaltungen über die kommunalen Neustrukturierungen nach westdeutschem Vorbild (12). Auch bei speziellen Veranstaltungen für Lehrkräfte lief jede dritte Veranstaltung (7) unter dem Titel »Was sollte der Pädagoge über Steuern wissen?«.

			Im Juli hielt Egerter ein Referat vor NVA-Offizieren des Wehrbezirkskommandos Erfurt zum Thema »Föderalismus und Demokratie in Deutschland«. Während dieses Vortrags trafen die Selbstwirksamkeitserwartungen des westdeutschen Referenten auf ein verunsichertes Publikum:

			»Während des Vortrags sitzen die Herren Obristen, als hätten sie alle ein Lineal verschluckt. Vor sich die mir inzwischen bei meinen Partnern in der DDR vertraute Kladde, und wie die Schüler in der Unterstufe schreiben sie alles geflissentlich mit. Zur Diskussion muss ich sie provozieren. […] Zum Schluss überreicht mir der General als Dank für meinen Vortrag ein Geschichtswerk ›200 Jahre französische Revolution – Die französische Revolution als Vorgänger der Weltrevolution‹!«59

			Keine der beiden Seiten wusste, wie sie sich verhalten sollte. Egerter hatte den Offizieren auf Augenhöhe begegnen wollen. Diese aber erhofften sich eher Hilfe beim Übergang ins neue System, bangten um ihre berufliche Existenz60 und trauten sich gegenüber einem Westdeutschen nicht zu offenen Worten. Solche Bildungsveranstaltungen unterlagen einer grundsätzlichen Dichotomie: Der Anspruch kontroverser Bildungspraxis und die damit vorausgesetzte Gleichrangigkeit aller Beteiligten wurden durch die unterschiedlichen Vorprägungen – des westdeutschen Referenten auf der einen und der NVA-Offiziere und ihr Geschichtswerk über die Weltrevolution auf der anderen Seite – unterlaufen.

			Derweil sah Giere im Umbruch die Chance, an die Tradition seiner gruppendynamischen Lehrerseminare aus Hessen anzuknüpfen, die er im Fahrwasser der hessischen Bildungsreformen seit Anfang der 1970er Jahre geleitet hatte. Erst 1987, mit der Ernennung Wolfs zum HLZ-Leiter, waren sie eingestellt worden. Gieres Anspruch war nicht geringer, als den Teilnehmern durch Diskussion im Plenum und die dadurch geförderte gruppendynamische Erfahrung die »kapitalistische Grundstruktur« der Gesellschaft vor Augen zu führen.61 Dass mit Wolf die Seminare eingestellt worden waren, mochte nicht nur an den Vorbehalten hessischer Christdemokraten gegenüber Gieres‘ als zu linksalternativ empfundenen Seminarmethoden gelegen haben. Diese Entscheidung kann sicher auch als Ausdruck allgemeiner gesellschaftlicher Sättigungs- und Ermüdungserscheinungen mit der »Diskussion« als kommunikativer Gattung selbst gesehen werden, die nach 1968 in zahlreichen Kursen zur politischen Bildung Einzug gehalten hatte.62 Von dieser Entwicklung unbeeindruckt machte sich Giere im Spätsommer 1990 an die Vorbereitung eines thüringisch-hessischen Lehrerseminars in Erfurt.63 

			Das Konzept sollte auf Gieres Weisung hin den Erfurter Schulleitern und Kollegien als »Hospitationsseminar« vorgestellt werden, in dem bis zu vier hessische Kollegen eine Thüringer Lehrkraft im Unterricht hospitieren sollten. Das war mindestens unbedacht; in der Folge sollte Giere zu spüren bekommen, dass sich, je weiter das Jahr voranschritt, in der ostdeutschen Bevölkerung Vorbehalte gegenüber westdeutschen Akteuren breit machten. Dies resultierte im Fall der Erfurter Lehrkräfte vor allem aus der Angst vor westlicher Begutachtung – denn seit dem Einigungsvertrag vom 31. August stand die Möglichkeit einer Kündigung wegen mangelnden Bedarfes im Öffentlichen Dienst auch für Lehrkräfte im Raum.64 Die Direktorin der EOS Lessing riet Giere, den Begriff der Hospitation nicht zu verwenden, und klärte ihn in einem persönlichen Gespräch über »Ängste der Erfurter Lehrer vor den Westkollegen« auf: »a) Wegen der Vergangenheit; b) Wegen der vermeintlichen Überlegenheit der Westler; c) Wegen ihres ›Nichtwissens‹.« Dieses von Giere notierte »Nichtwissen« bezog sich entweder auf das von den ostdeutschen Lehrkräften empfundene Wissensdefizit gegenüber hessischen Kollegen oder auf die Furcht davor, von den Westkollegen, die sich im ehemaligen DDR-Schulsystem nicht auskannten, zum Fahnenträger der sozialistischen Diktatur abgestempelt zu werden. Beide Interpretationen sind schlüssig – und illustrieren nicht zuletzt die vielschichtigen Voraussetzungen und Erwartungshaltungen, mit denen Ostdeutsche Einheitspraktikern begegneten: und wie schwierig sich daher allein die Kommunikation für Westdeutsche vor Ort bisweilen gestalten konnte. Aus dem Einladungsschreiben Ende Oktober an die Erfurter Schulen für das Seminar war der Hospitationsbegriff verschwunden.

			Giere hatte das Seminar für Lehrkräfte geisteswissenschaftlicher Fächer geplant, ergaben sich doch für sie einschneidende Veränderungen. Doch von den 20 Erfurter Lehrkräften, die schließlich teilnahmen, unterrichteten elf naturwissenschaftliche Fächer und zwei Sport. Die Dominanz von Naturwissenschaftlern erklärt sich zum einen durch die Tatsache, dass anfangs solche Lehrkräfte den Gesellschaftskundeunterricht für nun ausgemusterte Staatsbürgerkundler übernehmen mussten.65 Andererseits war sie aber auf die Verunsicherung gerade unter Geschichtslehrkräften im Umbruch zurückzuführen. Dies führte in der Fächerverteilung bei den Lehrergruppen zu einer Unwucht, weil fast alle der 23 teilnehmenden hessischen Lehrerinnen und Lehrer mindestens ein gesellschaftswissenschaftliches Fach unterrichteten.

			Am 2. Dezember begrüßte Giere die Teilnehmer in der Pädagogischen Hochschule Erfurt »zu einem Experiment, bei dem wir alle Versuchspersonen sind.« Sowohl die hessischen als auch die Thüringer Lehrer würden ihre Vorprägungen mitbringen, ob nun die Erfurter mit den »Mitbringseln« der Hessen etwas anfangen könnten, »wird sich erweisen«, wogegen die Gastgeber ihrerseits Erfahrungen aus einem Schulsystem mitbringen, das mittlerweile offiziell der Vergangenheit angehöre: »Welche Möglichkeiten, etwas Neues zu etablieren, aber auch welche Unsicherheiten, und, ja, auch Ängste.« Giere ging explizit auf die Schwierigkeiten in der Vorbereitung des Seminars ein, seine Ansprache war bereits ein psychologischer Balanceakt: »Wir machen hier keine gegenseitigen Stippvisiten, sondern eine gemeinsame Fortbildung. Gemeinsames Lernen in gemeinsamer Verantwortung – das ist der Anspruch.« Abschließend stellte Giere die Aufgabe des Leitungsteams vor; es verstehe sich nicht als »Vorsager oder Leute, die die letzten Wahrheiten kennen. […] wir sind im sokratischen Sinn Mäeutiker.« Also waren Giere und sein Team sokratische Geburtshelfer einer schleppend verlaufenden ostdeutschen Lehreremanzipation vom real existierenden Sozialismus? Mit dieser Anspielung hatte Giere seinen kurz zuvor behaupteten Anspruch, auf Augenhöhe zu agieren, bereits mit seiner Wortwahl konterkariert. Ob die Ostdeutschen mit solchen »Mitbringseln« etwas anfangen konnten?

			Team-Teaching mit Nebenwirkungen

			Nach der Begrüßung wurden vier paritätisch aus Ost und West zusammengesetzte Gruppen gebildet, wovon sich wiederum Paare aus Ost- und Westkollegen bildeten. Diese erhielten die Möglichkeit, in separaten Räumen den gemeinsamen Unterricht für den Dienstag zu planen. Am folgenden Tag hielten die Zweierteams im Team-Teaching zwei Stunden und tauschten sich in den vier Kleingruppen vom Vortag über ihre Praxis­erfahrungen aus. Darüber sollte anschließend im Plenum diskutiert werden, und hier kam es zu ersten Problemen. Hessische Teilnehmer griffen das Leitungsteam und die Funktion des Plenums verbal an, »starke Widerstände gegen das LT [Leitungsteam]«, »Rangeleien«, vermerkte Giere.66 Im offiziellen Veranstaltungsbericht hielt Giere fest, es habe zum Teil »recht heftige Reaktionen gegeben«, die sich in der Meinung artikulierten, das Plenum nehme nur Zeit für die Unterrichtsvorbereitung weg. Die Proteste beschönigte Giere, der das heute geläufigere Gender-I schon damals verwendete: »[N]atürlich wollten die hessischen TeilnehmerInnen den Thüringer Kolleginnen und Kollegen zeigen, wie man mit Autoritäten umgeht.« Mit diesen allerdings hatte der Konflikt zunächst wenig zu tun: Vielmehr wurde hier ein seit Jahren schwelender hessischer Konflikt paradigmatisch vor den ostdeutschen Lehrkräften ausgetragen. Die immer wieder vollzogenen Kehrtwenden in der hessischen Schulpolitik seit den 1970er Jahren hatten zu einer Verweigerungshaltung von Lehrkräften gegenüber den von außen in die Schulen getragenen alternativen Lehrkonzepten geführt, wie Giere sie vertrat.67 Wenn hessische Vertreter am Ende notierten, sie nähmen sich gegenüber den Thüringer Kollegen vor, »so zu sprechen, daß wir verstanden werden!«, glich das einer Solidarisierung mit den Thüringern – und einem Seitenhieb auf Gieres sokratische Seminarführung.

			Ein Desaster setzte sich fort. Am nächsten Tag, nach dem vormittäglichen Team-Teaching, musste Giere festhalten: »Das Plenum wird be­­streikt!« Am Donnerstagnachmittag versuchten sich zwei Mitglieder des Leitungsteams in einer »sozio-dramatischen Darstellung« des Teilnehmerwiderstandes, diese trug jedoch nichts zur »analytischen Bearbeitung des Konflikts bei«. Am Freitag, dem letzten Arbeitstag, sollten die Gruppen ihre Ergebnisse präsentieren, indem sie über ihre unterschiedlichen pädagogischen Standorte reflektierten. Zwei Gruppen verweigerten sich. Den anderen beiden attestierte Giere eine »appellative Harmonie« zwischen Hessen und Thüringern, also eine Unfähigkeit, auf die unterschiedlichen Standpunkte wirklich einzugehen, sondern vielmehr das Gemeinsame herauszustellen. 

			Eine überlieferte Gruppenpräsentation verdeutlicht jedoch, dass diese Kritik nicht der Unzulänglichkeit von Teilnehmenden, sondern offenkundig Gieres überzogener Erwartungshaltung an die Wirkmächtigkeit seiner Seminarmethode geschuldet war. Denn die Gruppe gab sich große Mühe, sich im Dezember 1990 über die unterschiedlichen Standpunkte auszutauschen. Dem asymmetrischen Anpassungsdruck zwischen Ost und West versuchten sie mit möglichst für beide Seiten gesichtswahrenden parallelen Fragestellungen zu entsprechen. Auf einer zweigeteilten A3-Seite präsentierten die Hessen Schlagworte unter den Fragen »Was haben wir anzubieten« und »Was können wir mitnehmen von hier«, während die Thüringer zentrale Punkte unter den Fragestellungen »Was wollen wir behalten« und »Was müssen wir verändern« sammelten. Die hessischen Lehrkräfte sahen sich in der Lage, »Autoritäten zu misstrauen«, weil sie als westdeutsche Lehrer mit dem Bewusstsein unterrichten könnten, »dass ich als Lehrer auch nicht alles weiß«. Volle Zustimmung aufseiten der thüringischen Lehrkräfte: Man forderte »Mündige Lehrer und Schüler« sowie »Toleranz gegenüber Andersdenkenden«. Auch hinsichtlich didaktisch-methodischer Kompetenzen herrschte deutsch-deutsche Einigkeit, die Hessen nannten als ihr Plus »Vielfalt von Methoden und Sozialformen« sowie die Bearbeitung von Unterrichtsmaterialien. Bis dato hatten die Lehrer der DDR in der Tat einen straffen Lehrplan zu erfüllen, dabei sollten sie sehr nah am Lehrbuch arbeiten.68 Und auch die Thüringer wollten im Schulcurriculum »weg vom Planungs- und Erfüllungszwang« und »Freiräume schaffen«. Unter »was wollen wir behalten« nannten die Thüringer indes Aspekte schulischen Miteinanders: »Freizeitangebote – Kümmern«; »Anteilnahme des Lehrers an Problemen der Schüler«; »Kollegialität« oder »Elternbesuche«. Hier wird deutlich, wie sehr der Arbeitsplatz für die ehemaligen DDR-Bürgerinnen und -Bürger als Ausdruck kollektiver Identität und das Miteinander unter den Kolleginnen und Kollegen als integrativer Bestandteil gesellschaftlichen Zusammenhalts betrachtet wurde. Das beschriebene »Kümmern« war freilich auch ihrer Rolle in einer autoritären »Erziehungsgesellschaft«69 geschuldet. Die Thüringer übten sich also in einer »Gleichgewichtssuche« (von Borries) zwischen den Fragmenten einer alten Lehreridentität und den Herausforderungen des neuen Bildungssystems.70 Gieres Skepsis mag insofern verständlich sein, als sich Hessen und Thüringer bemerkenswert einig hinsichtlich der anstehenden Aufgaben zeigten – und sich Letztere so veränderungs- und anpassungsbereit präsentierten. Die deutsch-deutschen Übereinstimmungen in der Präsentation waren als »Zeichen guten Willens«71 beider Seiten bei gleichzeitiger Vorsichtigkeit im Umgang miteinander zu verstehen.

			Giere und sein Leitungsteam wirkten überfordert damit, das Erlebte im Seminar richtig zu deuten. In einer Nachbesprechung kurz vor Weihnachten wurde nur eine »Unwucht zwischen Theorie und Praxis« festgestellt. Im offiziellen Bericht vom 11. Januar 1991 schrieb Giere, dass es angesichts der »wirklich schwierigen Thematik […] nicht ausreichend gelungen« war, »die vorfindlichen Unterschiede zwischen den Thüringer LehrerInnen und den hessischen KollegInnen wirklich in ein analytisches Blick- und Bearbeitungsfeld zu bekommen«. Zu sehr »herrschten Anpassungsbereitschaft, verbunden mit existenzieller Unsicherheit, auf der einen Seite und vorsichtige Höflichkeit […] auf der anderen Seite vor. Schonende Pietät versus angstbesetzte Vermeidungsstrategie. Mehr analytische Klarheit wäre möglich gewesen, wenn wir uns nicht hätten anstecken lassen von der sehnsüchtigen Erwartung nach Harmonie«. Ein zu großes Bedürfnis der Teilnehmer nach »Harmonie« freilich hatte Giere auch schon im Plenum seiner früheren gruppendynamischen Lehrerseminare festgestellt,72 somit resultierte erstens die erkannte »Unwucht zwischen Theorie und Praxis« aus offenkundig schon vor dem Mauerfall vorhandenen Vorbehalten der hessischen Lehrkräfte gegenüber alternativen Lehrkonzepten. Dieses dysfunktionale Gier’sche Lehrkonzept fungierte nunmehr im Osten West- wie Ostlehrkräften als Vehikel, sich gemeinsam in die Unterrichtspraxis zu stürzen und einer möglicherweise für beide schmerzhaften harten Auseinandersetzung über unterschiedliche Vorprägungen durch die Systeme auszuweichen. Mit der »schonenden Pietät«, die Giere dabei den hessischen Lehrkräften attestierte, verkannte er wiederum deren Unbehagen damit, ihren in Hinblick auf ihren beruflichen Hintergrund schlicht vorhandenen Wissensvorsprung in Bezug auf das westdeutsche Schulsystem nicht großspurig zur Schau stellen zu wollen – und möglichst »pietätvoll« mit den Umbruchsherausforderungen der ostdeutschen Kollegen umzugehen, die sie umgekehrt nur erahnen konnten: Die Hessen äußerten nämlich recht hilflos »Verständnis« und »Betroffenheit« gegenüber »existenziellen und beruflichen Ängste und Sorgen« der Thüringer sowie, dass »vieles, was im Unterricht praktiziert wird, nicht schlecht ist, sondern erhaltenswert«. Die vor zwei Monaten vollzogene Deutsche Einheit hatte beide Lehrergruppen zusammengebracht und sie formal einander gleichgestellt: »Ich kenne keine Lehrer Ost und keine Lehrer West, ich kenne nur noch Lehrer«, lautete das Motto einer Gruppe, was Giere als Ausdruck der bereits zitierten »Harmonie« kritisierte. Dies kommentierte er mit den Worten: »Nun denn: Es bleibt noch viel zu tun, packen wir’s an.«

			»Nicht einen ›Wessi‹ mit der konzeptionellen Arbeit betrauen«? Die Dominanz von Einheitspraktikern im Verwaltungs­neuaufbau und ihre Grenzen

			Der Einigungsvertrag sah die Zuständigkeit der westdeutschen Bundesländer für den Aufbau der öffentlichen Verwaltung der neu entstehenden Länder in der DDR vor und schuf damit einen Handlungsdruck, weil die mit dem 3. Oktober zu vollziehende Vereinigung auch die Gründung von Bundesländern im Osten vorsah, für die es noch gar keine funktionsfähige Landesverwaltung gab.73 Die entsprechende Aufteilung verlief nicht ohne Konkurrenz,74 für Thüringen leitete der hessische Staatskanzleichef Gauland aus dem hessischen Aktionsprogramm das unmittelbare Recht ab, die Federführung beim künftigen Verwaltungsaufbau zu übernehmen. Der mit der Gründung des Landes Thüringen durch die letzte DDR-Volkskammer beauftragte Landesbevollmächtigte Josef Duchac (CDU) hatte zunächst andere Pläne gehabt. Er wandte sich im September für den Aufbau seiner künftigen Staatskanzlei an Rheinland-Pfalz. Gauland drohte daraufhin Duchac, Hessen werde sich aus Thüringen zurückziehen, sollte es nicht den Auftrag zum Aufbau der Staatskanzlei erhalten und damit gleichzeitig die Federführung beim Aufbau der Verwaltungsstrukturen. Die Drohung trug Früchte:75 Das zynische Machtbewusstsein Gaulands hatte zwar Hessen den »Zuschlag« eingebracht, den Auftrag konkret umzusetzen, machte aber gerade die hessischen Einheitspraktiker vor Ort zu Getriebenen.

			Nachdem sich der erste Thüringer Landtag am 25. Oktober 1990 im Deutschen Nationaltheater in Weimar unter dem ersten Ministerpräsidenten der schwarz-gelben Landesregierung, Duchac, konstituiert hatte, beendete das Informationsbüro des Landes Hessen seine Arbeit offiziell.76 Gleichzeitig stellte sich für die HLZ die Frage, wie der Aufbau der Thüringer Landeszentrale für politische Bildung zu gestalten sei. Die HLZ-Referatsleiter hatten bereits im Juli hierfür keine Alternative gesehen und gemeinsam festgehalten: »Die Gründung einer Thüringer Landeszentrale nach hessischem Vorbild wird unterstützt.«77 Parallel zur Arbeit der HLZ in Thüringen hatte auch die Landeszentrale aus Rheinland-Pfalz (LRP) unter ihrer Leiterin Christa Drews-von Steinsdorff im Verlauf des Jahres 1990 Bildungsarbeit in Thüringen betrieben; die Führungsrolle beim Aufbau der Thüringer Landeszentrale hatte jedoch aus dreierlei Gründen die HLZ inne. Erstens besaß sie mit dem Informationsbüro in Erfurt bereits einen Brückenkopf in Thüringen, zweitens war Hessen für den Aufbau der Staatskanzlei zuständig, dem auch die künftige Landeszentrale unterstellt war, und drittens orientierte sich die rheinland-pfälzische Landeszentrale im Zuge der hessischen Dominanz zunehmend nach Mecklenburg-Vorpommern, wo sie am 3. September eine Kontaktstelle errichtet hatte.78

			Am 29. Oktober schickten die beiden Zentralen ein Schreiben an den Thüringer Ministerpräsidenten Duchac: Für die Stabilisierung demokratischer Verhältnisse sei die baldige Gründung einer Thüringer Landeszentrale »unumgänglich«, was jedoch »nicht überstürzt« werden solle.79 Dem Schreiben angehängt war ein ausführliches Konzeptionspapier mit dem Titel »Politische Bildung im öffentlichen Auftrag«80, das die Referatsleiter der HLZ verfasst hatten. Kernziel politischer Bildung sei es nicht, »weltanschaulich-religiöse Gewissheiten zu vermitteln«, sondern »eine Orientierung im Bereich des alltäglichen gesellschaftlichen Handelns zu ermöglichen.« Im Mittelpunkt politischer Bildung stünde das »mündige Individuum«, das in der Lage sei, im gesellschaftlichen Handeln Verantwortung zu übernehmen und an Willensbildungsprozessen aktiv teilzunehmen. Mit der Betonung von Kontroversität, dem Überwältigungsverbot sowie dem Verweis auf die Rolle des mündigen Individuums bezogen sich die Verfasser auf den Beutelsbacher Konsens81, der aus den bildungspolitischen Debatten der 1970er Jahre entstanden war. Mit keiner Silbe erwähnte das Papier dagegen die umfangreichen Praxiserfahrungen, die Giere, Janssen, Wolf oder Peter in den vergangenen Monaten in Thüringen gemacht hatten. Mehr noch: Von den zehn Seiten des Papiers beschäftigte sich nur eine halbe mit den spezifischen Herausforderungen vor Ort. Böhme mahnte an, zu Beginn solle das Publikationsangebot nicht zu ambitioniert sein; »wegen des weit verbreiteten Informationsdefizits in Bezug auf die Funktionsweise unserer parlamentarischen Demokratie« solle es sich vor allem auf den Staatsaufbau der Bundesrepublik beschränken.82

			Die Zurückhaltung hinsichtlich der anstehenden Bildungspraxis in Thüringen bei gleichzeitig intensiverer Beschreibung der theoretischen Aufgabenspektren politischer Bildung in der Bundesrepublik war mitnichten der Tatsache geschuldet, dass die Verfasser ihren eigenen Standpunkt verabsolutierten, wie es die politikdidaktische Forschung westdeutschen Akteuren politischer Bildung attestierte.83 Vielmehr muss man gerade diese Zurückhaltung hinsichtlich der anstehenden Aufgaben ernst nehmen: Erstens waren sie westdeutsche Zeitzeugen des Umbruchs, weshalb sie weder Wissen noch Kompetenzen über die DDR-Geschichte und deren Aufarbeitung als Vorschlag einbringen konnten. Zweitens bestimmten Ende 1990 bereits, das hatte Giere in der Planung seines Lehrerseminars zu spüren bekommen, Vorbehalte in der ostdeutschen Bevölkerung gegenüber der »überragende[n] Dominanz westlicher Akteure«84 das deutsch-deutsche Verhältnis. Vor diesem Hintergrund traute man sich schon Ende 1990 nicht mehr, aus eigenen Erfahrungen im Osten konkrete Vorschläge abzuleiten.

			Die Gründungsphase

			Werner Wolf indes, der entscheidend an dem Konzeptionspapier mitgeschrieben und noch im Oktober angemahnt hatte, die Gründung einer Landeszentrale dürfe »nicht überstürzt werden«, forcierte diese seit Jahresende massiv. Dafür konnte er auf hessische Netzwerke zurückgreifen: Ende November bat er den neuen Staatssekretär Thüringens beim Bevollmächtigten des Bundes, Egerter, mit dem (ostdeutschen) Chef der Thüringer Staatskanzlei, Michael Krapp (CDU), »ein Gespräch zu führen, um die Sache in Gang zu bringen«.85 Wolfs Worte indizierten, neben seiner Entschlossenheit, hessische Strukturen durchzusetzen, wie sehr Einheitspraktiker selbst Getriebene waren: Sofort solle das jetzige »Informationsbüro des Landes Hessen« in »Thüringer Landeszentrale für politische Bildung« umbenannt werden – Wolf kam es »suspekt vor, wenn sich im neuen Bundesland Thüringen nach wie vor eine hessische Behörde mit hessischem Namen tummeln würde«. Am 1. Februar wies Wolf zudem Giere darauf hin, dass die Durchführung eines HLZ-Schülervertretungsseminars in Thüringen heikel sei: Man könne zwar »mit Personal und Finanzmitteln helfen – aber nicht einen ›Wessi‹ mit der konzeptionellen Arbeit betrauen«.86 Es war also gerade die empfundene Kritik an westdeutschen Eliten im Osten, die den schnellen Verwaltungsaufbau nach westlichem Vorbild befeuerte.

			Die Thüringer Landeszentrale wurde zur selben Zeit wie andere Zen­tralen in den neuen Bundesländern gegründet.87 Mit der formaljuristischen Gründung der Thüringer Landeszentrale hatte Ministerpräsident Duchac zu Jahresbeginn seinen Minister für Besondere Aufgaben, Jochen Lengemann (CDU), beauftragt. Lengemann war 1988 von seinem Amt als Landtagspräsident in Wiesbaden wegen einer gescheiterten Diätenerhöhung für die Abgeordneten zurückgetreten.88 Das Amt bot Lengemann eine neue Karriereperspektive. Lengemanns Aufgabenfelder waren zwar vielseitig, politische Bildung aber zählte nicht zu den Kernkompetenzen des studierten Juristen. So sah sich Wolf genötigt, dem Minister unter die Arme zu greifen – er bereitete für Lengemann ein Schreiben vor, das dieser unter seinem Namen an den Chef der hessischen Staatskanzlei betreffend die Gründung der Thüringer Landeszentrale abschicken sollte, »um die Sache voranzubringen«.89 In einem persönlichen Treffen in Erfurt Mitte Dezember 1990 stellte Wolf bei Lengemann in Aussicht, dass die Landeszentralen Hessen und Rheinland-Pfalz für das Jahr 1991 noch 150.000 DM an Unterstützungsleistungen für die Thüringer Landeszentrale aufbringen würden und die HLZ aus diesen Mitteln die Mietkosten der Thüringer Landeszentrale für das Jahr 1991 übernehmen würde, was dann auch geschah.90 In der Kabinettsitzung der Thüringer Landesregierung vom 28. Januar winkten die Kabinettsmitglieder den Entwurf einer Anordnung zur Errichtung der Thüringer Landeszentrale für politische Bildung ohne Diskussion durch.91 Der Anordnungsentwurf war – zu ganz wesentlichen Teilen – die Kopie der Anordnung zur Errichtung der Landeszentrale für Rheinland-Pfalz vom 18. Dezember 1973, die Lengemann im Oktober von Steinsdorff und Wolf zugeschickt bekommen hatte. Dass auf die im Vergleich zur HLZ sehr ähnlich aufgebaute Anordnung der rheinland-pfälzischen Landeszentrale zurückgegriffen wurde, lag daran, dass die HLZ bereits 1954 gegründet worden war und es deshalb keine »aktuellere« Gründungsanordnung gab.92

			Am 7. Februar trafen sich die Fraktionsvorsitzenden der im Landtag vertretenen Parteien auf Einladung Lengemanns in dessen Büro, um über den Anordnungsentwurf zu diskutieren. Der PDS-Fraktionsvorsitzende Klaus Höpcke, ehemaliger stellvertretender Kulturminister der DDR, sah »grundsätzlich keine Einwände«93 und machte im Gegensatz zu seinen Kollegen konkrete inhaltliche Anmerkungen. Er schlug vor, einen Paragrafen aus dem ursprünglichen Anordnungstext der rheinland-pfälzischen Landeszentrale aufzunehmen: »(1) Grundlage und Rahmen dieser Tätigkeit ist die im Grundgesetz und in der Verfassung des Landes Thüringen niedergelegte politische Grundordnung.« Die Anwesenden stimmten zu. Allerdings fand sich derselbe Wortlaut bereits in § 3 des zur Diskussion gestellten Gesetzestextes, der ja vor allem aus der rheinland-pfälzischen Vorlage entstanden war. Die Redundanz fiel niemandem auf, auch nicht Lengemann. Am 26. Februar wurde die bis heute aktuelle Anordnung zur Errichtung der Thüringer Landeszentrale mit einer Paragrafendopplung verabschiedet.94 Insgesamt 188 Gesetze zum Aufbau einer arbeitsfähigen Landesadministration passierten übrigens den Thüringer Landtag in dessen erster Legislaturperiode.95 Sehr deutlich spiegelt sich in diesem eklatanten Formfehler die Überforderung eines Einheitspraktikers wie Lengemann in der konkreten Verwaltungsarbeit wider.

			Eilige Stellenbesetzungen und ein Rechtsstreit

			Bis Mai 1991 waren bereits 349 hessische Landesbedienstete zum Aufbau von Regierungsinstitutionen nach Thüringen entsandt worden.96 Hannelore Janssen bereitete den schon bekannten Michael Siegel auf seine Arbeit als künftiger Leiter der Thüringer Landeszentrale vor: Am 2. Mai wurde er offiziell von Duchac auf diesem Posten bestätigt.97 Die Berufung Siegels ging auf seine Kontakte zu Wolf und Egerter rund um den Demokratischen Aufbruch zurück.98 Mit Siegels Ernennung wählte Thüringen einen ähnlichen Weg wie Brandenburg, wo man mit Hans Misselwitz99 ebenfalls einen DDR-Oppositionellen mit der Leitung der Landeszentrale betraute.100 Speziell auf dem Feld der politischen Bildung war es ein »Riesenproblem«101, passendes Personal aus der ehemaligen DDR zu finden, das zuvor nicht in die Parteipropaganda eingebunden war.

			Stellvertretender Leiter wurde im Juni auf Vorschlag der SPD-Fraktion im Thüringer Landtag der junge hessische und der SPD nahestehende Politologe Peter Reif-Spirek (*1959).102 Die so praktizierte parteipolitische Verteilung der Leiterstellen hatte sich aber ausgerechnet in Hessen 1991 überlebt. Infolge des dortigen Regierungswechsels von Schwarz-Gelb zu Rot-Grün nach den Januarwahlen übernahmen im Frühjahr mit Konrad Schacht und Klaus Böhme zwei SPD-nahe Referenten die beiden Leitungsfunktionen.103 Zeitgleich kam es in anderen Bundesländern zu einer Abkehr von der Besetzung der Referentenstellen nach Parteienproporz, um partei­politischen Verwerfungen vorzubeugen.104 Dass die Besetzung in Thüringen noch den alten Traditionen folgte, bestätigt einen eingangs skizzierten Befund der »Transformationsforschung«, wonach im Verwaltungsaufbau westliche Strukturen, die bereits im Wandel begriffen waren, überhastet im Osten implementiert wurden.

			Ebenfalls im Juni folgte auf Janssens Abordnung zunächst auf zwei Jahre begrenzt Antonio Peter als Leiter des Publikationsreferats der Thüringer Landeszentrale,105 der das Amt anschließend fest bekleidete. Die Thüringer Landeszentrale war anfangs eine geschlossene Struktur, in der man angesichts des Zeitdrucks, unter dem die Beteiligten glaubten, die Stellen besetzen zu müssen, ohne entsprechende Verbindungen nicht auf eine Anstellung zu hoffen brauchte. Strukturell sah es damit bei der Thüringer Landeszentrale bald ähnlich aus wie bei fast allen Thüringer Ministerien der ersten Legislaturperiode – ein Ostdeutscher stand an der Spitze einer westlichen Institution, die überwiegend mit westdeutschen Führungs- und Verwaltungskräften besetzt war. Es war ein Versuch der Einheitspraktiker, den Ostdeutschen ihre westdeutschen Institutionen selbst in die Hand zu geben.

			Im Juni 1991 hatte die Landeszentrale auf Siegels Initiative hin die früheren Räumlichkeiten des Demokratischen Aufbruchs – im Übrigen eine ehemalige konspirative Wohnung der Erfurter Staatssicherheit – in der Bahnhofstraße übernommen. Die Monatskaltmiete für 1990 hatte 154 DM plus 2,50 DM für die Nutzung eines Wandschrankes betragen.106 Neue Vermieter waren seit Dezember 1989 zwei Reutlinger Rechtsanwälte, die sich von der Thüringer Staatskanzlei als offiziellem neuen Mieter ab Mai 1991 offenbar ganz andere Rendite erwarteten: Die Monatsmiete taxierten sie plötzlich anstelle von 154 DM auf 5.100 DM.107 Zwischen den Reutlingern und der Thüringer Staatskanzlei entwickelte sich ein zäher Rechtsstreit, der im Oktober mit einem Vergleich endete,108 in dessen Folge die Landeszentrale in ein Verfügungsgebäude am Steinplatz umziehen musste.109 Das Verhalten der beiden westdeutschen Immobilienbesitzer hatte nunmehr aber gerade auch die westdeutsche Landeszentrale in Hessen in Bedrängnis gebracht. Schacht, der neue Leiter, war über die Mietforderungen erbost, schließlich hatte ja sein Vorgänger Wolf die Begleichung der Mietkosten durch die HLZ im Jahr 1991 vor seinem Abgang zugesagt.110 

			Diese Zusagen drohten nun die Arbeit seines Nachfolgers in Hessen zu belasten. In seiner ersten Kuratoriumssitzung als HLZ-Leiter hatte ­Konrad Schacht das schon im Mai – gerade erst hatte sein Vorgänger Wolf zen­trale Weichen für den Aufbau einer Thüringer Landeszentrale nach hessischem Vorbild gestellt – deutlich gemacht; in der Umbruchsphase hätte die HLZ etwa eine halbe Million DM aus ihrem Sachmitteletat (1990 insgesamt gut 2,3 Mio DM111) in Thüringen investiert – Mittel, die in Hessen gefehlt hätten. 1991 müsse sich daher das Verhältnis zu Thüringen »normalisieren«.112 Der im Jahr 1991 grotesk anmutende Wunsch nach Normalisierung im deutsch-deutschen Verhältnis zeigte: Die HLZ mochte nicht die einzige westdeutsche Institution gewesen sein, die sich augenscheinlich in der Vereinigung übernommen hatte. 

			Fazit

			»Eigentlich«, so formulierte es HLZ-Referatsleiter Walter Giere acht Tage nach der Volkskammerwahl im März 1990, sei »in den Bereichen Bildung und Politik der DDR erst einmal ein mehrjähriger Selbstfindungsprozess notwendig«.113 Seine Worte waren das Eingeständnis, selbst den Wegmarken des Umbruchs hinterherzueilen. Zwischen der durch die Einheitspraktiker in Thüringen betriebenen Praxis politischer Bildung und der Vereinigung, in welcher in einem Top-down-Prozess die Handlungszwänge des schnellen Systemtransfers auf die Akteure vor Ort übergingen, bestand eine Parallele. Auch hier bestimmten frontale Vermittlungsformen, in den ersten Monaten bis zu den Volkskammerwahlen die massive Verteilung von Schriften, später vor allem Vorträge über den Staatsaufbau und das Wirtschaftssystem der Bundesrepublik das Bild. Diese Bildungspraxis trug der Normativität der Systemübertragung Rechnung. Es ging aus Sicht der Einheitspraktiker mit zunehmendem Jahresverlauf mehr und mehr darum, möglichst vielen Thüringern das bundesdeutsche System näherzubringen. Politische Bildung konnte »kaum je besser sein als der allgemeine gesellschaftliche Zustand«114. 

			Zeitgleich zur bildungspolitischen Arbeit stellten hessische Einheitspraktiker wie Werner Wolf bereits seit März 1990 zielgerichtet Weichen für den Verwaltungsaufbau nach hessischem Vorbild. Am 23. März richtete die HLZ im »Informationsbüro Hessen-Thüringen« in Erfurt eine Zweigstelle ein, aus welcher die Thüringer Landeszentrale hervorgehen sollte. Unter dem Handlungsdruck des Einigungsvertrages wurde die HLZ-Außenstelle im Erfurter Büro schließlich zwischen November 1990 und Februar 1991 in die Thüringer Landeszentrale überführt, deren Anordnungsurkunde eine fehlerhafte Kopie der westdeutschen Vorlage war. Wolf forcierte diesen schnellen Übergang – um hessische Vorstellungen durchzusetzen. Daneben aber befürchtete er den wachsenden Unmut in der Thüringer Bevölkerung gegenüber der HLZ als westdeutscher Institution, deren Etat ihrerseits ja durch das Engagement in Thüringen strapaziert wurde. Es waren also ostdeutsche Vorbehalte gegenüber westdeutschen Akteuren, die den von Westdeutschen konzipierten Verwaltungsaufbau mit vorantrieben. Auch hier galt: Die Logik der schnellen Systemübertragung dominierte und ließ keinen Platz für die Anwendung eines Konzepts auf Basis dessen, was schließlich auch hessische Einheitspraktiker im Thüringer Umbruchsjahr erlebt hatten. 

			Von Einheitspraktikern wurde verlangt, den Ostdeutschen Orientierung beim Übergang ins neue System zu geben, und doch gleichzeitig respektvoll mit ihren Biografien und Umbruchsherausforderungen umzugehen. In solchen Ost-West-Begegnungen wusste keine Seite, wie sie sich verhalten sollte. Ganz unvermittelt machte die schnelle Westorientierung des Revolutionsprozesses Einheitspraktiker allein qua ihrer Herkunft zu Orientierungspunkten für die ostdeutschen Landsleute, ob sie selbst oder die Ostdeutschen das nun wollten oder nicht. Die Einheitspraktiker schienen ihrerseits überfordert damit, vor Ort diese Orientierungsfunktion auszufüllen.

			Für den Prozess der deutschen Vereinigung gab es also keine »Ex­­perten«115. Einheitspraktiker waren mit oft überhöhten Selbstwirksamkeitserwartungen in den Osten gereist. Doch im spezifischen Fall »Verwaltungshilfe« zu leisten bedeutete nicht nur den Auftrag, am Aufbau arbeitsfähiger Behörden nach westdeutschem Vorbild, oft im konkurrierenden Wettlauf mit Vertretern anderer westdeutscher Bundesländer, mitzuwirken. Einheitspraktiker landeten in einer unübersichtlichen, vom spezifischen Drive der Vereinigung gekennzeichneten Umgebung und begleiteten existenzielle Aushandlungs- und Selbsterhaltungsprozesse der Ostdeutschen beim Übergang ins neue System, für deren Umgang die Vertreter der »beratenen Transformation«116, so divers ihre Beweggründe für den Aufenthalt im Osten auch jeweils waren, selbst Beratung nötig gehabt hätten. 
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			»(Queck)Silbersee«. Ein Paradebeispiel für die Umweltverschmutzung in der DDR war der berühmt-berüchtigte Silbersee bei Bitterfeld und Wolfen. Dort wurden Abwässer, Schlämme und Abfälle der Film­fabrik ORWO in ein altes Tagebaurestloch geleitet. Das Betreten des Geländes war streng verboten. Die Giftgasemissionen konnten mittlerweile eingedämmt werden. Die Aufnahme entstand am 22. März 1990. (Andreas Kämper)

		


		
			Tobias Huff

			Die DDR-Umweltbewegung und der Westen – Handlungsspielräume, Wahrnehmung, Nachhall

			Über Umweltbewusstsein und den Einfluss von Umweltgruppen in der DDR

			1989 erkannten die DDR-Philosophen Helmar Hegewald und Günter Bohring in den »sich zuspitzenden Umweltproblemen« ein weiteres zentrales Feld gesellschaftlicher Widersprüche, das »neue Formen des politischen und ideologischen Protestes« als Zeichen des »Kampfes gegen die Herrschaft« erforderte.1 »Bürgerinitiativen, Ökologie und Umweltbewegung« seien »Ausdruck des Auseinanderfallens und Gegensatzes von Volk und Macht«. Über kurz oder lang werde sich der Protest nicht auf die Umwelt beschränken, sondern alle wesentlichen Fragen der Gesellschaftspolitik betreffen. Hegewald und Bohring bezogen diese Aussagen allerdings nicht auf die DDR, sondern auf die Verhältnisse in der Bundesrepublik. Auch wenn sich ihre Prognosen kurze Zeit später für die DDR bewahrheiteten, ist ihren Ausführungen insoweit zuzustimmen, als dass sie damit auch treffend die allgemeine umweltpolitische Sensibilisierung in Westdeutschland in den 1980er Jahren begründeten.

			Mein Beitrag befasst sich mit der DDR-Umweltbewegung und ihren Handlungsspielräumen. Im Besonderen wird versucht, die Auswirkungen darzustellen, die die bundesdeutsche Ökologiebewegung und ihre gesellschaftspolitischen Folgen für die Entwicklungen in der DDR und deren Wahrnehmung hatte. Dabei stehen drei Überlegungen im Vordergrund:

			
					Erstens prägte die ökologische Sensibilisierung im Westen das um­­welthistorische Bild, dass sich von der DDR gemacht wurde. Die An­­sichten von biologisch toten Flüssen, großflächig absterbenden Wäldern, Tagebau-Restlöchern und unwirtlichen Industrielandschaften haben sich mit der Wendezeit tief ins ikonografische Gedächtnis der Bundesrepublik eingebrannt.

					Zweitens eröffnete die fokussierte Wahrnehmung ökologischer Pro­bleme in der Bundesrepublik in den 1980er Jahren bisher unbekannte Freiräume für die unabhängige Umweltbewegung in der DDR. Das heißt nicht, dass ostdeutsches Umweltengagement nichts anderes als eine Ableitung der westdeutschen Ereignisse war. Seit Gründung der DDR gab es eine Reihe vielfältiger Bemühungen auf diesem Gebiet. Später schützte jedoch das mediale Interesse im Westen in gewisser Hinsicht kritische Umweltgruppen in der DDR vor der Verfolgung durch das SED-Regime und vergrößerte auch deren gesellschaftliche Reichweite. Viele DDR-Bürgerinnen und -Bürger erfuhren erst über das Westfernsehen sowohl von der Existenz solcher Gruppen im eigenen Land als auch von den nicht selten dramatischen Umweltverschmutzungen.

					Drittens wird der Blick auf die Wende- und Nachwendezeit gerichtet und versucht, die Rolle der Gruppen während der Wende und die langfristigen Nachwirkungen der DDR-Umweltpolitik auf die gesamtdeutsche Umweltpolitik einzuschätzen.


			

Ein düsteres umwelthistorisches Bild

			In den 1980er Jahren überboten sich westdeutsche Leitmedien mit dystopischen Berichten über die Umweltsituation in der DDR: So zeichnete die Frankfurter Allgemeine Zeitung 1986 ein »Bild der Verwüstung« und beschrieb 1988 die Gegend um Bitterfeld als »öde Mondlandschaft« mit »fahlgelbe[n] Rauchfahnen« und »schmutziggrauen Häusern«.2 Die Zeit stellte 1989 einen »Raubbau nach Plan« fest und beschrieb das Mitteldeutsche Industriegebiet als »Dreckschleuder«.3 Der Spiegel titelte Anfang des Jahres 1990 »Giftküche DDR«. Dazu waren auf dem Cover fünf qualmende Fabrikschlote in einem Erlenmeyerkolben zu sehen. Der dazugehörige Leitartikel trug die Überschrift: »Land der tausend Vulkane.«4

			Alle diese Bilder, beziehungsweise die in ihnen enthaltenen Beschreibungen des Zustands der Umwelt in der DDR, wären auch schon Ende der 1970er Jahre möglich gewesen. Zu diesem Zeitpunkt fanden sie jedoch in der Bundesrepublik noch keinen politischen und gesellschaftlichen Widerhall. Erst das Erstarken der Ökologiebewegung, der Einzug der Grünen in den Bundestag, die Debatte um das Waldsterben und das Reaktorunglück von Tschernobyl führten dazu, dass diesem Themenkreis entschieden mehr Aufmerksamkeit geschenkt wurde und sich der Blick gleichzeitig auch genauer auf die Verhältnisse in Ostdeutschland richtete. Damit waren die Rollen klar verteilt. Dem Westen war es seit den 1970er Jahren zunehmend gelungen, mithilfe teurer End-of-Pipe-Technologien wie Katalysatoren oder Rauchgasentschwefelungsanlagen, die unmittelbar im eigenen Lebensumfeld erfahrbaren Umweltbelastungen zu minimieren, ohne aber die eigenen Verhaltensmuster ändern zu müssen. Der Himmel über der Ruhr war tatsächlich wieder blau, die Luftqualität in den Städten wurde zusehends besser und das Schwimmen im Rhein war nach großen Chemieunfällen wieder möglich. Der Kontrast zu den maroden Indus­triebauten der DDR, in der die Belastung der Luft und des ­Wassers mit ­Schadstoffen sinnlich erlebbar war, gab den Bundesbürgern das Gefühl, in einem ökologischen Musterland mit überlegenem Wirtschaftssystem zu leben.

			Die vor, während und nach der Wende von den Massenmedien immer wieder verbreiteten Bilder des ökologischen Desasters in der DDR prägen bis heute die öffentliche Wahrnehmung und sie wurden lange Zeit unhinterfragt reproduziert. Es fand sich 1989/90 niemand, der die ökologische Bilanz der DDR verteidigen wollte oder dies glaubwürdig vermocht hätte. Gegen die düsteren Beschreibungen der westlichen Medien hatten differenzierende Darstellungen kaum eine Chance.

			Moderne Umweltgesetzgebung mit mangelnder Umsetzung

			Historische Untersuchungen haben demgegenüber die Sachlage von Be­­ginn an nicht so plakativ dargestellt, denn sie kamen zu weit ausgewogeneren Urteilen als die Medien – sofern sie sich mit der DDR-Umweltgeschichte eingehender auseinandergesetzt hatten. Denn in den älteren Überblickswerken zur deutschen Umweltgeschichte bestand die Neigung, Deutschland nach 1945 mit der Bundesrepublik gleichzusetzen und die DDR eher marginal zu behandeln.5 Doch DDR-spezifische Untersuchungen bescheinigten dem zweiten deutschen Staat, sich bereits frühzeitig eine moderne und fortschrittliche Umweltgesetzgebung gegeben zu haben, die allerdings zunehmend unter einem massiven Vollzugsdefizit gelitten habe.6

			Als Gründe für dieses eklatante Defizit wurden das mangelnde Inte­resse der politischen Führung an ökologischen Fragen, eine deutliche ­Fixierung auf die Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik ab 1971 und die damit verbundene Reduzierung von Investitionsmitteln, die allgemein mangelnde Innovationsfähigkeit der sozialistischen Planwirtschaft sowie ein weitestgehendes Desinteresse der Bevölkerungsmehrheit an Fragen des Umweltschutzes genannt. 

			Weitgehend einig sind sich die jüngeren Überblicksarbeiten zur DDR-Umweltgeschichte darin, dass es sich bei der Gründung des Ministeriums für Umweltschutz und Wasserwirtschaft 1972 und der Verabschiedung des Landeskulturgesetzes 1970 nicht primär auf Außenwirkung zielende Propagandaveranstaltungen gehandelt habe, sondern um ernsthafte Bemühungen, das Mensch-Umwelt-Verhältnis nachhaltig zu gestalten.7 Die in der älteren Forschung dominierende Verknüpfung des umweltpolitischen Aufbruchs mit der Person Erich Honeckers – was vor allem auf dessen Äußerungen auf dem VIII. Parteitag der SED 1971 zurückzuführen ist – wurde in jüngeren Studien relativiert. Vielmehr gehen die umweltpolitischen Aktionen auf kybernetische Steuerungsentwürfe aus der Ulbricht-Zeit zurück, wie zuerst Tobias Huff und später auch Christian Möller nachgezeichnet haben. Möller argumentiert sogar dahingehend, die Gründung des Ministeriums für Umweltschutz und dessen Entwicklung in den 1970er Jahren völlig losgelöst von der Außenpolitik zu betrachten. Bezüglich des Umweltengagements und des Umweltbewusstseins vertreten die neueren Studien unterschiedliche Standpunkte. Möller möchte den institutionellen, systemkonformen Umweltschutz stärker gewürdigt wissen, wie er etwa in der Gesellschaft für Natur und Umwelt vertreten wurde und sich bereits in den 1960er Jahren in entsprechenden Diskussionen der Akademie der Wissenschaften angedeutet habe.

			Martin Stief geht von einem breiteren Begriff von Umweltbewusstsein aus, der sich bereits in den späten 1960er Jahren aus Eingaben von Bürgerinnen und Bürgern habe herauslesen lassen und der sich bis Ende der 1980er Jahre in der Bevölkerung verbreiten und verankern konnte und der als eine der Triebfedern der Wende anzusehen sei. Beide sehen die bisher zu starke Fokussierung der Historiografie auf die unabhängige beziehungsweise kirchliche Umweltbewegung als problematisch an, da diese ein dichotomisches Denken – hier der monolithische, ­umweltvergessene Staat, dort die wenigen wahren Aufrechten, die sich dem repressiven Regime und der Umweltverschmutzung heroisch entgegenstellten – verfestige und eine differenzierte Aufarbeitung der DDR-Umweltbewegung in ihrer ganzen Breite eher verhindere. 

			Tatsächlich wurde die historische Aufarbeitung der regimefernen Um­­weltgruppen lange zu einem großen Teil von deren ehemaligen Mitgliedern selbst vorgenommen. Die Vermischung von Zeitzeugenschaft und wissenschaftlicher Auseinandersetzung erschwert zum einen die objektive Einordung und zum anderen besteht die Gefahr, die Bedeutung der Gruppen – und damit ihre Leistung – tendenziell überzubetonen. Es sind alle Versuche zu begrüßen, die ein differenziertes Bild der DDR-Umweltpolitik einschließlich der Umweltverwaltung auf allen Staats- und Parteiebenen ermöglichen, um die allzu vereinfachende umwelthistorische Bewertung aus der Wendezeit relativieren zu können. Natürlich muss die Leistung eines systemkritischen Umweltengagements klar von einem systemkonformen Engagement unterschieden werden. Die persönlichen Nachteile, die zum Beispiel mit systemkritischen Aktionen und Äußerungen verbunden sein konnten, waren oft erheblich, sie reichten von harmloseren Disziplinierungsmaßnahmen, wie persönlichen Belehrungen, über Arbeitsplatzverlust und Studienverbot bis hin zu Haft, Ausbürgerung und auf die Persönlichkeit gerichtete Zersetzungsmaßnahmen, die bis zur Zerstörung von Familien gehen konnten.

			Die SED hat sich aber auch darum bemüht, dass über die von ihr kon­trollierten gesellschaftlichen Organisationen – allen voran der Gesellschaft für Natur und Umwelt – ökologisches Grundlagenwissen vermittelt und sich gleichzeitig aktiv um den Erhalt und die Pflege natürlicher Lebensräume gekümmert wurde. Auch die zahlreichen Eingaben vieler Bürgerinnen und Bürger, die über Staub- und Geruchsbelästigungen sowie Wasserverschmutzungen im unmittelbaren Wohnumfeld klagen, sind legendär. Der über Eingaben formulierte Protest gegen die Asphaltierung von Wanderwegen in einem Naturschutzgebiet weist jedoch eine andere Qualität des Widerstandes auf als die Besetzung des – von der SED für sich beanspruchten – öffentlichen Raumes mit der Kernbotschaft, dass unter den Bedingungen des SED-Regimes eine grundlegende Verbesserung des Umweltzustandes nicht möglich sei. Die Verknüpfung von Sachkritik mit einer Kritik an den bestehenden Machtverhältnissen und der damit unternommene Versuch, dem absoluten gesellschaftlichen Führungsanspruch der SED eine eigene Form des zivilgesellschaftlichen Engagements entgegenzusetzen, konnte für den Einzelnen durchaus gefährlich werden. 

			Die DDR-Umweltbewegung: Handlungsspielräume und ihre Wahrnehmung im Westen

			Trotz aller Repressionsmaßnahmen war es dem SED-Regime nicht möglich, jegliches ihr nicht genehme Umweltengagement zu unterdrücken. Zum einen war der Herrschaftsanspruch der SED – wenn auch nur schwach – mit dem Umweltzustand verknüpft. Eine ihrer Legitimationssäulen war nämlich die von Marx formulierte These, dass der Kommunismus die widerstreitenden Interessen von wirtschaftlicher Produktion und natürlicher Umwelt besser in Deckung bringen könne als kapitalistisch verfasste Ökonomien. Zum anderen kündigte Honecker 1971 auf dem VIII. Parteitag der SED an, dass der Umweltschutz in den kommenden Jahren an Bedeutung gewinnen werde. So deutlich war der »Kampf gegen die Verschmutzung von Luft und Wasser« bis dahin von der SED noch nicht thematisiert worden.8 In den folgenden Jahren sollten die mit großem propagandistischem Aufwand veranstalteten Wochen der ­sozialistischen Landeskultur und die Jahresberichte zum Zustand der Umwelt die Bevölkerung für Fragen der Ökologie sensibilisieren. Umweltschutz wurde zu einer »Gemeinschaftsaufgabe aller« deklariert. Auch wenn dieses Thema bereits Mitte der 1970er Jahre für die SED wieder an Wichtigkeit verlor und Berichte zum Umweltzustand zur Verschlusssache erklärt ­wurden, konnte sie es seit dem Umweltengagement nicht mehr kriminalisieren, ohne ihre eigene Glaubwürdigkeit aufs Spiel zu setzen. Ab Mitte der 1970er Jahre zeichneten sich zwei sich widersprüchlich gegenüberstehende, für das SED-Regime negative Entwicklungen ab.

			Zum einen trieb der »Konsumsozialismus« in Gestalt der Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik die Staatsverschuldung spürbar in die Höhe, das verknappte die Mittel für Investitionen immer mehr. Es gab zwar mittlerweile einen Planteil Umweltschutz, dem allerdings immer ­wieder zugunsten anderer Projekte Mittel entnommen wurden. 1972 verwendete die DDR nur 0,6 Prozent ihres Nationaleinkommens für Umweltschutz­investitionen bei sinkender Tendenz. Der immer älter werdende und zu­­nehmend abgeschriebene Kapitalstock belastete Luft, Wasser und Boden immer stärker und zudem nahm im Verlauf der Zeit die Havarie- und Störfallanfälligkeit drastisch zu. Mit der Heizölablösung und dem verstärkten Einsatz von Braunkohle ab Ende der 1970er Jahre erhöhten sich die Staubbelastung und die Schwefeldioxidemissionen nochmals, während in den Betrieben die Filteranlagen – sofern vorhanden – aus ökonomischen Gründen immer häufiger abgeschaltet wurden. 

			Zum anderen wuchs in der DDR-Bevölkerung die Kritik an der zunehmenden Belastungssituation. Unmut über die Einschränkungen der Lebensqualität im eigenen Wohnumfeld hatte es bereits lange vorher gegeben. Diese nahm nun allerdings massiv zu, was sich an der Zunahme der Eingaben zu dieser Thematik ablesen lässt. Auch der negative Wanderungssaldo der besonders belasteten Bezirke sowie die wachsenden Schwierigkeiten der großen Chemiekombinate, trotz Gehaltszulagen und Vergünstigungen ausreichend Nachwuchs zu rekrutieren, können als systemkonformes Widerstandsverhalten interpretiert werden.9 Dazu gesellte sich zunehmend eine moderne Form von Umweltbewusstsein, die nach den systemischen Ursachen von Umweltverschmutzung fragte und – unabhängig von Kapitalismus und Sozialismus – die moderne Industriegesellschaft generell problematisierte. 

			Bewusstseinsbildung aus westlichen Medien

			Der SED blieb diese Entwicklung nicht verborgen. Sie sah die Ursache für den wachsenden Unmut primär in der negativen Beeinflussung durch die Westmedien. Allerdings überschätzte die SED diesen Einfluss, denn sie nahm an, dass westliche Medien DDR-Bürgerinnen und -Bürger gezielt auf die Missstände in der DDR aufmerksam machen würden. Die Ergebnisse der neueren Forschung legen jedoch eher den Schluss nahe, dass die DDR-Bürgerinnen und -Bürger die Umweltberichterstattung über den Westen aufmerksam verfolgten und das Gelesene und Gehörte auf die heimischen Verhältnisse übertrugen. In dieser Phase wirkten die Westmedien eher allgemein bewusstseinsbildend, als dass sie direkt den ostdeutschen Umweltzustand skandalisierten.10 

			Einen Einschnitt bewirkte der Spiegel-Artikel »Schuld ist der Kapitalismus« vom Oktober 1980, der erstmals umfassend über die Umweltbelastung in der DDR berichtete.11 Er bildete, wie Stief ausführlich dokumentierte, den Startpunkt für die Unterwanderung der DDR-Umweltadministration durch das Ministerium für Staatssicherheit (MfS), um den Informationsfluss in den Westen und unabhängige Umweltgruppen im eigenen Land besser überwachen und bestenfalls austrocknen zu können. Er bewirkte aber auch eine »Ökologisierung« des MfS, das sich in der Folgezeit intensiv mit der Umweltbelastung und den verheerenden Produktionsbedingungen in den Betrieben auseinanderzusetzen begann. Es meldete der politischen Führung zurück, dass es sich bei dem Spiegel-Artikel keinesfalls ausschließlich um Hetze handle, sondern dass das Beschriebene oftmals den Tatsachen entspreche. Gleichzeitig wurde die dringende Empfehlung ausgesprochen, an den Zuständen etwas zu ändern, um das Vertrauen der Bevölkerung nicht zu verlieren. Bis sich die Situation verbessert hätte, sollte die Umweltsituation verschwiegen und öffentlichkeitswirksame Aktionen unterbunden werden. Der berühmt-berüchtigte Geheimhaltungsbeschluss zu Umweltdaten vom November 1982 hatte hier eine seiner Wurzeln.

			Das MfS, ganz Schild und Schwert der Partei, intensivierte dann auch die operative Überwachung und Bearbeitung der unabhängigen Umweltbewegung. Gleichzeitig schrieb es immer eindringlichere Berichte, informierte die staatlichen Stellen über die großzügige Auslegung der Umweltgesetzgebung in den Betrieben und forderte diese zum Handeln auf. 1988 beschloss das Ministerium, Umweltstraftaten wie die häufige illegale Müllentsorgung intensiver zu verfolgen. Das MfS mutierte in den 1980er Jahren zwar nicht zum ökologischen Musterknaben der DDR, aber es informierte die Partei – in weiten Teilen – objektiv über den Umweltzustand und wies auf den wachsenden Unmut in der Bevölkerung hin. Und das wirklich Erstaunliche, es sah in den westlichen Medienberichten nicht zuerst politisch-ideologische Diversionsversuche, sondern realistische Tatsachenbeschreibungen. 

			Und die Partei reagierte. Angesichts der sich immer stärker abzeichnenden Liquiditätskrise allerdings kaum mit nennenswerten Umweltschutz­investitionen, sondern vor allem mit Versuchen, das wachsende Umweltbewusstsein in regimekonforme Bahnen zu lenken. Die 1980 gegründete Gesellschaft für Natur und Umwelt (GNU) im Kulturbund sollte diese Aufgabe erfüllen. Naturliebhabern und Umweltbewegten sollte in der dicht vom MfS überwachten Organisation eine legale Wirkungsstätte geboten werden.

			Wachsendes Netz unabhängiger Umweltgruppen 

			Intern hegte man die Hoffnung, die entstehenden kirchlichen und unabhängigen Umweltgruppen auf einen »harten Kern« zu reduzieren und Mitläufer wieder in staatliche Strukturen einbinden zu können. Die Strategie schien zunächst aufzugehen, denn die GNU war der am stärksten wachsende Zweig des Kulturbundes. 1983 bilanzierte das MfS, dass die Mitglieder der GNU die »Inhalte sozialistischer Umweltpolitik besser« verstünden, es aber einen zunehmenden Widerspruch zwischen ­Ideologie und Realität gebe. Dies eröffne »Einflußmöglichkeiten für gegnerische Propaganda«.12 

			So wuchs in den 1980er Jahren denn auch die Zahl der ­unabhängigen und kirchlichen Umweltgruppen und ihrer Mitglieder weiter an. Und diese wurden von der GNU als wirkmächtiger wahrgenommen, denn wenn die GNU etwas anregen würde, »würden sich die staatlichen Partner« nicht darum kümmern. Die logische Folge sei, dass immer mehr »die kirchlichen Ökogruppen das Vertrauen der Bevölkerung« genießen. Der für die GNU zuständige Kulturbundsekretär Rolf Caspar besuchte 1987 die Berliner Umwelt-Bibliothek und war begeistert vom Besucherzuspruch und der Informationsvielfalt. In der Folge versuchte er, die Ausrichtung der GNU vorsichtig zu ändern, da diese nicht mehr der »wachsende[n] Reflexion von Umweltfragen in der Bevölkerung« entspreche.13 Die Diskussionen um eine neue Ausrichtung zogen sich bis in die Wendezeit hinein und wurden dann obsolet.

			Wie konnte es unter den Bedingungen des SED-Regimes ­geschehen, dass in einer derart wichtigen Frage nicht-staatliche Gruppen den gesellschaftlichen Organisationen den Rang abliefen? Im Sinne der Problem­druckthese ließe sich argumentieren, dass die Umweltbelastungen immer mehr zunahmen und der sinnlich erlebbare Widerspruch zur Propaganda für jeden leicht zu sehen und zu riechen war. Dazu kam, dass diese Belastungen auf eine zunehmend ökologisch bewusstere Gesellschaft trafen. Die sozioökonomische Entwicklung in der DDR folgte jener in der Bundesrepublik zwar mit einiger Verzögerung, aber auch in der DDR wuchs das gesellschaftliche Potenzial für eine Auseinandersetzung mit ökologischen Fragestellungen. Hier wirkten sicherlich die westlichen Medien als Katalysatoren. Diese Entwicklungen schufen wichtige und notwendige Voraussetzungen, doch reichen sie als alleinige Erklärung nicht aus. Denn sie begründen nicht, warum ausgerechnet im Bereich der Umwelt der Repressionsapparat zwar nicht versagte, aber eine Eindämmung nicht so vollständig gelang wie Anfang der 1980er Jahre mit der Friedensbewegung. Der Punkt, der hier intensiver besprochen werden soll, ist das westliche Interesse am östlichen Umweltzustand. Das Thema Umwelt hatte in den 1980er Jahren sowohl international als auch im deutsch-deutschen Verhältnis Konjunktur und aus Gründen der außenpolitischen Reputation konnte und wollte das SED-Regime die kirchlichen Umweltgruppen nicht mit aller Konsequenz bekämpfen. So war das Kirchliche Forschungsheim Wittenberg eines der Ziele der ersten offiziellen Reise einer Delegation der Grünen.

			»Orientierung im Konflikt Mensch – Erde«

			Hinzu kam, dass die frühen Umweltgruppen nicht den offenen Konflikt suchten, sondern die Lücken und Graubereiche des DDR-Rechts für sich zu nutzen wussten. Zum Beispiel wurde dem Kirchlichen Forschungsheim etwa untersagt, eine eigene Zeitschrift zu Umweltfragen herauszugeben. Daraufhin wurden Briefe gleichen Inhalts an die Gemeindemitglieder verschickt, woraus sich die »Briefe zur Orientierung im Konflikt Mensch – Erde« entwickelten, die im Januar 1980 erstmals mit einer Auflage von 400 Exemplaren »erschienen«. Das Kirchliche Forschungsheim war in der ersten Hälfte der 1980er Jahre der prägende Akteur der kirchlichen Umweltbewegung und dessen Strategie typisch für diese Jahre. Wo immer möglich, sollte Öffentlichkeit hergestellt werden, ohne jedoch die Staatsorgane zum Eingreifen zu provozieren. Die Besetzung des öffentlichen Raumes gelang in Form von Staffelgottesdiensten, bei denen die Gemeindemitglieder von einer Kirche zur nächsten zogen, organisierten »Spaziergängen« oder der ökologischen Samisdat-Literatur. Als besonders erfolgreich erwiesen sich die ab 1981 vom Forschungsheim angeregten Fahrraddemonstrationen unter dem Motto »Mobil ohne Auto«. Ein Jahr später nahmen mehrere Tausend Menschen in 25 Städten an der Aktion teil und 1983 folgte eine Radsternfahrt nach Potsdam, wo sich die Teilnehmenden zu einem Ökologieseminar trafen. Auch wenn Polizei und Staatssicherheit einzelne Fahrradkorsos stoppten oder das Mitführen von Transparenten untersagten, förderten diese Aktionen und Treffen die Vernetzung der einzelnen Gruppen in einem bisher nicht bekannten Umfang. 

			Die Gruppen waren oftmals aus Unmut über die lokale Umweltbelastung im eigenen Lebensumfeld entstanden. Die Bewohner Leipzigs zum Beispiel beschwerten sich über den Zustand der Pleiße, im Erzgebirge sorgte man sich über den Zustand der Wälder und in den nördlichen Bezirken waren die Auswirkungen der industriellen Tierhaltung Auslöser für die Bildung von diversen Gruppen. Es war die Strategie des Regimes, dass die bestehenden Umweltgruppen möglichst wenig voneinander wissen sollten. Jede Gruppe sollte das Gefühl haben, mit ihren Anliegen allein und abseits der Bevölkerungsmehrheit zu stehen. In dem Moment, in dem die Gruppen oder auch Einzelpersonen ihre Anliegen öffentlichkeitswirksam darstellten, versuchte das MfS, die Gruppen zu zersetzen. Die regelmäßigen Treffen von Vertretern der Umweltgruppen sowie die Berichterstattung in den Westmedien lies diese Strategie jedoch zunehmend ins Leere laufen. Die Vereinzelung der Gruppen misslang und Schritt für Schritt geriet das Ausmaß der tatsächlichen Umweltsituation in der DDR ins öffentliche Bewusstsein – und damit auch die Verschleierungsbemühungen des Regimes. Als Beispiel sei hier Jes Albert Möller angeführt, der seit 1981 in Potsdam in Umweltgruppen aktiv war. Auf dem Ökologieseminar 1983 erfuhr er vom Zustand der Wälder im Erzgebirge. Er beabsichtigte, diesen Umstand in Potsdam bekannt zu machen und zum Weihnachtsfest abgestorbene Bäume in den Kirchen aufzustellen. Auf dem Rückweg wurden Möller und zwei weitere Aktivisten mitsamt fünf Fichten vom MfS verhaftet und später wegen Rowdytum zu einer Geldstrafe verurteilt. Auch wenn das ursprüngliche Ziel der Aktion nicht erreicht wurde, ist sie dennoch ein Beispiel dafür, wie die Gruppen ihre Vernetzung betrieben. Sie arbeiteten darüber hinaus an einer Professionalisierung ihrer Taktik gegenüber dem MfS und hielten ihre Schritte schriftlich fest. Vorbereitungen sollten gedeckt erfolgen, Konfrontationen mit den staatlichen Organen vermieden und offensivere Aktionen von Rentnern oder Personen in »exponierter Stellung« ausgeführt werden, um »beruf­liche Konsequenzen« zu vermeiden.14

			Urbanisierung der Ökobewegung

			Ab Mitte der 1980er Jahre setzte eine deutliche Urbanisierung der Ökologiebewegung ein. Sie wandelte sich von lokalen Betroffenenprotesten hin zu einer besser organisierten Form von öffentlichen Aktionen. Gerade unter den jüngeren Mitgliedern, die in der Endphase der DDR keine beruflichen und persönlichen Perspektiven mehr sahen und keine Besitzstände zu verteidigen hatten, nahm der Drang zu, die engen kirchlichen Grenzen zu sprengen. Sie wollten aus dem Biotop heraus und in die Mitte der Gesellschaft vorstoßen. Die günstigsten Voraussetzungen dafür bot die Hauptstadt Ost-Berlin. Vor den Augen westlicher Diplomaten und den Kameras der Medien konnte der Repressionsapparat nicht so geräuschlos arbeiten wie in der Provinz. Zudem entwickelten sich in Ost-Berlin die Kontakte zu westlichen Umweltgruppen, Politikern und Medien ganz natürlich. Emblematisch für diese Entwicklung stehen die Aktivitäten der Umweltbibliothek in der Ost-Berliner Zionsgemeinde und der Arche. 

			Die im September 1986 eröffnete Umwelt-Bibliothek bezog Teile ihrer Bestände aus dem von westlichen Journalisten organisierten Schmuggel. Das Literaturangebot wurde um Vorträge und Ausstellungen ergänzt. Noch im gleichen Jahr begann die Produktion der Samisdat-Zeitschrift Umweltblätter15, die zunächst auf einer zusammengebastelten DDR-Druckmaschine vervielfältigt wurde. Später schmuggelte ein Bundestagsabgeordneter der Grünen eine moderne Druckmaschine nach Ost-Berlin. Bekannt wurde die Umwelt-Bibliothek aufgrund der Aktion »Falle« des MfS im November 1987. Das MfS stürmte nachts die Räumlichkeiten, weil es die Mitglieder der Umwelt-Bibliothek beim Druck eines illegalen Samisdat-Blattes16 überraschen wollte und nahm sieben Mitglieder in Haft. Nun zeigte sich die Tragfähigkeit der entstandenen Vernetzung. Vor der Zionskirche wurden Mahnwachen abgehalten und über Kontakttelefone im ganzen Land Solidaritätsaktionen und Friedensgebete organisiert. Als um 21.30 Uhr eine Mahnwache vor der Zionskirche festgenommen wurde, erschien im heute-journal des ZDF um 21.45 Uhr dazu eine Meldung, Magazine wie Kennzeichen D vertieften in den Folgetagen die Berichterstattung.17 Die Umwelt-Bibliothek war mit einem Schlag in Ost und West bekannt. Sie dankte der SED in ihrer ersten 1988er Ausgabe der Umweltblätter für die »großartige weltweite Gratis-Reklame«.

			An zentraler Stelle wirkten hier aus der DDR abgeschobene Aktivisten, die im Westen als Journalisten arbeiteten, allen voran Roland Jahn und später auch Ulrich Neumann. Sie organisierten den Transport von Druckmaschinen, Papier, Druckerfarbe und Literatur in die DDR und machten die Medien auf die Aktionen der ostdeutschen Umweltgruppen aufmerksam. Besonders aktiv war auch das ARD-Magazin Kontraste, in dem im September 1988 der konspirativ gedrehte Film Bitteres aus ­Bitterfeld zu sehen war. Dieser etwa zehnminütige Beitrag, der die Luft-, Wasser- und Bodenverschmutzung im Raum Bitterfeld-Wolfen mit einer bis dahin unbekannten Schonungslosigkeit zeigte, kann in seiner Wirkung nicht überschätzt werden. Er demaskierte die Erfolglosigkeit der DDR-Umweltpolitik und machte den DDR-Bürgerinnen und -Bürgern deutlich, dass im Land Gruppen aktiv sind, die gegen diesen Zustand ankämpfen. 

			Hinter diesem Film stand die im Januar 1988 neu gegründete Umweltgruppe Arche, die sich an Radikalität und Willen zum Konflikt von ihren Vorgängern unterschied. Sie profitierte vom im Westen gewachsenen Interesse an der DDR-Umweltbewegung. Ihre Druckmaschine stellte der Bund für Umwelt und Naturschutz, überbracht wurde auch diese von Bundestagsabgeordneten der Grünen. Die darauf hergestellte Samisdat-Zeitschrift Arche Nova war von Anfang an auch für den Vertrieb im Westen ausgelegt. Das MfS stellte dann auch eine »medienpolitische Auswertung in westlichen Publikationen und Funkmedien« fest.18 Die Energie für ihre öffentlichkeitswirksamen Aktionen zog die Arche auch daraus, dass sie sich für Ausreisewillige öffnete. Ältere Gruppen hatten erst zögerlich darauf reagiert, da sie daran interessiert waren, die Zustände in der DDR zu verändern und nicht als Sprungbrett in den Westen fungieren wollten. Die Arche hingegen versuchte, die Kompromisslosigkeit der Ausreisewilligen für ihre Anliegen zu nutzen.

			Zudem verbesserte sich die gesellschaftliche Einbettung der Umweltgruppen. Es war Taktik des Regimes, Vorwürfe von Gruppen durch staatliche Experten und offizielle Messwerte zu entkräften. Die Gruppen sollten so gegenüber der Bevölkerung als Laien disqualifiziert werden. Westdeutsche Umweltgruppen halfen dabei, die Konfliktfähigkeit der ostdeutschen Gruppen zu vergrößern und ein glaubwürdiges Gegenexpertentum zu etablieren. Geschmuggelte Fachliteratur gehörte ebenso dazu wie Analysekoffer zur Ermittlung der Wasserqualität der Elbe. In den Kirchenwäldern der DDR wurde nach westlichen Standards eine Waldschadenserhebung durchgeführt, welche die offiziellen Zahlen ad absurdum führte. Die Glaubwürdigkeit der und das Vertrauen in die staatlichen Institutionen der DDR gingen immer mehr verloren und der Regierung wurde mehr und mehr eine Lösungskompetenz abgesprochen. Gemeinsam mit der zurückgehenden Furcht vor Repressionsmaßnahmen bewirkten die Umweltgruppen in den späten 1980er Jahren einen Autoritätsverlust des Regimes. 

			Umwelt und die Wende

			1989 war abzusehen, dass der Versuch des SED-Regimes gescheitert war, den desolaten Zustand der Umwelt zu verschleiern. Welche Rolle die ökologische Situation, die Unzufriedenheit darüber in der Bevölkerung sowie die Umweltgruppen während der Wende spielten beziehungsweise ob sie eine entscheidende Triebfeder des Umsturzes waren, wird diskutiert und unterschiedlich bewertet. Ilko-Sascha Kowalczuk sieht in den Gruppen einen »Sargnagel des Regimes« und Stief argumentiert mit einer nachweisbaren und zunehmenden Unzufriedenheit in weiten Bevölkerungskreisen.19 Der Ärger über den Umweltzustand habe in den späten 1980er Jahren den Unmut über die Güterversorgung von Platz eins der angegebenen Probleme verdrängt. Gleichzeitig haben die Menschen in der DDR jedoch auch angegeben, dass sie nicht damit rechneten, dass sich bis zum Jahr 2000 an der Umweltsituation etwas ändere. Wenn also in der Unzufriedenheit über den Umweltzustand großes revolutionäres Potenzial gelegen haben sollte, hätte es sich angesichts der Perspektivlosigkeit unmittelbarer entfalten müssen. Der Verlauf der Wende, die bestimmenden Parolen lassen eher darauf schließen, dass der Wunsch nach Selbstbestimmung und nach einem Leben in Freiheit sowie das im Vergleich zum Westen als mangelhaft empfundene Warenangebot – eingebettet in die internationale Situation – als die Hauptkräfte der Wende anzusehen sind.

			Allerdings konnten die Umweltgruppen aufgrund ihres Organisationsgrades eine hervorgehobene Rolle in der Wende spielen und ihre Anliegen in den politischen Apparat einbringen. Als die SED im Herbst 1989 begann, die Macht zu verlieren, gaben sich die Gruppen stabilere Organisationsformen, wie etwa das Neue Forum am 9. September, die Grüne Liga am 18. November oder die Grüne Partei der DDR am 24. November 1989. Gemeinsam mit den alten Parteien und Massenorganisationen bildeten sie den Runden Tisch. Am 5. Februar 1990 traten Klaus Schlüte für die Grüne Liga und Matthias Platzeck für die Grünen in das Kabinett ­Modrow ein. Michael Succow war bereits am 14. Januar 1990 Staatssekretär im Umweltministerium geworden. Zu den bemerkenswerten Vorhaben dieser Zeit zählt der Versuch, zehn Prozent des Staatsgebietes in Natio­nalparks, Naturschutzgebiete und Biosphärenreservate ­umzuwandeln. Am Ende wurden es unter der Regierung de Maizière 4,3 Prozent des Hoheitsgebiets.

			Bewegung ohne breite Basis

			Wie schmal die gesellschaftliche Basis der Ökologiegruppen letztendlich war, lässt sich am schwachen Abschneiden grüner Parteien bei den Wahlen nach 1990 festhalten. Bei der Bundestagswahl 1990 profitierte das Bündnis 90 noch von dem Wendebonus, 1994 wurde in keinem östlichen Bundesland mehr die 5-Prozent-Hürde erreicht. Bei den Landtagswahlen seit 1990 wurde die 5-Prozent-Hürde in etwa der Hälfte der Fälle übersprungen, oftmals jedoch außerordentlich knapp. Die Hinterlassenschaft der gesellschaftlichen Formierung des Arbeiter- und Bauern-Staates brachte es mit sich, dass dem »Wohlstandsthema« Umwelt keine breite Basis erwachsen war und in den ökonomischen Umbruchsjahren nach 1990 auch nicht erwachsen konnte.

			Zum Teil wird das schwache Abschneiden grüner Parteien damit er­­klärt, dass es weder eine Blockpartei in der DDR noch eine Schwesterpartei in der Bundesrepublik gab, auf deren Ressourcen zurückgegriffen werden oder von deren Erfahrungen bei der Organisation von Wahlkämpfen profitiert werden konnte. Das trifft nur zum Teil zu. Zum einen schwächten sich die Umweltgruppen durch ihre Zersplitterung selbst, zum andern unterstützten die Grünen die Gruppen mit Material. Am Beispiel der FDP zeigt sich, dass Strukturen allein noch keinen Erfolg bringen. Nach dem guten Abschneiden 1990 stürzte die Partei bei der Bundestagswahl 1994 ab, weil ihr Programm im Osten nicht genügend Akzeptanz erfuhr. Grüne Themen hatten Mitte der 1990er Jahre im Transformationsgebiet Ostdeutschland ebenfalls keine Konjunktur.

			Möglicherweise entfaltete sich hier aber auch eine langfristige Folge einer – weitgefassten – Umweltpolitik der DDR, aus der sich ­Rückschlüsse für eine gesamtdeutsche Umweltpolitik ziehen lassen können. Im Vergleich zur Bundesrepublik hatte die DDR einen geringeren ­ökologischen Fußabdruck pro Einwohner. Es waren weniger Flächen versiegelt, die Wohnfläche pro Kopf war geringer, es wurden mehr heimische ­Ressourcen verwendet und mehr integriert produziert. Die Verbesserung der Umweltsituation im Westen seit den 1960er Jahren war nur zu einem Teil die Folge teurer End-of-Pipe-Technologien. Der andere Teil bestand im Export von Umweltverschmutzung, meist in Länder der damals sogenannten Dritten Welt mit niedrigen Arbeits- und Umweltschutzstandards. Etwas zugespitzt ausgedrückt war der Umweltzustand in der DDR ein Stück weit »ehrlicher«. Dass er gebietsweise desaströs war, hat mit der Legitimationshierarchie der SED zu tun. Umweltschutz sprach bestimmte Gruppen an und wirkte unter diesen herrschaftsstabilisierend. Die SED fokussierte ihre Politik – und hier wird eine der Lehren vom 17. Juni 1953 wirksam – auf die Bedürfnisse der breiten Bevölkerungsmehrheit. Stabile Preise, günstiges Wohnen, niedrige Gebühren für Wasser und Strom hatten einen hohen Stellenwert. Kam es zu einem Zielkonflikt zwischen Umweltschutz und Güterproduktion, trug letztere den Sieg davon, denn das Umsturzpotenzial einer unzufriedenen Arbeiterschaft wurde höher eingeschätzt als das besorgter Heimat- und Naturfreunde. Damit entfiel der Preis als Instrument, um das Nutzerverhalten hin zu Sparsamkeit und nachhaltiger Nutzung zu steuern.

			Nur etwa 20 Prozent der Haushalte mussten überhaupt etwas für ihr Wasser zahlen und die DDR hatte einen der höchsten Pro-Kopf-Verbräuche der Welt, den der Staat mit 3,1 Milliarden Mark subventionierte. Der Strompreis von 8 Pfennig pro Kilowattstunde kostete den Staatshaushalt weitere 5 Milliarden Mark. Es war der SED anscheinend nicht möglich – zumindest fehlte der politische Wille –, allein für Trinkwasser einen kostendeckenden Preis festzusetzen, was zumindest in Teilen die mangelhafte Ausstattung mit Kläranlagen erklärt.

			Bleibende Lasten

			Die von der SED zumindest zeitweise betriebenen Versuche, etwa mit den Staub- und Abgasgeldern das Nutznießerprinzip ökonomisch zu einem Verursacherprinzip zu verändern, wurden immer dann abgebrochen oder abgemildert, wenn sich die Endpreise für die Konsumenten erhöht hätten. Die Umweltgeschichte ist damit auch ein mahnendes Beispiel dafür, dass externe Umweltkosten nicht gänzlich zu Gunsten sozialer Kosten ausgeblendet werden sollten.

			Denn die Gesellschaft als Ganzes wird letztendlich von den Kosten eingeholt. Im mitteldeutschen Industriegebiet warten weiterhin 200 Millionen Kubikmeter giftiges Grundwasser auf eine Sanierung. Zum Schutz der Anwohner wurden unterirdische Dichtwände verlegt. Verwaltet wird der Nachlass der DDR-Umweltverschmutzung in Sachsen-Anhalt von der Landesanstalt für Altlastenfreistellung, die die Mitteldeutsche Sanierungs- und Entsorgungsgesellschaft mit der technischen Durchführung beauftragt. Seit 1992 wurden allein 350 Millionen Euro verausgabt, um die Belastung der auch im Film Bitteres aus Bitterfeld zu sehenden Grube Johannes – des sogenannten Silbersees – in den Griff zu bekommen. Die Leitung der Sanierungsgesellschaft ist zuversichtlich, dieses Problem bis 2050 endgültig gelöst zu haben. Dann jährt sich das Ende der DDR zum sechzigsten Mal.
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			Publikum bei einer privaten Lesung. In ihrer Wohnung in der Magdeburger Hegelstraße 33 eröffneten Ingrid und Dietrich Bahß 1981 eine Privat­galerie. Abseits der staatlichen Kontrolle konnten hier prominente und unbekannte Künstler ausstellen, offene Gespräche und kontro­verse Diskussionen stattfinden. Im Rahmen einer Ausstellung mit Grafiken und Bildern von A. R. Penck fand am 3. März 1983 eine Lesung des Dramatikers Heiner Müller aus seinem Werk »Medea« statt, zu der etwa 130 Besucher*innen ­kamen. (Bildausschnitt, Dietrich Bahß)

		


		
			Marko Martin

			»Etwas ist ausgeblieben«

			DDR-Exilliteratur als terra incognita. Bis heute.

			Der Klagen über das nach 1989/90 vermeintlich verschleuderte »kulturelle Erbe« der DDR sind inzwischen viele. So real jedoch manche Erfahrungen von Zurücksetzung, Ignoranz und mangelnder Wertschätzung auch sein mögen – wer sich die eigenen Erinnerungen und den individuellen (Rück-)Blick nicht fremdbestimmen lässt, müsste eigentlich kaum Sorge haben, dass Entscheidendes verloren ginge. Mitunter genügt bereits ein Gran gewitzter Pragmatismus, denn wer hindert Leser, einmal erschienene, inzwischen aber nicht wieder aufgelegte Bücher erneut zu lesen, sie aus dem Bücherschrank hervorzuholen oder via Amazon (oder noch besser: auf den Websites der Antiquariate) kostengünstig zu erwerben?

			Überdies sind im Leipziger Verlag Faber & Faber, 1990 gegründet vom ehemaligen langjährigen Leiter des renommierten Aufbau-Verlages, über die Jahre hinweg die »Klassiker« der DDR-Literatur in sorgfältig gestalteten Neu-Editionen erschienen. Spiel- und Fernsehfilme aus der damaligen DDR werden regelmäßig im MDR oder RBB gesendet, und wer dies für fragwürdige Nostalgie hält, müsste sich den Vorwurf der ideologischen Engstirnigkeit ebenso gefallen lassen wie jene, die noch heute pauschalisierend behaupten, der Osten sei von dem Westen um seine Erinnerung gebracht worden. Dabei beweisen nicht zuletzt die verlässlich immer wieder aufflackernden Debatten um DDR-Malerei (vgl. den Beitrag von Christoph Tannert in Band I), dass sich in einer offenen Gesellschaft ästhetische Hierarchisierung nicht dekretieren lässt und überdies neue Generationen auch neue Fragen stellen.

			Und doch: Es lässt sich erst fragen, forschen, neu und wiederentdecken, wenn etwas zumindest noch partiell bekannt oder das Bewusstsein einer Lücke oder Leerstelle vorhanden ist. Was deshalb nach wie vor durch das Aufmerksamkeitsraster fällt, ist die Literatur jener, die einst die DDR verlassen hatten oder aus ihr weggetrieben worden waren. Deren Bücher sind noch nicht einmal vergessen, da sie im Osten des Landes kaum je die Chance hatten, überhaupt wahrgenommen zu werden. 

			Derlei ist in Deutschland nicht zum ersten Mal geschehen, denn eine bestimmte Exilliteratur – so sie denn nicht mit der DDR kompatibel schien wie die Bücher der Rückkehrer Anna Seghers, Arnold Zweig, Bodo Uhse oder Ludwig Renn – fand weder im Osten noch im Westen eine Heimstatt. Antitotalitäre Schriftsteller wie etwa Hans Sahl wurden von der Gruppe 47 misstrauisch beäugt, obwohl doch ein Roman wie Die Wenigen und die Vielen Entscheidendes zeigt über die Einsamkeit und Würde des Individuums inmitten der ideologischen Verwerfungen des 20. Jahrhunderts. Auch Erich Maria Remarques großer Exil- und New York-Roman Schatten im Paradies und Oskar Maria Grafs Pendant Flucht ins Mittelmäßige hätten die Entdeckung parat gehalten, dass die von Konservativen und Progressiven gemeinhin unisono beklagte »Atomisierung des Einzelnen in der Moderne« zwar sehr wohl eine Gefahr, aber doch kein unabwendbares Schicksal ist.

			»Etwas ist ausgeblieben«

			Der exkommunistische Spanienkämpfer und »Remigrant« Alfred Kantorowicz, der dann auch mit dem Kulturbetrieb der Bundesrepublik fremdelte, hatte einst diese sehr deutsche Nichtwahrnehmung der urbanen Exilliteratur unter das Motto »Etwas ist ausgeblieben« gestellt. Ausgeblieben war nämlich nicht nur eine Würdigung literarischer Leistungen und individueller Schicksale, sondern – noch bedenklicher für das Land – ignoriert wurde auch jene hochmoderne Erfahrung von Ambivalenz, ja Zerrissenheit, die inzwischen längst zu unserer mentalen Grundausstattung gehört. Wie viel törichte Idealisierungen und ebenso eindimensionale Anklagen oder Botho Straußsche Bocksgesänge hätte man sich sparen können, wären die Bücher jener gelesen worden, die schon ganz zeitig in die kalten, mitunter aber auch erfrischenden Wasser westlicher Gesellschaften hatten springen müssen! 

			Vergleichbares gilt mit Blick auf zahlreiche ehemalige DDR-Autoren. Frage: Hätten ihre bereits in den 1970er und 1980er Jahren in der Bundesrepublik gemachten Erfahrungen nicht hilfreich sein können, als sich 1989/90 ein ganzer Staat auflöste und seine Bevölkerung quasi kollektiv in den Westen ging? Stattdessen: Eine Nicht-Wahrnehmung, die mehr oder weniger bis heute andauert.

			Ausnahmen wie Wolf Biermann bestätigen die Regel dahingehend, dass seine mediale Präsenz die zahlreichen im Westen entstandenen Lieder, Gedichte, Übersetzungen und Prosatexte bei Weitem überstrahlt. Andernfalls nämlich hätten zum Beispiel die Eva-Maria Hagen gewidmeten Balladen lehren können, dass eine Skepsis gegenüber gewissen West-Usancen (»Und dennoch gibt es so Extras hier, die viel zu viel Seelengeld kosten/[…] Ich bleib’ immer die aus’m Osten«) keineswegs einhergehen muss mit einer Verklärung des Vergangenen: »Schön ist Hamburg auch im Regen und ich mag/Nicht zurück, woher ich kam, nicht einen Tag.«

			Was aber war mit all den anderen, die das Land verlassen hatten, verlassen mussten, weil sie dort nicht mehr atmen, nicht mehr veröffentlichen konnten, in zahlreichen Fällen sogar ins Gefängnis gekommen waren? Eine schier endlose Liste, eine noch kaum je erzählte Kontinuität des Bruchs: Von Theodor Plievier, der mit seinem Stalingrad-Roman einer der kommunistischen Vorzeigeautoren gewesen war, ehe er dann bereits 1947 die sowjetische Besatzungszone verließ, über Barbara Honigmann, die 1984 von Ost-Berlin nach Strasbourg übersiedelte und Hans (Chaim) Noll, der heute in Israel lebt, bis zum Lyriker Ulrich Zieger, der als junger Mann noch im Frühjahr 1989 der DDR Adieu sagte und sich, da er sich auch in Westdeutschland nicht heimisch fühlte, im südfranzösischen Montpellier ansiedelte.

			Amtlich verfügtes Vergessen

			Mitte der 1980er Jahre hatte Reiner Kunze, seit 1977 in der Nähe von Passau lebend, ein Gedicht geschrieben, das den Titel Wiederbegegnung bei Euch trägt. Gewidmet ist es dem Andenken des Lyrikers Peter Huchel, der 1962 als Chefredakteur der renommierten Literaturzeitschrift Sinn und Form abgesetzt worden war und danach in seinem Haus in Wilhelmshorst bei Potsdam neun Jahre in stasi-observierter Isolation lebte, ehe ihm und seiner Frau 1971 endlich die Ausreise in den Westen gewährt wurde – nicht zuletzt dank einer Intervention Heinrich Bölls. Bei Kunze heißt es:

			»Wenn eure lesebücher die verluste melden werden,/die eure zeitungen verschweigen – dann vielleicht//Doch zu ende zählen werden wir die tage nicht//Euch, die ihr gespräche dort pflanzt,/wo sie befahlen, die wurzeln zu roden,/hinterlasse ich den treffpunkt,/damit ihr ihn hinterlaßt:/Beim blauen schriftzug des eisvogels,/der nur dann seinen ort verläßt,/wenn den bächen das eis bis zum quell steht.«

			Bis zuletzt hatten die DDR-Lesebücher nichts von diesem Verlust gemeldet, einem – nicht allein bezogen auf die überschaubare Größe des 17-Millionen-Einwohner-Landes – überproportionalen intellektuellen Aderlass. Eine ganze Literatur verschwand ins amtlich verfügte Vergessen, auch wenn es schließlich viele potenzielle Leser waren, die damals heimlich Westradio gehört hatten und so zumindest dort etwas über die weggetriebenen Schriftsteller und ihre Bücher erfuhren – und auf diesem Umweg auch etwas über den Staat, in dem sie lebten. Auf überspielten Kassetten und in Schreibmaschinenkopien zirkulierten die verbotenen Texte, was indessen mit immensem Risiko verbunden war; nicht wenige der Leser wurden von der Staatssicherheit entdeckt, »staatsfeind­licher Hetze« beschuldigt und sogar ins Gefängnis geworfen. 

			Alte Geschichten? Nicht unbedingt. Da sogleich nach dem Umbruch von 1989/90 von manchem die Klage geführt worden war, im Westen verstünde man eben nichts von der durchmischten Lebenswelt der DDR, ist der Verweis auf eine Literatur geradezu zwingend, die genau solche Erfahrungen thematisiert hatte. Denn tatsächlich ist das Ineinander etwa von Adoleszenz, Alltag, Freiheitsstreben, Resignation und Repression nie zuvor und auch nie später so subtil beschrieben worden wie in Reiner Kunzes Prosaminiaturen der Wunderbaren Jahre oder in Jürgen Fuchs’ stilistisch präzisen Gedächtnisprotokollen.

			Hier wäre Ost-Stolz angebracht

			Auch diejenigen, die heute als Nachgeborene oder noch in der DDR Sozia­lisierte mit Gründen skeptisch werden, wenn der ostdeutsche Staat auf verfallene Häuser und knatternde Zweitakter-Trabants reduziert wird, könnten deshalb mit Autoren wie Helga M. Novak, Sarah Kirsch und Günter Kunert, mit den Balladen von Bettina Wegner und Wolf Biermann oder im Blues der Renft-Band entdecken, dass keineswegs »alles grau« war. Was leuchtete, waren allerdings nicht die »guten Seiten« einer Überwachungsdiktatur, sondern im Gegenteil individueller Selbstbehauptungswille – gefährdeter als im Westen und deshalb womöglich auch intensiver. Und da bis heute immer wieder ein »Ost-Stolz« eingefordert wird: Hier wäre er, emanzipatorisch statt verdruckst, machtkritisch anstatt nostalgisch.

			Ironischerweise war es – vor 1989 ebenso wie in den Jahrzehnten danach – nicht zuletzt eine sich verständnisinnig gebende West-Perspektive, die solche Vielfalt nicht wahrnahm und ihr feuilletonistisch-akademisches Interesse größtenteils auf die drei großen Namen Volker Braun, Heiner Müller und Christa Wolf beschränkte, wobei noch ab und an der bekennende stalinistische Klassizist Peter Hacks auftauchte oder eben auch Wolf Biermann, reduziert auf die Rolle des »dissidentischen Barden«. 

			Befriedigte womöglich jenes Abarbeiten von Theoremen, das klagende oder wütende Kommentieren und Reflektieren aller ideologischen Auf- und Abschwünge auch ein gewisses, sich als progressiv-links verstehendes West-Bedürfnis, die DDR weiterhin als »Gegenentwurf« wahrzunehmen, ohne dabei deren konkreter Wirklichkeit allzu irritierend nahekommen zu müssen? Erdschwer und gedankenvoll bis grämlich und auf jeden Fall sehr deutsch: Was den einen Fetisch war, musste jedoch anderen, Jüngeren, eventuell eher popliterarisch Sozialisierten, dann logischerweise ein Gräuel sein – oder ein ausreichender Grund für Maxim Billersche Hundert Zeilen Hass. Doch Ironie der Geschichte: Wie im Märchen vom Hasen und Igel waren sogar beim maliziösen Schmähen ostdeutsche Schriftsteller bereits viel früher zur Stelle gewesen – und das oft auch noch ungleich präziser.

			Schon zu Beginn der 1980er Jahre hatte der Lyriker Kurt Bartsch, der 1979 aus dem DDR-Schriftstellerverband ausgeschlossen worden war, in seinem im Westen erschienenen Parodienband Die Hölderlinie ein ­feines Ohr für einen gewissen gravitätischen Sound entwickelt. In Licht und Lorbeer (nach Stephan Hermlin) heißt es: »Eines Tages ist mir ein Licht aufgegangen/Im finsteren Blut/[…]/Auf den sanften Flügeln, bestehend aus Mozartsonaten,/Schwebe ich fortan im Himmel der Literaten,/Dem ungeteilten, über den deutschen Staaten«, während in Nachundnachdenken (nach Christa Wolf) ein paar Prosasätze genügen, um einer in Ost und West ehrfürchtig bestaunten Ästhetik die Luft herauszulassen:

			»Fast wäre mir eingefallen, worüber ich nachdenke. Ich hatte den Leichnam schon auf der Zunge, aber dann war es doch wieder so, daß ich nicht wußte, woran ich mich zu erinnern drohte. Mir war plötzlich klar, daß die Dinge, die ich vor Augen hatte, im Nebel lagen. Nebel. Ein doppeldeutiges Wort. Wir nähern uns dem Unschärfebereich der Gegenwart. Im Nebel oder im Sozialismus. Ein grauer Tag jedenfalls … schwer zu erzählen. Oder gar nicht erzählbar unter dem entmutigenden Zwang der Tatsachen, die ich zum Glück nicht kenne.« 

			Und kurz nach Mauerfall rechnete der aus dem sächsischen Wurzen stammende Erzähler Bernd Wagner, der (skeptischer) Teil der sogenannten Prenzlauer-Berg-Bohème gewesen war, ehe er nach Kreuzberg übersiedelte, in seinem Essayband Die Wut im Koffer mit »Kalamazonien« ab: In dem aus Kalamität und Zone zusammengesetzten Gebiet habe es in Thea­ter und Literatur quasi drei Phasen gegeben – »die moralische Anstalt« (Brecht), »die unmoralische Anstalt« (Heiner Müller) und danach, nach dem bejammerten Ende einer vermeintlichen Utopie, schließlich nur noch »die Anstalt«. Wagner aber verteilt keine Prominenten-Boni, im Gegenteil:

			»Die arrogante moralisierende Lüge blieb seitdem ein Kennzeichen kalamazonischer Kunst und verhalf ihr zu jenem überdimensionalen Scheinheiligenschein, an dem man sie von weit her erkennt.«

			Lehrreiche Lektüren über Unterordnung

			Inzwischen aber sind wiederum Jahrzehnte vergangen, der Scheinheiligenschein ist längst verblasst (und womöglich auch die Kritik daran), sodass erneut zu fragen wäre, wo es noch blinkt. Da wäre viel zu entdecken. Denn jenseits betulicher Didaktik erzählt gerade die renitente Literatur aus dem Osten davon, wie Unterordnung seit je her funktioniert in Deutschland – ob in Joachim Schädlichs Roman Tallhover über einen schier unsterblichen Spitzel, der sich Regimes verschiedener Couleurs willig andient, oder in den Erzählungen Utz Rachowskis, die den subtilen Verflechtungen zwischen dörflicher und kleinstädtischer Alltagsroutine und verinnerlichtem Gehorsam nachspüren. Und Jahrzehnte bevor im Westen plötzlich entdeckt und sogleich auch lautstark mitgeteilt wurde, dass es in der DDR ja wohl auch »Leben jenseits der Politik« gegeben habe, hatte der 1981 in den Westen ausgereiste (und nach 1989 nach Leipzig zurückgekehrte) Erich Loest Roman um Roman geschrieben, in denen es gerade darum ging – dazu um die erzählerisch und historisch plausible Einsicht erweitert, dass »Normalität« sich in einem normierten Staat dennoch ungleich anders buchstabiert als in einer freieren Gesellschaft.

			Loests Roman-Blick auf die Bundesrepublik war dann freilich ebenfalls ohne jede Schwärmerei, was auch für die Bücher der anderen Weggegangenen oder Ausgebürgerten gilt: Jürgen Fuchs befragt in seinen Büchern eine hurtig plappernde (und oft ebenfalls ideologisch verhunzte) Westsprache, und Chaim Noll geht in seinen Nachtgedanken über Deutschland einer Kultur der grenz- und generationenübergreifenden Untertanen-Ressentiments nach. Auch Günter Kunerts Zivilisationskritik fand im post-indus­triellen Westen immer wieder ihre Objekte, wobei sie jedoch nie ins illiberale Raunen abglitt – eine Souveränität, die in diesem Genre und besonders in Deutschland Seltenheitswert hat. Gesine Cresspahl schließlich, Protagonistin von Uwe Johnsons über tausendseitigen Jahrestagen, fühlt sich im flirrend-hektischen New York der 1960er Jahre zwar nicht geborgen, aber doch frei – und sehnt sich keineswegs naiv zurück zur mecklenburgischen Scholle, der sie einst entkam. Dennoch finden sich bei Johnson geradezu zärtliche Menschen- und Landschaftsschilderungen, die den ostdeutschen Norden zu einem Teil der Weltliteratur gemacht haben, und Helga M. Novak, die große Unbehauste der deutschen Nachkriegslyrik, die es später nach Island und Polen verschlug, hat – aus der Distanz, der zeitlichen und räumlichen Entfernung – ihre intensivsten Gedichte dem märkischen Umland Berlins gewidmet: Grünheide, Grünheide.

			Ein immer noch ungehobener Erfahrungsschatz

			Welterfahrung ohne Vergesslichkeit, Erinnerungen jenseits des Wehmutskitsch, illusionslose Wahrnehmung der heterogenen Westmoderne – und all das bereits Jahre, ja Jahrzehnte vor 1990! Was für ein Erfahrungsschatz, würde man ihn denn bergen und nicht lediglich als Fußnote im Prozess rein ostdeutscher Selbstverständigung missverstehen. So fragwürdig es auch ist, Literatur in einem quasi narzisstischen Utilitarismus allein darauf abzuklopfen, was sie uns denn heute noch zu sagen habe: Fragen nach der Gegenwartsrelevanz sind legitim.

			Für Literaturwissenschaftler und Historiker mag dabei so manches interessanter sein als für Zeitgenossen jenseits des Fachs. Doch wenn man sich des Offensichtlichen bewusst bleibt, dass genuine DDR-Prägungen keineswegs mit dem 3. Oktober 1990 verschwunden sind, lohnt ein erneuter Blick in jene Bücher, die eben jene mentalen Landschaften beschreiben. Womöglich könnte dies sogar helfen, endlich der Falle jener doppelten Ignoranz zu entkommen, die im Westen noch heute viele glauben lässt, östliche Erfahrungen seien im Zeitalter der Globalisierung anachronistisch geworden und bestenfalls regional-marginal – oder wären im Gegenteil derart verzwickt und geheimnisumwoben, dass sie auch nur von Ostdeutschen zu verstehen sind, beziehungsweise von selbsternannten »Stimmen des Ostens« vermittelt werden müssten. Zu viel abwertende Arroganz, zu viel weihevolle Mystik. Nicht zuletzt auch zu viel bemühtes und paternalistisches »Verstehen-Wollen«, das östlicher Erfahrung das Widersprüchliche, Nuancierte und Gegenläufige abspricht und stattdessen in der unreflektierten Rede von dem Osten noch drei Jahrzehnte nach dem Mauerfall dem offiziösen SED-Sprech von »unseren Menschen« auf den Leim geht und ihn sogar erneuert.

			Dabei hatte schon viele Jahre zuvor der 1958 aus der DDR geflohene Literaturkritiker und Essayist Fritz Raddatz einen bemerkenswerten Versuch der Horizonterweiterung unternommen. Indem er von einer »dritten deutschen Literatur« sprach und diese seinen Leser in der Zeit vorstellte, hatte Raddatz für eben jene ehemaligen DDR-Schriftsteller geworben, die nun im Westen lebten und schrieben. Eine Art Zwischen-Land-Erfahrung, ein sehr modernes (wenn auch nicht selbstgewähltes) Unbehaustsein, das dann um so präziser Bruchlinien und Risse wahrnehmen konnte. Denn was wüsste man – damals wie heute – von den albtraumhaften Zuständen in DDR-Gefängnissen, hätten nicht ein Walter Kempowski oder ein Horst Bienek darüber literarisches Zeugnis abgelegt?

			Zweifellos hatte auch jemand wie Uwe Johnson über die deutsche Teilung und den Berliner Mauerbau Komplexeres zu erzählen als Christa Wolf in ihrem 1964 erschienenen Rechtfertigungsroman Der geteilte ­Himmel. Johnsons Protagonistin Gesine verließ die DDR, hoffte jedoch weiterhin auf einen »Sozialismus mit menschlichem Antlitz« und war deshalb in den Augusttagen 1968, als sich in der damaligen Tschechoslowakei das Schicksal von Alexander Dubčeks Reformversuch entschied, Sleepless in New York, während Christa Wolfs Romanheldin aus dem zu überfordernd empfundenen West-Berlin in den Ostteil der Stadt zurückkehrt und dort ihr Fazit zieht: »Das wiegt alles auf. Das wir uns wieder gewöhnen, ruhig zu schlafen.« Freilich betraf dieses uns kein Paar, sondern das vermeintliche »Staatsvolk der DDR«. Da hatte Rita mit ihrem Verlobten Manfred, der im Westen geblieben war, längst gebrochen, während es bei Uwe Johnson – in seinem Roman Zwei Ansichten – zwei Liebende sind, die durch den Mauerbau abrupt voneinander getrennt werden und alles versuchen, dennoch zueinander zu kommen. Dass ihre Beziehung dann im Westen kein Happy End findet, erhöht dabei die Glaubwürdigkeit der ohnehin autobiografisch geprägten Geschichte: Moderne Individuen lassen sich nicht herabdimmen auf ihre jeweiligen Passeinträge.

			Herkunft ist Prägung, aber kein unabwendbares Schicksal: Auch diese Einsicht, jenseits eines Oberflächen-Kosmopolitismus und einer reaktionären Schollen-Vergottung, könnte zahlreiche Bücher der aus dem Osten Weggetriebenen gerade heute wieder aktuell machen – und zwar als Geschichten, nicht als Thesen. Was nicht ganz unwichtig ist, dienen solche seit 1990 forsch formulierten Thesen doch nicht allein der dreisten Entwertung zahlloser östlicher Biografien, sondern funktionieren gleichzeitig auch als Entlastungsargument: Weil in der DDR nur »verordneter Antifaschismus« geherrscht habe, seien die Leute dort »eben so drauf«; weil es nicht einmal in der Literatur Beispiele der Generationsauseinandersetzung gäbe, sei der Osten diskursunfähig; weil die DDR-Literatur nur um sich selbst gekreist sei, würden heute selbst Bildungsbürger im Osten in nahezu jedem Fremden eine potenzielle Gefahr wittern; weil nach 1989 der Westen dem Osten eine neue Groß-Erzählung aufoktroyiert habe, seien heute eben »Widerstand und Trotz« derart virulent geworden.

			Überfälliger Perspektivwechsel

			Wenn Klage, Selbstbezichtigung oder Selbstrechtfertigung ein solches System kommunizierenden Röhren bilden oder dem Albtraum eines Escher-Bildes gleichen, wäre es Zeit für einen Perspektivwechsel. Denn wer die in der DDR geschriebenen und in der DDR im Rostocker Hinstorff Verlag sogar veröffentlichten Romane Jurek Beckers gelesen hat, wird nicht mehr behaupten können, die Shoa und deren Nachwirkungen wären nirgendwo thematisiert worden. Im Gegenteil: Vom Defa-verfilmten Jakob, der Lügner bis zu Der Boxer und Bronsteins Kinder ein literarisches Lebenswerk, das eben jenem Trauma gewidmet ist. Freilich: Keines dieser Bücher wurde jemals in der DDR zur Schullektüre. Dass ostdeutsche Leser bis zum Mauerfall die Erzählungen und Romane des 1968 nach einer Dienstreise im Westen gebliebenen Udo Steinke nicht kennen konnten, ist plausibel, erklärungsbedürftig jedoch, weshalb der 1982 in der Bundesrepublik erschienene KZ-Roman Horsky, Leo und die Dankbarkeit der Mörder nach einem kurzen Hype inzwischen gesamtdeutsch völlig vergessen ist. Auch das umfangreiche Werk des Malers und Lyrikers Roger Loewig, der im Schmerz über die deutsche Teilung und die Toten an der Mauer nie das vorangegangene Geschehen des nationalsozialistischen Zivilisationsbruchs relativierte, ist in der Öffentlichkeit kaum bekannt geworden – trotz eines kleinen Loewig-Museums und inzwischen sogar zwei Biografien über Leben und Werk dieses Ausnahmekünstlers.

			Frühe Spuren des Rechtsradikalismus

			Welch rechtsradikaler Hass unter dem Drill in den Kasernen der Nationalen Volksarmee wucherte, aber auch außerhalb immer wieder aufflackerte in den heruntergekommenen Dörfern und Kleinstädten des sächsischen Erzgebirges und Vogtlandes – nachzulesen wäre es in den ­Armeeromanen Fassonschnitt (1984) und Das Ende einer Feigheit (1988) des 1950 in Reichenbach geborenen Jürgen Fuchs, der nach seiner Ausbürgerung nach West-Berlin leider oft nur als mahnend-bärtiger Bürgerrechtler wahrgenommen wurde.

			Wo sind heute (nicht nur in Sachsen und Thüringen mit deren virulent faschistoiden Jugendmilieus) jene Lehrer und Lehrerinnen, die ihren Lernenden anhand dieser psychologisch skrupulös ausdifferenzierten, rhetorisch nie überladenen Prosa vermitteln könnten, wie schnell die Aufgabe des Humanen gehen kann und welcher Preis dafür zu zahlen ist, sich auf Nichtzuständigkeit herauszureden? Ähnliches gilt für das 1988 in der Bundesrepublik erschienene Buch Lüg Vaterland, für das die wenige Monate zuvor nach Stasi-Haft in den Westen abgeschobene Regisseurin Freya Klier noch innerhalb der DDR klandestin empirisches Material gesammelt hatte und das ein über Jahrzehnte hinweg ideologisch rigid zugerichtetes Erziehungswesen beschrieb – anfangs auf Linie gebrachte Pädagogen, die irgendwann jedoch gar nicht mehr auf jene Parteilinie verpflichtet werden mussten, da sie diese längst verinnerlicht hatten und diese Anpassungshaltung, entweder unreflektiert oder auch zynisch, an Generationen ihrer Schüler weitergaben. Eine Lektüre, die auf durchaus ungemütliche Weise auch helfen könnte, Gegenwärtiges zu verstehen.

			Aber wo bleibt, um den gebürtigen Dresdener Erich Kästner zu paraphrasieren, das Positive? Erneut: Vielleicht gerade dort, wo sich ein Trotzdem artikuliert hatte, das weit mehr als rein historischen Wert hat – als ermutigende Erinnerung und ästhetische Neu-Entdeckung jenseits der gängigen Zuordnungen.

			Entdeckungsreisen durch Milieus, »Heimaten« und Generationenkonflikte

			So gäbe es zum Beispiel für das bis heute ausstehende Thematisieren von Generationskonflikten – ganz zu schweigen von deren aktueller Literarisierung – frühe und ermunternde Gegenbeispiele. Hans Noll etwa, der nach dem zweiten Golfkrieg 1991 und einer nicht nur von ihm als indifferent bis feindlich empfundenen deutschen Haltung gegenüber dem tödlich bedrohten Israel seinen Vornamen in Chaim änderte, ist der Sohn von Dieter Noll, einem überzeugten, ja denunziatorischen SED-Autor, der bis zu seinem Tod im Jahre 2008 seine jüdischen Wurzeln schroff verdrängt hatte. 1984 aus der DDR ausgereist, hatte sich der Sohn in mehreren Büchern mit den Lebenslügen der Vätergeneration auseinandergesetzt, ohne dabei ins Eifern zu geraten: Das literarische Journal Der Abschied und der 1989 erschienene (und damals in den historischen Umbrüchen nahezu untergegangene) Roman Der goldene Löffel zeichnen einen schmerzhaften Erkenntnisprozess und eine riskante Entfernung nach, mit geradezu aberwitzigen Details und in kristallinen Reflexionen. Lakonischer, aber auch wütender geht es zu in Thomas Braschs 1976 im Westen erschienenen Prosaband Vor den Vätern sterben die Söhne, dessen Titel mittlerweile nahezu sprichwörtlich geworden ist.

			Auch Katja Lange-Müllers kunstvoll-schnoddrige Erzählungen über das Arbeitermilieu dies- und jenseits der Mauer wären zu lesen als Ästhetik gewordener hochgestreckter Mittelfinger gegen das mit pseudo-proletarischen Rhetorikversatzstücken hantierende Machtmilieu ihrer Mutter: Ilse Lange war bis 1989 hinter Margot Honecker die wohl hochrangigste SED-Funktionärin der DDR gewesen. Gert Neumanns in der DDR geschriebene, jedoch in der Bundesrepublik veröffentlichte Bücher Die Schuld der Worte und Elf Uhr sind nicht zuletzt an französischen Theoretikern geschulte, radikal sprachkritische Einsprüche gegen das mechanische Plappern eines offiziellen Diskurses, den selbst die eigene Mutter pflegte, die regimetreue Schriftstellerin Margarete Neumann, die für ihre Prosa unter anderem mit dem »Kunstpreis der gegenseitigen Bauernhilfe« geehrt wurde.

			Die Liste ließe sich fortsetzen. Zu entdecken wären da auch die Gedichte von Bernd Jentzsch und Guntram Vesper oder die Romane von Manfred Bieler, die von Heimat und Heimatverlust sprechen, von Geborgenheit und Verrat, auch vom Nachwirken des Nationalsozialismus in vermeintlich apolitischer DDR-Provinz. Bücher über Bücher, Lebensläufe. Die Städte, Kleinstädte, Dörfer und Landschaften Ostdeutschlands sind alles andere als eine terra incognita. Wie viele ihrer Chronisten aber sind noch immer unbekannt und wären zu entdecken! Etwas war ausgeblieben, aber so muss es nicht bleiben. Noch ist es nicht zu spät dafür.
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			Demonstration in Ost-Berlin im Frühjahr 1990 gegen Rechtsextremismus und für die Gleichberechtigung von ausländischen Vertragsarbeiter*innen in der DDR. (Bildausschnitt, Gerald Zörner)

		


		
			Almuth Berger

			Vom Auswanderungs- zum Einwande­rungs­land – Migration in der DDR bis zum 3. Oktober 1990

			Erfahrungen der ersten Ausländerbeauftragten der DDR 

			Als im Herbst 1995 in Bonn eine Ausstellung unter dem Titel »Vom Gastarbeiter zum Inländer« an die 40-jährige Geschichte der ausländischen Arbeitnehmer*innen in der Bundesrepublik erinnerte, wurde ein wichtiger Teil der Geschichte der »Anwerbungen« in Deutschland gänzlich unberücksichtigt gelassen: nämlich das Kapitel, das die Vertragsarbeiter*innen betraf, die im Rahmen von Regierungsabkommen zwischen der DDR und mit ihr befreundeten Ländern in der DDR gearbeitet haben. Auch wenn sich die Geschichte ihrer Anwerbung und die Umstände und Regelungen ihres Aufenthaltes von derjenigen der »Gastarbeiter« im westlichen Teil Deutschlands stark unterschied, hätten sie in einer Ausstellung fünf Jahre nach der Einheit eigentlich nicht fehlen dürfen.

			Diese Episode verweist auf die Tatsache, dass der Geschichte der Migration in der DDR bis dahin kaum Beachtung geschenkt wurde. Sicher lag das auch daran, dass die Anzahl der Migrant*innen in der DDR relativ gering war: 191.190 Ausländer*innen wurden im Dezember 1989 angegeben – das entsprach einem Anteil von 1,2 Prozent – eine marginale Gruppe und damit blieb das eben auch nur ein marginales Thema.1

			Ich bin allerdings der Meinung, dass dieser Aspekt der DDR-Vergangenheit in all seinen Facetten stärker in den Blick genommen werden sollte – beschäftigt uns doch immer noch die Frage, welche Prägungen, Einstellungen und Verhaltensmuster aus DDR-Zeiten sich bis heute auswirken.

			Als sich in der Noch-DDR sehr schnell nach der Maueröffnung eine massive »Fremdenfeindlichkeit«, wie man damals sagte, in dramatischer Weise zeigte, fand das in der Politik wie in den Medien große Aufmerksamkeit. In den Diskussionen über die Ursachen spielten vor allem Erklärungsmuster eine Rolle, die sich auf das autoritäre und von militanten Wertvorstellungen geprägte Erziehungssystem im Sozialismus bezogen oder auf Status- und Existenzängste angesichts des rasanten Übergangs von einer sozialistischen Diktatur und Planwirtschaft zu einer bürgerlichen Demokratie und Marktwirtschaft. Das alles hat sicher eine Rolle gespielt. Aber auch die damals noch wenig untersuchte Migrationsgeschichte der DDR, die sich gravierend von der der Bundesrepublik unterschied, muss mit in den Blick genommen werden. Die Möglichkeiten der Begegnung und des Umgangs mit Menschen anderer Herkunft, Kultur und Religion sind wichtig für die Entwicklung von Einstellungen und Verhaltensmustern in einer pluralen Gesellschaft. Inzwischen sind das Interesse und die Anzahl der Veröffentlichungen auch zu diesem Aspekt der DDR-Geschichte größer geworden und diese Thematik erfährt gerade jetzt – 30 Jahre nach dem Ende der DDR – eine gewisse Konjunktur.

			Auswanderungsland DDR

			Eines hatten die DDR und die damalige Bundesrepublik sogar gemeinsam: Beide verstanden sich nicht als Einwanderungsland. Während aber in der Bundesrepublik die vor allem von der CDU/CSU mantraartig vorgetragene Behauptung »Deutschland ist kein Einwanderungsland« allein schon durch die faktisch geschehene Einwanderung der sogenannten »­Gastarbeiter« ad absurdum geführt wurde, legte die wahrgenommene Realität in der DDR gerade den gegenteiligen Begriff nahe.

			Denn die DDR war im Grunde während der gesamten Zeit ihres Bestehens ein »Auswanderungsland«. Das trifft besonders für die ersten und die letzten Jahre ihrer Existenz zu. Insgesamt 3,8 Millionen Menschen verließen die DDR von ihrer Gründung 1949 bis zum Bau der Mauer im August 1961, aber auch danach gingen noch circa 600.000 Menschen in die Bundesrepublik. Einen sprunghaften Anstieg der Abwanderung gab es noch einmal nach dem Fall der Mauer: Von Dezember 1989 bis zum Jahr 1997 wanderten 2,1 Millionen Einwohner in die westlichen Bundesländer aus. Auch wenn es während der gesamten Zeit immer auch einige Übersiedlungen von West nach Ost gab und vor allem ab 1990 eine größere Zahl von Menschen von West nach Ost gingen, ist jedoch der Befund insgesamt eindeutig: In den Jahren von 1949 bis 1997 »wanderten 6,6 ­Millionen Deutsche von Ost- nach Westdeutschland, aber nur 1,4 Millionen von West- nach Ostdeutschland«. Das heißt, die DDR verlor in diesem Zeitraum etwa ein Viertel ihrer Bevölkerung.2

			Die Gründe für die Abwanderung oder Flucht aus der DDR in den westlichen Teil Deutschlands waren vielfältig. Sowohl die Unzufriedenheit und die konkreten Konflikte mit dem politischen System, die Unterdrückung von Meinungsfreiheit und Zwangsmaßnahmen wie Verstaatlichungen oder Kollektivierung als auch die wirtschaftliche Anziehungskraft des »Westens« oder seine insgesamt besseren beruflichen Möglichkeiten spielten dabei eine Rolle. 

			Ein besonders schwerwiegendes Kapitel der Auswanderungs- und Fluchtgeschichte in den ersten Jahren der DDR war das – oft ­fluchtartige – Verlassen des jungen Staates durch jüdische Bürger*innen Anfang der 1950er Jahre. Jüdische Überlebende des Holocaust, aus der Illegalität Aufgetauchte, Heimkehrer nach der Befreiung aus KZ oder Haft und Rückkehrer aus dem Exil waren häufig ganz bewusst in die sowjetische Besatzungszone gegangen. Sie hatten sich entschieden, in der DDR zu leben, in dem deutschen Staat, der sich ausdrücklich als antifaschistisch definierte. Mühevoll wurde versucht, erneut jüdische Gemeinden aufzubauen. Aber die relativ schnell nach dem Krieg aufkommenden antijüdischen und antisemitischen Kampagnen in der Sowjetunion und die sich anschließenden stalinistischen »Säuberungsaktionen« in Osteuropa mit ihren spektakulären grausamen Schauprozessen wegen angeblicher jüdisch-zionistischer Verschwörungen3 und den Vorwürfen, als Agenten westlichen Geheimdiensten zu dienen, hatten unmittelbare Auswirkungen auch auf den Um­­gang der DDR mit jüdischen Bürger*innen. Es gab Verhaftungen, Verhöre, Denunzia­tionen und Entlassungen von Juden aus dem Partei- oder Staatsdienst. Das betraf eine ganze Reihe jüdischer Gemeindeglieder und Gemeindevorsteher, es folgten Meldungen über Verhaftungen jüdischer Ärzte in Moskau. Viele Gemeindeglieder sahen ihr Leben so kurze Zeit nach dem Holocaust erneut durch Repressalien und offene antijüdische Propaganda bedroht. Ab 1953/54 setzte daraufhin eine regelrechte Fluchtwelle ein – etwa ein Viertel der ohnehin kleinen jüdischen Gemeinden floh nach West-Berlin oder Westdeutschland. Neben den Ängsten vor erneuter Verfolgung war sicher ein zusätzliches Motiv für diesen Schritt, dass die DDR Regelungen zur Wiedergutmachung, wie sie von der Bundesrepublik beschlossen wurden, strikt ablehnte. In West-Berlin und Westdeutschland erhielten alle aus der DDR kommenden Juden den Status eines politischen Flüchtlings, womit die Aufenthaltsgenehmigung sowie die Anerkennung als politisch und rassisch Verfolgte verbunden war, und damit das Recht auf Wiedergutmachungsleistungen.

			Auch wenn die massiven antijüdischen Kampagnen nach Stalins Tod langsam nachließen, blieb das Verhältnis der SED-Parteiführung zu den stark dezimierten jüdischen Gemeinden problematisch. Die anhaltende anti-israelische und anti-zionistische Propaganda enthielt oft genug auch erhebliche Anteile von Antisemitismus. Die SED verstärkte ihren Einfluss auf die Gemeinden und deren Leitungen, die häufig selbst Parteimitglieder waren. Die kleinen, zum großen Teil überalterten Gemeinden – etwa 500 Gemeindeglieder gab es in den 1980er Jahren noch in der DDR – hatten oft nicht mehr die benötigte Anzahl von zehn Männern für einen Gottesdienst, es gab kaum ausgebildete Kantoren und Rabbiner, die Synagogen waren fast alle zerstört, kulturelle Veranstaltungen fanden selten statt, da der Staat Unterstützungen im Wesentlichen nur für die Aufgaben als Religionsgemeinschaft gewährte. Einreisen von westdeutschen oder ausländischen Kantoren oder Rabbinern wurden immer wieder abgelehnt. Das bedeutete, dass in der Öffentlichkeit jüdische Gemeinden, jüdisches Leben, jüdische Kultur kaum präsent war.4 Einzelne Pfarrer, Gemeinden und Gruppen der evangelischen Kirche wie beispielsweise auch die Aktion Sühnezeichen suchten zwar – verstärkt ab Mitte der 1970er Jahre – Kontakte zu jüdischen Gemeinden, führten Arbeitseinsätze auf jüdischen Friedhöfen durch oder bemühten sich intensiv um christlich-jüdische Gespräche. Aber da sie selbst eine Minderheit darstellten, konnte ihre Arbeit kaum die nötige Breitenwirkung entfalten. Größere öffentliche Aufmerksamkeit gab es, als sich die DDR-Führung Mitte bis Ende der 1980er Jahre aus politischem Kalkül um eine Verbesserung der Beziehungen zu Israel und auch zu den jüdischen Gemeinden bemühte, auch wenn es ihr eigentlich um internationale Anerkennung und erhoffte wirtschaftliche Hilfen aus den USA ging. Im Rahmen der Feierlichkeiten zur 750-Jahrfeier Berlins 1987 konnten »Jüdische Kulturtage« durchgeführt werden, die sich schnell zu einem viel beachteten Festival mit zahlreichen internationalen Künstler*innen entwickelten. Im Jahr 1988 wurde der Grundstein für den Wiederaufbau der bedeutendsten Berliner Synagoge in der Oranienburger Straße gelegt; schon 1986 entstand in Berlin ein Verein »Juden für Juden«, der sich besonders an nichtreligiöse Juden wandte. Aus ihm ging später der »Jüdische Kulturverein« hervor, der 1990 einen der ersten Anstöße für die Aufnahme von Juden aus der damaligen Sowjetunion gab.

			Aufnahmeland DDR

			Trotz der starken Abwanderungen und dem folglich immer ­gravierender werdenden Arbeitskräftemangel gab es keine Bemühungen, Arbeits­mi­grant*in­nen in nennenswerter Zahl sesshaft werden zu lassen. Es gab weder die Möglichkeit der individuellen Anwerbung oder ­Bewerbung von Arbeitskräften aus dem Ausland, noch gab es ein individuelles ­Asylrecht. Ein längerer Aufenthalt war nur auf Einladung von Organisationen, der Partei, Gewerkschaft, staatlichen Institutionen oder im Rahmen von Ab­­kommen mit anderen Staaten möglich. Zweck des Aufenthalts, Dauer und Finanzierung wurden von den einladenden Institutionen vertraglich festgelegt. Es gab zahlreiche unterschiedliche Zuständigkeiten, angefangen vom Ministerrat der DDR und dem Zentralkomitee der SED bis hin zu verschiedenen Ministerien sowie Einrichtungen wie dem Solidaritätskomitee, an die bestimmte Aufgaben delegiert wurden. Für die Bevölkerung waren diese Hintergründe vollkommen intransparent, die Abkommen und Verträge waren grundsätzlich »geheime Verschluss­sachen«. Der in der Öffentlichkeit immer wieder nachdrücklich postulierte Anspruch lautete: Ausländerpolitik ist eine demokratische, von den Ideen der internationalen Solidarität getragene Politik. Das betreffe die Aufnahme von politischen Flüchtlingen als »Hilfe für Völker im antiimperialistischen Befreiungskampf« ebenso wie die Qualifizierung und Beschäftigung von Arbeitnehmer*innen aus befreundeten Staaten. Und das gelte auch innenpolitisch gemäß des in der Verfassung festgehaltenen Grundsatzes der »Aufrechterhaltung und Wahrung freundschaftlicher Beziehungen zu allen Völkern«.5 Nationalismus und Rassismus hätten in solch einer Gesellschaft keinen Nährboden. Begegnungen und Austausch zwischen der Bevölkerung und ausländischen Mitbürger*innen fanden allerdings nur selten statt – Gelegenheit boten am ehesten noch die Hochschulen. Kontakte gab es zu den Familien griechischer und dann vor allem chilenischer Emigranten. Deren Aufenthalt war auf längere Dauer angelegt, für alle anderen war ein Bleiberecht nicht vorgesehen und eine Integration also nicht beabsichtigt. Und wenn »freundschaftliche Beziehungen« zu engeren persönlichen Beziehungen, zu Partnerschaften oder gar zu Eheschließungen führten, mussten DDR-Bürger*innen mit massiven Widerständen und beruflichen Benachteiligungen, bis hin zu Berufsverboten rechnen.6

			Dass hier der Anspruch weder mit der Wirklichkeit der SED-Politik noch mit der alltäglichen Realität vieler Ausländer*innen übereinstimmte, ist eine unzweifelhafte Tatsache. Pauschalurteile und Schwarz-Weiß-Bilder werden der Realität allerdings ebenso wenig gerecht. Es gab eine große Anzahl von DDR-Bürger*innen, die Solidarität und Völkerfreundschaft gelebt haben, es gab Ausländer*innen, die Freundschaft, Achtung7 und Sympathie erlebt sowie Kontakte zu einzelnen Familien in guter Erinnerung behalten haben. Andere machten Erfahrungen mit Ausgrenzung,8 Beleidigungen und diskriminierender Behandlung bis hin zu massiver Gewalt und sogar Mord.9 Der Schriftsteller Landolf Scherzer, selbst ein Jahr lang in Mosambik tätig, hat 1982 Gespräche mit mosambikanischen Arbeiter*innen, Arbeitskollegen, Meistern, Brigadiers und mit Einwohnern geführt. Seine Protokolle durften erst nach der Friedlichen Revolution veröffentlicht werden – sie enthielten zu viele unbequeme Wahrheiten über den Umgang mit afrikanischen Vertragsarbeiter*innen, der meist zwar freundlich, aber auch sehr paternalistisch und von rassistischen Einstellungen einer weißen Überlegenheit geprägt war.10 Die in allen Bereichen der Ausländerpolitik lenkenden staatlichen Entscheidungs-, Kontroll- und Betreuungsstrukturen zusammen mit dem moralischen Anspruch einer Politik im Dienste der Solidarität und Völkerfreundschaft bewirkten, dass Ausländer*innen, soweit sie überhaupt wahrgenommen wurden, mehrheitlich als Notleidende, Unterdrückte und als Opfer gesehen wurden, die Solidarität brauchten. Begegnungen »auf Augenhöhe« waren dadurch erschwert. Auch im kirchlichen Bereich, in dem es spätestens seit Mitte der 1980er Jahre intensive Bemühungen um Kontakte und Begegnungen – vor allem zu der ziemlich großen Anzahl mosambikanischen Christen – gab, war man sicher nicht immer frei von solchem Denken. Aber die Aufnahme der jungen Leute in die Kirchengemeinden, die vielen persönlichen Kontakte zu Familien, die zum Teil bis heute bestehen, trugen zu einem wesentlich differenzierteren Blick auf die jeweiligen Menschen und ihre Schicksale bei. Die 1988 in der Ost-Berliner St. Bartholomäusgemeinde entstandene »Cabana«, ein »Begegnungszentrum für Aus- und Inländer« ermöglichte Kontakte zwischen DDR-Bürger*innen und Menschen unterschiedlichster Nationen ohne staatliche Lenkung. Solche Begegnungsmöglichkeiten gab es an zahlreichen Orten in der DDR.

			Aufgenommen in der DDR

			Die ersten von der DDR aufgenommenen Ausländer*innen waren Geflüchtete, die sogenannten »Politemigranten«. Das in der Verfassung festgehaltene Asylrecht wurde als Recht des Staates auf Asylgewährung definiert,11 der Genfer Flüchtlingskonvention war die DDR nicht beigetreten. Zuständig für die Gewährung von Asyl war der Ministerrat, die konkrete Umsetzung erfolgte durch das Solidaritätskomitee. Bereits 1949 nahm die DDR vor der Militärdiktatur geflohene Griechen auf, ab 1950 die vor der Franco-­Diktatur geflohenen Spanier. Verhältnismäßig viel Sympathie in der Bevölkerung genossen Emigranten aus Chile, die 1973 nach der Ermordung Salvador Allendes und der Übernahme der Regierung durch die Militärjunta unter General Augusto Pinochet in die DDR kamen.

			In den 1970er und 1980er Jahren fanden vor allem Angehörige von Be­­freiungsbewegungen Aufnahme – des ANC (African National ­Congress), der SWAPO (South-West Africa People’s Organisation), der PLO (­Palestine Liberation Organization) und der nicaraguanischen Befreiungsbewegung FSLN. Es gab Vereinbarungen zwischen dem Zentralkomitee der SED und dem Exekutivkomitee des Afrikanischen Nationalkongresses Südafrika über Aufnahme, medizinische Behandlungen und Schulungen von »Kadern« an Parteischulen, Schulen der Gewerkschaft oder der Jugendorganisation FDJ, aber auch Studienaufenthalte an Hoch- und Fachschulen ermöglicht durch Stipendien des Solidaritätskomitees der DDR. 

			Ein Beispiel effektiver solidarischer Hilfe bildete die Solidaritätsstation im Klinikum Berlin-Buch, die ausschließlich der Behandlung und Rehabilitation ausländischer Patienten zur Verfügung stand. Von 1978–1991 sind dort insgesamt über 1000 Patienten, meist Verletzte aus den Befreiungskämpfen, behandelt worden, ebenfalls finanziert durch das Solidaritätskomitee. Oft schloss sich der Behandlung und Rehabilitation die Möglichkeit einer Ausbildung an.

			Als eher ambivalente Solidaritätsaktion ist die Aufnahme von Kindern zu betrachten. Diese Aktionen hatten eine vergleichsweise lange Tradition. Dazu gehörte die Aufnahme von griechischen (1950), koreanischen (1952/53) und etwas später auch vietnamesischen Kindern. Ab 1982 kamen insgesamt fast 1.000 Kinder von FRELIMO-Angehörigen (Mosambikanische Befreiungsfront) im Alter von acht bis zehn Jahren in die dafür neu gegründete »Schule der Freundschaft« in Staßfurt (Sachsen-Anhalt). Schon 1979 wurde ein Heim für namibische drei- bis sechsjährige Kinder in Bellin (Mecklenburg-Vorpommern) eingerichtet. Über 300 Kinder sind dort und später auch noch in Staßfurt aufgenommen worden.12 Beide Einrichtungen wurden anfangs von ihrem Umfeld isoliert, später gab es zwar mit manchen Familien aus dem Ort Kontakte (zum Beispiel Einladungen zu Weihnachten), an der abgeschotteten Situation änderte sich aber nicht grundsätzlich etwas. Die Bevölkerung wurde weder über die Hintergründe, etwa über die Situation in den Heimatländern der Kinder informiert, noch bekam sie Einblick in die Schulen. Diese Unkenntnis führte immer wieder zu zahlreichen Gerüchten und Neid wegen der im Vergleich zu normalen DDR-Schulen angeblich besonders luxuriöser Ausstattung, was jedoch nicht der Realität entsprach. 

			Die Beweggründe, Kinder aus Kriegsgebieten oder ständigen Angriffen ausgesetzten Flüchtlingslagern herauszuholen und ihnen einen sicheren Aufenthalt, Schulbildung und zum Teil auch eine Ausbildung zu ermöglichen, sind sehr nachvollziehbar. Problematisch waren die nicht auf die Erfordernisse in ihren Heimatländern abgestimmten Lehrpläne sowie die langjährige Abwesenheit (zum Teil 6–8 Jahre), die die Kinder von ihrer Heimat und ihren Familien entfremdete.

			Für die Einrichtung in Staßfurt stellt Matthias Tullner, der selbst einige Jahre an der Pädagogischen Universität in Maputo lehrte, fest: »Auf die kulturellen Besonderheiten der Schülerinnen nahm man nicht nur keine Rücksicht, das Ziel der Schule bestand gerade darin, den […] in Mosambik proklamierten ›neuen Menschen‹ zu bilden, der frei von überkommenen Auffassungen sein sollte.«13 Die Schüler sollten ausdrücklich nach DDR-Vorbild ausgebildet werden.

			Die meisten Schüler*innen machten nach ihrer Rückkehr bittere Erfahrungen: Die namibischen Kinder kamen 1990 in einen neuen selbstständigen Staat, fanden ihre Eltern oft nicht wieder und hatten große Schwierigkeiten, sich in der fremd gewordenen Familie und Gesellschaft zurechtzufinden. Vielen der 1988 zurückgekehrten mosambikanischen Jugendlichen erging es so, wie eine frühere Staßfurt-Schülerin erzählt: »Nach sechs Jahren in der DDR […] sind wir zurückgekommen und haben nicht als erstes unsere Familien sehen dürfen. Stattdessen sind wir sofort ins Militär gesteckt worden. Und das war ein einziger Leidensweg, denn viele waren neidisch auf uns …«14

			Weder Namibia noch Mosambik unterstützten die Rückkehrer bei ihrer Reintegration. Sie konnten meist weder ihre guten Deutsch-Kenntnisse noch die zum Teil erhaltenen Ausbildungen zu ihrer Existenzsicherung nutzen und leben oft bis heute in prekären Verhältnissen.

			Die »zwischenstaatliche Migration«

			Sie wurden dringend gebraucht und noch 1989 nachdrücklich angefordert: die Arbeiter*innen, die im Rahmen von Regierungsabkommen tätig waren. Die sogenannte »zwischenstaatliche Migration« war zweifellos der wichtigste und umfangreichste und auch in der Bevölkerung am meisten wahrgenommene Aspekt der DDR-Migrationsgeschichte. 

			Seit Mitte der 1960er Jahre versuchte die DDR, dem Arbeitskräftemangel zu begegnen, indem sie Verträge mit befreundeten Ländern zur Entsendung von Arbeitskräften abschloss, zunächst mit Polen und Ungarn, später kamen Algerien, die Mongolei, Angola, China und zuletzt noch Nord­korea dazu. Die meisten Arbeitskräfte kamen seit 1978 aus Kuba (25.000), seit 1979 aus Mosambik (22.000) und seit 1980 aus Vietnam (68.000).15 Ende 1989 lebten noch 90.000 von ihnen im Land – fast die Hälfte der insgesamt nur 191.000 Ausländer*innen in der DDR. Diese Abkommen zwischen der DDR und den verschiedenen Regierungen »über die zeitweilige Beschäftigung und Qualifizierung von Werktätigen in sozialistischen Betrieben der Deutschen Demokratischen Republik«16 zogen jeweils eine Fülle von Richtlinien und Vereinbarungen zur Umsetzung und ­zahlreiche Protokolle über Veränderungen oder Ergänzungen nach sich. In dem Zeitraum, in dem sie galten, waren sie, wie schon erwähnt, als »geheime Verschlusssachen« nicht zugänglich – weder für die Bevölkerung noch für die Betroffenen selbst, deren gesamtes Leben in den Verträgen detailliert geregelt wurde: vom Einsatz im Betrieb, der Bezahlung, über Unterbringung und Freizeitmöglichkeiten bis hin zu ihren Rechten und vor allem Pflichten sowie den Sanktionen bei tatsächlichen oder behaupteten Verletzungen dieser Pflichten. Anfang 1989 stellte das damalige Staatssekre­tariat für Arbeit und Löhne im Rahmen einer kirch­lichen Tagung erstmals Abkommenstexte zur Einsicht zur Verfügung.

			Mit dem Ende der DDR erloschen auch die Verträge, schon ­vorher mussten sie geändert werden, da sie in einer freien Marktwirtschaft und angesichts des Zusammenbruchs vieler Betriebe nicht mehr ­umsetzbar waren. Die Verhandlungen der DDR-Delegation in Hanoi, Maputo und Luanda (Kuba zog seine Arbeiter*innen ohne Vertragsänderungen sofort zurück), deren Leitung mir als Ausländerbeauftragte beim Ministerrat übertragen wurde, gestalteten sich schwierig, unter anderem auch, weil die Finanzhoheit der DDR seit der Wirtschafts- und Währungsunion stark eingeschränkt und der Verhandlungsspielraum sehr begrenzt war. Letztendlich mussten die meisten Arbeiter*innen vorzeitig zurückkehren, viele erhielten nicht einmal die vereinbarten Entschädigungszahlungen. Von der eingeräumten Möglichkeit, aus dem Vertrag auszusteigen und – zunächst befristet – in Deutschland zu bleiben,17 machten etwa 15.000 Vietnamesen, aber nur einige Hundert Mosambikaner und Angolaner Gebrauch. Denn gerade sie erlebten in besonderem Maße Anfeindungen und rassistische Angriffe. Die Forderung nach Mitbestimmung bei den Demonstrationen im Herbst 1989 – Wir sind das Volk! –, die plötzlich zu der Forderung nach Einheit wechselte – Wir sind ein Volk! – hatte bei einigen sehr schnell den Zusatz bekommen: Deutschland den Deutschen – Ausländer raus!

			Über Arbeit und Leben der »Vertragsarbeiter*innen«, ihre Rolle in den Betrieben und ihr Verhältnis zur Bevölkerung, gibt es inzwischen etliche Studien, aber auch Erinnerungen von ehemaligen Vertragsarbeiter*innen selbst in Büchern, Filmen oder Dokumentationen. Es ist in dieser ­Publikation nicht der Platz, detailliert darauf einzugehen, doch soll ein besonderer Aspekt herausgestellt werden, der noch 30 Jahre nach der Beendigung dieser zwischenstaatlichen Migration nicht abgeschlossen ist: die Verträge mit Mosambik.

			Alle Regierungsabkommen, die in der Öffentlichkeit vorrangig als solidarische Hilfe dargestellt wurden, waren von Jahr zu Jahr zunehmend von den wirtschaftlichen Notwendigkeiten der DDR geprägt. Erst seit 1990 konnte darüber durch Einsicht der Akten von Partei und Staats­sicherheit genauere Kenntnisse über die Hintergründe gewonnen werden.18 Sehr deutlich wurde das ökonomische Interesse der DDR: Die staatliche Plankommission und das Finanzministerium berechneten 1987, dass zum Beispiel der Einsatz von 13.000 Mosambikanern einen jährlichen Beitrag zum Nationaleinkommen von circa 240 Millionen Mark erbrachte und die ausländischen Werktätigen schon seit Jahren einen »festen Bestandteil des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens« ausmachten.19 Der anfänglich noch vorhandene entwicklungspolitische Aspekt, für Ausbildung oder Qualifizierung zu sorgen, trat immer mehr hinter die Nutzung ihrer Arbeitskraft zurück. 

			Mosambik war nicht – wie Vietnam und Kuba – Mitglied im Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW), gehörte also nicht dem innersozialistischen System nicht konvertierbarer Währung an, sondern wirtschaftete auch nach seiner Unabhängigkeit weiter auf der Basis von US-Dollar. Gelieferte Waren, Leistungen und Kredite der DDR konnten gegen konvertierbare Währung verrechnet werden, was den Handel mit Mosambik für die DDR außerordentlich attraktiv machte. Die hohen Leistungen an Mosambik führten allerdings zu einer hohen Verschuldung des Landes, dem eine Abzahlung dieser Schulden überhaupt nicht möglich war. Als der DDR 1977 internationale Zahlungsunfähigkeit drohte, war eine der Strategien zur zusätzlichen Erwirtschaftung von Devisen der Ausbau der Wirtschaftsbeziehungen zu Mosambik, der dem Bereich »­Kommerzielle Koordinierung« unter Alexander Schalck-Golodkowski zugeordnet wurde.20 Das Abkommen zur Entsendung von Arbeitskräften hatte von Anfang an zum Ziel, die Schulden Mosambiks abzubauen: Jede und jeder hatte einen bestimmten Prozentsatz des Lohnes als sogenannte »Transferleistung« abzugeben – zu Anfang 25 Prozent des Nettolohnes, ab 1987 60 Prozent des 350 Mark übersteigenden Lohnes. Diese transferierten Gelder sollten bei der Rückkehr in einheimischer Währung ausgezahlt werden. Aber: »Die von den Vertragsarbeiter*innen ›transferierten‹ Beträge wurden von Anfang an im gegenseitigen Einvernehmen beider Regierungen nicht nach Mosambik überwiesen, sondern in der DDR in die zwischenstaat­liche Verrechnung mit einbezogen, um zum Schuldenabbau beizutragen.«21 Auch die Rentenanteile der von den Arbeiter*innen gezahlten Sozialversicherung wurden so verrechnet und nicht überwiesen. Diejenigen, die diese Zahlungen zu leisten hatten, wussten freilich nichts von solchen Vereinbarungen. Ohne ihr Wissen, geschweige denn ihre Zustimmung haben sie mit ihren persönlichen Lohnanteilen und Rentenbeiträgen Schulden des Staates abgezahlt – eine fragwürdige Vermischung von zwischenstaatlichen und privatrechtlichen Beziehungen.

			Während ein geringer Teil der Rückkehrenden vor 1989 in der Regel wohl noch Transferleistungen von der mosambikanischen Regierung ausgezahlt bekam, war dies 1990 angesichts Tausender Rückkehrer nicht leistbar, was die DDR wissentlich und billigend in Kauf nahm. Weder in der DDR, wo diese Fakten erst nach und nach bekannt wurden, noch in Mosambik wurde diese Problematik thematisiert, es gab auch keine ­Transparenz hinsichtlich einiger gezahlter Gelder oder zukünftiger Verfahrensweisen. Dazu kam, dass für die meisten Rückkehrenden weder ihre Sprachkenntnisse noch die in der DDR erlernten beruflichen Fähigkeiten gefragt waren, auch die Bundesregierung hatte kein Interesse daran, die Kenntnisse der ehemaligen Vertragsarbeiter*innen für deutsch-mosambikanische Projekte zu nutzen oder ihnen Reintegrationsprojekte anzubieten. Aus diesen Gründen konnten sich zahlreiche Rückkehrende keine sichere Existenz in Mosambik aufbauen. Noch heute, über 30 Jahre nach ihrer Rückkehr, demonstrieren die »Madgermanos« (die Deutschen, wie sie genannt werden) Woche für Woche, um ihr Recht auf die ausstehenden Zahlungen öffentlich zu machen. Es ist höchste Zeit, dieses Unrecht als ein Erbe der SED-Regierung anzuerkennen, und endlich gemeinsam mit der mosambikanischen Regierung nach Lösungen zu suchen.

			Einwanderungsland DDR

			Das Jahr 1990 – das letzte Jahr der DDR und das erste mit einer frei ge­­wählten Regierung – hat noch einmal viel Dynamik in die Migrationsbewegungen gebracht. Tausende DDR-Bürger*innen verließen das Land aus freien Stücken und gingen in die Bundesrepublik, Tausende Vertragsarbeiter mussten die DDR unfreiwillig verlassen und kehrten in ihre Heimat zurück. Bis diejenigen, die in Deutschland bleiben wollten, auf Grundlage eines sicheren Aufenthaltsstatus bleiben konnten, sollten noch mehrere Jahre vergehen. Erst 1997 gelang es nach intensiven Bemühungen, ein Bleiberecht für sie zu erwirken, das dann auch den Familiennachzug ermöglichte.

			Ebenfalls 1990 kamen bereits Tausende Asylsuchende, zunächst vor allem aus Rumänien und Bulgarien – eine große Herausforderung für ein Land, in dem es noch keinerlei Voraussetzungen für die Aufnahme so vieler Flüchtlinge gab. Es fehlte an Räumen für die Unterbringung, an Strukturen und an ausgebildeten Mitarbeiter*innen für die Betreuung. Aber auch die prekäre Lebenssituation vieler Menschen, die nach Arbeitsplatzverlust und wegfallenden sozialen Sicherheiten von Ängsten und Abwertungserfahrungen bestimmt war, ist zu berücksichtigen – insgesamt schwierige Voraussetzungen für eine Aufnahme von Geflüchteten. Dennoch gab es engagierte Kommunen, die sich dieser Aufgabe annahmen, es entstanden zahlreiche zivilgesellschaftliche Gruppen, die sich solidarisch verhielten, sich öffentlich gegen Intoleranz, Ausgrenzung und Gewalt gegenüber Flüchtlingen wandten, und schon damals eine lebendige »Willkommenskultur« entwickelten. 

			Und noch ein besonderes Kapitel der Migrationsgeschichte ist im letzten Jahr des Bestehens der DDR geschrieben worden: das der jüdischen Einwanderer aus der damaligen Sowjetunion. Zum ersten Mal in ihrer Existenz wurde die DDR tatsächlich zum Einwanderungsland. 

			Ein Tabu der Nachkriegsgeschichte wurde gebrochen, als sich jüdische Menschen aus der Sowjetunion aufgrund des dort erstarkenden Antisemitismus, zunehmender rechtsextremer Gewalt und des Aufkommens regelrechter »Pogromstimmungen« entschlossen, ausgerechnet nach Deutschland zu emigrieren.

			Diese Entwicklung zeichnete sich schon Ende der 1980er Jahre ab. Die unter Michael Gorbatschow erleichterten Ausreisemöglichkeiten nutzten viele, um in die USA oder nach Israel zu emigrieren. Aber auch die DDR geriet nach 1989 in den Blick, wo sich mit so vielem auch das Verhalten gegenüber Juden und jüdischen Gemeinden geändert hatte. Der neu entstandene »Jüdische Kulturverein« forderte, unterstützt von der »Arbeitsgruppe Ausländerfragen« am Zentralen Runden Tisch, dringend die Aufnahme jüdischer Menschen in die DDR. Die neu gewählte Volkskammer setzte in ihrer ersten Sitzung am 12. April 1990 mit einer bemerkenswerten und viel beachteten Erklärung aller Fraktionen ein Signal: »Das erste frei gewählte Parlament der DDR bekennt sich im Namen der Bürgerinnen und Bürger dieses Landes zur Mitverantwortung für Demütigung, Vertreibung und Ermordung jüdischer Frauen, Männer und Kinder [….] Wir bitten die Juden in aller Welt um Verzeihung. Wir bitten das Volk Israel um Verzeihung für Heuchelei und Feindseligkeit der offiziellen DDR-Politik gegenüber dem Staat Israel und für die Verfolgung und Entwürdigung jüdischer Mitbürger auch nach 1945 in unserem Land […]« Die Volkskammer trat für die Aufnahme diplomatischer Beziehungen mit Israel ein und erklärte: »Wir treten dafür ein, verfolgten Juden in der DDR Asyl zu gewähren.«22

			»Die DDR nimmt« – das sprach sich in der Sowjetunion sehr schnell herum. Waren es zuerst noch einzelne, wuchs die Zahl schnell auf einige Hundert Zuwanderer an, bis zum 3. Oktober waren es über 2000, die in die DDR kamen. Als Ausländerbeauftragte beim Ministerrat hatte ich den Auftrag, die Beschlussvorlage für eine gesetzliche Regelung zu erarbeiten. Keine leichte Aufgabe, denn der Sowjetunion sollte öffentlich kein Antisemitismus vorgeworfen werden, und für Israel war es unvorstellbar, dass Deutschland ein Aufnahmeland für Juden sein könnte. So erklärte der Generalkonsul Israels in Berlin, es gäbe keine jüdischen Flüchtlinge, denn alle Juden hätten ein Heimatland, nämlich Israel. Schließlich entstand ein Beschluss, in dem weder der Begriff Sowjetunion noch das Wort »Flüchtling« auftauchte, der aber in Abstimmung mit dem Innen- und dem Finanzminister die notwendigen gesetzlichen Grundlagen zur Aufnahme, Unterbringung und Finanzierung beinhaltete:

			»Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik gewährt zunächst in zu begrenzendem Umfang ausländischen jüdischen Bürgern, denen Verfolgung oder Diskriminierung droht, aus humanitären Gründen Aufenthalt.« 

			Ein Hilfsfonds für den Unterhalt und Integrationshilfen wurden beschlossen, wie die Unterstützung bei der Wohnraumsuche, dem Erlernen der Sprache sowie der Arbeitsaufnahme.23 

			Das Aufnahmeverfahren war denkbar unkompliziert, die mit einem Touristenvisum Einreisenden konnten ihre jüdische Identität lediglich mittels Pass und Geburtsurkunde nachweisen. Es wurde eine Anlaufstelle für Neuankömmlinge, das »Kontakt- und Beratungsbüro für jüdische Bürger aus Osteuropa« im Haus der Ministerien, dem vormaligen Reichspropagandaministerium von Joseph Goebbels eingerichtet. Dort, wo einmal das Zentrum antisemitischer Hetze war, wurden jetzt jüdische Menschen willkommen geheißen und beraten – ein symbolträchtiger Neubeginn!

			Die soziale Betreuung leisteten die bereits bestehenden jüdischen Ge­­meinden, die allerdings mit dieser Aufgabe oft überfordert waren, außerdem der Jüdische Kulturverein und die orthodoxe Gemeinde Adass Jisroel. Sie organisierten Sprachkurse und Kleidersammlungen, luden zu Begegnungen ein und leisteten Dolmetscherdienste. Wichtig wurde auch die Unterstützung durch die Zentrale Wohlfahrtsstelle der Juden, die Beratung sowie Seminare über das Judentum für die oft ohne religiöse Traditionen aufgewachsenen jüdischen Einwander*innen anboten. Was aber auch sie kaum organisieren konnten, waren Arbeitsmöglichkeiten für die oft hoch qualifizierten Ankömmlinge. Die extreme Situation auf dem Arbeitsmarkt erschwerte diese so wesentliche Voraussetzung für die Integration und bewog manche, ihren Wohnsitz in einem der westlichen Bundesländer zu wählen, wo mehr Arbeitsmöglichkeiten und auch größere jüdische Gemeinden existierten.

			Mit dem Ende der DDR trat eine neue Situation ein. Trotz vieler Be­­mühungen war es nicht gelungen, die DDR-Regelung in den Einigungsvertrag einzubringen. Diese Einwanderung zu stoppen, konnte man sich allerdings auch nicht leisten.24 Nach zähen Verhandlungen, in die sich der Vorsitzende des Zentralrats der Juden, Heinz Galinski, energisch einbrachte, verständigten sich die Innenminister im Januar 1991 zunächst darauf, die jüdischen Einwander*innen als Flüchtlinge gemäß der Genfer Flüchtlingskonvention anzuerkennen.25 Wichtiges Motiv war die Stärkung der jüdischen Gemeinden, die sich der Größe, Vielfalt und Bedeutung vor dem Holocaust noch längst nicht wieder annähern konnten.

			Aber sie sind inzwischen wahrnehmbarer geworden: mehr als 200.000 Ein­­wander*innen sind bis 2005 gekommen, damit hatte sich die Anzahl der Gemeindeglieder verdreifacht. Die Zuwanderung hat die ­Gemeinden allerdings auch verändert, zum Beispiel wurden viele russischsprachig. Diese Entwicklung verlief und verläuft auch heute nicht ohne Konflikte.

			Trotz aller Probleme – es lag und liegt eine große Chance darin, dass durch bürgerschaftliches Engagement und entschiedenes Handeln der letzten DDR-Regierung ausgerechnet Deutschland zu einem Einwanderungsland für jüdische Menschen wurde.
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			Rechtsextremismus in der DDR – die vertuschte Gefahr

			Frühe Spuren von Neonazis in Ostdeutschland

			Nazis in der DDR? Eigentlich undenkbar, wenn es nach der Propaganda der SED gegangen wäre. Sie erklärte die DDR zum »antifaschistischen Staat« und behauptete, den Nazismus mit Stumpf und Stiel ausgerottet zu haben. Doch längst haben Rechtsextremismusforscher wie der Berliner Historiker Harry Waibel nachgewiesen, dass es in allen Phasen der DDR-Geschichte rechtsradikale Tendenzen gab. Sie wurden durch Aktionen von Gruppen und Einzeltätern sichtbar, die sich verdeckt oder offen zum Nationalsozialismus bekannten und dessen Ideologie verbreiteten. Entsprechende Äußerungen, Wandschmierereien, Flugblätter und eingeritzte Hakenkreuze hat die Stasi in großer Vielfalt dokumentiert, beispielsweise »Juden raus« am 14.9.1966 in einem Clubhaus im Leipziger Raum (MfS, BV Lpz, KD LPZ-Stadt 3113-01, Seite 2) oder drohend »Scheiß DDR – Wir werden wiederkommen« und daneben ein Hakenkreuz auf einer Mauer in Leipzig (BStU, MfS, BV Lpz, KD-Lpz-Stadt 01776, Bild 2–4). Auch mit selbstgefertigten Flugblättern oder rassistischen Sprechchören bei Rockkonzerten und Fußballspielen machten Neonazis auf sich aufmerksam. Vor allem aber waren Ausländer*innen in der DDR immer wieder rassistischer Gewalt ausgesetzt, ebenso wie Menschen, die aus Nazi-Sicht als »undeutsch« galten. Dazu gehörten beispielsweise Punks, Homosexuelle und Menschen, die sich als Linke zu erkennen gaben. Festgestellte Neonazis gab es in allen gesellschaftlichen Schichten, sogar bei der Polizei. So vermerkt eine Karteikarte vom 13.5.1989 der Stasi-Hauptabteilung VII, dass ein junger Oberwachtmeister der Volkspolizei in Besdorf namens Andreas G. auffällig geworden sei, weil er »offen faschistische Anschauungen zum Ausdruck« bringe und versuche, »Angehörige der Kasernierten Einheiten in diese Richtung zu beeinflussen«. Er selbst bezeichne sich als »Neonazi« und »die Republikaner in Berlin (West) als die Partei, die er auch wählen würde«. Die SED--Jugendorganisation FDJ bezeichne er »als Verein von roten Hunden«.

			Aber auch Altnazis gab es in der DDR. Im Jahr 1954, so eine Berechnung des Historikers Jan Foitzik, waren 27 Prozent aller Mitglieder der SED zuvor in der NSDAP und 32,2 Prozent aller Angestellten im Öffentlichen Dienst der DDR ehemalige Mitglieder nationalsozialistischer Organi­sationen.

			Eine rechtsradikale Gesinnung war aber nicht nur bei den Nazis anzutreffen, sie gab es auch – so meine Alltagserfahrung – im Bürgertum der DDR, die sich dort aber weniger durch Bekenntnisse etwa zu Adolf ­Hitler, zur SS oder SA bemerkbar machte. Diese Rechtsextremisten im Geiste waren nicht in Gruppen organisiert. Sie pflegten eher einen rassistischen Deutschnationalismus, der erst auffiel, wenn sich ihr Radikalismus im Hass gegen Ausländer oder in einer Art von Herrenmenschentum im Alltag auslebte. Es gab abschätzige Bemerkungen und hasserfüllte Sprüche gegen Juden. Russen wurden nicht nur als Besatzer abgelehnt, sondern als »Untermenschen« diffamiert. Polen wurden nicht selten als »Polacken«, Kubaner, Angolaner und Mosambikaner als »Briketts« verhöhnt. Ausländer, die nach dem Bau der Mauer aus sozialistischen Bruderländern in die DDR kamen, um zu studieren oder zu arbeiten, blieben isoliert. Das betraf auch viele Vietnamesen. Dabei erlitten auch sie offene Gewalt, die jedoch von den DDR-Medien konsequent verschwiegen wurde. 

			Überfall auf Berliner Zionskirche als Wendepunkt

			Dies änderte sich etwas in den letzten zwei Jahren der DDR. Ab 1988 durften Kriminologen und Soziologen im Staatsauftrag das nazistische Milieu in der DDR erforschen, so in Leipzig, Weimar und in Berlin. Den Anstoß dazu gab ein spektakulärer Überfall von Neonazis auf rund eintausend Besucher eines Punkkonzerts in der Ost-Berliner Zionskirche am späten Abend des 17. Oktober 1987, auf das auch Westmedien aufmerksam wurden. Denn neben der Ost-Berliner Punkband »Die Firma« war die West-Berliner Band »Element of Crime« aufgetreten. Die 30 angetrunkenen Angreifer stürmten mit Rufen wie »Skinhead Power!«, »Juden raus aus deutschen Kirchen!«, »Ihr roten Schweine!« und »Sieg Heil!« das Kirchenschiff und verletzten mehrere Beteiligte. Die Berichte darüber rüttelten auch die Parteioberen wach.

			Danach wurden zahlreiche Skinheads wie es hieß »präventiv zugeführt« und verhört, aber Polizei und Stasi wussten anfänglich, rechte und linke Skins kaum zu unterscheiden. Das Innenministerium der DDR initiierte daraufhin ein – von der Abteilung Sicherheit des ZK der SED genehmigtes – geheimes Forschungsprojekt, das sich »AG Skinhead« nannte. Ich wurde als Oberstleutnant der Kriminalpolizei mit dieser Aufgabe betraut, von der Humboldt-Universität wurde die Soziologin Loni Niederländer hinzugezogen. Der AG gehörten vier weitere Kripo-Offiziere an. An der Humboldt-Universität existierte eine kleine Forschungsgruppe, die wissenschaftliche Recherchen zu diesem Thema anstellte.

			In den Folgewochen wurden nach modernen Standards der Sozialforschung Strafakten und andere Unterlagen aus den Bereichen Polizei und Justiz ausgewertet und viele Gespräche mit Rechtsradikalen geführt. Auch wurden etliche Beobachtungen in verschiedenen Städten und Regionen ausgewertet. Dabei nahmen wir auch Kontakt zur Jugendstaatsanwaltschaft auf. Doch unsere Tätigkeit wurde von einem Flügel eingeweihter Parteifunktionäre und dem MfS beargwöhnt und spürbar torpediert.

			Denn die Ergebnisse von uns Kriminalisten und den beteiligten Wissenschaftlern waren ernüchternd für die SED-Führung und Stasi: Etwa 6.000 Neonazis wurden DDR-weit erfasst, davon schätzten wir rund 1.000 als rückfällig dauergewaltbereit ein. Monatlich wurden allein im Jahr 1988 bis zu 500 Delikte aus diesem Milieu registriert, darunter auch Gewalttaten aus eindeutig ausländerfeindlichen Motiven. So gab es 1988 in Berlin unter anderem Überfalle auf mosambikanische Bürger auf dem Alexanderplatz, auf polnische Bürger in einem Zeltlager und auf jemenitische Bürger in einem Kulturpark. Im gleichen Jahr wurden im sächsischen Großenhain ebenfalls Mosambikaner überfallen und in einem sächsischen Ferienlager spanische Bürger. Außerdem wurden vermeintliche »Linke« attackiert, zum Beispiel mehrere Punks in ihrer Wohnung in Schöneiche im Bezirk Frankfurt/Oder sowie eine Gruppe Grufties in einer Kneipe in Berlin.

			Der Einfluss von Neonazis aus dem Westen auf rechtsradikale Skinheads konnte nicht festgestellt werden. Im Gegenteil, die Radikalisierung erwies sich eher als hausgemacht. Die meisten Neonazis waren Jugendliche aus der Arbeiterklasse, sie waren meist gut in Schule, Lehre und Arbeit und stammten aus geordneten, häufig sogar parteitreuen DDR-Elternhäusern. Sie waren zu stabilem, effizientem Organisieren und Netzwerken fähig und in der Lage, sich schnell auszubreiten. Die jungen Neonazis waren nicht nur mit den besonders aktiven, nicht selten brutalen Skinheads eng verbunden, sondern in allen Jugendkulturen, insbesondere dem Fußball­hooliganmilieu vertreten. Sie alle einigte ihre Ideologie, auch wenn sich die Gruppen in Details unterschieden. Eine wichtige Erkenntnis war, dass die Neonazigruppen sich bereits auf die staatliche Überwachung und Strafverfolgung eingestellt hatten. Dazu diente vor allem die Organisationsform der »kleinen Gruppe«, die sich in einem Zellennetzwerk selbst­tätig handelnd flexibel einfügen konnte. Das war einer der Gründe, warum MfS, Volkspolizei und Justiz nur wenige Erfolge erzielten.

			Allerdings standen wir mit unseren Erkenntnissen nicht allein. Zeitgleich erbrachten wissenschaftliche Erhebungen des Leipziger Zentralinstituts für Jugendforschung, das von dem Psychologen Walter Friedrich 1966 gegründet und bis 1990 auch geleitet wurde, dass damals rund ein Achtel der DDR-Jugendlichen die Auffassung vertrat, der Faschismus hätte »auch gute Seiten« gehabt, rund zwei Prozent bekannten sich offen zur rechten Skinheadszene und weitere vier Prozent bekundeten, mit ihr zu sympathisieren.

			Wichtige Erkenntnisse landeten im Giftschrank

			Doch wir Überbringer solch schlechter Nachrichten wurden zum Stillschweigen verdonnert, die gewonnenen Erkenntnisse kamen unter Verschluss, in Berlin wurde die »AG Skinhead« im Herbst 1988 wieder aufgelöst und wir Mitarbeiter fortan vom MfS überwacht, das offenkundig einen zu großen Imageschaden für die DDR fürchtete. An der ­Humboldt-Universität erhielt die in Verantwortung von Professorin Loni Niederländer am 30. November 1988 abgeschlossene Studie mit dem Titel »Planaufgabe Studie zur territorialen Ausbreitung von Skinheads und ähnlichen Gruppierungen in der DDR 1986–1988 und Wirksamkeit staatlicher Maßnahmen zur Rückführung der Erscheinung« einen Sperrvermerk. Fortan zierte ein Stempel die Forschungsarbeit: »Streng geheim – Inoffizielles Material – nicht auswertbar«.

			Mir gegenüber verkündete mein Kripo-Chef, dass Wissenschaft und Strategie nicht gefragt seien, »sondern die Macht«. Er führte dazu aus: »Es gibt eine Wissenschaftlichkeit und eine Parteilichkeit. Und wir sind parteilich.« Kritik, die ich und andere daran übten, wurde sanktioniert. Aus meinen Stasi-Akten konnte ich später erfahren, dass man mich 1989 sogar als »Träger der politisch-ideologischen Diversion« eingestuft hatte. Fortan wurde ich verstärkt überwacht und Anfang Juli 1989 sogar aus meinem Amt entfernt.

			Was aber war für den Staat so beunruhigend, dass darüber nicht geredet werden sollte? Vor allem Aktivitäten und Straftaten rechtsradikaler Gruppierungen wurden von uns damals ausgewertet. Die Erkenntnisse über das seinerzeit immer offensichtlicher werdende Phänomen rechtsradikaler Skinheads wurde von SED-Funktionären aber nicht als alarmierend angesehen, sondern als ein reines Jugendproblem abgetan und folglich nicht ernst genommen. In einem antifaschistischen Staat durfte es schließlich keine Neonazis geben. Hätte man das anerkannt, wäre das ideologische Propaganda-Gerüst, das sich die DDR-Oberen gezimmert hatten, zusammengebrochen. Die DDR war, so einer ihrer propagandistischen Kernsätze, als »Diktatur der Arbeiter und Bauern« gegründet worden, um den Nazismus mit Stumpf und Stiel auszumerzen. Dafür sollte der Sozialismus »ein wahrer Garant« sein. Die Bundesrepublik dagegen wurde beschuldigt, dies unterlassen zu haben, weil die Verursacher des Faschismus, nämlich die »kapitalistischen Monopole« die Macht im Staate innehätten und den Faschismus weiterhin unterstützen und verbreiten würden.

			Doch die Nazis unter den Jugendlichen in der DDR, das ergaben unsere Untersuchungen, waren alle unter sozialistischen Verhältnissen aufgewachsen. Und sie wurden auch nicht durch die Beeinflussung von Westmedien zu Nazis, wie es SED und Staatssicherheit gebetsmühlenartig behaupteten. In den Darstellungen der DDR-Propagandisten stammte alles Schlechte aus dem Westen oder aus der Vergangenheit: Kriminalität, Gewalt, Nazismus, Drogen. Solche Behauptungen wurden verbreitet, um die eigenen Probleme zu vertuschen und die sozialistische Wirklichkeit schön zu färben.

			Dabei lagen dem MfS längst Meldungen vor, wie selbstbewusst und hasserfüllt sich Neonazis in der DDR gaben, selbst an Orten, von denen die Partei meinte, sie gut unter Kontrolle zu haben. Beispielsweise notierte am 9. Januar 1986 um 12.40 Uhr beim Lagedienst des MfS ein Stasi-Oberstleutnant Müller folgende Information mit der Kennziffer 9/86.02 aus der Mensa Nord der Humboldt-Universität in der Berliner Reinhardstraße. An einer Toilettentür war einem Informanten eine »Hetzlosung« mit »Schrifthöhe 2 cm« aufgefallen, mit folgendem Text: »Adolf Hitler ist mein großes Vorbild. Für mich ist der 20.4.86 ein großer Feiertag. An diesem Tag startet eine Aktion. Die SED soll sich fürchten. Hitler sagte damals: Die Juden müssen weg. Ich sage heute: Die SED-Bonzen müssen weg.« Darunter, so der Stasiinformant aus der Humboldt-Universität, kritzelte der Täter einen »Davidstern mit den Buchstaben SED« (Quelle: BStU, MfS, HA XX II 5530 S. 65). 

			Aufmerksame Kirchen

			In dieser Phase wurden auch die Kirchen auf den sich ausbreitenden Neo­nazismus aufmerksam, wichtigster Auslöser war der bereits erwähnte Überfall auf die Zionskirche 1987. Der DEFA-Regisseur Konrad Weiß veröffentlichte knapp zwei Jahre später im August 1989 eine elfseitige Studie mit dem Titel: »Die neue alte Gefahr/Junge Faschisten in der DDR.« Er konstatierte »immer stärker rechtsradikale und neofaschistische Strömungen«, sei es unter Berufsschülern (»zwei bis drei Rechtsradikale pro Klasse«), jungen Arbeitern und Volksarmisten, die sogar heimlich »Wehrertüchtigungs-Camps« organisierten. Ihr Ziel sei die Wiederherstellung des Deutschen Reiches in den Grenzen von 1938. Vor allem auf 14- bis 15-Jährige übe die rechte Szene eine »starke Anziehungskraft« aus, um gegen den DDR-Staat zu opponieren. Weiß mahnte an, dass nur eine »wahrhafte Demokratie auf Dauer die Jugend unseres Landes gegen faschistisches Gedankengut immunisieren kann«.

			Die damals im Kirchenumfeld tätigen antifaschistischen Gruppen analysierten sehr treffend die Lage und erkannten ähnlich wie Weiß einen Zusammenhang zwischen dem despotischen Charakter der SED-Diktatur, dem Nazitum und einem grassierenden Nationalismus in Teilen der Bevölkerung. Doch die Stasi nahm vorrangig nicht die Neonaziszene in ihren Fokus, sondern eher die kirchlichen Antifagruppen. Ihnen wurde eine »feindlich-negative« staatsfeindliche Haltung unterstellt.

			Zunehmende Szenemilitanz

			Obendrein tat das MfS alles, um den Neonazismus in der DDR nicht öffentlich werden zu lassen. Es untersuchte zwar naziverdächtige Straftaten und brachte Täter vor Gericht und in die Gefängnisse. Jedoch wurden manche Straftaten und schwere rassistische Verbrechen – von denen viele bis heute noch nicht aufgeklärt sind –, darunter rassistische Morde, Brandanschläge, pogromartige Aktionen an Ausländerunterkünften, Angriffe auf sowjetische Truppen, Gewalt gegen Abtrünnige oder angehende Terrorgruppen abgewiegelt oder ganz unter den Teppich gekehrt. So wurde durch die Terrorabwehr des MfS in der Nähe von Eberswalde eine Gruppe ausfindig gemacht, die Einheiten der Sowjetischen Streitkräfte ausspähte und einen Militärkonvoi in einen Hinterhalt locken wolle. Im Südharz hatte sich eine Gruppe formiert und mit terroristischem Know-how und Material ausgestattet. Und in Cottbus agierte eine Wehrsportgruppe, aus der später die »Deutsche Alternative« hervorging. Solche Erkenntnisse wurden der Öffentlichkeit verschwiegen – mit gravierenden Folgen. 1988 entstand mit der »Bewegung 30. Januar« in Berlin eine militante Gruppe mit Waffenverstecken. Sie besetzte nach dem Fall der Mauer 1990 einen Häuserkomplex in Berlin-Lichtenberg, der zu einem zentralen Treffpunkt und Gewalt-Schulungsort für Neonazis wurde, mit Besuchern und Bewohnern aus Ost und West. 

			Auch der Westen übernahm die »Rowdy«-These

			Unsere damals in den Giftschrank weggesperrte Analyse »Erkenntnisse der Kriminalpolizei zu neofaschistischen Aktivitäten in der DDR« sowie nach 1990 aufgefundene Akten der SED, des MfS und der Deutschen Volkspolizei geben einen ungeordneten, aber umso deutlicheren Eindruck von der Gesamtsituation des Neonazismus in der DDR und von dem Nazinachwuchs, der später den Rechtsextremismus im vereinigten Deutschland entscheidend stärken sollte.

			Dieses Material stellte ich am 28. Dezember 1989 interessierten Medien vor und hielt damit im Juni 1990 einen Lagevortrag im BKA Meckenheim. Doch unsere Einschätzung ging im Trubel der Friedlichen Revolution unter, blieb von der Politik und den Sicherheitsorganen in der Vereinigungsfreude weitgehend unbeachtet und wurde auch von den Zuhörenden beim BKA nicht sonderlich ernst genommen. Dort überwog überraschenderweise die Sichtweise, die die SED-Bezirkszeitungen über Gewaltvorfälle im Osten geprägt hatten, man begnügte sich damit, Neonazis lediglich als »Rowdys« oder »Störer« einzuordnen. Auch die Neonazis, die 1987 das Konzert in der Zionskirche überfallen hatten, waren noch von DDR-Gerichten wegen »Rowdytum«, nicht aber wegen Neonazigewalt verurteilt worden. Die BKA-Angehörigen kamen seinerzeit zu dem Schluss, dass diese Täter keine Neonazis gewesen sein konnten.

			Im Frühjahr 1991 fand in Schliersee (Bayern) eine weitere Tagung der Kommission Staatsschutz statt. Doch unser Lagevortrag, nun des Gemeinsamen Landeskriminalamtes der neuen Bundesländer (GLKA), tauchte nicht einmal im abschließenden Protokoll auf, obwohl er eine deutliche Warnung vor der damals bereits absehbaren Welle der Gewalt gegen Ausländer enthielt. Es wurde, so mein Eindruck, gezielt gegen eine solche Lagebewertung agitiert und die Situation bewusst verharmlost, eine Linie, die im Wesentlichen bis 1999 fortgesetzt wurde. Eine solche Ignoranz gegenüber den Fakten führte langfristig zu jenen fatalen Fehleinschätzungen, die aus meiner Sicht die drastische Zunahme rechtsradikaler Gewalt gegen Ausländer seit 1991 und später die Mordserie des Nationalsozialistischen Untergrunds (NSU) mit ermöglichten.

			Folgendes hatten wir referiert: Nach unserem damaligen Kenntnisstand bildete sich in den 1980er Jahren unter den Augen des MfS über insgesamt fünf Phasen der Radikalisierung ein neonazistisches Netzwerk, das in allen Landesteilen der DDR präsent war. Die radikalen, in unterschiedlichen Kombinationen tätigen Gruppen hielten sich aus Prinzip – aus Gründen der Konspiration vor der Staatssicherheit und der Polizei – möglichst klein, sie umfassten nicht mehr als jeweils zehn Mitglieder. Sie waren über ausgewählte Personen mit anderen verbunden und konnten sich schnell untereinander verständigen. Es gab unauffällig geplante Großaktionen aus Veranstaltungen heraus, insbesondere Fußballspiele und Volksfeste waren dafür geeignet. Selbst die Staatssicherheit war auf derartige Aktionen nur selten vorbereitet. Stasi-Chef Erich Mielke wurde 1988 beim Besuch des DDR-Fußballpokalendspiels mit SA-Liedern und Nazi-Randale begrüßt und seine Stasitruppe angegriffen. Um seinen Klub herum, dem BFC Dynamo, bildete sich ein Netz von Nazi-Skinhead- und Nazi-Hooligan-Gruppen, die als besonders radikal und gewalttätig galten. In den DDR-Knästen verbreitete sich der Nazikult rasend schnell. Nazi zu sein, galt unter jungen Leuten als die schärfste Form der Opposition gegenüber dem SED-Staat, viel mehr noch als Punk zu sein. Immer häufiger wurden Nazigrößen offen verehrt. So meldete das MfS im Raum ­Rostock 1989 die Verhaftung von neun »Jungerwachsenen«, die ihre Gruppe mit dem Namen eines Generals der Waffen-SS benannt hatten: »SS-Division Walter Krüger«.

			Gegen Ende der DDR wurden immer öfter jüdische Friedhöfe geschändet, Straftaten, für deren Aufklärung die Staatssicherheit allerdings nur wenig Engagement aufzubringen schien. DDR-Staatschef Erich Honecker musste sich dafür sogar international rechtfertigen. Doch das Politbüro war wohl vom MfS nicht über den damaligen Entwicklungsstand des Neonazismus in der DDR informiert worden und befasste sich erst unter dem Druck der aktuellen Ereignisse in einer Sitzung am 2. Februar 1988 damit. Es ging in der Runde aber nicht darum, den Rechtsradikalismus als Systemproblem zu erkennen. Er wurde als »Jugendproblem« eingestuft. Deshalb wurde ein Lagepapier von der FDJ hinzugezogen, in dem lediglich von »Skinheads, Punks und Heavy Metals« die Rede war, in anderen ­Parteidokumenten höchstens von »rowdyhaften Jugendlichen«.

			Die vom Politbüro verordneten Gegenmaßnahmen – verstärkte Indoktrination durch den Jugendverband FDJ und gezielt eingesetzte Staatsgewalt – wurden jedoch dem realen Entwicklungsstand nicht gerecht. Zwar wurde insgesamt die Strafverfolgung verstärkt, allerdings ohne jegliche soziale Reintegrationsstrategien, also ausschließlich auf Gefängnisstrafen und Abschreckung der Einzelnen setzend. Damit bot der Strafvollzug ideale Voraussetzungen für eine sich weiter fortsetzende Vernetzung und Integration der nazistisch geprägten Szene, zum Beispiel in die Einheiten der Nationalen Volksarmee, in die auch junge wehrpflichtige Neonazis eingezogen wurden und die sich nun auch von dort aus überregional verbinden konnten.

			Ebenso wurden nicht wenige FDJ-Jugendklubs zu »Basis-Stationen« von Neonazis, meist aus völliger Unkenntnis, mitunter aber auch aus stiller Sympathie heraus. Ähnlich verhielt es sich wohl in manchen Einheiten der Nationalen Volksarmee (NVA) und Volkspolizei-Bereitschaften. Dort gab es nicht nur eine Vielzahl versteckter Hakenkreuzkritzeleien, sondern auch schwerere Vorkommnisse, die aus nazistischem Geist von Soldaten und Unteroffizieren begangen wurden, ohne dass dies Vorgesetzte unterbunden hätten. Gründe dafür mögen auch Überschneidungen in ideologischen Positionen von stalinistisch geprägten SEDlern und Neonazis sein. Der ihnen als ideal vorschwebende (national)sozialistische Deutsche und deutsche Kommunist wurden über eine wirre biologisch geprägte »kulturelle Wesensart« definiert. Ihnen gegenüber stand als »Undeutscher« der Sozialismusfeind, der »Unsozialistische«. Für Nazis waren dies auszugrenzende »Volksfeinde«, und in den Kategorien des MfS waren es »negativ-dekadente« Personen, die es für die Ausspähung, Verfolgung und zerstörende »Zersetzung« zu listen galt.

			Es gab bei uns in der Kripo sogar Hinweise, dass zwei sogenannte neonazistische »Kunstgruppen« existierten, die vom MfS kreiert worden waren. Diese seien möglicherweise auch in Angriffen auf »Linke« verwickelt gewesen, vielleicht sogar beabsichtigt. Auch in den Gedächtnisprotokollen über die Polizeieinsätze am 7. Oktober 1989 finden sich Hinweise, dass Skinheads mit Stasiausweisen im Einsatz gewesen seien, in Dresden gab es ebenfalls solche Anzeichen. Doch verifizieren ließ sich solch ein Verdacht bislang nicht. Leider waren die Akten, die ich in der Stasi-Unterlagen-Behörde dazu einsehen konnte, nicht vollständig. Im Interesse kriminalistischer Recherchen wäre es notwendig, Unterlagen auch ungeschwärzt sichten und Dokumente der Volkspolizei und des DDR-Innenministeriums hinzuziehen zu können. Vielleicht wird dies möglich, wenn in 2021 das Bundesarchiv die Stasiakten übernimmt. Mir ist noch das Frohlocken von hohen Mitarbeitern im Ministerium des Innern (MdI) im Ohr, dass auch Skinheads Linke jagten, die könnten sich ja (»gegenseitig ausrotten«), wurde gescherzt.

			Kooperation mit Neonazis aus dem Westen

			Somit blieb die Haltung der »DDR-Sicherheitsorgane« in den 1980er Jahren diffus und unentschlossen. Die verschiedenen Diensteinheiten des MfS verfolgten in Sachen Neonazis auffallend unterschiedliche Ansätze in ihrem Vorgehen, eine realistische »Bewertung der Lage« zu gewinnen. Die Terror-Abwehr setzte sogar ost- und westdeutsche Neonazis als IM ein, um über gesteuerte Gruppen und Personen langfristig an relevante Erkenntnisse heranzukommen, auch über internationale rechtsradikale Vernetzungen. So wurde den mir vorliegenden Akten nach der westdeutsche Naziterrorist Odfried Hepp durch das MfS als IM »Friedrich« operativ eingesetzt, nachdem er sich dem MfS aus »nationalrevolutionärer« Überzeugung angedient hatte. Hepp war mit der »Wehrsportgruppe Hoffmann« zeitweilig in einem Ausbildungslager im Libanon und verübte mit seiner Gruppe Bombenattentate gegen Ausländer und amerikanische Armeeangehörige. 1982 war er in der DDR untergetaucht. Die Stasi stellte ihm auf den Namen »Dieter Kersten« sogar einen gefälschten Pass für Reisen in Ausbildungslager im Nahen Osten aus, wo er dann Offizier einer palästinensischen Terrorgruppe wurde.

			Der interne Spitzelapparat der Hauptabteilung XX folgte dagegen der Vorstellung, dass es keine solchen internationalen Verbindungen gäbe, sondern Neonazis eigentlich nur Schläger und »negativ-dekadente Jugendliche« wären, die nur scheinbar »Träger der politisch-ideologischen Diversion« seien. Die Untersuchungsabteilung der Staatssicherheit teilte im Wesentlichen diese Ansicht, wusste aber über viele nazistische Gruppen und den Grad ihrer Radikalität Bescheid und verfügte über zahlreiche Informationen, die sie aus verschiedenen Strafverfahren gewonnen hatten.

			Dies brachte durchaus gegensätzliche Lageeinschätzungen innerhalb des MfS hervor, die verschiedene politische Interessen zu ­berücksichtigen ­hatten. Um die SED-Führung zu besänftigen, setzte sich immer wieder das Verharmlosungsargument durch, Rechtsradikale seien letztlich nur verspielte opponierende Jugendliche, die unter Westeinfluss stünden.

			Tatsächliche Ost-West-Verbindungen hingegen wurden kaschiert. Denn es bestanden recht stabile Verbindungen zwischen einzelnen Neonazis aus Ost und West durch regelmäßige Treffen im Ostblock, besonders in der CSSR und in Ungarn. Aber auch aus dem Westen eingereiste Rechtsextremisten waren in der DDR aktiv. Vor allem der Grenzverkehr in Berlin war permanent Teil des Transfergeschehens. So gab es bereits 1984 einen Parteitag der neonazistischen FAP in Berlin-Treptow, ironischerweise durchsetzt sowohl von IMB des MfS als auch von V-Leuten vom Verfassungsschutz aus West-Berlin, um Einblicke in diese Szene zu erhalten. Außerdem unterhielt der US-Geheimdienst verschlüsselt über die Grußbörse des RIAS Berlin Kontakte zu einzelnen Rechtsradikalen, fand die DDR-Kriminalpolizei heraus.

			Am Ende werden die Taten der Neonazis noch instrumentalisiert

			Im Wesentlichen waren die Erscheinungen anwachsender neonazistischer Aktivitäten in der DDR aber hausgemacht, ohne dass wirksame soziale Gegenstrategien von den Verantwortlichen entwickelt wurden. Genau genommen versagte die Staatssicherheit als ihr Diktaturinstrument ebenso wie die SED selbst, beide waren nicht in der Lage, ihren selbst erhobenen Anspruch zu erfüllen, den Antifaschismus zu verwirklichen. Stattdessen wurden demokratisch Gesinnte verfolgt, die die eigentlichen Gegner des Nazismus waren, die konsequent die Freiheit und Würde jedes einzelnen Menschen verteidigten.

			Dennoch wurde Antifaschismus bis zum Ende der DDR von der SED instrumentalisiert. Am 28. Dezember 1989 wurden großflächige antirussische und nazistische Schmierereien am Sowjetischen Ehrenmal im Ost-Berliner Stadtbezirk Treptow entdeckt. Auf acht Sarkophagen und am Denkmalssockel standen Parolen wie »Besatzer raus!«, »Volksgemeinschaft statt Klassenkampf« und »Nationalisten für ein Europa freier Völker«. ­Hektisch wurde zu einer großen antifaschistischen Kundgebung am 3. Januar 1990 aufgerufen. Rund 250.000 Menschen, vor allem aus dem Umfeld der SED nahmen daran teil und mehrere Redner, darunter der Parteireformer ­Gregor Gysi, forderten nachdrücklich einen »Verfassungsschutz« für die DDR. So wurde die Schändung des Denkmals instrumentalisiert; man wollte vor allem Stimmung machen, um die Geheimpolizei und ihre Nachfolgebehörde, das »Amt für Nationale Sicherheit« (AfNS) nicht auflösen zu müssen, sondern unter neuem Etikett – und zwar zur Extre­mismusbekämpfung – fortführen zu können. 

			In diesen Wochen entdeckten die SED-PDS und das MfS das Thema Rechtsextremismus als vorrangigen Aufgabenbereich für den von ihnen geplanten »Verfassungsschutz der DDR«. Ende Dezember 1989, Anfang Januar 1990 entstanden in der Normannenstraße mehrere solcher Argumentationspapiere. So ging aus dem Büro der Leitung am 20. Dezember 1989 ein Brief von Generalmajor Engelhardt an die Leiter aller Diensteinheiten für eine »erste Aufgabenstellung zur Aufklärung und Bekämpfung neofaschistischer Erscheinungen in der DDR«. Die Aufgabe, »alle Tendenzen und Erscheinungen« auf diesem Gebiet »offensiv« anzugehen, hätten die »Regierung der DDR und Genosse Modrow persönlich« erteilt.

			Auch AfNS-Chef Wolfgang Schwanitz ließ sich seinerzeit unter dem Titel »Dem Neonazismus keine Chance« ein internes Redemanuskript verfassen (BStU, MfS HA XX/AKG 191, S. 8). Darin wurden Gefahren durch Rechtsextremisten plötzlich erkannt und Vorfälle beim Namen genannt. In seinem Vortragstext erwähnte Schwanitz beispielsweise, »dass am 20.4.89, dem Hitler-Geburtstag, 5 Personen auf einer ehemaligen Müll­deponie im Kreis Strausberg Trinksprüche auf den Massenmörder« ausgerufen haben und eine »selbstgefertigte Nazifahne« gehisst hatten. Und in Wolgast sei im Juni 1989 eine Gruppe 18–36-Jähriger ausgehoben worden, »die faschistische Rituale pflegte, entsprechende Uniformteile herstellte, ein Luftgewehr gestohlen hat und sich elektrische Viehtreiber besorgte«. Diese habe sie »bei der gewaltsamen Einschüchterung einzelner Bürger« einsetzen wollen. Dies alles seien »zweifellos extreme Einzelfälle«, Erkenntnisse über eine »organisierte neonazistische Szene in der DDR« gebe es allerdings noch nicht.

			Die propagandistisch hochgespielten Schmierereien am Sowjetischen Ehrenmal im Treptower Park kamen da wie gerufen, um zu suggerieren, dass diese Gefahr erst durch die seit dem 9. November 1989 offene Grenze entstanden sei. Aufgeklärt wurde die Tat nie vollständig. Das MfS ­konzentrierte sich auf Spuren, die angeblich zu zehn Ostberlinern im Alter zwischen 20 und 25 Jahren führten, die sich im Dunstkreis der Westberliner Republikaner bewegten. Diese würden Pläne für eine Machtergreifung in der DDR hegen. Die Abteilung Extremismus im ­Zentralen ­Kriminalamt der DDR griff unter dem letzten Innenminister Peter Michael Diestel 1990 die Recherchen noch einmal auf und kam dagegen zu dem Ergebnis, dass eher ein Tatverdacht gegen das MfS bestehe. Der Historiker Stefan Wolle formulierte sogar den Verdacht, dass die Stasi hier entweder Mitwisser war oder eigennützig die »Urheberschaft« an der Denkmalsschändung hatte. Im Kontext der seinerzeit fieberhaften Bemühungen, dem ehemaligen MfS noch irgendwie eine Zukunft zu bescheren, eine durchaus plausible Sicht.
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			Kapitel II

			Die Jahre 1990 bis heute
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			»Wir wollen nicht Deutsche zweiter Klasse sein«. Landwirt*innen aus ­allen Teilen der DDR demonstrieren am 15. August 1990 aus Angst um ihren Arbeits­platz und ihre Existenz auf dem Alexanderplatz. (Ann-Christine Jansson)
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			Losbude in Wismar 1990. (Siegfried Wittenburg)

		


		
			Steffen Mau

			Ostdeutsche Frakturen für immer?1

			Zwischen Entwertungsgefühlen und Ohnmachts­erfahrungen – welche Wege führen heraus?

			Am Anfang stand das Wunder des Herbstes 1989, in dem sich mutige Menschen gegen die Zumutungen des vormundschaftlichen Staatssozialismus auflehnten. Nicht wissend, ob die DDR-Führung oder Moskau zur chinesischen Lösung greifen würden, machten sie sich daran, auf den Straßen Leipzigs und andernorts Forderungen nach Meinungsfreiheit und Reformen zu erheben. Unglaublich, wie schnell sich ein System, das jahrzehntelang die Selbstverteidigung gegen den »imperialistischen Feind« von außen und die Abweichung im Inneren probte, so sang- und klanglos zu Fall bringen ließ. In Ostdeutschland ist auf diese Weise ein Bewusstsein für die Zerbrechlichkeit aller gesellschaftlichen Verhältnisse entstanden, wie versteinert und unverrückbar sie auch erscheinen mögen. Die Öffnung der Mauer am 9. November 1989 besiegelte das Schicksal des Staates DDR. »Die Mauer ist auf, das ist das Ende der DDR«, prophezeite ein hellsichtiger Kommentator schon in dieser Nacht. Recht behielt er.

			1	Ausgangslage

			Mit dem Zusammenbruch des politischen Systems und der Öffnung der Grenze kollabierte die DDR-Gesellschaft in den Schoß der Bundesrepublik hinein. Anders als viele osteuropäische Länder, die aus dem sowjetischen Imperium entlassen wurden, stand man von Anfang an nicht allein. Es war der ersehnte und potente Westen, der sich als Helfer in der Not anbot. Die Vereinigung dessen, was 40 Jahre getrennt war, erschien geradezu als organische Verbindung des zuvor künstlich Getrennten. Wie neidisch schaute man aus Prag, Warschau und Sofia auf das Privileg der Ostdeutschen, durch einen Staatsvertrag über Nacht im Westen anzukommen. Das Schneckenhaus der DDR wurde abgestreift, euphorisch zog man in die Villa Bundesrepublik ein, in der alles schon vorhanden war.

			Wer heute das Erreichte bilanziert, sieht in der Tat grundlegende Veränderungen und viele Verbesserungen: Die Spuren der Deutschen Demokratischen Republik sind fast flächendeckend getilgt, neue ­soziale Arrange­ments haben Fuß gefasst, die Menschen haben sich eingelebt. Die Freiheitsgewinne – ob beim Reisen oder beim Recht, seine Meinung frei und ungehindert zu äußern – sind enorm. Den Menschen im Osten Deutschlands geht es materiell besser als sie zu DDR-Zeiten jemals zu hoffen gewagt hätten. Die Arbeitslosigkeit war Anfang 2020, vor der Corona-Krise, auf dem tiefsten Stand seit der Wiedervereinigung, die Löhne wachsen, das reale Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigem und Erwerbstätiger hat sich seit 1991 mehr als verdoppelt, Boomregionen wie Leipzig und Dresden haben sich zu Magneten einer neuen West-Ost-Wanderung entwickelt. Im Gleichschritt mit der ökonomischen Entwicklung ist auch das subjektive Wohlbefinden im Aufwind – der Glücksabstand zwischen Ost und West schmilzt, weil die Ostdeutschen immer zufriedener werden. 

			Wie aus einer anderen Welt klingen da Berichte über die Problemzone Ostdeutschland. Diese verweisen auf die anhaltend hohen Produktivitätsrückstände, die fortbestehende Ost-West-Kluft bei den politischen Einstellungen, den lautstarken Widerstand gegen Geflüchtete und »die da oben« sowie auf abgehängte Sozialräume. Die Fieberkurve des ostdeutschen Demokratiebewusstseins erscheint als kritisch, die Wahlergebnisse sowieso. Gravierende Ost-West-Unterschiede gibt es beim Vertrauen in die politischen Institutionen und der Unterstützung für Marktwirtschaft und Demokratie. Laut einer Allensbach-Umfrage2 sehen nur 42 Prozent der Ostdeutschen die Demokratie als die beste Staatsform an; im Westen sind es 77 Prozent. Nur knapp über ein Viertel der West-, aber über die Hälfte der Ostdeutschen hält den Umstand, ob man aus Ost- oder Westdeutschland stammt, für eine der wichtigsten Trennlinien in der Gesellschaft. 

			Dieses Doppelbild der Entwicklung verweist auf das Nebeneinander von Einheitserfolgen und Scheitern, von Gewinnen und Verlusten, von Hoffnung und Enttäuschung, von Eingewöhnung und Entfremdung. Die Bilanz der Einheit ist nicht nur durchwachsen, sie ist auch durch und durch widersprüchlich. Um diese Diskrepanz zu entschlüsseln, ist der Begriff der gesellschaftlichen Fraktur hilfreich. Unter einer Fraktur versteht man in der Medizin den Bruch eines Knochens. Viele Frakturen sind unter der Haut verborgen und äußerlich nicht erkennbar, manche aber liegen offen. Oft verheilen sie; wenn es jedoch zu Verschiebungen kommt, muss man ein Leben lang mit Funktionseinschränkungen leben. Gesellschaft­liche Frakturen lassen sich in diesem Sinne als Brüche des gesellschaftlichen Zusammenhangs verstehen, die zu Fehlstellungen führen können. Anders als bei Knochen ist die Wahrscheinlichkeit für eine vollständige »Reposition« oder Ausheilung gesellschaftlicher Brüche sogar unwahrscheinlich. Ich betrachte Ostdeutschland als eine Gesellschaft mit zahlreichen Frakturen, die sich aus den Besonderheiten von Sozialstruktur und mentaler Lagerung ergeben. Diese sind weder allein der untergegangenen DDR noch den Tücken des Einigungsprozesses zuzuschreiben, sondern ergeben sich aus beidem gemeinsam. Eine frakturierte Gesellschaft, so meine ich, verliert an Robustheit und Flexibilität, auch wenn oberflächlich alles in Ordnung scheint. 

			Ich kann an dieser Stelle die ostdeutsche Gesellschaft nicht vollumfänglich analysieren oder auf die Couch legen – wer könnte das schon –, aber ich möchte vier ineinandergreifende Aspekte hervorheben, die mir zur Erklärung der mentalen Lage hilfreich scheinen. Diese sind sozialstrukturelle Petrifikation, politische Duldungsstarre, soziokulturelle Entwertung und die veränderungserschöpfte Gesellschaft.

			2	Schreckstarre – oder: Sozialstrukturelle Petrifikation

			Die späte DDR war eine mobilitätsblockierte Gesellschaft. Studien haben gezeigt, dass die Sozialstruktur der DDR nach der Aufbau- und Konsolidierungsphase wieder aushärtete und sich die Übergangsraten zwischen den Berufsklassen sukzessive verringerten.3 Die sozialistische Dienstklasse, also jene Gruppe mit administrativen Funktionen, delegierter Autorität und spezialisiertem Wissen, die oberhalb der Arbeiterklasse stand, konnte über die Zeit ihre Chancen zur Vererbung der eigenen Position verbessern. Noch unter Walter Ulbricht verlief die Entwicklung der Studierendenzahlen in der DDR ähnlich wie in der Bundesrepublik, danach ging sie deutlich zurück. Man setzte nicht auf Bildungsexpansion und einen Ausbau des Hochschulsystems, sondern beschränkte den Zugang zu hochschulischer Bildung. Die Studierendenquote der DDR war deshalb zum Zeitpunkt des Mauerfalls gerade einmal halb so hoch wie im Westen. Vermutlich war die DDR in dieser historischen Phase das einzige entwickelte Land, das über die Zeit seinen Studierendenanteil verringerte. Ende der 1980er Jahre mussten nicht nur viele Arbeiterkinder erfahren, dass das Aufstiegsversprechen des Arbeiter- und Bauernstaates uneingelöst blieb; auch viele Sprösslinge aus Akademikerhaushalten erkannten, dass sie im Flaschenhals zum Hochschulzugang stecken blieben. Durch diese Verstopfung der Mobilitätskanäle hat sich das Regime die Möglichkeit genommen, die Menschen durch Aufstiegshoffnungen an sich zu binden. Zum Ende hin war die DDR sozialstrukturell betrachtet eine sklerotische Gesellschaft: überaltertes Führungspersonal, politisch motivierte Rekrutierungs- und Beförderungspraktiken, ein dicht gedrängter Wartestand der nachwachsenden Generationen und ein demotivierendes Belohnungssystem. Viele hofften, dass sich dies mit der Einheit verbessern würde, verpasste Lebenschancen nachgeholt werden könnten.

			Der Anschluss der DDR an die Bundesrepublik stellte insgesamt ein recht komplexes Statusgeschehen dar. Zunächst einmal gab es in der ehemaligen DDR eine Wohlstands- und Konsumexplosion. Diese Zuwächse waren aber im Wesentlichen transferfinanziert und basierten nicht auf eigener wirtschaftlicher Leistungskraft. Konterkariert wurde dieser Trend durch die relative soziale Deklassierung, wanderten die Ostdeutschen doch kollektiv in eine wohlhabendere und statusmäßig höher gestellte Gesellschaft ein. Immerhin 27 Prozent der ostdeutschen – aber nur 5 Prozent der westdeutschen – Bevölkerung wurden 1991 dem auf Bescheidenheitsnormen verpflichteten »traditionsverwurzelten Arbeiter- und Bauernmilieu« zugeordnet; die »Gruppe mit Arbeiterhabitus«, wozu auch das »traditionslose« und das »hedonistische Arbeitermilieu« gehören, wurde insgesamt auf 40 Prozent geschätzt (im Westen auf 22 Prozent).4

			Im Zuge der Wende wurde nun keine Aufstiegsmobilität ausgelöst. Auch bei denjenigen, die mit dem Umbruch erst ins Berufsleben eintraten, zeigen sich deutliche Risse in der Berufsbiografie und eine – im Vergleich zu den gleichaltrigen Westdeutschen – massive Schlechterstellung. Zwar öffneten die weiterführenden Bildungsinstitutionen ihre Pforten, wurde das Recht auf freie Berufs- und Bildungswahl durchgesetzt und stieg die Studierendenquote auf Westniveau an, ein nach oben gerichteter Mobilitätsschub entstand aber nicht. Die Bleiplatte, die auf der Sozialstruktur der späten DDR gelastet hatte, wurde ein wenig angehoben, doch dann trafen die Ostdeutschen auf zusammenbrechende Märkte, soziale Schließungen und durch die Transfereliten aus dem Westen besetzte Positionen. 

			Analysen zeigen, dass die Wiedervereinigung – wider Erwarten – nicht mehr, sondern weniger Aufstiegschancen für die mittlere und jüngere Generation brachte: Betrachtet man die Wahrscheinlichkeiten für intergenerationale Auf- und Abstiege im Klassengefüge, so schneiden vor allem ostdeutsche Männer schlecht ab.5 Während in den 1990er Jahren etwas weniger als jeder dritte Sohn eine bessere Klassenposition erreichte als sein Vater, gelingt dies heute nur noch einem Viertel. Von den westdeutschen Männern steigen mehr als doppelt so viele auf wie ab; in Ostdeutschland halten sich Auf- und Abstiege in etwa die Waage. Man kann diese Entwicklung anhand des Spiels »Reise nach Jerusalem« veranschaulichen: Nachdem es jahrzehntelang kaum Bewegung gegeben hatte und alle an ihren Stühlen klebten, spielte plötzlich die Musik. Manche sprangen beherzt auf, viele wurden, ob sie wollten oder nicht, hochgerissen. Doch bevor es so richtig losging, verstummte die Musik wieder. Nun fehlte allerdings nicht nur ein Stuhl, sondern gleich mehrere, sodass für viele kein Platz mehr war. Und diejenigen, die einen ergattert hatten, hielten sich mit aller Kraft daran fest. An Bewegung war nicht mehr zu denken. So stellte sich nicht nur der Weg der wirtschaftlichen Erholung und des Aufschließens als weit steiniger heraus als erwartet, es kam auch zu erheblichen Mobilitätsblockaden, welche die ostdeutsche Teilgesellschaft auf Dauer klein halten sollten. Der Deckel auf der nach unten zusammengedrückten Sozialstruktur wurde somit nicht gelöst, sondern in mancher Hinsicht sogar noch fester zugeschraubt.

			3	Politische Duldungsstarre

			Mit der Wiedervereinigung im Oktober 1990 hat sich die Deutsche Demokratische Republik selbst ausradiert und so den Rückweg in die eigene Vergangenheit versperrt. Die Deutsche Einheit wurde im Schnelldurchgang vollzogen, wobei die Massenabwanderung, die unsichere geopolitische Konstellation und das starke Interesse der Menschen, schnell im Westen anzukommen, die wesentlichen Treiber dieser zeitlich rasanten, ja fast sturzgeburtsähnlichen Entwicklung waren. Im Vergleich zu anderen postsozialistischen Ländern beschritt die DDR einen Sonderweg, der von den östlichen Nachbarn als privilegiert empfunden wurde. Allerdings hatte auch das Inkorporationsmodell gesellschaftlicher Transformation seine Kosten. Es kam in Ostdeutschland zur Übernahme eines »ready-made state«6 nach westdeutschem Vorbild, was eigene Gestaltungsmöglichkeiten abschnitt. Der Beitritt der DDR zur Bundesrepublik war sowohl Ausdruck der demokratischen Selbstbestimmung der Bürger*innen der DDR wie auch deren Beendigung, denn von nun an hörte das Staatsvolk der DDR auf zu bestehen und wurde Teil eines größeren staatlichen Gebildes, in dem zwar demokratische Teilhabemöglichkeiten gegeben waren, über dessen Grundkoordinaten sich aber nicht mehr verhandeln ließ. Viele Ostdeutsche, die eben noch anfingen, sich erstmals als politische Akteure zu verstehen, fühlten sich über Nacht in eine Zuschauerrolle gedrängt und durch den Westen majorisiert. Viele im Westen verstanden die DDR als insolventen Staat, den es samt Bevölkerung zu übernehmen gelte, was im Gegenzug den Osten nicht gerade mit großem politischem Selbstbewusstsein ausstattete.

			Eine Vereinigung auf Augenhöhe ließ sich durch das enorme Gefälle im Hinblick auf wirtschaftliche Stärke und politische Macht zwischen Ost- und Westdeutschland nicht bewerkstelligen. Zwar wurde politisch eine gleichberechtigte Beziehung simuliert und der Begriff der »Wiedervereinigung« gegenüber dem des »Beitritts« vorgezogen, tatsächlich aber ging es um Letzteres. Auch ließen sich dadurch Fragen nach der Berücksichtigung ostdeutscher Interessen und Befindlichkeiten politisch übergehen. Es war die übergroße Zustimmung für die »Allianz für Deutschland« bei der letzten Volkskammerwahl, die es den maßgeblichen Akteuren möglich machte, sich gegen jedwedes weitergehende Mitsprachebegehren des Ostens im Prozess der Vereinigung zu immunisieren. Das klare Einigungsmandat schwächte alle kritischen und abwägenden Stimmen und gab der Kohl-Regierung ungeahnten Auftrieb. Im Rückblick steht die Wiedervereinigung für das hauruckartige Hereinholen der 16 Millionen DDR-Bürger*innen in die westdeutsche Modellgesellschaft. Institutionen, Rechtsbestände, alle gesellschaftlichen Normen wurden transformiert und dem, was eben noch »DDR« war, übergestülpt. 

			Mit fahrlässiger Übertreibung könnte man sagen, mit der Wiedervereinigung sei der »vormundschaftliche Staat« durch den mindestens paternalistischen, wenn nicht gar seinerseits vormundschaftlichen Westen abgelöst worden, sodass der Umbruch in gewisser Weise an jene Verhältnisse anschloss, die er überwinden wollte. Damals dominierte im Osten das Gefühl des Überrollt-Werdens, der Überwältigung und der Verohnmächtigung, verbunden mit einer überdeutlichen »Duldungsstarre«.7 So setzten sich viele Ostdeutsche resignativ wieder auf ihre Plätze, nachdem sie mutig aufgestanden waren, weil ihre Ideen plötzlich nicht mehr gefragt waren. Als Träger und Akteure sozialer Wandlungsprozesse waren sie nur insoweit vonnöten, als dass es darum ging, das, was im Westen schon vorhanden war, im Osten umzusetzen. Die über den Osten gekommene Blaupause West ließ keinen Platz für eigene institutionelle Lösungen, Gestaltungsoptionen oder Selbstfindungen, egal ob Parteienstruktur, Kassenärztliche Vereinigung, Hochschulrahmengesetz oder Kurverwaltung, sodass letztlich nur vollzogen und implementiert werden musste, was im Westen als institutionelle Lösung bereitstand.8 Der Preis des schnellen Beitritts war der Verlust der Option, gemeinsam einen gesellschaftlichen Entwicklungspfad auszuhandeln, die eigenen Interessen stärker einzubringen und den kollektiven Akteuren vor Ort eigene Suchbewegungen nach passenden Institutionen zuzubilligen. So verpasste es der Osten, zu einem politischen Bewusstsein zu kommen, in welchem Menschen sich als politische Subjekte verstehen konnten, deren Interessen und Vorstellungen im gesellschaftlichen Umbauprozess nachgefragt und erwünscht sind.

			Entsprechend zeigten in den 1990er Jahren im Osten durchgeführte Umfragen erhebliche Vorbehalte gegenüber dem Verlauf des Einigungsprozesses.9 Das ging bis zu dem Vorwurf, die Westdeutschen zeigten zu wenig Veränderungsbereitschaft, sie wollten nicht teilen (was wiederum mit dem Vorwurf gekontert wurde, die Ostdeutschen übten sich in Selbstmitleid oder seien dem Leistungsdruck der Marktwirtschaft nicht gewachsen). Aus heutiger Sicht stellt sich dieser Modus des Übergangs deshalb als problematisch dar, weil in ihm eine Verankerung genuin ostdeutscher Interessen und durch die »von oben« installierten Institutionen und Strukturen die Selbstbindung von Teilen der Bevölkerung an die durch sie verkörperten Prinzipien nicht hinreichend gelangen. Anders als in der bundes­deutschen Nachkriegszeit wurde die Re-Education nicht von einem loyalitätsstiftenden »Wirtschaftswunder« flankiert, vielmehr kam es zu Massenarbeitslosigkeit und Deindustrialisierung in der Fläche. Das spezifische Zusammenspiel von wirtschaftlichem Einbruch und politischer Dominanz Westdeutschlands im Einigungsprozess hat dazu geführt, dass viele Ostdeutsche sich mit dem Hineinwachsen in die demokratische Kultur schwergetan haben und wir heute eine erhebliche Skepsis gegenüber gesellschaftlichen Basisinstitutionen feststellen können.

			4	Entwertung der Soziokultur

			Mit der DDR sind nicht nur ihre Ideologie, ihre Symbole und ihre Institutionen verschwunden, es kam gleichzeitig zu einer Entwertung des dort angehäuften Erfahrungsschatzes. Als die DDR unterging und die Ostdeutschen kollektiv der Bundesrepublik beitraten, wurde ihre Herkunftskultur zurückgesetzt und stand als gewohntes Repertoire sozialen Handelns und sozialer Anerkennung nicht mehr zur Verfügung. Dieses Aufgeben und Zurücklassen nicht nur der DDR-geprägten Ideologie und politischen Symbole, sondern auch der Lebensweise sowie die schnelle Umgewöhnung und Anpassung in die neuen Institutionenarrangements, wurden sogar als wesentlich für die erfolgreiche Vereinigung angesehen. Es gab politisch keinen dringlichen Grund, eine »Sondermentalität Ost« zu pflegen, weil sie dem schnellen Anpassungsziel entgegenlief. Jürgen Habermas’ einschlägige Rede von der »nachholenden Revolution« wies damals auch intellektuell den Weg.10 Teil dieser Rede war die Vorstellung, dass das Ende des Staatssozialismus dem Lösen einer Entwicklungsbremse gleichkäme, in deren Folge bislang versäumte Entwicklungen nachgeholt werden würden (auch wenn es zugleich eine klare Kritik an der »Sogwirkung« der nationalen Schlagseite der deutschen Einheit gab). Der Institutionenwandel gehe dem Bewusstseinswandel voran, so lautete das in den Sozialwissenschaften populäre Verdikt, kurz: Mentalitäten würden sich in Richtung der Institutionen wandeln. Wer noch in der DDR geboren sei, der trage am Gepäck der Vergangenheit, für die Jüngeren sollte der Unterschied im Laufe der Zeit keine Rolle mehr spielen. 

			Wohl gab es im öffentlichen Diskurs Stimmen, die darauf drangen, den »Lebensleistungen« der ehemaligen DDR-Bürgerinnen und -Bürger Respekt zu zollen. Als eigenständige Kultur- und Traditionsform, als Lebensweise oder als positiv aufgeladener Heimatbezug hatte die DDR-Erfahrung jedoch ausgedient. Die ostdeutsche Soziokultur galt als defizitär, sah sich mit Anpassungs- und Umstellungserwartungen konfrontiert und war durch das alte Regime politisch kontaminiert. Auch eine »Subalternisierung ostdeutscher Soziokulturen«11 wurde konstatiert. In den Registern der offiziellen Erinnerungskultur wurde dabei vieles gelöscht oder für anstößig befunden, was für die Individuen durchaus Bedeutung hatte und bis heute hat: Wer das solidarische Zusammenleben im Realsozialismus pries, musste sich entgegenhalten lassen, er unterschlage die repressiven Aspekte des Regimes; die ostdeutsche Skepsis gegenüber Ungleichheit galt als postsozialistische Gleichmacherei; die Kindergartenkultur als Ausdruck einer kalten Bildungsdiktatur mit Fernwirkungen bis hin zu heutigen Neonaziphänomenen. Ohne weitere Differenzierung ließ sich vieles als Ostalgie schmähen und argumentativ entsorgen, auch wenn die wenigsten an der DDR als Staat hingen, sondern die meisten diesen kritisch sahen. In medialen Debatten und erinnerungspolitischen Initiativen lag der Schwerpunkt stets auf Mauer, Flucht und Teilung; lebensweltliche Bezüge waren selten. Vieles wurde den ideologischen Schablonen eines Dafür oder Dagegen unterworfen, was auch die kritische Reflexion des Einigungsprozesses selbst verhinderte. Auch deshalb lief die Aufarbeitung der Vergangenheit an vielen Ostdeutschen vorbei; sie erkannten sich in den offiziellen Geschichtsbildern von SED-Diktatur und Unrechtsstaat nicht wieder und reklamierten einen Unterschied zwischen »System« und »Lebenswelt«. Öffentliches Erinnern und persönliches Erleben ließen sich so oft nur schwerlich aufeinander beziehen, manche kritische Aufarbeitung der DDR-Vergangenheit fand zu wenig Gehör oder wurde ganz abgewehrt.

			Vor diesem Hintergrund gab und gibt es in vielen ostdeutschen ­Milieus eine verbreitete »Angst vor Mindereinschätzung«.12 Diese Unterlegenheitserfahrung kommt auch in der zugespitzten Formel der »Bürger zweiter Klasse« zum Ausdruck, die in Umfragen immer wieder geäußert wird. Während sich in den frühen 1990er Jahren über 90 Prozent der Ostdeutschen als »Bürger zweiter Klasse« fühlten, waren es 20 Jahre später immer noch über 40 Prozent.13 In einer aktuellen Studie gaben zuletzt über 35 Prozent der Ostdeutschen an, sie würden als »Bürger zweiter Klasse« behandelt.14 Man kann das sowohl als Echoeffekt sozioökonomischer Deklassierung als auch als Reaktion auf kulturelle Umwertungen deuten, die tradierten Mustern der ostdeutschen Lebensführung und Soziokultur Anerkennung entzogen. Für den ostdeutschen Fall wäre es aber – nicht zuletzt aufgrund interner Differenzierungen und unterschiedlicher Abschichtungen von Erfahrungen vor und nach der Wende – eine zu starke Behauptung, unterstellte man eine in sich geschlossene und stark konturierte Teilkultur, sodass die Rede von »den Ostdeutschen« immer auch eine vereinfachende Pauschalisierung darstellt. Dennoch gibt es einen ostdeutschen Erfahrungs- und Erinnerungsraum, der sich sowohl auf die DDR-Gesellschaft wie auch die ostdeutsche Umbruchserfahrung bezieht.

			5	Veränderungserschöpfte Gesellschaft und populistisches Ressentiment

			Manche sagen heute, Ostdeutschland habe dem Westen eine Transformationserfahrung voraus, das sei angesichts des anstehenden sozialen Wandels sogar ein Vorteil. Für manche im Osten mag das stimmen, man kann Ostdeutschland aber zugleich als veränderungserschöpfte Gesellschaft beschreiben. Der Transformationsgalopp, angefangen von der ­siechenden DDR und ihrem Zusammenbruch, über den Systemwechsel und die einschneidenden Transformationserfahrungen der 1990er, den Arbeitsmarktreformen unter Schröder bis hin zur Digitalisierung, hat viele ­Gruppen überfordert. In den 1990er Jahren sind die Existenzkämpfe und die Ge­­fühle der Unsicherheit und der Prekarität besonders stark ausgeprägt gewesen. Es sind diese sozialen Erschütterungen im Kontext der Wende und der Restrukturierung in Ostdeutschland, die bisweilen ein starkes, veränderungsavers zu nennendes Festhalten an Besitzständen hervorgerufen haben. Das Festhalten, Bewahren und Verteidigen ist ein wichtiges Grundmotiv im Handeln und Denken vieler Ostdeutscher. 

			Die Gemeinschafts- und Sicherheitsverluste werden in Teilgruppen der ostdeutschen Bevölkerung durch die Hinwendung zu ethnisch bestimmten Kategorien der Zugehörigkeit und durch recht rigide Ordnungsvorstellungen kompensiert. Die Ankunft von Migranten gilt nicht wenigen als erneute Bedrohung einer gerade erst wieder halbwegs zur Ruhe gekommenen Gesellschaft. Im Zusammenspiel mit medialen Berichten zu »anschwellenden Flüchtlingsbewegungen« schaukeln sich solche Wahrnehmungen zu einem diffusen Bedrohungsszenario auf – der Migrant wird dann zum Repräsentanten einer »Welt aus den Fugen«, die an die eigene Haustür klopft. Nachdem die DDR-Gesellschaft untergegangen ist und man schon einmal sein kulturelles Gepäck zurücklassen musste, befürchten nun viele, dass es in einer diverseren Gesellschaft zu einer – drastisch formuliert – zweiten Welle der »kulturellen Enteignung« kommt. Hierbei wird ein national gefärbtes Gemeinschaftsverständnis artikuliert, das auf starken und essentialistisch verstandenen Grenzziehungen zwischen einem vorgestellten »Wir« und »den Anderen« beruht. Für die kulturell definierte Eigengruppe werden nicht nur Vorrechte reklamiert, sie wird auch als durch Zuwanderung gefährdet angesehen. Und noch eine argumentative Schleife wird von manchen hinzugefügt: Da man sich selbst im Übergang zur westlichen Gesellschaft anpassen musste, sei es nur recht und billig, dass sich auch die Migranten unterordnen und ihre eigene Kultur nicht einfach fortführen. Ganz im Sinne der von Arlie Russell Hochschild15 beschriebenen emotionalen Buchführung wird vieles aufgerechnet und gegen die Ansprüche anderer gestellt. Man sieht Zuwanderer als »Vordrängler in der Warteschlange«, also als Gruppe, deren Ansprüche besser bedient werden als die eigenen, und fragt sich, warum die eigenen Anliegen so wenig Berücksichtigung finden. Von hier ist der Weg zur Konstruktion eines ostdeutschen Opferkollektivs nicht weit.

			Populistische Bewegungen kapitalisieren solche Gefühle der ökonomischen und kulturellen Zurücksetzung. Sie versprechen den ­vermeintlichen Verlierern nicht nur materielle Kompensationen, sondern auch Respekt, symbolischen Status und Selbstwertgefühl. Nachdem man – in der subjektiven Wahrnehmung jedenfalls – jahrelang nur herumgeschubst und an den Rand gedrängt wurde, hat man nun das Zepter wieder in der Hand. Populistischer Protest auf der Straße wird von vielen als Selbstermächtigung erlebt, als erfolgreiche Gegenwehr gegen übermächtige Verhältnisse. Schnell werden dann auch Vorwürfe in Richtung derer laut, die man als Profiteure des Systems identifiziert – kulturelle Eliten, Meinungsführer, Arrivierte, ökonomische Gewinner, etablierte Parteien, herausgehobene Funktionsträger. Sie haben nicht zuletzt deshalb einen schweren Stand, weil sie als Repräsentanten des »Von-oben-herab« wahrgenommen werden, als ignorant oder gleichgültig gegenüber den Problemen vor Ort. Gerade dort, wo die politische Kultur unterentwickelt und die Zivilgesellschaft schwach ist, nimmt das schnell Züge einer »Erregungsdemokratie«16 an. Diese zeichnet sich allgemein dadurch aus, dass nicht abgewogen und reflektiert wird, um ein Problem politisch gestaltbar zu machen, sondern dass Emotionen verstärkt und hochgekocht werden.

			Die institutionelle Pazifizierung dieser Konflikte gelingt nur unvollständig, da die etablierten politischen Akteure kaum Zugang zu diesen Lebenswelten haben. Die politische Dynamik in Ostdeutschland oszilliert somit zwischen passiver Duldung und Protest auf der Straße und schließt damit in gewissem Sinne an die politischen Artikulationsformen in der späten DDR an. Kein Wunder also, dass die Protagonisten der Radikalisierung von rechts schamlos an diese Tradition anknüpfen. Dass darunter etliche mit Westbiografie sind, die nun im Osten reüssieren und dort wie etwa Björn Höcke oder Alexander Gauland ihre Hausmacht haben, gehört zu den augenfälligen Paradoxien dieser Entwicklung, vermag aber nicht wirklich zu überraschen, wenn man sich die vorhandenen Repräsentationslücken vergegenwärtigt. 

			Erschwerend kommt hinzu, dass der ostdeutschen Gesellschaft bis heute die zivilgesellschaftlichen und politischen Ressourcen fehlen, um sich der rechtspopulistischen Bewegung entgegenzustellen. Zwar haben die alten Volksparteien etliche Wahlen gewonnen, aber sie blieben mitgliederschwach. Vor allem blieb der vorpolitische Raum im Osten weitgehend unbesetzt. Gemeint sind damit die den Parteien und Parlamenten vorgelagerten Strukturen und Netzwerke, die nicht unmittelbar die Politik entscheiden, diese aber unterfüttern. Einstmals durch die staatlichen Organe und die Betriebe besetzt, klaffte nach der Wende eine Lücke. Viel dünner ist im Osten der Kranz aus Gewerkschaftsgruppen, Landschulheimen, Innungen und Bürgerinitiativen, die politische und soziale Integrationsleistungen vollbringen, ohne gleich mandatierte Politik zu sein. Diese unbesetzten Räume haben Rechtspopulisten genutzt, um sich zu verankern und Wahlerfolge zu erzielen. Angesichts eines löchrigen Netzes zivilgesellschaftlicher Assoziationen, der personellen und intellektuellen Schwäche der politischen Eliten und einer Bevölkerung, die kritisch auf die politischen Institutionen, ihre Repräsentanten und die Medien schaut, war es für die Rechtspopulisten ziemlich leicht, in den neuen Bundesländern Fuß zu fassen. Es ist eine bittere Erkenntnis, dass die rechten Bewegungen zu den wichtigsten Profiteuren der skizzierten Frakturen geworden sind. Die Kanalisierung und politische Übersetzung von Kritik und Unzufriedenheit – eigentlich eine vordringliche Aufgabe der etablierten Parteien – wurde ihnen überlassen. 

			Im gegenwärtigen politischen Diskurs haben die rechten Populisten jedenfalls ein Angebot in der Tasche, das scheinbar kaum zu schlagen ist, weil es die Menschen von Zumutungen entlastet. Ihre Botschaft lautet: »Die Welt muss verändert werden, um sich an dich anzupassen!« Die Liberalen, egal ob Marktliberale oder aufgeklärte Kosmopoliten, haben hingegen eine andere Botschaft: »Du musst dich ändern, um dich an eine sich wandelnde Welt anzupassen!« Die Populisten machen also ein Entlastungs- und Anerkennungsversprechen, die liberalen Kräfte treten den Menschen mit Veränderungs- und Anpassungszumutungen gegenüber. Das kann den Aufruf beinhalten, sich für den Markt zu optimieren, aber auch die Aufforderung, traditionelle Werte abzustreifen und sich auf eine diverser werdende Kultur einzulassen. In einer Teilgesellschaft wie der ostdeutschen, die in den zurückliegenden mehr als 30 Jahren einen regelrechten Transformationsgalopp durchgemacht hat, trifft diese Botschaft auf Erschöpfung, auf eine Haltung des »Nicht schon wieder«. 

			6	Schlussfolgerung

			Fragt man heute nach dem großen Aufbruch, geben sich viele verzagt. Diejenigen, die nunmehr von Revolutionen und Umsturz reden, meinen nicht selten die Rückkehr in ein schon längst vergangenes Gestern, mobilisieren das Ressentiment. Wenn ein Aufbruch notwendig wäre, dann der zur Wiedereroberung der Demokratie, um sie weder den nörgelnden Eckenstehern noch den Rechtspopulisten zu überlassen. Anknüpfen könnte man durchaus an einige Erfahrungen der Wende. Warum nicht aus den Runden Tischen von damals Bürgerräte von morgen machen? Wo der Glauben an die Parteiendemokratie schwindet, wo sich jenseits der Wahlurne nur eine kleine Minderheit parteipolitisch engagiert, wo bei der jüngeren Generation neue politische Artikulations- und Beteiligungsformen auf dem Vormarsch sind, müssen sich auch die etablierten Formen demokratischer Partizipation befragen lassen. Ansonsten bleiben viele – zu viele – außen vor oder stumm. Eine Stärkung der Demokratie kann nicht allein vom Protest auf der Straße ausgehen, sondern braucht auch das Gespräch, die Abstimmung, das Verständnis für die Vielfalt der Positionen, will sie sich nicht in einer Erregungsdemokratie erschöpfen. Das zu leisten, erfordert neue Proberäume der Demokratie, offen für alle Bürger, vielstimmig, im Dialog mit der etablierten Politik. Vielleicht entsteht dadurch in manchem oder mancher auch das befreiende Erlebnis eines demokratischen Aufbruchs, das für viele den Herbst 1989 ausmachte, als man plötzlich aus dem Mief und der Enge hinauskam ins Freie, als die offene Rede, der Dialog und die politische Auseinandersetzung zum beglückenden Erlebnis wurden. »Heimweh nach 1989« stand einst auf einer verwitterten Hauswand im Berliner Prenzlauer Berg. Man würde sich heute mehr von diesem Impuls des demokratischen Aufbruchs wünschen. Mehr Experimente wagen – mit der und für die Demokratie.17
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			Jerzy Maćków

			Der Sozialismus, die Zeitfenster seiner Transformation und der vorschnelle Wohlstand in den neuen Bundesländern

			Warum schwieriger manchmal »besser« bedeutet

			Die Enttäuschung über die postkommunistische Systemtransformation ist verbreitet, besonders mit Blick auf die ehemalige DDR. Oft wird das Tempo des Systemwechsels für dessen nicht zufriedenstellende Ergebnisse verantwortlich gemacht. Einige sprechen in diesem Zusammenhang sogar von einer neuen totalitären Zumutung. 

			In meinem Beitrag zeige ich, dass der Übergang vom Sozialismus zum Markt (verstanden als Tauschprinzip, das die Gesellschaft reguliert) weder unter Zeitdruck geschah noch eine Zumutung darstellte, erst recht keine totalitäre. Vielmehr war in allen postkommunistischen Ländern die an­­fängliche Enttäuschung unvermeidbar. In Ostdeutschland hat jedoch der vorschnelle, durch die alten Bundesländer gespeiste Wohlstand, die Entwicklungsperspektiven auf Generationen getrübt.

			Um das nachzuweisen, ist ein Rekurs auf den Sozialismus als ­totalitäres System notwendig.

			Kommunisten streben nach einer Umma, das heißt nach einer »Gemeinschaft, die auf dem gemeinsamen Glauben und der Durchsetzung seines Rechts beruht« (Ernest Gellner). Anders als der Islam und die anderen abrahamitischen Religionen baut der kommunistische Glaube auf einer säkularen Schrift auf. Die Werke von Karl Marx und den anderen »Klassikern« seiner Denkrichtung sollen den Menschen nicht Gott, sondern die gerechte Gesellschaft näherbringen. 

			Wenn Ideologie, Partei und Staat verschmelzen

			Die Glaubensschrift der »wissenschaftlichen Ideologie« des Marxismus enthält mehrere Dogmen, die auf der Ablehnung des Marktes basieren. Wer den freiwilligen Tausch von materiellen Gütern, Ideen und Macht als die Ursache aller Ungerechtigkeit betrachtet, der tritt zwar für die Utopie des ausbeutungsfreien und deshalb gerechten Kommunismus, in der Realität jedoch für eine Gesellschaft ein, in welcher die Armut den Wohlstand, der Monismus den Pluralismus, die erzwungene Harmonie den Konflikt, die Weisung den Kompromiss und die Notwendigkeit die Freiheit des Individuums ersetzen. 

			Der marxistische Glaube bedarf zur Durchsetzung seines Rechts einer ihm fanatisch ergebenen Partei. Diese kann sich wegen der Wissenschaftlichkeit, Komplexität und Radikalität der Lehre außerhalb intellektueller Kreise kaum Gehör verschaffen und ähnelt einer von der Gesellschaft verstoßenen Sekte. Zur Durchsetzung des vom Glauben abgeleiteten Rechts muss sie sich deshalb des Staates bemächtigen. Mit der Partei einmal verschmolzen, ist der Staat im Besitz der absoluten Wahrheit und kennt keine Schranken seiner Herrschaft. Einen solchen Staat nennt man totalitär. 

			Die kommunistischen Parteien des »Ostblocks« bestanden darauf, diesen Staat nicht als »kommunistisch«, sondern als »sozialistisch« zu bezeichnen, was dem historischen Determinismus der Schrift geschuldet war: Der Kommunismus sollte als eine staatenlose Ordnung erst nach dem Sozialismus zur Entfaltung kommen. Betrachtet man jedoch den totalitären Staat nicht aus der Perspektive der »einzig wahren« Ideologie, kann er durchaus auch »kommunistisch« genannt werden, wurde er doch von den Kommunisten beherrscht! 

			Die Errichtungsphase der sozialistischen Ordnung wies drei Eigenarten auf:

			
					Erstens stellte der Sozialismus immer ein Produkt einer Krise dar, die den kommunistischen Parteien die Chance der Machtergreifung bot. Dabei konnte die Krise hausgemacht oder durch einen anderen Staat herbeigeführt worden sein. In Russland nutzten im Jahre 1917 die Bolschewiki den Krieg und die Verrottung des reformunwilligen Zarentums aus. Die UdSSR kann deshalb den wenigen endogenen totalitären Staaten zugerechnet werden. Die Mongolei hingegen war der erste Staat, der ohne die massive militärische Unterstützung der Sowjetunion nicht kommunistisch geworden wäre. Somit ist die im Jahre 1924 gebildete Mongolische Volksrepublik als der erste eingesetzte totalitäre Staat zu sehen. Als solcher stellte sie jahrzehntelang eine der vielen Kolonien des kommunistischen Imperiums dar, dessen Metropole die Sowjetunion war. 

					Zweitens logen die Kommunisten. Sie kamen nirgends an die Macht, nachdem sie angekündigt hatten, mithilfe eines totalitären Staates den Kommunismus errichten zu wollen. Vielmehr punkteten sie politisch mit radikalen Versprechen, die sie nicht einzuhalten gedachten. So stellte Lenin den Völkern des untergehenden Zarenimperiums den Frieden und den Bauern das Land in Aussicht, während er beabsichtigte, im Namen der Ideologie, die das private Eigentum an Produktionsmitteln ablehnte, die neue Ordnung auf militärischem Wege zu exportieren.

					Drittens wandten die Kommunisten bei der Errichtung des totalitären Staates überall massiv Gewalt an, die sie im Nachhinein zur »sozialistischen Revolution« verklärten. Der Terror stellte den »Multiplikator der Macht« dar, um auf die von Timothy Snyder im Kontext der deutschen Kriegsbesatzung in Mittel- und Osteuropa benutzte Metapher zurückzugreifen. Angesichts der in Angriff genommenen riesigen sozia­len »Umwälzung« sollte die Gewalt biblischen Ausmaßes das Zeitdilemma lösen, mit dem sich die neuen Machthaber konfrontiert sahen: Es bedürfte Generationen, bis die Gesellschaft für den Kommunismus präpariert sein würde.

			

			Um Zeit zu sparen, beseitigten die Kommunisten ihre tatsächlichen wie potenziellen politischen Gegner und beraubten die nicht-politischen Eliten ihres Einflusses. Die breite Masse der Bevölkerung erschreckten sie mit Staatsterror. Auf diese Art und Weise wurden binnen einiger weniger Jahre die autonomen gesellschaftlichen Akteure dem uneingeschränkten Lenkungs- und Kontrollanspruch des Parteistaates unterworfen und die Gesellschaft in die staatlichen Strukturen gepresst. 

			Dabei waren die Kommunisten nicht zuletzt in Russland zu taktischen Finessen fähig: Nach dem Scheitern ihres Experiments, unmittelbar nach der Machtgewinnung den Kommunismus aufzubauen (»Kriegskommunismus«), ließen sie die Privatwirtschaft zunächst wieder zu, um diese erst nach der Konsolidierung ihrer Herrschaft erneut gewaltsam zu beseitigen.

			Die Sowjetunion trat die nationale Selbstbestimmung mit Füßen und setzte nach dem Zweiten Weltkrieg in Mittel-, Nordost- und Südosteuropa totalitäre Staaten ein. In der späteren DDR konnte die kommunistische Partei trotz ihrer beträchtlichen Anhängerschaft im Vorkriegsdeutschland nur dank der massiven Unterstützung der Besatzungsmacht die Herrschaft übernehmen. Obwohl die Tschechoslowakei zu den wenigen europäischen Ländern gehörte, in denen die Kommunisten tatsächlich stark waren, brauchten diese auch dort die sowjetische Hilfe, um eine eigene Regierung bilden zu können. Ähnlich verhielt es sich sowohl im tradi­tionell prorussischen Bulgarien als auch im russlandskeptischen Rumänien. Auf gleiche Weise erhielt Polen 1948 die totalitären Herrschaftsstrukturen einer »Volksrepublik«, obwohl die antikommunistische Bauernpartei noch ein Jahr zuvor bei den Parlamentswahlen den überwiegenden Großteil der Stimmen erhalten hatte.

			Ein ideologisches Imperium gestützt auf Militär

			In den neuen Kolonien erkannte sich der Kreml das ungeschriebene Recht zu, jeden Wechsel des Parteichefs zu bestätigen. In der DDR nahm er es beim Sturz Walter Ulbrichts im Jahre 1971 wahr. Darüber hinaus entschied Moskau über die wichtigsten militärischen Angelegenheiten der Peripherie. Die Folge war, dass auch in der DDR die Offiziere der NVA unter allen Funktionären des Herrschaftsapparates (neben denen der Armee, Partei, Wirtschaft, Staatsverwaltung und Kultur) ideell und hinsichtlich ihrer Karrierewege am engsten mit der Metropole verbunden waren. Schließlich mischte sich die Sowjetunion in die inneren Angelegenheiten ihrer Peripherie ein und beanspruchte das Recht, dort militärisch einzugreifen, sobald sie die Reinheit der Lehre und die totalitäre Ordnung bedroht sah. In der DDR wurde die »internationale Solidarität des Proletariats« im Jahre 1953 durchexerziert. Ungeachtet dessen, dass Leonid Breschnew erst ein Jahrzehnt später an die Macht kam, wurde im Westen das Recht auf die »brüderliche Hilfe« konsequent »Breschnew-Doktrin« genannt.

			Ohne das Damoklesschwert der militärischen Intervention hätte das sozialistische Imperium nicht existieren können. An der westlichen Peripherie waren die Krisen häufig: in der DDR – wie erwähnt – 1953, in Ungarn 1956, in Polen 1956, in der Tschechoslowakei 1968, in Polen 1970, 1976, 1980 bis 1981 und 1988 bis 1989. Während jeder Krise wurde die totalitäre Ordnung infrage gestellt, was die seltsame Brüchigkeit des Sozialismus offenbarte, der angeblich den unerschütterlichen »Gesetzen der Geschichte« seine Existenz verdankte. 

			Den Polen wurde in Krisenzeiten mit dem Einmarsch der Roten Armee gedroht, zu einer sowjetischen Militärintervention kam es aber niemals. Stattdessen gewährte die totalitäre »Volksrepublik« einer sich seinem Erfassungsdruck widersetzenden Gesellschaft halbautonome Räume, die der Staat nach der Krisenbeilegung mehr oder weniger erfolgreich abzubauen versuchte. Demgegenüber schaffte es die Staatssicherheit konstant und bis zum Ende der DDR, die Bevölkerung samt der schwachen Dissidenz zu kontrollieren. Zwar trug dazu die traditionelle deutsche Staatsgläubigkeit bei, aber die fortwährende Abwanderung kritischer Geister in die Bundesrepublik scheint in diesem Zusammenhang wichtiger gewesen zu sein. Dieser Verlust setzte sich auch nach dem Mauerbau fort, weil die DDR und die Bundesrepublik den Verkauf der Ausreisewilligen informell institutionalisierten.

			Unabhängig von der länderspezifisch unterschiedlichen Renitenz der Gesellschaft gelang es den sozialistischen Staaten im Laufe der Jahrzehnte überall, eine grundlegende gesellschaftliche »Umwälzung« zu bewerkstelligen, deren Ergebnis freilich von der angestrebten Umma stark abwich. In der DDR wurde die wirtschaftlich international wettbewerbsfähige bürgerliche Gesellschaft Mitteldeutschlands in eine ökonomisch schwache, im Inneren militarisierte und politisch unterdrückte Bevölkerung transformiert.

			Da der kommunistische Staat kaum etwas von den Verheißungen der Utopie einzulösen vermochte, wurde die totalitäre Herrschaft zum Selbstzweck, was ein polnischer Parteichef beiläufig auf den Punkt brachte: »Die Macht, die wir einmal erobert haben, werden wir niemals abgeben.« Das Streben nach der kommunistischen Umma wurde auf eine ungewisse Zukunft verschoben und beträchtliche Ressourcen des Parteistaates wurden dazu verwendet, die triste Realität des Sozialismus mit Indok­trination und Propaganda zu einem »Paradies der Werktätigen« zu verklären. Selbst die höchsten sowjetischen Funktionäre müssen dennoch an der Qualität der sozialistischen Gesellschaft gezweifelt haben, als sie sich auf dem Höhepunkt der Tschechoslowakei-Krise im August 1968 zum ersten Mal der tautologischen Redewendung vom »real existierenden Sozialismus« bedienten, um den militärischen Einmarsch im »Bruderland« zu rechtfertigen.

			Der Homo sovieticus

			Der Ideologie nach soll der »neue sozialistische Bürger« die »Gesetze des historischen Materialismus« verstehen, sich den von der Partei vorgegebenen Zielen ergeben und um eine sportliche und hygienische Lebensführung bemüht sein. In der Tat kristallisierte sich ein Homo sovieticus heraus, der weder echte Partizipation noch wahrhafte Interessenvertretung kannte. Wenn er sich kritisch oder renitent zeigte, dann ausschließlich dank der vorkommunistischen Tradition seines Volkes. 

			Dem Homo sovieticus waren die intellektuellen Mäander der Schrift meistens gleichgültig. Er verkörperte geradezu den Untertanentypus, der von jeher der Obrigkeit Fügsamkeit entgegenbringt und dafür Leistung erwartet. Der sozialistische Untertan war darüber hinaus genügsam. In der Stalin-Ära hoffte er bloß darauf, von willkürlicher Verfolgung verschont zu bleiben. Nach dem Tode Stalins legte er seine Angst vor dem Unterdrückungsstaat nicht ab, sondern übertrug sie auf seine Kinder. Den Versprechen der Partei folgend, erwartete er nun etwas bessere Lebens- und Arbeitsbedingungen, was in der DDR unter anderem den Besitz eines Zweitaktmotors in Plastikkiste einschloss. 

			Die von der Propaganda gepriesenen Aktivitäten des »sozialistischen Bürgers« stellten in der Realität staatliche Zwangsrituale dar. Nachdem er die Betriebsversammlung besucht und den Subbotnik absolviert hatte, sowie am 1. Mai mit der roten Flagge an der Tribüne mit den wichtigen Genossen vorbeimarschiert war, zog er sich ins Private zurück. In der DDR verfügte er über einen einmaligen Luxus. Abends konnte er der ihn umgebenden Wirklichkeit in die schöne Welt des »BRD-Fernsehens« entfliehen. 

			In den besser informierten Funktionärskreisen machte sich in den 1980er Jahren das Wissen um die Krise des Sozialismus breit: Die DDR, Ungarn und die Volksrepublik Polen waren ausgerechnet beim Klassenfeind stark verschuldet, durch die haarsträubende Ineffizienz der zentralen Planwirtschaft war man im internationalen Wettbewerb längst abgehängt, der Kader war ideologisch zunehmend desillusioniert, der sowjetische Krieg in Afghanistan war nicht zu gewinnen und in Polen – der aus geopolitischen Gründen für den Bestand des Imperiums und der DDR zentralen, militärisch und wirtschaftlich zweitgrößten Kolonie der »sozialistischen Staatengemeinschaft« – waren der antikommunistische Widerstand stark und die Krise der Planwirtschaft nicht überwindbar. 

			Die reaktionären Funktionäre wussten im Gegensatz zu den »Liberalen« über die Nicht-Reformierbarkeit des Sozialismus Bescheid. Das System, das auf Gewalt, Lüge und Angst basierte, konnte nicht reformiert, sondern nur durch ein anderes ersetzt werden. Sehr gut verstand das Erich Honecker, dem bewusst war, dass eine DDR mit menschlichem Antlitz keine Zukunft haben würde. Eine solche Deutsche Demokratische Republik würde zu sehr der Bundesrepublik ähneln – mit dem Unterschied, dass die Letztgenannte reich war. In der Tat muss den SED-Chef die durch die »Breschnew-Doktrin« bestehende Gewissheit, dass der Kreml die »internationale Solidarität des Proletariats« den Reformen des Sozialismus vorzog, vor schlaflosen Nächten bewahrt haben. Die gleiche Doktrin half ihm bei Bemühungen um die bundesdeutschen Kredite, die den Bankrott seines Staates verhinderten.

			Nicht nur für die Führung der DDR, sondern für alle Kommunisten der imperialen Peripherie, stellte die Metropole den wichtigsten Garanten ihrer Macht dar. Aus diesem Grund spielte Moskau bei dem Systemwechsel der eingesetzten totalitären Staaten auch die Schlüsselrolle.

			Gorbatschow öffnet versehentlich das Fenster zum Systemwechsel

			Mit Michail Gorbatschow kam zum ersten Mal ein sowjetischer Parteichef an die Macht, der das Wissen um die Nicht-Reformierbarkeit des Sozialismus missachtete. Seinen Memoiren vertraute er an, dass er mit seinen Reformen eine Krise, wie er sie aus Polen kannte, verhindern wollte. Ursprünglich beabsichtigte er mit systemkonformen Veränderungen – er setzte auf Disziplin und startete die Politik der Uskorenije (Beschleunigung) –, die Effizienz der zentralen Planwirtschaft zu steigern. Nach dem Scheitern dieser Politik verkündete er die Perestroika (den Umbau). Der spätere Systemwechsel ist nicht als die Folge seiner Reformen, sondern als das Ergebnis deren Scheiterns zu sehen. Da sich Gorbatschow heute als Demokrat ausgibt, ist kaum zu erwarten, dass er zugibt, vor gut 30 Jahren den Systemwechsel vom Sozialismus zu der von der Schrift als »Kapitalismus« verpönten Marktwirtschaft und zu der ideologisch als »bürgerlich« abgewerteten westlichen Demokratie verhindern wollte. 

			Die chaotischen, von schwulstiger Propaganda begleiteten Maßnahmen der Perestroika offenbarten schnell die der zentralen Planwirtschaft immanente Schwäche. Deshalb sah sich der sowjetische Parteichef gezwungen, auf eine Aktivierung der Untertanen zu setzen, von der er sich positive ökonomische Impulse versprach. So kam es zur Politik der »Glasnost«, die sehr schnell systemsubversive Folgen zeitigte. Zwar setzte sie der allgegenwärtigen Indoktrination und Propaganda kein Ende, dennoch flößte sie den Menschen beiläufig eine gesunde Skepsis ein, wenn es darum ging, die Leistungen des sozialistischen Systems zu beurteilen. 

			»Was werden wir tun, wenn das alles vorbei ist?«, fragten sich diejenigen, die gewusst hatten, dass der Sozialismus den Gegenpol der Freiheit darstellt. Ihre Antwort lautete: »Wir werden die alten Zeitungen lesen!« Auch jene Sowjetmenschen, die diesen Joke nicht verstanden, ­nörgelten in den seit dem Krieg längsten Warteschlangen vor buchstäblich allen Geschäften. Einige nahmen an den »Alkohol-Krawallen« teil, die dort ausbrachen, wo es selbst keinen Wodka mehr zu kaufen gab.

			Diese Entwicklungen in der Metropole waren kaum geeignet, Erich Honecker zu bewegen, seine Überzeugung von der Nicht-Reformierbarkeit des Sozialismus zu revidieren. Die Menschen in der DDR lebten trotz der täglichen Versorgungsengpässe und der schlechten Qualität ihrer Industrieprodukte auf einem für sowjetische Verhältnisse schier unvorstellbar hohen Niveau. 

			Die Spannungen mit dem imperialen Zentrum waren ­vorprogrammiert, zumal die Untertanen der DDR die Freiheit »wie in der Sowjetunion« haben wollten. So kam es im Dezember 1988 zum spektakulären Verbot der sowjetischen Propagandazeitung »Sputnik«, die für den »liberalen« Kurs Gorbatschows eintrat. Je tiefer sich der Kreml mit seinen Reformen in die Systemkrise begab, desto wackliger erschien die Macht der »Konservativen« nicht nur in der DDR, sondern auch in der Tschechoslowakei und in Bulgarien. Keine Kolonie ist imstande, mit der »richtigen« Politik das Imperium zu retten, wenn die Metropole absteigt. 

			In den inneren Machtkämpfen der Kolonien unterstützte der Kreml die Reformer zuweilen massiv. In der DDR hatten sich die Verschwörer um Egon Krenz und Erich Mielke Gorbatschows Genehmigung gesichert, ehe sie im Oktober 1989 Erich Honecker vom Posten des SED-Chefs stürzten. Von nun an hatte die DDR den Weg der zum Scheitern verurteilten Reformen nach Art der Perestroika zu gehen. Unter den Reformern, die auch in den anderen Ländern der Peripherie mit sowjetischer Unterstützung beziehungsweise Billigung an die Macht gekommen waren, setzte sich schnell die Meinung durch, dass die Systemkrise strukturellen Charakter hatte und nur durch den Systemwechsel überwunden werden konnte. Das bedeutete die Rückkehr zum Markt.

			Der Metropole stand noch eine andere Option zur Verfügung: Der Krieg gegen den Westen. Für diesen traten jedoch selbst die reaktionären Kommunisten nicht ein, die einerseits die Stärke und Entschlossenheit der von Ronald Reagan geführten USA fürchteten, und andererseits überzeugt waren, dass die Rettung der Sowjetunion innenpolitisch herbeigeführt werden könnte, nämlich durch die Regierung der »schostkaja ruka«, der harten Hand.

			Gorbatschow, auf dessen scheiternde Reformen das Souveränitätsstreben der baltischen Nationen, der Westukrainer und der kaukasischen Völker zusätzlich noch einen Schatten warf, hatte in Polen, wo sich die Kommunisten auf die Zukunft nach dem Sozialismus einstellten, bereits im Frühling 1988 das Experiment mit dem Systemwechsel zugelassen. (Der genaue Zeitpunkt ist unbekannt, nicht zuletzt deshalb, weil der Kreml es in der für ihn typischen Manier – klammheimlich und durch Andeutungen – einleitete).

			Damit öffnete der sowjetische Parteichef einen Spalt breit das erste, für die Peripherie wichtigste Zeitfenster der postkommunistischen Systemtransformation, das außenpolitisch genannt werden kann. Wahrscheinlich beabsichtigte er, aus dem homogen strukturierten Imperium – die gleiche Schrift und der gleiche totalitäre Staat für Metropole und ­Peripherie – eine heterogene Herrschaftsstruktur entstehen zu lassen, in der die Loyalität der kolonialen Eliten gegenüber dem Zentrum einer Mischung aus Opportunismus und Überzeugung entspringen würde. Die militärische Vorherrschaft Moskaus stellte dann die letzte Garantie des imperialen Zusammenhalts dar. 

			Die erneuerte Führung der DDR muss in Betracht gezogen haben, dass eine solche Entwicklung der »sozialistischen Staatengemeinschaft« für sie unter Umständen den Verlust der Existenzberechtigung bedeutet hätte. Daraus ergab sich die Notwendigkeit einer vorsichtigen Politik auf dem Feld der deutschen Frage. Nur einige Wochen nach der Absetzung Honeckers kam der gebotenen Vorsicht jedoch zufällig ein Ereignis in die Quere: Die Berliner Mauer fiel. Auch in der DDR wurde die nationale Frage akut.

			Alle historischen Erfahrungen mit den bisherigen Systemkrisen des Sozialismus sprachen dafür, dass das außenpolitische Zeitfenster nur für eine kurze Zeit offen bleiben würde. Der Sturz von Gorbatschow galt als sehr wahrscheinlich. Überall in der Peripherie, wo der Sinn für das natio­nale Interesse stark ausgeprägt war, wurden im Eiltempo demokratisch legitimierte Regierungen gebildet, die den Systemwechsel einleiteten. 

			Die Transformation des Sozialismus

			Die Analytiker einigten sich spontan darauf, diesem Wechsel eine eigene Bezeichnung zu verleihen. Es wurde fortan über die »posttotalitäre« beziehungsweise die »postkommunistische Systemtransformation« (kurz: Transformation) gesprochen. Damit wurde der Systemwechsel begrifflich von der Demokratisierung des Autoritarismus, die seit Jahren »postautoritäre Systemtransition« (kurz: Transition) genannt worden war, unterschieden. Der spontan entstandene begriffliche Konsens bewährte sich auch deshalb, weil die Transformation viel länger als die Transition dauern sollte. 

			Die postkommunistische Systemtransformation zielte offiziell auf die Errichtung der pluralistischen Demokratie und der modernen Marktwirtschaft ab. Ungeachtet dieser Deklarationen sollte sie auch dort als gelungen angesehen werden, wo sich nach dem Kommunismus das autoritäre politische System und ein Gemenge aus staatlicher und oligarchischer Wirtschaft etabliert haben, weil auch damit der Totalitarismus abgeschafft und zumindest in einigen Bereichen der Markt als das gesellschaftliche Tauschprinzip eingeführt worden ist. 

			Nach den Jahrzehnten des erprobten Sozialismus verlief die Transformation unter der Parole »keine Experimente mehr«. Es ging darum, die westlichen Systeme nachzubauen, deren Freiheit und Wohlstand man bewunderte. Dabei war die Erwartung des schnellen Wohlstands naiv, obwohl sie der verständlichen und geschichtsbewegenden Hoffnung auf eine bessere Zukunft entsprang. 

			Wer nicht zwischen dem Autoritarismus, der eingeschränkten Pluralismus zulässt, und dem Totalitarismus, der auf der absoluten Verneinung des Pluralismus basiert, unterscheiden kann, der wird den qualitativen Unterschied zwischen der »posttotalitären Systemtransformation« und der »postautoritären Transition« niemals begreifen. Nach dem Kommunismus ging es nicht bloß darum, freie Wahlen abzuhalten und einige politische und juristische Institutionen zu reformieren, damit die Demokratie errichtet werden konnte. Vielmehr stand die Gesellschaft in all ihren Dimensionen vor einem grundlegenden Wandel: neben der Politik auch die brachliegende Staatsökonomie, das vom Staat entfremdete soziale Gefüge sowie jenes gesellschaftliche Subsystem, das am trägsten ist – die Kultur. Der einzige politische und gesellschaftliche Wandel, der in Umfang und Tiefe der postkommunistischen Systemtransformation geähnelt hatte, war die mehrere Jahrzehnte zuvor vollführte marxistisch-bolschewistische »Umwälzung« gewesen.

			Diesen Sachverhalt erfasste der Volksmund zutreffender als der Großteil der Analytiker, weil die Menschen in den postkommunistischen Ländern die finstere Absurdität des sozialistischen Projekts am eigenen Leibe erfahren hatten. Der Sozialismus würde den »längsten und beschwerlichsten Weg vom Kapitalismus zum Kapitalismus« darstellen. Die bevorstehende Transformation würde »der Umwandlung der Fischsuppe in ein Aquarium« gleichen. Die ihr vor einer Ewigkeit vorausgegangene »Verwandlung des Aquariums in einen Suppentopf« wäre einfacher gewesen. 

			Wer sich keine besseren Metaphern einfallen ließ, beschwor die »Normalität« beziehungsweise das »Leben im normalen Land«, das er der »Sinnlosigkeit« beziehungsweise der »Anomie« des kommunistischen Alltags entgegensetzte. Die Hoffnung, dass die »Rückkehr zur Normalität« nicht beschwerlich, sondern schmerzlos oder zumindest kurz sein würde, entsprang der Überzeugung, dass unter der Oberfläche des Sozialismus die vermeintlich vitalen vortotalitären Fähigkeiten der Gesellschaft überlebt hatten. 

			Der omnipotent-paternalistische, niemals besonders effiziente und seit der Auflösung der kommunistischen Parteien einfach schwache Staat sollte sich aus der Gesellschaft zurückziehen. Die so befreiten Menschen sollten sich nun in eine marktbestimmte, bürgerliche Gesellschaft – mit spontan gebildeten Vereinen und gut organisierten Interessenvertretungen – umformen. Damit dies geschehen konnte, musste der Homo sovieticus in die Lage gebracht werden, sich auf dem Markt zu behaupten. »Privatisierung« und »Eigentumsverteilung« waren in diesem Zusammenhang die Schlüsselworte.

			In kultureller Hinsicht stellte die postkommunistische Transformation die »Rückkehr« der von der totalitären Herrschaft »unterbrochenen« Geschichte dar. Dabei ging es nicht nur darum, dass über diese Geschichte nun die Wahrheit gesagt werden durfte. Im übertragenen Sinne handelte es sich um eine Rückkehr zur Realität, deren Wahrnehmung nicht mehr durch die tägliche Verängstigung der Untertanen sowie durch Indoktrination und Propagandalüge entartet wurde. Meinungsvielfalt sollte die Perzeption des Geschehenen und des Geschehenden bestimmen.

			Das totalitäre Projekt und die posttotalitäre Transformation unterschieden sich nicht nur bezüglich ihrer konträren Zielsetzungen, sondern auch hinsichtlich der Mittel, mit denen sie verfolgt wurden, krass voneinander. Nach dem Kommunismus war die Multiplizierung der Macht des schwachen Staates mit Gewalt nicht ohne Weiteres möglich. Das bedeutete, dass sich die postkommunistischen Machthaber für die Reformen Zeit nehmen mussten, damit das Richtige zum richtigen Zeitpunkt gemacht werden konnte. Sie mussten sich als geschickte Politiker, nicht als ideologisch motivierte Fanatiker und Massenmörder beweisen. In den meisten Fällen begrüßten sie den Umstand, dass die Systemtransformation und das Streben nach politischer Souveränität einander bedingten. Als nationale Führer strebten sie die Etablierung der unabhängigen Staaten nach der Überwindung der Krise an.

			Der Sonderfall DDR

			Die DDR stellte in diesem Zusammenhang einen Sonderfall dar, weil hier der Systemwechsel und die nationale Souveränität divergierten. Die wenigen entschiedenen Befürworter der deutschen Einheit fürchteten, dass die Reformierung der DDR die Wiedervereinigung in weite Ferne rücken könnte. Sie fragten, weshalb die DDR zu einem besseren Staat umgewandelt werden sollte, wenn auf jene Deutschen, die nach dem Zweiten Weltkrieg »zu kurz gekommen waren«, westlich der Elbe die marktorientierte Gesellschaft mit der ununterbrochenen deutschen Geschichte, der Demokratie, dem Pluralismus, der »sozial« genannten Marktwirtschaft und dem Wohlstand wartete? Sie plädierten dafür, das außenpolitische Zeitfenster, das vielleicht bald wieder geschlossen werden würde, nicht für die Transformation, sondern für die Herstellung der deutschen Einheit zu nutzen. 

			Erst nach dem Fall der Mauer wurde aus dieser Minderheit Schritt für Schritt eine Mehrheit. Während die DDR-Regierung bei der Bundesrepublik um Überlebenskredite bat, der Runde Tisch Reformvorschläge ausarbeitete und die ersten Institutionen der zweiten deutschen demokratischen Republik errichtet wurden, forderten immer mehr politisch aktive Ostdeutsche die Wiedervereinigung unter der Federführung von Helmut Kohl. Selbst sein Vorschlag Ende November 1989, die deutsche Einheit nach dem Beitritt der demokratisierten Ostblock-Staaten zur Europäischen Gemeinschaft zu vollenden, wurde vom Druck der Straße überholt. Statt die DDR grundlegend zu reformieren, einigte sich die Regierung de Maizière mit der Regierung Kohl auf die Auflösung der DDR durch den Beitritt zur Bundesrepublik.

			Nur die kleinen Minderheiten der West- und der Ostdeutschen sträubten sich beständig dagegen. Rudolf Augstein ermahnte in einer Fernsehdiskussion ihren Vertreter, den Schriftsteller Grass, mit den Worten: »Günter, der Zug ist abgefahren.« 

			In den übrigen postkommunistischen Ländern wurde die Hoffnung auf die baldige Normalität im Marktsystem zum wichtigsten politischen Kapital der Transformation. Je stärker der Legitimitätsvorschuss für das neue System – die »Legitimität im Voraus« – war, desto konsequenter konnten die schmerzhaften Reformen durchgeführt werden, und desto größer war das dafür zur Verfügung stehende – zweite (aber das erste innenpolitische) – Zeitfenster der Transformation.

			Der Transformationsbeginn enttäuscht Erwartungen

			Ökonomische Maßnahmen wurden implementiert, mit denen die Fundamente der Marktwirtschaft gelegt wurden: Liberalisierung, Stabilisierung und (der Beginn der) Privatisierung. Die unsichtbare Hand des Marktes agierte in diesem Reformfenster fern jeglicher Vorstellungen von Gerechtigkeit, mal langsam, mal schnell, aber immer rücksichtslos konsequent: Wer nichts zum Tausch anzubieten hatte, erhielt auch nichts. Es war eine zumindest zweijährige Periode der extremen Preissteigerungen, der stark fallenden Reallöhne, der im Sozialismus unbekannten Massenarbeits­losigkeit, der zahlreichen Insolvenzen und des dramatischen Rückgangs des Bruttoinlandsprodukts. Große Bevölkerungsschichten, etwa die Be­­schäftigten der staatlichen Landwirtschaftsbetriebe, verloren dauerhaft ihre Arbeit, weshalb ganze Regionen am Tropf der miserablen Staatshilfe hingen. In diesen Regionen hatte der Homo sovieticus keine Chance, sich in einen Bürger zu verwandeln.

			Die großen Hoffnungen, die man in diesem Zusammenhang mit der sogenannten Volksprivatisierung verband, haben sich nicht erfüllt. Der Staat brachte zwar in Form von Coupons Besitzansprüche an seinem Unternehmen unter die Leute. Vom Experiment der »gerechten Privatisierung« profitierten freilich nur diejenigen, die, integriert in die Seilschaften des Staatsapparates, das Kapital und das Wissen aufbrachten, die notwendig waren, um den Couponsbesitzern die Ansprüche billig abzukaufen, die sie dann in die Aktien der wenigen wertvollen Staatsunternehmen umwandelten. 

			Derweil sorgten die sich zum ersten Mal seit mehreren Jahrzehnten in atemberaubendem Tempo füllenden Ladenregale nicht für den erhofften Wohlstand, sondern vielmehr für die erschreckend anmutende Erkenntnis, dass man in einem armen Land arm in die Freiheit entlassen worden war. 

			In den Transformationsländern mit demokratischen politischen Führungen wurden die im ersten Zeitfenster begonnenen politischen Reformen fortgesetzt: die Errichtung des Rechtsstaates (mit Garantien für die Unabhängigkeit der aus dem Kommunismus kommenden Richter) und der spektakuläre Aufbau freier, untereinander in Wettbewerb stehender Medien. Es wurden neue Verfassungen verabschiedet (mit der Ausnahme Polens, wo das erst im nächsten Zeitfenster geschah). Parlamente arbeiteten intensiv, um den Reformen eine verlässliche legislative Basis zu geben. Die Elitenzirkulation beschleunigte sich massiv. Wo die erneuerten Eliten gesetzeskonform handelten, stiegen die Chancen erheblich, dass eine funktionierende Demokratie schnell institutionalisiert sein würde. 

			Selbst eine erfolgreiche Errichtung demokratischer Strukturen konnte jedoch nicht über die genannten sozialen Folgen der marktwirtschaftlichen Reformen hinwegtäuschen. Je nach Stärke des Legitimitätsvorschusses zeigten sich die Menschen im jeweiligen Land über die unmittelbaren Ergebnisse der Transformation sehr bis extrem enttäuscht. Die Unsicherheit begleitete den gewaltigen sozialen Wandel, der die sozialistischen Untertanen von gestern in Profiteure und Verlierer der postkommunistischen Systemtransformation teilen sollte.

			Die ungleiche Machtverteilung beim deutschen ­Zusammenwachsen

			Mit der Auflösung der DDR am 3. Oktober 1990 verschwand das noch durch Gorbatschow geöffnete Reformzeitfenster. Ein neues wurde schon von der Bundesregierung aufgemacht, in dem die Stellung der neuen Bundesländer in der Bundesrepublik dauerhaft bestimmt wurde. Anders als bei den anderen Völkern offenbarte sich die geschichtsbewegende Naivität der Ostdeutschen nicht in der Hoffnung auf die baldige »Normalität« und den Wohlstand, die tatsächlich schnell eingetreten waren, sondern in dem Glauben, dass sie im vereinigten Deutschland den Systemwechsel meistern würden. Nach dem 3. Oktober hatten die Ostdeutschen freilich kaum Chancen, auf die Gestaltung ihrer Bundesländer – vom Bund ganz zu schweigen – einen entscheidenden Einfluss zu nehmen. Wenn der Schwache und der Starke »zusammenwachsen«, bestimmt der Letztgenannte den Horizont der dazu notwendigen Entscheidungen. Daran ändert die Tatsache nichts, dass beide auf die eine oder andere Art und Weise »zusammengehören« mögen.

			Das Rechtssystem der Bundesrepublik wurde, samt der nur leicht den neuen Erfordernissen angepassten politischen Strukturen, übernommen und der massive Elitenimport nach Ostdeutschland wurde in Gang gesetzt. Damit wurde die Lage in den neuen Bundesländern stabilisiert, weshalb nur die ökonomische Umwandlung noch echte Unsicherheiten in sich barg. 

			In den neuen Bundesländern brachte sie eine exorbitant steigende Zahl von Arbeitslosen und unzählige Insolvenzen, die aber dank der Übernahme der stabilen D-Mark von keiner bemerkenswerten Inflation begleitet wurde. In den ersten Einheitsjahren schrumpfte die ostdeutsche Volkswirtschaft um mehr als ein Drittel, die Industrieproduktion um zwei Drittel und drei Viertel der industriellen Arbeitsplätze verschwanden.

			Die damit verbundenen sozialen Härten wurden durch den Sozialstaat, riesige Transferleistungen und die Abwanderung von circa 800.000 Menschen (nur binnen der zwei ersten Jahre des wiedervereinigten Landes) abgemildert. Infolge der Umstellung von der Mark der DDR auf die Deutsche Mark im Verhältnis eins zu eins erfolgte eine rapide Wohlstandssteigerung. Die Ostdeutschen konnten sich westliche Kleidung und Hausausstattung leisten und ähnelten dahingehend den Bürgern der alten Bundesrepublik. Zeitweilig stellte es sich so dar, als hätten sie mit dem Verzicht auf die Transformation aus eigener Kraft das große Los ­gezogen. Trotz der Abwanderung, der Arbeitslosigkeit und der Deindustrialisierung machte sich so etwas wie eine Aufbruchstimmung breit, die den Anschein erweckte, dass die unter ökonomischen Gesichtspunkten verhängnisvolle, aber politisch notwendig erscheinende Währungsumstellung die Sicht auf die von Helmut Kohl angekündigten »blühenden Landschaften« nicht trüben würde. Die in der alten Bundesrepublik jahrzehntelang beschworene »soziale Marktwirtschaft« schien auch im deutschen Osten die richtige Antwort auf eine zentrale Frage der modernen Gesellschaften des Westens zu sein: die der Gerechtigkeit.

			Der übersehene Erfolg des wirtschaftlichen Marktgleichgewichts

			Ehe sich in den anderen postkommunistischen Ländern die Marktinstitu­tionen im politischen Wettbewerb bewährten, war der Legitimitätsvorschuss verschwunden. Damit schloss sich das zweite und öffnete sich das dritte Zeitfenster der Transformation: jenes des Marktgleichgewichts. Dieser in historischer Perspektive gleichsam ungeheure Erfolg sorgte jedoch nicht für eine Aufbruchstimmung. Die meisten Menschen hatten einfach keinen Grund zur Freude. Zwar befand sich die Inflation wieder unter Kontrolle, das Ansteigen der Arbeitslosigkeit sowie die Schrumpfung des Bruttoinlandsprodukts wurden gestoppt und die Wirtschaft begann zu wachsen. Das neue, fragile Gleichgewicht pendelte sich allerdings auf einem niedrigen Niveau ein; von Wohlstand konnte jedenfalls nicht die Rede sein.

			Die politischen Eliten waren außerstande, die trübe Stimmung aufzuhellen, obwohl sie das nach wie vor weit geöffnete außenpolitische Fenster mit Erfolg dazu nutzten, ihren Staaten durch Nachbarschaftsverträge, Bemühungen um den Beitritt zur NATO und das Bewältigen der Hürden auf dem Weg in die Europäische Union mehr Sicherheit zu geben. Innenpolitisch stabilisierte sich die Lage nur langsam. In der Thematik des Postkommunismus ausgewiesene Politologen sprachen oft nicht von neuen Parteiensystemen, sondern von wechselnden »Parteiensituationen«, mit denen die parlamentarische Basis der Regierungen nun allzu oft brüchig wurde, weshalb Regierungswechsel gleichsam zum Alltag gehörten.

			Der soziale Wandel ging aber – von der Außenwelt fast unbemerkt – voran. Millionen und Abermillionen früherer Untertanen erschlossen sich in atemberaubendem Tempo die ökonomische Basis ihrer Existenz und gewöhnten sich an das Leben ohne die staatliche Fürsorge und Bevormundung. Sie wuchsen schnell zu Bürgern heran. Sie ließen sich von der Unsicherheit des Marktes nicht mehr erschrecken, zumal diese am Ende des 20. Jahrhunderts wegen der hohen Wirtschaftswachstumsraten »berechenbar« wurde. Nicht so sehr die angespannte Lage auf dem Arbeitsmarkt und der mögliche Jobverlust, sondern der schlechte Zustand der vom alten System geerbten, öffentlichen Dienste (darunter insbesondere des Gesundheits- und Justizsystems) und der öffentlichen Infrastruktur wurden bemängelt. 

			Den Menschen in den neuen Bundesländern wurde indes endgültig bewusst, dass sich ihre Lage in absehbarer Zeit nicht bessern würde. Daraufhin wanderte ein beträchtlicher Teil der jungen, gut ausgebildeten und meistens weiblichen Arbeitnehmer ab, die dem Sozialstaat nicht zur Last fallen wollten (ein wesentlicher Indikator des Bürger-Seins). Alles in allem verließen nach der Wiedervereinigung mehr Menschen die neuen Bundesländer als vor dem Mauerbau die DDR.

			Die späte Prosperity und Gerechtigkeit versus der vorschnelle Wohlstand

			In etwa mit dem Beitritt zur Europäischen Union ging in den jungen postkommunistischen Demokratien, wenngleich sehr langsam, das vierte Zeitfenster – das der prosperity – auf. Die sicherheitspolitische Basis des schnell steigenden Wohlstands bildete der zuvor erfolgte NATO-Beitritt. Die ökonomische Grundlage stellten die hohen Wachstumsraten dar. Die lange sehr hohe Arbeitslosigkeit ging massiv zurück, leider auch wegen der seit 2004 rapide gestiegenen Abwanderung von Millionen Arbeitnehmern in die reichen EU-Länder. Dank der Regionalförderung der Union verbesserte sich die öffentliche Infrastruktur beständig. Während im europäischen Westen Parteiensysteme erodierten, zeigten sie sich in den postkommunistischen Demokratien oft als konsolidiert, was entscheidend zum neuen Phänomen der Regierungsstabilität beitrug.

			Als einige Länder am Ende der zweiten Dekade des neuen Jahrhunderts das Wohlstandsniveau der ärmsten alten EU-Mitglieder erreichten, wurde erneut klar, dass die Transformation schier unendlich viel Zeit beanspruchen wird. Ihr fünftes Zeitfenster wurde aufgeschlagen: das der Gerechtigkeit.

			Wegen des biologisch bedingten Abgangs der im Kommunismus sozia­lisierten Generationen und den inzwischen mit den westlichen EU-Ländern gemachten Erfahrungen steigt heute in den ehemals kommunistisch beherrschten Gesellschaften der Kritizismus gegenüber dem eigenen Staat. Die Defizite der Justiz und des Gesundheitswesens wiegen für viele Bürger schwer und die politischen Parteien versprechen Reformen. In Polen deklarieren die Regierenden seit 2015 unmissverständlich, dass sie dem »Postkommunismus« endlich den Garaus machen wollen.

			Der Sonderweg der neuen Bundesländer hatte zur Folge, dass das Re­­form-, das Gleichgewichts- und das Wohlstandsfenster im Jahre 1990 gleichzeitig aufgemacht wurden. Das Reformfenster wurde nach ein paar Jahren geschlossen. Die Frage der Gerechtigkeit wurde im Sinne der Westdeutschen auf die immensen Geldtransfers in den Osten sowie auf die Angleichung des Lohn- und Rentenniveaus in beiden Teilen Deutschlands reduziert. Dabei wurde weder der Umstand beachtet, dass sich viele Ostdeutsche die Gerechtigkeit möglicherweise anders vorstellten, noch die Tatsache zur Kenntnis genommen, dass sich keine realistische Perspektive abzeichnete, wann die Transfers beendet werden sollen.

			Nur in den ehemals kommunistischen Ländern, in denen man von den offiziell deklarierten Zielen der Transformation abgerückt war, blieben die lähmenden Bindungen an den Rechtsnachfolger der ­sowjetischen Metropole – die Russländische Föderation – erhalten. Weder Boris ­Jelzin noch Wladimir Putin hatten bei ihren Bemühungen Erfolg, das von ­Gorba­tschow im Jahre 1988 aufgemachte außenpolitische Zeitfenster zuzuschlagen. Es gelang ihnen immerhin, Transnistrien, Tschetschenien, Abchasien, die Zchinwali-Region, die Krim und teilweise den Donbass zu halten beziehungsweise zurückzuerobern. Seit August 2020 scheint auch die Unabhängigkeit von Belarus auf der Kippe zu stehen. 

			Da für die neuen Bundesländer das außenpolitische Fenster des Systemwechsels niemals zugemacht wurde, hatte das wiedervereinigte Deutschland für die Transformation schier unendlich viel Zeit.
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			»Erst aufräumen, dann Europa«. Demonstration im Dezember 1990 in Ost-Berlin. (hk)

		


		
			Philipp Ther

			Der Preis der Einheit

			Die Transformation Deutschlands und Ostmitteleuropas nach 1989

			Historische Jubiläen bringen es mit sich, dass der Blick auf die Geschichte noch stärker als sonst von der Gegenwart geprägt wird. Nach dem Siegeszug der Rechtspopulisten in den letzten Jahren fällt der Rückblick auf die – mit Hannah Arendt – liberalen Revolutionen von 1989 und vor allem die darauffolgende neoliberale Transformation zwangsläufig kritischer aus als 2009. Zum zwanzigjährigen Jubiläum des vermeintlichen »Annus Mirabilis« richtete die Bundesrepublik vor dem Brandenburger Tor in Berlin ein großes Fest der Freiheit aus. Aus diesem Anlass durften Künstler nachgebaute Mauerstücke aus Kunststoff gestalten, die dann nacheinander umstürzten. Diese Inszenierung der Domino-Theorie über das Ende des Kommunismus wirkte aber eher wie ein unfreiwilliger Hinweis auf die globale Finanzkrise. Letztlich konnte ein Domino-Effekt nach der Pleite von Lehmann Brothers auf andere Banken ebenso vermieden werden wie der Zusammenbruch ganzer Volkswirtschaften in Osteuropa. Doch die Finanzkrise und die darauffolgende Eurokrise, die vor allem Südeuropa hart getroffen hat, delegitimierten die nach 1989 geschaffene Ordnung und stellten die europäische Integration, die man in mancher Hinsicht als Globalisierung im Kleinen betrachten kann, in Frage. Gemessen daran war der Rückblick von 2014 erneut erstaunlich positiv. Der Harvard-Ökonom Andrei Shleifer und der kalifornische Politologe Daniel Treisman überschrieben 2014 ihr Resümee der Transformation mit dem Titel »Normal Countries«.1

			Wenn man der bleiernen Stimmung in der Tschechoslowakei in der Zeit der sogenannten Normalisierung nach der Niederschlagung des Prager Frühlings ausgesetzt war, wird man das Wort normal wohl nur mit Anführungszeichen gebrauchen. Was als »normal« gilt, hängt stets von der gesellschaftlichen und politischen Ordnung ab. Shleifer und Treisman meinten damit die synchrone Entwicklung zu freien Marktwirtschaften und zu liberalen Demokratien und bestätigten damit unausgesprochen ­Francis Fukuyamas These vom Ende der Geschichte. Dank einer umfassenden Modernisierung, so das Autorenduo im Journal Foreign Affairs, befinde sich »der Osten« (die Beständigkeit dieser Raumkategorie nach dem Ende des Kalten Krieges lässt sich wohl nur durch ihre selbstbestätigende Funktion für »den Westen« erklären) auf einem guten Weg. Als die beste Variante der Transformation priesen Shleifer und Treisman radikale statt graduelle Reformen an.

			Testgelände für eine Schocktherapie – die DDR

			Die englischsprachige Literatur über postkommunistische Transforma­tionen im östlichen Europa lässt ein Land meist unberücksichtigt, das aber als ein weiteres Testgelände für eine Schocktherapie betrachtet werden kann: die ehemalige DDR. Dieses Fallbeispiel ist auch deshalb so interessant, weil es deutlich macht, dass die Transformation nicht an der ehemaligen Teilungsgrenze Europas haltmachte, sondern dass das ihr zugrunde liegende ökonomische Denken und die davon beeinflusste Wirtschafts­politik auf den Westen zurückwirkten. Dieses Feedback wird im Folgenden als Kotransformation bezeichnet, die Deutschland wegen der Vereinigung besonders stark prägte.2 Insofern ist die Bundesrepublik ein Sonderfall, der jedoch umso mehr eine nähere Betrachtung verdient.

			Seit der relativ raschen Überwindung der Finanz- und Wirtschaftskrise von 2008/09 wird Deutschland international als wirtschaftliches Erfolgsmodell wahrgenommen. Doch wie schnell Aufschwung und Niedergang einander ablösen können, zeigt der Rückblick auf die späten 1990er Jahre. 1999 bezeichnete der Economist Deutschland als »den kranken Mann des Euro«.3 Damals schien die Bundesrepublik in einem Teufelskreis aus geringem Wachstum, steigender Arbeitslosigkeit und Staatsschulden gefangen.4 

			Die damalige Krise war nicht zuletzt eine Folge der wirtschaftspolitischen Entscheidungen des Jahres 1990. In der darauffolgenden Dekade wurde reflexhaft der bankrotten DDR die Schuld an den wirtschaftlichen Problemen in Ostdeutschland gegeben. Doch die Hauptakteure der Transformation in Deutschland kamen aus dem Westen, ausführlicher beschrieben in einigen anderen Kapiteln in diesem Buch. Das lag am Verlauf der deutschen Vereinigung, der einen weitgehenden Austausch der Eliten in Ostdeutschland zur Folge hatte. Insofern kann man die Probleme bei der Transformation Deutschlands nicht ausschließlich der bankrotten DDR oder der SED anlasten, wie das nach 1989 auch aus wahltaktischen Gründen geschah. Die Wahlerfolge der AfD in den ostdeutschen Ländern und zuletzt die Untersuchungen zur Geschichte der Treuhand des Bochumer Historikers Marcus Böick haben eine überfällige Debatte über vermeidbare Fehler bei den Reformen und insbesondere der Privatisierung ausgelöst.5 Man sollte sich vor allem als Historiker hüten, die »wisdom of hindsight« zu strapazieren, aber man soll auch nicht so tun, als wären die konkreten Reformen »alternativlos« gewesen, wie das nach 1989 im Argumentationsmodus von Margaret Thatcher oft behauptet wurde.

			Die Wirtschaftsreformen in den fünf »neuen Ländern« – so nannte man sie 1990 ein wenig paternalistisch – zielten auf eine rasche Angleichung an den Westen ab. Der Ausgang des Kalten Krieges wurde nicht nur in der Bundesrepublik, sondern im gesamten Westen als Bestätigung des eigenen Systems verstanden. »Der Sozialismus hat verloren, der Kapitalismus hat gewonnen«, so schrieb der renommierte Ökonom Robert Heilbroner Anfang 1989 im Magazin The New Yorker.6 Bald darauf verabschiedeten der Internationale Währungsfonds (IWF), die Weltbank und das US-Finanzministerium den Washington Consensus. Dieses ökonomische Standardrezept für Krisenstaaten, den mosaischen Geboten gleich als Dekalog formuliert, war zunächst für die schuldengeplagten Länder Lateinamerikas gedacht, wurde dann aber vor allem im postkommunistischen Europa angewandt. Am Anfang stand die makroökonomische Stabilisierung, faktisch bedeutete das in allen Fällen ein Sparprogramm, gefolgt von der Triade Liberalisierung, Deregulierung, Privatisierung. Gegen Ende wirbt der Dekalog für »Foreign Direct Investments« beziehungsweise den globalen Finanzkapitalismus.7

			Das globale Jahr 1989

			Der Washington Consensus war neben der Demokratisierung Chiles Teil des globalen Umbruchs von 1989. Chile ist insofern wichtig, als dort Ratgeber aus dem Umfeld der Chicago School of Economics wirkten (Milton Friedman hielt sich dabei zurück, um sich nicht durch eine zu große Nähe zu Pinochet zu kompromittieren). Der lange Aufschwung nach der lateinamerikanischen Schuldenkrise von 1982 wurde daher im Ausland überwiegend der radikalen Privatisierung, internen und externen Liberalisierung und Deregulierung zugeschrieben (nur die lukrativen Kupferminen blieben in Staatsbesitz). Chile markiert den Beginn der neoliberalen »success stories«, die dann stark auf das postkommunistische Europa einwirkten. Bei näherer Betrachtung ist es fraglich, ob man den bis zur Asienkrise von 1998 anhaltenden Aufschwung des lateinamerikanischen Staates eher auf die neoliberale Wirtschaftspolitik unter Pinochet zurückführt oder auf die christ- und sozialdemokratische Wirtschaftspolitik nach 1989, mit der durch eine aktive Bekämpfung der Armut und Steigerung der Kaufkraft ein »soziales Equilibrium« angestrebt wurde.8 

			Die Ideen des Washington Consensus wurden in Europa schneller aktuell, als dessen Urheber ahnen konnten. Im Juni gewann die Solidarność die ersten freien Wahlen in Polen haushoch, die Kommunisten überließen der Opposition nur zu gerne das Finanzministerium, damit sie für die wirtschaftliche Misere verantwortlich gemacht würde (was dann bei den Parlamentswahlen von 1993 tatsächlich geschah). Der erste postkommunistische Finanzminister, Leszek Balcerowicz, entwickelte im Herbst des Jahres 1989 einen Reformplan, der bald nach ihm benannt wurde. An erster Stelle stand die makroökonomische Stabilisierung, denn Polen litt unter einer hohen Inflation, die sich zu einer Hyperinflation auszuweiten begann, untragbaren Auslandsschulden (mehr als 70 Prozent des Bruttoinlandsprodukt, die Abzahlung war schon aufgrund des Defizites in der Handelsbilanz unmöglich) und anderen Folgen seiner dysfunktionalen Planwirtschaft.

			Da die polnische Version der Perestroika (die Wilczek-Reformen) ge­­scheitert war, hatte sich bereits Ende 1988 die Stimmung unter prominenten Experten in Richtung radikale Reformen entwickelt. Die Wochenzeitung Polityka berichtete bereits zu dieser Zeit über einen wachsenden Einfluss der »östlichen Thatcheristen«.9 Ähnlich wie der Washington Consensus strebte der Balcerowicz-Plan eine breit angelegte Privatisierung und eine möglichst rasche Liberalisierung des Binnenmarkts und seine Öffnung zum Weltmarkt an. Obwohl klar war, dass die Reformen zu massiven sozialen Einschnitten und Entlassungen führen würden sowie von einem Lohnbegrenzungsgesetz flankiert waren, stimmten ein Großteil des linken Flügels der Solidarność und Anhänger der katholischen Soziallehre zu. Daher kann man von einem Warsaw Consensus sprechen, der wie sein Vorbild in zehn Punkte gegliedert beziehungsweise als Dekalog formuliert war.10

			Über die Auswirkungen der Reformen lässt sich streiten, die ­Inflation konnte tatsächlich unter Kontrolle gebracht werden. Doch das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ging 1990 und 1991 um insgesamt 18 Prozent zurück, die Industrieproduktion sank um fast ein Drittel, die ­Lohnbegrenzungen dämpften die Nachfrage nachhaltig. Außerdem entstand ein Heer an Arbeitslosen, 1992 waren 2,3 Millionen Polen beziehungsweise 13,5 ­Prozent der Erwerbstätigen ohne Beschäftigung.11 Kritiker wie der spätere postkommunistische Finanzminister Grzegorz Kołodko sprachen daher von einem »Schock ohne Therapie«.12 Manche internationale Experten hätten sich sogar einen noch radikaleren Kurs gewünscht, Balcerowicz hingegen machte gewisse Zugeständnisse, zum Beispiel verlangsamte er die Privatisierung von Großbetrieben und verhielt sich somit alles in allem pragmatisch.

			Da ab 1992 das Wirtschaftswachstum wieder ansprang und sich Polen als erstes Ostblockland von der tiefen Rezession von 1989 bis 1991 erholte, wurde die Schocktherapie (die Balcerowicz zunächst nicht als solche benannte, wahrscheinlich geht der Begriff auf einen langen Artikel über Polen im Publikumsmagazin The New Yorker zurück) interna­tional als Erfolg rezipiert. Auf politischer Ebene war sie das nicht, die aus der Solidarność hervorgegangenen Parteien verloren die Wahlen von 1993 gegen die Postkommunisten. Allerdings nahmen diese, anders als versprochen, die Reformen nicht zurück, sondern milderten diese nur ab.

			Nun zählten der deutsche Finanzminister von 1989, Theo Waigel, und der Architekt der Einheitsverträge, Wolfgang Schäuble, nicht zu den Anhängern der neoliberalen Chicago School of Economics oder einer Schocktherapie, sondern waren Ordoliberale. Doch abgesehen von der sozialen Abfederung, einer stärkeren staatlichen Regulierung und dem System der kollektiven Tarifverträge deckten sich die Reformkonzepte weitgehend. In der Tschechoslowakei hatte die Chicago School direkten Einfluss, so reiste der Nobelpreisträger Milton Friedman 1990 durch Ostmitteleuropa und fand insbesondere im damaligen Finanzminister Václav Klaus einen begeisterten Anhänger.13 Dessen Modell der Cupon-Privatisierung wurde wiederum in Russland aufgenommen, funktionierte dort jedoch nicht und führte zum Aufkommen der Oligarchen, die bis heute die russische Wirtschaft dominieren.

			Die deutsche Schocktherapie

			Radikale Wirtschaftsreformen lassen sich am leichtesten durchsetzen, wenn die jeweiligen Volkswirtschaften vor dem Zusammenbruch stehen. Das war im letzten Jahr der DDR zweifelsohne der Fall. Der Wechselkurs der Ostmark zur D-Mark fiel im Herbst 1989 auf 7:1 und im Winter zeitweise noch tiefer, dadurch waren die hohen Auslandsschulden Ostdeutschlands nicht mehr bezahlbar. Die Asymmetrie der Macht zwischen West und Ost war jedem Fernsehzuschauer bewusst, der den riesigen, massigen Helmut Kohl neben dem zierlichen, zerbrechlichen Lothar de Maizière sah, der nach den letzten Volkskammerwahlen vom März 1990 als letzter Ministerpräsident der DDR die Verträge zur deutschen Einheit aushandeln musste. Die Art der Wiedervereinigung wurde dadurch bestimmt, dass sie nicht mehr nach dem dafür eigentlich vorgesehenen Paragrafen 146 des Grundgesetzes, sondern nach Paragraf 23 als »Beitritt« der fünf »neuen Länder« vollzogen wurde. Es handelte sich somit um eine Erweiterung Westdeutschlands und nicht um eine Vereinigung zweier gleichberechtigter Staaten.

			Im Verfall der Ostmark spiegelten sich die wirtschaftlichen Pro­bleme der DDR und die schlechten Erwartungen bezüglich ihrer Zukunft wider. Die Abwertung war jedoch schon seit Langem in Gang gekommen. ­Während die DDR in den 1980er Jahren offiziell und beim Zwangsumtausch für Westdeutsche auf der Parität der Ostmark beharrte, halbierte die Außenhandelsbank der DDR den internen Verrechnungskurs zur D-Mark (konvertierbar war die Ostmark wie die anderen ­Ostwährungen nicht). 1988 betrug der strikt geheim gehaltene Kurs nur noch 4,40 Ostmark für eine D-Mark, weil die DDR ihre Waren lediglich zu diesem billigen Umtauschkurs absetzen konnte.

			Illegale Geldwechsler bezahlten in den Hinterhöfen von Ost-­Berlin oder Leipzig den ungefähr gleichen Kurs, der Schwarzmarkt bildete die ökonomischen Verhältnisse somit besser ab als die offiziellen Wechselkurse. Der Verfall der Ostmark nach der Öffnung der Mauer bedeutete, dass die ohnehin niedrigen Gehälter und Löhne in der DDR weiter entwertet wurden. Ähnlich wie in Polen oder der Tschechoslowakei konnte schon eine Tankfüllung Benzin oder eine kaputte Waschmaschine die Haushaltskasse einer Familie aus dem Lot bringen. Auch dieser wirtschaft­liche Absturz und die allgemeine Verunsicherung erklären, warum der Ruf »Wir sind ein Volk« im Herbst und Winter 1989/90 immer lauter wurde.

			Im Frühjahr 1990 kursierte bereits ein anderer Slogan: »Kommt die D-Mark, bleiben wir, kommt sie nicht, geh’n wir zu ihr!« Der letzte Halbsatz bezog sich auf die drohende Massenauswanderung wegen der wirtschaftlichen Misere der DDR. Im ostdeutschen Wahlkampf von 1990 bot die CDU einen naheliegenden Ausweg an: eine schnelle Wiedervereinigung und auf dem Weg dorthin die Wirtschafts- und Währungsunion. Die CDU hielt dieses Wahlversprechen, schon am 1. Juli 1990 war die Wohlstandsikone D-Mark auch im Osten das offizielle Zahlungsmittel – was damals in Berlin, Leipzig und anderen Städten mit Freudenfesten gefeiert wurde. Doch wie kam es angesichts der rapiden Abwertung der Ostmark nach dem Mauerfall zum Wechselkurs von 1:1?

			Die Bundesbank warnte vor dem ökonomischen Risiko einer zu starken Aufwertung und trat für einen Kurs von 2:1 ein (der dann für Sparguthaben ab 4000 Mark tatsächlich eingeführt wurde). Vertreter der DDR-Staatsbank argumentierten sogar für einen Kurs von 7:1, weil das der wirtschaftlichen Leistungskraft entsprochen und der ostdeutschen Wirtschaft ermöglicht hätte, mit der westdeutschen Industrie zu ­konkurrieren.14 Aber letztlich fällte die deutsche Regierung unter Bundeskanzler Helmut Kohl eine politische Entscheidung. Die drohende Massenabwanderung von Ost nach West war das immer wieder bemühte Argument, das die Situation in Deutschland in der Tat von den anderen postkommunistischen Staaten unterschied.

			Einheitsbedingt ein deutscher Sonderweg

			Wegen der Fokussierung auf die nationale Einheit und der ­traditionellen Orientierung der bundesdeutschen Eliten auf den Westen wurde in den internen und öffentlichen Debatten vielfach übersehen, was in der unmittelbaren Nachbarschaft der Bundesrepublik geschah. Die Währung der Tschechoslowakei, neben der DDR der wohlhabendste Ostblockstaat, sank im Winter 1989/90 ebenfalls drastisch. Der Kurs fiel auf den dreifach niedrigeren Schwarzmarktkurs, das waren etwa 15 Kronen für eine D-Mark. Im Unterschied zur Bundesregierung nahm die tschechoslowakische Regierung diese Abwertung hin. Der Finanzminister Václav Klaus wollte ähnlich wie Polen und Ungarn mit einer verbilligten nationalen Währung den Export ankurbeln, die ehemals sozialistischen Großbetriebe retten und die Arbeitslosigkeit niedrig halten. Diese Strategie funktionierte bis zur tschechischen Bankenkrise von 1996 recht gut. Während die Abwertung die Exporte der Tschechoslowakei etwa um den Faktor drei verbilligte (sofern man den offiziellen Wechselkurs als Ausgangspunkt nimmt), bedeutete die Währungsunion für die ostdeutsche Wirtschaft eine vierfache Verteuerung ihrer Ausfuhren gegenüber dem Verrechnungskurs von 1988. Damit war vorherbestimmt, dass ostdeutsche Produkte – man könnte symbolisch einen PKW der Marke Wartburg herausgreifen – niemals mit einem Škoda oder anderen tschechischen Waren konkurrieren konnten und sich Produktionsverlagerungen in der Industrie meistens über Ostdeutschland hinweg ereignen würden.

			Auf die Währungsunion folgte ein zweiter Schock für die ostdeutsche Wirtschaft, die rasche Liberalisierung des Außenhandels. Durch den Beitritt zur Bundesrepublik und zugleich zur EG fielen – wie im Washington Consensus prinzipiell vorgesehen – sämtliche Handelsschranken. Diesem Konkurrenzdruck war die ostdeutsche Wirtschaft nicht gewachsen. So gesehen war es für die anderen postkommunistischen Staaten in Ostmitteleuropa ein Vorteil, dass sie der EU erst 2004 beitraten. Aber auch diese Integration in den europäischen Binnenmarkt und den Weltmarkt erfolgte unter weit weniger geschützten Bedingungen als der wirtschaftliche Wiederaufbau Westeuropas und das Wirtschaftswunder in der Bundesrepu­blik in den drei Jahrzehnten nach 1945.

			Eine dritte Besonderheit der deutschen Transformation war die radikale Privatisierung, bei der ein grundlegender Marktmechanismus außer Acht gelassen wurde. Zeitweilig unterstanden der Treuhand als Privatisierungsbehörde 12.534 Unternehmen mit mehr als vier Millionen Beschäftigten. Allein bis Ende 1992, also in einem Zeitraum von nur zwei Jahren, wurden mehr als 10.000 Betriebe verkauft.15 Wenn derart viele Unternehmen auf den Markt geworfen werden, muss deren Preis drastisch sinken. So kam es statt des erwarteten Gewinns von rund 600 Milliarden DM zu einem Treuhand-Verlust von 270 Milliarden DM, pro (ehemaligen) DDR-Bürger waren das mehr als 15.000 DM. Ende 1994 verkündete die Bundesregierung mit Stolz die Auflösung der Treuhand, weil die Privatisierung nunmehr abgeschlossen sei. Doch bei den meisten privatisierten Unternehmen wurde die Produktion einfach eingestellt. Wie Marcus Böick errechnet hat, blieb in den von der Treuhand verkauften Betrieben nur jeder vierte Arbeitsplatz erhalten. Diesen Strukturbruch haben vor allem Städte mittlerer Größe, deren Wohlstand von wenigen großen Fabriken abhing, bis heute nicht verkraftet. Polen und Tschechien gingen bei der Privatisierung der großen Staatsbetriebe behutsamer vor, verkauften jedoch zum Beispiel Wohnungen zu günstigen Konditionen an ihre Mieter. Das half den Menschen in der Transformation dabei, die Fixkosten gering zu halten, um Phasen der Arbeitslosigkeit durchzustehen und ein kleines Vermögen aufzubauen. Diese Art von Massenprivatisierung unterblieb in Ostdeutschland, die Vermögen der Bevölkerung sind dort bis heute weit geringer als im Westen.

			Alternativlose Einschnitte?

			Diese kritischen Anmerkungen zur deutschen Schocktherapie – die im Unterschied zu Polen nie als solche benannt wurde – legen die Frage nahe, ob es Alternativen dazu gegeben hätte. In den frühen 1990er Jahren wurde das selbstverständlich ausgeschlossen, damals wurden die ­Reformen als »alternativlos« bezeichnet. Ein realistischer Umrechnungskurs bei der Währungsunion hätte zahlreiche ostdeutsche Wähler enttäuscht und ein noch größeres Gefälle bei den Löhnen, Gehältern und Renten erzeugt. Wären deshalb tatsächlich noch mehr Menschen aus Ost- nach Westdeutschland abgewandert, wie befürchtet? Diese Frage lässt sich ex post nicht mehr beantworten, doch auch so, trotz der sozialen Abfederung der Reformen und die Transferzahlungen von West nach Ost, zogen in nur vier Jahren 1,4 Millionen Menschen aus den östlichen in die westlichen Bundesländer.16 Insofern wurde das weiter gesteckte Ziel der Währungsunion, die Menschen in Ostdeutschland zu halten, nicht erreicht.

			Bei der Privatisierung gab es, wenn man über die Bundesrepublik hinausblickt, durchaus Alternativen. So führten zum Beispiel Polen, Tschechien und vor allem die Slowakei große Unternehmen von strategischer Bedeutung unter staatlicher Regie weiter und verkauften sie erst Ende der 1990er Jahre. Dies bedeutete nicht, dass die Unternehmen weiter Verluste machten wie vor 1989, denn sie mussten profitorientiert wirtschaften, was in einigen Fällen auch gelang.

			Am ehesten »alternativlos« war die Liberalisierung des Außenhandels beziehungsweise die Öffnung des ostdeutschen Marktes. Eine Verzögerung hätte sich wohl nur im Rahmen eines eigenen Zollgebiets, anderer Einfuhrbeschränkungen oder einer Sonderwirtschaftszone machen lassen. So verfuhr die Volksrepublik China in mehreren Regionen, in der EU wäre dies jedoch schwer durchsetzbar gewesen. Außerdem hätte eine Sonderwirtschaftszone in Ostdeutschland oder in Teilen davon eine härtere ökonomische Konkurrenz für die alten Bundesländer mit sich gebracht – daran hatten die dort ansässigen Politiker und Unternehmen ebenfalls kein Interesse. Unter der harten Konkurrenz aus dem Westen litten nicht zuletzt jene DDR-Bürger, die den Sprung in die Selbstständigkeit wagten. Sie schnitten im Vergleich zu anderen Berufsgruppen und zu den neuen Unternehmern in Polen und Tschechien schlecht ab. Die Selbstständigen erlebten relativ häufig einen sozialen Abstieg und im ungünstigsten Fall den Bankrott ihrer Betriebe.17 Auch Frauen litten en gros mehr unter der Transformation als Männer und verloren früher und häufiger ihre Stellen, wobei das eine Entwicklung war, die alle postkommunistischen Länder betraf. 

			Die ostdeutsche Berufsgruppe, die am wenigsten Einbußen hinnehmen musste, waren die Staatsdiener – sofern sie nicht wegen einer Stasi- oder SED-Vergangenheit ihren Posten verloren. Aufgrund der Währungsunion und der Ausweitung des Tarifsystems auf die fünf neuen Bundesländer erlebten dagegen die ostdeutschen Beamten einen spürbaren Gehaltszuwachs. Das galt erst recht für die vielen Westdeutschen, die mit »Buschzulagen« in den Osten geschickt wurden. Doch von ihnen abgesehen hatte die Bundesregierung offenbar wenig Visionen, welche gesellschaftlichen Schichten und Eliten Ostdeutschland voranbringen sollten. 

			Der Preis für diese Mischung aus nationaler Selbstbezogenheit, Neoliberalismus und fehlenden gesellschaftlichen Visionen war ein präzedenzloser wirtschaftlicher Einbruch. Die ostdeutsche Industrieproduktion sank bis Mitte der 1990er Jahre auf 27 Prozent des Niveaus von 1988. Kein anderes postkommunistisches Land in Europa, nicht einmal das im Krieg befindliche Bosnien und Herzegowina, erlebte einen derart drastischen Rückgang.18 Infolgedessen verließen, wie erwähnt, bis 1994 1,4 ­Millionen Ostdeutsche ihre Heimat. Diese Zahl entsprach ziemlich genau den in der Tschechoslowakei neu gegründeten Unternehmen; die ČSSR hatte fast so viele Einwohner wie die DDR, insofern ist sie recht gut vergleichbar. Auch in Polen und Ungarn wagten sehr viele Menschen den Sprung in die Selbstständigkeit, insgesamt wurden in den Visegrád-Staaten in den ersten fünf Jahren nach 1989 etwa vier Millionen Unternehmen gegründet.19 Diese Gründerzeit fiel in der DDR wesentlich schwächer aus.

			Der Absturz der ostdeutschen Wirtschaft überforderte den Bundeshaushalt und vor allem die Sozialversicherungen, die für die Millionen Arbeitslosen direkt oder indirekt einstehen mussten. So wurden die Kosten für die Frühverrentungen der Rentenkasse aufgebürdet, die Krankenkassen leisteten ebenfalls hohe Transferzahlungen. Doch die Pazifizierung der ostdeutschen Transformationsverlierer durch Sozialleistungen war auf die Dauer nicht finanzierbar.20 Die Sozialbeiträge, die Steuern und Staatsschulden stiegen in den 1990er Jahren immer weiter, was schließlich zulasten des Wachstums in der gesamten Bundesrepublik ging. Das vereinigte Deutschland hatte sich in eine Sackgasse manövriert, Bundeskanzler Kohl musste sich einen »Reformstau« vorwerfen lassen, der spätere »Reformkanzler« Gerhard Schröder gewann die Wahlen von 1998.

			Nachgeholte Reformen, Kotransformation und innere Abwertung

			Die rot-grüne Regierung vollzog dann viele Maßnahmen nach, die in Ostmitteleuropa bereits früher durchgesetzt wurden. Dazu gehörten die Teilprivatisierung der Altersvorsorge und die Liberalisierung des Arbeitsmarkts. Einige Zeit gab es in der Bundesrepublik auch eine lebhafte Diskussion über eine Flat-Tax bei der Lohn- und Einkommenssteuer und ein anderweitig stark vereinfachtes Steuersystem (die Flat-Tax wurde nach der Jahrtausendwende in allen anderen postkommunistischen Staaten eingeführt,21 allerdings später infolge der Krise von 2009 in vielen Ländern wieder zurückgenommen) sowie eine Gesundheitsabgabe statt der einkommensabhängigen Krankenversicherung. Mit Blick auf das postkommunistische Europa kann man von einer Kotransformation sprechen, die von Ostdeutschland ausgehend die gesamte Bundesrepublik erfasste, wobei auch das Vorbild der britischen Sozialreformen unter Tony Blairs New Labour eine wichtige Rolle spielte. Ein Novum der rot-grünen Arbeitsmarkt- und Sozialreformen war, dass sie Westdeutsche genauso hart trafen wie Ostdeutsche, wenngleich Letztere wegen der hohen Dauer­arbeitslosigkeit mehr unter den Einschnitten litten. 

			Außerdem kam es zu einer »inneren Abwertung« durch geringe, unter der Inflation liegende Lohnsteigerungen. Dies war jedoch weniger ein Resultat der Reformen als vielmehr der Verhandlungen von Arbeitgebern und Gewerkschaften im Rahmen des »Bündnisses für Arbeit« (das von 1998 bis 2002 existierte). Bereits zuvor kam es auf betrieblicher Ebene immer wieder zu Kompromissen nach der Maxime »Arbeitsplatzerhalt gegen Lohnzurückhaltung«, mit denen das damals viel geschmähte korporatistische Deutschland seinen Beitrag dazu leistete, dass die deutsche Industrie später wieder konkurrenzfähiger wurde.

			Die Hartz-Reformen verursachten eine deutlich höhere soziale Un­­gleichheit, die in Deutschland von 1999 bis zur Finanz- und Wirtschaftskrise von 2009 von einem ursprünglich fast skandinavischen Niveau auf das von anderen postkommunistischen Ländern wie Ungarn oder Polen anstieg. Gemäß dem Gini-Koeffizienten, dem international gebräuchlichen Messwert für die Ungleichheit von Einkommen, stieg diese von 1999 bis zur Krise im Jahr 2009 von 0,25 auf etwa 0,29.22 Man kann diese Entwicklung nicht auf einen einzelnen Faktor wie Hartz IV zurückführen, doch dass die Sozial- und Arbeitsmarktreformen die Angst vor einem sozialen Abstieg erhöhten, ist unbestritten. So war es auch beabsichtigt; die Menschen sollten durch die Androhung von Armut dazu motiviert werden, schlechter bezahlte und weiter entfernt liegende Stellen anzunehmen.

			Verunsichernde negative Mobilisierung

			Diese negative Mobilisierung, die in den ärmeren Ländern Ostmitteleuropas noch eine ganz andere Tragweite hatte, mag zum späteren »deutschen Jobwunder« beigetragen haben, doch sie führte zugleich zu einer Verunsicherung in breiten Gesellschaftsschichten. Darin liegen ebenfalls die tieferen Ursachen für die hohen Stimmanteile der rechtspopulistischen AfD in Ostdeutschland, die bei den Bundestagswahlen von 2017 in Sachsen mit knappem Vorsprung vor der CDU sogar stärkste Partei wurde. Für die Bundesrepublik war das ein politischer Schock, der wiederum weniger überrascht, wenn man die ehemalige DDR mit Polen, Tschechien oder der Slowakei vergleicht. Da wie dort wählten nicht nur »Transformationsverlierer« populistische Parteien, sondern auch Wähler aus der Mittelklasse, denen es materiell besser ging als früher, die sich aber an frühere Arbeits­losigkeit und soziale Degradierung erinnerten und Angst hatten – auch unter dem Eindruck der sogenannten Flüchtlingskrise und ihrer Instrumentalisierung durch die Rechtspopulisten –, dass sich etwas verändern könne und sie erneut soziale Einschnitte würden hinnehmen müssen.23

			Das Grundproblem liegt wie in der gesamten Europäischen Union da­­rin, dass die derzeitige Wirtschaftsordnung vor allem jenen Ländern, Regionen und sozialen Gruppen zugutekommt, die bereits gut aufgestellt sind. Dagegen fallen andere Teile Europas und seiner Gesellschaften wirtschaftlich zurück und haben schlechte Zukunftsperspektiven.

			Hartz IV bedeutete in mancher Hinsicht eine Umkehrung der Strategie des Jahres 1990. Während die Währungsunion eine rasche Angleichung an den Westen zum Ziel hatte, brachten Hartz IV und vor allem der Billiglohnsektor (der als Idee auf die Chicago School zurückgeht und in den 1980er Jahren in Staaten des sogenannten »Rust Belt« getestet, dann jedoch wieder verworfen wurde) eine Anpassung der Arbeitskosten an die damals in Polen und der Tschechischen Republik gängigen Löhne mit sich. Man kann daher erneut von einer Kotransformation der gesamten Bundesrepublik sprechen.

			Die Hartz-Reformen änderten allerdings wenig an der Misere der fünf neuen Länder. Das lag unter anderem daran, dass die Aktivierung für den Arbeitsmarkt – die Arbeitslosen hießen jetzt Arbeitssuchende – in jenen Regionen, in denen es wenig oder keine Arbeit gab, nicht viel brachte. Dort blieb dem Staat kaum etwas anderes übrig, als die Arbeitslosen zu alimentieren, verfrüht in Rente zu schicken oder durch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) zu beschäftigen. Das war weiterhin kostspielig; insgesamt summierten sich die Nettotransferleistungen in dem Vierteljahrhundert von 1989 bis 2014 auf 1,6 Billionen Euro (netto bedeutet in diesem Fall, dass die Rückflüsse von Ost nach West beziehungsweise Zahlungen in den gesamtdeutschen Staatshaushalt, beispielsweise durch Steuern ostdeutscher Bürger, berücksichtigt sind).24 In den Spitzenjahren waren es bis zu 100 Milliarden Euro, die für die Modernisierung der Infrastruktur, die erwähnten Privatisierungen und vor allem Sozialleistungen ausgegeben wurden.

			Trotz dieser Geldflüsse erwirtschafteten die neuen Bundesländer im Jahr 2015 pro Kopf nur gut zwei Drittel des westdeutschen Bruttoinlandsprodukts.25 Die Tschechische Republik, die ohne die Unterstützung eines »großen Bruders« im Westen auskommen musste, hat eine fast so hohe Wirtschaftskraft erreicht – ohne die eingangs erwähnten ­Transferzahlungen.

			Schlussfolgerungen

			Die Geschichte Deutschlands nach dem Fall der Mauer ermöglicht also kritische Fragen in verschiedene Richtungen, einerseits gegenüber den neoliberalen Reformrezepten der frühen 1990er Jahre und nach der Jahrtausendwende, andererseits gegenüber der Wirksamkeit staatlicher Ausgabenprogramme. Man sollte außerdem kritisch debattieren, welche langfristigen Folgen die massive gesellschaftliche Verunsicherung durch Massenarbeitslosigkeit, die hohe Abwanderung von Ost nach West und deren Verarbeitung in der gesamtdeutschen Öffentlichkeit ab 1990 hatten. Das gilt nicht nur für die ehemalige DDR, sondern für alle neuen Mitgliedstaaten der EU, in denen die Wirtschaftsreformen – egal wie man sie ökonomisch bewertet – einen politischen und gesellschaftlichen Preis hatten. Offensichtlich profitierten zu wenige Menschen von den Reformen.26 Eine Folge davon war eine verstärkte Arbeitsmigration von Ost nach West.

			Es wäre zu simpel, sämtliche späteren Erfolge oder Probleme auf die Schocktherapie zurückzuführen. Außerdem schnitten Länder, die Anfang der 1990er Jahre mit den Reformen zögerten, keineswegs besser ab. Dennoch ist ein direkter kausaler Zusammenhang zwischen radikalen Reformen und späterem Wirtschaftswachstum, die Shleifer und Treisman im Sinne von Ursache und Wirkung behaupten, nicht haltbar. Über den Verlauf der wirtschaftlichen Transformation entschieden auch Faktoren wie das Timing – die Vorreiter bei den Reformen hatten einen großen Startvorteil, ebenso jene Staaten, die bereits in den 1980er Jahren in größerem Ausmaß private Unternehmer zugelassen hatten. Ebenso wichtig war die geografische Nähe zu den westeuropäischen Märkten; die westlich gelegenen postkommunistischen Staaten waren eher das Ziel von Produktionsverlagerungen als weiter entfernte Länder. Unabhängig davon verfügten alle postkommunistischen Staaten über ein relativ hohes Bildungsniveau (das in der Transformationszeit sträflich vernachlässigt wurde), gut ausgebildete Fachkräfte und ein niedriges Lohnniveau. Damit soll nicht gesagt sein, dass eine gute oder schlechte Wirtschaftspolitik keine Rolle spielte, aber die Behauptung, die Schocktherapie sei der Vater aller späteren wirtschaftlichen Erfolge, lässt sich, wie am Beispiel Ostdeutschlands und Polens gezeigt, nicht aufrechterhalten.

			Außerdem würde eine reine Erfolgsgeschichte die Probleme beim Aufbau von Demokratien ausblenden, die sich in Polen in der populistischen Revolte schon bei den Wahlen von 2001 und 2005 manifestierte und in Ostdeutschland mit den Proteststimmen für die postkommunistische PDS. Die globale Finanzkrise von 2009 und die Eurokrise von 2011 stellten die Teloi der Transformation, die reine Lehre der Marktwirtschaft, die liberale Demokratie und die angestrebte Konvergenz mit dem Westen grundsätzlich in Frage. Mit dem »Annus Horribilis« von 2016 (Mehrheit für den Brexit im britischen EU-Referendum, Wahl von Donald Trump zum vier Jahre lang amtierenden Präsidenten der USA und das Scheitern der reformatorischen Linken im italienischen Verfassungsreferendum) hat ein neues Zeitalter begonnen. Seitdem gibt es »den Westen« als Wertegemeinschaft nicht mehr wie in der Nachkriegszeit.

			Insofern ist die teleologisch ausgelegte Transformation, wie sie nach 1989 verstanden wurde, beendet. Die Stammländer des liberalen Kapitalismus, England und die USA, sind protektionistisch geworden, die parlamentarische Demokratie und die Rechtsstaatlichkeit sind geschwächt, die europäische Integration ist fast zum Stillstand gekommen oder wird zurückgedreht, sogar das Wort Reform ist verbreitet in Misskredit geraten. Das alles geschieht in einem wirtschaftlichen Kontext, der, zumindest bis zur Corona-Krise, eigentlich von einer guten globalen Konjunktur geprägt worden ist. Man weiß nicht, was politisch geschehen wird, wenn eine Rezession kommt oder die Zinsen stark steigen. Aber wie die Erfahrung von 1989 zeigt, liegt in jedem Umbruch auch eine Chance.
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			Marcus Böick

			Zwölf Thesen zu Wirtschaftsumbau und Treuhandanstalt1

			Die Rolle(n) und Folgen des Wirkens der Treuhand 

			Vorab eine Kurzfassung meiner Thesen für schnelle Leser*innen:

			
					Wirtschaftsumbau und Treuhandanstalt erweisen sich seit Mitte der 2010er Jahre und insbesondere wieder seit 2019 als intensiv umstrittene erinnerungskulturelle Gegenstände.

					Deren Bewertungen als alternativloses »Erfolgsmodell« oder neoliberale »Abwicklung« changieren zwischen Ost und West sowie zwischen liberalkonservativen und linken Zugriffsweisen.

					Der anhaltende Streit um den »tatsächlichen« Zustand beziehungsweise objektiven »Wert« der DDR-Planwirtschaft vor und nach 1990 erscheint als letztlich unauflösbarer Deutungskonflikt.

					Die seit dem Herbst 1989 in der DDR geführten Diskussionen um eine »Wirtschaftsreform« innerhalb der DDR verdichteten sich im Februar 1990 auf die Treuhand als »Minimalkompromiss«. 

					Die in Westdeutschland gemachten ökonomischen Vorschläge eines graduellen Übergangs wurden durch kurzfristige bundespolitische Überlegungen einer sofortigen Umstellung abgelöst.

					Mauerfall und Volkskammerwahl entfalteten als politische Zäsuren auch massive Rückwirkungen auf die ohnehin in einer strukturellen Krise befindliche Planwirtschaft und ihre Betriebe.

					Als dritte und wirtschaftshistorisch entscheidende Zäsur wirkte die schockartige Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion, die eine massive Umstellungskrise in den Betrieben auslöste.

					Im Sommer 1990 wurde im Kontext der deutsch-deutschen Verhandlungen die noch randständige Treuhandanstalt als neuartiger Grundpfeiler eines improvisierten Sondermodells etabliert.

					Die Treuhand und ihr rasch rekrutiertes Führungspersonal erfuhren gerade 1990/91 einen regelrechten Praxisschock, als ihr neuer Präsident Rohwedder auf deren massive Expansion setzte.

					Die Praxis nach 1991 erwies sich als ein auf Beschleunigung gerichteter, unternehmerischer Ausnahmezustand, der als Privatisierungswettstreit die Organisation und ihr Personal erfasste.

					Mittelfristige Bilanzierungen sowie langfristige Bewertungen prägen die Diskussionen um die Nachwirkungen von Wirtschaftsumbau und Treuhand bis heute, diese fallen sehr gegensätzlich aus.

					Jenseits gegenwärtiger Re-Politisierungen und Re-Polarisierungen dürfte langfristig eine differenzierte Historisierung des Feldes bevorstehen, die jedoch neue Engführungen vermeiden sollte.

			

1	Wieder-Entdeckungen: Zeitgeschichte, Zeitzeugenschaft, Erinnerungskultur

			Der erbitterte Deutungsstreit um den dramatischen Umbau von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft in Ostdeutschland nach 1990 hat in den letzten Jahren wieder an Aktualität und bemerkenswerter Schärfe gewonnen. Vor allem die Erfolge rechtspopulistischer Kräfte, die runden Jubiläen und Jahrestage sowie veränderte generationelle Perspektiven haben jüngst zu einer intensiven Diskussion über eine erinnerungskulturelle Neubilanzierung des deutsch-deutschen Vereinigungsprozesses geführt. Das lange Zeit gedenkoffiziell dominante (Erfolgs-)Narrativ vom endgültigen »Ende der Geschichte« beziehungsweise eines deutschen »Sonderweges« nach 1990 wird dabei zunehmend brüchiger; auch von politischen Zeitzeugen reklamierte Meistererzählungen über vermeintliche Alternativlosigkeiten im Prozess stehen vermehrt zur Disposition. Die weitgehend asymmetrischen Normalisierungs-, Anpassungs- und Transferprozesse werden stärker kritisch hinterfragt; andererseits scheint eine Historisierung dieser Zeitphase sukzessive auf die wissenschaftliche Agenda zu rücken. Die komplexe Gemengelage aus individueller Zeitzeugenschaft, öffentlicher Erinnerungskultur sowie wissenschaftlichen Aneigungsversuchen prägt dieses Feld in besonderer Weise.2

			Generell scheint dabei das mediale Aufmerksamkeitspendel von einer eher westdeutsch orientierten »Makro-Perspektive« (einer »nachholenden Modernisierung« vor allem durch Transfers von West nach Ost sowie Anpassungen von Ost an West) wieder vermehrt auf eine ostdeutsch ausgerichtete »Mikro-Perspektive« umzuschwenken, die wiederum insbesondere individuelle wie kulturelle Umbruchs- und Verlusterfahrungen thematisiert, die oftmals auch als Opfererfahrungen beschrieben werden. Gerade die letzte Weltwirtschafts- und Finanzkrise der Jahre 2007/08 hat auch auf diesem Feld kapitalismusskeptische Diskussionen angeheizt, inwiefern ein »neoliberales Zeitalter« (Philipp Ther) in den postsozialistischen Staaten und Gesellschaften Ostmitteleuropas zu entsprechend disruptiven Dynamiken geführt habe, die letztlich langfristig als »Ko-Transformationen« auch auf Westeuropa zurückwirkten. Dieser kapitalismuskritische Diskurs hat sich jüngst – insbesondere in emotional geführten wie digital-medial verstärkten Debatten über die globalen Folgen eines wachstumsökonomiebasierten Klimawandels seit 2018 – abermals erheblich verschärft.3 

			Dieses vielschichtige erinnerungskulturelle Konfliktszenario vollzieht sich nicht zuletzt auch vor einem sprunghaft ansteigenden zeithistorischen Interesse an diesem Themenkreis, der schließlich durch die Freigabe von weitreichenden Aktenbeständen sowie die Bereitstellung von staatlichen Fördermitteln zusätzlich befeuert wird. Die besondere Herausforderung für die hiesige Zeitgeschichtsforschung besteht dabei darin, einer klassischen Trias von Hans-Günter Hockerts folgend, sich sowohl von zeitgenössischen Primärerfahrungen (vor allem der Zeitzeugen, Betroffenen und Akteure) sowie von erinnerungskulturellen beziehungsweise geschichtspolitischen Interventionen aus Politik und Öffentlichkeit zu emanzipieren und auf der fachlichen Eigenständigkeit als empirischer, differenzierter Wissenschaftsdisziplin mit eigenen methodischen und theoretischen Standards zu beharren – die etwa mit kritischer Selbstreflexion, umfassender Quellenkritik sowie diskursiver Multiperspektivität und Pluralität zu umschreiben sind.4 

			Knapp formuliert gilt es, differenziert-distanzierte zeithistorische Zu­­gänge zu einem stark umkämpften Themenfeld zu entwickeln; die empirischen Hinterlassenschaften, die individuellen Selbst- und Fremdwahrnehmungen sowie die umfassenden Deutungskonfigurationen dieser bewegten wie hochemotionalen Revolutions- und Umbruchszeiten müssen – gerade auch aus kulturhistorischen sowie transnationalen Leitperspektiven heraus – distanzschaffend »verrätselt« und perspektivisch exotisiert und verfremdet werden. Ein solcher Zugang kann dabei freilich auch mit zeitzeugenschaftlichen Wahrnehmungs- und kollektiven Erinnerungsmustern sowie geschichtspolitischen Erwartungshaltungen in eine gewisse Grundspannung geraten. Ferner gilt es letzten Endes, sich methodisch wie theoretisch reflektiert zu den sehr weitreichenden empirischen Ergebnissen einer ausgebauten sozialwissenschaftlichen Transformationsforschung zu verhalten.5

			2	Historische Retrospektiven: Der Wirtschaftsumbau – die »Achillesferse« der Einheit?

			Der in diesem Papier thematisierte, beschleunigte Wirtschaftsumbau beziehungsweise konkreter: Der durch die Treuhandanstalt auf Unternehmens­ebene organisierte Übergang von der Plan- zur Marktwirtschaft in den frühen 1990er Jahren galt und gilt jedoch selbst eher konservativen Historikern schon länger als »dunkles Kapitel« (Manfred Görtemaker) beziehungsweise »Achillesferse« (Andreas Rödder) eines an sich (außen-)politisch sehr erfolgreichen Vereinigungsprozesses – vor allem mit Blick auf umfassende gesellschaftliche Krisen- und meist ost-westlich-konfigurierte Konfliktphänomene wie »De-Industrialisierung«, Massenarbeitslosigkeit, Wohlstandsgefälle, Eigentumsumverteilung, Elitenbildung, Abwanderung, Stadt-Land-Gegensätze sowie kulturell verfestigte Konfliktlagen.6 

			Während das Thema wissenschaftlich, vor allem in den Rechts-, Sozial- und Wirtschaftswissenschaften, seit der Jahrtausendwende weitgehend in den Hintergrund gerückt war, als sich nur noch einzelne Forscher wie Wolfgang Seibel für die Treuhand und ihre Arbeit interessierten,7 ist insbesondere seit 2015 eine merkliche Re-Polarisierung und auch Re-Politisierung dieses Themenfeldes zu beobachten, die vor allem entlang politischer Rechts-Links-Lager, aber auch überkommener Ost-West-Gegensätze organisiert ist; auch deutet sich eine neuartige generationelle Spannungslage an. Als exemplarisch kann dabei das von der SPD-Ministerin Petra Köpping vorgelegte Buch »Integriert doch erst mal uns!« gelten, welches im Jahr 2018 erhebliche Wellen schlug.8 Der ehemalige Spiegel-Journalist Norbert F. Pötzl hat mit seinem »Treuhand-Komplex« im vergangenen Jahr dann eine Art »Anti-Köpping«-Sachbuch vorgelegt, welches wiederum den von Köpping reklamierten ostdeutschen »Befindlichkeiten« und Emotionen aus einer eher auktorialen Makro-Perspektive die »Fakten aus den Akten« entgegenhalten möchte.9 

			Beide Autoren markieren damit geradezu paradigmatisch die Pole des hier behandelten Diskursfeldes (ostdeutsche Verlust- und Opfersemantiken »von unten« versus westdeutsche Alternativlosigkeits- und Heldenerzählungen »von oben«), in dem die Treuhand zum hochgradig aufgeladenen, negativen Symbol – ja zu einer regelrechten erinnerungskulturellen »Bad Bank« avanciert ist, mit der vor allem viele ältere Ostdeutsche ihre individuellen Verlust- und Umbruchserfahrungen nach 1990 emotional verknüpfen.10 Auch in den jüngsten Wahlkämpfen des Jahres 2019 suchten politische Parteien aus diesem negativen »Treuhand-Mythos« entsprechend elektorales Kapital zu schlagen: So beantragte etwa Die Linke im Bundestag die Einrichtung eines neuerlichen Untersuchungsausschusses – eine Initiative, der sich auch die Fraktion der AfD anschloss, die dieses Thema intensiv in den regionalen Wahlkämpfen einsetzte.11 

			Man könnte also zuspitzen: Über 25 Jahre nach ihrer wohlinszenierten Selbstauflösung sind die für lange Zeit von der (nationalen) Bildfläche verschwundene Treuhand und der von ihr betriebene Wirtschaftsumbau wieder präsent wie nie. Auch die zeithistorische Forschung muss sich dabei mit diesen wirkmächtigen, geradezu dialektisch aufeinander bezogenen Opfer- und Heldenerzählungen auseinandersetzen. Zentral ist hierfür ein umfassendes, 2016/17 begonnenes Treuhand-Aktenerschließungsprojekt beim Bundesarchiv,12 das von einem großen Forschungsprojekt am Institut für Zeitgeschichte München/Berlin empirisch begleitet wird.13 Gerade hier dürften in den kommenden Jahren differenzierte Befunde und Analysen die Diskussionen weiter versachlichen, auch wenn die mancherorts gehegten Hoffnungen auf spektakuläre »Enthüllungen« oder endgültige »Wahrheiten« aus den Akten wohl überzogen sein dürften. Es gilt weiterhin die Binsenweisheit: Der Rückblick auf die Treuhand hängt stark von eigenen Perspektiven und den jeweils gewählten Fragestellungen ab, mit denen die Quellen bearbeitet werden.

			In diesem Beitrag sollen stichwort- beziehungsweise thesenartig einige zentrale Felder und Aspekte der gegenwärtigen Debatten um die Vor-, Praxis- und Nachgeschichte von Wirtschaftsumbau und Treuhandanstalt exemplarisch thematisiert werden. Freilich kann ein solcher thesenhafter Zugriff in keiner Weise einen Anspruch auf Vollständigkeit oder Abgeschlossenheit erheben, sondern will vielmehr zu weiterführenden Diskussionen einladen. Im Zentrum steht dabei ein grundsätzlich zeithistorisches Anliegen, nämlich die Diskussionen, ihre Akteure und jeweiligen Perspektiven und Narrative aus einer distanzierend-differenzierenden Meta-Perspektive heraus in den Blick zu nehmen. Es kann und soll daher gerade nicht um die immer wieder intensiv verhandelte Frage gehen, ob der Wirtschaftsumbau im Allgemeinen oder die Treuhand im Besonderen als alternativloser Erfolg oder neoliberal ideologisiertes Scheitern zu betrachten sind. Das gesamte Feld wird vielmehr als umfassender Kommunikationszusammenhang betrachtet, in dessen Kontext sehr verschiedene Akteursgruppen mit ihren jeweiligen und oft gegensätzlichen Wahrnehmungs- und Deutungsmustern einschlägige Vergangenheitsdeutungen, Gegenwarts- und Zukunftsdiagnosen in oft großer Intensität und Emotionalität aushandeln.

			3	Be-Wertungsfragen zur Planwirtschaft: »Schrott« oder »Milliarden-Vermögen«?

			In diesem Konfliktfeld verbinden sich materielle wie symbolische Wertzuschreibungen auf geradezu exemplarische Art und Weise. Während einerseits aus einer übergreifenden, zumeist makro-ökonomischen Perspektive der mangelhafte Zustand einer desaströsen DDR-Planwirtschaft betont wird, werden dieser Sichtweise meist anekdotische Einzelbeispiele von auch im »West-Export« erfolgreichen Produkten und ihren jeweiligen Branchen beziehungsweise Betrieben entgegengehalten. Entsprechende General-Diag­no­sen von »Sozialismus-Schrott« und »Volks-Vermögen« sind damit gleichermaßen auch symbolisch hochaufgeladen, geht es in dieser Diskussion nicht zuletzt darum, wie viel die DDR (und mithin auch die in der DDR individuell geleistete Arbeit) letztlich »wert« gewesen sei. Ein geradezu exemplarischer Deutungswettstreit wird dabei etwa zum sogenannten »Schürer-Papier« vom Oktober 1989 ausgetragen, das wiederum je nach Perspektive sehr gegensätzliche Bewertungen und kontrastive Lesarten erfährt: als parteioffizielle Bankrotterklärung oder aber als reformkommunistisches Aufbruchssignal.

			Differenzierte wirtschaftshistorische Analysen, wie sie vor allem André Steiner schon vor langer Zeit vorgelegt hat, gelangen demgegenüber zu dem komplexen Befund einer an massiven Strukturdefiziten und politischen Hemmnissen laborierenden Zentralplanwirtschaft, deren überdehnte Großbetriebe mit massiven Innovations-, Koordinations- und Kommunikationsproblemen zu kämpfen hatten (etwa »weichen Plänen« oder »grauen Märkten«). Insbesondere unter dem sprunghaft wachsenden Einfluss weltwirtschaftlicher Umbrüche (Globalisierung/Ölpreiskrise) sowie technologischer Innovationen (Digitalisierung/Mikroelektronik) geriet diese ohnehin übersteuerte Planwirtschaft im Laufe der 1980er Jahre zunehmend in eine veritable, nur durch westliche Bankkredite abgepufferte Krise, sodass auch die umfassenden, seit den 1970er Jahren aufgelegten sozialpolitischen Programme der Honecker-Regierung in eine dramatische Schieflage gerieten.14 

			Die Ausreisebewegungen und oppositionellen Protestaktionen ab Mitte der 1980er Jahre sind daher auch mit dem sicht- und erfahrbaren wirtschaftlichen Niedergang der Planwirtschaft und ihrem zunehmend prekären Versorgungs- und Konsumniveau – vor allem im deutlichen Kontrast zur medial omnipräsenten westlichen Warenwelt der Bundesrepublik – verknüpft. Die erodierende Output-Legitimität des SED-Regimes besaß damit eine markante wirtschafts- und konsumpolitische Komponente. Auch in den Betrieben der zentral gelenkten Planwirtschaft wuchs die allgemeine Unzufriedenheit über ökologische Umweltbelastungen, an­­dauernde Produktionsausfälle, demotivierende Unterbeschäftigung, wachsende Unfallzahlen und maschinellen Verschleiß, fehlende Leistungsanreize, zurückfallende technologische Standards sowie politische Einflussnahmen sprunghaft an. Nahezu allen involvierten Wirtschaftsakteuren schien am Vorabend der eigentlichen Revolution durchaus bewusst, dass einschneidende Reform- und Umbaumaßnahmen nötig seien, um den »Anschluss« an globale Entwicklungen wiederzugewinnen.15 

			Insgesamt wird man letztlich von dem differenzierten Befund einer mit massiven strukturellen Defiziten wie erheblichen situativen Belastungen kämpfenden Zentralplanwirtschaft ausgehen müssen. Es ist aber sicher zugleich auch notwendig, dieses defizitäre Gesamtbild noch feiner nach einzelnen Betrieben und Branchen zu differenzieren. Wie sich nach 1990 im intensiven »Säurebad« des Wirtschaftsumbaus (so die Treuhand-­Chefin Birgit Breuel) zeigen würde, standen gerade klassische Branchen der sozialistischen Hochindustrialisierung (Bergbau, Chemie, Metallurgie, Maschinen-, Fahrzeug- und Schiffsbau) vor ganz anderen Herausforderungen als in der DDR noch erheblich unterentwickelte Dienstleistungssektoren oder besonders geförderte Unternehmen im Bereich westlicher Gestattungsproduktion. Pauschale wie endgültige Urteile über den Zustand der DDR-Wirtschaft wären hier also stärker als geschichtspolitische Setzungen (»sozialistischer Schrott« versus »führende Industrienation«) zu markieren und zu problematisieren. Kurzum: An der nach 1990 unablässig geführten Debatte um den »Wert« des »Volksvermögens« interessiert weniger ihr (vermutlich nie zu erreichender) Ausgang, als die Tatsache, dass diese in einer Weise geführt wurde und wird, die materielle Bewertungs- mit ideellen Wertfragen untrennbar miteinander verknüpft. Derartige Wertzuschreibungen erweisen sich damit nicht zuletzt als hochgradig deutungs- und kontextabhängig. 

			4	Reformdebatten Ost: SED-Reformkommunisten versus oppositionelle »Demokratisierer«

			Ein ebenso hitziger Grundsatzkonflikt, der mit der Frage nach dem (Un-)Wert des »Volksvermögens« einhergeht, wird in der Kardinalfrage der »Alternativlosigkeit« der nach 1989/90 im Bereich der ostdeutschen Wirtschaft letztlich praktisch realisierten Szenarien ausgetragen: Waren die eingeschlagenen Pfade in ihrer Art und Weise wirklich ohne jegliche Alternativen? Oder gab es möglicherweise ganz andere Wege vom Plan zum Markt als diejenigen, die sich letztlich aus den einigungspolitischen Prozessen und Dynamiken des Jahres 1990 ergaben? Hier wird man aus zeithistorischer Perspektive freilich mit erheblichem Nachdruck auf der prinzipiellen Offenheit von Geschichte beharren müssen: Historische Akteure agieren stets vor grundsätzlich offenen Zukunftshorizonten; eine irgendwie geartete Gerichtetheit oder Teleologie ergibt sich (jenseits von historischen Materialismen oder ökonomistischen Marktuniversalismen) eben gerade nicht. Vielmehr lässt sich vor allem ab dem Herbst 1989 eine dynamische Öffnung, um den Jahreswechsel 1990 eine erhebliche Pluralisierung sowie im Frühjahr dann eine erstaunlich rasche und umfassende Zuspitzung und Verengung der entsprechenden ökonomischen Debatten herausarbeiten.

			Im vorliegenden Falle lassen sich intensive Reformdiskussionen auf allen Ebenen der Planwirtschaft und ihrer Betriebe, Verwaltungseinheiten sowie auch der ökonomischen Forschungseinrichtungen konstatieren, die ab dem Spätherbst 1989 zunehmend an Fahrt gewannen. Exemplarisch seien hier nur zwei Akteursgruppen und ihre Reformideen knapp vorgestellt: Einerseits ließ die neue SED/PDS-Regierung unter Hans Modrow ab November unter Federführung der Ökonomin und Wirtschaftsministerin Christa Luft das Konzept einer »Wirtschaftsreform« ausarbeiten, das einen graduellen, langfristigen Übergang zu einer »sozialistischen Marktwirtschaft« vorsah. Dieser »reformsozialistische« Ansatz griff dabei auf in den 1960er Jahren erprobte und rasch wieder abgebrochene Reforminstrumente zurück und sollte etwa größere Handlungs- und Entscheidungsspielräume für die Betriebsleitungen, ausgedehnte Leistungs- und Innovationsanreize im Betriebsalltag sowie eine verstärkte Öffnung hin zur Kooperation mit westlichen Wirtschaftsakteuren (»Joint Ventures«) beinhalten. Andererseits sollten jedoch zentrale Grundpfeiler der Planwirtschaft wie das Staatseigentum oder der prinzipielle Primat der Politik gegenüber der Ökonomie nicht angetastet werden. 

			Von diesen ersten Planungen, die Anfang Februar 1990 abgeschlossen waren, unterschieden sich die sehr verstreuten, vereinzelten und improvisierten Entwürfe für eine künftige Wirtschaftsreform, die in oppositionellen Gruppen diskutiert wurden. Gerade hier schien allerdings das Thema Wirtschaft kein zentrales zu sein – wie sich auch in den Diskussionen am Zentralen Runden Tisch zeigte. Ein folgenreicher Entwurf wurde dort erst Mitte Februar von Wolfgang Ullmann vorgelegt, der jedoch bereits grundlegend defensiv gedacht war: Ullmann, der sich auf das Papier einer Arbeitsgruppe um Gerd Gebhardt und Matthias Artzt bezog, schlug die Gründung einer neuartigen Treuhand-Stelle vor, die das möglicherweise bald »herrenlose Volksvermögen« einerseits vor fremden Zugriffen (östlicher »Seilschaften« beziehungsweise westlicher »Kapitalisten«) »­bewahren« sollte. Andererseits sollte – und hier lag die Pointe des Vorschlages – dieses Vermögen umfassend in Form von an die ostdeutsche Bevölkerung kurzfristig ausgegebenen Anteilsscheinen »demokratisiert« und zugleich auch dezentralisiert werden. »Bewahrung« und »Demokratisierung« bildeten damit die beiden Seiten einer Medaille einer anders gedachten Marktwirtschaft, die geradezu volkskapitalistischen oder gar liberalen Vorstellungen entsprach.16

			Über beide Entwürfe – sowohl den reformsozialistischen Plan eines mehrjährigen Übergangs zu einer »sozialistischen Marktwirtschaft« als auch das kurzfristig vorgetragene Vorhaben einer gesellschaftlichen »Demokratisierung« durch ausgegebene Anteilsscheine – sollten die weiteren politischen Entwicklungen sehr rasch hinwegfegen. Dennoch verständigten sich die scheidende PDS-Regierung sowie Oppositionskräfte um Ullmann noch Ende Februar beziehungsweise Anfang März auf eine Art wirtschaftspolitische Minimallösung – der kurzfristigen Gründung einer neuartigen Treuhand-Einrichtung auf dem Verordnungsweg, an die das »Volksvermögen« mit sofortiger Wirkung übertragen wurde. Als eine Art neuartiges »Staatsnotariat« explizit ohne »wirtschaftsleitende Funktionen« sollte diese neue Organisation dann die knapp 8500 Betriebseinheiten zügig in westliche Eigentumsrechtsformen (AGs, GmbHs) umwandeln, um ihnen damit den Eintritt in die Zukunft zu ermöglichen. 

			5	Reformvorschläge West: ökonomischer Gradualismus versus politischer Marktoptimismus

			Die beschriebenen Diskussionen um ökonomische Reformen gingen noch fest von einer mittel- beziehungsweise langfristigen staatlichen Eigenständigkeit der DDR aus, ja sollten deren Erhaltung im Grunde überhaupt erst ermöglichen. Zur gleichen Zeit setzten aber auch in Westdeutschland umfassende Diskussionen über die Zukunft der ostdeutschen Wirtschaft ein. Einen ersten Höhepunkt bildete dabei ein im Januar 1990 der breiten Öffentlichkeit vorgestelltes, im Umfang bereits relativ umfangreiches Sondergutachten der »Wirtschaftsweisen«, also des bei der Bundesregierung angesiedelten Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. Dieses Konzept sprach sich deutlich gegen die zu dieser Zeit im Osten auf allen Ebenen betriebenen Suche nach möglichen »Dritten Wegen« zwischen Sozialismus und Kapitalismus aus. Vielmehr empfahlen die westdeutschen Spitzen-Ökonomen einen mittel- bis langfristigen Übergang der ostdeutschen Wirtschaft hin zum in der Bundesrepublik bewährten Modell der »Sozialen Marktwirtschaft« – und insbesondere der ihr zugrunde liegenden freien Wettbewerbs- und privaten Eigentumsordnung. Am Ende des anbrechenden Jahrzehnts könnte dann möglicherweise, hier blieben die Experten freilich noch sehr vage, ein Zusammenschluss der beiden Volkswirtschaften stehen.17

			Zur gleichen Zeit waren auch die Beamten der Bonner Bundesregierung in einen intensiven Strategiefindungsprozess eingestiegen. Insbesondere die bundesdeutsche Exekutive war von den Umbrüchen des Herbstes 1989 weitgehend überrascht worden; noch in den 1950er- und 1960er Jahren mit großem Aufwand entwickelte Konzepte zu einer wirtschaftlichen »Rückführung« der »Zone« schienen lange nicht mehr aktuell und waren weitgehend in Vergessenheit geraten. Entsprechend vage blieben die Vorschläge der Bundesregierung auf wirtschaftlichem Gebiet in den ersten Wochen nach dem Mauerfall. Eine dramatische Wende wurde schließlich ab Ende Januar eingeleitet. 

			Auf einer Konferenz des Bundesfinanzministeriums wurde – unter maßgeblicher Beteiligung von führenden Beamten wie Horst Köhler und Thilo Sarrazin – ein vergleichsweise spektakulärer Vorschlag ausgearbeitet: Man wollte der DDR und insbesondere der ostdeutschen Bevölkerung eine sofortige Währungsunion anbieten, die allerdings mit einer vollständigen Übernahme der westdeutschen Wirtschaftsordnung verbunden sein sollte. Dieses »Junktim« sollte den Ostdeutschen mit der zügigen Einführung der D-Mark vor allem ein starkes »Signal zum Bleiben« – verbunden mit der Hoffnung auf das schnelle Erreichen westdeutschen Wohlstands – aussenden und damit den als zunehmend drängendes Problem empfundenen Abwanderungsstrom bei geöffneten Grenzen eindämmen. Im Hintergrund zirkulierten zu diesem Zeitpunkt knappe Strategiepapiere von Ludwig Erhard aus den 1950er Jahren, in denen er für den »Fall X« einen sofortigen Währungszusammenschluss bei gleichzeitiger Zurückhaltung staatlicher Planung empfahl; freie Unternehmer und neue Marktdynamiken sollten stattdessen den erfolgreichen Übergang vom Plan zum Markt organisieren. In dieser Lesart schien ein zweites deutsches »Wirtschaftswunder« durchaus im Bereich des Möglichen.18

			Wenige Tage später, Anfang Februar, unterbreitete die Bundesregierung dann einer verblüfften Öffentlichkeit in Ost und West das spektakuläre »Angebot«, die D-Mark schnellstmöglich in der DDR einzuführen und damit die beiden Volkswirtschaften miteinander zu verschmelzen. Diese politische Offerte stellte einen eklatanten Bruch mit der ökonomischen Lehrmeinung dar, die auch die westdeutschen Wirtschaftsweisen vertreten hatten: Statt eines langfristigen, graduellen Übergangs als gesteuerte Abfolge von sukzessiven Reform-, Anpassungs- und Kontrollmaßnahmen, an dessen Ende erst – als »Krönung« – ein monetärer Zusammenschluss von Ost und West stehen sollte, brachte die Bundesregierung damit eine sofortige »Schocktherapie« in die Diskussion und natürlich zugleich auch in den gerade beginnenden Volkskammerwahlkampf ein. Ökonomen wie Bundesbankvize Karl Otto Pöhl sowie linke Oppositionspolitiker wie SPD-Kanzlerkandidat Oskar Lafontaine kritisierten dieses Angebot scharf und warnten vor den dramatischen wirtschaftlichen wie gesellschaftlichen Folgen; dennoch sollten sich gerade diese politischen Dynamiken am Ende gegen jegliche ökonomische Argumentationen durchsetzen.

			6	Politische Zäsuren als ökonomische Impulse: Maueröffnung und Volkskammerwahl

			Damit ist das zentrale Spannungsfeld zwischen ökonomischen Konzeptionen und politischen Dynamiken angesprochen, welches gerade diesen Bereich grundsätzlich prägen sollte. An dieser Stelle sollte nochmals herausgestrichen werden, dass die revolutionären Entwicklungen in der Tendenz zu einer radikalen Verknappung von Zeit-, Erwartungs- und Möglichkeitshorizonten führten. Zunächst noch auf Jahre angelegte Übergangsplanungen (Wirtschaftsreformer Ost, Wirtschaftsweise West) verkürzten sich dann binnen weniger Wochen zu situativ-disruptiven Angeboten in Form von weitgehend ungeplanten wie ungesteuerten Sofort- und Gegenmaßnahmen (Gründung der »Ur-Treuhand«, »Schocktherapie«). Damit ergab sich das Szenario, dass die ohnehin an vielen strukturellen Defiziten leidende zentral gelenkte Planwirtschaft und ihre Betriebe in einem dramatisch gewandelten wie verunsicherten Umfeld agieren mussten. Der Verfall staatlicher Autorität insbesondere auch bei der sich auflösenden Planwirtschaftsbürokratie eröffnete zwar auf der einen Seite neue betriebliche Handlungs- und Gestaltungsspielräume; andererseits zeigte sich schon im Frühjahr 1990 eine zunehmende, bald geradezu paralysierend wirkende Verunsicherung von Betriebsleitungen und Belegschaften. Die betriebliche Zukunft schien vielfach ungewisser denn je.

			Dieses Grundspannungsfeld zwischen Politik und Ökonomie lässt sich vor allem an den zentralen politischen Zäsuren der Umbrüche nach 1989/90 festmachen, die ihrerseits jeweils massive Konsequenzen für die wirtschaftliche Sphäre mit sich brachten: Es war insbesondere die Maueröffnung im November, die die ohnehin prekären, aber bis dahin weitgehend abgeschlossenen Wirtschafts- und Warenkreisläufe der DDR-Wirtschaft in erhebliche Unordnung brachten. Während immer mehr junge Fach- und Arbeitskräfte die DDR nun über Nacht problemlos verlassen konnten, strömten umgekehrt unkontrolliert große Warenmengen aus der Bundesrepublik in die DDR; auch westdeutsche Wirtschaftsberater und Investoren wurden bereits nach dem Jahreswechsel zu zunehmend einflussreichen Akteuren. Als zweite zentrale Zäsur erscheint dann das spektakulär deutliche Resultat der Volkskammerwahl im März 1990: Die konservativ-liberalen Befürworter einer schnellen Einigung in der CDU-geführten »Allianz für Deutschland« fühlten sich nicht zuletzt auch durch das umfassende Angebot der Bundesregierung zu einer schnellen Währungs- und Wirtschaftsunion im Wahlkampf erheblich beflügelt. Der in dieser Eindeutigkeit nicht erwartete Triumph der »Allianz« bei höchster Wahlbeteiligung erwies sich nicht nur als (einigungs-)politisches, sondern gerade auch als ökonomisches Plebiszit: Eine langfristig eigenständige DDR schien der absoluten Mehrheit der ostdeutschen Bevölkerung ebenso wenig erhaltenswert wie jede weitere Suche nach möglichen »Dritten Wegen« zwischen Plan und Markt, die bei SPD, Oppositionsvertretern sowie natürlich der PDS hoch im Kurs gestanden hatte. Die ostdeutschen Wähler schienen sich im Frühjahr 1990 eindeutig für die D-Mark und das hiermit verknüpfte westdeutsche Wachstums- und Wohlstandsversprechen entschieden zu haben.

			7	»Schocktherapie«: WWSU als fundamentale ökonomische Schwelle

			Nach der Maueröffnung war es also die Volkskammerwahl, die nun im Feld der Wirtschaft eine neue, radikale Perspektive eröffnete und damit andere diskutierte Alternativvarianten praktisch wie endgültig ausschloss. Dementsprechend zügig wurden im April 1990 zwischen Bonn und Ost-Berlin forcierte Verhandlungen aufgenommen, die schließlich die dritte zentrale (wirtschafts-)politische Zäsur vorbereiten sollten: den wirtschaftlichen Zusammenschluss von DDR und Bundesrepublik. Mit der bis Mai 1990 ausgehandelten Wirtschafts- und Währungsunion, die auf Drängen der ostdeutschen Regierungsdelegation noch um eine die antizipierten gesellschaftlichen Spannungen abfedernde Sozialunion (kurz: WWSU) ergänzt wurde, schien binnen kürzester Zeit der Weg frei für eine rasche wie vollständige Übernahme der bundesdeutschen Wirtschafts- und Rechtsordnung, insbesondere auch eines exklusiven Primats des Privateigentums gegenüber anderen Eigentumsformen.19

			Diese Richtungsentscheidung würde sich, dies schien auch den in Ost und West aktiv beteiligten Politikern und Beamten durchaus bewusst, als innenpolitisch irreversibler Schritt erweisen, der eine deutsche Einigung gerade auch mit Blick auf eine als labil beziehungsweise volatil wahrgenommene außenpolitische Situation (insbesondere was die UdSSR betraf) innenpolitisch weiter absichern würde. Aus diesem Blickwinkel erschien die Wirtschafts- und Währungsunion im Grunde als eigentliches Einigungsdatum. Sie würde sich als fundamentale Schwelle erweisen, bei der innen- und außen- sowie wirtschafts- und gesellschaftspolitische Motive miteinander aufs Engste verknüpft und aufeinander bezogen waren; demgegenüber erschienen der spätere Einigungsvertrag im August beziehungsweise die rechtlich vollzogene Auflösung der DDR sowie der Beitritt der gerade neugegründeten fünf neuen Bundesländer zum Geltungsbereich des Grundgesetzes nach Artikel 23 im Oktober als eher bürokratische Verwaltungs- beziehungsweise Vollzugsschritte.20 

			Mit der WWSU war der politökonomische Rahmen zwar einerseits abschließend vorgezeichnet; andererseits stellte sich im Verlauf des Frühjahrs mehr und mehr auch bei den deutsch-deutschen Verhandlungspartnern die Frage, wie denn der konkrete Übergang beziehungsweise die eigentumsrechtliche Umgestaltung der über 8000 noch von der Treuhand-Stelle verwalteten Staatsbetriebe konkret zu organisieren sei. Diese Problematik wurde zwar bereits im Kontext der Verhandlungen zum ersten Staatsvertrag erörtert, aber dort noch nicht explizit aufgegriffen. Erst nach dessen Unterzeichnung suchte man nun kurzfristig eine pragmatische Lösung. Im Dreieck Bonn, Ost-Berlin und Frankfurt a.  M. kristallisierte sich ein neuartiges Modell heraus: Es sollte eben kein eigenes Bundesministerium, eine mögliche Föderalisierung des Wirtschaftsumbaus in Landeskompetenz oder aber eine kollektive Vermögensverteilung an die Bevölkerung oder die Belegschaften über Holding-Gesellschaften geben. Im Kern verlegte man sich in den beiden deutschen Hauptstädten auf die kurzfristig realisierbare Variante, die bereits seit März bestehende und mit knapp 100 einstigen Planwirtschaftskadern besetzte »Treuhand-Stelle« fortzuführen, diese aber in Aufgabe, Struktur und Personal gravierend zu verändern.

			8	Treuhand als Idee: ein improvisiert-staatsfernes Sondermodell

			Vor allem das neue Aufgabenspektrum der Treuhandanstalt stand im Mai und Juni im Mittelpunkt der politisch-parlamentarischen Auseinandersetzungen, die durch ihre Kurzfristigkeit, Intensität und Emotionalität bestimmt waren. Festzuhalten bleibt jedoch, dass das politische Themenfeld Wirtschaftsumbau/Treuhand nur eines von zahlreichen und sehr vielfältigen Politikfeldern darstellte, die die postrevolutionäre Polit-Landschaft und die verschiedenen Öffentlichkeiten im Sommer 1990 in Beschlag ­nahmen. Die beabsichtigte Neuorientierung wurde durch ein von einer (unter anderem mit westdeutschen Beratern besetzten) Arbeitsgruppe entworfenes Treuhand-Gesetz vollzogen, das zunächst sehr kritisch in der Volkskammer aufgenommen und diskutiert wurde. Nach einigen Anpassungen passierte dieses »Gesetz zur Privatisierung und Reorganisation des Volkseigenen Vermögens« am symbolpolitisch hochaufgeladenen 17. Juni 1990 schließlich das ostdeutsche Parlament. 

			Grundsätzlich schrieb dieses neue Treuhand-Gesetz nun nicht mehr – wie noch die ursprüngliche Verordnung im März – die Bewahrung, sondern eine möglichst rasche Restrukturierung der DDR-Staatsbetriebe insbesondere im Modus von Privatisierungen vor. Man schätzte den Zustand der DDR-Wirtschaft unmittelbar vor der Wirtschafts- und Währungsunion regierungsseitig etwa dreiteilig ein: Ein Drittel der Unternehmen galt als sofort privatisierbar und wettbewerbsfähig; die hierbei zu diesem Zeitpunkt noch erwarteten Milliardenerlöse in drei- oder gar vierstelliger Höhe sollten sodann in die Sanierung eines weiteren Drittels angeschlagener, aber prinzipiell sanierungsfähiger Unternehmen investiert werden. Jedoch ging man bereits davon aus, dass ein letztes Drittel der Betriebe letztlich eben nicht mehr zu retten sei. 

			Die hierfür nun zuständige Treuhandanstalt sollte als »Anstalt öffentlichen Rechts« zunächst der Aufsicht des DDR-Ministerpräsidenten, später dann des Bundesfinanzministeriums unterstellt sein. Formal war sie damit eine Bundesbehörde; praktisch sollte sie aber insbesondere durch ihr künftiges Führungspersonal jedoch eher wie ein unabhängiges Unternehmen agieren. Die Entscheidung, die Treuhand-Spitzenpositionen künftig maßgeblich durch erfahrene westdeutsche Unternehmer und Manager zu besetzen, die diese dann in großer Eigenständigkeit beim Wirtschaftsumbau um- und ausbauen sollten, erwies sich letztlich als der eigentliche Clou dieses deutsch-deutschen »Sondermodells«: nicht Beamte, Politiker oder Fachökonomen sollten die (Privatisierungs-)Praxis auf dem Weg vom Plan zum Markt in der Praxis lenken und gestalten, sondern eben erfahrene westdeutsche Wirtschaftsexperten, denen man sogleich möglichst große Staatsferne und unternehmerische Eigenständigkeit in Aussicht stellen würde.

			9	Die Treuhand als Praxis(-Schock): rascher Um- und Ausbau unter Detlev Rohwedder 

			Der 1. Juli 1990 erwies sich wirtschaftshistorisch als fundamentaler Einschnitt für die ostdeutsche Betriebslandschaft. Die gravierenden Folgen der – auf Wunsch vieler Ostdeutscher – weitgehend paritätisch gestalteten Währungsumstellung offenbarten sich sehr rasch in den folgenden Sommerwochen; die US-amerikanischen Ökonomen Janet Yellen und George Akerlof hatten diesen »Aufwertungsschock« kurze Zeit später effektiv auf knapp 200 bis 300 Prozent geschätzt. Es waren nun insbesondere die im Laufe des Juli neu bei der Treuhand eintreffenden ersten westdeutschen Führungskräfte wie der vormalige Bundesbahn-Chef Rainer Maria Gohlke sowie der Hoesch-Vorstandsvorsitzende Detlev Karsten Rohwedder, denen das ganze Ausmaß der sich nun einstellenden Umstellungskrise in den Betrieben plötzlich vor Augen stand: Allein in den Monaten Juli und August meldeten die Treuhand-Unternehmen einen enormen Liquiditätsbedarf von jeweils knapp 20 Milliarden D-Mark an, um lediglich die laufenden Geschäfte fortzuführen (vor allem auch: die Löhne weiterzuzahlen). Für die neuen Führungskräfte markierte diese Entwicklung den Beginn eines veritablen Praxisschocks, der nicht zuletzt auch den ersten Präsidenten Gohlke rasch zur Aufgabe zwingen sollte: Fehlende Informationen, mangelhafte Kommunikation sowie unzureichendes Personal ließen die Situation im Osten regelrecht unlösbar erscheinen.

			Es war dann insbesondere Rohwedder, Gohlkes kurzfristiger Nachfolger im Präsidentenamt, der ab September auf eine massive Expansion der bislang noch kaum veränderten DDR-Organisation drängte. Unter ihm fand die Treuhand mithilfe westlicher Berater nicht nur rasch eine neue, unternehmerisch ausgerichtete Organisationsstruktur, auch das kulturelle Selbstverständnis transformierte sich durch die umfassende Rekrutierung westdeutscher Spitzenkräfte grundlegend. Die Personalgewinnung nahm jedoch erst an Fahrt auf, nachdem Rohwedder bei Bundeskanzler Kohl im Oktober massiv intervenierte und diesen zu einem Appell an den Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) nötigte. Diese »Leihmanager«-Aktion brachte im Spätherbst dann kurzfristig eine erhebliche Zahl an neuen Führungskräften in die Treuhand, die vor allem von den führenden westdeutschen Industrie-Unternehmen entsandt wurden. Mit dem raschen Personalzuwachs – so zählte die Treuhand um den Jahreswechsel 1990/91 bereits knapp 1000, drei Monate später sogar über 2000 Mitarbeiter*innen – nahm nun auch das Privatisierungstempo deutlich an Fahrt auf. 

			Im Frühjahr 1991 verkündete der inzwischen mehrheitlich mit westdeutschen Industrie-Managern besetzte Treuhand-Vorstand um Rohwedder zahlreiche Stilllegungs- und Entlassungsbeschlüsse, die nun unmittelbar zu massiven Protesten und Demonstrationen in ganz Ostdeutschland führten und im März einen ersten Höhepunkt mit zahlreichen Massenkundgebungen erreichten, die vor allem von der PDS und den Gewerkschaften organisiert wurden. Insbesondere der noch kurz zuvor als Hoffnungsträger oder gar »Wirtschaftswunderdoktor« begrüßte Rohwedder wurde zu einem regelrechten Feindbild. In dieser angespannten Situation bestätigte der Präsident den zunehmend verunsicherten Mitarbeiter*innen den Kurs der Organisation, indem er auf ein höheres Tempo drängte: Privatisierung sei, wie er in einem Rundschreiben formulierte, immer »die wirksamste Form der Sanierung«, weshalb ein langfristiger Verbleib von Unternehmen im Treuhand-Bestand kaum wünschenswert erschien; die Treuhand selbst könne eine langfristige Sanierung in Eigenregie gar nicht leisten. Wenige Tage nach dieser prägnanten Formulierung wurde der Treuhand-Präsident am 1. April 1991 in seinem Düsseldorfer Wohnhaus ermordet; die Rote Armee Fraktion (RAF) hinterließ am Tatort ein Bekennerschreiben.

			10	Die Treuhand als Ausnahmezustand: »Privatisierungswettstreit« unter Birgit Breuel

			Rohwedders Tod markierte einen tiefen Einschnitt für die Treuhand, aber auch für das soeben vereinte Land insgesamt. Die euphorischen Erwartungen der Jahre 1989/90 waren nicht einmal binnen Jahresfrist in ernüchternde Enttäuschungen umgeschlagen – vor allem in der ostdeutschen Umbruchsgesellschaft, die sich nun mit umfassenden Entlassungswellen, hart umkämpften Betriebsschließungen, anschwellender Massenarbeitslosigkeit sowie anhaltenden Abwanderungsbewegungen konfrontiert sah. Die Treuhand avancierte, wie Wolfgang Seibel bereits zeitgenössisch treffend urteilte, zu einem regelrechten »Blitzableiter« für das politische System, in dem die christliberale Bundesregierung im fernen Bonn bewusst einigen Abstand zur Treuhand in Berlin wahrte – man beließ dieser in der konkreten Alltagspraxis des Wirtschaftsumbaus zwar gerade 1991/92 weite Gestaltungs-, Handlungs- und Entscheidungsspielräume, aber entledigte sich zugleich auch einer unmittelbaren Verantwortungszuschreibung für die nun massiv aufbrechenden Krisen und Konflikte in der Transformationsgesellschaft, die sich in Tausenden Streiks und Protestaktionen sowie intensiven industriepolitischen Debatten um den langfristigen Erhalt »Industrieller Kerne« entluden.

			Unter der neuen, ab Mitte April 1991 amtierenden Präsidentin Birgt Breuel, der ordnungspolitisch profilierten einstigen CDU-Finanz- und Wirtschaftsministerin von Niedersachsen, forcierte die Treuhand ihren Privatisierungskurs, auch und gerade weil sich die wirtschaftliche Situation vieler Betriebe durch den fast vollständigen Zusammenbruch der osteuropäischen Märkte im Gefolge des Kollaps der UdSSR weiter verschärfte und auch die bereits 1990 eingebrochene Binnennachfrage nur sehr zögerlich wieder anzog. Der Vorstand um Breuel versuchte, das Tempo von Privatisierungen und Schließungen weiter zu forcieren und rief einen regelrechten internen Wettstreit zwischen Direktoraten, Abteilungen und Niederlassungen aus, die sich so schnell wie möglich »selbst überflüssig« machen sollten, wie die Präsidentin auf einer zentralen Mitgliederversammlung Ende 1991 in Berlin deutlich formulierte. Materielle Anreiz- und Bonussysteme für Führungskräfte, ein geringes Ausmaß an Kontrolle und »Bürokratie« sowie forcierte Entscheidungsfindungsprozeduren führten tatsächlich zu einer erheblichen Steigerung des Privatisierungstempos insbesondere in den Jahren 1991 und 1992, als die Organisation im Durchschnitt nun zwischen 300 und 500 Privatisierungen pro Monat vermelden konnte. Ende 1992 verkündete die Treuhand-Spitze schließlich mit merklichem Stolz ihre 10.000ste Privatisierung; über 80 Prozent des ursprünglichen Firmen-Bestandes waren damit in einem Zeitraum von knapp zwei Jahren verwertet worden. Die Treuhand schien, so hoffte es der Vorstand, nach diesem harten Ritt doch auf einem guten Weg ins Ziel sowie letztlich auch in die Geschichtsbücher zu sein.

			Doch statt allgemeiner Anerkennung prägten in den Folgejahren 1993 und 1994 spektakuläre Skandale (um ein enthülltes Korruptionsnetzwerk in der Niederlassung Halle), dramatische Proteste (der Hungerstreik von Bischofferode) sowie hitzige parlamentarische Debatten (des Treuhand-Untersuchungsausschusses des Bundestages) die weiteren politischen, medialen wie gesellschaftlichen Auseinandersetzungen um die Treuhand. Gerade der industrie- beziehungsweise strukturpolitische Streit um den Erhalt fortbestehender »Restfälle« in Form zumeist strukturbestimmender regionaler Großbetriebe erwies sich aus Sicht der Treuhand-Führung von wachsenden politischen Einflussnahmen überlagert, während der Charakter einer eigenverantwortlich und unternehmerisch agierenden Privatisierungsagentur zunehmend verblasste. Insbesondere auch die Bundesregierung führte die Treuhand mehr und mehr an einer kurzen Leine; die Intensität der internen, externen sowie juristischen Kontroll- und Überwachungsmaßnahmen nahm immens zu, was führende Treuhand-Privatisierungsexperten ab 1992 als unerträgliche »Bürokratisierung« ihrer Arbeit empfanden.

			Mit Blick auf das soziale wie kulturelle Innenleben der Organisation hatte sich im Laufe der Zeit eine Art kollektiv-korporative Abwehr-Identität entfaltet, die zwischen Avantgarde und Wagenburg schwankte. Viele Mitarbeiter in den Reihen der Treuhand empfanden sich angesichts der heftigen öffentlichen wie politischen Kritik immer mehr als ungeliebte »Sündenböcke« für die Politik, die die grundsätzlichen Weichenstellungen im Jahr 1990 vorgenommen hatte. Diese Selbstwahrnehmung prägte die Treuhand letztlich auch von innen: Beim sozial wie kulturell heterogenen Personal besetzten ältere westdeutsche Wirtschaftsexperten die Spitzenfunktionen und jüngere westdeutsche Nachwuchsführungskräfte die mittleren Positionen, während mehrheitlich mittelalte bis jüngere ostdeutsche Mitarbeiter*innen aus den einstigen Ministerien und Behörden der Planwirtschaftsbürokratie das personelle Rückgrat der Organisation bildeten.

			Die Motivlagen der verschiedenen Gruppen unterschieden sich dabei ähnlich wie die bei der Treuhand gesammelten Erfahrungen: Während die älteren West-Führungskräfte ursprünglich aus patriotischen sowie professionellen Motiven zur Treuhand gekommen waren, trieb die jüngeren Nachwuchskräfte vielmehr die Vorstellung eines gut bezahlten »Karrieresprungbretts Ost« an; beide erlebten ihre Treuhand-Zeit dann meist als abenteuerlich-anspruchsvolles Engagement im »Wilden Osten«, einem frontier-artigen, historisch einmaligen wie fast exotischen Erlebnisraum, in dem sich Chancen und Risiken einander die Waage hielten. Der ostdeutschen Mehrheit des Personals stand hingegen vor allem die drohende Arbeitslosigkeit vor Augen, wobei das Treuhand-Engagement zu erheblichen Konflikten im Freundes- und Verwandtenkreis führen konnte. Markante Ost-West-, professionelle sowie generationelle Konfliktlinien ließen sich dabei auch innerhalb der Treuhand konstatieren. Insgesamt zeigt ein Blick auf das Personal, wie sehr diese Organisation und ihre Mitarbeiter zugleich Treibende wie Getriebene des von ihnen in der Praxis gestalteten Wirtschaftsumbaus gewesen sind – nicht zuletzt waren es die subjektiven Erfahrungen einer dramatischen Beschleunigung, die die diversen Gruppen und Ebenen teilten.

			Die Treuhand agierte, so ließe sich an diesem Punkt festhalten, vor allem in den Jahren 1991 und 1992 de facto als eine Art ­unternehmerische Wirtschaftsregierung des Ostens. Nach dem Schock über Rohwedders Ermordung wurden mögliche Gegenspieler wie die Gewerkschaften oder die ostdeutschen Ministerpräsidenten zunehmend kooptiert und in entsprechende Konsultationsgremien einbezogen; andererseits forcierte der Vorstand um Birgit Breuel die Geschwindigkeit der Privatisierungen in erheblicher Weise. Die Treuhand und ihr Personal erschienen mithin als ein auf Dauer geschalteter Ausnahmezustand im ostdeutschen Wirtschaftsumbau, der nun in kürzester Zeit den Übergang vom Plan auf den Markt praktisch in die Tat umsetzte. Im Dezember 1994 sollte dieses ökonomische Sonderregime schließlich an sein (scheinbares) Ende gelangen.

			11	Bilanzen & Erbschaften – materielle Folgen und erinnerungskulturelle Vermächtnisse

			Als Birgit Breuel am 31. Dezember 1994 unter großem Medienandrang das präparierte Firmenschild am Detlev-Rohwedder-Haus in Berlin ab­­montierte, schien die »heiße« Phase des Wirtschaftsumbaus endgültig abgeschlossen. Die Treuhand löste sich als zentrale Akteurin des Wirtschaftsübergangs endgültig auf. Ein Großteil ihres Personals wechselte unterdessen nahtlos zur neu gegründeten Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (BvS), die ab 1995 die restlichen Unternehmen betreute sowie die langfristige (und oft spannungsreiche) Kontrolle der abgeschlossenen Privatisierungsverträge übernahm. Die »Selbstauflösung« kam daher durchaus einer »Scheinauflösung« gleich, wie schon Wolfgang Seibel argumentierte. Dennoch war mit der Treuhandanstalt ein zentrales Referenzobjekt der Umbruchs- und Transformationszeit nach 1990 zunächst von der Hauptbühne verschwunden.21

			Spätestens 1994 hatten umfassende Versuche eingesetzt, entsprechende Bilanzen des von der Treuhand verantworteten Wirtschaftsumbaus zu ziehen. Das betriebswirtschaftlich orientierte Entscheidungsmodell, in diskreten Verhandlungen aussichtsreiche Investoren für die eigenen Betriebe zu gewinnen, spiegelte sich auch in den materiellen Dimensionen. Da die Treuhand gerade keine Betriebe verkauft, sondern vielmehr »Investoren eingekauft« habe, wie Birgit Breuel formulierte, blieben die Privatisierungserlöse mit knapp 70 Milliarden D-Mark weit hinter den ursprünglichen Erwartungen zurück. Massive Aufwendungen für Altschulden, Umweltaltlasten, Sozialpläne sowie Personalmittel schlugen am Ende in einem Gesamtdefizit von rund 260 Milliarden D-Mark zu Buche. Dafür reklamierte die Treuhand für sich, über eine Million Arbeitsplätze gesichert und knapp 170 Milliarden D-Mark an Investitionszusagen durch die neuen Eigentümer erhalten zu haben. Insgesamt waren zwei Drittel der Unternehmen privatisiert oder re-privatisiert worden, ein Drittel wurde abgewickelt beziehungsweise stillgelegt. Bei den Industrie-Unternehmen stammten rund 80 Prozent der neuen Eigentümer aus den alten Bundesländern, ostdeutsche Bewerber stellten knapp fünf Prozent sowie ausländische Investoren rund 15 Prozent der Käufer.22 

			Während das immense Treuhand-Defizit auf erhebliche Kritik vor allem in Westdeutschland sowie unter Ökonomen stieß, monierten linke Kritiker vor allem die Einseitigkeit und Intransparenz einer überhasteten Privatisierungspraxis vor allem zugunsten westdeutscher Unternehmen als Haupterwerber, die oft als vorschnelle Ausschaltung ostdeutscher Konkurrenten kritisiert wurde und wird. Auch langfristig wird der Einfluss der Treuhandanstalt und ihrer Privatisierungspraxis auf die ostdeutsche Volkswirtschaft kritisch diskutiert. Diese erscheint nach wie vor beispielsweise deutlich kleinteiliger und oft von westdeutschen Unternehmens-Zentralen abhängig; auch entsprechende Ost-West-Differenzen bei ökonomischen Spitzenpositionen sowie der Verteilung von Eigentum, Wohlstand und Vermögen sind häufig diskutierte Streitgegenstände.23

			Neben den materiellen Bilanzierungen der betriebswirtschaftlich ausgerichteten Treuhand-Praxis werden schließlich die kulturellen Langzeitfolgen des Wirtschaftsumbaus sehr kontrovers diskutiert. Die sozialen wie kulturellen Folgewirkungen erscheinen letztlich mit dem umfassenden Verschwinden der realsozialistischen Betriebslandschaften und der hiermit aufs Engste verknüpften Lebens- und Arbeitswelten verbunden. Die von der Treuhand in großem Tempo um- und zurückgebauten Großbetriebe erwiesen sich dabei als eigene soziale Gebilde, deren dramatischer Verlust in etlichen Städten und Regionen ganz besonders schwer wog. Die individuellen Erfahrungen, scheinbar von anonymen West-Managern radikal wie rücksichtslos »abgewickelt« worden zu sein, befeuern eine erinnerungskulturelle Konstellation, in der die Treuhand in den Retrospektiven zahlreicher Ostdeutscher als negativer Gründungsmythos aufscheint. Die dramatischen und bisweilen traumatisierenden persönlichen Übergangs- und Umbruchsfolgen – allen voran Abwicklungen, Arbeitslosigkeit und Abwanderung – werden dabei nicht, wie von einigen Autoren wie Richard ­Schröder stets scharf kritisiert,24 der SED-Planwirtschaft zugeschrieben, sondern häufig ausschließlich und abstrakt auf die Aktivitäten der Treuhandanstalt bezogen. Diese avancierte auf diese Weise zu einem regelrechten erinnerungskulturellen Wiedergänger, der als Sinnbild für eine nachgerade als »kolonial« gedeutete Konstellation zwischen Ost und West steht. Diese spannungsreiche Konstellation der Anfangszeit wird nicht zuletzt auch zunehmend mit einer tendenziell geringer ausgeprägten Identifikation zahlreicher Ostdeutscher mit dem westlichen Demokratie- und Wirtschaftsmodell in Verbindung gebracht, die sich seit einigen Jahren in wachsenden Stimmenzahlen für rechtspopulistische Parteien in den vom Wirtschaftsumbau oft massiv betroffenen ländlichen Regionen Ostdeutschlands manifestiert.25 

			12	Fazit: Wirtschaftsumbau und Treuhand – und (k)ein Ende in Sicht?

			Die gegenwärtig wiederaufbrechenden und nur durch die Corona-Pandemie 2020/21 unterbrochenen Diskussionen um Treuhand, Wirtschaftsumbau sowie deren langfristige Nach- und Folgewirkungen verweisen damit im Kern auf tieferliegende gesellschaftliche Krisen- und Konfliktkonstellationen, die durch die Umbrüche und Transformationen in den frühen 1990er Jahren freigelegt wurden. Der fortgesetzte wie beständige Streit um den »Wert« der DDR-Industrie sowie die Alternativlosigkeit, die Geschwindigkeiten oder die (Miss-)Erfolge des nach 1990 umgesetzten Wirtschaftsumbaus vom Plan zum Markt markiert dabei ein komplexes erinnerungskulturelles wie geschichtspolitisch stark aufgeladenes Diskussions- und Debattenfeld, in dem nicht zuletzt um post-nationale beziehungsweise post-sozialistische Identitäten auf individuellen wie kollektiven Ebenen gerungen wird. Die umfassenden Re-Politisierungen und Re-Polarisierungen in den politischen wie medienöffentlichen Arenen haben dabei einerseits dem Thema wieder erhebliche Aufmerksamkeit verschafft; andererseits stellt gerade diese Konstellation für wissenschaftliche sowie zeithistorische Aneignungen eine besondere Herausforderung dar. Und auch das Jahr 2020 hielt mit neuer­lichen Diskussionen um eine »Corona-Treuhand« für Lockdown-bedingt notleidende Unternehmen eine abermalige Weiterung in diesem Feld bereit.26

			In einer distanziert-differenzierenden zeithistorischen Perspektive ließen sich die Treuhand, ihr Personal sowie die Praxis insbesondere in ihren Ambivalenzen und Widersprüchlichkeiten besser ergründen. Vor allem über facettenreiche Alltagssituationen in einzelnen Betrieben, Regionen oder Branchen liegen noch kaum empirisch abgesicherte Analysen vor. Quellengestützte Studien, wie sie auch das IfZ-Projekt auf Grundlage der Akten des Bundesarchivs anstrebt, können dabei helfen, das Bild der Umbruchs- und Übergangszeiten nach 1990 jenseits erinnerungskultureller wie geschichtspolitischer Setzungen entscheidend zu differenzieren. Als treibende und getriebene Organisation dieses Übergangs vom Plan zum Markt ist es eben gerade das umfassende Zusammenwirken der verschiedenen Faktoren, das die kumulative Dynamik der sich ab 1989/90 entfalteten ökonomischen Umbruchsprozesse zu erklären und verstehen hilft. Das sich vor allem nach 1991 eröffnende Krisen- und Konfliktszenario erweist sich dann vielmehr als eine komplexe Kombination aus nach langjähriger Zentralsteuerung überkommenen planwirtschaftlichen Strukturen, schock­therapeutischen Disruptionen sowie forcierten Eruptionen durch eine in der Folge massiv beschleunigte Privatisierungspraxis. 

			Zum Abschluss scheint schließlich eine Warnung angebracht: Die intensive Beschäftigung mit dem ostdeutschen Wirtschaftsumbau nach 1990 droht, gerade auch in ihrer Fixierung auf das skandalträchtige wie spektakuläre Wirken der Treuhandanstalt, neue perspektivische Engführungen und Einseitigkeiten zu produzieren. Andere Bereiche der postsozialistischen Übergangs- und Umbruchsgesellschaft geraten damit möglicherweise tendenziell aus dem Blick – etwa die umfassenden Transformationen des Bildungs- und Hochschulwesens, der Verwaltung oder der Kultur- und Medienlandschaft. Auch scheint ein exklusiver Fokus auf den ostdeutschen »Sonderfall« in räumlicher Hinsicht weiterführende beziehungsweise transnationale Vergleichs- und Transfer-Perspektiven – etwa (aber nicht nur) nach Mittelosteuropa – zu verstellen; fürderhin bleiben auch die Geschichten des »alten« Westens so möglicherweise unterbelichtet. Ferner drohen auch zeitlich übergeordnete Kontexte und Kontinuitäten aus den 1980er Jahren als Vor- beziehungsweise den späten 1990er Jahren als Folgegeschichten vom zeithistorischen Radar zu verschwinden.
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			Alter DDR-Fernseher in einer Mülltonne, Dresden 1989. (Bildausschnitt, Steffen Giersch) 

		


		
			Dominik Stegmayer

			Transformationsbiografien am Beispiel des VEB Werk für Fernsehelektronik – von »Arbeit für alle« über Kurzarbeit zur Hysteresis

			Praxiserfahrungen aus Oberschöneweide im Osten Berlins 

			In der ostdeutschen Industrie gingen nach 1989 über 80 Prozent der Arbeitsplätze verloren. Von dieser Deindustrialisierung war auch das Werk für Fernsehelektronik in Berlin-Oberschöneweide betroffen. In Berufsbiografien ehemaliger Werktätiger werden die Schockwirkungen der Transformation sehr deutlich – nicht nur der sichere Arbeitsplatz mitsamt sozialem Netz fehlte plötzlich, auch das Denken des homo oeconomicus (Pierre Bourdieu) musste erst mühsam eingeübt werden.

			»Am 1. Juli gab’s die D-Mark, am 17. Juli gab’s die Kurzarbeit«1 – so prägnant fasste 2016 eine ehemalige Werktätige des Ost-Berliner VEB Werk für Fernsehelektronik (kurz: WF) die Geschwindigkeit der Auflösung der DDR und der Wiedervereinigung retrospektiv zusammen. 

			Noch im Herbst 1989 galt in der DDR das verfassungsmäßig garantierte Recht auf Arbeit (Art. 24 der Verfassung der DDR), wobei gleichzeitig ein Mangel an Arbeitskräften und eine Unterauslastung derselben existierte. Diese paradoxe Situation war – neben Auswanderung und weiteren planwirtschaftlich-strukturellen Rigiditäten und Informationsproblemen – der im Vergleich zur liberalen Marktwirtschaft stark eingeschränkten Mobilität der Arbeitskräfte zwischen produktiveren und weniger produktiven Branchen beziehungsweise Betrieben geschuldet. Die De-facto-Beschäftigungsgarantie im jeweiligen Betrieb in Verbindung mit geringer intrabetrieblicher und interbetrieblicher Lohnspreizung erzeugten nur wenig Anreize, den Arbeitsort zu wechseln. Zumal damit auch kaum eine Verbesserung der Lebens- oder Konsummöglichkeiten einherging.2

			1	Arbeit für alle – Kurzarbeit – gar keine Arbeit 

			Von der Arbeit für alle ging es ab Sommer 1990 innerhalb weniger Monate rasant in eine veränderte, in der DDR bis dahin völlig unbekannte Situation, in der Arbeitsplatzunsicherheit, Kurzarbeit und Auflösung von Arbeitsverträgen zum Alltag gehörten.

			In Westdeutschland hingegen war zu dieser Zeit Kurzarbeit längst kein neues Phänomen mehr. Seit 1950 wird das Kurzarbeitergeld vor allem in Perioden größerer Konjunktureinbrüche genutzt: während der Ölkrisen der 1970er und frühen 1980er Jahre, im Zuge der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/09 und in der Corona-Krise 2020.3 Am meisten war Kurzarbeit in Deutschland jedoch 1991 und in den beiden Folgejahren zu beobachten: 1991 waren im Jahresdurchschnitt 1.761.000 Beschäftigte in Kurzarbeit, 1992 noch 653.000 Beschäftigte, 1993 waren es mit 948.000 Beschäftigen wieder etwas mehr. Ab 1994 sanken die Zahlen deutlich bis zum erneuten rapiden Anstieg 2009 auf 1.144.000 Beschäftigte in Kurzarbeit. Für das Jahr 2020 prognostizierte die Bundesregierung (April 2020) infolge der Corona-Krise circa 2.350.000 Menschen in Kurzarbeit, wohlgemerkt im Jahresdurchschnitt. Der Monatsspitzenwert lag im April 2020 mit 5.995.000 Fällen jedoch schon deutlich höher.4

			Die Kurzarbeitszahlen 1991 bis 1993 sind als Ausgangswerte für die Analyse der großen Transformation Ostdeutschlands aus mehreren Gründen eine genauere Betrachtung wert. 

			
					Erstens sind zwei unterschiedliche Muster zu erkennen: 1991 lag der weitaus größte Teil der Arbeitsverhältnisse mit Kurzarbeit in den neuen Bundesländern, konkret 1.620.000 von 1.761.000 (= 91 %). Bis 1993 drehte sich das Bild und es kam während der kurzen Rezession in den alten Bundesländern zu deutlich mehr Kurzarbeitsmeldungen als im Osten (760.000 von 948.000 = 80 %).5 Setzt man die Kurzarbeitszahlen mit den Arbeitslosenzahlen und den Beschäftigtenzahlen in Beziehung (siehe Abbildung 1), wird deutlich, dass 1990 und 1991 die ­Kurzarbeit auf den von der Wirtschafts- und Währungsunion schocktherapeutisch6 getroffenen ostdeutschen Arbeitsmarkt beschränkt war. Die Kurzarbeit stellte zunächst den arbeitsmarktpolitischen Versuch dar, sofortige Entlassungen zu verhindern. Da die wirtschaftliche Situation der nunmehr von der Treuhandanstalt verwalteten ehemaligen Staatsbetriebe der DDR sich aber insgesamt nicht verbesserte, sondern vielmehr weiter verschlechterte, kam es in den Folgejahren in Ostdeutschland zu massenhaften Entlassungen. Das heißt, ein beträchtlicher Teil der zunächst in Kurzarbeit geschickten Beschäftigten verlor nun endgültig den Arbeitsplatz. 

										

			Abb. 1: Arbeitslosenquoten und Arbeitslosen+Kurzarbeiterquoten in % der Beschäftigten+Arbeitslosen, 1989–2011.7
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	Zweitens bilden die Kurzarbeitsstatistiken zudem den volkswirtschaft­lichen beziehungsweise arbeitsmarktpolitischen Rahmen ab, in dem die ostdeutschen Betriebe ab 1990 navigierten. Die Transformation Ostdeutschlands stellt einen signifikanten strukturellen Bruch8 dar, der weitreichende Konsequenzen auf allen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ebenen zeitigte. Die ostdeutsche Ökonomie wurde massiv deindustrialisiert, messbar an der Größe des sekundären Sektors und an den Beschäftigungszahlen. In der Industrie gingen bis zu 80 % der Arbeitsplätze verloren, von ehemals 3.300.000 blieben 1994 nur noch 660.000 Stellen übrig.9 Parallel dazu erfolgte eine »passive tertiarization«, da der Dienstleistungssektor vergleichsweise beschäftigungsstabiler blieb als Landwirtschaft und Industrie. Im Ergebnis wuchs die relative Größe des Dienstleistungssektors rasch von ca. 45 % (1989) auf ca. 63 % der Erwerbstätigen (1996)10. Neben dem massiven absoluten Rückgang an Beschäftigten in Ostdeutschland von 9,8 Millionen auf 6,5 Millionen Menschen (1989–1992) und dem damit verbundenen Entstehen einer bis zu 20%igen Arbeitslosenquote war außerdem eine für die Betroffenen völlig ungewohnte Arbeitsplatzunsicherheit charakteristisch. Ende 1992 waren nur noch 50 % der Ostdeutschen in dem Betrieb beschäftigt, in dem sie noch drei Jahre zuvor tätig waren.11



						Exemplarisch dafür steht die Geschichte des traditionsreichen Ost-Berliner Industriezentrums Oberschöneweide. Vor der Transformation waren mehr als 20.000 Menschen in diesem Industriegebiet beschäftigt. Seine größten Betriebe waren neben dem VEB Werk für Fernsehelektronik das Kombinat VEB Kabelwerk Oberspree und der VEB Transformatorenwerk.12 Die Industrialisierung des an der Spree gelegenen Areals begann Ende des 19. Jahrhunderts, im Wesentlichen von der »Allgemeine Elektrizitäts-Gesellschaft« (AEG) getragen, damals eines der führenden Unternehmen der Elektroindustrie weltweit. In der Zwischenkriegszeit fertigte die Firma Telefunken in Oberschöneweide bis 1938 Großsender und Prototypen für Fernsehempfänger, ab 1938 erzeugte die AEG-Röhrenfabrik Gasentladungs-, Sicht- und Senderöhren. Nach Umstellung auf Rüstungsfertigung besetzte im April 1945 die sowjetische Rote Armee das Industriegebiet und errichtete ab Juli 1945 das Labor, Konstruktionsbüro und Versuchswerk Oberschöneweide (LKVO), das rasch auf 2.000 Beschäftigte anwuchs. 

			1951 wurde die Übernahme in Volkseigentum und eine Umbenennung in »VEB Werk für Fernmeldewesen« vollzogen. Mit der Produktion von Schwarz/Weiß-Bildröhren fand 1960 eine zweite Umbenennung in »VEB Werk für Fernsehelektronik« statt.13 In Summe produzierte der VEB WF 17.000.000 s/w-Bildröhren und ab Mitte der 1980er Jahre 4.000.000 Farbbildröhren jährlich.14 Weiterhin wurden optoelektronische Bauelemente in Großserie gefertigt und zahlreiche andere Kleinserien für Sendeanlagen, medizinische Geräte und dergleichen. Für die Großkunden Volksarmee (NVA) und Ministerium für Staatssicherheit (MfS) wurden Spezialteile für Überwachungssysteme hergestellt. 

			Der Stand der Technik im VEB WF in Relation zum Weltmarkt 1990 war stark vom jeweiligen Produkttyp abhängig. Die Anlage für die Farbbildröhrenfertigung stammte aus Asien und war konkurrenzfähig, ebenso andere Röhrentypen, Kleinserien- und Spezialfertigungen. Die Halbleiterfertigung dagegen war nicht gewinnorientiert weiterführbar. Große Werksteile und Produktionslinien wurden mangels Absatzchancen nach der wirtschaftlichen Öffnung rasch stillgelegt, zumal die potenziellen Märkte im Westen von der dort ansässigen Industrie beherrscht und vollkommen gesättigt waren. Sämtliche weiter im Osten befindlichen Märkte waren in Auflösung begriffen und außerdem nicht in der Lage, die in Folge der 1:1-Währungsumstellung stark gestiegenen Preise der Produkte aus dem Osten Deutschlands zu bezahlen: »Nach der Wende war praktisch Null, das ging kurze Zeit noch, und dann ging gar nix. Aber vor der Wende waren die Abnehmer, also äh, sagen wir Ostblock oder Warschauer-Pakt-Staaten, oder wie man das nennen will.« (Interview M1/27–28)

			Ab Juli 1990 ging die Zahl der aktiv beschäftigten Personen im Werk für Fernsehelektronik rapide zurück. Ein Jahr später, im Juni 1991, waren bereits mehr Arbeiter*innen in Kurzarbeit (2700) erfasst als Vollbeschäftigte (2300). Weitere 1600 Personen waren bereits aus dem Betrieb ausgeschieden, 300 befanden sich in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) und 111 Personen waren in ausgegliederten Unternehmen tätig.15 Von einst 9000 Beschäftigten des VEB WF (Stand Ende 1989) waren zwei Jahre später nur noch knapp 20 % im Unternehmen. Damit entsprach der Stellenabbau im Werk für Fernsehelektronik weitgehend dem allgemeinen Trend in der ostdeutschen Industrie.

			Abb. 3: Beschäftigungszahlen Industrie DDR/Ostdeutschland und Werk für Fernsehelektronik, 1989–1994.16
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			Die Situation im Werk für Fernsehelektronik entsprach der aller anderen Betriebe im Industriegebiet Berlin-Oberschöneweide. Der Betriebsrat der WF GmbH veröffentlichte im Dezember 1992 eine Überblickstabelle zur Entwicklung der Beschäftigungszahlen der Elektroindustrie in Oberschöneweide unter dem bezeichnenden Titel »Endet die Schocktherapie im Ruin?«17 Auch die anderen fünf Großbetriebe am Industrie­standort mussten große Teile der einst fast 24.000 Arbeitsplätze ­streichen. Übrig geblieben waren bereits Anfang 1992 nur noch etwa 5000 Stellen (jeweils inklusive WF gerechnet).18 Dass der hiesige Betriebsrat – im Gegensatz zu Polen – im politischen Diskurs den kaum verwendeten Begriff der »Schocktherapie« gebrauchte19, wirft ein interessantes Licht auf die Wahrnehmung der Transformation durch die betroffenen ostdeutschen Industriearbeiter*innen.

			Tab. 1: Beschäftigungszahlen Industriestandort Berlin-Oberschöneweide 1990 bis 1992.20
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					Drittens erzeugte das Zerreißen der ökonomischen und betrieblichen Strukturen – trotz massiver Anwendung der Kurzarbeit mit zumeist null Stunden – für die Beschäftigten das Gefühl eines Schocks und als Folge zahlreiche biografische Brüche. Der Berliner Soziologe Steffen Mau diagnostizierte jüngst weiten Teilen Ostdeutschlands ausgeprägte »gesellschaftliche Frakturen«21, die »trotz aller Transformationserfolge« bis heute nur »oberflächlich alles in Ordnung« erscheinen lassen. Er folgert, dass sich demnach »die Unterschiede zwischen den beiden deutschen Teilgesellschaften nicht einfach ausschleichen«.

			

			Daher möchte ich im weiteren Verlauf die individuellen berufsbiografischen Folgen der Schocktherapie in Ostdeutschland anhand der Fallstudie des Werk für Fernsehelektronik näher diskutieren, zumal im WF Kurz­arbeit bereits sehr früh zur Anwendung kam. Damit ist auch der wertvolle Hinweis von Feiwel Kupferberg berücksichtigt: »[m]ajor historical processes never take place in a human vacuum.«22

			2	Berufsbiografien – Kontinuität – Unruhe – Hysteresis 

			Im Frühjahr 2016 führte ich acht qualitative berufsbiografische Interviews in Berlin mit ehemaligen Werktätigen des Werk für Fernsehelektronik durch. Eine Fortsetzung in einer zweiten Runde ist bereits vorbereitet.23 Die Interviewgestaltung basierte auf dem Konzept des problemzentrieren Interviews von Andreas Witzel24. Die Personenauswahl erfolgte nach theoretischen Gesichtspunkten in Anlehnung an das Theoretical Sampling der Grounded Theory25 in Bezug auf Geschlecht, Alter sowie Tätigkeit im Unternehmen und umfasste je vier Frauen und Männer unterschiedlicher Jahrgangsgruppen (Frauen: 1941, 1948, 1962, 1965; Männer: 1934, 1934, 1945, 1951).26

			Folgenreicher Abschied von Stabilität und Kontinuität

			Die acht Berufsbiografien lassen sich bei einer Gesamtbetrachtung deutlich in zwei Perioden trennen. Die erste Periode reichte bis 1989 und war von Stabilität und Kontinuität geprägt. Auf den Schulbesuch folgte typischerweise eine Lehre oder die Ausbildung mit Abitur und in der Mehrzahl auch ein Studium. Die Ausbildungswege waren in allen Fällen facheinschlägig in Bezug auf die nachfolgende Berufstätigkeit. Ab Beginn der Tätigkeit im Werk für Fernsehelektronik wiesen sieben von acht Berufsbiografien keine Wechsel des Arbeitgebers mehr auf. Bis 1989 konnten alle Befragten mit einem Verbleib im Betrieb bis zur Rente rechnen, was auch weitgehend dem Idealtypus in der DDR entsprach.

			M4:	Ich glaub, in dem Moment wo man äh … die letzten Jahre, ich hab nur 17 Jahre gearbeitet [im WF] …

			I:	… immerhin …

			M4:	… immerhin, ja, ja gut. Man ist ja damals noch davon ausgegangen, dass man sein Leben lang in der Firma arbeitet. (M4/68–71)

			Auffallend dabei ist, dass bei den Personen jüngerer Jahrgänge die Übergänge von Schule, Ausbildung (Lehre & Studium) und Arbeitsbeginn im Großbetrieb deutlicher den Systematiken der staatlichen Berufsplanung entsprachen. Die Zuteilungsmechanismen im Bildungssystem ab den 1960er Jahren besaßen offenbar auch hier größere Regulierungswirkung als in den frühen Jahren der DDR-Bildungspolitik.27 

			Die Tätigkeit im Großbetrieb VEB WF kann zunächst als nahezu absolut arbeitsplatzsicher charakterisiert werden. Die Berufslaufbahn war auch in diesem DDR-Großbetrieb im Allgemeinen ereignisärmer als im Westen.28

			Abb. 4: Berufsbiografien von acht ehemaligen WF-Mitarbeiter*innen.29 
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	Abb. 5: Berufsbiografien von acht ehemaligen WF-Mitarbeiter*innen, Ausschnitt 1990–2015.30
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			Abbildung 4 bildet als Visualisierung der Ausbildungs- und Berufsverläufe der acht Interviewten diese Kontinuitäten gut ab, Unterschiede in der Betriebszugehörigkeitsdauer (Stand Ende 1989) sind fast in Gänze durch das Lebensalter sowie die unterschiedlichen Längen der Ausbildung erklärbar.

			Ab 1990 erfuhren jedoch nahezu alle Berufsverläufe wesentliche Veränderungen und nahmen sehr unterschiedliche Wege. In Abbildung 5 sind in kompakter und reduzierter Darstellung die Effekte der ostdeutschen Transformation auf individueller Ebene gut sichtbar.

			Lediglich eine der acht Befragten konnte nach einem selbstinitiierten Ab­­teilungswechsel bis zur endgültigen Schließung 2005 im verbliebenen, 1992 von Samsung gekauften, Werksteil Farbbildröhre weiterbeschäftigt werden. Eine zweite, ebenfalls jüngere Befragte konnte nach einer Kinderbetreuungsphase in einem Spin-off-Unternehmen »ihren« Arbeitsplatz wieder einnehmen.

			Eine zweite Gruppe kann unter das Schlagwort »früher in Rente« subsumiert werden. Durch die Möglichkeit der Rente mit 60 gelang es diesem Teil der Personen, mit relativ kurzen Überbrückungstätigkeiten in den Ruhestand zu gelangen, ohne allzu große finanzielle Einschnitte oder mentale Stressbelastungen durch langwierige Arbeitssuche. Bei einer subjektiv als bewältigbar wahrgenommenen Zeitdauer bis zur »rettenden« Rente mit 60 (oder zur normalen Rente mit 65) konnte den Bedrohungen durch einen abrupten Umbruch weitgehend entgangen werden.

			Für die dritte und größte zu typisierende Gruppe hingegen erzeugte der transformationsbedingte Zusammenbruch des Werk für Fernsehelektronik ab 1990 sehr wechselhafte berufliche Phasen: Zum Beispiel Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Arbeitslosigkeit, geförderte und befristete Arbeitsplätze, Beschäftigung am zweiten Arbeitsmarkt, mehrfache Arbeitgeberwechsel und auch Umzüge nach Westdeutschland – viele Veränderungen gingen mit finanziellen Einbußen einher.

			»Ich hab also, äh, die, die sogenannte Wende, hatte also bei mir den Vor- oder Nachteil, dass ich zu dem Zeitpunkt aufgehört habe für immer, in meinem Beruf zu arbeiten. Ja, ich hab also nie wieder ne fachgerechte Anstellung gefunden. Und habe mich die darauffolgenden Jahre mehr oder weniger aufgrund anderer lustiger Talente äh durchs durchs Leben geschlagen. Und wie man sieht hats so funktioniert [lacht].« (W1/9)

			»… mein Mann hatte dann in der Eifel Arbeit angeboten bekommen, das ist ja nun kurz vor Belgien und dann hieß es willst du mitherkommen oder nicht. Und dann hab ich im Prinzip die Arbeit hier aufgegeben, aber ich hab dort keine Arbeit mehr gefunden. Ja, ich bin dann auch dort beim Arbeitsamt vorstellig geworden, und so einfach ja, wie alt war ich da 58, naja, also das hat sich dann erübrigt.« (W2/102)

			Das Dilemma der mittleren Jahrgänge 

			Mittlere Jahrgänge dieser Fallstudie hatten es, kohärent zum ­generellen Muster für Ostdeutschland nach 1990, schwerer, wieder eine stabile Be­­schäftigung zu finden. Prägnant ausgedrückt: Sie waren zu jung für die Rente mit 60, aber zu alt für den Arbeitsmarkt. Auch 1990 waren die Chancen auf Wiederbeschäftigung für Menschen zwischen 45 und 54 Jahren schon deutlich reduziert.31 Die vorzeitige Verrentung stand als Ausweg für diese Alterskohorte aber nicht zur Verfügung. Arbeitnehmerschutzrechte wie Senioritätsprinzipien beim Stellenabbau griffen in den zahlreichen Fällen kompletter Unternehmensschließungen auch nicht.32 Wenn alle entlassen wurden, traf das auch die Älteren – trotz schlechterer Chancen auf dem Arbeitsmarkt. Hinzu kam, dass der Arbeitsmarkt in Ost-Berlin wie in ganz Ostdeutschland immer weniger hergab. Die über 7000 Beschäftigten des VEB WF, die Anfang der 1990er Jahre ihren Arbeitsplatz verloren, trafen auf einen regionalen Arbeitsmarkt, der kaum aufnahmefähig war. In Berlin wuchs die Zahl der arbeitssuchenden Erwerbslosen zwischen 1991 und 2004 von 196.100 auf 383.200 Personen an.33

			»Also wie gesagt, auch in der Elektronikbranche, war für uns altersmäßig kaum noch Hoffnung, das war eigentlich uns allen klar. Also da gab es einige in der Abteilung, die knapp am Rentenalter waren, und da war die Strategie damals, dass solche Fälle irgendwie noch 2–3 Jahre über Wasser gehalten werden. … aber ich war jünger – wie alt war ich – 44, 45, das war schon ein kritisches Alter. Da wusste man, man muss noch ne Weile arbeiten bis man in Rente gehen kann, da musste man eben zusehen, die Zeit zum Überbrücken bis zur Rente war halt sehr lang. Das war schon klar. Also irgendwas Neues musste man finden, das war nicht einfach.« (M3/61)

			»Man hatte seine Abschlüsse gehabt, man konnte sich bewerben mit den Abschlüssen, aber ansonsten war man sich schon bewusst, eigentlich gehörte man schon zum alten Eisen.« (M3/81)

			Diese biografischen Schocks erzeugten verständlicherweise Unsicherheit und Ängste. Die Rahmenbedingungen am Arbeitsmarkt waren, wie zuvor beschrieben, sehr schwierig. Zugleich stellte der Arbeitsmarkt als Ganzes ein neues, bislang unbekanntes Spielfeld dar, dessen Spielregeln nicht habitualisiert waren.34 Claus Offe beschrieb die deutsche Einigung daher bereits 1991 als »Aufprall der spezifisch westdeutschen Spielart eines demokratisch-kapitalistischen Institutionensystems auf eine Gesellschaft«, die »jedenfalls über 40 Jahre lang nicht kapitalistisch gewesen ist«.35

			»Da waren auch viele Ängste bei. Auch bei mir. Äh, wie wird’s werden mit dem Kind? Wie krieg ich jetzt nach der Wende ein Kind? Das ist nicht passend. Du musst dich ja selber erstmal im Job etablieren.« (W3/87)

			»Dann war ich glaub ich noch n Vierteljahr auf null Stunden, hat man zwar weiter bezahlt gekriegt aber nicht mehr gearbeitet, ja und dann musste man dann zum Arbeitsamt und äh, sich dort erstmal arbeitslos melden damit man überhaupt abgesichert ist.« (M4/51)

			»Das war, da haben sie mich nicht genommen [bei dieser Umschulungsmaßnahme, Anm. D. St.], weil da war ich zu alt. Also das war dann, da sitzt man dann da, und glaubt nicht, also ja, sie haben also lieber den Fliesenleger umgeschult auf Elektroniker als ne Fachkraft zu nehmen, die da mehr oder weniger schon nachm Viertel- oder halben Jahr irgendwohin gehen könnte arbeiten.« (W1/55)

			»… also hab ich mich auf dem Arbeitsamt versucht weiterzubilden. Das waren mehrere Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. Also hier das war so ne Sache technischer Angestellter, hier wegen Umweltschutz usw. … Im Februar 1995 gabs ne Krankschreibung. Aber fragen sie mich jetzt nicht, also berufsbedingt, Burnout oder Stress [lacht kurz] wie man das so bezeichnen will.« (M3/13–15)

			Das gewohnte Sicherheitsgefühl eines langen Erwerbslebens in einem Großbetrieb mit umfassender Versorgung ging mit der Wiedervereinigung vielfach gänzlich verloren. Die Werkszeitung WF-Sender veröffentlichte ab April 1990 eine Artikelserie mit der Überschrift »Soziale Marktwirtschaft – was ist das?« Den Arbeitsmarkt als Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage erläuterte die Zeitung schonungslos prägnant:

			»Sind für einen Bereich genügend Arbeitskräfte vorhanden, drückt dies auf die Verdienstmöglichkeiten der dort Arbeitenden. Ihre Drohung ›zu gehen‹ ist wirkungslos. Es stehen ja genügend andere ›auf der Straße‹, die bereit sind, dem (sic!) Arbeitsplatz, so wie er ist, zu übernehmen, da sie zur Zeit überhaupt keinen haben.«36

			Hysteresis

			Die Ostdeutschen mussten sich nun in einer marktwirtschaftlichen Leistungsgesellschaft behaupten, die vertraute Arbeitsgesellschaft war passé.37 Mangels entsprechendem ökonomischen Habitus38 entstand jedoch eine Situation, die Pierre Bourdieu als Hysteresis beschrieb: Der in der DDR über Jahrzehnte ausgeformte Habitus passte nicht mehr zum sich rasch verändernden sozialen Feld. »Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn ein Feld eine tiefe Krise durchmacht und seine Regelmäßigkeiten (oder sogar seine Regeln) grundlegend erschüttert werden.«39 Mehrere Interviewte beschrieben dazu passend die ihnen fehlende Ellbogentechnik am Arbeitsplatz: 

			»… das mit den Ellenbogen, das war ma nicht gewohnt, … diese Konkurrenz gabs ja nicht [im DDR-Betrieb, Anm. D. St.]. Die waren, die Arbeiten waren sicher, die mussten nicht fürchten, dass sie jemand verdrängt, im Gegenteil.« (M2/243)

			Obwohl gut ausgebildete jüngere und risikobereite Ostdeutsche in den 1990er Jahren berufliche Möglichkeiten am (auch westdeutschen) Arbeitsmarkt durchaus wahrnehmen konnten,40 erzeugte die Wiedervereinigung für eine große Zahl der ehemaligen Werktätigen der DDR beruflich unsichere Perspektiven. Ihr Kartenblatt im neuen und ungewohnten Wettspiel enthielt nicht gerade viele Trümpfe.41

			3	Zusammenfassung

			Zwischen dem Wechsel an der SED-Parteispitze und der Grenzöffnung im November 1989, der Wirtschafts- und Währungsunion am 1. Juli 1990 und dem formalen Beitritt der ehemaligen DDR zur Bundesrepublik am 3. Oktober 1990 lag »nicht mal n Jahr« (W1/41), um die Formulierung einer ehemaligen Werktätigen des VEB Werk für Fernsehelektronik (WF) in Ost-Berlin wiederzugeben. In diesem einst größten Industriebetrieb der Hauptstadt der DDR begann bereits wenige Tage nach der Währungsunion im Juli 1990 die Kurzarbeit – oft mit null Stunden. Im WF gingen in den nächsten zwei Jahren über 80 % der vormals 9000 Arbeitsplätze verloren. Nur ein kleiner Teil der Produktion konnte an einen asiatischen Konzern (Samsung), mit Zuschuss der Treuhandanstalt, verkauft und von diesem bis 2005 weitergeführt werden.

			Die Kurzarbeit eignet sich – gerade aktuell vor dem Hintergrund der Corona-Krise – als sehr einfacher Indikator für die Größe der strukturellen Krisenlagen der Volkswirtschaft. In Anbetracht des Verlustes von knapp 80 % der Industriearbeitsplätze im Osten Deutschlands nach der Wirtschafts- und Währungsunion verwundert es nicht, dass es die größte Zahl an Kurzarbeitsmeldungen weder in den Ölkrisen der 1970er Jahre noch in der Finanzkrise 2008/09, sondern 1991 gab. Von deutschlandweit 1.761.000 Menschen in Kurzarbeit waren 1.620.000 in den neuen Bundesländern (= 91 %).

			Für die zunächst von Kurzarbeit und dann später in noch größerer Zahl von Entlassung betroffenen Menschen stellte die schockartige Transformation trotz der in den 1990er Jahren noch relativ engmaschigen Auffangnetze meist eine große persönliche Belastung dar. Die Arbeitsmärkte in Deutschland und besonders in den östlichen Bundesländern waren weitestgehend gesättigt, die Chancen auf neue Beschäftigung eher klein. Darüber hinaus fehlte vielen DDR-Bürgerinnen und -Bürgern ein ausgeprägter ökonomischer Habitus42, der eine erfolgreiche Behauptung am umkämpften Arbeitsmarkt in Marktwirtschaften und innerhalb gewinnorientierter Unternehmen begünstigt. Trotz oftmals hohem persönlichem Einsatz,43 gelang es nicht allen DDR-Industriearbeitskräften, erneut eine ausbildungs- und erfahrungsadäquate Stelle zu besetzen. Immerhin konnten die in der DDR langjährig eingeübten Fähigkeiten zur Bewältigung von Mangel helfen, manche persönliche Probleme zu lindern und Hindernisse bestmöglich zu bewältigen.

			Anmerkungen

			
				
					1	Dominik Stegmayer, »Am 1. Juli gab’s die D-Mark, am 17. Juli gab’s die Kurzarbeit.« Habitus, soziales Feld und Kapital in der ostdeutschen Transformation am Beispiel des VEB Werk für Fernsehelektronik, Wien 2016, hier Interview W1, Absatz 43. Anmerkung: Im Zuge dieses Forschungsprojektes wurden 2016 acht qualitative berufsbiografische Interviews mit ehemaligen Werktätigen des VEB WF durchgeführt. Die nachfolgend zitierten Interviewpassagen entstammen allesamt dieser Erhebungsserie.

				

				
					2	Vgl. Reinhold Sackmann, Transformation, Arbeitsmarkt und Lebenslauf, in: Reinhold Sackmann, Ansgar Weymann und Matthias Wingens (Hg.), Die Generation der Wende. Berufs- und Lebensverläufe im sozialen Wandel, Wiesbaden 2000, S. 47 f. Axel Salheiser, Socialist and Post-Socialist Functional Elites in East Germany, in: Historical Social Research 37 (2012) 2, S. 123–138, hier S. 129. Steffen Mau, Lütten Klein. Leben in der ostdeutschen Transformationsgesellschaft, Berlin 2019, S. 31 und S. 45–47.

				

				
					3	Vgl. zur Geschichte der Kurzarbeit in Deutschland z. B.: Henner Will, Kurzarbeit als Flexibilisierungsinstrument. Hemmnis strukturellen Wandels oder konjunkturelle Brücke für Beschäftigung?, in: IMK Study, Nr. 5, 2010.

				

				
					4	Vgl. Thorsten Schulten und Torsten Müller, Kurzarbeitergeld in der Corona-Krise, in: WSI Policy Brief 38 (2020), S. 5. Bundesagentur für Arbeit (2021): Realisierte Kurzarbeit (hochgerechnet) (Monatszahlen), April 2021, https://statistik.arbeitsagentur.de/Statistikdaten/Detail/Aktuell/iiia7/kurzarbeit-hr/kurzarbeit-hr-d-0-xlsx, letzter Zugriff am 31.03.2021.

				

				
					5	Vgl. Hans-Ulrich Brautzsch und K. H. Will, Kurzarbeit. Wichtige Stütze des Arbeitsmarktes in der Krise, aber keine Dauerlösung, in: Wirtschaft im Wandel 16 (2010) 8, S. 376–383, hier S. 380.

				

				
					6	Vgl. Philipp Ther, Das andere Ende der Geschichte. Über die Große Transformation, Berlin 2019, S. 79 f.

				

				
					7	Eigene Abbildung und Berechnung. Daten: AL-Ost 90: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (2004): Zeitreihe Arbeitslose ab 1978 (BGW) bzw. 1990 (BGO). http://www.pub.arbeitsagentur.de/hst/services/statistik/detail_2004/d.html, letzter Zu­­griff am 15.10.2020.

						AL-WEST 89–90: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Arbeitslosigkeit im Zeitverlauf.

						AL ab 91: Arbeitsmarktstatistik der Bundesagentur für Arbeit, GENESIS, 13211 – 0001

						KA 89–91: Bundesagentur für Arbeit, Analyse Arbeitsmarkt, Zeitreihen, zit. in: Sozialpolitik-aktuell.de, http://www.sozialpolitik-aktuell.de/tl_files/sozialpolitik-aktuell/_Politikfelder/Arbeitsmarkt/Datensammlung/PDF-Dateien/abbIV41.pdf, letzter Zugriff am 15.10.2020.

						KA ab 92: Bundesagentur für Arbeit, Kurzarbeit seit 1992, angezeigte und realisierte Kurzarbeit, Jahresdurchschnitt.

						AL-Quote WEST 89–90: siehe AL-WEST 89–90.

						AL-Quote ab 91: siehe AL ab 91.

						BESCH-OST: 89: Fritz, Wolfgang (2001 [2004]): Statistiken der Erwerbstätigkeit in der ehemaligen DDR und ausgewählte Daten der Rückrechnung der DDR-Er­­werbstätigenstatistik.

						BESCH: Rückrechnung aus AL und AL-Quote. BESCH = (AL/ALQuote)-AL

						AL+KA-Quote: Berechnung aus = (AL+KA)/(BESCH+AL).

				

				
					8	Axel Salheiser, Socialist and Post-Socialist Functional Elites in East Germany, S. 129.

				

				
					9	Vgl. Chris Flockton, Employment, Welfare Support and Income Distribution in East Germany, in: German Politics 7 (1998) 3, 1998, S. 33–51, hier S. 35. Ähnliche Zahlen bei Helmut Wiesenthal, East Germany as a Unique Case of Societal Transformation: Main Characteristics and Emergent Misconceptions, in: ebd. 4 (1995) 3, S. 49–74, hier S. 50 f.

				

				
					10	Vgl. z. B. Anne Goedicke, Firms and Fortune. The Consequences of Privatization and Reorganization, in: Martin Diewald, Anne Goedicke und Karl Ulrich Mayer (Hg.), After the Fall of the Wall. Life Courses in the Transformation of East Germany, Stanford 2006, S. 97.

				

				
					11	Vgl. ebd.

				

				
					12	Vgl. Kunstfabrik Köpenick, ed., Treptow-Köpenick. Ein Jahr- und Lesebuch, Berlin 2002, S. 33.

				

				
					13	Vgl. Helmut Hattenhauer und Peter Schliesing, Oberschöneweide – historische Rück- und Einblicke, in: Kunst & Kultur gGmbH (Hg.), Industriegesellschaft im Umbruch. Analyse – Dokumentationen – Perspektiven am Beispiel von Berlin-Oberschöneweide, Transformationen, Berlin 1994, S. 49 f. WF-Sender, Zur Chronik unseres Werkes, 30.9.1965, S. 4–10.

				

				
					14	Vgl. Hattenhauer und Schliesing, Industriegesellschaft im Umbruch, S. 50. Und WF-Journal (1991f.): Jubiläum in der Farbbildröhre, S. 1.

				

				
					15	Vgl. Der Betriebsrat informiert … (1991b): WF-Belegschaft, 7.6.1991, S. 2–3, S. 2 f; Der Betriebsrat informiert … (1991c): Statistik, 29.10.1991, S. 1.

				

				
					16	Quelle: Eigene Abbildung. Daten Industrie: Flockton, Employment in East Germany, 35. Daten WF: BR-Information (1991a), Das stinkt doch zum Himmel, 4.1.1991, S. 3. Der Betriebsrat informiert … (1991b), WF-Belegschaft, 7.6.1991, S. 2–3.

				

				
					17	Der Betriebsrat informiert … (1991d), Endet die Schocktherapie im Ruin?, 2.12.1991, S. 3.

				

				
					18	Vgl. metallograph (1991e), Arbeitsplatzabbau nicht beendet, 2.12.1991, S. 2.

				

				
					19	Vgl. zur Begriffsverwendung, Ther, Das andere Ende der Geschichte, S. 81.

				

				
					20	Quelle: Eigene Tabelle. Daten: Der Betriebsrat informiert … (1991d), Endet die Schocktherapie im Ruin?, 2.12.1991, S. 3. 

				

				
					21	Steffen Mau, Lütten Klein. Leben in der ostdeutschen Transformationsgesellschaft, S. 13 f.

				

				
					22	Feiwel Kupferberg, Transformation as Biographical Experience. Personal Destinies of East Berlin Graduates before and after Unification, in: Acta Sociologica 41 (1998) 3, S. 243–267, hier S. 246.

				

				
					23	Das VEB WF und dessen Transformation als Unternehmen wird im Dissertationsprojekt »Transformation in Ostdeutschland am Beispiel des VEB Werk für Fernsehelektronik« näher untersucht, das Dominik Stegmayer am Research Center for the History of Transformations (RECET) der Universität Wien durchführt.

				

				
					24	Vgl. Andreas Witzel: The Problem-centered Interview, in: Forum Qualitative Sozialforschung/Forum: Qualitative Social Research 1 (2000) 1: Qualitative Research: National, Disciplinary, Methodical and Empirical Examples.

				

				
					25	Vgl. Glaser und Strauss (1967 und 1979) zit. in Siegfried Lamnek, Qualitative Sozialforschung, Weinheim/Basel 2005, S. 188.

				

				
					26	Vgl. Martin Diewald, Anne Goedicke und Karl Ulrich Mayer, Unusual Turbulences – Unexpected Continuities. Transformation Life Courses in Retrospective, in: Dies. (Hg.), After the Fall of the Wall. Life Courses in the Transformation of East Germany, Stanford 2006, S. 300, 303, 313.

				

				
					27	Vgl. Matthias Wingens, Der »gelernte DDR-Bürger«: planwirtschaftliche Semantik, Gesellschaftsstruktur und Biographie, in: Reinhold Sackmann, Ansgar Weymann, Matthias Wingens (Hg.), Die Generation der Wende. Berufs- und Lebensverläufe im sozialen Wandel, Wiesbaden 2000, S. 178.

				

				
					28	Vgl. Reinhold Sackmann, Transformation, Arbeitsmarkt und Lebenslauf, S. 55.

				

				
					29	Quelle: Eigene Übersicht auf Basis der Interviews. Vereinfachte Darstellung. Abkürzungen: Berufstätigk. – Berufstätigkeit in einem anderen Betrieb in der DDR, WF – Werk für Fernsehelektronik.

				

				
					30	Quelle: Eigene Übersicht auf Basis der Interviews. Vereinfachte Darstellung. Abkürzungen: ABM – Arbeitsbeschaffungsmaßnahme, AL – Arbeitslosigkeit, Berufstätigk. – Berufstätigkeit in einem anderen Betrieb in der DDR, WF – Werk für Fernsehelektronik, Ortsangabe nach 1989 – Ort der beruflichen Tätigkeit.

				

				
					31	Vgl. Diewald, Goedicke und Mayer, Unusual Turbulences (Anm. 26), S. 303 f.

				

				
					32	Vgl. Susanne Falk, Wege in und aus der Arbeitslosigkeit, in: Reinhold Sackmann, Ansgar Weymann und Matthias Wingens (Hg.), Die Generation der Wende. Berufs- und Lebensverläufe im sozialen Wandel, Wiesbaden 2000, S. 83.

				

				
					33	Berlin-Brandenburg, Amt für Statistik, 1990–2010 Berlin und Brandenburg: Erwerbslosigkeit, in: Zeitschrift für amtliche Statistik Berlin Brandenburg, Nr. 1, 2011, S. 38–45, hier S. 38.

				

				
					34	Vgl. Pierre Bourdieu, Praktische Vernunft. Zur Theorie des Handelns, Frankfurt a. M. 1998, S. 168.

				

				
					35	Claus Offe, Die deutsche Vereinigung als »natürliches Experiment«, in: Bernd Giesen und Claus Leggewie (Hg.), Experiment Vereinigung. Ein sozialer Großversuch, Berlin 1991, S. 77.

				

				
					36	WF-Sender, Marktwirtschaft – was ist das?, 3. Juniausgabe, 1990, S. 6.

				

				
					37	Vgl. Frank Lettke, Habitus und Strategien ostdeutscher Unternehmer. Eine qualitativ-empirische Analyse unternehmerischen Handelns, in: Arbeit, Organisation und Personal im Transformationsprozeß, München 1996, S. 116.

				

				
					38	Vgl. Pierre Bourdieu, Making the economic habitus, in: Ethnography 1 (2000) 1, S. 17–41.

				

				
					39	Pierre Bourdieu, Meditationen. Zur Kritik der scholastischen Vernunft, Frankfurt a. M. 2001, S. 206.

				

				
					40	Vgl. Diewald, Goedicke und Mayer, Unusual Turbulences (Anm. 26), S. 304.

				

				
					41	Vgl. Zygmunt Bauman, A Revolution in the Theory of Revolutions?, in: Interna­tional Political Science Review, 15, (1994) 1, S. 15–24.

				

				
					42	Vgl. Pierre Bourdieu, Making the economic habitus, in: Ethnography 1 (2000) 1, S. 17–41.

				

				
					43	Vgl. Mau, Lütten Klein. (Anm. 21), S. 15.

				

			

		


		
			[image: ]
			Vgl. Cover: Grenzstein in Tettenborn; Oktober 2014. (Bildausschnitt, ­Rüdiger Spott)

		


		
			[image: ]
			Trabbi-Wrack in einem Feld im Erzgebirge bei Brand-Erbisdorf 1992. (Bildausschnitt, Andreas Kämper)

		


		
			Elke Kimmel

			Die ostdeutsche Landwirtschaft im Einigungsprozess

			Der Wandel der landwirtschaftlichen Produktions­genossenschaften (LPG) im Spiegel ausgewählter Medien

			Endlose Raps- und Maisfelder, verfallende Stallanlagen aus DDR-Zeiten, Ortschaften, die verlassen wirken – so präsentieren sich heute viele länd­liche Regionen im Osten Deutschlands im Vorbeifahren. Medien berichten nach Wahlen über Erfolge rechter Parteien und über eine steigende Zahl derer, die sich »abgehängt« fühlen. Die medizinische Versorgung will hier kaum jemand übernehmen, der letzte Laden hat vor Jahren geschlossen, und spätestens nach der Grundschulzeit müssen die Kinder weite Wege auf sich nehmen. Solche Zustände gibt es freilich auch im Westen, aber die besonders dramatischen Erscheinungen in Ostdeutschland haben spezifische Ursachen, die in der DDR-Vorgeschichte und im Vereinigungsprozess zu vermuten sind. 

			Die Entwicklungen auf dem Lande seit 1989/90 und ihre Folgen sollen in diesem Beitrag genauer betrachtet werden. Als Grundlage dazu dienen in erster Linie Berichte in der ost- und westdeutschen Presse von 1989 bis heute.1 Vor allem wird danach gefragt, welche Akzente in der Berichterstattung gesetzt wurden, wen man als Protagonist*innen zu erkennen glaubte, aber auch, welche Fehler sich (rückblickend) als gravierend erwiesen haben und welche Entwicklungen vermeidbar gewesen wären. Vielleicht lässt sich so auch herausfinden, welche Prozesse notwendig wären, um Wege aus der entstandenen Misere und positive Zukunftsperspektiven für das Leben auf dem Land zu entwerfen. 

			Die Ausgangssituation 1989/90: Landwirtschaft »vor dem Kollaps«

			Auf dem Gebiet der Landwirtschaft hatte während der gesamten Zeit der DDR die Devise gegolten, dass – abgesehen von der Erfüllung nicht unerheblicher Lieferverpflichtungen für den Export – die möglichst eigenständige vollständige Versorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln Vorrang habe. Ob Bodenreform und Zwangskollektivierung, ob Mechanisierung und Industrialisierung, all diese Maßnahmen folgten dieser Direktive, selbst wenn konkrete einzelne Schritte der Erreichung dieses Ziels kaum dienlich waren und deshalb stillschweigend korrigiert wurden. Bis 1989 gab es in der DDR große landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften mit teilweise Tausenden Hektar Grundbesitz und Hunderten Beschäftigten.2 Viele dieser Angestellten waren auch in Bereichen tätig, die mit Landwirtschaft selbst wenig zu tun hatten – etwa in der Kinderbetreuung oder in Seniorenheimen, in Kultureinrichtungen wie Bibliotheken oder in LPG-eigenen Baubetrieben. Die tageszeitung (taz) formulierte es im August 1990 so: »Ganze Dörfer leben nur von der LPG, die Kindergärten, Kantinen, Freizeitheime und sonstige Einrichtungen betreibt. Das alles hat mit effektiver landwirtschaftlicher Produktion nichts zu tun.«3 Die LPGs waren darüber hinaus verpflichtet, Arbeitskräfte anzustellen, die schon in anderen Wirtschaftsbereichen als wenig motiviert aufgefallen waren, und wie anderswo auch war die Ausstattung teils veraltet, teils reparaturbedürftig – fehlende Ersatzteile waren ein Dauerthema. Die im Vergleich mit den bundesrepublikanischen Landwirtschaftsbetrieben deutlich niedrigere Arbeitsproduktivität resultierte aus all diesen systembedingten Faktoren.

			Dass höchstwahrscheinlich Massenentlassungen unumgänglich sein würden, zeichnete sich bereits im Frühjahr 1990 ab, aber mit der Währungsunion und der Entscheidung für eine möglichst rasche staatliche Vereinigung war den LPGs ein Tempo vorgegeben, das sie so nicht erwartet hatten. Zwar bemühte man sich, mit Vorruhestandsregelungen wenigstens einige extreme Härten abzufedern, aber die Zahlen sprechen für sich: 1990 waren 923.000 Menschen in der ostdeutschen Landwirtschaft beschäftigt, 2007 noch knapp 150.000.4 Besonders dramatisch war die Entwicklung im ersten Jahr nach der Wende: Allein bis Ende Oktober 1990 verloren 169.000 Beschäftigte ihren Arbeitsplatz,5 weitere 500.000 folgten bis August 1992.6 In Brandenburg waren von ehemals 179.000 Beschäftigten in der Landwirtschaft Ende 1992 noch ganze 40.000 übrig geblieben.7 Gerade für weibliche LPG-Beschäftigte begann eine sich über Jahre hinziehende Odyssee durch Fort-, Weiterbildungs- und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. 

			Für die Medien wurde die ostdeutsche Situation auf dem Land nach der Verabschiedung des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes (LAG) am 29. Juni 1990 durch die Volkskammer und wegen der Probleme infolge der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion zum 1. Juli 1990 besonders interessant. Von einem Tag auf den anderen waren viele DDR-Agrarprodukte kaum noch (oder nur noch zu Preisen unter ihren Produk­tionskosten) verkäuflich. Der Lebensmitteleinzelhandel hatte die meisten ostdeutschen Waren relativ schnell aus dem Sortiment genommen, da die Konsument*innen (angeblich oder tatsächlich) explizit nach westdeutschen Produkten verlangten.8 Das Neue Deutschland (ND) vermutete, dass der Handel den Kunden ostdeutsche Waren mehr oder weniger bewusst vorenthalte.9 Auch diese Entwicklung hatte sich bereits im Frühjahr 1990 angekündigt, ohne dass allerdings wirksame Gegenmaßnahmen ergriffen wurden.10 Die eigens gegründete »Anstalt für landwirtschaftliche Marktordnung« blieb wirkungslos – laut Spiegel fragte sich auch Regierungschef Lothar de Maizière (CDU), warum die ostdeutschen Zöllner so »konfliktscheu« seien und kaum kontrollierend eingriffen; ihre westdeutschen Pendants seien da weniger zurückhaltend.11 

			Fast zynisch mutet es an, wenn man sich heute vor Augen führt, dass sich der damalige Bundeslandwirtschaftsminister Ignaz Kiechle (CSU) über die gestiegenen westdeutschen Agrarexporte in die DDR freute und über die Sicherung von Arbeitsplätzen im Westen deren Vernichtung östlich der Elbe wissentlich ignorierte12 und gleichzeitig den Ost-Landwirten zu wenig Initiative unterstellte.13 Kurz zuvor hatte Kiechle indes selbst für Einfuhrbeschränkungen aus dem Westen plädiert.14 

			Die taz mutmaßte schon damals, dass die Schwächung der ostdeutschen Konkurrenz möglicherweise beabsichtigt sei.15 Ähnliche Vermutungen hegte im Juli 1990 auch der Brandenburger Landwirt Bodo Schulz in der ehemaligen Ost-CDU-Zeitung Neue Zeit (NZ): Man könne nicht erwarten, dass die LPGs mit nur geringer Unterstützung den momentanen Herausforderungen gewachsen seien – anscheinend wolle man diese eher schwächen als stärken.16 Die Berliner Zeitung (BZ) wies darauf hin, dass marktwirtschaftliche Argumente gerade im Agrarbereich wenig überzeugend seien: Schließlich würden die westdeutschen Landwirte seit Jahren massiv subventioniert.17 Und das ND konstatierte: »Der künstlich organisierte Zusammenbruch des ostdeutschen Agrarmarktes widerspricht den Prinzipien und Bestimmungen der europäischen Landwirtschaftspolitik.« Die »Zerschlagung der DDR-Landwirtschaft« sei mehr als ein Kollateralschaden des viel zu hohen Tempos im Vereinigungsprozess; damit arbeite man letztlich denen in die Hände, die den Boden als Spekulationsobjekt nutzten.18

			Der Wegfall der Märkte

			Zu den Absatzproblemen in der DDR kam der Wegfall der Märkte in Ost- und Südosteuropa, die ihre knappen Devisen nicht für ­Lebensmittel ausgeben konnten. Bei einer Großdemonstration am 15. August 1990 auf dem Berliner Alexanderplatz kulminierte der Frust der ostdeutschen Landwirte: Vor laufenden Kameras wurde DDR-Landwirtschaftsminister Peter Pollack (parteilos, für die SPD) niedergebrüllt und tätlich bedroht. Tags darauf wurde er von Regierungschef de Maizière amtsenthoben. Längst beschlossene Hilfsgelder für die Landwirtschaft wurden freigegeben und angewiesen. Die akute Krise entschärfte sich zudem dadurch, dass sich einerseits der EG-Binnenmarkt – gegen Proteste aus Südeuropa – für DDR-Produkte geöffnet hatte und andererseits Exporte beispielsweise in die Sowjetunion massiv gestützt wurden.19

			Andere Probleme blieben: Ein Dauerthema in diesen Monaten war die fehlende materielle Basis der LPGs – zwar hatte die Volkskammer beschlossen, die Ergebnisse der Bodenreform (und damit der Enteignungen zwischen 1945 und 1949) nicht anzutasten, aber von wirklicher Rechtssicherheit konnte kaum die Rede sein. Ein grundsätzliches Problem war, dass der Boden nicht den LPGs gehörte, sondern den einzelnen Genossenschaftsmitgliedern oder dem Staat (wenn etwa die ursprünglichen Eigentümer in den Westen geflüchtet waren oder Bauern, die in der Boden­reform Land zugeteilt bekommen hatten, aus der LPG ausgetreten waren). Hatte dies unter den Bedingungen der DDR keine Rolle gespielt, war es nun, da Eigentum zur Bedingung für die Kreditvergabe wurde, entscheidend für die Zukunft vieler Betriebe. Kredite aber waren unabdingbar, um den meist nicht konkurrenzfähigen Maschinenbestand aufzustocken.20 Anfang August 1990 kritisierte der Staatssekretär im Landwirtschafts­ministerium Peter Kauffold (SPD) Regierungschef de Maizière, der sich in seinen Augen nicht energisch genug für die Fixierung der Ergebnisse der Bodenreform im Einigungsvertrag eingesetzt habe.21 Kauffold warnte auch davor, die DDR wie eine westdeutsche Kolonie zu behandeln und ihr Gesetze einfach überzustülpen.22 

			Deutlich war spätestens seit dem Juli 1990, dass den LPGs nicht viel Zeit blieb, um sich in den veränderten Verhältnissen zurechtzufinden: Das LAG verlangte ihre grundsätzliche Neuorganisation. Die Umwandlung in eingetragene Genossenschaften war indes nicht unproblematisch, weil diese im Vergleich mit Einzellandwirten schlechtere Förderbedingungen seitens der Europäischen Gemeinschaft (EG) und bei den Kreditgebern riskierten.23 Nach dem LAG hatte eine Vollversammlung aller Genossenschaftsmitglieder darüber zu entscheiden, ob sie auch zukünftig im gewohnten Kollektiv arbeiten, sich mit anderen selbstständig machen oder als »Wiedereinrichter« mit dem 1960 eingebrachten Vermögen als Einzelbauern einen Neustart versuchen wollten. Selbst wenn einige Landwirte darauf gewartet haben mochten, wieder eigenverantwortlich zu wirtschaften, so darf nicht übersehen werden, dass es für alle Genossenschaftler darum ging, innerhalb sehr kurzer Zeit sehr weitreichende Entscheidungen zu treffen, auf die viele von ihnen nicht vorbereitet waren. Diese Entscheidungen hatten zudem fast immer direkte Auswirkungen auf die (Noch-)Kollegen, da der Ausstieg Einzelner durch den damit verbundenen Kapitalabfluss den Bestand der Genossenschaft gefährdete. Unsicherheit und die Suche nach Orientierungspunkten sowie vermeintlicher Expertise spielten vielfach unfähigen oder gar kriminellen Beratern aus der Bundesrepublik in die Hand.

			In den folgenden Monaten berichteten vor allem ostdeutsche Medien wiederholt darüber, wie viele Landwirte in den LPGs bleiben wollten und wie hoch der Prozentsatz von Wieder- und Neueinrichtern war.24 Im selben Kontext erwähnten die Berichterstatter*innen, dass einige Genossenschaftsmitglieder ihr Land lediglich zurückforderten, um es an westdeutsche Interessenten zu verkaufen – und tatsächlich gebe es viele, die anfingen, sich nach geeigneten Höfen und Flächen umzusehen.25 Sein Versprechen, Bodenspekulation zu verhindern,26 konnte der Bundeslandwirtschaftsminister nicht halten: In der Magdeburger Börde kaufe ein bayerischer Adeliger en gros Flächen zu Preisen auf, bei denen die ostdeutschen Landwirte nicht mithalten könnten, berichtete ein Landwirt der NZ.27

			Angesichts dieser Entwicklung gerieten die an sich guten Ausgangsbedingungen der ostdeutschen Landwirtschaft selten in den Blick. So konstatierte etwa der Spiegel am 14. Mai 1990, dass sich, verglichen mit den meisten LPGs, selbst der Grundbesitz des westdeutschen Bauernpräsidenten Constantin von Heeremann reichlich bescheiden ausnehme.28 Dass große Flächen zukünftig gerade in puncto EG-Förderung einen ­großen Vorteil bedeuten konnten, war 1990 (noch) nicht Konsens. So waren sich die deutschen Landwirtschaftsministerien einig, dass man insbesondere kleinere Betriebe fördern müsse: Ideal seien Höfe mit Wirtschaftsflächen zwischen 100 und 200 Hektar.29 Nur wenige Politiker traten – wie der Volkskammerabgeordnete Fritz Schumann (PDS) im ND – für den Erhalt der vorhandenen Strukturen ein.30 Auch Staatssekretär Kauffold meinte gegenüber der BZ: »Trotz der traurigen Situation in der Landwirtschaft gibt es dennoch den grundsätzlichen Vorteil der großen Einheiten. Zumal auch im Konzentrationsprozeß in Europa größere Einheiten entstehen werden.«31 Er konnte sich dabei der Zustimmung einer Mehrheit der ostdeutschen Landwirte gewiss sein. Vor allem die südeuropäischen Bauern blickten eher ­kritisch auf die Entwicklungen in Deutschland, zumal für sie die Öffnung des Binnenmarktes für Agrarprodukte aus der DDR eine weitere Konkurrenz bedeutete. Dass die ostdeutschen Produkte vor allem zu Dumpingpreisen Absatz fanden, schuf auf beiden Seiten der Elbe Verdruss.32

			Zeitweise außerhalb der Wahrnehmung

			Mit dem Ende der akuten Krise wurde es ab Herbst 1990 auch ruhiger um die Landwirtschaft. Die stark wachsende Arbeitslosigkeit und der ungebremste Zusammenbruch der DDR-Wirtschaft beschäftigten die Medien unablässig, die Landwirtschaft geriet dabei zwar nie völlig aus dem Blick, sie blieb aber ein Nebenaspekt. Die Überschrift »Trügerische Ruhe auf dem Lande« in der BZ entsprach dem, selbst wenn bereits jeder fünfte Arbeitsplatz im Agrarsektor weggefallen war.33 Besorgniserregend schien allenfalls, dass es für Erwerbslose auf dem Land kaum Alternativen gab, was soziale Spannungen befürchten ließe. Letztlich gehe es darum, den LPGs genügend Zeit für den Umwandlungsprozess zu lassen: Im März sei man schließlich noch davon ausgegangen, dass dieser mehrere Jahre benötigen würde. Die »Voraussetzungen für veränderte Agrarstrukturen« seien vorhanden, beruhigte auch die NZ ihre Leser.34 Die Ansichten über das erforderliche Tempo des Anpassungsprozesses lagen indes weit auseinander. Landwirtschaftsminister Kiechle räumte zwar ein, dass es sich um einen mehrjährigen Prozess handeln würde, und dass es absehbar weniger Einzelbauern in den »neuen Ländern« geben werde,35 verstärkte aber an anderer Stelle den Druck auf die LPGs.36 Aus Bonn kam auch die Forderung, nur noch ostdeutsche Einzelbauern in die Förderprogramme einzubeziehen.37 Pragmatisch äußerte sich die Außenstelle des Landwirtschaftsministeriums in Berlin. Man wolle vor allem dafür sorgen, dass es zukünftig – unabhängig von der Organisationsform – stabile Agrarbetriebe gebe.38 Vereinzelt wurde darauf hingewiesen, dass es die unklaren Eigentumsverhältnisse seien, die den Prozess behinderten.39 Eher selten gab es auch Kritik am LAG selbst, dessen Regelungen für den Ausstieg von Bauern aus einer LPG nicht konkret genug formuliert seien. Zudem fehle es an Beratung für Ausstiegswillige – dies sei ein Grund dafür, dass das Risiko der Selbstständigkeit gescheut werde.40 Die taz verwies mit Blick auf die höheren Zahlen an Ausstiegswilligen im Süden der DDR auf die tradi­tionell kleinteiligere Landwirtschaft in diesen Regionen.41 Der NZ zufolge hätten in Brandenburg zwar bereits 30 Prozent den Umwandlungsprozess abgeschlossen, aber nur 400 Bauern wollten es allein versuchen.42

			Parallel dazu machten die ersten Neugründungen von sich reden, weil es während der hastig vollzogenen Umwandlung zu gravierenden Fehlern gekommen war. Mancherorts hatten sich findige LPG-Mitglieder die Gunst der Stunde zunutze gemacht und ihre Kollegen übervorteilt.43 Andere Berichte widmeten sich den schwierigen Startbedingungen von Wiedereinrichtern, die sich nicht selten gegen den Widerstand ihrer Ex-Kollegen durchsetzen mussten.44

			Ebenfalls angesprochen wurde die geplante Stilllegung von landwirtschaftlich genutzten Flächen, von der in der Ex-DDR wesentlich größere Gebiete betroffen seien als westlich der Elbe.45 Zudem würden die zu erwartenden Prämien im Osten geringer ausfallen, weil die ­Produktivität dort geringer sei. Grundsätzlich ablehnend gegenüber solchen Maßnahmen äußerte sich das ND: Solche Prämien zu zahlen sei widersinnig, solange es in anderen Teilen der Welt an Nahrung fehle.46

			Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die publicityträchtigen Demonstrationen im August 1990 ihre Wirkung auf Presse und Politik nicht verfehlt hatten. Fast unbemerkt blieb hingegen, dass es niemanden gab, der die sozialen Funktionen, die die LPGs im Zuge der Neustrukturierung auf dem Lande aufgeben sollten, übernehmen konnte. 

			Das Jahr 1991 – Countdown zum Jahresende

			Im Laufe des Jahres 1991 beherrschte vor allem ein Thema die Berichterstattung über die ostdeutsche Landwirtschaft: ihre mit dem LAG geforderte endgültige Umwandlung bis zum 1. Januar 1992. Einmal mehr gab es einen teilweise erbitterten Streit darüber, welches Tempo angemessen sei. Schon im Januar 1991 mahnte die NZ die Überarbeitung des Anpassungsgesetzes an:47 In seiner jetzigen Form behindere es den Umstrukturierungsprozess auf dem Lande. Es gefährde neben dem Wirtschaftssektor die gesamte Infrastruktur und generell das Leben auf dem Land. Unklarheit herrsche darüber, nach welchen Regeln die Aufteilung der LPGs erfolgen solle. Die ohnehin vorhandenen Verteilungskämpfe würden dadurch zusätzlich forciert. So wie es sei, mache man sowohl den LPGs als auch den Wiedereinrichtern das Leben schwer.48 Eine im Mai 1991 geplante Änderung des Anpassungsgesetzes lehnten die Sozialdemokraten in den Ländern wegen der gesamtschuldnerischen Haftung der LPG-Vorsitzenden ab. Peter Kauffold als Vorsitzender des Landwirtschaftsausschusses in Mecklenburg-Vorpommern gab zu bedenken, dass wohl kaum jemand bereit sein werde, sich eine solche Verantwortung aufzuhalsen.49 Die im Mai beschlossene Novelle des LAG legte fest, dass zunächst die Inventareinträge der Bauern ausgezahlt werden müssten, später sollten anteilige Auszahlungen von eingebrachter Arbeitsleistung erfolgen. Geplant waren zunächst Abschlagszahlungen, die nach Feststellung der tatsächlichen Finanzlage ergänzt werden sollten. Für die SPD war insbesondere ausschlaggebend, dass mit der Novelle der Kapitalabfluss aus den LPGs verzögert wurde, was deren Überlebenschancen erhöhte.50 

			Immer wieder wurden Zweifel daran laut, dass es bei den Umwandlungsprozessen mit rechten Dingen zugehe.51 Brandenburgs Landwirtschaftsminister Edwin Zimmermann (SPD) äußerte mehrfach, dass der ein oder andere LPG-Vorsitzende in »dubiose Geschäfte« verwickelt sei und provozierte damit empörte Reaktionen der landwirtschaftlichen Interessenorganisationen: Der Minister habe offenbar vergessen, dass die Vorstände mittlerweile demokratisch legitimiert seien.52 Die BZ schilderte am 9. September 1991 beispielhaft den Fall eines ehemaligen LPG-Vorsitzenden, den Zimmermann zum Vorzeige-Buhmann gemacht habe – leider kein Einzelfall: »Hetzjagden, Verleumdungskampagnen und Intrigen begleiten die schwierige Umwandlung der ehemaligen LPG in marktwirtschaftlich orientierte Betriebe.«53 Der soziale Friede bleibe auf der Strecke. Tatsächlich ergaben die Hausdurchsuchungen im Rahmen der Aktion »Gläserne LPG« keine Anhaltspunkte für Unterschlagung.54

			Mit dem nahenden Fristende für die Umwandlungen von LPGs nahm die Presse die Landwirtschaft wieder stärker in den Blick. Wie Wasserstandsmeldungen wurden die Prozentsätze von bereits vollzogenen oder noch ausstehenden Umwandlungen angegeben, manchmal mit dem zusätzlichen Hinweis auf die Anzahl der Betriebe, die Konkurs anmelden mussten, oder auf die wachsende Arbeitslosigkeit im Agrarsektor.55 Immer deutlicher wurde, dass der Umwandlungsprozess kaum termingerecht abzuschließen war. Anfang Oktober 1991 verlangte deshalb der brandenburgische Landtag eine Fristverlängerung über den 31. Dezember hinaus. Diese sei erforderlich, wolle man nicht die Verödung ganzer Landstriche und eine sozial kaum abgefederte Massenarbeitslosigkeit riskieren.56 Zudem seien die LPGs für die Verzögerungen nicht verantwortlich – vielmehr seien die Ämter dem jetzigen Ansturm nicht gewachsen. Es fehle an Steuerberater*innen, die Eröffnungsbilanzen für die neuen Unternehmen ausstellen könnten.57 Problematisch sei weiter, dass – falls man am rigiden Kurs festhalte – die Kommunen auf den Altlasten der LPGs sitzen blieben, ohne dass sie Steuereinnahmen erzielen könnten.58 Demgegenüber bekräftigten sowohl ostdeutsche Bauernverbände als auch das Bundeslandwirtschaftsministerium Anfang November 1991, dass eine Fristverlängerung unnötig sei.59 Der brandenburgische Landtag protestierte umgehend,60 und Agrarminister Zimmermann erreichte, dass eine Sondersitzung des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vom Bundestag einberufen wurde.61

			Im Gegensatz zu seinem brandenburgischen Amtskollegen forderte der sächsische Minister für Umwelt und Landesentwicklung, Rolf Jähnichen (CDU), von »seinen« LPGs ein höheres Tempo bei der Umwandlung und warnte vor den Folgen einer ungeordneten Liquidation.62 Auch die NZ sah die meisten sächsischen LPG-Vorstände auf einem guten Weg: Dort gebe es bereits 4.800 Familienbetriebe.63 Anscheinend war die Umwandlung für Brandenburgs LPGs besonders schwierig, weil viele unter hohen Altschulden litten und Hilfszahlungen verspätet eingetroffen seien.64 Am 16. November meldete sich in der NZ ein Betroffener zu Wort, der die Folgen des ausgeübten Drucks beklagte: »Die Vorgänge entarten zu einer Art Enteignung im neueren Sinn, weil ihnen [den Wiedereinrichtern, E. K.] schnellstens die zurückgegebenen Flächen von Immobilien-Dealern wieder abgejagt werden unter Ausnutzung ihrer Notlage, ihrer Unsicherheit oder ihrer Kapitalbedürfnisse als wiedergewonnene Privatbauern.«65 Erst kurz vor dem Stichtag konnten sich die Brandenburger Politiker durchsetzen:66 Maßgeblich war, dass die LPGs ihre Umwandlungspläne bei den zuständigen Ämtern eingereicht hatten – ein positives Signal für etwa 20.000 Beschäftigte in der Landwirtschaft.67

			Mitte Dezember 1991 gab es in Brandenburg 210 eingetragene Genossenschaften, 60 Personengesellschaften, 155 GmbH, 3.400 Einzelbetriebe und einige LPGs, denen Ende des Monats die Liquidation drohte. Die Höhe der Altschulden übertraf laut NZ die Unterstützungszahlungen um ein Vielfaches und die Arbeitslosigkeit lag in einigen Gebieten bei etwa 80 Prozent. Minister Zimmermann beklagte, dass die Bundesregierung (CDU/CSU-FDP) ihre Energie allein in die Zerstörung der alten Strukturen gesteckt habe, ohne Ideen für die Neugestaltung zu entwickeln.68 Zu einem ähnlichen Urteil kam die NZ am 21. Dezember 1991 unter dem Titel »Erst staatlich subventioniert, nun marktwirtschaftlich alimentiert?«69 Im sächsischen Wachau hätten Dorfbewohner und die LPG »Einigkeit« kapituliert. Die faktische Bevorzugung von »Puppenstubenbauern« nach westdeutschem Vorbild sei fatal. Man rechne sich die Statistik schön, indem man viele als Wiedereinrichter zähle, die lediglich Nebenerwerbslandwirte seien, und schwäche die LPGs zusätzlich, indem man Mitglieder ermuntere, Land und Inventar aus den Genossenschaften abzuziehen. Nicht selten würden die Aussteiger dadurch verleitet, dass ihnen westliche Berater hohe Gewinne für ihre bis dato kaum als wertvoll erachteten Böden vorgaukelten. Die Situation auf dem Lande sei desaströs – und ein Ausweg nicht in Sicht.

			Westdeutsche »Wendegewinnler«

			Im ersten Jahr der Einheit gerieten auch die westdeutschen »Wendegewinnler« und Einheitsprofiteure in den Blick, wie jene Landwirte, die westlich der Elbe für stillgelegte Flächen Prämien bekamen und davon in den neuen Ländern günstig Flächen pachteten und gute Erträge erzielten. So werde auf Kosten der ostdeutschen Landwirte doppelt Kasse gemacht.70 Zeitungen sandten ihre Reporter wiederholt in die ländlichen Regionen.71 Im Oderbruch habe ein rheinischer Bauer 1.000 Hektar gepachtet, während die ansässigen LPGs wegen ihrer Kapitalarmut in immer größere Schwierigkeiten kämen.72 Da westdeutsche Bauern zum einen kreditwürdiger seien und zum anderen meist eigene Rücklagen besäßen, hätten die LPGs – aber auch die Neu- und Wiedereinrichter in Ostdeutschland – häufig das Nachsehen. Das Tempo des Anpassungsprozesses motiviere auswärtige Spekulanten zusätzlich, äußerte auch der Präsident des ­thüringischen Bauernverbandes Klaus Kliem. Es ermuntere »finanzkräftige Investoren aus anderen Staaten, Flächen und Immobilien billig auf[zu]kaufen und zu einer tödlichen Konkurrenz für die sich mühsam neu strukturierenden bodenständigen Betriebe [zu] werden.«73

			In einer langen Reportage für die BZ schilderte der Journalist Peter Pragal, wie sich ein solches Spekulationsgeschäft in Torgau abspielte.74 Dort habe ein Landwirt die von der LPG zurückerhaltenen Ackerflächen quasi umgehend an einen Oberbayern verkauft, der wenig von Landwirtschaft verstehe, aber ein dickes Bankkonto besitze. Ähnliches komme in allen ostdeutschen Regionen vor, in denen es gute Böden gebe. Pragal kritisierte, dass Landwirtschaftsminister Kiechle mit dem ausgeübten Druck die Einheimischen verunsichere, sodass sie sich teils »windigen Existenzen« anvertrauten. Der Spiegel schrieb in diesem Kontext von »Tieflader-­Bauern« – Landwirten vor allem aus Niedersachsen, die für kleines Geld Flächen in der Magdeburger Börde gepachtet oder gekauft hätten, und nur angereist kämen, wenn der Verwalter vor Ort sie per Funktelefon rufe.75 

			Spiegel und NZ beschäftigten sich näher mit einem Betrieb bei Beeskow.76 Der gerade aus der Haft entlassene bayerische Landwirt Georg Nebauer habe mit zwei Partnern die ehemalige LPG Tierproduktion »Neues Leben« am 3. Oktober 1990 gekauft und in die GbR Gut Birkholz umgewandelt, angeblich, um ein Musterbeispiel für die Sanierung der ostdeutschen Landwirtschaft zu schaffen. Den Einheimischen sei der Mann etwas unheimlich, zumal er neben der Milchviehanlage schon 3500 Hektar Ackerland gekauft habe und zusätzlich eine Schweinemastanlage von der Treuhand übernehmen wolle. Die LPG-Mitglieder, die in der GbR keine Anstellung mehr gefunden hätten, fühlten sich um den Lohn ihrer Arbeit gebracht, da sie nur für das eingebrachte Inventar entschädigt worden seien. Aber die immerhin 100 Bauern, die weiter auf Gut Birkholz arbeiteten, seien froh, dass überhaupt jemand investiere – gleichgültig, woher das Kapital komme. Das schlechte Gefühl trog die Dörfler nicht, denn nur ein Jahr später wurde Nebauer wegen Subventionsbetrugs verhaftet.77 

			Die Treuhand, die zunächst für die Verwaltung der zuvor ­volkseigenen Flächen zuständig war, erleichterte den ostdeutschen Landwirten den Schritt in die Marktwirtschaft nicht. Sie scheute sich angesichts der unklaren Eigentumsverhältnisse vielfach, längerfristige Pachtverträge mit den Noch-LPGs abzuschließen.78 Aber auch Wiedereinrichter klagten darüber, dass der Aufbau einer eigenen Wirtschaft schwierig sei, weil zum einen die finanziellen Hilfen nicht an-, und zum anderen langfristige Pachtverträge nicht zustande kämen.79 

			Nur am Rande spielten in diesen Tagen Überlegungen im Hinblick auf eine umweltverträglichere Landwirtschaft bereits eine Rolle, etwa in Verbindung mit »sanftem Tourismus«.80 Die BZ bedauerte, dass die Chancen für einen ökologischen Umbau verpasst seien:81 Statt der umfangreichen Flächenstilllegungen wäre eine extensivere Nutzung der vorhandenen Böden sinnvoller. Problematisch sei außerdem, dass die jetzigen Regelungen vor allem den westdeutschen Landwirten nutzten – Ostdeutsche seien dazu verdammt, den Umwandlungsprozess lediglich passiv – als »Zaungäste« – zu verfolgen. Die NZ formulierte es noch drastischer: es drohe ein »ökologisches, soziales und finanzielles Desaster«.82

			Die Berichterstattung über die Landwirtschaft im Jahr 1991 wurde von den Problemen, die mit der unter Zeitdruck zu vollziehenden Umwandlung verbunden waren, dominiert. Gerade ostdeutsche Zeitungen ergriffen dabei für die LPGs Partei. Sie erschienen zunehmend als erhaltenswerte Besitzstände aus DDR-Zeiten. Demgegenüber wurde das einseitige Eintreten vor allem westdeutscher Politiker für kleinbäuerliche Strukturen als kritikwürdig und kolonialistisch eingeschätzt.

			Eine marktwirtschaftliche Landwirtschaft?

			Der komplette Zusammenbruch der ostdeutschen Landwirtschaft, den einige Medien befürchtet hatten, blieb auch 1992 aus. 18.000 landwirtschaftliche Betriebe gab es nach Angaben der NZ auf dem Gebiet der ehemaligen DDR, noch aber sei der Umwandlungsprozess nicht abgeschlossen.83 Die BZ berichtete im Kontext der Umwandlung von über 400 Beschwerden (etwa über Veruntreuung durch LPG-Vorsitzende und Bereicherung von Beratern), die beim Potsdamer Landwirtschaftsministerium eingegangen seien; in drei Fällen habe man Verfahren eingeleitet.84 Eher selten berichten die Zeitungen von landwirtschaftlichen Betrieben, die bereits Fuß gefasst hätten wie die ehemalige Vorzeige-LPG »Dahlenwarsleben«.85 Vielerorts waren es die Nachfolgeeinrichtungen der LPGs, die sich in den folgenden Monaten und Jahren in der Marktwirtschaft behaupten konnten. Einzelbauern, Wieder- wie auch Neueinrichter klagten demgegenüber über Probleme und Benachteiligungen, wie etwa ein Landwirt in Sachsen-Anhalt, den die taz 1993 porträtierte.86 Ein Hauptproblem für die »Kleinen« sei es, an Pachtland zu gelangen, da die großen Kapitalgesellschaften den Markt beherrschten: »Aus Alt-Kommunisten wurden Neu-Kapitalisten. Die herrschen über acht Dörfer.« 

			In den Folgejahren befassten sich die untersuchten Medien mit der ostdeutschen Landwirtschaft, wenn es darum ging, Unregelmäßigkeiten im Kontext des Einigungsprozesses aufzudecken. Im Agrarsektor bedeutete dies, die angeblichen oder tatsächlichen »Machenschaften« von ­ehemaligen LPG-Vorsitzenden zu entlarven. Der Spiegel schilderte ausführlich, wie diese »roten Junker« bei der Umwandlung die einfachen LPG-Mitglieder übervorteilt hätten – manchmal unter Mithilfe von dubiosen westdeutschen Beratern. 

			Bei den derart übervorteilten Zeitgenossen überwog der Eindruck, es mit übermächtigen »alten Seilschaften« zu tun zu haben,87 die im Zusammenspiel mit skrupellosen »Wessis« ein neues »Bauernlegen« in Szene gesetzt hätten: Während die einfachen Bauern das Nachsehen hätten, besäßen die ehemaligen LPG-Vorsitzenden nun »hochprofitable Agrarfirmen«. Sie wären außerdem gewieft darin, die Subventionstöpfe der EG »anzuzapfen« und sich die Unterstützung westdeutscher Agrarlobbyisten und ostdeutscher Länderressorts zu sichern. Wo sie nicht mit mächtigen Alt-Kadern konkurrieren müssten, seien es kapitalkräftigere westdeutsche Landwirte, die lieber fruchtbare Böden in der Börde bewirtschafteten und dafür die Flächen in Westdeutschland ruhen ließen. 

			Auch der Rechtswissenschaftler Walter Bayer (Friedrich-Schiller-Universität Jena) wies im Rahmen eines Gutachtens im Auftrag des Brandenburgischen Landtags 2012 nach, dass tatsächlich die Mehrzahl der Umwandlungen fehlerhaft gewesen sei.88 In den meisten Fällen sei allerdings die Ursache dafür in dem gesetzlich erzwungenen Tempo der Umwandlungen zu sehen. Dieses Tempo habe viele Landwirte ebenso überfordert wie die Verwaltungen und die westdeutschen Berater. Bayer stellte fest, dass die an die LPG-Aussteiger gezahlten Abfindungen in fast allen Fällen (bewusst) zu niedrig und die Rücklagen in den Eröffnungsbilanzen zu hoch angesetzt worden seien.89 Ganz anders interpretiert der Landwirt und Autor Jörg Gerke die Vorgänge.90 Er sieht im ­Zusammenwirken alter SED-Kader in Politik, Medien und auf den Höfen die Ursache für die aktuellen Strukturen in der ostdeutschen Landwirtschaft. »Dazu gehörte auch das in der Wendezeit in den SED-Bezirksleitungen entwickelte Agitationsmuster von der westdeutschen Landwirtschaft als ›Museumslandwirtschaft‹, mit ihren nur störenden ›Kleinbauern‹. Dieses benutzen bis heute die ostdeutschen Medien und Agrarpolitiker quer durch alle Parteien.«91 Uwe Bastian, Soziologe und Publizist, bedauert ebenfalls, dass die alten Kader, denen nach seiner Einschätzung »bis zu 90 Prozent der landwirtschaftlichen Nutzfläche« in Ostdeutschland gehören, sich behauptet hätten.92 Eine wesentliche Ursache dafür sieht er darin, dass die LPG-Leitungen die einzigen gewesen seien, die über umfassendes Fachwissen und wirtschaftlichen Weitblick verfügt hätten. Dass diese überdies ihre guten Beziehungen zum landwirtschaftlichen Apparat ausnutzten, der sich in Windeseile den neuen Umständen anpasste, liegt nahe.93 

			Dass sich die LPG-Vorstände ihr Knowhow benutzten, sobald sich die Gelegenheit bot, überrascht nicht – in ähnlicher Weise haben sich auch ehemalige Leitungskader aus der Industrie in der Marktwirtschaft behauptet. Unstrittig dürfte sein, dass sich im Zuge des Umwandlungsprozesses einige wenige auf Kosten anderer bereichert haben – und sicher haben erstere dabei auch ihre aus der DDR-Zeit stammenden Verbindungen genutzt. Allerdings scheint es wahrscheinlicher, dass sich die Aktivitäten der »Altkader« weniger explizit gegen die Kleinbauern richteten, als dass sie versuchten, die vorübergehende (und durch den Druck aus Bonn verstärkte) Rechtsunsicherheit zu nutzen, um eine gute Ausgangsposition in der Marktwirtschaft zu ergattern. Dass dabei Schwächere auf der Strecke bleiben mussten, war ihnen wohl gleichgültig. Die LPG-Vorsitzenden besaßen fraglos einen guten Blick dafür, wie gut das DDR-Agrarsystem mit den großen zusammenhängenden Flächen in die Förderschemata der EG passte. 

			Und sie waren nicht die einzigen: Auch außerhalb der DDR und der neuen Bundesländer erkannten viele dieses Potenzial. Nicht nur die LPG-Nachfolgeeinrichtungen waren darauf bedacht, möglichst große Flächen zusammenzuhalten. Westdeutsche und niederländische Landwirte versuchten vielfach erfolgreich, östlich der Elbe Fuß zu fassen. Die kleinteiligere Landwirtschaft in der alten Bundesrepublik wurde zwar von verschiedenen Seiten propagiert, aber kaum subventioniert.94 Die in der DDR angestrebte »Form der landwirtschaftlichen Massenproduktion konnte erst unter den Bedingungen der europäischen Agrarordnung, die diese Produktionsformen bevorteilt, ihre Stärken entfalten«, erklärte der Soziologe Bernd Martens 2020.95 Dass die ostdeutschen Landwirtschaftspolitiker (gleichgültig, ob mit oder ohne SED-Vergangenheit) häufig ebenfalls für die Beibehaltung der vorhandenen Strukturen eintraten (und für die bestehende Förderpraxis), überrascht nicht. Die westdeutsche Agrarlobby, namentlich der Deutsche Bauernverband, stellte sich auf die Seite der etablierten Kräfte. Organisationen wie die Arbeitsgemeinschaft bäuerlicher Landwirtschaft konnten hingegen nur geringen Einfluss gewinnen. 

			Dabei sind die negativen Begleiterscheinungen dieses wirtschaftlichen Erfolgs rückblickend betrachtet gravierend. In den ersten Jahren war es der massive Abbau von Arbeitsplätzen – in einem Dorf in der ­Uckermark waren laut taz nun 143 von ehemals 170 LPG-Arbeiterinnen und -Arbeitern »überflüssig«.96 Wiederholt griffen Presseberichte die Folgen der Um­­wandlung für den ländlichen Arbeitsmarkt auf, und meist waren die Schilderungen drastisch. Da aber der Agrarsektor nicht der einzige war, in dem Tausende von Menschen arbeitslos wurden, und andernorts lauter protestiert wurde, richtete sich das Hauptaugenmerk meist auf die Entwicklungen in anderen Bereichen. Dabei geriet aus dem Blick, dass sich der Arbeitskräftebesatz pro Hektar im Vergleich zur Alt-Bundesrepublik in nur drei Jahren umkehrte: Schon 1993 benötigte man jenseits der Elbe nur noch halb so viel Arbeitskraft pro Hektar,97 was eine gewaltige Produktivitätssteigerung bedeutete – ein zweifelhafter Erfolg, da die gewachsene Rentabilität mit enormen sozialen Belastungen erkauft wurde. Erschwerend kam hinzu, dass es häufig keinerlei langfristige Auffangeinrichtungen gab, da auch kleinere Industriebetriebe auf dem Land nicht überlebten. Wer konnte, versuchte andernorts sein oder ihr Glück – zurück blieben meist nur die Älteren.98

			Bilanz

			Aber es ging und geht nicht nur um Arbeitsplätze. Kaum jemand konnte 1989/90 übersehen, dass die LPGs weit mehr als Arbeitgeber im ländlichen Raum waren und dass sie zahlreiche soziale Aufgaben übernommen hatten. Und dennoch sollten sie innerhalb kürzester Zeit aufgelöst werden, ohne einen Gedanken an ihre »Zusatzaufgaben« zu verschwenden. Walter Bayer beschrieb es zutreffend: »Es ging hier nicht um die Änderung der Rechtsform eines landwirtschaftlichen Unternehmens, sondern um einen wichtigen und tiefgreifenden gesellschaftspolitischen Prozess auf dem Lande.«99 Es ist einer der gravierenderen Fehler des Vereinigungsprozesses, dass diese weitreichenden Folgen nicht gesehen oder bewusst ausgeblendet wurden. Hier entstand ein Vakuum, das die schwach ausgebildete Zivilgesellschaft auf dem Lande nicht füllen konnte, und das sich in einzelnen Regionen die politische Rechte zunutze machte.100 Selbst wo dies nicht der Fall ist, existiert meist keine nennenswerte Infrastruktur mehr. Nicht zu unterschätzen sind außerdem die Verwerfungen, die es zwischen den verschiedenen ortsansässigen Protagonisten im Zuge des Umwandlungsprozesses gab, in dem sich häufig jede/r selbst die/der Nächste war und in dem der Erfolg des einen eng verbunden sein konnte mit dem Schaden des/r anderen. »Es gab in dieser Zeit einen richtigen Krieg in den Dörfern«, bringt es der Oderbruch-Bauer Bernd Hoffmann auf den Punkt.101

			Der Neuaufbau funktionierender Strukturen wird zudem dadurch erschwert, dass sich vielerorts Kapitalgesellschaften als Landnutzer etabliert haben.102 Das mit dem Begriff »Landgrabbing« bezeichnete Phänomen hat nicht nur ökologisch bedenkliche Folgen. Gegen die Macht dieser Großgrundbesitzer sind regional- oder lokalpolitische Entscheidungen kaum durchzusetzen, aber warum sollten sie, die bestenfalls zeitweise anwesend sind, Interesse an regelmäßigen Busverbindungen, an begehbaren Wegen oder einem Dorfladen haben?103

			Aber selbst rein ökonomisch betrachtet, lässt sich die Entwicklung der ostdeutschen Landwirtschaft nicht als Erfolgsgeschichte lesen.104 Zwar mögen etwa die Höfe in der Magdeburger Börde im deutschlandweiten Vergleich am profitabelsten arbeiten. Sie können es aber nur, weil sie Millionensubventionen von der EU erhalten, die nach wie vor nach bearbeiteter Fläche bezuschusst. Ausgeblendet bleiben die gesellschaftlichen Folgekosten, die fehlende Nachhaltigkeit und mangelhafte Klima- und Umweltverträglichkeit verursachen. Noch schwerer zu beziffern ist die Zerstörung von Landschaften und Dörfern. Diese Folgekosten werden selten in die Erfolgsbilanzen einbezogen. Bislang kaum abschätzen lässt sich zudem das Artensterben infolge der intensiv beackerten Felder. Und mit welcher Summe möchte man die Schönheit oder Einzigartigkeit einer Kulturlandschaft bewerten, welchen Wert misst man attraktiver, erlebbarer Landschaft bei? Einige dieser Folgekosten geraten ab und an unvermutet in den Fokus, wie zum Beispiel 2011 als »Sandstürme« in Mecklenburg-Vorpommern auftraten.105 

			Der rapide Abbau oder gar Zusammenbruch einer funktionierenden Infrastruktur in fast allen Lebensbereichen ist direkte Folge des Anpassungsprozesses auf dem Lande. Diesen ebenso wie die Erfahrungs- und Lebenswelten der ländlichen Bevölkerung während der 1990er Jahre näher in den Blick zu nehmen, ist eine dringende Forderung an Soziolog*innen und Zeithistoriker*innen.106 Dass sich ungeheuer viel verändert hat, ist allerorten deutlich sichtbar – was aber genau passiert ist und welche Einschnitte und Umbrüche damit verbunden waren, sollte möglichst bald von den noch lebenden Zeitzeug*innen erfragt werden.
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			»Der Sozialismus ist die beste Prophylaxe«, Propagandaschild im ­Februar 1982 vor einer Poliklinik in Zwickau (Bundesstiftung Aufarbeitung, ­Harald Schmitt, 82 0212 001 FV).

		


		
			Sabine Schleiermacher

			Die Transformation des DDR-Gesundheits­wesens: historische Voraussetzungen, Akteure und Interessen

			Aushandlungsprozesse um politischen Einfluss haben in der deutschen Geschichte des zwanzigsten Jahrhunderts wiederholt zu tiefgreifenden Reformen und politischen Umbrüchen geführt. Innerhalb dieser Prozesse wurde im Rahmen der Sozialpolitik auch über die Ausgestaltung des Gesundheitswesens verhandelt. Diese Debatten wurden jeweils unter Rückbezug auf vorausgehende Modelle und Diskussionen geführt. In deren Zentrum standen wiederholt die grundsätzlichen Fragen nach der staatlichen Verantwortung, der Finanzierung, der Stellung der Akteure, dem schließlich jeweils eine Leitidee der Medizin unterlag. Die im Kaiser­reich etablierten prinzipiellen Elemente wie die Finanzierung durch eine Versicherung, die Organisation von Kassen und Ärzteschaft sowie die staatlichen Anteile wurden dabei jeweils neu zugeschnitten und zueinander arrangiert. Die Umformung ganzer Strukturen, wie sie 1989/90 in der DDR und in den späteren neuen Bundesländern erfolgte, hatte es bis dahin in Deutschland jedoch noch nicht gegeben. Nach einem Überblick über die historische Entwicklung soll dieser Transformationsprozess im Gesundheitswesen dargestellt und in den historischen Kontext eingeordnet werden.

			Gesundheitspolitische Voraussetzungen

			Die Strukturen sozialer Sicherung reichen zurück auf die Bismarck’sche Sozialgesetzgebung der 1880er Jahre, in denen die Kranken-, Unfall-, Invaliden- und Altersversicherung zwar zu unterschiedlichen Zeitpunkten eingeführt wurden, gleichwohl aber einen einheitlichen Rahmen für die materielle Unterstützung der Arbeitnehmerschaft bei Erwerbsunfähigkeit unterschiedlicher Ursache bildeten, womit weiterreichende Forderungen abgewendet und die Kosten für dieses System immerhin anteilig den Versicherten zugeschoben wurden. Die Organisationsstrukturen waren regional, ein zentrales Ministerium, das nur für Fragen der Gesundheit zuständig war, gab es nicht. Gesundheitsfragen wurden auf Reichs- wie Länderebene in Abteilungen verschiedener Ministerien oder Ämter verhandelt.

			1911 wurden die Versicherungszweige mit der Reichsversicherungsordnung (RVO) in einem Korpus einheitlich geregelt. Für die staatliche Sozialpolitik waren verschiedene Prinzipien kennzeichnend: 1. Versicherung als Gegenmodell zur Fürsorge/Armenhilfe; 2. Versicherungspflicht für Arbeitnehmer; 3. Rechtsanspruch der Versicherten auf klar umgrenzte Leistungen; 4. Selbstverwaltung der dezentralen nichtstaatlichen Versicherungsträger; 5. anteilige Finanzierung durch Versicherte und Arbeitgeber (außer Unfallversicherung).1 Darüber hinaus wurden mit ihr die Organisation der Krankenversicherungen neu geregelt und die Ortskrankenversicherung zum wichtigsten Versicherungsträger. Seit Einführung der Versicherungen wurden der Kreis sowohl der versicherungspflichtigen sowie später auch der mitversicherten Personen regelmäßig erweitert und die Leistungen zunehmend ausgeweitet. Die Mitgliederzahl in der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) (einschließlich der Familienangehörigen) stieg von anfangs 11 Prozent der Bevölkerung des Deutschen Reichs über 55 Prozent in der Weimarer Republik bis auf circa 70 Prozent der Gesamtbevölkerung während des Nationalsozialismus an.2 Da für Arbeiter, Angestellte und Beamte jeweils eigene Versicherungsträger eingerichtet wurden, wurde auf diesem Wege mittels der Sozialpolitik »die Tradition der staatlich-politischen Überformung der Klassenstruktur« fortgeführt und nun auf abhängig Beschäftigte übertragen.3 Eine von allen Bürgerinnen und Bürgern aller Einkommensarten finanzierte und auch für alle und alles zuständige Einheitsversicherung wurde nicht geschaffen.

			Nach Ende des Ersten Weltkrieges kam zu den in die Kaiserzeit zurückreichenden Problemen noch die Bewältigung der immensen Kriegsfolgen hinzu. Die Weimarer Regierung setzte daher im Interesse an der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Gesellschaft die Organisation eines effizienten Gesundheitswesens auf ihre politische Agenda, wobei sie an die durch den Krieg forcierten Reformen der Sozialversicherung anknüpfte, sodass der Erste Weltkrieg der »große Schrittmacher der Sozialpolitik« wurde.4 Die allgemeine wirtschaftliche Situation (Inflation 1923, Weltwirtschaftskrise 1929), die politisch gewollte Ausweitung des mitversicherten Personenkreises ohne eigene Beitragszahlung, weil nicht lohnabhängig beschäftigt, wie (Ehe-)Frauen, Kinder und alte Menschen, sowie die von den Kassen geforderte Einlösung des in Art. 161 der Weimarer Verfassung formulierten Anspruchs auf einen weit umgreifenden gesundheitlichen Schutz der Bevölkerung, wie die Anforderung, ein »umfassendes Versicherungswesen« einzurichten, blieben nicht ohne Auswirkungen auf die finanzielle Leistungsfähigkeit der Kassen, ganz besonders, da gleichzeitig die steigenden Ausgaben für die Behandlung kriegsbedingter Erkrankungen hinzukamen. Waren die Leistungen der Krankenkassen bis dato auf eine kurative Medizin bezogen, kamen ab 1923 »vorbeugende Heilverfahren« hinzu.5 Während die Ausgaben sozialer Versorgungs- und Versicherungssysteme also rapide stiegen, nicht zuletzt weil ihnen die Kosten der Begleichung der körperlichen Schädigungen durch den Krieg zugeschoben worden waren, sanken die Einnahmen. In Reaktion darauf wurden die Versicherungspflichtgrenze angehoben und per Notverordnung Reformen der Krankenkassen mit Leistungskürzungen und Anhebung der Selbstbeteiligung, die also zulasten der Versicherten gingen, und eine Kontrolle der Kassenärzte durchgesetzt.6

			Die 1933 an die Macht gelangte nationalsozialistische Regierung ging den von ihrer Vorgängerregierung eingeschlagenen Weg zur Kosten­deckung im Versicherungswesen weiter.7 Bald nach ihrem Regierungsantritt griff sie in Verwaltung und Struktur der Krankenversicherung ein, um die Staatsaufsicht zu verstärken, die Selbstverwaltungsorgane zu zerschlagen, eine politische »Säuberung« vorzunehmen sowie die Verwaltung der GKV zu rationalisieren. Das gegliederte, berufsständisch orientierte Versicherungssystem bismarckscher Prägung tastete sie jedoch nicht an.8 Während das Niveau der Leistungen der Krankenversicherung noch weiter gesenkt wurde, wurden ihre Mittel gleichzeitig für den neuen Bereich der nationalsozialistischen Bevölkerungspolitik (Rassenhygiene) genutzt.9 In einer Gesamtbewertung kommt der Historiker Marc von Miquel zu dem Ergebnis, dass die Entwicklungen während des Zweiten Weltkrieges durch die Ausweitung des versicherten Bevölkerungsanteils sowie durch Leistungsverbesserungen für »deutsche Volksgenossen« »den generellen Expansionstendenzen der europäischen Wohlfahrtsstaaten« gefolgt sei und dass dieser »Entwicklungspfad […] auch auf das spätere Versicherungssystem in der Bundesrepublik« jedoch unter anderen politischen Verhältnissen verweise.10

			Waren die nach dem Solidaritätsprinzip sich organisierenden Krankenkassen aus dem älteren System der Solidargemeinschaften als Organisa­tionen der Versicherten hervorgegangen, begannen auch die Ärzte sich in Verbänden als Verhandlungspartner der Kassen zu organisieren. Denn es war wiederholt zu Konflikten zwischen Ärzten als Leistungsanbietern, insbesondere aber auch zwischen diesen und den Krankenkassen gekommen. Diese Konflikte entstanden, weil zwar die Vergütung von Sachleistungen, nicht aber die der ärztlichen Leistung gesetzlich klar geregelt war, jede Kasse also mit jedem Arzt ein auch unterschiedliches Honorar für seine Tätigkeit aushandeln konnte, und da jeder Arzt am Ort seiner Wahl eine Praxis eröffnen konnte. Die »ständigen ökonomischen Auseinandersetzungen« zwischen der Ärzteschaft, vertreten durch den Leipziger Verband beziehungsweise Hartmannbund, führten zu über »700 wirtschaftlichen Kämpfen (Streiks und Boykott) und reichsgerichtlich als sittenwidrig attestiertem Verhalten des Hartmannbundes«, in denen Standes- wie Wirtschaftsinteressen verfolgt wurden. Diese Konflikte wurden mit dem »Berliner Abkommen«, einem Zusatzvertrag zur RVO, im Jahr 1913 vorerst beigelegt. Mit ihm wurden einerseits Vertragsausschüsse, die nun Kollektivverträge zwischen Kassen und Ärzten aushandeln sollten, und andererseits gemeinsame Zulassungsausschüsse eingerichtet, die über die Niederlassung von Ärzten entschieden, wodurch die Krankenkassen ihre bisherige Anstellungsautonomie verloren.11

			Die finanzielle Krise der Krankenkassen infolge des Ersten ­Weltkrieges ließ die Konflikte in den 1920er Jahren wieder aufflammen, woraufhin die Reichsregierung mit Notverordnungen zur Regelung des Verhältnisses zwischen Ärzteschaft und Kassen eingriff und den paritätisch besetzten »Reichsausschuss der Ärzte und Krankenkassen« einrichtete, der Richt­linien für Verträge und Zulassungen erarbeiten sollte. In den andauernden Konflikten unterstrich die Ärzteschaft mit einem Generalstreik 1923/24 ihre Forderung nach dem unternehmerisch niedergelassenen Arzt, während die Krankenkassen für die ambulante Versorgung und im Sinne ihrer Aufrechterhaltung und Kostenreduktion Ambulatorien und Polikliniken einrichteten, in denen Ärzte als Angestellte der Kassen tätig waren, die die in privater Praxis niedergelassenen Ärzte ihrerseits als Konkurrenz begriffen und daher ablehnten.12 Nach dem Sozialhistoriker Florian Tennstedt waren die Ambulatorien »eine der wichtigsten Einrichtungen […], die die Selbstverwaltung der Krankenversicherung in der Weimarer Republik entwickelt hat«.13 In der interdisziplinären Praxis und Orientierung an sozialhygienischen Leitideen zeigten sich hier eine Rationalisierung wie Modernisierung medizinischer Versorgung. Ihre Akzeptanz durch die Kassenärzte stieg jedoch erst, als diese als niedergelassene Ärzte in sie mit eingebunden wurden. Und die Distanz zu den Polikliniken verringerte sich erst, als ihr Funktionsbereich mit dem Kassenarztrecht von 1931/32 als »Ergänzung zur Leistungserbringung in der Einzelpraxis« definiert wurde.14

			Als mit den per Notverordnung eingeleiteten Maßnahmen zwar Einschnitte bei den Leistungen für die Versicherten vorgenommen wurden, die Honorare der Ärzte aber unangetastet blieben, drohte die Reichsregierung, Ärzte aus ökonomischen Gründen bei den Krankenkassen anzustellen.15 Dem begegnete der Hartmannbund mit Vorschlägen zur Entwicklung der »Gesamtausgaben der Krankenkassen für ärztliche Honorare«, die 1931 in ein »zweites Berliner Abkommen« einflossen.16 Mit ihm wurde die Kassenärztliche Vereinigung (KV) als »öffentlich-rechtliche Verhandlungs-, Abrechnungs- und Kontrollinstanz des ärztlichen Handelns«, deren Geschäftsführung der Hartmannbund übernahm, installiert, was zum Verlust des bisherigen Kontrollanspruchs der Krankenkassen und damit zu einem außerordentlichen Machtzuwachs der Ärzteverbände führte.17 So wurden KVen, die auf Landesebene agierten, zu »mächtigen Organisa­tionen« und zur »kollektiven Gegenmacht zu den Krankenkassen«, die die Interessen der Kassenärzte gegenüber den Kassen vertraten. Sie sollten die ambulante Versorgung sicherstellen, wofür sie einen Sicherstellungsauftrag erhielten, ärztliche Tätigkeiten beaufsichtigen und die »Gesamtvergütung unter den Ärzten verteilen«.18

			Neben den Ärzten bildete der Öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD) mit seiner präventiven Ausrichtung einen weiteren Eckpfeiler im System medizinischer Versorgung. War die Krankenversicherung für Therapie und die wirtschaftliche Absicherung im Krankheitsfall zuständig, sie orientierte sich also am Individuum, nahm der ÖGD Kollektive in der Gesellschaft in den Blick und sollte der Entstehung von ­Krankheiten durch präventive Maßnahmen entgegenwirken. Wissenschaftliche Grundlagen für Aufgaben und Methoden des ÖGD lieferte die sich seit dem Kaiserreich etablierende Disziplin Sozialhygiene, die vor dem ­Hintergrund einer zunehmenden Industrialisierung nach dem Zusammenhang von Gesundheitszustand und sozialer Situation (Arbeits- und Wohnverhältnisse, Lebensgewohnheiten) fragte und das medizinische Verständnis für die Entstehung von Krankheiten um sozialwissenschaftliche Aspekte erweiterte; ihre ­Praxis war die Gesundheitsfürsorge.19 Das Tätigkeitsfeld des ÖGD, das sich zunächst auf hygienische/medizinische Aufklärung über gesundheitliche Risiken in spezifischen Lebenslagen bezog, wurde zunehmend um eine »möglichst flächendeckende« Überwachung erweitert.20 Dabei flossen im ÖGD medizinische, gesellschafts- und sozialpolitische Handlungsebenen zusammen.

			Nach der Machteroberung durch die Nationalsozialisten 1933 erhielten die Ärzte mit der Etablierung der Kassenärztlichen Vereinigung Deutschlands (KVD), deren Leitung jetzt der Vorstand des Hartmannbundes übernahm, sowie mit der Einrichtung der Reichsärztekammer, die den Hartmannbund ablöste, und mit dem Inkrafttreten der Reichsärzteordnung 1935 ein Instrumentarium zur Sicherung ihrer Autonomie und Selbstkontrolle im nationalsozialistischen Staat, der ihnen darüber hinaus den Sicherstellungsauftrag für die ambulante Versorgung zusicherte.21 So begrüßte ein Großteil der Ärzteschaft die Machteroberung der Nationalsozialisten und dokumentierte dies mit einer (Selbst-)Gleichschaltung und im Vergleich zu anderen Berufsgruppen überdurchschnittlich hohen Rate an Beitritten zur NSDAP sowie der Entfernung »jüdischer« wie politisch miss­liebiger Kollegen aus ihren Standesorganisationen.22

			Eines der bedeutendsten Ziele der NS-Gesundheitspolitiker war die Neustrukturierung des ÖGD. Mit der Schaffung neuer, einheitlicher staatlicher Gesundheitsämter und mit der Neudefinition der Funktion des Amtsarztes mit dem »Gesetz über die Vereinheitlichung des Gesundheitswesens« (GVG) 1934 sollte der ÖGD zentralistisch organisiert werden. Zu den Aufgabenbereichen gehörten jetzt Umsetzung und Überwachung der neuen »Erb- und Rassenpflege«. Im Gegensatz zur sozialhygienischen Ausrichtung des Gesundheitswesens der Weimarer Republik waren nun die »Erb- und Rassenhygiene« mit ihren bevölkerungspolitischen Implikationen die Leitidee des Gesundheitswesens. Bei der Um- und Durchsetzung dieser Programmatik kam der Ärzteschaft als wissenschaftliche Experten ein enormer Bedeutungszuwachs zu.23

			Gesundheitspolitische Entscheidungen nach 1945 

			Entsprechend den im Potsdamer Abkommen zwischen den Alliierten beschlossenen Vereinbarungen sollten, sieht man auf das Gesundheitswesen, zentralistisch ausgerichtete Verwaltungsstrukturen des NS-Staates sowie die rassenhygienische Ideologie beseitigt, Entnazifizierungsverfahren durchgeführt und neue, demokratische gesundheitspolitische Ziele verfolgt werden. Zum Aufbau eines leistungsfähigen Gesundheitswesens rekrutierten Besatzungsoffiziere auch wieder oder weiterhin tätige Mediziner, aber auch Remigranten.24 Trotz gleicher Zielsetzungen divergierte ihr Vorgehen angesichts unterschiedlicher politischer Positionierungen und der damit verbundenen Prioritätensetzungen zwischen den einzelnen Besatzungszonen erheblich. So wurden aufgrund unterschiedlicher ideologischer Ausrichtung in Ost- und Westdeutschland, unter Verweis auf gemeinsame Traditionslinien aus der Weimarer Republik und angesichts gleicher Problemlage grundverschiedene Konzepte verwirklicht.

			Gesundheitspolitik in den Westzonen und der Bundes­republik

			Die westlichen Alliierten gingen mit der Entnazifizierung wie den vorfindlichen Strukturen auch bezogen auf das Gesundheitswesen eher pragmatisch um. Personen, die sich als »Fachleute« erwiesen hatten, beließen sie in ihren Positionen. Die rassistisch ausgerichtete Gesundheitsgesetzgebung begriffen sie nicht als spezifisch nationalsozialistisch. So ließen sie das GVG wie die Erbgesundheitsgesetzgebung in Kraft, setzten sie jedoch aus formalen Gründen nicht um.25 Ebenso ließen sie das gegliederte bismarcksche System insgesamt unangetastet. Eine vom Alliierten Kontrollrat für alle Zonen vorgeschlagene Einheitsversicherung, in der alle Versicherungszweige der Sozialversicherung zusammengeführt werden und das alle Personen egal welcher Einkommensform finanzieren sollten, wurde durch deutsche Sachverständige und Interessenverbände verhindert.26

			Die Regierungen der Bundesrepublik führten zwischen 1949 und 1956 die Restauration der Sozialpolitik fort, indem sie ihre Gliederung beibehielten und die Selbstverwaltung der Krankenkassen wieder einführten. Weiterhin wurde Gesundheitspolitik, die Ländersache war, nicht als ein eigenständiges Handlungsfeld verstanden. Das 1961 eingerichtete Gesundheitsministerium wurde dementsprechend mit keinerlei Zuständigkeit für ambulante wie stationäre Versorgung ausgestattet. Für die Arbeit des ÖGD und mit ihm der Gesundheitsämter galt weiterhin das GVG von 1934. Die KVen und Ärzteverbände blieben auf regionaler Ebene geschäftsführend erhalten. Die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) trat die Rechtsnachfolge der 1933 gegründeten KVD an.27 In der Gesamtschau wurden so Elemente nationalsozialistischer Gesundheitspolitik in die Bundesrepublik überführt, wo sie die defensive Basis gegenüber Reformbestrebungen bildeten.

			Die medizinische Versorgung der Bevölkerung war kurativ ausgerichtet und lag in den Händen der Ärzte. 1955 gelang es den KVen mit dem »Gesetz über das Kassenarztrecht« auch das Monopol in der ambulanten Versorgung einschließlich der Prävention, die bis dahin beim ÖGD gelegen hatte, und damit einen »überdurchschnittlichen Einkommenszuwachs der frei praktizierenden Ärzte« für sich zu sichern.28

			Damit wurde in der Bundesrepublik ein Gesundheitswesen etabliert, dessen strukturellen Grundlagen vor und in der Weimarer Republik ge­­schaffen und im Nationalsozialismus gefestigt worden waren, das eine starke Stellung der Ärzteschaft beinhaltete und sich am Leitbild des niedergelassenen Arztes sowie an einer kurativen Medizin orientierte.

			Seit den 1960er Jahren stiegen in der Bundesrepublik die Ausgaben im Bereich Gesundheit überproportional an. Dem begegneten die Regierungen allein mit Kostendämpfungsgesetzen (1977, 1981, 1988), ohne jedoch explizit strukturelle Veränderungen vorzunehmen. So waren die letzten einschneidenden »Strukturreformen« Ende der Weimarer Republik eingeleitet und im Nationalsozialismus durchgeführt worden.29 Auch mit dem Gesundheitsreformgesetz (GRG) von 1988 sollten keine strukturellen Veränderungen vorgenommen werden. Es wurde jedoch mit Einführung neuer oder höherer Patientengebühren ein Teil der Finanzierung medizinischer Behandlung auf die Patienten verlagert.30 1990 mahnte daher die Enquete-Kommission des Bundestages über die »Strukturreform der gesetzlichen Krankenversicherung« in ihrem Endbericht »eine nachhaltige Verbesserung der Gesundheits- und Gesundungschancen der Bevölkerung bei gleichzeitiger Verringerung der sozialen Ungleichheit vor Krankheit und Tod« an, womit sie den akuten Reformbedarf verdeutlichte.31 Der korporatistischen Interessenvertretung der Kassenärzte war es gelungen, durch die KBV ihren Einfluss dahingehend geltend zu machen, dass Einsparungen in Form von Leistungsbegrenzungen oder Zuzahlungen zulasten der Patienten gingen, womit die Voraussetzung für eine »schleichende Privatisierung der Kosten medizinischer Versorgung« geschaffen wurde.32

			Gesundheitspolitik in der sowjetischen Besatzungszone und der DDR

			Ausgehend von derselben Problemlage wie auf Basis der gemeinsamen Beschlüsse verfolgten die sowjetischen Besatzungsbehörden grundsätzlich andere Konzepte als ihre westlichen Alliierten. Sie annullierten die rassenhygienische Gesundheitsgesetzgebung und führten Entnazifizierungsverfahren zielstrebig durch.33 Angesichts akuten Ärztemangels trafen jedoch auch sie Ausnahmeregelungen, sodass eine politische Reorientierung auch hier unvollständig blieb.34

			Schon vor Beendigung der Potsdamer Konferenz hatte die »Sowjetische Militäradministration in Deutschland« (SMAD) die »Deutsche Zen­tralverwaltung für das Gesundheitswesen« (DZVG) eingerichtet, die 1948 in die Hauptverwaltung Gesundheitswesen der »Deutschen Wirtschaftskommission« (DWK) integriert wurde und 1949 in dem bis 1990 bestehenden »Ministerium für Gesundheitswesen« (MfG) der DDR aufging. Gemäß der Struktur des demokratischen Zentralismus setzte das MfG, dessen insgesamt fünf Minister mehrheitlich (drei) der CDU angehörten, die Beschlüsse der SED wie auch die verschiedenen Jahres- und Fünfjahrespläne als auch die von der Volkskammer verabschiedeten Gesetze um.35 Da politische Vorgaben, Anordnungen und Weisungen vom MfG für die gesamte DDR erlassen wurden, war für »flexible, innovative und kontextnahe (dezentrale) Regulationsmechanismen kaum ein politischer Raum gegeben«.36

			Im Zuge der Verwaltungsreform im Jahr 1952 wurden die Länder aufgelöst und stattdessen 14 Bezirke und 217 Kreise eingerichtet. Für ­Fragen der Gesundheit wurden hier Bezirks- und Kreisärzte zuständig, die von speziellen Ausschüssen und Kommissionen der Kreis- und Bezirksräte beraten wurden und die Vorgesetzte aller Gesundheitseinrichtungen ihrer Region waren, darunter auch der in eigener Praxis tätigen Ärzte. Der Kreisarzt unterstand dem Bezirksarzt und dieser war Weisungsempfänger des Bezirksrats, dem er selbst angehörte.37 Das Ministerium hatte Weisungsbefugnis und übte die fachliche Aufsicht aus.

			Der Aufbau eines erklärtermaßen »demokratischen« Gesundheitswesens folgte dem Ziel, Voraussetzungen zu schaffen, die dem Bürger ein »Recht« auf die »Entfaltung aller körperlichen und geistigen Kräfte« sicherte.38 Allerdings unterlag das Recht auf »Erhaltung der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit«, dem im Gegensatz zur Bundesrepublik aber ähnlich wie in der Weimarer Republik Verfassungsrang eingeräumt wurde,39 dem Wechselverhältnis zwischen der »Verpflichtung des einzelnen gegenüber der Gesamtheit als auch des Staates gegenüber den werktätigen Menschen«.40 Der Gesundheitsschutz wurde als gesamtgesellschaftliche Verantwortung verstanden, als dessen Garant der Staat mit seinen Organisationen eintreten sollte. Orientierung boten das Gesundheitswesen in Schweden oder in Großbritannien sowie in der UdSSR, wobei letzteres an der Programmatik des deutschen Sozialhygienikers Alfred Grotjahn ausgerichtet war.

			Die Ende der 1970er Jahre einsetzenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten hatten auch Auswirkungen auf das Gesundheitswesen, wo der Bedarf an Personal, Gebäuden und medizinisch-technischen wie auch pharmazeutischen Verbrauchsmitteln nicht mehr befriedigt werden konnte, sodass die Wirtschaftlichkeit medizinischer Intervention an Bedeutung gewann.41

			So wie die von allen Alliierten bevorzugte Einheitsversicherung in Berlin zunächst mit großem Erfolg umgesetzt worden war, wurde sie in der gesamten sowjetischen Besatzungszone (SBZ) eingeführt. Mit der Zusammenführung von Kranken-, Renten- und Unfallversicherung zu einer Einheitsversicherung sollte ein dann in der Verfassung der DDR wie auch schon in der Verfassung der Weimarer Republik festgeschriebenes »einheitliches, umfassendes Sozialversicherungswesen auf der Grundlage der Selbstverwaltung der Versicherten« realisiert werden.42 Für sämtliche stationäre und ambulante Leistungen wurden die Kosten übernommen, Zuzahlungen gab es nicht. Der Anteil der Arbeitnehmer betrug bis 1990 10 Prozent des Einkommens, max. 60 Mark, der der Arbeitgeber war mit 12,5 Prozent etwas höher. Die Beiträge flossen direkt in den Staatshaushalt und dienten, erweitert durch staatliche Zuwendungen, der Finanzierung des Gesundheitswesens. Parallel hierzu existierten seit den 1950er Jahren Sonderversorgungssysteme für Staatsbedienstete (Nationale Volksarmee, MfS, DDR-Grenztruppen, Mitarbeiter im ÖGD und Ärzte und so weiter) wie auch Zusatzversorgungen für einzelne Personen und Beschäftigungsgruppen und freiwillige Zusatzversicherungen.43 Alle diese Versicherungen wurden von einem einzigen Träger, dem FDGB verwaltet. Mit der Übernahme der »gesamten politischen, organisatorischen und finanziellen Leitung« der Sozialversicherung durch dessen Bundesvorstand im Jahr 1956 war die Neustrukturierung der Sozialversicherung in der DDR beendet.44 Darüber hinausgehende private Krankenversicherungen privatwirtschaftlicher Unternehmen gab es nicht.45

			Für die gesundheitliche Versorgung bis in weniger besiedelte Räume wurden spezifische neue Einrichtungen ins Leben gerufen. Dabei sollte das in den Gemeindeschwesternstationen, Dispensaires, Ambulatorien und Polikliniken angestellte Personal die ambulante Versorgung und jenes in Krankenhäusern die stationäre Versorgung sicherstellen. Ab Ende der 1970er Jahre fungierten die Krankenhäuser dann als Gesundheitszentren, in denen stationäre und ambulante Versorgung zusammengeführt wurden, sodass das Krankenhaus zum organisatorischen Mittelpunkt wurde.46 Viola Schubert-Lehnhardt stellt fest, dass gerade durch die in der DDR übliche »zentrale Planung das Prinzip der ›Vernetzung von ambulant und stationär‹ von vornherein vorgegeben und realisiert« gewesen sei.47

			Eine weitere wichtige Säule im Gesundheitssystem stellte das Betriebsgesundheitssystem mit eigenen Gesundheitsstuben, Betriebssanitätsstellen, Ambulatorien bis hin zu Betriebspolikliniken dar, wo dort angestelltes Personal arbeitete und 1988 über 81 Prozent der Berufstätigen einschließlich ihrer Angehörigen betreute.

			Der »staatliche Charakter« des Gesundheitswesens evozierte eine grundlegende Wandlung des traditionellen ärztlichen Berufsbildes. Mit Einrichtung von Polikliniken und staatlichen Arztpraxen avancierte der staatlich angestellte Arzt, während das Recht auf freie Arztwahl ebenso wenig angetastet wie der Betrieb freier Arztpraxen unterbunden wurde, zum neuen Leitbild, dem die Ärzte allerdings nur zögerlich folgten. Und auch wenn die Form der Berufstätigkeit des niedergelassenen Arztes in eigener Praxis bis 1990 fortbestand, war sie doch seit den ersten Nachkriegsjahren ein nur noch geduldetes, aber nicht mehr gefördertes Modell, das nach der Logik des Systems eigentlich auf dem Aussterbeetat stand. 48

			Bis 1961 verließen 10.267 Ärzte die DDR, die meisten von ihnen in Richtung Bundesrepublik, wo sie mit ihrer hoch qualifizierten Ausbildung von Standesorganisationen als von der »Gesundheitsdiktatur« Befreite willkommen geheißen wurden.49 Die Folgen dieser Wanderungsbewegung für das Gesundheitssystem der DDR waren gravierend, da sie eine medizinische Unterversorgung der Bevölkerung insbesondere im länd­lichen Raum verursachte.50 Mit zwei sogenannten »Ärztekommuniqués« von 1958 und 1960 sowie durch weitreichende Zugeständnisse (Vereinfachung der Niederlassung, Weitergabe von Arztpraxen an eigene Kinder, Gründung einer eigenen Gewerkschaft) und Einzelverträge versuchte die SED-Führung auch in den folgenden Jahren der Ärzteschaft entgegenzukommen und so ihrer Abwanderung entgegenzuwirken.51 Als wesentliche Gründe für die Migration wurden eine nicht ausreichende Anerkennung fachlicher Kompetenz, der bauliche Zustand der Krankenhäuser, Versorgungsmängel in Medizintechnik, medizinischen Verbrauchsmaterialien und Medikamenten, ein Mangel an gesellschaftlicher Anerkennung und ein im Vergleich zur Bundesrepublik geringeres Gehalt genannt.52 Erstmals öffentlich diskutiert wurden die Probleme auf der im September 1989 vom ZK der SED, des Ministerrats der DDR und dem Bundesvorstand des FDGB veranstalteten »Nationalen Gesundheitskonferenz«, jedoch ohne eine sich abzeichnende konstruktive Perspektive. Während hier Einzelne über Reformen im Gesundheitswesen nachdachten, waren andere bereits mit ihrer Ausreise beschäftigt. 

			Von der Transformation des Gesundheitswesens oder von der Restauration von Strukturen gesundheitlicher Versorgung

			Im Zuge der Debatten um die Frage der Ausgestaltung der Zukunft der beiden deutschen Staaten nach Öffnung der Grenze durch die DDR im November 1989 setzte auch eine politische Auseinandersetzung um die Auswirkungen der sich entwickelnden Wiedervereinigung auf das Gesundheitswesen sowie dessen zukünftige Ausformung ein. Entsprechend den systematischen Unterschieden in der Bundesrepublik und der DDR trafen zwei Gesundheitssysteme aufeinander, die, obschon gleichen Ursprungs, seit 1945 in unterschiedliche Richtungen entwickelt worden waren und die sich durch ihre wechselseitige Konkurrenz definierten. Während in der DDR Organisation und Trägerschaft gemeinsam mit den übrigen Zweigen der Sozialversicherung unter einem Dach in staatlichen Händen lagen und nicht profitorientierten, planwirtschaftlichen Rahmenbedingungen unterworfen waren, existierten in der ­Bundesrepublik ein separates »gegliedertes« »Krankenversicherungssystem mit ­regionalem, berufsständischem und betrieblichem Organisationsprinzip« sowie die Monopolstellung »privatwirtschaftlicher Leistungserbringung in der ambulanten Versorgung und bei Arzneimitteln«.53

			Im Mittelpunkt der Auseinandersetzung um die Ausgestaltung des Ge­­sundheitssystems in einem künftigen gemeinsamen Staat, und hier rückten zunehmend die Strukturen in der DDR in den Fokus, standen die Krankenversicherung, die Organisation der ambulanten Versorgung, die Selbstverwaltung und die Aufgabenbereiche der Ärzteschaft sowie die Rolle eines ÖGD. Gab es in den unterschiedlichen Gesundheitssystemen Elemente, die in einer gemeinsamen Struktur beibehalten werden sollten? Wie könnte eine Kombination beider Gesundheitssysteme aussehen und inwieweit könnte die Situation Chancen bieten, in Anerkennung der Reformbedürftigkeit beider Systeme ein gerechtes und zukunftsfähiges Modell zu entwickeln?

			Seit den 1980er Jahren war in beiden deutschen Staaten über Organisationsstrukturen und die Leistungsfähigkeit des Gesundheitswesens diskutiert worden. Gleich nach Öffnung der Grenze verließen trotz angekündigter Erhöhung der Gehälter und Veränderung der Arbeitsbedingungen im Gesundheitswesen, wie aus der Presse zu erfahren, circa 1800 Ärzte und 4000 Angehörige anderer medizinischer Berufe die DDR, sodass die medizinische Versorgung der Bevölkerung, insbesondere auf dem Land, nicht mehr sichergestellt werden konnte und dort medizinisches Personal der NVA und des MfS eingesetzt wurde.54 Vor diesem Hintergrund und in einer Situation sich zunehmend beschleunigender Dynamik sowie allerorts auf den Plan tretender mehr oder weniger geräuschvoller Interessengruppen und ausgehend von einer schnellen Vereinigung beider deutscher Staaten wurde in Verbänden und Parteien in Ost und West über ein gesamtdeutsches Gesundheitswesen und die Frage diskutiert, ob die Vereinigung zu Reformen des Gesundheitswesens genutzt werden sollte.55

			In der DDR standen nicht die etablierten Strukturmerkmale medizinischer Versorgung zur Diskussion, insbesondere da sie selbst von westlichen Experten mit einer »guten Note« bewertet worden waren.56 Der jetzt öffentliche Diskurs über Reformen im Gesundheitswesen, der von Interessengemeinschaften und Verbänden geführt wurde, bezog sich in der Hauptsache auf eine gesellschaftliche Aufwertung der medizinischen Berufe, insbesondere der Ärzte, auf Gehaltsfragen, auf mehr Mitbestimmung, wie auch ganz allgemein auf veränderte Arbeits- und Lebensbedingungen sowie auf eine qualitativ bessere Ausstattung und medizinische Versorgung von Patienten.57

			Mit dem Ziel politischer Einflussnahme wie auch der Re-Etablierung ärztlicher Selbstverwaltung gründeten Ärzte Vereinigungen, die angesichts differierender gesundheitspolitischer Orientierungen ihnen entsprechende Bündnispartner in Westdeutschland suchten. Bereits vor der Grenzöffnung war im September 1989 auf Initiative des Berliner Kinderchirurgen an der Charité, Harald Mau, mit den Vorbereitungen eines freien Ärzteverbandes, des Rudolf-Virchow-Bundes, begonnen worden, der »die bestehenden Missstände innerhalb des Gesundheitswesens« beseitigen und hierfür »kontrollierend und beratend auf den Gesundheitsminister« einwirken wollte.58 Ein anderer Ärzteverband, der jedoch vorrangig standespolitische Ziele verfolgte, wurde im März 1990 in Leipzig gegründet. Während die Initiatoren des Rudolf-Virchow-Bundes Kontakt zum Minister für Gesundheitswesen in der Modrow-Regierung, Klaus Thielmann (SED), wie auch zu Vertretern der Reformen im Gesundheitswesen offen gegenüber stehenden Ärztekammer Berlin (West) aufnahmen, reisten die Initiatoren des Leipziger Verbandes auf Einladung des Präsidenten der ­Bundesärztekammer (BÄK) in die Bundeshauptstadt Bonn, wo sie Gespräche mit Vertretern der Bundesregierung (FDP, CDU/CSU) sowie des Bundesministeriums für innerdeutsche Beziehungen über »Möglichkeiten einer Reform des DDR-Gesundheitswesens und des unbedingt notwendigen Know-how-Transfers« führten.59

			Die Mitglieder des Rudolf-Virchow-Bundes präsentierten ihre Konzepte für ein zukünftiges Gesundheitswesen gemeinsam mit der Berliner Ärztekammer auf einer Pressekonferenz. Öffentlich sprachen sie sich dafür aus, die bewährten Elemente aus beiden deutschen Staaten zusammenführen zu wollen. So sollten Polikliniken erhalten und zu »integrierten Gesundheitszentren« weiterentwickelt werden. Sie sollten »klinische Betreuungs- und Versorgungsaufgaben, sozialpflegerische Dienste, Präventions- und Rehabilitationshilfen, Aus- und Weiterbildungsfunktion für Ärzte und Gesundheitsberufe umfassen und die Verzahnung von ambulanter und stationärer Versorgung verbessern«. Auch das Betriebsgesundheitssystem wollten sie erhalten, jedoch unabhängig von den Betrieben und ihren Leitungen. Alle medizinischen Einrichtungen der DDR sollten „mit allen Funktionen und Rechten in die Kompetenz der ärztlichen Selbstverwaltung übergehen». Ärzte sollten selbst entscheiden, ob sie sich niederlassen oder als angestellter Arzt tätig sein wollten. Für Vertreter beider Verbände waren ärztliche Selbstverwaltung und Selbstorganisation Voraussetzungen für eine Gesundheitsreform und eine am Patienten orientierte Versorgung.60

			Die Debatten im letzten Jahr der DDR 1990

			Am 18. November 1989 wurde die neue Regierung mit Hans Modrow (SED) als Vorsitzendem des Ministerrates vereidigt. Grundlegend für die Gesundheitspolitik der neuen Regierung war die von dem die Regierungs­arbeit beeinflussenden Zentralen Runden Tisch auf seiner 15. Sitzung am 5. Februar 1990 »mit großer Mehrheit« verabschiedete Sozialcharta, die von der Volkskammer am 7. März 1990 ebenfalls verabschiedet wurde. Sie war als »Handlungsempfehlung« gedacht und wurde in die Verhandlungen mit der Bundesregierung über »die Bildung einer Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion« eingebracht.61 Mit dieser Sozialcharta sollten »Eckpunkte für eine Sozialgesetzgebung gesetzt werden, die die Ein­führung einer wirklich sozialen Marktwirtschaft ermöglichen«. Nach ihr sollte die »deutsche Einheit […] auf dem Wege eines wechselseitigen Reformprozesses beider deutscher sozialer Sicherungssysteme in ihren positiven Grundzügen« vollzogen werden. »Historisch gewachsene soziale Standards in beiden deutschen Staaten« sollten dabei erhalten, weiterentwickelt und »zu einem höheren sozialen Sicherungsniveau« geführt werden. Insgesamt könne die Charta auch als »Modell einen Beitrag für die wirtschaftliche, soziale und politische Integration eines gemeinsamen Europas leisten«.62

			Die Sozialcharta verlangte, das »Grundrecht auf den Schutz, die Erhaltung und die Wiederherstellung der Gesundheit« zu verwirklichen, durch eine »Pflichtversicherung für alle Bürgerinnen und Bürger«, durch »unentgeltliche, bedarfsgerechte und vom Wohnort, Einkommen und sozialen Status unabhängige Gesundheitsversorgung«, durch ein »bürgernahes, modernes und pluralistisch organisiertes Gesundheitswesen«, durch »staatlich subventionierte Prävention und Dispensaire« sowie durch »die freie Wahl des Arztes bzw. der Betreuungseinrichtungen«, wozu auch ein »Betriebsgesundheitswesen« gehörte. »Ein einheitliches staatlich garantiertes Sozialversicherungssystem« bilde die Voraussetzung für das »Recht auf Fürsorge«.63 Mit der Sozialcharta wurden Prinzipien für eine »umfassende Sozialreform« formuliert, die für die Bundesrepublik, in der bisher alle Reformversuche gescheitert waren, eine Herausforderung darstellten. Mit seinen Forderungen und dem Festhalten an einzelnen Strukturelementen des DDR-Gesundheitswesens wurde der Runde Tisch »zum lauten Opponenten Bonner Politik«.64 Von dort echauffierte sich der parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (BMA), Horst Seehofer (CSU), über die Charta und die in ihr formulierten Grundrechte mit der öffentlichen Bemerkung, sie sei »das faule Ei vom Runden Tisch«, bewege sich »in weiten Teilen noch in den Denkstrukturen sozialistischer Luftschlösser« und ihre Autoren hätten »kein Verständnis […] für den Vorrang des Leistungsprinzips im sozialen Sicherungssystem«.65

			Die Bewertung des DDR-Gesundheitswesens durch die westdeutschen Regierungsparteien (CDU/CSU/FDP) zeigt sich in Äußerungen in dem von der Bundesärztekammer herausgegebenen Deutschen Ärzteblatt. Ungeachtet der parteipolitischen Zugehörigkeit war man sich über die Herauslösung der DDR-Sozialversicherung aus dem FDGB, die Abschaffung der Einheitsversicherung und damit korrespondierend die Trennung der Sozialversicherungszweige, den Aufbau von Strukturen ­ärztlicher Selbstverwaltung und deren Interessenvertretungen durch Kammern einig. Vor diesem Hintergrund fokussierte sich die Auseinandersetzung auf die Organisation und Finanzierung der ambulanten wie auch der stationären Versorgung. So propagierte der der BÄK nahestehende Vizepräsident des Deutschen Bundestages, Dieter-Julius Cronenberg (FDP), unter dem Motto »Leistung muss sich auch im Gesundheitswesen lohnen« die Einführung »liberaler« Strukturen im Gesundheitswesen, worunter er freie Arztwahl, freie Therapie und Niederlassungsmöglichkeiten, den »freien« niedergelassenen Arzt als Unternehmer sowie den freiberuflichen Apotheker verstand.66 Eine ähnliche Position vertrat der Vorsitzende der Arbeitsgruppe Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Anton Hoffacker, der den freiberuflichen Arzt und den »Aufbau ärztlicher Selbstverwaltung« als wesentliche Voraussetzungen für eine gesundheitliche Versorgung ansah. Für die ambulante Versorgung sollten, wie in der Bundesrepublik, allein die unternehmerisch tätigen niedergelassenen Ärzte zuständig sein und Polikliniken und Ambulatorien in »fachverbindende Gemeinschaftspraxen umgewandelt« werden.67

			Vertreter der Ost-CDU, die in der Vergangenheit den Großteil der Gesundheitsminister der DDR gestellt hatte, wollten sich den Forderungen ihrer westdeutschen Parteifreunde nicht anschließen, sondern sprachen sich gegen eine Implementierung bundesdeutscher Strukturen aus.68

			Auch Rudolf Dreßler, Vorsitzender des Arbeitskreises Sozialpolitik der SPD-Bundestagsfraktion, sprach sich mit Verweis auf das »reformbedürftige« westdeutsche Gesundheitssystem gegen »eine schematische Übertragung des bundesdeutschen Systems auf die DDR« aus.69 Vielmehr wollte er »der DDR bei der Herausbildung neuer, sich am Muster der Bundesrepublik orientierenden Organisations- und Entscheidungsstrukturen im Gesundheits- und Sozialwesen« helfen. In Anlehnung an das SPD-Parteiprogramm von 1988 sah deren gesundheitspolitische Programmatik die rechtliche Gleichstellung aller Kassen sowie den Wettbewerb unter ihnen, die freie Kassenwahl und die Aufhebung der Unterscheidung zwischen Arbeitern und Angestellten sowie eine »Liste verordnungsfähiger Medikamente (Positiv-Liste)« vor, wobei eine solche in der DDR bereits existierte.70 Dreßler plädierte für den Erhalt von Ambulatorien und Polikliniken, da sie in der DDR »das Rückgrat der ambulanten Versorgung« bildeten. Die Niederlassungsfreiheit für Ärzte nach bundesrepublikanischem Vorbild könnte in der DDR, so seine Befürchtung, »die Versorgungssicherheit gefährden«. Ferner müsste geprüft werden, ob an die Stelle staatlicher oder betrieblicher Trägerschaft dieser Institutionen »ärztliche Gemeinschaften« infrage kämen, wobei für ihn auch die Anbindung an Einrichtungen der Kassen denkbar schien.71 Im Namen der SPD favorisierte Dreßler die Niederlassung von Ärzten »in eigener Praxis« sowie »am oder im Ambulatorium« als »eine Chance vor allem für Ärzte in der DDR, die sich auch in fortgeschrittenerem Lebensalter eine Niederlassung ermöglichen wollen«. Für die Bundesrepublik schien ihm das System aus Ambulatorien und Polikliniken nicht denkbar, in der DDR aber sollten diese nicht »zerstört« werden oder »ausbluten«, »wenn sie funktionsfähig im Sinne moderner gesundheitlicher Versorgung gemacht werden können und die Menschen sie dort wünschen«.72

			Der Leiter der Abteilung Krankenversicherung im BMA, Karl Jung, mahnte vor einer schnellen Einführung des bundesrepublikanischen Krankenversicherungssystems in der DDR. Er hielt es schlicht für »Unfug, der DDR unser gegenwärtiges System ungefiltert zu oktroyieren und es dann wieder zu reformieren«.73

			Nach der Volkskammerwahl 

			Die aus der Wahl am 18. März 1990 hervorgegangene Koalitionsregierung aus CDU/DSU, BFD und SPD mit Lothar de Maizière (CDU) als Ministerpräsident der DDR befand sich nun in der Situation, sich zu den von der Volkskammer verabschiedeten Eckpunkten der Sozialcharta zu verhalten. In ihrer Koalitionsvereinbarung hielt sie als gesundheitspolitisches Programm unter anderem fest, die »Krankenpflichtversicherung für alle Erwerbstätigen«, das »gegliederte Krankenversicherungssystem« mit freier Kassenwahl, »verschiedene Eigentumsformen der Gesundheitseinrichtungen«, die »regionale kassen(zahn-)ärztliche Bedarfsplanung durch Krankenkassen als Sofortmaßnahme«, den Erhalt der »Polikliniken in unterschiedlicher Rechtsträgerschaft«, den Erhalt des »Betriebsgesundheitsdienstes« sowie die »prinzipielle Nutzung einer Positivliste für Arzneimittel«.74 In seiner Regierungserklärung kündigte de Maizière dann die Auflösung der Einheitsversicherung an. Die Krankenkassen sollten zukünftig statt durch den FDGB durch einen »kassenneutralen Träger« verwaltet, durch Einheitsbeiträge, orientiert an den Beitragssätzen in der Bundesrepublik finanziert und die Organisationsstruktur sowie Leistungen zu einem späteren Zeitpunkt denen in der Bundesrepublik angeglichen werden. Polikliniken und betriebliche Gesundheitseinrichtungen sollten erhalten, die »Niederlassungsfreiheit für Fachärzte« gesichert werden.75

			Damit hatte sich die Regierung für ein Gesundheitssystem ausgesprochen, in dem sich die Forderungen aller Regierungsparteien sowie Prinzipien der Sozialcharta wiederfinden und das einerseits Strukturelemente der Versorgung des DDR-Systems enthielt sowie andererseits dieses System auf der Seite der Finanzierung für Änderungen in Richtung des bundesrepublikanischen Systems öffnete, ohne sofort einschneidende Änderungen vorzunehmen.

			Hatten Kritiker des bundesrepublikanischen Gesundheitssystems in der Bundesrepublik ein derartiges Konzept bereits früher gefordert, sich aber wegen der dort bestehenden Zentrierung der Versorgung auf den niedergelassenen Arzt nicht durchsetzen können, protestierten auch diesmal Vertreter der BÄK wie der KBV heftig gegen die Koalitionsvereinbarung.76 Die in Aussicht genommene Pluralität medizinischer Versorgung und schon gar die Planung des Bedarfs an Ärzten nicht durch deren Standesvertreter, sondern durch Krankenkassen widersprach der in der Bundesrepublik durch das »Gesetz über das Kassenarztrecht« (1955) garantierten Monopolstellung der Ärzte in der ambulanten Versorgung, worin eben »die Voraussetzungen für den […] überdurchschnittlichen Einkommenszuwachs der niedergelassenen Ärzte« begründet war. Mit diesem Kassenarztgesetz, dem »Ergebnis einer geschickten Verhandlungs- und Lobby-Strategie der ärztlichen Standesvertreter«, das in der Vergangenheit nicht reformiert worden war, war die strikte Trennung von ambulanter und stationärer Versorgung im Gesundheitswesen festgeschrieben worden.77

			Und um diese Alleinvertretung der ambulanten Versorgung, den Sicherstellungsauftrag, durch die in privater Praxis niedergelassenen Kassenärzte zu sichern, begann nun ein »intensives und aggressives Lobbying der westdeutschen Ärzteverbände«. Der Politikwissenschaftler Gerhard Lehmbruch schreibt, diese Verbände mussten daran interessiert sein, konkurrierende Organisationsformen wie Ambulatorien, Polikliniken und das Betriebsgesundheitswesen zu »zerstören, da sie sich auf Dauer womöglich als effizienter hätte(n) erweisen können«.78 Schon in der Vergangenheit hätten sich die Ärzteverbände »gegen jede Korrektur des korporatistischen Gesundheitssystems gewehrt, welche die Ärzte womöglich dem marktwirtschaftlichen Wettbewerb ausgesetzt hätten«. Ihr »Hauptziel« sei die »Zerschlagung der Ambulatorien und Polikliniken«, und analog zur Bundesrepublik, mit Ausnahme der universitären Polikliniken, deren Verbot gewesen. Und obwohl sie bei der noch in der DDR verbliebenen Ärzteschaft »auf geringes Verständnis« und bei den Gesundheitsbehörden »auf erheblichen Widerstand« stießen, konnten sie sich durchsetzen.

			Die Verträge mit der Bundesrepublik

			Mit dem Staatsvertrag über die Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik und der DDR vom 18. Mai 1990 übernahm die DDR neben anderem das bundesdeutsche Gesundheitssystem. Trotz der weithin und nicht nur von Kritikern anerkannten Reformbedürftigkeit des westdeutschen Gesundheitssystem, wurden mit diesem Vertrag sowie mit den ihm folgenden Überleitungsgesetzen und schließlich mit dem Einigungsvertrag die Strukturen aus der Bundesrepublik »annähernd modifikationslos« auf die DDR übertragen.79 Die Verträge sahen eine »schrittweise« Transformation des Gesundheitssystems der DDR bis »möglichst« zum 1. Januar 1991 vor. Alle Sozialversicherungszweige sollten bei getrennter Buchführung einem gemeinsamen Träger unterstellt werden.80 Die für die medizinische Versorgung der Bevölkerung vorhandenen Einrichtungen, Polikliniken, Ambulatorien und das Betriebsgesundheitswesen, in denen im Jahr 1989 circa 63 Prozent der Ärzte beschäftigt waren, wohingegen nur 0,9 Prozent in eigener Praxis, sollten vorerst erhalten, aber »schrittweise« denen in der Bundesrepublik mit ihren »privaten Leistungserbringern« angepasst werden.81

			Die KBV verfolgte diese Diskussion mit besonderem Interesse, wollte sie doch, wie schon in der Bundesrepublik, den ungeteilten Sicherstellungsauftrag für die ambulante Versorgung erhalten und befürchtete, dass »durch staatliche Subventionen die in der DDR bestehenden Einrichtungen der ambulanten Versorgung als ›Errungenschaften des Sozialismus‹ mit Vorbildfunktion in einem geeinten Deutschland auf Dauer am Leben erhalten« werden könnten.82 

			Der Bundesverband der AOK, der die Vermögenswerte der DDR-Krankenversicherungsträger übernehmen wollte und sich als »unmittelbare Nachfolge der gewerkschaftlich und staatlich getragenen DDR-Krankenversicherung« verstand, präsentierte ein Positionspapier mit der ­expliziten Absicht, als »Primärkasse« eine »flächendeckende und für alle Bürger zugängliche soziale Krankenversicherung« anbieten zu wollen.83 Er beabsichtigte, nicht nur alleiniger Verhandlungspartner für Polikliniken und Ambulatorien zu sein, sondern beanspruchte auch die Entscheidung über die Niederlassung von Ärzten, und zwar ohne die Mitsprache der KVen.

			Der Vorsitzende der KBV entdeckte in diesen Vorstellungen den »Aufmarschplatz für eine vorgezogene Organisationsreform der (West-)Krankenkassen« und befürchtete, dass eine solche Systemveränderung »im Gesundheitswesen des künftigen geeinten Deutschland mißbraucht werden« könne.84 Nach heftiger Kritik zog die AOK ihr Positionspapier zurück. Die Betriebskrankenkassen legten ebenfalls ein Konzept zur Übernahme und Erhaltung von Ambulatorien und Polikliniken in den Betrieben vor, in denen Ärzte, die in diesen Einrichtungen beschäftigt waren, weiterhin angestellt werden sollten. Auch dagegen intervenierte die KBV und erklärte, sich »gegen eine solche Entwicklung zur Wehr« zu setzen.85

			Die vom BMA formulierten und mit dem DDR-Gesundheitsministerium abgesprochenen Entwürfe sahen, ähnlich wie von der AOK formuliert, eine Aufteilung der ambulanten Versorgung zwischen den niedergelassenen Ärzten und poliklinischen Einrichtungen sowie eine Bedarfsplanung vor. Darüber hinaus sollten Kassen Verträge mit Gesundheitseinrichtungen zur Anstellung von Ärzten, die ihren ständigen Wohnsitz in der DDR hätten, abschließen können, womit der Erhalt von staatlichen, kommunalen oder betrieblichen Gesundheitseinrichtungen garantiert werden sollte.86

			Repräsentanten der Spitzenverbände der Ärzteschaft, aus der pharmazeutischen Industrie und der Apothekerschaft, unterstützt insbesondere durch die FDP, die sich als Interessenvertretung westdeutscher Ärzte verstand, opponierten gegen diesen »gespaltenen Sicherstellungsauftrag«, der nach Interventionen im BMA wie im Bundeskanzleramt und nach verschiedenen Anhörungen dann auch so nicht umgesetzt wurde.87 Vielmehr erhielten die KVen den Sicherstellungsauftrag für die ambulante Versorgung, die Niederlassung von frei praktizierten Ärzten sollte gefördert werden, die Bedarfsplanung war ersatzlos getilgt worden und die Ambulatorien und Polikliniken sollten nicht mehr von einer staatlichen Förderung profitieren, wie es noch im Krankenhausfinanzierungsgesetz vorgesehen gewesen war.88

			Der Einigungsvertrag vom 31. August 1990 hielt fest, dass die »Niederlassung in freier Praxis […] mit dem Ziel zu fördern (sei), daß der freiberuflich tätige Arzt maßgeblicher Träger der ambulanten Versorgung wird«, dass das bundesrepublikanische Krankenversicherungssystem verbindlich und dass die Existenz der Polikliniken und Ambulatorien bis Ende 1995 befristet garantiert wird.89 Obwohl diese Befristung später aufgehoben wurde, war bereits 1991 die Anzahl der niedergelassenen Ärzte höher als die der in poliklinischen Einrichtungen beschäftigten, wo Ende 1994 nur noch drei Prozent aller Ärzte tätig waren.90 Die Transformation des Gesundheitswesens der DDR, zu der auch die Etablierung von Selbstverwaltungsorganen der Ärzteschaft (Kammern, KVen) und der Aufbau des ÖGD mit der zentralen Institution des Gesundheitsamtes gehören, wurde mit dem Einigungsvertrag als beendet betrachtet, auch wenn durch Übergangsregelungen sowie auf dem Wege der länderspezifischen Gesetzgebung in den wieder gegründeten Ländern diese Transformation erst noch konkretisiert werden musste.91 So wurde die seit Anbeginn geführte Auseinandersetzung um den Sicherstellungsauftrag in der ambulanten Versorgung, die 1933 vorerst geregelt worden war, auch für das wiedervereinigte Deutschland kompromisslos entschieden.

			Parallel zur Transformation des Organisationssystems gesundheitlicher Versorgung mit seinen gestaffelten Institutionen sollte in der DDR nach bundesrepublikanischem Vorbild ein ÖGD mit Gesundheitsämtern aufgebaut werden. Im Rahmen einer Neustrukturierung der Verwaltung Anfang der 1950er Jahre war dort ein von der Bundesrepublik gänzlich differierendes Versorgungssystem ohne Gesundheitsämter eingerichtet und ein Großteil ihrer Aufgaben an Ärzte, Gemeindeschwestern in ambulanten Gesundheitseinrichtungen, Kreisgutachter und Kreishygieneärzte delegiert worden, die gemeinsam ein flächendeckendes Netzwerk gesundheitlicher Versorgung in staatlicher Trägerschaft darstellten. Nun sollten den jeweiligen Landesregierungen unterstellte kommunale Gesundheitsämter eingerichtet werden, wobei die Landesregierungen zu entscheiden hatten, ob in der DDR etablierte Strukturelemente in den ÖGD integriert werden.92 Bestrebungen einiger Landesregierungen, im Sinne einer Dezentralisierung einzelne Bereiche aus der Zuständigkeit des ÖGD herauszulösen und an andere Dienststellen zu übertragen, kritisierte der damalige Vorsitzende des westdeutschen Bundesverbandes der Ärzte und Ärztinnen des öffentlichen Gesundheitsdienstes (BVÖGD), Peter Grieve, da »die in der vormaligen DDR übliche Zusammenfassung aller gesundheitlich relevanten Aufgaben bei den Kreis-Hygiene-Inspektionen […] als vorteilhaft […] angesehen wurde«.93 Später bedauerte Grieve, dass »mit der Vereinigung […] leider die Strukturen des Gesundheitswesens in der ehemaligen DDR verlorengegangen« seien. »Einige davon hätten wir retten und auch übernehmen sollen.«94 So scheiterten Versuche – wie etwa mit der Sozialcharta –, Strukturelemente aus der DDR in ein gemeinsames zeitgemäßes System zu überführen. Der Historiker Hans-Ulrich Spree stellt fest: »Diese Sozialcharta ist bei der Bundesregierung nie angekommen. Sie war auch nie Gegenstand der Verhandlungen bei der Vorbereitung der staatlichen Vereinigung.« »Wer in Bonn nach Spuren der DDR-Sozialcharta forscht, tut das vergebens.«95

			Nach einem langen Weg der Diskussionen und Kompromissfindungen in unterschiedlichsten repräsentativen Gremien, auf dessen vielen Stationen immer mehr Teile des Gesundheitssystems der DDR zwar vorerst bewahrt worden, aber zunehmend auf den Aussterbeetat geraten waren, wurde schließlich mit dem Einigungsvertrag die »Übertragung der Institutionen des Gesundheitssystems« der Bundesrepublik in die nach Art. 23 Grundgesetz beitretende DDR festgeschrieben.96 Ein staatlich verantwortetes, planwirtschaftlich organisiertes und nicht profitorientiertes Gesundheitswesen sollte in ein an einer »sozialen Marktwirtschaft« orientiertes transformiert werden.

			Im Rahmen der KBV, deren Anliegen es war, die Kassenärzte gegen einen »Wettbewerbsdruck« zu schützen, indem »marktfördernde Steuerungselemente […] weitgehend ausgeschaltet« wurden,97 sprach man davon, dass »Waffengleichheit mit den Krankenkassen bei der Vertretung der wirtschaftlichen Interessen der Kassenärzte« hergestellt werden müsse.98 Der Einigungsvertrag, an dessen Ende ein Verschwinden des DDR-Gesundheitssystems stand, hatte mit der Etablierung des Gesundheitssystems nach bundesrepublikanischem Vorbild geholfen, standespolitische Interessen zu realisieren, die auf »Aushandlungsprozessen zwischen Verbänden« basierten.99 Die ambulante Versorgung wurde den niedergelassenen Ärzten übertragen, wodurch ein Wettbewerb mit kasseneigenen oder auch öffentlichen Gesundheitseinrichtungen verhindert wurde. Der Politikwissenschaftler Lehmbruch diagnostiziert: »Der Einigungsvertrag konserviert hier ein von Verbänden geschlossenes sozialpolitisches Friedensabkommen des ausgehenden Kaiserreichs« und statt einer »wirtschaftlichen Ordnungspolitik« sei eine »kartellförmige Standespolitik« durchgesetzt worden.100

			Folgen ab 1991

			Mit Beginn des Jahres 1991 wurde in den sogenannten neuen Bundesländern das bundesrepublikanische Gesundheitssystem eingeführt und die der CDU nahestehende Tageszeitung »Neue Zeit« titelte aus diesem Anlass »Die Patienten müssen zuzahlen«, womit auf eine der gravierendsten Änderungen für die Versicherten in diesem Gebiet hingewiesen wurde.101 In der DDR waren alle Kosten präventiver, kurativer und rehabilitativer Versorgung vom Staat bezahlt worden. Nun wurden nicht nur Zuzahlungen unter anderem für Medikamente, Brillen, Zahnersatz vorgesehen und die Kostenübernahme für »Bagatellarzneimittel«, aber auch die »Pille« gestrichen, sondern insgesamt wurde auch der Beitragssatz für die GKV erhöht. Darüber hinaus wurden die Absicherung im Krankheitsfall wie auch die Pflege erkrankter Kinder neu geregelt sowie Pflichtimpfungen und damit eine staatliche Entschädigung bei Impfschäden abgeschafft.

			Neben diesen die Versicherten belastenden Mehraufwendungen wurde auch die Struktur medizinischer Versorgung geändert, indem Polikliniken und Ambulatorien und damit ein integratives Versorgungsmodell, in dem die Kooperation von Ärzten verschiedener Fachrichtungen, unterschiedliche Gesundheitsberufe sowie Aufgabenbereiche von Prävention, Diagnostik und Therapie zusammengeführt waren, zum »Auslaufmodell« erklärt wurden.102 An ihre Stelle traten die niedergelassenen Haus- und Fachärzte, die jetzt für die gesamte ambulante Versorgung zuständig wurden. Obwohl der Einigungsvertrag für diese Einrichtungen einen Bestandschutz bis 1995 vorsah, der 1992 mit dem Gesundheitsstrukturgesetz (§ 311 SGB V) unbefristet verlängert wurde, entschieden sich unerwartet viele Ärzte für eine Niederlassung, Ende 1991 waren es 80 Prozent, sodass von den im Jahr 1989 noch vorhandenen 1600 Polikliniken und Ambulatorien 1992 nur noch 343 existierten.103 Hohe Betriebskosten, ein großer Investitionsbedarf sowie überproportionale Benachteiligungen in den Vergütungsregelungen waren Gründe, die Träger (Landkreise, Städte, Gemeinden) wie auch Ärzte vor der Erhaltung dieser Gesundheitseinrichtungen zurückschrecken ließen.104 Darüber hinaus hatte die KBV eine starke »Gegenpropaganda« betrieben, mit der sie »Vertretern der Gemeinden eindeutig und unmißverständlich klar gemacht« hatte, »daß an eine Fortführung bestehender Einrichtungen (insbesondere von Betriebsambulatorien) nicht zu denken sei […] (da) diese dem System der kassenärztlichen Versorgung in der Bundesrepublik widersprächen«.105 Die Bundesregierung gab an, dass die Polikliniken aufgrund der »geltenden Finanzierungsmodalitäten […] nicht wirtschaftlich arbeiten konnten und Subventionen durch den Träger ungleiche Wettbewerbsbedingungen gegenüber den niedergelassenen Ärzten geschaffen hätten«.106

			Rückblickend erinnert sich der letzte Gesundheitsminister der DDR, Jürgen Kleditzsch, 2009: »Auf kommunaler Ebene gab es eine massive Kündigungswelle. Sehr viele wollten oder mussten wegen Kündigung mit einem Mal in die freie Niederlassung. […] Es wurde […] auch […] alles Mögliche versprochen und unternommen, um diese Niederlassungen herbeizuführen. Auch eine Reihe von Ärztefunktionären aus dem Westen […] hat massiv gegen die Polikliniken argumentiert. […] Es wäre richtiger und besser gewesen, wenn dieses Element voll in den Wettbewerb miteinbezogen worden wäre.«107

			Lediglich die Regierungen der Länder Brandenburg und Berlin wollten die kommunalen, staatlichen und freien gemeinnützigen Polikliniken sowie Ambulatorien einschließlich des Betriebsgesundheitswesens erhalten. Durch einen »geordneten Wandel« sollten »dauerhaft wirtschaftliche Versorgungsstrukturen« geschaffen werden, mit dem Ziel »der Pluralität von unterschiedlichen Angebotsformen mit möglichst unverzerrten Wettbewerbsbedingungen und des möglichst weitreichenden Erhalts von positiven Ansätzen der Integration und Kooperation in der ambulanten Versorgung innerhalb von bürgernahen und patientengerechten Angebotsagglomerationen«.108

			In diesem Sinne initiierte die brandenburgische Landesregierung 1991 ein Modellprojekt, mit dem bestehende Polikliniken »in sich wirtschaftlich selbst tragende Gesundheitszentren« umstrukturiert werden sollten, in denen neben niedergelassenen auch angestellte Ärzte in der ambulanten Versorgung sollten tätig sein können,109 wobei beide denselben berufsständischen Regularien unterworfen waren.110 Im Jahr 2003 wurden mit dem Gesundheitssystemmodernisierungsgesetz die juristischen Voraussetzungen für eine den Polikliniken äußerlich ähnliche, übergreifende fachärztliche ambulante Versorgung in medizinischen Versorgungszentren (MVZ) geschaffen. Schubert-Lehnhardt sieht die MVZ »zumindest in den von einer Managementgesellschaft betriebenen Einrichtung vorrangig als Geschäfts- und nicht als Versorgungsmodell«. Und darin erkennt sie einen der »entscheidenden Unterschiede zur Poliklinik: in diesen bestand zu keiner Zeit irgendeine Gewinnerzielungsabsicht. Im Gegenteil, dieses Element aus früheren Arzt-Patient-Beziehungen sollte gerade durch dieses Versorgungsmodell ein für alle mal beseitigt werden«.111 Auch wenn diese Einrichtungen privatwirtschaftlich agieren und einem anderen medizinischen Konzept folgen, werden sie in eine Tradition mit den Polikliniken gestellt. So heißt es auf der Website der Bundesregierung: »MVZ stehen in der Tradition der ostdeutschen Polikliniken, die einen vergleichbaren Versorgungsansatz verfolgten. In der ehemaligen DDR gehörten Poliklinik und Ambulatorium zum medizinischen Standard. […] Letztlich gaben diese Institutionen den notwendigen Anstoß für die Politik, die Versorgungsform auch in Westdeutschland zu fördern und so deren Vorteile zu nutzen. […] Jetzt profitieren Patientinnen und Patienten in Ost und West von den Vorzügen einer medizinischen Versorgung unter einem Dach.«112

			Die Summe des bewegten Geldes im Gesundheitswesen, der »größten Dienstleistungsbranche« der Bundesrepublik, in der im Jahr 2016 »5,3 Millionen Erwerbstätige 11,3 Prozent des Bruttoinlandsproduktes« erwirtschafteten, war zu groß, als dass sie die Repräsentanten der beteiligten Akteure dem freien Markt hätten überlassen wollen.113 Die Situation des Beitritts der DDR war aus heutiger Perspektive die letzte Möglichkeit, hier eine Änderung vorzunehmen.
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			Andrej Holm und Matthias Bernt

			Veränderungen der Eigentümerstrukturen auf ostdeutschen Wohnungsmärkten nach 19901

			Studien zum Wandel der Wohnverhältnisse und dessen Folgen für die Stadtentwicklung im Osten 

			Drei Jahrzehnte nach dem 3. Oktober 1990 ist ein neues Interesse an Aufklä­rung über »den Osten« deutschlandweit erkennbar. Oft geleitet von der ­Fragestellung, was denn »dort schiefgelaufen« sei, steigt die Anzahl an publizistischen und wissenschaftlichen Beiträgen seit einigen Jahren deutlich an. Viele der neueren Veröffentlichungen beschreiben den Arbeitsplatzverlust und das kulturelle Abwertungserlebnis als die prägenden ostdeutschen Erfahrungen der letzten Dekaden (zum Beispiel Engler/Hensel 2018, Mau 2019, ­Foroutan/Kubiak 2018). Die massiven Veränderungen im Bereich der Wohnungsversorgung und Stadtentwicklung werden bisher nur am Rande thema­tisiert.

			Doch gerade hier verdichten sich die auch sonst in der Breite diskutierten Phänomene wie Unterrepräsentation ostdeutscher Interessen, Verlust an sozialen Rechten, Privatisierung von Gewinnen bei Sozialisierung von Verlusten und die Verschleuderung des ehemaligen Volksvermögens zugunsten von westdeutschen Investoren wie unter einem Brennglas. Ein umfassenderes Verständnis der Probleme der ostdeutschen Transformation kann daher kaum ohne die Einbeziehung der Wohnverhältnisse auskommen. Dabei wird deutlich, dass die Veränderungen im Bereich des Wohnens und der Stadtentwicklung nicht nur als Anpassungsleistungen in einer schwierigen Transformationsphase oder als eine subjektiv empfundene Benachteiligung zu verstehen sind, sondern grundsätzliche »Weichenstellungen« bewirkt haben, die bis heute die Stadtentwicklung und die Wohnverhältnisse in Ostdeutschland bestimmen. 

			In unserem Beitrag skizzieren wir zunächst die Ausgangslage und be­­schreiben knapp die Rahmenbedingungen des Wohnens in der DDR. Anschließend stellen wir mit den Restitutionsregelungen und der sogenannten Altschuldenhilfe zwei wesentliche Transformationsentscheidungen für den Wohnungsbereich vor. Zum Abschluss des Beitrags erläutern wir die auf dieser Grundlage etablierten Eigentumsstrukturen und deren langfristige Folgen für die Stadtentwicklung.

			Wohnen in der DDR

			Das Wohnen in der DDR unterschied sich in mehrfacher Hinsicht von den Wohnverhältnissen in Westdeutschland. Die Wohnungspolitik der DDR war von Beginn an in den Aufbau einer sozialistischen Gesellschaftsordnung eingebettet und wies nur noch wenige marktförmige Elemente auf. Zwar befand sich etwa ein Viertel aller Mietwohnungen in Privatbesitz (Wielgohs 1995: 234), Formen der Grundstücksspekulation waren aber faktisch außer Kraft gesetzt. 

			Das Recht auf eigenen Wohnraum war in der Verfassung festgeschrieben. Bereits in der ersten Verfassung von 1949 heißt es: »Jedem Bürger und jeder Familie ist eine gesunde und ihren Bedürfnissen entsprechende Wohnung zu sichern. Opfer des Faschismus, Schwer-Körperbehinderte, Kriegsgeschädigte und Umsiedler sind dabei bevorzugt zu berücksichtigen.« (Verfassung der DDR von 1949, Artikel 26). In der Verfassung von 1968 erfuhr dieses Recht auf Wohnen zwar eine Einschränkung und galt nur noch in Abhängigkeit von den »volkswirtschaftlichen Möglichkeiten und örtlichen Bedingungen« – zugleich wurde aber eine Verantwortung des Staates für die Wohnungsversorgung festgeschrieben: »Der Staat ist verpflichtet, dieses Recht durch die Förderung des Wohnungsbaus, die Werterhaltung vorhandenen Wohnraums und die öffentliche Kontrolle über die gerechte Verteilung des Wohnraums zu verwirklichen.« (Verfassung der DDR, Artikel 37). Diese Verfassungsnorm wurde sozusagen zur Richtschnur, an der sich die weitere Wohnungspolitik der DDR ausrichtete. Entsprechend wurde nicht nur der Neubau nahezu komplett durch den Staat gesteuert, sondern auch die Festlegung von Mietpreisen, die Entscheidung über Instandsetzungsmaßnahmen sowie die Vermietung privater Bestandswohnungen erfolgte weitgehend über staatliche Wohnungsverwaltungen. Privateigentum an Wohnungen war vor diesem Hintergrund in der DDR zwar erlaubt – faktisch spielte privater Hausbesitz aber nur eine unbedeutende Nebenrolle. 

			Unter diesen Umständen ist es kein Wunder, dass sich der Anteil der privaten Bauproduktion zwischen 1950 und 1960 von 61 auf 5 Prozent deutlich reduzierte (Rottke/Markmann 2007: 63). Der Wohnungsneubau wurde im Kern von den staatlichen Wohnungsbaukombinaten und den betrieblichen Arbeiterwohnungsgenossenschaften (AWG) getragen. Die Finanzierung erfolgte zu 90 Prozent der Erstellungskosten aus Wohnungsbaukrediten der Staatsbank der DDR, die in der Regel weder verzinst noch getilgt werden mussten und de facto als verlorene Zuschüsse aus dem Staatshaushalt finanziert wurden. 

			Im Rahmen der Wohnungsbauprogramme wurden zwischen 1950 und 1989 knapp 2,9 Millionen Wohnungen neu gebaut und weitere 470.000 Wohnungen durch Modernisierung, Umbau oder Rekonstruktion fertiggestellt (Statistisches Amt der DDR 1990: 198; Staatliche Zentralverwaltung für Statistik 1970: 166). Das Verhältnis von Neubau zu Modernisierung und Rekonstruktion von 6:1 zeigt deutlich, dass der Schwerpunkt des Wohnungsbaus in der DDR auf der Errichtung neuer Wohnanlagen lag. Auch wenn die DDR-Baupolitik die angekündigte Bauleistung realisieren konnte und die Mengenziele des Wohnungsbauprogramms erfüllte (Tesch 2000: 51), muss die Wohnungspolitik in der Summe als gescheitert betrachtet werden. Weder konnte eine vollständige Versorgung sichergestellt werden, noch war die DDR in der Lage, eine auch nur halbwegs erfolgreiche Strategie für den Umgang mit ihren Altbauten zu entwickeln. Von den über 4 Millionen Wohnungen, die vor 1949 errichtet wurden, waren zum Ende der DDR gerade einmal 11 Prozent saniert. Demzufolge war der Bauzustand vor allem in den ostdeutschen Innenstädten häufig desaströs. 

			Trotz dieser Probleme ist festzuhalten, dass »Mietpreispolitik und Mietrecht (…) in der DDR einseitig mieterfreundlich gestaltet« (Wielgohs 1995: 199) waren. Kündigungen waren nur in Ausnahmefällen möglich, Zwangsräumungen nur bei Zuweisung alternativer Wohnungsangebote (also faktisch gar nicht). Die Mieten waren durch staatliche Verordnungen auf einem niedrigen Niveau von ungefähr 1–2 M/m2 festgelegt, die Warmmietbelastung betrug in den 1980er Jahren im Durchschnitt etwa 5–6 Prozent des Einkommens (ebd.: 200). Die Zuweisung der meisten Wohnungen erfolgte über kommunale Wohnungsverwaltungen und folgte sozialen und wirtschaftspolitischen Vorgaben (darüber hinaus spielten auch persönliche Beziehungen und eine anerkannte Tätigkeit in der Partei- und Staatshierarchie eine Rolle, vgl. Hinrichs 1992). 

			Entsprechend hatte der für kapitalistische Gesellschaften ­grundlegende Zusammenhang zwischen Wohnwert (beispielsweise Ausstattung oder Lage), Einkommen und Mietpreis für die DDR nur wenig Relevanz. Diese Rahmenbedingungen führten zu einem »Quasi-Eigentum« (Herlyn/Hunger 1994) der Bewohner an ihrer Wohnung. Hohe Wohnsicherheit und geringe Mieten, verbunden mit weitgehenden Gestaltungsmöglichkeiten innerhalb der eigenen vier Wände, aber auch eine hohe Bedeutung von Eigenarbeit für den Erhalt und die Verbesserung der Wohnsituation galten als typisch für das Wohnen in der DDR. Der Unterschied zu den westdeutschen Verhältnissen ist offensichtlich.

			Restitution

			Angesichts der eigentumsähnlichen Wohnsicherheit und der staatlich ad­­ministrierten Wohnversorgung in der DDR war die Wiedervereinigung für die meisten Ostdeutschen auch in dem wichtigen Lebensbereich des Wohnens mit einschneidenden Veränderungen verbunden. Bereits im Einigungsvertrag wurde – versteckt in den umfangreichen Anlagen – mit dem »Gesetz zur Regelung offener Vermögensfragen« das Prinzip der Restitution und damit die Rückgabe von in der DDR enteigneten Grundstücken festgelegt. 

			Die Entscheidung für die Restitution von Privateigentum wurde mit moralischen und funktionalen Zielen begründet (Bönker/Offe 1994): Zum einen wurde auf den Aspekt der »Wiedergutmachung« früheren Un­­rechts verwiesen, zum anderen sollte die Reprivatisierung der Wohngebäude künftige Investitionen und Verteilungsmodalitäten einer marktwirtschaftlichen Steuerung überantworten.2

			Bis zum Jahr 2004 wurden in den extra dafür geschaffenen Ämtern zur Regelung offener Vermögensfragen (ARoV) für über 2 Millionen Grundstücke Rückübertragungsansprüche gestellt (Rodenbach 2005: 27). Die Ämter zur Regelung der offenen Vermögensfrage waren mit ihren 3500 Mitarbeitern neben der Treuhand (4000 Mitarbeiter) ein zweiter riesiger Behördenapparat, der für eine möglichst schnelle Durchsetzung der kapitalistischen Marktbedingungen im sogenannten Beitrittsgebiet sorgen sollte und der die Transformationserfahrungen in Ostdeutschland nicht unwesentlich mitprägte.

			Da die zu DDR-Zeiten bebauten Grundstücke weitgehend von der Restitutionsregelung ausgenommen waren, betraf die Rückgabe vor allem die Altbaugrundstücke. Betroffen waren fast alle bereits vor 1949 bebauten Grundstücke in den Städten, aber auch Gartengrundstücke, Ferienhäuser und Ähnliches. Bis zum Jahr 2004 wurden für über 2 Millionen Grundstücke Rückübertragungsansprüche gestellt (Rodenbach 2005: 27). In den Gründerzeitvierteln der Großstädte betraf die Restitution den Großteil aller Wohnimmobilien. Anspruchsdichte und Rückübertragungsquoten unterschieden sich zwischen den Städten. In den Gründerzeitquartieren von Berlin Prenzlauer Berg wurden für 90 Prozent aller Grundstücke Rückübertragungsansprüche gestellt, im suburbanen Kleinmachnow bei Berlin betraf dies lediglich 60 Prozent (Glock/Häußermann/Keller 2001: 540). Trotz der geringeren Intensität hatte die Restitution in den Ein- und Zweifamilienhäusern der Kleinstadt drastischere Auswirkungen. Untersuchungen Ende der 1990er Jahre zeigten, dass bei der Hälfte der restituierten Eigenheime ein »Auszug wegen Restitution« erfolgte (Glock/­Häußermann/Keller 2001: 542).

			Mit der Festlegung auf das Prinzip Rückgabe vor Entschädigung waren soziale Konflikte vorprogrammiert. Denn die Folgen der Restitution be­­trafen die Wohnverhältnisse der Mehrheit der ostdeutschen Bevölkerung in einer sehr unmittelbaren Art und Weise: 

			»Noch bevor die Eigentumsfragen die Politik bestimmten, prägten sie die Begegnung zwischen den Deutschen aus Ost und West. Westdeutsche, die gleich nach dem Fall der Mauer fotografierend um Häuser, Gärten und Höfe schlichen, weil sie ihren früheren Besitz oder den ihrer Vorfahren erkunden wollten, wussten, dass die gegenwärtigen Bewohner nicht weniger freiwillig das Feld räumen würden, wie sie selbst oder ihre Familienangehörigen es zuvor getan hatten. Trotzdem klopften viele, als die staatliche Vereinigung näher rückte, an die Türen, um ihr Eigentum zurückzufordern. Besonders Aufsehen erregte es, wenn ganze Ortschaften und Siedlungen mit Rückgabeansprüchen belastet waren. Oft waren es Villenviertel und attraktive städtische Randbezirke, deren frühere Bewohner allesamt die DDR verlassen hatten.« (Czada 1998: 6)

			Die Rückübertragung von Grundstücken und Häusern löste einen erheblichen Ost-West-Vermögenstransfer aus, der als »Kampf um die Häuser und Grundstücke« (Dahn 1995) und als »Zweite Enteignung der Ostdeutschen« (Liedtke 1993) medial verarbeitet wurde und bis heute die Ungerechtigkeitserfahrungen vieler Ostdeutscher prägt, die sich in Narrativen und Werturteilen über die Wiedervereinigung niedergeschlagen haben. 

			Die »moralischen« Ziele der Wiedergutmachung von ­Ungerechtigkeit führten hier offensichtlich zu neuen Ungerechtigkeiten, denn dem Gewinn der »Erben« standen häufig Verluste an Gestaltungsmöglichkeit und deutlich höhere Wohnkosten auf der Seite der Nutzer*innen gegenüber. Die historische »Wiedergutmachung« bekam damit eine deutliche Schlagseite.

			In Bezug auf das »funktionale« Ziel der privaten Investitionen in die überwiegend vernachlässigten Wohnungsbestände hatten die Restitutions­regelungen durch die langen Bearbeitungszeiten zunächst den paradoxen Effekt einer Investitionsblockade. Mittelfristig forcierten die Restitutionsregelungen den Umbau der Eigentumsstrukturen zugunsten von profes­sionellen Wohnungsunternehmen und lösten in vielen Altbaugebieten einen enormen Aufwertungs- und Verdrängungsdruck aus.

			Bis zur Klärung der oftmals strittigen Vermögensangelegenheiten wurden die Häuser von den öffentlichen Wohnungsbaugesellschaften in Notverwaltungsprogrammen bewirtschaftet. Da den Gesellschaften klar war, dass sie die Häuser über kurz oder lang abgeben würden, vermieden sie größere Investitionen und vertragliche Entscheidungen, die zu Regressansprüchen führen konnten. Obwohl mit der Vereinigung eigentlich die Überlegenheit des Marktes gegenüber einer staatlichen Wohnungswirtschaft demonstriert werden sollte, verlängerte sich so zunächst erst einmal der Zeitraum der Desinvestition. Selbst dort, wo öffentliche Förderprogramme zur Verfügung standen, wurde nicht modernisiert, solange die Eigentumsfrage ungeklärt war.

			In dieser Konstellation erhielten die meisten Alteigentümer beziehungs­weise deren Erben stark sanierungsbedürftige Häuser zurück. Der oft er­­hebliche Sanierungsaufwand hätte nur mit viel Verantwortung, Zeit und finanziellen Ressourcen bewältigt werden können. Da die meisten Erben keine Wohnungsunternehmer waren und sich die zum Teil weitverzweigten Erbengemeinschaften in vielen Fällen nicht auf eine gemeinsam geteilte Strategie für den Umgang mit ihren rückübertragenen Immobilien einigen konnten, wurden die meisten rückübertragenen Häuser innerhalb eines Jahres an professionelle Immobilienunternehmen verkauft. 

			Eine Untersuchung in dem zentral gelegenen Sanierungsgebiet Spandauer Vorstadt in Ost-Berlin kam zu der Einschätzung, dass lediglich fünf bis acht Prozent der Alteigentümer die rückübertragenen Grundstücke langfristig behalten wollten (Dieser 1996: 137). Auch in anderen Altbauvierteln setzten regelrechte »Verkaufswellen ein, die sehr viele Häuser in das Eigentum von verwertungsorientierten Gesellschaften überführten« (Glock/Häußermann/Keller 2000: 541). Im Sanierungsgebiet Kollwitzplatz, um ein Beispiel zu geben, wurde jedes dritte Grundstück zwischen 1992 und 1998 sogar mehrfach verkauft – die durchschnittliche Haltedauer bis zum Weiterverkauf betrug gerade einmal 18 Monate (Holm 2006: 155). 

			Die Restitutionsregelungen des Einigungsvertrages lösten auf diese Weise einen doppelten Umbruch der Eigentümerstruktur aus. Innerhalb von wenigen Jahren erlebten die Altbaugebiete in Ostdeutschland zunächst eine nahezu komplette Privatisierung der bis dahin staatlich verwalteten Wohngebäude. Im Anschluss daran erfolgte eine Professionalisierung der Eigentümerstruktur, bei der die meist privaten Erben und Erbengemeinschaften ihre gerade restituierten Häuser an markt- und gewinnorientierte Wohnungsunternehmen und Investoren verkauften. 

			In den 1990er Jahren wurden im Rahmen des Fördergebietsgesetzes für die neuen Bundesländer (FöGbG) für Investitionen im Zeitraum zwischen 1991 und 1999 erhebliche Sonderabschreibungen auch für den nicht selbst genutzten Wohnungsbau ermöglicht. Dabei konnten zusätzlich zur linearen Abschreibung 50 Prozent der Herstellungs- beziehungsweise Modernisierungskosten innerhalb der ersten fünf Jahre nach der Fertigstellung von der Steuer abgesetzt werden. So konnten nicht nur die Eigenkapitalanteile durch die Steuerbegünstigung refinanziert, sondern darüber hinausgehende Steuerrückzahlungen eingestrichen werden. Das Fördergebietsgesetz ermöglichte nicht nur den Immobilienerwerb zum Nulltarif, sondern den Immobilienerwerb mit Zusatzzahlungen. Wie im Bauherrenmodell richtet sich die »Sonderabschreibung Ost« demnach an Spitzenverdiener und wurde selbst vom sächsischen Finanzminister Georg Milbradt als »Vermögensbildung West« beschrieben (Der Spiegel 1997: 32). 

			Aus den Subventionsberichten der Bundesregierung geht hervor, dass im Zeitraum von 1991 bis 2000 umgerechnet knapp 30 Milliarden Euro an Steuerbegünstigungen im Rahmen der Sonder-AfA nach dem Fördergebietsgesetz für Sanierungsmaßnahmen in Ostdeutschland veranlagt wurden (Bundesregierung 1993, 1995, 1997, 1999). Der Spiegel bezeichnete das Gesetz als »größtes Steuergeschenk aller Zeiten« und führt als Beleg unter anderem das gewachsene Investitionsvolumen von geschlossenen Fonds und eine deutliche Erhöhung der »veranlagten Einkommenssteuer« an (Der Spiegel 1997: 31). Allein zwischen 1992 und 1997 wuchs das Investitionsvolumen von geschlossenen Fonds von umgerechnet 2,7 Milliarden Euro auf 11,5 Milliarden Euro. Im selben Zeitraum reduzierte sich das tatsächlich erzielte jährliche Steueraufkommen aus der Einkommenssteuer von umgerechnet 20,7 Milliarden Euro (1992) auf 2,5 Milliarden Euro (1997).

			Ein Großteil dieser Steuerbegünstigungen für westdeutsche Investi­tionen wurde mit der Modernisierung von Altbauten und in Form von Neubauprojekten in der Stadtentwicklung in Ostdeutschland wirksam. Statt behutsamer Erneuerung, partizipativer Stadtplanung und bedarfsgerechter Entwicklung von Infrastrukturen galt das Prinzip der forcierten und kostspieligen Investitionen, um möglichst schnell möglichst viele Kosten von der Steuer absetzen zu können. Die Ergebnisse dieser steuerinduzierten Stadtentwicklung sind differenziert zu bewerten: Zum einen wurden Altbauviertel gerettet, die kurz vor dem Verfall standen und auch unter westdeutschen Stadtentwicklungsbedingungen eher aufgegeben worden wären. Zum anderen wurde durch die Investitionsanreize aber auch ein Sanierungs- und Ausstattungsstandard erreicht, der Gentrifizierungsprozesse antrieb und für viele ostdeutsche Mieterinnen und Mieter zu schmerzhaften Mieterhöhungen führte. Da die Abschreibungsanreize auch für Neubauten galten, geht auch die lieblose Investorenarchitektur (»Keksrollen-Bauten«) in vielen Innenstädten auf diese Phase zurück. 

			In Bezug auf die Wohnbedingungen bewirkte die Kombination von Restitution und Abschreibungsökonomie in den meist innerstädtischen Altbauvierteln einen enormen Aufwertungsschub. Die Restitutionsregelungen legten damit die Grundlage für Gentrifizierungsprozesse, in denen eine weitgehend mittellose Bewohnerschaft Ost in überwiegend heruntergewirtschafteten Häusern auf eine investitionsbereite und gewinnorientierte Eigentümerseite West traf. Selbst in den Städten, in denen »behutsame« oder »sanfte« Stadterneuerungsprogramme angekündigt waren, wurde angesichts dieser Ausgangslage klar, dass die Modernisierung der Innenstadtviertel zu massiven Verdrängungen einkommensschwacher Bevölkerungsgruppen führen würde. 

			Altschuldenhilfe

			War die Rückgabe von Immobilien an ihre »Alteigentümer« die entscheidende Säule, auf der Gentrifizierungsprozesse in den ostdeutschen Innenstädten ruhten, hatte in den Großwohnsiedlungen das im Juni 1993 beschlossene »Altschuldenhilfegesetz« die zentrale Bedeutung. Dieses regelte den Umgang mit den sogenannten »Altschulden« der kommunalen und genossenschaftlichen Wohnungsunternehmen in der Ex-DDR und zwang diese zum Verkauf von 15 Prozent ihrer Wohnungsbestände (zur Entstehungsgeschichte des Gesetzes siehe GdW 1993, Wielgohs 1995, Borst 1996).

			Wie entstanden die »Altschulden«? In der DDR wurden neue Wohnungen in der Regel von den bezirklichen Wohnungsbaukombinaten errichtet und von kommunalen Wohnungsverwaltungen (beziehungsweise der städtischen VEB Gebäudewirtschaft) und Arbeiterwohngenossenschaften verwaltet. Die Finanzierung des Neubaus erfolgte über langfristige Kredite der DDR-Staatsbank. Die Tilgung und Verzinsung dieser Kredite wurden nicht durch (die ohnehin zu niedrigen) Mieteinnahmen finanziert, sondern von den Kommunen vorgenommen. Für das ­Verständnis dieser »Schulden« ist die Tatsache zentral, dass weder die Baukombinate, noch die Kommunen in der DDR selbstständige Einheiten waren. Sie alle waren in eine sozialistische Planwirtschaft integriert und hatten deshalb keinen Entscheidungsspielraum in der Frage, ob und zu welchen Be­­dingungen sie Kredite annehmen wollten. Bei den »Altschulden« handelte es sich daher aus Sicht eines Rechtsgutachtens eigentlich nicht um »­materiell-rechtliche Darlehens- oder Kreditverträge«, sondern allein um »staatliche Mechanismen zur Umverteilung und Kontrolle des Geldkreislaufs« (GdW 1993: 100). Mit der Privatisierung der DDR-Staatsbank gerieten die daraus resultierenden Verbindlichkeiten von 36 Mrd. DM an westdeutsche Geschäftsbanken, die zum Jahresbeginn 1991 marktübliche Zinssätze zu fordern begannen. Im Ergebnis kam es zu einer verwirrenden Neuordnung der Verhältnisse:

			»In einem ersten Schritt nehmen ›volkseigene‹ Unternehmen dabei Kredite beim ›Arbeiter- und Bauernstaat‹ DDR auf. Da die DDR eine Planwirtschaft ist, haben sie kaum eine Möglichkeit, diese Kreditaufnahme abzulehnen, oder sich gar eine andere Bank als Geschäftspartner zu suchen. Der Staat verbucht diese Kredite über seine staatseigene Bank, wodurch die Zuweisungen zu realen Schulden werden. Nachdem der Staat sich aufgelöst hat, wird die Bank privatisiert; dadurch landen die ›Schulden‹ bei privaten Geschäftsbanken. Diese haben das Geld zwar eigentlich gar nicht ausgeliehen, verfügen jetzt aber über Darlehensverträge, auf deren Grundlage sie Zins und Tilgung für die ›Altschulden‹ verlangen können. Obwohl Wohnungsunternehmen und Bank nie eine Geschäftsbeziehung zueinander unterhielten, hat durch die Operation der eine Anspruch auf Zinsen und Tilgungsleistungen, während der andere zahlen muss.« (Bernt 2005: 594)

			Die ostdeutsche Wohnungswirtschaft sah sich dadurch quasi »über Nacht« mit Kreditbelastungen von durchschnittlich 15.000 DM je Neubauwohnung konfrontiert, die sie – angesichts der immer noch auf niedrigem Niveau festgeschriebenen Mieten – nicht durch Einnahmen decken konnte. Es drohte der flächendeckende Bankrott. 

			In dieser Situation vermittelte die Bundesregierung zunächst ein Moratorium, in dessen Rahmen die Zins- und Tilgungszahlungen bis 1993 ausgesetzt wurden. Gleichzeitig kam es zu einem intensiven Ringen zwischen Wohnungswirtschaft, Mieterbund, Städtetag und den ostdeutschen Landesregierungen auf der einen und CDU, FDP, Ministerialbürokratie und Banken auf der anderen Seite (für einen detailliertere Geschichte der Auseinandersetzung siehe GdW 1993: 99 ff., Wielgohs 1995: 246 ff.). Im Zentrum standen dabei die ordnungspolitischen Ambitionen der CDU/CSU-FDP Bundesregierung, der es schon im Einigungsvertrag gelungen war, eine weitgehende Privatisierung der »volkseigenen« Wohnungsbestände als Zielmarke festzusetzen.3 Im Grunde folgte ihre Linie drei typisch konservativ-liberalen Grundüberzeugungen: a) die Fortsetzung »sozialistischer« wohnungswirtschaftlicher Strukturen sollte verhindert und kommunale »Oligopole« aufgelöst werden, b) »unternehmerischen« Akteuren sollte, als Wegbereiter einer funktionierenden Marktwirtschaft, auch der Weg in die Großwohnsiedlungen geebnet werden, c) die seit den 1950er Jahren tief im Kern der bundesdeutschen Wohnungsbauförderung verankerte Orientierung auf Wohneigentum sollte auch in Ostdeutschland Fuß fassen.

			Mit der »Altschulden«-Problematik hatten die Vertreter dieser Auffassungen einen Hebel in die Hand bekommen, der es ihnen erlaubte, ihren Politikpräferenzen stärker Geltung zu verschaffen. Zwar bestand auf rechtlicher Ebene ein Patt zwischen Gutachten, die die Rechtmäßigkeit der »Altschulden« bejahten und solchen, die eben diese bestritten – für die ostdeutschen Wohnungsunternehmen war damit aber nur wenig gewonnen. Da sich die verfassungsmäßige Klärung der jeweiligen Angelegenheit über Jahre hinziehen könnte, würde »die Investitionsfähigkeit der Unternehmen mit Sicherheit eingeschränkt sein, ein Teil der Unternehmen kann sogar in existentielle Schwierigkeiten geraten« (GdW 1993: 3). Vor diesem Hintergrund wurde schließlich ein Kompromiss erzielt und im Juni 1993 in ein Gesetz gegossen. Das so entstandene »Altschuldenhilfegesetz« enthielt im Kern drei zentrale Bestimmungen:

			
					Die Altschulden wurden auf 150 DM je m2 Wohnfläche gekappt; im Gegenzug mussten sich die Wohnungsunternehmen verpflichten, die vollen Schulden (einschließlich der aufgelaufenen Zinsen) anzuerkennen.

					Die über diese Marke hinausgehenden Schulden in Höhe von 31 Milliarden DM wurden in den »Erblastentilgungsfonds« verschoben, das heißt vom Bund (beziehungsweise den von Steuerzahlern) übernommen.

					Als Gegenleistung für die »Altschuldenhilfe« mussten sich die Unternehmen verpflichten, innerhalb von zehn Jahren mindestens 15 ­Prozent ihres Wohnungsbestandes an Dritte, vorzugsweise Mieter*innen zu veräußern.

			

			Bereits nach kurzer Zeit zeigte sich allerdings, dass die Privatisierung an Mieter*innen ein Wunschtraum bleiben musste. Angesichts geringer Spareinlagen, weit verbreiteter wirtschaftlicher Unsicherheit und ­prozessualer Schwierigkeiten zeigten nur sehr wenige ostdeutsche Mieter*innen ein Interesse daran, ihre Wohnung zu kaufen. Bis 1994 wurde deshalb nur etwa ein Fünftel der geplanten Verkäufe realisiert (vgl. Häußermann 1996: 312). 

			Das war die Stunde der »Zwischenerwerber«. Um trotz des mangelnden Interesses ostdeutscher Mieter*innen im vorgesehenen Zeitraum die Privatisierungszahlen zu erreichen, entstand ein ganz neuer Geschäftszweig der »Plattenbauhazardeure« (Bayer/Wassermann 2000), die sich um den Erwerb von kommunalen und genossenschaftlichen Wohnungen als »Zwischenlösung« bis zur gedachten Privatisierung an Einzeleigentümer kümmerten. Lukrativ war dieses Geschäft vor allem, weil die neuen Erwerber auch hier die umfangreichen Steuererleichterungen in Anspruch nehmen konnten, die bis 1997 für Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen in Ostdeutschland galten (siehe oben). Auf dieser Grundlage entstand Ende der 1990er Jahre eine florierende Industrie an »Zwischenerwerbern«, die sozusagen die Steuersparmöglichkeiten westdeutscher Zahnärzte und Rechtsanwälte in Preisabschläge für den Erwerb von Eigentum in Plattenbauten umzuwandeln versuchte. Allein die Firma Aubis, eine Tochtergesellschaft der landeseigenen Berliner Bankgesellschaft, erwarb so etwa 16.000 Plattenbauwohnungen in verschiedenen ostdeutschen Städten.

			Bereits nach kurzer Zeit erwiesen sich die Kalkulationen der meisten »Zwischenerwerber« als zu gewagt. Bereits wenige Jahre nach ihrer Gründung mussten die meisten dieser Firmen Insolvenz anmelden. Nur wenige Jahre nach dem Verkauf landeten die ehemals »volkseigenen« Wohnungsbestände in großen Zahlen bei Insolvenzverwaltern und kreditgebenden Banken. In den darauffolgenden Jahren gestalteten sich die Eigentumsverhältnisse entsprechend unübersichtlich. Die Insolvenzbestände wurden nach Möglichkeit verkauft, dann häufig weiterverkauft, mit ­anderen Immobilien in Portfolios gemischt, die dann wieder auf den Markt geworfen wurden. Angesichts der miserablen Marktlage fielen darüber hinaus auch die Preise für die im Ausverkauf befindlichen Bestände stark. Interviewte Wohnungswirtschaftler berichteten uns von einem »normalen« Niveau von 60 Euro/m² – und das für in der Regel zumindest teilsanierte Bestände!

			Ein derart niedriges Preisniveau schuf in den Großwohnsiedlungen un­­geahnte Möglichkeiten für eine neue Eigentümergruppe: Die überall in Deutschland ab Mitte der 2000er Jahre verstärkt auftretenden Finanzinvestoren. Basierend auf niedrigen Aufkaufpreisen, niedrigen Service- und Instandhaltungsaufwendungen und einem historisch niedrigen Zinsniveau »hebelten« Firmen wie die Deutsche Annington, Viterra, Vonovia, Deutsche Wohnen und so weiter das Kapital ihrer Anleger selbst bei niedrigen Mieten und »erfanden« so den Plattenbau quasi als international lukrative Kapitalanlage neu.

			»(Die Fonds) kauften die billigsten, oft problematischen Wohnanlagen auf, finanzierten dies mit hohen Verschuldungsraten und verkauften sie so schnell wie möglich zu einem höheren Preis weiter. In einer Marktsituation, in der die Nachfrage nach Wohnraum in den besseren Stadtteilen nur noch zunahm, verfolgten die […] Fonds aggressive Vermietungsstrategien, um ihre Kreditlinien durch sinkende Leerstände zu bedienen. Dies förderte eine Konzentration von sozial benachteiligten Mietern, die sonst keinen Zugang zum Wohnungsbestand besserer Stadtteile haben.« (Uffer 2013: 169, Übersetzung M. B.)

			Da dieses Modell nachfrageseitig in der Regel auf der Vermietung an einkommensschwache oder auf dem Wohnungsmarkt diskriminierte Haushalte basierte, wurde es von Planer*innen auch als »Hartz-IV-Geschäftsmodell« bezeichnet. Denn lukrativ wird diese Kapitalanlage erst durch die gestiegene Nachfrage nach niedrigpreisigen Wohnungen, die zu den geltenden Sätzen für die »Kosten der Unterkunft« an Arbeitslose und andere Transferleistungsempfänger (»Aufstocker«) vermietet werden konnten. Überall in Ostdeutschland hat das zu massiven Zuzügen von Armen in die »Platte« geführt (vgl. Helbig/Jähnen 2018, für einen Bericht aus Halle: Bernt 2019), in jüngster Zeit auch von syrischen Geflüchteten. Die Folge ist eine dramatische Verarmung in den randständigen Plattenbaugebieten.

			Abb. 1: Veränderung der Eigentumsstrukturen am Beispiel von Halle-Neustadt (Südpark)
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			Quelle: Bisher unveröffentlichte Karte, erstellt 2013 am Leibniz-Institut für Raumbezogene Sozialforschung (IRS)

			Eigentümerstrukturen heute

			Aus der Sicht des Immobilienkapitals war die Vereinigung ein lohnendes Geschäft. Das Jahrzehnt nach der Wiedervereinigung war in ostdeutschen Städten durch eine tiefgreifende Neuordnung der Eigentumsverhältnisse gekennzeichnet. Für etwa 600.000 durch die kommunalen Wohnungsunternehmen verwalteten Altbauwohnungen wurden im Rahmen der Restitutionsverfahren Rückübertragungsansprüche gestellt (Sander 1994: 14). Etwa 217.000 kommunale und genossenschaftliche Wohnungen gerieten in den Wirkungskreis der Altschuldenhilferegelung und wurden verkauft (Sander 1994: 17, Hinrichs 1999: 10). Darüber hinaus wurden etwa 220.000 Wohnungen reprivatisiert, die unter staatlicher Zwangsverwaltung standen und von den kommunalen Wohnungsunternehmen treuhänderisch bewirtschaftet wurden. Hinzu kamen etwa 200.000 Wohnungen, die Betrieben zugeordnet waren und nach »Abwicklung« ihrer Träger von der Treuhand verkauft wurden (Hinrichs 1999: 10). Insgesamt wurden bis zum Ende der 1990er Jahre also etwa 1,2 Millionen kommunale und genossenschaftliche Wohnungen privatisiert – das entsprach knapp 20 Prozent des gesamten Wohnungsbestandes in Ostdeutschland (von 1990) und einem Drittel der staatlichen und genossenschaftlichen Wohnungsbestände.

			Abb. 2: Entwicklung der Eigentumsformen im Wohnbereich (von 1959 bis 2009)
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			Quelle: Holm/Scheer 2019: 13

			Die Entwicklung der Anteile von öffentlichen und genossenschaftlichen im Vergleich zu den privatverwalteten Mietwohnungsbeständen zeigt, dass in den Jahren nach der Wiedervereinigung eine Umkehrung der in der DDR entstandenen Verhältnisse durchgesetzt wurde. Zwischen 1959 und 1989 stieg der Anteil der »volkseigenen« und genossenschaftlichen Wohnungen von 16 auf 60 Prozent. Seit 1990 halbierte sich der Anteil der kommunalen und genossenschaftlichen Wohnungsbestände auf unter 30 Prozent. Die Transformation des Wohnungswesens in Ostdeutschland war eine der umfangreichsten Vermögensumverteilungen in der Geschichte Deutschlands und die Wohnungsversorgung wird nun auch in den ostdeutschen Städten wieder von privatem Eigentum bestimmt.

			Wer sind die Gewinner und wer die Verlierer dieses gewaltigen Eigentumstransfers? 

			Gewonnen haben Wohnungsunternehmen und Aufkäufer, in der Regel aus Westdeutschland, die einen Zugriff auf Immobilien erhielten, die vor der Wiedervereinigung außerhalb ihrer Reichweite waren. Sie setzten diese – mit in der »Platte« und der Innenstadt unterschiedlichen Geschäftsmodellen – in Wert und konnten damit neue, profitable Geschäftsfelder erschließen. Gewonnen haben darüber hinaus die »Alteigentümer«, die über die Restitution windfall profits erschließen konnten. Gewonnen haben schließlich auch Geschäftsbanken, die durch die Privatisierung der Staatsbank der DDR einen Zugriff auf Kreditverträge erhielten, für die sie nie Kosten aufgebracht hatten. Sie erhielten für diese Kredite Zinszahlungen, die von den Mietern durch Mietzahlungen an die Wohnungsunternehmen sowie vom Steuerzahler über den Bundeshaushalt finanziert wurden. Gewonnen haben last not least Finanzinvestoren, die preiswert einen Zugriff auf ehemals kommunale und genossenschaftliche Bestände erhielten, die sie in global ausgerichtete Anlagefonds einbringen und profitabel verwerten konnten (und, natürlich, die Anleger*innen dieser Fonds). 

			Verloren haben zunächst die Mieter*innen der betroffenen Objekte. Sie mussten nicht nur über ihre Mietzahlungen den Großteil der »Zeche« begleichen, sondern waren seit Mitte der 1990er Jahre mit Unsicherheit, schlechter Verwaltung, häufig unterlassener Instandhaltung und/oder mit Modernisierung, Mietsteigerungen und Entmietung konfrontiert. Im Gegenzug konnten viele Mieter*innen zwar auch einen höheren Wohnstandard als in der DDR genießen, aber dafür stieg auch die Mietbelastung auf durchschnittlich zwischen 22,7 Prozent (Sachsen) und 28,2 Prozent (Berlin) ihres Einkommens (Statistisches Bundesamt 2019b). Obwohl die Mietbelastung in der Fläche damit im Durchschnitt immer noch niedriger ist als in Westdeutschland, verkehrt sich der Effekt in guten Lagen. Hier bedingen die unterdurchschnittlichen Einkommen in Ostdeutschland eine hohe Mietbelastung und einen hohen Gentrifizierungsdruck. Die Effekte der Aufwertung ostdeutscher Wohnbestände sind sozial also außerordentlich differenziert und haben in der Summe die soziale Spaltung ostdeutscher Städte begünstigt (Helbig/Jähnen 2018). 

			Auch für den Staatshaushalt lässt sich der ganze Vorgang nur als »Minusgeschäft« darstellen. Denn möglich wurden die Renditen von Banken und Immobilienanlegern nur durch die umfangreichen Steuergeschenke an Investoren sowie durch die Übernahme der »Altschulden« in den Staatshaushalt. 

			Die Transformation des Wohnungswesens in Ostdeutschland ist damit ein Musterbeispiel einer »accumulation by dispossession« (Harvey 2003: 137 ff.) – also einer »Inwertsetzung durch Enteignung«: Durch die Privatisierung öffentlichen Eigentums im Zuge der Restitution und der Verkäufe nach dem Altschuldenhilfegesetz wurden neue Möglichkeiten für die erweitere Kapitalakkumulation einer marktwirtschaftlich organisierten Wohnungswirtschaft geschaffen. Zu betonen ist dabei, dass die Effekte der beschriebenen »Enteignung« auch heute noch relevant sind. Denn die Privatisierung von Wohngebäuden erzeugt (über die Mietzahlungen) einen dauerhaften Abfluss von Vermögen und Einkommen der Mieter*innen an ihre Vermieter*innen. Das Ergebnis ist eine Art »Umverteilungsmaschine«, bei der Eigentümer*innen ihre Gewinne zum Aufbau weiterer Vermögenswerte nutzen können, während Mieter*innen in ihrer Vermögensbildung ausgebremst werden. Diese Umverteilung von unten nach oben tritt in ostdeutschen Städten in der Regel als Ost-West-Konstellation auf.

			Eigentümerstrukturen in Ostdeutschland heute

			Die umfangreiche Privatisierung ist nicht einfach die Überführung in die im Westen üblichen Wohnungsmarktstrukturen, sondern sie hat dauerhaft zu Wohnungsmarktstrukturen geführt, die sich von denen in Westdeutschland unterscheiden.

			Weniger Wohneigentum in Ostdeutschland: Der Anteil von Haushalten, die im selbstgenutzten Wohneigentum (sowohl Eigentumswohnungen als auch Eigenheime) wohnt, hat sich von 24 Prozent im Jahr 1990 auf über 31 Prozent im Jahr 2018 erhöht. Trotz Prozessen der nachholenden Suburbanisierung liegt die Wohneigentumsquote in Ostdeutschland damit immer noch deutlich unter dem westdeutschen Vergleichswert von 45 Prozent (Henge/Voigtländer 2015: 14, Statistisches Bundesamt 2019). Besonders deutlich wird dieser Unterschied in den größeren Städten (mit mehr als 50.000 Einwohner*innen). Nur vier der 22 untersuchten Städte in Ostdeutschland haben eine Eigentümer*innenquote von über 20 Prozent. In Westdeutschland sind dies 143 von 144 Städten (99 %). In 75 Prozent der westdeutschen Städte liegt der Anteil selbstgenutzten Wohneigentums sogar bei über 30 Prozent – in Ostdeutschland erreicht bisher keine Stadt diesen Selbstnutzeranteil (Bode/Wiest 2017: 5). Die Wohnversorgung in Ostdeutschland bleibt eine Mietwohnungsangelegenheit.

			Geringer Anteil an Kleinvermieter*innen: Der zweite deutliche Ost-Westunterschied ist der mit 23 Prozent aller Mietwohnungen geringere Anteil privater Kleinvermieter*innen in Ostdeutschland. In westdeutschen Mietmärkten liegt der Anteil bei 60 Prozent. Die in vielen wohnungspolitischen Debatten und Strategien hervorgehobene Bedeutung von privaten Kleinvermieter*innen ist in Ostdeutschland nicht gegeben. Über drei Viertel aller Mietwohnungen werden von großen Wohnungsunternehmen verwaltet (Henge/Voigtländer 2015: 14, Statistisches Bundesamt 2019, Montanari/Wiest 2014: 1 ff., BBR 2007: 16). Frühere Analysen zur Bedeutung von Eigentümerstrukturen und Bewirtschaftungsstrategien haben gezeigt, dass insbesondere Kleineigentümer*innen ihre Immobilien nicht ausschließlich nach ökonomischen Verwertungsmaßstäben bewirtschaften, auf langfristigen Werterhalt statt kurzfristige Profite setzen und häufig auch Momente sozialer Empathie zu ihren Mieterinnen und Mietern entwickeln (Welch-Guerra 1992: 18f.). Je größer und professioneller die Wohnungsunternehmen, desto formalisierter und renditeorientierter sind meist ihre Bewirtschaftungsstrategien. Mieter*innen haben es in Ostdeutschland, anders gesagt, in der Regel mit großen, nach wirtschaftlichen Interessen ausgerichteten und professionell agierenden Wohnungsunternehmen zu tun – und nicht mit ortsansässigen Klein- und Hobbyvermietern.

			Stärkere Bedeutung kommunaler und genossenschaftlicher Wohnungen: Im Vergleich zu Westdeutschland (18 Prozent) werden in Ostdeutschland trotz Restitution und Altschuldenhilfe noch 28 Prozent aller Mietwohnungen von kommunalen Unternehmen und Genossenschaften vermietet (Montanari/Wiest 2014: 1 ff.). 1990 lag dieser Anteil bei 60 Prozent (Hinrichs 1999: 10). Dabei nutzen die Kommunen dieses »Pfund« allerdings in sehr unterschiedlicher Weise: Während Berlin gerade die kommunalen Bestände ausbaut und die landeseigenen Wohnungsunternehmen zu niedrigen Mieten verpflichtet, werden die kommunalen Wohnungsunternehmen in anderen Städten (zum Beispiel Halle) zur Erwirtschaftung hoher Erträge verpflichtet, um zur Haushaltskonsolidierung beizutragen. Dresden hat 2006 sogar seinen kompletten städtischen Wohnungsbestand an einen US-amerikanischen Investor verkauft und bemüht sich jetzt mit hohem Aufwand wieder einen Einfluss auf den Wohnungsmarkt zurückzuerhalten.

			Wachsende Bedeutung institutioneller Unternehmen: Mit 37 Prozent an allen Mietwohnungen ist der Anteil institutioneller Anleger und anderer professionalisierter Immobilienunternehmen höher als in Westdeutschland (22 Prozent) und prägt den Wohnalltag in vielen ostdeutschen Städten (BBR 2007: 16, Montanari/Wiest 2014: 1 ff.). Die räumliche Verteilung der Vermietungsstrukturen weist ein klares Muster auf: Während kommunale und genossenschaftliche Wohnungsbaugesellschaften ihre Bestände vor allem in den Plattenbauten haben, konzentriert sich der Anteil der institutionellen Anleger und verwertungsorientierten Immobilienunternehmen vor allem auf die Altbaubestände in den Innenstädten. Aber auch innerhalb der »Platte« wachsen die von institutionellen Anlegern und Immobilienfonds verwalteten Bestände. Die Miete in den restituierten und privatisierten Häusern geht also nicht an die vom Sozialismus enteigneten Erben oder an Herrn Müller von nebenan, der das Haus über die DDR-Zeit gerettet hat, sondern an GmbH & Co. KG, Aktiengesellschaften und offene und geschlossene Immobilienfonds aller Art aus München, Stuttgart oder den Cayman Islands.

			Abb. 3: Eigentümerstrukturen der Mietwohnungsmärkte in Ost- und West­deutsch­land
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			Hoher Anteil von Kleinvermieter*innen aus Westdeutschland: Eine Untersuchung zu privaten Kleinvermieter*innen in Ost- und Westdeutschland verweist auf einen weiteren Ost-West-Unterschied. Während in westdeutschen Städten mit über 60 Prozent der größte Teil der privaten Kleinvermieter*innen den eigenen Wohnsitz in derselben Stadt hat, stellt sich diese Situation in ostdeutschen Großstädten anders dar: »Lediglich 29 % der Eigentümer leben in Dresden, weitere 11 % leben in anderen ostdeutschen Orten sowie 61 % in Westdeutschland« (BBSR 2007: 62). In Großstädten wie Dresden tritt die durch Restitution und Weiterverkäufe entstandene Entlokalisierung der Eigentümerstrukturen in ostdeutschen Altbaubeständen besonders deutlich zutage. Insgesamt liegt der Anteil von Westdeutschen an den privatvermieteten Wohnungen in Ostdeutschland bei 27,7 Prozent. Umgekehrt werden nur 1,9 Prozent der westdeutschen Wohnungen von Ostdeutschen vermietet (BBSR 2007: 61). Diese Verhältnisse bilden die Struktur für einen weit über die Transformationsphase hinausgehenden Ost-West-Vermögenstransfer, der durch die fortlaufenden Mietzahlungen ostdeutscher Mieter*innen an westdeutsche Eigentümer*innen gespeist wird. 

			Zusammenfassend lässt sich mit Bezug auf die Eigentumsverhältnisse in Ostdeutschland festhalten, dass die Strukturen der Wohnungsbestände und die Transformationsentscheidungen hier eine Vermieterstruktur hervorgebracht haben, die sich deutlich von der in Westdeutschland unterscheidet. Insbesondere die hohen Anteile von westdeutschen Eigentümer*innen in den attraktiven Innenstadtlagen und die wachsende Bedeutung von institutionellen Anlagefonds in Plattenbausiedlungen zeigen, dass ein Großteil der Hausbesitzer in Ostdeutschland nicht mehr an den Standort gebunden, kaum staatlichen Steuerungsimpulsen zugänglich und vor allem an einer schnellen Verwertung des eingesetzten Kapitals interessiert ist. Marktprozesse schlagen deshalb recht unmittelbar auf die Stadtentwicklung durch. Die Aufwertung gründerzeitlich geprägter Innenstadtviertel und die Abwertung der Großsiedlungen in Ostdeutschland sind dabei keineswegs nur Konsequenzen notwendiger Anpassungsprozesse an das im Westen Übliche, sondern eine direkte Folge der unmittelbar mit der Wiedervereinigung durchgesetzten Eigentumsverhältnisse.
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			Anmerkungen

			
				
					1	Der Beitrag basiert in Teilen auf dem von den Autoren verfassten Debattenbeitrag »Die Ostdeutschlandforschung muss das Wohnen in den Blick nehmen«, in: sub\urban. zeitschrift für kritische stadtforschung, 8 (2020) 3.

				

				
					2	Beide Argumente überzeugen im Rückblick kaum noch und tatsächlich sind nur wenige postsozialistische Länder diesem deutschen Sonderweg gefolgt. Schon die Frage, ob es sich bei den vollzogenen Enteignungen um Unrecht handelt, ob die postsozialistischen Regierungen eine Pflicht haben, Unrecht wieder zu korrigieren und ob diese Pflicht Vorrang vor anderen Verpflichtungen (beispielsweise gegenüber den Bewohnern) hat, wird in den meisten mittel- und osteuropäischen Ländern anders als in Deutschland beantwortet. Auch die Herstellung von Eigentumsrechten als Grundlage für marktwirtschaftliche Strukturen ist in den meisten Ländern auf anderem Wege erfolgt – nämlich über die Mikroprivatisierung von Wohnungen an ihre Bewohner.

				

				
					3	»Die Kommunen überführen ihren Wohnungsbestand unter Berücksichtigung sozialer Belange schrittweise in eine marktwirtschaftliche Wohnungswirtschaft. Dabei soll die Privatisierung auch zur Förderung der Bildung individuellen Wohneigentums durchgeführt werden.« (Einigungsvertrag Art. 22, Absatz 4)
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			Begrabene Ideologie. Lenin unter der Erde. Kopf einer Berliner Lenin-­Statue, die 1991 im Köpenicker Forst nahe der Landesgrenze zu Brandenburg vergraben worden war. Für eine Ausstellung wurde der Kopf 2015 wieder aus der Erde geholt. (Bildausschnitt, Andreas Kämper)

		


		
			Marianne Birthler

			Ostdeutsche Schulen im Einheitsprozess

			Bildungspolitische Erfahrungen aus Brandenburg

			Kaum eine politische Entscheidung des Jahres 1990 stieß auf so breite und selbstverständliche Akzeptanz wie die Wiedererrichtung der Bundesländer, die 1952 in Bezirke aufgeteilt wurden. Nach Jahrzehnten bezirklicher Administration waren sie für die Bürgerinnen und Bürger von Sachsen, Brandenburg oder Thüringen ein wichtiges Identitätsangebot, vor allem auch für all jene, die mit der großen Bundesrepublik noch fremdelten. Das Bundesland, in dem man lebte, hatte seine Geschichte, es stiftete Zusammengehörigkeit und eröffnete Gestaltungsräume – und sorgte mit Landesparlament und Landesregierung für politische Repräsentanz, schützte vielleicht sogar vor dem Gefühl, nun ganz und gar von Bonn, also vom Westen vereinnahmt und regiert zu werden. 

			Diese neue Selbstvergewisserung litt auch nicht unter den immensen Schwierigkeiten, die mit der Wiedererrichtung der Länder verbunden waren. Die noch zu bildenden ostdeutschen Landesverwaltungen standen Ende 1990 vor gewaltigen Herausforderungen. Was im Großen und Ganzen für alle gesellschaftlichen Bereiche und in allen ostdeutschen Bundesländern galt – einzig Ost-Berlin bildete hier eine Ausnahme – soll im Folgenden am Beispiel des Bildungswesens in Brandenburg beschrieben werden.

			Ausgangsbedingungen

			Es gab weder funktionierende Verwaltungen noch landesgesetzliche Grundlagen oder Verwaltungsvorschriften, dafür aber einen enormen Zeitdruck: Nach dem Einigungsvertrag sollte eine Neuregelung des Bildungswesens bis zur Jahresmitte 1991 erfolgt sein. Außerdem war nach Monaten der Unsicherheit ein starker öffentlicher Druck spürbar, schnell verlässliche Strukturen aufzubauen. 

			Insbesondere Lehrerinnen und Lehrer waren aus unterschiedlichen Gründen stark verunsichert: Eine Minderheit versuchte die rechtsfreien Räume der letzten Monate zu nutzen, um Schulen zu öffnen, mit den völlig neuen Möglichkeiten zu experimentieren, Konzepte für ihre Schule zu entwickeln und hoffte nun auf Unterstützung ihrer Bemühungen seitens der neuen Landesbehörden. Die Mehrheit war allerdings von der neuen und offenen Situation überfordert, nicht zuletzt, weil sie durch Ausbildung und Praxis mit einem zentralisierten Einheitsschulsystem vertraut war, das in hohem Maße durch die Dogmen des sozialistischen Bildungssystems ideologisiert war und wenig pädagogische Freiheit zuließ. Die Fragen nach Anerkennung der Berufsabschlüsse und nach Weiterbeschäftigung bekamen existenzielle Dimensionen und ließen pädagogische Herausforderungen in den Hintergrund treten. Hinzu kam die Angst vor dem, was politisch als »personelle Erneuerung« gefordert wurde.

			Da es in der DDR eine Unterversorgung mit zum Abitur führenden Bildungsgängen bestand (nur ca. 12 Prozent Abiturienten pro ­Jahrgang), war hier ein sprunghafter Anstieg der Nachfrage zu erwarten. Auf der Grundlage des Einigungsvertrages und als Voraussetzung für künftige West-Ost-Transfers standen massive Stellenkürzungen im öffentlichen Dienst ins Haus. Für den Schulbereich bedeutete dies, dass etwa 20 Prozent der Stellen binnen eines Jahres wegfallen würden. Die aus pädagogischen Gründen dringend gebotene Einstellung junger Lehrerinnen und Lehrer war demnach kaum möglich. 

			Die Qualifikationsstruktur der Lehrkräfte war ein wesentliches Thema: Einige Fächer (Staatsbürgerkunde, polytechnischer Unterricht) fielen weg, für andere würde es künftig weniger Nachfrage geben (Russisch), dafür war in anderen Bereichen ein Mangel an Fachlehrern absehbar (Englisch, Französisch, Politische Bildung/Gesellschaftskunde, musische Fächer und Fächer der beruflichen Bildung). Die Ausbildung in den mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächern hielt dem Vergleich mit dem Westen ohne Weiteres stand.

			Dringend geboten war, die Inhalte der Unterrichtsfächer auf den Prüfstand zu stellen sowie neue Rahmenpläne und Unterrichtsmaterialien zu entwickeln. Gleiches galt in Bezug auf Didaktik und allgemeines pädagogisches Handeln. Die Frage der Fort- und Weiterbildung, auch unter normalen Bedingungen eine permanente Herausforderung, bildete nun die Voraussetzung für eine demokratische Schulreform schlechthin.

			Da die berufsschulische Bildung der DDR zum überwiegenden Teil in den ausbildenden Betrieben erfolgte und sich deren Ausbildungsstandards und -strukturen wesentlich von denen der westdeutschen Länder unterschieden, wurde auch die zügige Neustrukturierung der beruflichen Bildung dringend notwendig. Durch die großflächigen Betriebsschließungen und dem damit zusammenhängenden massenhaften Wegfall von Ausbildungsplätzen verschärfte sich die Situation dramatisch.

			Die Volksbildung war eine der wichtigsten Säulen der SED-Ideologie. Demzufolge bestand in der Frage des Umgangs mit der Vergangenheit dringender Handlungsbedarf: Welche Lehrkräfte sind aus dem Schuldienst zu entlassen und nach welchen Kriterien? Werden Lehrer und Lehrerinnen auf Stasi-Mitarbeit überprüft? Werden ehemalige SED-Funktionäre weiterbeschäftigt? Werden Lehrkräfte, die in der DDR zu Unrecht aus dem Schuldienst entlassen wurden, wieder eingestellt? Wer prüft die Tausenden von Einzelfällen? Zahlreiche Verwaltungsunterlagen waren bereits der Vernichtung zum Opfer gefallen, die Kaderakten größtenteils »bereinigt«. Und schließlich die grundsätzliche Frage: Wie lässt sich ein Bildungswesen demokratisieren, das bis vor kurzem Stützpfeiler einer Diktatur war, in dem Anpassung belohnt und aus dem kritischer Geist über Jahrzehnte systematisch ausgegrenzt wurde?

			Neben der zehnklassigen Einheitsschule der DDR gab es zahlreiche hoch spezialisierte Einrichtungen: Zum einen eine Reihe von ­Spezialschulen zum Beispiel mit naturwissenschaftlicher, sprachlicher oder sportlicher Ausrichtung, zum Teil mit angeschlossenen Internaten, zum anderen Heime und Bildungseinrichtungen für behinderte Kinder und Jugend­liche, die aus den Normalschulen der DDR ausgegrenzt waren und für die in vielen Fällen die Schulpflicht nicht galt.

			Zum DDR-Bildungswesens gehörten außerdem Horte, Kindergärten, Kinder- und Jugendferienlager, diverse Ferienobjekte, Kreiskabinette für Lehrerfortbildung, unterschiedliche Immobilien, Sportschulen, Internate und Jugendwerkhöfe: Was davon sollte abgeschafft, was verändert, was weitergeführt werden? Und in jeweils welcher Trägerschaft?

			Die Herausforderung, binnen weniger Monate Tausende von Schulen abzuwickeln, umzuwandeln oder neu zu schaffen, wurde zusätzlich erschwert durch die Tatsache, dass die Schulgebäude insgesamt für eine andere Struktur erbaut worden waren und sich größtenteils in einem dringend sanierungsbedürftigen Zustand befanden. 

			Vor allem die in der letzten Phase der DDR entstandenen Reformimpulse hatten es sehr schwer. Wie realitätstauglich sie waren und ob es für sie politische und gesellschaftliche Mehrheiten gegeben hätte, steht dahin. Aber sie bildeten den Beginn einer bildungspolitischen Debatte, die es in der DDR nicht gegeben hatte, und die gerade deshalb Gestaltungsenergien freisetzte. Für die Demokratisierung, die Identitätsbildung und den föderalen Pluralismus hatte dies eine nicht zu unterschätzende Bedeutung. In den zahlreichen Ideen, Initiativen und Reformversuchen der Jahre 1989/90 lagen zweifellos große Chancen für eine Emanzipation, sowohl vom DDR-System als auch gegenüber den fremden Strukturen und Traditionen der westdeutschen Bundesländer. Unter dem zu starken Druck, das Bildungssystem so schnell wie möglich dem der Bundesrepublik anzugleichen, gerieten diese Aufbrüche jedoch größtenteils unter die Räder.

			Transformation statt Diskussion

			In den ostdeutschen Ländern bestand mit Blick auf die Schulsysteme eine annähernd identische Ausgangssituation. In dem bis 1990 völlig synchron organisierten und zentral gesteuerten Bildungssystem wurden von nun an regional unterschiedliche Wege beschritten. Den dafür entscheidenden Handlungsrahmen bildeten der Einigungsvertrag und die Vereinbarungen der Kultusministerkonferenz (KMK).

			Aber bereits hier deutete sich ein folgenschwerer Widerspruch an. Einerseits hatte der Einigungsvertrag die Beschlüsse der Ministerpräsidentenkonferenz-West (Hamburger Abkommen) und der Kultusministerkonferenz-West in den Verfassungsrang erhoben. Andererseits wurden damit die Beschlüsse der Kultusministerkonferenz, Ergebnisse jahrzehntelanger (west-)deutscher Selbstkoordinierung der Länder unter föderalen Bedingungen, zur verbindlichen Zwangsjacke bildungspolitischer Entwicklungen in den ostdeutschen Ländern, ohne dass diese die Möglichkeit gehabt hätten, wie die anderen Länder zuvor, Einfluss auf diese Entscheidungen zu nehmen. 

			Die deutsche Einheit als Ergebnis des Beitritts der DDR nach Artikel 23 des Grundgesetzes hätte einer solchen vorauseilenden, die Handlungsspielräume der ostdeutschen Länder einengenden Beschränkung nicht bedurft. Das Gelingen der deutschen Einheit in den Bereichen Bildung und Kultur heißt ja gerade nicht Einheit im Sinne von Einheitlichkeit und Anpassung, sondern Einheit als das Miteinander verschiedener gewachsenen Traditionen und Kulturen. Der dafür erforderliche demokratische Meinungs- und Willensbildungsprozess kam in den ostdeutschen Ländern aus unterschiedlichen Gründen nicht oder nur in Ansätzen zustande. 

			Mit den im Vorhinein festgeschriebenen Regelungen ist es nicht nur zu den »Sturzgeburten« der ostdeutschen Schulsysteme gekommen, sondern es sind auch wichtige demokratische und föderale Entwicklungschancen und Möglichkeiten der Identitätsbildung in den ostdeutschen Gesellschaften vertan worden. Auf die Idee, dass eine offenere Entwicklung in Ostdeutschland möglicherweise auch Impulse für die schulpolitische Debatte im ganzen Bundesgebiet geboten hätte, schien seinerzeit sowieso niemand zu verfallen. Der Gedanke, dass Denkanstöße aus dem Osten eine positive Wirkung auf den Westen haben könnten, galt Anfang der 1990er Jahre in der Bundesrepublik West generell als absurd, wenn nicht sogar als bedrohlich.

			Der selbstverständlichen Erwartung der westdeutschen Bundesländer, dass ihre Regelungen in Ostdeutschland übernommen werden, kam die im Osten weitverbreitete Bereitschaft entgegen, Strukturen und Regelungen der alten Bundesrepublik kritiklos zu übernehmen, und zwar auch dort, wo dies nicht zwingend erforderlich war. 

			Wenige Monate nach Herstellung der deutschen Einheit war der Wunsch geradezu übermächtig, so schnell wie möglich sämtliche westdeutsche Standards zu übernehmen – vom Waschmittel bis zu den Schulformen. Auf dem Müllhaufen der Geschichte landete somit nicht nur die Schulpolitik Margot Honeckers einschließlich ihrer Konformität und ihres Dogmatismus, (die sich diesen Platz redlich verdient hatte), sondern auch bewährte Strukturen wie zum Beispiel die flächendeckende Versorgung mit Hortplätzen, eine möglichst lange gemeinsame Schulbildung oder die Berufsbildung mit Abitur, deren Erhaltung durchaus diskussionswürdig gewesen wäre.

			Die flächendeckend existierenden zehnklassigen, in ländlichen Gebieten vorwiegend einzügigen Polytechnischen Oberschulen (POS) und die zweiklassigen, zum Abitur führenden Erweiterten Oberschulen (EOS) sollten so schnell wie möglich verschwinden: Weniger aus inhaltlichen Gründen, sondern weil immer mehr Eltern befürchteten, dass ihre Kinder mit solchen Abschlüssen diskriminiert würden. Binnen eines Jahres war es in der Öffentlichkeit zu einem gravierenden Wechsel in den Erwartungen an die Schulreform gekommen. Standen zunächst vor allem Fragen der inneren Schulreform, der Demokratisierung der Schulen und der Entideologisierung des Unterrichts im Vordergrund, verlagerte sich die öffentliche Debatte nun auf die Strukturen.

			Eltern, die in der Zwischenzeit in ihrer Arbeitswelt eine Ahnung davon bekommen hatten, was Leben und Arbeiten in einer leistungsorientierten Marktwirtschaft bedeutet, erwarteten von der Schule vor allem, dass sie ihre Kinder »fit für diese Leistungsgesellschaft« macht, und zwar so schnell es geht. Die Bereitschaft, sich auf Moratorien oder Experimente einzulassen, tendierte gegen Null. Die Ängste um die Zukunft der Kinder wurden durch die Lobbyisten unterschiedlicher westdeutscher schulpolitischer Modelle zusätzlich verstärkt, die ihren jahrzehntelangen Streit um das Pro und Contra des gegliederten Schulsystems beziehungsweise integrierter Schulen samt dazugehöriger Polemiken in den Osten exportierten. Der Vorschlag, sich für solche Strukturentscheidungen Zeit zu nehmen, löste bei Teilen der Eltern Protest und Panik aus. Es ging nun nicht mehr darum, die DDR-Schulen zu öffnen, sondern ausschließlich darum, sie zu schließen.

			Also wurden sehr schnell neue Schilder an die Schulen geschraubt, die jetzt Grundschulen, Gymnasien, Hauptschulen, Realschulen oder Gesamtschulen hießen. Im Inneren der Schulen jedoch war es sehr viel schwerer, die pädagogischen Hypotheken der DDR zu überwinden. Der Unterricht, das Verhalten der Lehrkräfte, das Verhältnis zwischen Lehrenden und Lernenden, die Leistungsmaßstäbe, das Verständnis von Schule und pädagogische Grundhaltungen ändern sich nur sehr langsam.

			Schulen mit Vergangenheit

			Die ideologische Hypothek des DDR-Bildungswesens war überall mit Händen zu greifen und hier und da ist das bis heute noch so. Die Schulen der DDR galten als Hochburgen der SED, mehr als in den meisten anderen Berufen wurden die Lehrenden zur ideologischen Anpassung gedrängt. Missliebige Lehrkräfte wurden diszipliniert oder aus den Schulen gedrängt, und junge Leute, die es an DDR-Loyalität fehlen ließen, gar nicht erst zur Ausbildung zugelassen.

			Wer Schülerin oder Schüler in der DDR war, kennt allerdings auch die Lehrerin, die gelassen und ohne jede innere Beteiligung ihr ideologisches Pflichtprogramm absolviert und ansonsten mit Liebe und Engagement versucht hat, einen Freiraum um »ihre« Kinder zu sichern, in dem es sich ziemlich unbefangen leben und lernen ließ. Solche guten Erinnerungen widerlegen allerdings auch, dass, wer in der DDR lebte, keine Wahl hatte. Auch wenn Spielräume auf das Äußerste eingeengt waren, waren sie doch vorhanden und wurden von den einen genutzt oder von anderen gescheut. 

			Die »Schere im Kopf« hinderte zu DDR-Zeiten viele Pädagoginnen und Pädagogen, die vorhandenen, wenn auch begrenzten Spielräume zu nutzen. Nach dem Ende der DDR wirkte sie fort und behinderte die Auseinandersetzung mit der SED-Diktatur im Allgemeinen und der SED-Schulpolitik im Besonderen. Diese Auseinandersetzung, so nötig sie für eine pädagogische Erneuerung und einen freiheitlichen Geist an den Schulen auch ist, war durch keinen Verwaltungsakt und keine Überprüfung zu leisten. Allenfalls konnten dafür Angebote gemacht und dazu ermutigt werden. Im Rückblick ist allerdings zu sagen, dass alle Mühen, diesen Prozess der Auseinandersetzung, der zugleich eine Aneignung von Demokratie ist, breit zu verankern, nur mäßigen Erfolg zeitigten. 

			Quasi stellvertretend für diesen sehr persönlichen Erneuerungs- und Lernprozess war in der Öffentlichkeit die Erwartung allgegenwärtig, dass ehemalige hohe Parteifunktionäre, Stasi-Zuträger und Lehrer, die politisch repressiv gegen Schülerinnen und Schüler vorgegangen waren, aus dem Schuldienst zu entlassen sind.

			Verwaltungsaufbau: ein deutsch-deutsches Projekt

			Das Brandenburger Ministerium für Bildung, Jugend und Sport existierte zunächst nur auf dem Papier. Stattdessen war ein rundes Dutzend Leihbeamter aus NRW in einem Aufbaustab tätig, unterstützt von den verbliebenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der in Abwicklung befindlichen ehemaligen Bezirksschulbehörden in Potsdam, Cottbus und Frankfurt/Oder. 

			Abgesehen von den offensichtlichen Schwierigkeiten, die in einem solchen Beginn lagen, bot ein »leeres« Ministerium auch die große Chance, politische und pädagogische Akzente durch Strukturen und Personalauswahl zu setzen. Zwei Jahre später arbeiteten im Brandenburger Ministerium für Bildung, Jugend und Sport und in allen nachgeordneten Institutionen Frauen und Männer aus Ost und West zusammen: zum einen Experten aus verschiedenen westlichen Bundesländern, darunter etliche aus der West-Berliner Schulverwaltung, Juristen, Verwaltungskräfte, Pädagogen, zum anderen eine nicht unbeträchtliche Zahl sogenannter Quereinsteiger, die zwar ambitionierte Fachleute, jedoch mit Verwaltungsabläufen kaum vertraut waren.

			Die Geschichte des Verwaltungsaufbaus in den ostdeutschen Ländern ist auch eine Geschichte der deutsch-deutschen Annäherung. Denn nun arbeiteten in einer Abteilung, in einem Referat die Cottbuser Lehrerin mit dem Ministerialrat aus Düsseldorf zusammen, der ehemalige Personalrat der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) mit dem einstigen Mitarbeiter der Akademie der Pädagogischen Wissenschaften der DDR, der Theologe aus Potsdam mit der Erziehungswissenschaftlerin aus ­Bremen. 

			Das in der Öffentlichkeit der ostdeutschen Länder häufig kolportierte Bild vom arroganten oder unfähigen Westbeamten, der die Arbeit im Osten vor allem als Karrierechance sieht, wird den Erfahrungen, die im Brandenburger Schulministerium gemacht wurden, nicht gerecht. Die allermeisten Kolleginnen und Kollegen, die aus den alten Bundesländern nach Brandenburg gekommen waren, hatten Freude daran, etwas aufzubauen, Erfahrungen weiterzugeben, sie nahmen eine Verantwortung wahr und für manchen in Ehren ergrauten bundesdeutschen Verwaltungsbeamten mag diese Aufgabe eine willkommene Herausforderung gewesen sein.

			Das Land Brandenburg als einziges von einem SPD-Ministerpräsidenten geführtes Land und mit einer aus der Bürgerbewegung stammenden Bildungsministerin zog außerdem Fachleute aus dem ganzen Bundesgebiet an, die hier eine Chance sahen, neue Wege zu gehen, anstatt die strukturellen Schwächen der alten Bundesländer zu reproduzieren. 

			Die fachliche Unterstützung durch die westdeutschen Kolleginnen und Kollegen war aus mindestens zwei Gründen unerlässlich: Zum einen standen die Mitglieder der ostdeutschen Parlamente und Regierungen gesellschaftlichen und politischen Bedingungen gegenüber, die für sie völlig neu waren, zum anderen verfügten sie weder in Bezug auf politische Verfahren noch in Bezug auf Verwaltungshandeln über Erfahrungen. Inwieweit Fachleute in die Landesverwaltungen übernommen wurden, die in der DDR Leitungsfunktionen innehatten, unterschied sich nach meiner Beobachtung von Land zu Land und von Ministerium zu Ministerium erheblich. Es gibt dazu keine verlässlichen Untersuchungen. Zumindest im Brandenburger Bildungsbereich bestand angesichts der »Vorleistungen«, die für eine einschlägige DDR-Karriere im System Margot Honeckers zu erbringen waren, diesbezüglich große Zurückhaltung. Stattdessen wurde eine beträchtliche Anzahl von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus dem Osten eingestellt, die nicht vorbelastet waren und sich im günstigsten Fall auch schon intensiv mit Bildungsfragen beschäftigt hatten.

			Die Zusammenarbeit innerhalb der gemischten Teams war oft produktiv. Unvermeidlich zeigten sich aber auch schnell die Schattenseiten dieser Ost-West-Kooperation. Noch so große Motivation und auch partnerschaftliche Arbeitsbeziehungen konnten nicht darüber hinwegtäuschen, dass die ostdeutschen Kolleginnen und Kollegen in die Rolle von Lehrlingen gerieten, die in nahezu jeder Hinsicht auf Unterstützung und Anleitung angewiesen waren. Die psychologische Wirkung dieses Gefälles war groß, hinzu kam die besondere Belastung, nicht nur bis an den Rand der Kräfte zu arbeiten, sondern zugleich alles, was zu leisten war, erst lernen zu müssen. Zudem waren die Westkollegen überproportional in Leitungsfunktionen vertreten und wurden nach sehr viel günstigeren Tarifen bezahlt oder zusätzlich vergütet.

			Allgemein lässt sich sagen: Der Erfahrungsvorsprung des Westens und die Tatsache, dass es immer näher lag, die in den alten ­Bundesländern erprobten Verfahren und Lösungen anzuwenden, statt nach eigenen Wegen zu suchen, zu experimentieren und sich eigene Irrtümer zu ­leisten, hatte und hat unter dem Gesichtspunkt einer politisch notwendigen Emanzipation der ostdeutschen Länder schwerwiegende Folgen.

			Brandenburger Wege

			Mitwirkung

			Die Schulpolitik des neugegründeten Landes Brandenburg setzte eine Reihe von Schwerpunkten. Zunächst ging es darum, die Demokratisierung der Schule als gemeinsame Aufgabe aller Beteiligten umzusetzen. Dazu gehörte die drittelparitätische Mitwirkung der Lehrerinnen und Lehrer, der Schülerinnen und Schüler sowie der Eltern in der Schulkonferenz. Diese Regelung führte zu heftigen Diskussionen im Land. Vor allem von Lehrenden wurde uns vorgeworfen, dass schulische Bildung sich nunmehr von zufälligen Mehrheiten abhängig mache. Obwohl Lehrerinnen und Lehrer befürchteten, von Schülerinnen und Schülern und ihren Eltern in organisatorischen Fragen des Schulbetriebes überstimmt zu werden, war nach Diskussionen in den bestehenden Gremien letztlich eine Mehrheit dafür. Auch wenn es durchaus nicht immer einfach war, engagierte Eltern und engagierte Schülerinnen und Schüler für die Arbeit in Mitwirkungsgremien zu gewinnen, hat die Praxis die zuvor geäußerten Befürchtungen widerlegt. Dass Schule nicht nur Wissen vermittelt, sondern auch eine Schule der Demokratie sein kann, dass es eine gemeinsame Verantwortung aller an Schule Beteiligten gibt, war und ist ein Lernprozess über Jahre und Jahrzehnte. Die Schulkonferenzen in Brandenburg haben Mitsprache- und Entscheidungsrechte, die bis heute weit über das bundesweit übliche Maß hinausgehen: Sie haben beispielsweise erheblichen Einfluss auf die Wahl der Schulleitung und können weitreichende Entscheidungen hinsichtlich des Schulprofils mitbestimmen. 

			Rahmenpläne

			Ein ähnlicher Ansatz – also mehr Mitbestimmung und mehr Verantwortung – wurde auch bei der Entwicklung der Rahmenpläne verfolgt. Statt vorgeschriebener Lehrpläne für den Ablauf des Unterrichtsgeschehens und die Abfolge der Unterrichtsinhalte wurden nun offene Rahmenpläne entwickelt, die Themenbereiche zwar verpflichtend machen, die den Lehrerinnen und Lehrern aber freistellen, mit welcher Intensität sie sich den einzelnen Bereichen zuwenden. 

			Die Erarbeitung der neuen und vorläufigen Rahmenpläne erfolgte in Arbeitsgruppen mit Fachleuten aus Ost- und Westdeutschland, in der Hoffnung, einerseits die Anschlussfähigkeit an die Unterrichtsinhalte in den westdeutschen Bundesländern herzustellen, andererseits aber auch, um die reichen pädagogischen und didaktischen Erfahrungen der westdeutschen Fachkräfte zu nutzen. Die unvermeidlichen und politisch gewollten Brüche bedeuteten jedoch nicht, dass der Unterricht völlig losgelöst von bis dahin in Ostdeutschland gewonnenen Erfahrungen reformiert werden konnte und sollte. 

			Die Veränderung der curricularen Vorgaben wurde von ­Lehrerinnen und Lehrern trotz der Bemühung um Behutsamkeit nur teilweise als Be­­freiung erlebt. Große Teile der Lehrkräfte empfanden ihre nun größere Verantwortung für das Unterrichtsgeschehen als Zumutung, wenn nicht gar als Bedrohung. Viele Kolleginnen und Kollegen retteten sich, indem sie auf die »bewährten« Unterrichtsvorbereitungen zurückgriffen. Daneben gab es viele Kollegien, die die neuen Rahmenpläne als Herausforderung annahmen und gemeinsam einen schülerbezogenen Unterricht entwickelten. Aus Einsparungsgründen wurden kaum Lehrerinnen und Lehrer eingestellt, die nach Studium und schulpraktischer Ausbildung in die Schulen kamen.

			Vergangenheit

			Der Auseinandersetzung mit der eigenen Geschichte wurde seitens des Ministeriums und auch vieler neu berufener Schulräte und Schulrätinnen ein hoher Stellenwert eingeräumt. 

			Ursprünglich sollte diese Auseinandersetzung mittels Fortbildungen und Tagungen möglichst auf der Ebene jeder Schule geführt werden. Es stellte sich aber bald heraus, dass die Resonanz auf solche Angebote in den meisten Schulen gering war und in den Folgejahren zudem noch abnahm. Wie weit man sich mit der jüngsten Vergangenheit in den Kollegien oder auf Fortbildungsveranstaltungen beschäftigt hat, lässt sich nicht zuverlässig beurteilen; es bleibt aber mit Sicherheit hinter den ursprünglichen Erwartungen zurück. Vor dem Gewinn der Aneignung, den eine kritische Auseinandersetzung mit der eigenen Geschichte mit sich bringen kann, stehen schmerzliche Einsichten und Erfahrungen. Diese wurden nicht nur von Lehrerinnen und Lehrern in den ostdeutschen Ländern vermieden.

			Zu dieser Auseinandersetzung zu ermutigen, entsprechende Angebote zu machen und Informationen und Materialien bereitzustellen, wurde dennoch weiterverfolgt. Das Referat »Vergangenheitsaufarbeitung/Förderung demokratischer Kultur« im Ministerium für Bildung, Jugend und Sport widmete sich in den ersten Jahren ausdrücklich dieser Aufgabe und förderte insgesamt 18 Forschungsprojekte zu den Bereichen DDR-Volksbildung und DDR-Jugendpolitik, die wichtige Erkenntnisse zur Heim­erziehung und zu Jugendwerkhöfen erbrachten. Die Ergebnisse wurden noch in den 1990er Jahren in vier Bänden veröffentlicht.

			Das 80-Prozent-Modell

			Innerhalb eines Jahres sollten 20 Prozent des Personals, überwiegend Leh­rerstellen, abgebaut werden. Das wäre eine unter normalen Bedingun­gen unvorstellbare Anforderung gewesen, aber es herrschten keine Normalbedingungen. Und gab es nicht genug Lehrer, die in demokratischen Schulen nichts zu suchen hatten? Könnte man nicht also diese beiden Anforderungen miteinander verbinden und alle politisch belasteten oder fachlich ungeeigneten Lehrkräfte entlassen? Von Teilen der Öffentlichkeit wurde dies unüberhörbar gefordert. Dagegen sprachen jedoch mehrere Gründe: Zum einen die strikte Anwendung rechtsstaatlicher Prinzipien bei Entlassungen, die eine Einzelfallprüfung ebenso voraussetzt wie die Anforderungen des Arbeitsrechts. Zum anderen wäre der Eindruck entstanden, dass die Entlassungen nur dazu dienen, den Haushalt zu entlasten – eine fatale Wirkung, die nebenher noch Denunziationen missliebiger Kollegen befördert hätte. 

			Brandenburg beschritt 1991 in dieser Angelegenheit einen Weg, der bundesweit heftige Kontroversen auslöste. Im Einverständnis mit den Brandenburger Gewerkschaften wurden die Arbeitsverträge von allen Lehrkräften geändert; Arbeitszeiten und Einkommen wurden auf 80 Prozent gekürzt. Nur wer sogenannte Mangelfächer (Fächer, in denen Lehrermangel herrscht) unterrichtete, konnte alsbald wieder mit Vollzeit-Arbeitsverträgen rechnen. Zugleich erfolgte die Umstellung der Besoldung auf die höheren BAT-Gehaltsgruppen, weshalb mit der Änderung der Arbeitsverträge keine Gehaltseinbußen verbunden waren. Dennoch: Da die Ost-Gehälter zu dieser Zeit nur 60 Prozent der Einkommen im Westen betrugen, bedeutete diese Regelung eine enorme Zumutung für viele und stieß auf heftigen Widerstand. Auch die Bundesverbände der Gewerkschaften liefen Sturm. Einzig Dieter Wunder, der GEW-Bundesvorsitzende, hatte die Besonderheit der Lage erkannt und verteidigte den Brandenburger Weg vehement. Arbeitszeitverkürzung ohne vollen Lohnausgleich gehörte 1991 noch zu den Tabuthemen, und man fürchtete einen Dammbruch. Ein paar Jahre später drohten bei VW umfangreiche Entlassungen, die auf ähnliche Weise abgewendet werden konnten. Sie gingen als »VW-Modell« in die Geschichte ein.

			Die Härte dieser Maßnahme war in zweierlei Hinsicht gerechtfertigt: Durch diese Entscheidung mussten keine betriebsbedingten Kündigungen erfolgen, die insbesondere jüngere Lehrkräfte betroffen hätten; zum anderen konnte die Entlassung von Lehrkräften, die in einem demokratischen Schulsystem untragbar waren, nach strikter Einzelfallprüfung durch Personalkommissionen erfolgen, und zwar in einem rechtsstaatlich konsistenten Verfahren, dem sowohl die Fraktionen des Landtags wie die Gewerkschaften zugestimmt hatten.

			Schulstruktur

			Andere Reformschritte der ersten Jahre lösten, obwohl sie durchaus von der bundesweiten Normalität abwichen, weniger Kontroversen aus, beispielsweise die Einführung der sechsjährigen Grundschule, analog zu den Berliner Grundschulen. 

			Der Verzicht Brandenburgs auf die Einrichtung von Hauptschulen einer­seits, und andererseits die Einrichtung der Gesamtschule als ­Regelschule sowie die Orientierung an einem Stufenschulmodell, das eine möglichst große Durchlässigkeit zwischen verschiedenen Schulformen und Bildungs­gängen ermöglicht, war eine weitere Antwort auf die Situation im Osten Deutschlands: Die geringen Schülerzahlen in den ländlichen Regionen sprachen gegen das damals im Westen noch gängige dreigliedrige System. Das ursprüngliche Ziel, ein zweigliedriges System aus Gesamtschulen und Gymnasien zu errichten, wurde in der Aufbauphase des Landes von der FDP verhindert. Im Koalitionsausschuss setzte sie die Einrichtung von Realschulen gegen SPD und Bündnis 90 durch. Ein Jahrzehnt später verabschiedete sich das Land Brandenburg wieder davon. Allerdings ermöglichte das geringe Schüleraufkommen nicht überall eine gymnasiale Oberstufe. Schulen, die keinen direkten Abiturabschluss ermöglichten, hießen im Unterschied zu den Gesamtschulen fortan Oberschulen. 

			Inzwischen hat sich das zweigliedrige Schulsystem nahezu flächendeckend bundesweit durchgesetzt – eine Entwicklung, die im Osten begann und diese sehr wahrscheinlich beschleunigt hat. 

			Integration/Inklusion

			Die Forderung, Schulen für alle Kinder einzurichten, bezog sich selbstverständlich auch auf Kinder mit Behinderungen und besonderem Förderbedarf. Die DDR hatte Sonderschulen und Einrichtungen für Kinder, die als nicht beschulbar galten, vornehmlich außerhalb der Siedlungen und außerhalb des sozialen Lebens platziert. Bereits zu Zeiten der Friedlichen Revolution wurde die allgemeine Schulpflicht für alle Kinder gefordert. Das Erste Schulreformgesetz schloss das Ziel der Integration behinderter Kinder in Regelschulen ein.

			Letzteres konnte bis heute nur eingeschränkt umgesetzt werden. Wie in den anderen östlichen Bundesländern gibt es in Brandenburg nach wie vor eine relativ hohe Anzahl von Förderschulen, also gesonderte ­Schulen für Kinder mit Behinderungen und besonderem Förderungsbedarf. Die Selbstverständlichkeit, mit der besonders förderungsbedürftige Kinder andernorts Regelschulen besuchen und dort entsprechend ihrem Bedarf gefördert werden, hat sich in vielen ostdeutschen Regionen noch nicht durchgesetzt. Das mag an der noch nicht überwundenen Hypothek der Absonderung aus DDR-Zeiten liegen. Natürlich entscheiden sich Eltern, deren Kind besonderer Förderung bedarf, für eine spezielle Schule, solange sie fürchten müssen, dass an manchen Regelschulen tatsächlich Defizite hinsichtlich der adäquaten Förderung bestehen. 

			Das Fach Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde (LER)

			Das wohl prominenteste Projekt der Brandenburgischen Bildungspolitik war die Einführung des Faches LER, zunächst als Modellversuch unter Beteiligung der evangelischen Kirche. Das Unterrichtsfach sollte die pädagogisch begleitete Begegnung von Kindern und Jugendlichen unterschiedlicher Weltanschauungen und Religionen ermöglichen und so Verständnis, Toleranz und die Auseinandersetzung mit ethischen Fragen fördern. 

			Nach vier Jahrzehnten DDR gehörten nur etwa 25 Prozent der Gesamtbevölkerung einer Kirche an, ein Prozentsatz, der in der Altersgruppe der schulpflichtigen Kinder und Jugendlichen noch weit niedriger lag, laut Schätzungen nicht mehr als 10 Prozent. Diese Zahlen dürften sich bis heute nicht wesentlich verändert haben. Die Einführung des bundesweit üblichen konfessionellen Religionsunterrichts erschien unter diesen Bedingungen nicht sinnvoll – nicht nur, weil religiös sozialisierte Kinder erneut in eine Minderheiten- oder Außenseiterposition geraten wären. Mindestens so wichtig war, dass ein alternativer Werte- oder Ethik-Unterricht für die mehrheitlich nicht religiösen Kinder und Jugendlichen ohne die Lebenswelt ihrer christlichen Mitschüler ärmer gewesen wäre. 

			Das Unterrichtsfach LER war heiß umstritten, vor allem die Berlin-Brandenburgische Kirche forderte die Einführung eines ordentlichen konfessionellen Religionsunterrichts in Brandenburg – auch, weil das Berliner Modell, ein Unterrichtsangebot der Kirchen auf freiwilliger Basis, ihnen schon lange ein Dorn im Auge war und man hoffte, in der gesamten Region Religionsunterricht nach Artikel 7 (3) des Grundgesetzes einzuführen. Der Streit, ob Brandenburg dazu verpflichtet ist, oder ob das Land nach Artikel 141 des Grundgesetzes (»Bremer Klausel«) in dieser Frage frei war und Religionsunterricht als zusätzliches Angebot von Kirchen und Religionsgemeinschaften in der Schule organisiert werden konnte, war Gegenstand jahrelanger rechtlicher Auseinandersetzungen und wurde schließlich vom Bundesverfassungsgericht zugunsten Brandenburgs entschieden. 

			Unter dem Gesichtspunkt einer zunehmenden Säkularisierung in Deutschland wirft diese Debatte interessante Fragen auf: Das Fach LER, das auf Anregung und unter maßgeblicher Mitwirkung von Christen entwickelt wurde, ist immer auch als eine Antwort auf die Frage verstanden worden, wie Kirche in einer säkularen Öffentlichkeit, also auch in staatlichen Schulen, präsent sein kann. Jenseits der verfassungsrechtlichen Fragen wird in immer mehr Bundesländern nach einer angemessenen Antwort auf die weltanschauliche Pluralität der Gesellschaft gesucht. Ob es auf die Dauer sinnvoll ist, evangelische, katholische, muslimische, jüdische oder atheistische Kinder und Jugendliche getrennt in Kleingruppen zu unterrichten, oder ob es ein Unterrichtsfach gibt, in dem gemeinsam und pädagogisch begleitet über jeweils verschiedene Sinndeutungen und Wertmaßstäbe gesprochen werden kann, wird als Frage auf der Tagesordnung bleiben. Insofern hat Brandenburg 1991 einen Weg eingeschlagen, der für das künftige Miteinander von Schulen und Religionsgemeinschaften auch im Westen interessante Impulse setzt.

			Westen und Osten: Wechselwirkungen

			Die Verwaltungshilfe für die ostdeutschen Länder wurde auf der Grundlage von Länderpartnerschaften geleistet. Noch vor der Regierungsbildung entsandten die jeweiligen Partnerländer Beamte aus den Kultusministerien und deren nachgeordneten Behörden in die sogenannten Aufbaustäbe. Zudem stellten die »Alt-Bundesländer« beträchtliche Haushaltsmittel für die Unterstützung der Ost-Partner bereit. Später konnten die einzelnen Fachministerien bei dem jeweiligen Partnerressort die Abordnung von Fachbeamten beantragen. Kooperationsverträge wurden ausgehandelt und der Öffentlichkeit präsentiert.

			Durch diese Präsenz und die weitverbreitete Annahme, der Lern- und Veränderungsprozess sei eine West-Ost-Einbahnstraße, vor allem aber auch durch ihren Erfahrungsvorsprung hatten die westlichen Partnerländer erheblichen Einfluss auf die Gestaltung der politischen Rahmenbedingungen im Osten. Allerdings gab es nicht nur zwischen den Ländern, sondern auch zwischen einzelnen Ressorts erhebliche Unterschiede in der Frage, wie stark dieser Einfluss tatsächlich war. 

			Bis heute wird oft behauptet, dass die Partnerländer bei der Herstellung der Deutschen Einheit dem Osten ihre jeweiligen Schulsysteme »übergestülpt« hätten. Wer sich die Vielfalt der schulpolitischen Entscheidungen im Osten anschaut, wird allerdings zu dem Ergebnis kommen, dass dies so pauschal nicht richtig ist. Es kam vielmehr darauf an, wie die Leitungsbereiche der Verwaltungen in den neuen Kultusministerien zusammengesetzt waren und wie selbstbewusst sie nach Lösungen suchten, die den Gegebenheiten im eigenen Bundesland angemessen waren. Eine direkte »Steuerung« durch die Partnerländer hat es nicht gegeben. Wenn es dennoch in manchen Bundesländern eine Reihe von Einzelentscheidungen gab, die die Handschrift der jeweiligen Partnerländer deutlich erkennen ließ, dürfte dies der Unerfahrenheit, dem Zeitdruck und dem Fehlen einer landeseigenen bildungspolitischen Debatte geschuldet gewesen sein. Man entschied sich lieber für Bewährtes aber Fremdes, als für Eigenes und Unfertiges.

			Der insbesondere in der ostdeutschen Öffentlichkeit beklagte Eindruck vom »übergestülpten Westen« wirft die Frage auf, ob diese Entwicklung wirklich eine Einbahnstraße war, oder ob die Entwicklung in den ostdeutschen Ländern auch Impulse für den Westen geboten hat und bietet. 

			Wie beschrieben waren die neuen Länder in mehrerer Hinsicht in der Lage, Verkrustungen des westlichen Systems zu erkennen und beispielsweise die bestehende Schulstruktur kritisch zu hinterfragen. Auch auf öffentlich weniger umstrittenen Feldern der Schulpolitik sind vielfach neue Wege beschritten worden, die langfristig sicherlich ihre Rückwirkung auf die Systeme der westdeutschen Bundesländer haben werden. Beispiele dafür sind unter anderem in der Grundschulpädagogik zu finden, aber auch in den Bildungszielen der Schulgesetze, in der Frage, ob das Abitur nach 12 oder 13 Schuljahren absolviert wird und nicht zuletzt in der Tatsache, dass auch die Bundesländer, die Religionsunterricht als ordentliches Unterrichtsfach eingeführt haben, den Schülerinnen und Schülern, die nicht daran teilnehmen, kein »Ersatzfach«, sondern eine bildungspolitisch vertretbare und gleichwertige Alternative mit dafür ausgebildeten Lehrkräften anbieten.

			Gemeinsame Zukunft 

			Es gibt also gute Gründe für die Feststellung, dass die deutsche Einheit im Bildungswesen aufs Ganze gesehen keineswegs nur eine Einbahnstraße war, sondern dass die Reformen im Osten auch eine Rückwirkung auf den Westen hatten, und sei es nur als eine Art Beschleunigung von ohnehin fälligen Entwicklungen.

			Allerdings wurde – wie in den meisten anderen Politikfeldern auch – die Chance vertan, die deutsche Einheit in einem breit angelegten, von der Kultusministerkonferenz organisierten Diskurs als einen Modernisierungsimpuls für alle Bundesländer zu nutzen. Dem stand die föderale Struktur des Bildungswesens entgegen, ebenso der in der KMK bestehende Zwang zur Einstimmigkeit. Nach inzwischen drei Jahrzehnten geht es aber heute längst nicht mehr um die Ost-West-Differenz, sondern darum, ob und wie die Schulen in der Bundesrepublik ihrem Bildungsauftrag gerecht werden, ob sie Kinder und Jugendliche befähigen, den Herausforderungen einer sich immer schneller verändernden Welt gewachsen zu sein und als mündige Bürgerinnen und Bürger in einer zunehmend pluralen Welt Verantwortung zu übernehmen und Demokratie und Freiheit als zentrale Voraussetzungen unseres Gemeinwesens wertzuschätzen und zu verteidigen. 

			Die föderale Struktur des Bildungswesens kann hier zu einem starken Motor werden – aber nur, wenn sich die Länder im Wettbewerb um die besten Lösungen weiterentwickeln, anstatt sich gegenseitig zu begrenzen.
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			»Und Tschüß«, Demonstration am 4. November 1989 auf dem Alexanderplatz. (Sergej Glanze)
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			»Erinnerungsort 2019«. Lichtinstallation an der Berliner Gethsemanekirche mit Fotocollagen aus dem Herbst 1989. Die Gemeinde stellte damals der DDR-Opposition ein zentrales Notruftelefon zur Verfügung. (Frank Ebert) 

		


		
			Ehrhart Neubert

			Kirche im Wandel seit 1990

			Mehr als drei Jahrzehnte nach der Wiedervereinigung bieten die Kirchen in Ostdeutschland ein weithin verändertes Bild. Evangelische Landeskirchen wurden zusammengelegt, teilweise auch mit westlichen. Vor allem aber sind seitdem die Kirchen in ein verlässliches Verfassungs- und Staatskirchenrecht eingebettet und können ungehindert öffentlich agieren. Die Kirchenmitglieder geniesen endlich die neuen Freiheiten und ihr religiöses und soziales Engagement bedarf keiner Rechtfertigung.

			Aber die lange Zeit der DDR hat tiefe Spuren im Kirchenkörper eingegraben. Die weitgehend säkularisierte ostdeutsche Gesellschaft hat sich von den Kirchen entfernt. Deswegen lässt sich die gegenwärtige geistige und strukturelle Lage der Kirchen nur verstehen, wenn die Nachwirkungen aus ihrer Geschichte in der DDR mitbedacht werden.

			1	Die Folgen der Kirchenpolitik der SED

			Kampf gegen die Religion

			Das Phantasma der kommunistischen »wissenschaftlichen Weltanschauung« mit der Vision der Überwindung aller Widersprüche konnte nie verwirklicht werden und wurde daher als gesellschaftliches Trugbild inszeniert. Der zwangsweise vereinheitlichten Gesellschaft mussten geistig kulturelle Traditionen eingepasst und die Individuen zum »richtigen Bewusstsein« veranlasst werden. Eines der wichtigsten Handlungsfelder dieser fortlaufenden Konstruktionen war die Auseinandersetzung mit der Religion und ihren konkreten sozialen Gestalten, den Kirchen. Die »Überwindung der Religion« erschien als Sieg des Kommunismus und seiner »wissenschaftlichen Weltanschauung«.

			So war die Entkirchlichung in der DDR ein gezielt herbeigeführtes Ergebnis der staatlichen kommunistischen Religionspolitik. Ein Element war die administrative Bekämpfung der kirchlichen Arbeit. Diese entwickelte sich von offenen Restriktionen in den 1950er Jahren bis hin zur späteren systematischen gesellschaftlichen Ausgrenzung der Christen.1 Daneben spielte die marxistisch-leninistische »Aufklärung« ihre Rolle, die sich als Nötigung zur Konversion in eine »politische Religion« mit ihren Heils- und Glücksversprechen gestaltete. Dazu gehörte die ­quasireligiöse Ritualisierung des öffentlichen Lebens, die mit der Verdrängung und Diskreditierung religiösen Wissens verbunden war. Die kompensatorische Religionsbekämpfung wirkte nachhaltig, allerdings gelang die Nachbildung kirchlicher Riten, die soziale Bedeutung erlangten, nur mit der Jugendweihe, die die protestantische Konfirmation weithin verdrängte und damit große Teile der jüngeren Generation von den Kirchen trennte.

			Diesem Dauerdruck ausgesetzt verloren die Kirchen in der DDR insgesamt etwa zwei Drittel ihrer Mitglieder. Ein unbestimmter Anteil des Schwundes rührte auch aus der Flucht von aktiven Christen in den Westen her. Und es spielten natürlich auch andere Faktoren eine Rolle, zum Beispiel wirkten noch ältere Stränge der Entkirchlichung und die äußere und innere Schwächung der Kirchen in der NS-Zeit nach. 

			Es erhebt sich die Frage, warum die von der Diktatur induzierte Entkirchlichung und die daraus resultierende Konfessionslosigkeit in der DDR so nachhaltig waren und bis heute sind, obwohl die allermeisten Konfessions­losen die marxistische Ideologie nicht als Deutungsmuster des sozialen und kulturellen Lebens verinnerlicht und noch weniger in die Alltagskultur aufgenommen hatten. 

			Die Bindung an die areligiöse Gegenwelt zur traditionellen Religion er­­wuchs aus dem Ineinander des Zurückweichens vor dem politisch-ideologischen Druck und dem Angebot, am »Sieg der Vernunft« teilzuhaben. Daraus entstand noch kein sozialistischer Glaube mit dem »richtigen Bewusstsein« über die ewigen Wahrheiten der kommunistischen Lehre, wohl aber führte die resignative Haltung gegenüber den ideellen Ansprüchen dazu, die Herrschaftsverhältnisse als ewig gegeben hinzunehmen. Man arrangierte sich in überschaubaren Räumen, die kleine Vorteile versprachen. Aus der Religionsgeschichte kennen wir: »Ich überwinde deine Religion, weil ich deinen heiligen Baum folgenlos abschlagen kann. Und dann liefert er das Feuer, an dem wir uns gemeinsam wärmen.«

			Selbstbehauptung und Rückzug

			Mit der Minorisierung der Kirchen war ein altes Deutungsmuster kirch­lichen Selbstverständnisses herausgefordert. Friedrich Schleiermacher hatte Anfang des 19. Jahrhundert den Begriff der Volkskirche geprägt. Damit beschreibt er eine Kirche, die in ihrem organisatorischen Gefüge und ihrer Arbeitsweise auf eine deutliche Mehrheit in einem Volk ausgerichtet ist. In der NS-Zeit hatte die kollaborierende Kirchenpartei »Deutsche Christen« aus der Volkskirche eine völkisch-nationalistische Kirche machen wollen. Dies lehnte die widerständige »Bekennenden Kirche« ab und erklärte in der »Barmer Theologischen Erklärung« aus dem Jahr 1934, dass der kirchliche Auftrag sich an »alles Volk« (These VI) richte. Das gilt auch, wenn sich große Teile des Volkes vom Christentum abwenden, was offensichtlich in der DDR geschehen war.

			Trotz der erschwerten Bedingungen haben die kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und die verbliebenen Kirchenmitglieder die kirchliche Arbeit in großer Treue aufrechterhalten. Die Strukturen der Volkskirche blieben erhalten, wo und wie es noch möglich war. So haben tausende Menschen trotz Benachteiligungen ihren Glauben gelebt. Für manche von ihnen war das eine stille Praxis der Selbstbehauptung. Es gab Akte des öffentlichen Widerstehens. Der bekannteste ist die Selbstverbrennung des Pfarrers Oskar Brüsewitz am 18. August 1976 in Zeitz.2 Er protestierte damit gegen die kommunistische Jugendpolitik. Dieses Ereignis hatte nachhaltige Wirkung, indem es die Selbstbehauptung vieler Christen in der DDR stützte und öffentlich sichtbar machte.

			Mit den Dauerkonflikten waren die Kirchen auch theologisch herausgefordert, ihr Selbstverständnis im sozialistischen Staat zu definieren, zumal sich die DDR-Kirchen 1969 auf Druck des SED-Staates organisatorisch von der gesamtdeutschen Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) trennen mussten.

			Zu dieser nie endenden Debatte hier nur wenige Hinweise, die verdeutlichen, dass leitende Theologen nicht nur apologetisch, sondern häufig resignativ argumentierten und so den gesellschaftlichen Rückzug legitimierten. Eine Linie lief über den Begriff »Kirche im Sozialismus«, der sich Anfang der 1970er Jahre herauskristallisierte. Er blieb umstritten, weil er einerseits eine bloße Ortsangabe bedeuten konnte, was aber auch banal war. Andererseits blieb er für alle möglichen Interpretationen weit geöffnet, da unausgesprochen blieb, welche Haltung die Kirche zum realen oder ideellen Sozialismus einnimmt, wie dieser Sozialismus in die Kirche hineinwirkt, ob mit der Formel eine Affinität zwischen Kirche und Sozialismus gemeint ist und was überhaupt Sozialismus bedeutet. Insofern bildete die verschwommene Formel »Kirche im Sozialismus« einen kirchenpolitischen Zustand ab, der den Rechtsmangel im Staat-Kirche-Verhältnis als ungeregeltes und letztlich den Staat nicht bindendes Aushandlungsverhältnis verdeckte. 

			In der Praxis wurde der Begriff auch für alles Mögliche benutzt und der SED-Staat hat das gern gesehen. Interessant ist, dass sich immer mehr prominente Theologen mit dem leisen Schwund der Legitimität der DDR ab 1988 von der Formel verabschiedeten. Kurz vor der Revolution mochte sie kaum jemand mehr benutzen.

			Eine andere theologische Denkfigur war folgenreicher: die Auseinandersetzung mit dem Religionsbegriff selbst. In der marxistischen Ideologie ist Religion durchweg negativ besetzt. Religion ist nach Marx das »Opium des Volkes«, ein geronnenes Substrat der Klassenherrschaft. Deshalb war es nötig, die Sprache und die Kultur von allem Religiösen zu bereinigen. 

			Innerhalb der Theologie und angrenzender philosophischer und soziologischer Analysen war der Religionsbegriff seit dem 19. Jahrhundert etabliert. Als sich im 20. Jahrhundert Kirche und Theologie mit der früheren engen Verknüpfung von Staat und Kirche mitsamt der religiösen Überwölbung des Staates auseinandersetzen mussten, kam es zu einer folgenreichen Sprachpanne. Der deutschschweizerische Theologe Karl Barth, einer der Autoren der »Barmer Theologischen Erklärung«, hat den Kunstgriff unternommen, zwischen christlichem Glauben und Religion eine unüberwindbare Kluft zu installieren. Der wahre am offenbarten Christus orientierte Glaube hätte nichts mit Religion zu tun. Religion sei dem reinen Glauben gar abträglich und müsse ausgeschaltet werden. 

			Barth, der unter anderem zweifellos den neumystischen Mulm der Nazis als Religion im Blick hatte, hat auch durch seinen großen Einfluss in der DDR mit dieser Art Religionskritik ein Stichwort geliefert, das die Religionskritik der Kommunisten ein Stück weit legitimierte. 

			Der Ostberliner Bischof Albrecht Schönherr hat die von Dietrich Bonhoeffer aufgerufene »Mündigkeit« auf die von der SED beherrschten Ge­­sellschaft bezogen. Er schrieb: »Eine Mehrheitskirche protestantischer Prägung begegnet unausweichlich, nämlich als staatstragende politische Überzeugung und Weltanschauung, dem Marxismus-Leninismus. Der ­Marxismus versteht sich, wenn man Bonhoeffers Nomenklatur anwenden will, als em­­phatische Mündigkeitserklärung der Welt durch sich selbst. In der Internationale heißt es: ›Uns hilft kein Gott, kein höheres Wesen …‹. Für diese Begegnung gilt: 1. Die Kirche hat weder Veranlassung noch das Recht, in Angst um ihre Existenz zu leben. 2. Auch die säkularisierte Welt ist keine Welt ohne Gott. Gerade der Gottlose, der Gott als Feind ernst nimmt, ist dem wirklichen Gott unter Umständen näher als ein selbstgenügsames Kirchenglied, das von Gott lediglich die Erfüllung seiner religiösen Bedürfnisse erwartet.«3

			Jetzt entstanden Kirchenmodelle, die die Zwangssäkularisierung positiv aufnahmen.4 Das Ende der Volkskirche sollte zu einer bekenntnistreuen Minderheitskirche führen, die den traditionellen religiösen Ballast abgeworfen hätte. Das führte zu eigentümlichen Situationen. Die Schädigung der Kirchen, von der Austreibung religiöser Bildung aus allen pädagogischen Systemen bis zum Verlust von historisch wertvollen Kirchen, konnte als gottgewollte Zurechtweisung verstanden werden. Zugleich führte es zu einer Überforderung von Gemeinden und Kirchenmitgliedern, die von Schönherr als selbstgenügsam abqualifiziert wurden. Eine Jugendweiheteilnahme, die ähnlich wie die Beteiligung an vorgeschriebenen Demonstrationen oder an den Scheinwahlen Teil der distanzierten Verhaltensstrategie war, wurde kirchlich mit der Verweigerung der Konfirmation sanktioniert. Das hat der Tradition der Konfirmation ebenso geschadet wie die Jugendweihe selbst.

			Der Anteil der Kirchen an der Säkularisierung ist bis heute nicht aufgearbeitet. Als sich aber in den 1980er Jahren zeigte, dass die ­theologischen Versuche lediglich aus der Not eine Tugend machten, konnte sich auch ein wissenschaftlicher Religionsbegriff als unerlässliches analytisches Hilfsmittel wieder etablieren. 

			Gesellschaftsersatz

			Insgesamt zeigte sich aber auch, dass trotz der schweren Verluste der Kirchen die Reichweite der SED-Kirchenpolitik begrenzt war. In einigen Teilbereichen wurden die Kirchen vom SED-Staat gebraucht. Seit den 1970er Jahren wollte die SED nach außen dokumentieren, dass sie Religionsfreiheit gewähre. Für den 500. Geburtstag Luthers wurden die Lutherstätten mit viel Westgeld saniert. Die Kirchen wurden auch zu Devisenbeschaffern. Sie vermittelten in den Westgeschäften der SED, etwa beim Gefangenenfreikauf und der Ausreiseablösung. Die SED profitierte von westlichen Hilfsleistungen für die DDR-Kirchen, etwa bei der Unterstützung der Diakonie oder der Fahrzeugbeschaffung. Auch durften neue Kirchen gebaut werden, wobei die DDR für den Einsatz von Ostfirmen häufig Westgeld kassierte. 

			Bedeutungsvoller aber wurde der von der SED vollkommen unerwünschte Umstand, dass die evangelischen Kirchen seit den 1970er Jahren trotz verdeckter repressiver Maßnahmen des SED-Staates zu einem zwar eingeschränkten, aber doch wirksamen kulturellen, sozialen und politischen Freiraum, zu einer Art Gesellschaftsersatz wurden.

			Für die meisten Kirchenmitglieder waren die Kirchen vor allem Nische und Ort einer sicheren Gemeinschaft. Nun wurde es auch unruhig. Jugendliche Subkulturen, verbotene oder ausgegrenzte Künstler und sehr viele Schriftsteller bevölkerten häufig die Kirchen. Auch soziale Randgruppen, Schwule und Lesben, feministische Gruppen, Ausreiseantragsteller, Wehrdienstverweigerer und andere fanden in den kirchlichen Strukturen Unterschlupf. Diese Bewegungen waren auch in den Kirchen umstritten, konnten sich aber trotzdem in vielen Gemeinden beheimaten. Am erfolgreichsten war das von mehreren Pfarrern und Diakonen praktizierte Konzept der »Offenen Jugendarbeit«. Die daraus hervorgegangenen Gruppen konnten Tausende junge Erwachsene auch aus der nichtreligiösen Bevölkerung integrieren. Diese wurden zu einem Reservoir der Opposition.

			Politisch brisant wurde diese gesellschaftliche Funktion der Kirchen, als sich in ihren Strukturen in den 1980er Jahren Hunderte sozialethisch argumentierende Gruppen bildeten. Aus ihnen wuchsen kräftige ­Friedens-, Umwelt- und Menschenrechtsbewegungen, die über verschiedene Netzwerke eng verknüpft waren und sich stetig politisierten. Sie betrieben Öffentlichkeitsarbeit (Samisdat) und organisierten wirksame Aktionen und öffentliche Proteste. Damit wurden sie zu einer oppositionellen Kraft, die von der Staatsmacht trotz der intensiven Bemühungen des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) nicht mehr ausgeschaltet werden konnte. 

			Deren Verhältnis zu den Kirchen war trotz personeller und struktureller Verbindungen zwar spannungsgeladen, aber nicht mehr aufkündbar. Es zeigte sich, dass die gesellschaftlichen Verhältnisse in der DDR, trotz einer weitgehend stillgelegten Zivilgesellschaft, Menschen in und außerhalb der Kirchen zur Selbstbehauptung herausforderten. Das hatte immer auch einen politischen Aspekt, da die religiöse Identitätswahrung und die eigenständige zivile Aktion das kommunistische Phantasma zerbröseln ließen. Doch das war nur möglich, wenn ein sozialer Bewegungsraum mit Gelegenheiten zum Handeln vorhanden war. Den stellten die Kirchen zur Verfügung, auch wenn es immer wieder Konflikte und Eindämmungsversuche vonseiten mancher Kirchenleitungen gab. Immerhin hatte der von den Kirchen und vielen Oppositionellen gemeinsam verantwortete »konziliare Prozess für Frieden, Gerechtigkeit und Bewahrung der Schöpfung« Ende 1988 und Anfang 1989 das gegenseitige Vertrauen gestärkt.5

			2	Kirchen in der Revolution und der Wiedervereinigung

			Handelnde Kirche 1989

			Seit dem Frühjahr 1989 spitzte sich die Krise der DDR zu, die Handlungsschwächen der SED zeichneten sich immer deutlicher ab. So reagierte die SED kaum, als im Mai die Opposition die umfänglichen Wahlfälschungen der letzten Kommunalwahlen aufdeckte, öffentlich machte und demonstrative Proteste organisierte. Das Dilemma der SED zeigte sich aber vor allem in der sich ausweitenden Massenflucht vieler meist junger Menschen. Die SED konnte die Probleme nicht mehr lösen, sie konzentrierte sich auf die Vorbereitungen der Jubelfeier zum 40. Jahrestag der DDR-Gründung am 7. Oktober.

			Aus den Kirchen kamen kritische Anfragen an den SED-Staat. Aber noch waren die Kirchenleitungen um Stabilität bemüht. So rief die Konferenz der Kirchenleitungen im Juni 1989 zum Unterlassen von öffentlichen Demonstrationen auf.

			Doch diese Zurückhaltung wurde bald aufgegeben. Die Synode des Bundes der Evangelischen Kirchen vom 15.-19. September 1989 in Eisenach nahm den Konflikt an und verschärfte die kirchliche Intervention, kritische Theologen und Laiensynodale gewannen die Oberhand. Am Rande der Synode wurden Papiere der inzwischen gegründeten neuen Oppositionsbewegungen und einiger Ost-CDU-Rebellen verteilt. Auch der Thüringer Landesbischof Werner Leich sprach sich offen für die nun außerhalb der Kirchen agierenden Oppositionsgruppen aus. Synodale verlangten den Boykott der Feierlichkeiten am 7. Oktober. Die Synode erklärte in ihrem Beschluss: »Wir brauchen: ein allgemeines Problembewusstsein dafür, dass Reformen in unserem Land dringend notwendig sind, … verantwortliche pluralistische Medienpolitik; demokratische Parteienvielfalt; Reisefreiheit für alle Bürger; wirtschaftliche Reformen; verantwortlichen Umgang mit gesellschaftlichem und persönlichem Eigentum; Möglichkeit friedlicher Demonstrationen; ein Wahlverfahren, das die Auswahl zwischen Programmen und Personen ermöglicht.«6

			Damit waren die Kirchen Teil der damals noch nicht absehbaren demokratischen Revolution geworden und konnten schließlich in ihr eine hervorgehobene Rolle spielen. Auf drei Handlungsebenen zeigte sich, dass keine andere gesellschaftliche Größe diese Aufgaben übernehmen konnte.

			So stellten die Kirchen in den ersten Wochen der Revolution mit den Friedensgebeten öffentliche Räume zur Verfügung, in denen die Bürgerinnen und Bürger ihre Sprachfähigkeit wiederfinden konnten. Auch übte die politische Spiritualität eine spürbare Faszination auf die Bevölkerung aus. Die für die meisten Oppositionellen und Kirchenleute vertraute Verknüpfung des Politischen mit dem Religiösen stellte für die nichtchristlichen Besucherinnen und Besucher einen Kontext her, der die enge Lebenswelt der DDR, die äußere und durch die gegenwärtigen Ängste auch innere Abschnürung in einen universalistischen Horizont öffnete. Zudem war diese politische Spiritualität sozialethisch aufgeladen und thematisierte die Gewaltlosigkeit. Das wurde angesichts der Gefahr eines gewaltsamen Eingreifens der SED-Sicherheitsorgane zu einer nicht gering zu schätzenden Quelle der Macht. So wie es ein bei einem Friedensgebet in Leipzig zitiertes Bibelwort ausdrückte: »Durch Geduld wird ein Fürst überredet, und eine linde Zunge zerbricht Knochen!«

			Mit der ihr zugewachsenen Moderationsrolle betraten die Kirchen eine zweite Handlungsebene. Die Kirchenleitungen waren durch ihre dauerhaften Verhandlungen mit dem SED-Staat gut präpariert und konnten mit einem Minimalvertrauen der Staatsfunktionäre rechnen. Diese neue Rolle wurde möglich, weil die Kirchenleitungen durch die Opposition in eine neue Position gebracht und gedrängt wurden. Die Kirche wurde vom freundlichen Bittsteller zum freundlichen Mittler befördert. Die Kirchenvertreter vermittelten seit September 1989 in kritischen Lagen auf Demonstrationen und Großversammlungen, um die Konfrontation gewaltlos zu halten. Vielerorts moderierten sie die Prozesse des Übergangs zur Demokratie an den Runden Tischen. Die Protestanten brachten entsprechende Erfahrungen mit, da demokratische Verfahren stets ihre inneren Strukturen ausgemacht hatten.

			Der Zentrale Runde Tisch in Berlin wurde von der Kontaktgruppe der Opposition vorbereitet. Im Auftrag dieser Gruppe sprach der Theologiedozent Wolfgang Ullmann mit Bischof Gottfried Forck über die moderierende Beteiligung der Kirchen. Als Tagungsort wurde das Dietrich-Bonhoeffer-Haus in Berlin vorgeschlagen, wo der Runde Tisch am 7. Dezember erstmals zusammentrat. Die Kirchenleitungen beteiligten an der Moderation auch die Freikirchen und die katholische Kirche.

			Ein dritter Bereich kirchlicher Präsenz war die Akteursebene. Aus den Kirchen rekrutierte sich anfänglich weithin das Personal der Revolution. Theologen, kirchliche Mitarbeiter und befähigte Laien, die oft auch die sich formierenden Oppositionsparteien und Bürgerbewegungen gründeten, hatten wichtige Positionen inne. Ihr Einfluss hatte mentale, geistige und praktische Facetten. Es war ihre sozialethische Prägung, vielfach ihre spezifischen Repressionserfahrungen und nicht zuletzt ihr Ringen, die eigene Identität zu bewahren, die sie in ihr politisches Handeln ein­brachten.

			Dies wirkte bis in die lokalen und regionalen Runden Tische und beeinflusste auch die Zusammensetzung der ersten frei gewählten Regierung unter Lothar de Maizière. Die Koalition, der er vorstand, wurde auch möglich, weil unter den neuen Politikern viele evangelische Theologen und kirchlich verbundene Laien waren, die über die Parteigrenzen hinweg eine gemeinsame Sprache finden konnten. Allein in der Regierung bekleideten vier Pfarrer – Hans-Werner Ebeling (DSU), Gottfried Müller (CDU), Markus Meckel (SPD), Rainer Eppelmann (DA) – Ministerämter. Hinzu kamen Inhaber von kirchlichen Synodal- und Laienämtern, wie de Maizière, Regine Hildebrandt (SPD) und Walter Romberg (SPD). Auch in der Volkskammer waren neben vielen kirchlichen Mitarbeitern zwölf Theologen. Kirchenleute hatten dort wichtige Funktionen, wie der Theologe und Philosoph Richard Schröder, der Fraktionschef der SPD wurde, oder Synodalpräsident Reinhard Höppner (SPD), der Vizepräsident der Volkskammer wurde. Sie gehörten nicht alle zur Opposition der 1980er Jahre, waren aber ohne Ausnahme mit dem konziliaren Prozess für Frieden, Gerechtigkeit und Bewahrung der Schöpfung vertraut. 

			In Ostdeutschland bildete sich 1989/90 in Ansätzen eine neue protestantische politische Klasse aus, die über Jahre die politische Kultur der Bundesrepublik um eine wichtige Facette bereicherte. Manche bekleideten höchste deutsche Staatsämter, wie ein Mecklenburger Pfarrer und eine evangelische Pfarrerstochter aus Mecklenburg. Sie waren Kinder der protestantischen Revolution.

			Der französische politische Philosoph Alfred Grosser spricht von einer »doppelten Identität« der evangelischen Kirchen in der DDR. Sie hätte mit der Formel »Kirche im Sozialismus« das Missverständnis gefördert, dass »der SED-Staat den Sozialismus verkörperte«. Andererseits wäre die gewaltlose Revolution »weitgehend eine evangelische«7 gewesen.

			Das Undenkbare: Wiedervereinigung

			Als die Macht der SED im Zuge der Revolution zerfiel, begannen die Kirchen umgehend die neuen Freiheiten zu nutzen. Sie streiften die staat­lichen Kontrollen ab und besetzten ihre Plätze in der Öffentlichkeit, den Medien, der Kultur und im Sozialwesen. Aber so sehr sich die Kirchen für die Freiheit eingesetzt hatten, so groß waren für viele Kirchenleute auch die Schwierigkeiten, mit der Wiedervereinigung umzugehen. 

			In ihrem immerfort beschleunigten Gang überholte – man könnte auch sagen überrollte – die Revolution den erratischen Ideenblock, der sich in der Kirche und der ihr nahestehenden Opposition aufgebaut hatte. 

			Die Existenz der DDR war nicht nur hingenommen, sondern nicht selten ins Positive gewendet worden. Die Beseitigung dieses Staates war für viele undenkbar geworden. Denkbar waren seine Reformierung und irgendwie auch eine Erneuerung und Verbesserung des ­Sozialismus. Gemäß protestantischer Weltdeutung war die deutsche Teilung für viele mit dem Diktum der deutschen Schuld verknüpft. Jahrzehnte trugen Protestanten mit tiefem Ernst ihren Gemeinden vor, dass die Mauer als eine Art Bußleistung hingenommen werden müsse. Noch im Februar 1990 hieß es in einem Beschluss der Synode: »Für entscheidend halten wir die Erkenntnis, dass die Spaltung Deutschlands Folge deutscher Kriegsschuld war.«8 Deshalb könne die Vereinigung nur mit den Nachbarländern betrieben werden. Kirchenamtlich wurden nur wenige Hallelujas gesungen. Und der Aufruf, am Tag der Wiedervereinigung die Glocken läuten zu lassen, wurde scharf kritisiert. So waren am 3. Oktober 1990 in vielen Orten keine Glocken zu hören.

			Jetzt kam auch wieder zum Vorschein, dass selbst die protestantischen Revolutionäre jene Defizite nicht ausgleichen konnten, die der mitteldeutsche Protestantismus in seiner Haltung zur modernen Demokratie im 20. Jahrhundert insgesamt aufzuweisen hatte. Die sozialethische Orientierung und der mit ihr verbundene Utopismus begünstigten eine Fremdheit gegenüber der neuen demokratischen Welt, die sie gerade mitgeschaffen hatte. Manche kirchlichen Oppositionellen glaubten, mit ihren ersten politischen Erfolgen im Herbst 1989 ihren Utopien nähergekommen zu sein. Mit Entsetzen sahen sie dann, als die gelähmte Gesellschaft wieder laufen lernte, dass »das Volk« seine eigenen Interessen verfolgte, die sich keinesfalls mit einer Utopie eines irgendwie reformierten oder liberalisierten Sozialismus in Übereinstimmung bringen ließen. Im Juni 1990 formulierte eine Arbeitsgruppe der Kirchenleitung: »Das Scheitern der sozialistischen Gesellschaft in der DDR sollte nicht vorschnell als der Untergang sozialistischer Ideen gedeutet werden …«9 Gewarnt wurde auch vor dem negativen »Konsummaterialismus« und den Gefahren des kommenden Pluralismus. Das erschwerte die Beheimatung in der realen Welt, in der neben der Freiheit auch die Nation und der erstrebte Wohlstand eine Rolle spielten. 

			Vereinigung der Kirchen

			Der institutionelle Einigungsprozess zwischen dem durch die SED 1969 erzwungenen »Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR (BEK)« und der »Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD)« verlief nicht reibungslos, war insgesamt aber erfolgreich. Die Vereinigung wurde im Juni 1991 auf einer gesamtdeutschen EKD-Synode in Coburg besiegelt. Die kirch­lichen Dokumente dieser Vereinigung, angefangen mit der »Erklärung von Loccum« im Januar 1990, zeigen die Schwierigkeiten.10 Ostdeutsche Kirchenvertreter erhoben teils heftigen Widerspruch. Sie befürchteten, dass die Erfahrungen der Kirchen in der DDR übergangen würden. Wie in der Debatte um die staatliche Vereinigung klagten Ostdeutsche, dass es sich lediglich um eine Vereinnahmung und einen Anschluss handele. Es wurde bemängelt, dass sich die EKD in diesem Prozess nicht veränderte oder erneuerte. 

			In diesen Diskussionen wurde sichtbar, dass die sozialethisch aufgeladene Kritik der neuen demokratischen Rechtsordnung so manchen ostdeutschen Kirchenmenschen die Segnungen der staatskirchenrechtlichen Möglichkeiten übersehen ließ. 

			Das tiefe Misstrauen gegenüber dem DDR-Staat wurde auf die neue Bundesrepublik übertragen. So wehrten sich viele gegen den staatlichen Einzug der Kirchensteuer und die Einführung des Religionsunterrichtes als ordentliches Schulfach. Besonders aber wurde der Militärseelsorgevertrag abgelehnt. Hier erzwangen die Ostdeutschen eine Sonderregelung, die noch bis 2003 galt. Die puristische Selbstbegrenzung wurde aber allein schon durch die anhaltende finanzielle Abhängigkeit der Ostkirchen von den Westkirchen ausgebremst. 

				Aufarbeitung ohne Schuldbekenntnis

			Zu den Nachwehen der Revolution gehörte der Aufarbeitungsprozess, der in den Kirchen begann. Innerhalb der Opposition gab es trotz aller politischer Differenzen einen breiten Konsens der Akteure, dass die Herrschaftsweise der SED und insbesondere deren Geheimdienst, das MfS, untersucht und aufgeklärt werden müsse. Kirchliche Oppositionelle gehörten zu den besonders vom politischen Geheimdienst überwachten und verfolgten Personen und Gruppen. Sie waren an der Erstürmung der MfS-Zentralen und der Sicherung der Akten beteiligt gewesen und hatten auch am Runden Tisch die endgültige Auflösung des MfS betrieben. 

			Den ersten großen Stasi-Skandal gab es kurz vor den freien Wahlen am 18. März 1990, als sich herausstellte, dass der Vorsitzende des Demokratischen Aufbruchs, der Rechtsanwalt Wolfgang Schnur, ein inoffizieller Mitarbeiter (IM) des MfS war. Schnur hatte jahrelang hohe kirchliche Laienämter innegehabt und trat als Anwalt von verfolgten Oppositionellen und Kirchenleuten auf. 

			Seit dem Frühjahr 1990 verbreiteten sich viele Gerüchte über inoffi­zielle MfS-Mitarbeiter auch in den Kirchen. Noch aber gab es keine rechtlichen Regelungen für die Öffnung der Akten und für die Überprüfung der Stasimitarbeiter. Die Volkskammer konnte nur sehr spät ein Gesetz vorlegen, das zur Grundlage des vom Bundestag 1992 beschlossenen Stasiunterlagengesetzes wurde. Nur wenige Arbeitsgruppen konnten MfS-Akten direkt einsehen. So veröffentlichte meist zuerst die Presse Enthüllungen, die in Kirche und Gesellschaft oft als schockierend empfunden wurden. 

			Kirchenleitungen haben sich umgehend und energisch gegen diese Aufklärung gewehrt. Sie fürchteten um ihren gerade in der Revolution erworbenen guten Ruf. Und sie sahen sich in ihrer Rolle als Verhandlungspartner mit dem SED-Staat verkannt. Sie wiesen jegliche Vorwürfe schuldhafter Verstrickung zurück.

			In diese Situation platzte eine Veröffentlichung, die zahlreiche Akten des MfS über die Bearbeitung und Unterwanderung der Kirchen dokumentierte.11 Gerhard Besier und Stephan Wolf beschrieben das ganze Ausmaß der Unterwanderung der Kirchen. Danach wirkten in ihnen Hunderte IM, vom Küster bis in die Ebene der Bischöfe. Da die Autoren auch von einer »Kumpanei« der Kirchenleitungen mit der SED sprachen und ein Schuldbekenntnis verlangten, entstand eine erbitterte Auseinandersetzung. Die Emotionen in den Kirchen konnten kaum widersprüchlicher sein. Die einen verlangten unbedingte, der Wahrheit verpflichtete Aufklärung. Die anderen meinten, dass solche Forderungen als ein erneuter antichristlicher Angriff verstanden werden müssen. 

			In einem Aufruf zum Bußtag 1990, der vom Landeskirchenrat und vom Landesjugendkonvent in Thüringen ausging, hieß es »Wehrt der Lüge und dem Terror«. Auch von »Hexenjagd«12 war die Rede. An anderer Stelle wurde von den »teuflischen« Aktivitäten des MfS gesprochen, die nicht durch solcherart Aufklärung fortgesetzt werden dürften. 

			In den Kirchen jedoch wuchs der Druck, die Aufarbeitung voranzutreiben. Es meldeten sich Theologen, ehemalige Oppositionelle und engagierte Laien öffentlich zu Wort und gründeten Arbeitsgruppen zur Aufarbeitung. Die Initiative Recht und Versöhnung veranstaltete am 20. November 1992 in der Gethsemanekirche in Berlin eine »Geschichtswerkstatt«. In einem Vorbereitungspapier wurde faktisch ein Schuldbekenntnis gefordert: »Wir beklagen, dass die Kirchen, denen in der Vergangenheit im besonderen Maße Vertrauen entgegengebracht wurde, bei der Aufarbeitung zögern. Wir fühlen uns mitverantwortlich. Wir schämen uns, dass viele in den offiziellen Leitungsgremien und Synoden nicht genügend Offenheit und Mut haben, Fehler einzugestehen und Schuld zu bekennen und sich sogar von manchen distanzieren, die sich dieser Aufgabe konkret stellen – mit all den darin liegenden Problemen und Irrtümern.«13

			Die Debatte wurde von einer Flut von Veröffentlichungen begleitet, die MfS-Akten im größeren Umfang dokumentierten.14 Es dauerte nur wenige Jahre bis sich rechtsförmige Verfahren weithin durchsetzten. Nach der Regelung umfassender Überprüfungen durch die Synoden wurden dienstrechtliche Verfahren in Gang gesetzt. Allein die Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen ließ knapp 800 Theologen und Kirchenbeamte überprüfen. Davon wurden 20 als belastete IM eingestuft. Gegen acht wurden Disziplinarverfahren eingeleitet, die mit zwei Entlassungen und fünf Verurteilungen endeten.15 Manche IM konnten nicht verurteilt werden, weil sie sich eiligst aus dem Dienst der Kirchen entfernt hatten oder ihre Akten nicht mehr aufgefunden wurden. In diesen Jahren wurde schließlich keine gesellschaftliche Gruppe im Osten so gründlich durchleuchtet wie die Kirchen. Auch die geistige und theologische Verarbeitung dieses Prozesses war vorbildhaft.16

			Die Debatte hatte eine enorme gesellschaftliche und politische Relevanz. Sie prägte den mental bedingten Ost-West-Diskurs, der – je nach gängigem Vorurteil – die Ostdeutschen als ewige Opfer oder Täter ausmachte. Ablesbar war das auch an dem politischen Streit um den ehemaligen Konsistorialpräsidenten der Berlin-Brandenburgischen Kirche Manfred Stolpe, der 1990 zum Ministerpräsidenten des Landes Brandenburg gewählt worden war. Er hatte das MfS als konspirative Verhandlungsebene akzeptiert und war dort als IM »Sekretär« registriert.17 Die Bewertung Stolpes führte zu heftigen innerkirchlichen Auseinandersetzungen. Die Kirchenleitungen stellten sich nahezu vollständig hinter Stolpe, während die Kritiker Stolpes in der Regel aus den Reihen der früheren Opposition kamen. Die konkrete Aufarbeitung in Kirche und Gesellschaft, die sich mit Transformationsprozessen auf allen strukturellen und ideellen Ebenen befasste, war somit zu einem zusätzlichen Stressfaktor geworden.

			3	Stabilisierung und Probleme

			Bestandsaufnahme und Konsolidierung

			Die ostdeutschen Kirchen mussten mit der Eingliederung in die EKD eine umfassende Bestandsaufnahme vornehmen. Die Minorisierung lenkte den Blick auf die konfessionslose Bevölkerungsmehrheit. Die Hoffnung mancher Kirchenleute, dass sich die DDR-Bürgerinnen und -Bürger mit der gewonnenen Freiheit wieder stärker den Kirchen zuwenden würden, wurde rasch enttäuscht. Die während der Revolution bei Friedensgebeten und Informationsveranstaltungen gefüllten Kirchen leerten sich wieder. Der Mitgliederrückgang der Kirchen, in denen nur noch ein gutes Viertel der Bevölkerung registriert waren, konnte nicht wieder ausgeglichen werden.

			Daraufhin entwickelte sich eine theologische und religionssoziologische Forschung an kirchlichen und universitären Einrichtungen, die die Ursachen und Folgen der ostdeutschen Konfessionslosigkeit zum Gegenstand hatte.18 Auch wurde nach neuen Ansätzen einer Kommunikation zwischen Kirchen und Konfessionslosen gefragt. Um die ostdeutsche Konfessionslosigkeit zu verstehen, wurden auch die Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland untersucht. Dabei stellte sich heraus, dass die westdeutsche Konfessionslosigkeit als Ausdruck von Autonomie und gesellschaft­licher Emanzipation zu verstehen war, während sie im Osten als »Weg des geringsten Widerstandes gegenüber einer Macht, die der Autonomie ein Ende bereiten wollte«,19 erschien.

			Von hohem Wert für das Verständnis der Konfessionslosigkeit in Ost und West sind die mit mehreren Jahren Abstand von der EKD verantworteten Mitgliedschaftsuntersuchungen, die seit 1992 auch die Konfessionslosen einbeziehen. Die umfangreichen Erhebungen bilden die Entwicklung von Haltungen und Einstellungen der Kirchenmitglieder und der Konfessionslosen in Ostdeutschland seit 1990 ab.20 Diese Untersuchungen geben auch Hinweise für die Kommunikation zwischen Konfessionslosen und Kirchenmitgliedern innerhalb der kirchlichen Arbeit.

			Nachdem seit 1990 im Osten die Anpassung kirchlicher Strukturen an das bundesdeutsche Staatskirchenrecht vollzogen wurde, konsolidierten sich die Kirchen als anerkannte Körperschaften öffentlichen Rechts. Jetzt entstanden Arbeitsbereiche, die vorher verschlossen waren. Die Achtung kirchlichen Eigentums, die neue staatskirchenrechtliche Sicherheit, die ungehinderte Öffentlichkeitsarbeit, die Ausweitung diakonischer Aktivitäten, die Einführung des Religionsunterrichts, die Gründung konfessioneller Schulen und vieles andere mehr erleichterten die Arbeit der Kirchen. Eigene Zweige der kirchlichen Ausbildungseinrichtungen konnten aufgegeben werden, da die politisch-ideologische Selektion der Auszubildenden, die im staatlichen Bildungswesen der DDR üblich war, endlich wegfiel. Schulen und Universitäten waren nun allen Christen den allgemeinen Bedingungen entsprechend zugängig. 

			Bald aber gab es neue Probleme, da der rasche Wandel den kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zunehmend mental zusetzte. Für viele Seelsorger entstanden schwierige Situationen, da ihre Gemeinden vom wirtschaftlichen Umbau mit hoher Arbeitslosigkeit oder beruflicher Umorientierung betroffen waren. Zudem waren die kirchlichen Strukturen in der DDR-Zeit kaum verändert worden. Die Westkirchen hatten zu DDR-Zeiten auch defizitäre Bereiche großzügig finanziell gestützt. Jetzt mussten diese den geschrumpften Mitgliederzahlen, dem Bevölkerungsschwund vor allem in ländlichen Bereichen und den neuen Besoldungsstrukturen angepasst werden. Unter anderem wurden zahlreiche Pfarrstellen gestrichen. 

			Aber es gab auch Hoffnungsvolles. Der Religionsunterricht wurde von vielen Konfessionslosen angenommen. Die Erwachsenentaufen nahmen zu und Kircheneintritte gab es auch, konfessionelle Schulen wurden gegründet. Aber insgesamt wurde deutlich, dass sich radikale Traditionsbrüche, Bildungsdefizite und der Verlust der religiösen Sprache nicht kompensieren ließen. 

			Zu einer Erfolgsgeschichte wurde die Bewahrung der kirchlichen Architekturdenkmale, vor allem der Kirchenbauten. Zu DDR-Zeiten verfielen Hunderte Kirchen, viele waren 1989 kaum noch nutzbar. Abgesehen von einigen Vorzeigekirchen war die historische, wertvolle Bausubstanz insgesamt stark gefährdet. Seit 1990 wurden unzählige Kirchen gerettet, saniert und restauriert. Es gab vielfältige staatliche Förderungen und privat finanzierte Bauprogramme. Die ostdeutschen Kirchen waren sich bewusst, dass es sich nicht nur um ein partikulares Baugeschehen handelte. Vielmehr erkannten viele, dass nach der kommunistischen Verwüstung der Sakralbauten Osteuropas kulturelle und geistige Fundamente neu gelegt werden müssten. Der sächsische Landesbischof Volker Kreß sagte 1995: »Auf einem vielsprachigen Kontinent wie dem europäischen bedarf es einer inneren Gemeinsamkeit, und diese innere Gemeinsamkeit ist unsere christliche Tradition, zu der die Kirchen als ein wunderbarer äußerer Ausdruck gehören. Um die Wiederbelebung unserer Tradition gerade in unserem östlichen Teil zu ringen, ist das tägliche Brot harter kirchlicher Arbeit.«21 Zu DDR-Zeiten hatten viele kleine Kirchengemeinden ihre Kirche gepflegt und trotz großer materiellen Schwierigkeiten um deren Erhalt gerungen. Dieses Engagement setzte sich nun fort. Neu war, dass sich auch Teile der nichtkirchlichen Bevölkerung für den Erhalt der Kirchen engagierten.

			Mitgliedschaft

			Im Jahr 2019 gab es in Ostdeutschland etwa zwei Millionen Protestanten. Das Gebiet der ehemaligen DDR hat etwa 13 Millionen Einwohner. Einschließlich der Ostdeutschen leben in ganz Deutschland 21 Millionen Evangelische unter insgesamt 82 Millionen Einwohnern.22 »In Westdeutschland stehen knapp 25 Prozent Konfessionslose 33 Prozent Evangelischen gegenüber, während die Anteile in Ostdeutschland bei fast 75 Prozent Konfessionslosen und 19 Prozent Evangelischen liegen.«23

			Alle Landeskirchen sind vom Schwund der Mitgliederzahlen betroffen. Ein wesentlicher Grund sind die Kirchenaustritte, wobei in Ostdeutschland prozentual wesentlich weniger Austritte als im Westen zu verzeichnen sind und junge ostdeutsche Kirchenmitglieder im Gegensatz zu westdeutschen kaum Neigungen zum Kirchenaustritt zeigen.24

			Der Schwund ist vor allem durch die demografische Entwicklung bedingt, er resultiert aber auch aus dem Verhalten jüngerer Menschen, die ihre Kinder nicht taufen lassen und nicht mehr selbst zu den die Mitgliedschaft konstituierenden Sakramenten greifen. 

			Zusätzlich kam es Anfang der 1990er Jahre im Osten zu einer Kirchenaustrittswelle. Allerdings traten viele aus den Kirchen aus, die dort in keiner Kartei erfasst worden waren. Ein Grund waren die gerade eingeführte und auch für erfahrene Kirchenmitglieder ungewohnte Kirchensteuer. In der DDR war die »Kirchensteuer« lediglich eine Spende nach einer Selbsteinschätzung des Verdienstes. Aber wahrscheinlicher ist es, dass sich hier auch das mentale Erbe der DDR-Bürgerinnen und -Bürger bemerkbar machte. Die Kirche erschien diesen wie die neue Macht, die auf das Portemonnaie zugriff, wie einst die SED den angeblich freiwilligen »Soli« (Solidaritätsabgabe) automatisch vom Lohn abzog. 

			Ein Grund für die Mitgliederstagnation war auch die bis in die Kirchengemeinden äußerst folgenreiche Abwanderung gerade junger Menschen in die alten Bundesländer. Und schließlich machte sich auch die Schwäche der Zivilgesellschaft bemerkbar. Die DDR-Bürgerinnen und -Bürger waren zur Mitgliedschaft in mehreren Massenorganisationen genötigt worden. Diese Mitgliedschaften wurden nach 1990 weithin abgestreift. Die neuen oder verbliebenen Großorganisationen, wie auch die Gewerkschaften, hatten es anfangs ebenfalls schwer, Mitglieder zu gewinnen.

			Einen spürbaren Zuwachs erhielten die ostdeutschen Kirchen durch Zuzüge aus dem Westen. In den Aufbaujahren kamen zahlreiche meist hochgebildete Westdeutsche aus den Ober- und Mittelschichten als Aufbauhelfer in den Osten, die sich in der Politik, den Verwaltungen, der Wissenschaft und der Wirtschaft etablierten. Sie besiedelten bevorzugt die urbanen Zentren und Speckgürtel der sich erfolgreich ­entwickelnden Städte.

			Diese Zugewanderten fanden sich in einer mentalen Fremde wieder und konnten Vertrautes und Bekanntes zumeist nur in den Kirchengemeinden erleben. Hier rückten sie alsbald an wichtige Stellen in den Gemeinden, wurden in die Gemeindekirchenräte gewählt, waren als Fachleute gefragt und bestimmten kirchliche Arbeitsfelder. Ein vergleichbares intellektuelles Potenzial konnte aus den Ostgemeinden kaum rekrutiert werden, da die Christen aus den Eliten gezielt ausgegrenzt worden waren (Lehrer, Richter, Mediziner, Militärangehörige und andere). Daraus resultierten aber auch innerkirchliche und -gemeindliche Spannungen und Konflikte. Das »Wessi-Ossi«-Syndrom infizierte auch diesen Bereich. Nach 30 Jahren sind diese Phänomene weithin abgemildert.

			Volkskirche?

			Die leitenden Bischöfe der EKD haben bis heute stetig den Anspruch erneuert, dass sich die evangelischen Kirchen als Volkskirchen verstehen müssten. Trotz der Stabilisierung der kirchlichen Arbeit im Osten konnte insgesamt die traditionelle Struktur der Kirchen als »Volkskirche« nicht wiederbelebt werden. Idee und Praxis waren schon durch den Nationalsozialismus pervertiert worden. In der DDR wurde sie durch die Religions- und Kirchenpolitik der SED erneut nachhaltig beschädigt, weiter minimiert und kirchlicherseits auch theologisch delegitimiert. 

			Allerdings gibt es auch regionale Ausnahmen. Während in vielen Re­­gio­nen und vor allem in den Ballungsräumen die Kirchenmitgliedschaft auf wenige Prozent reduziert ist, gibt es Orte und Regionen mit einem hohen Anteil an Kirchenmitgliedern aller Generationen und einem blühenden kirchlichen Leben. Hier sind volkskirchliche Elemente bis heute wirksam. Auch kommt solchen Kirchengemeinden eine soziale und kulturelle Bedeutung zu, die über die Mitgliedschaftsgrenzen hinaus wirken. Die Abwanderung aus den Dörfern, die kommunalen und wirtschaft­lichen Großstrukturen sowie der Rückzug vieler Dienstleister und Versorger lässt ein kommunikatives Vakuum zurück, das auch durch die digitale Vernetzung nicht ausgefüllt werden kann. In dieser Lage können die Kirchengemeinden mitsamt ihren Traditionsbeständen, ihren Verflechtungen mit Vereinen und kommunalen Entscheidungsträgern, ihren steinernen Artefakten, ihren Narrativen und rituellen Angeboten kulturelle und soziale Identitäten verwalten und stiften. Und diese Prozesse sind weiterhin in Gang. 

			Eine wesentliche Aufgabe, auch verbunden mit Chancen, ist die kirchliche Bildungsarbeit. Die Kirchen können mit dem Religionsunterricht, mit konfessionellen Schulen, verschiedenen Bildungswerken und öffentlichen medialen Möglichkeiten einen wichtigen Beitrag zur allgemeinen Bildung der Gesellschaft erbringen. Die starke Nachfrage von Konfessionslosen nach Plätzen in den konfessionellen Schulen und nach dem Religionsunterricht zeigt, dass es im Osten einen Nachholbedarf gibt. 

			Volks- und Traditionskirchen leben von dem Engagement und der Verbundenheit ihrer Mitglieder. Dies findet sich immer noch vielfach in Ostdeutschland. Die Kirchenverbundenheit junger Menschen ist stärker ausgeprägt als im Westen.25 Das kann auch eine Folge der Erfahrungen der Eltern sein, die mit ihren Entscheidungen die Beheimatung in der Kirche gelebt hatten.

			4	Perspektiven 

			Dass in den Kirchen und in ihren Beziehungen zu Staat und Gesellschaft das 40-jährige Erbe der DDR nachwirkt, steht außer Frage. Es wirkt auch in der ostdeutschen Gesellschaft fort. Viele Haltungen, Verhaltensweisen und Mentalitäten aus der entstrukturierten Gesellschaft haben den Epochenwechsel 1990 überlebt. Geblieben ist auch die Jugendweihe. Sie hat allerdings ihren Sinn als DDR-Bürgerschaftsweihe eingebüßt. Nun weiht sie nur noch die Pubertierenden in die Großfamilie der Unterhaltungskonsumenten ein.

			Unter den in zweiter und dritter Generation konfessionslos lebenden Menschen hat sich eine stabile Abwehr gegen alles Religiöse festgesetzt. Populistische Islamkritik findet dort ihre Anhänger. Pegida, »Patriotische Europäer gegen die Islamisierung des Abendlandes«, schüren die Angst vor dem religiösen Pluralismus. Dafür mobilisiert die Bewegung alt-neue Mythen, wie die Reinheit der Nation. Diese Anleihen bei politischen Religionen zeigen, dass sich ein religiöses Vakuum mit allem Möglichen auffüllen kann, auch mit religiösen Versatzstücken.

			Die ehemaligen DDR-Bürgerinnen und -Bürger sind einem neuen Säkularisierungsdruck ausgesetzt. Trotz aller mentalen, retardierenden Sedimente entkommt die ostdeutsche Gesellschaft den sozialen Modernisierungen nicht. Die Restbestände kultureller und sozialer Milieus werden enttraditionalisiert und die Individualisierung mit der Nötigung zu riskanten Entscheidungen ist Alltag geworden.

			Auch die Kirchen sind dieser Entwicklung ausgesetzt. Eine kirchliche Mitgliedschaft hängt von individuellen Entscheidungen und Optionen ab und muss sich in die mobile Lebensplanung einfügen lassen. Traditionelle Sozialisationsmuster und Kirchlichkeitsrollen können dem entgegenstehen. Damit wirkt für viele Menschen die Lösung von den kirchlichen Standards als Erleichterung. Die Kirchen reagieren mit modernisierten Angeboten, die ein situationsgerechtes, kurz- und mittelfristiges Engagement und die Beteiligung an einzelnen »Events« offenbar annehmbarer machen als eine langfristige Bindung.

			Aber die Kirchen befinden sich auch auf einem religiösen Markt. Dort stehen massenhaft sinngebende und sinnstiftende Angebote zur Verfügung. Esoterisch verzauberte Konsumgüter finden sich hier genauso wie metaphysisch aufgeladene Handlungsfelder, die zu betreten Opfer erfordern, wie auch Heil versprechen. Amulette, Steine, Sterne, Engel und Hexen, Yoga und New Age sowie viele andere okkulte Fragmente erfreuen sich reger Nachfrage. Sie werden inzwischen als außerkirchliche Religiosität wahrgenommen. Umstritten ist, ob diese ein Hinweis darauf sind, dass im Zuge der Säkularisierung lediglich die traditionelle Kirchlichkeit von anderen religiösen Phänomenen beerbt und abgelöst wird. Oder, das scheint einleuchtender zu sein, dass die außerkirchliche Religiosität ein Accessoire der Individualisierung ist, das die Säkularisierung nicht tangiert.26 Die Möglichkeit, dass sich im konfessionslosen Feld weitere Phänomene der außerkirchlichen Religiosität, auch solche aus dem kirchlichen Bereich, ansiedeln und der religiöse Pluralismus weitere Neuheiten implantiert, ist nicht ausgeschlossen. Der Umstand, dass Konfessionslose zum Islam konvertieren, zeigt, dass die Säkularisierung keine Einbahnstraße ist. 

			Die Kirchen haben es mit Konkurrenten zu tun, im Osten noch mehr als im Westen. Im Osten werden viele aus den kirchlichen Traditionen abgeleitete und inzwischen kommerzialisierte Rituale für alle Lebens­lagen angeboten. Dazu gehören Bestattungen mit und ohne Vaterunser, je nach Bestellung und Geschmack.

			Die Prognosen sehen einen weiteren Rückgang der Mitgliederzahlen der Kirchen voraus.27 Doch sollten in Religionsfragen soziologische Deterministen vorsichtig sein. Religion, nicht zuletzt die christliche, trägt Spontanität und Kreativität in sich. Innerhalb der Kirchen werden Reform- und Kommunikationskonzepte entwickelt, die den neuen religiösen Pluralismus ernst nehmen und die kirchliche Arbeit öffnen wollen. Interessant ist, dass unter diesen Aspekten auch die ostdeutschen Kirchen neu in den Blick geraten. 

			Bischof Bedford-Strohm hat kürzlich ausgeführt: »Schon jetzt ist deutlich, wie sehr uns die Erfahrungen der Gemeinden im Osten in ganz Deutschland weiterhelfen können. Mich jedenfalls inspiriert es immer wieder, wie stark das Bewusstsein für die Bedeutung der Kirchen auch in Regionen mit Kirchenmitgliedschaftszahlen von 10 oder 15 Prozent lebt. ›Ich werde bleiben im Hause des Herrn immerdar‹ – dieser Satz aus dem Psalm 23 gewinnt hier eine ganz neue Bedeutung. Ungezählte Menschen – viele von ihnen nicht formell Mitglieder der Kirche – engagieren sich für die Kirche im Dorf, für den Erhalt der Orgel, für die Sicherung der Friedhofsmauern und so weiter. Sie spüren, dass ihr Dorf eine Seele braucht, will es seine Identität nicht verlieren. Und deswegen engagieren sie sich dafür, dass die Kirche erhalten bleibt. Die Kirchen werden auf eine neue Weise zur Seele eines Dorfes oder einer Stadt, ganz ähnlich wie bei der Kathedrale Notre Dame.«28

			Kaum planbar und oft unerwartet wirkt Religion in Kirche und Gesellschaft. Das haben gerade die ostdeutschen Kirchen vor rund 30 Jahren erlebt und gelebt. Die Zukunft der Kirche steht mindestens in den Sternen.
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			Der Parteitag der PDS beginnt, das erste landesweite Treffen der Partei des demokratischen Sozialismus seit dem Wendeparteitag vom Dezember 1989, 24. Februar 1990. (Andreas Kämper)
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			Spalten oder Brücken bauen?

			Die Transformationspartei PDS und ihre Rolle in der Vereinigungsgesellschaft1

			Der Weg Ostdeutschlands und die Entwicklung der Partei des demokratischen Sozialismus (PDS) sind aufs Engste miteinander verknüpft. Schon in den ersten Jahren nach Revolution, Wende und Vereinigung erschien kaum ein Zeitungsartikel oder Fernsehbeitrag über die Partei, der darauf verzichtet hätte, die PDS als »Ostpartei« zu umschreiben und ihre Rolle in der ostdeutschen Gesellschaft zu thematisieren. In journalistischen Porträts »des Ostens« durfte der O-Ton der ostalgischen PDS-Wählerin ebenso wenig fehlen wie die anklagende Botschaft aus dem Mund eines Parteifunktionärs an den Westen.2 Umgekehrt wurde nicht minder scharf geurteilt: Je erfolgreicher die PDS an den Wahlurnen war, desto größer wurde das Unverständnis, das insbesondere westdeutsche Beobachter*innen gegenüber den Ostdeutschen zum Ausdruck brachten, wurde die »SED-Nachfolgepartei« doch von vielen als Bedrohung für die demokratische Stabilität der Republik wahrgenommen.3 Schon im ersten Jahrzehnt nach der Vereinigung aber waren sich die wissenschaftlichen, medialen und politischen Beobachter*innen keineswegs einig darüber, welche Rolle die PDS in der ostdeutschen Transformationsgesellschaft spielte. Nicht wenige hielten die Warnungen vor der extremistischen Gefahr aus dem Osten schon damals für übertrieben und einseitig. Zum Teil wurden der Partei sogar bedeutende Integrationsleistungen im Transformationsprozess der neuen Bundesländer zugeschrieben: Sie fungiere nicht nur als »Wärmestube des Ostens«,4 sondern baue ihren Wähler*innen auch eine Brücke in den neuen Staat. Sie binde jene, die der DDR nachhingen, in die neue demokratische Ordnung ein und arbeite zugleich »selbst an der Ausgestaltung dieser neuen Ordnung kons­truktiv mit«, so der Berliner Politikwissenschaftler Richard Stöss.5 

			Hinter den unterschiedlichen Interpretationen verbargen sich häufig auch verschiedene Erwartungen an den Transformationsprozess. Lange Zeit dominierte die Annahme, dass sich die Bevölkerung der früheren DDR auch in ihrem Wahlverhalten und in ihren politischen Präferenzen über kurz oder lang der westdeutschen Gesellschaft anpassen müsse. Der »Aufbau Ost als Nachbau West« werde den Osten nicht nur ökonomisch, sondern auch politisch und kulturell verwestlichen, so die Erwartung. Vor diesem Hintergrund musste die Präsenz der PDS im bundesdeutschen Parteiensystem als Indikator dafür verstanden werden, dass die Angleichung des Ostens an den Westen (noch) nicht geglückt war. Die PDS erschien als Fremdkörper und Hindernis für das Zusammenwachsen der beiden deutschen Gesellschaften. Sie blieb für viele die »Partei der Spaltung«.6 Ihre Erfolge wiederum trugen dazu bei, die Erwartung einer Angleichung des Ostens an den Westen nachhaltig zu erschüttern. Dass die PDS nicht verschwand, sondern sich ab 2005 im Gegenteil auf das Gebiet der alten Bundesrepublik ausdehnen konnte, passte nicht zur verbreiteten Verwestlichungsthese. 

			Diese hat sich ohnehin in vielerlei Hinsicht überlebt. Die Zeitgeschichtsforschung, die sich erst allmählich an die vergangenen 30 Jahre heranwagt, spricht heute viel eher von ergebnisoffenen Prozessen, gegenseitigen Einflüssen, »asymmetrischen Verflechtungen« und »Ko-Transformationen« in Ost und West.7 Zugleich kann sie die These von der Verwestlichung des Ostens nicht einfach ad acta legen, sondern muss sie konsequent historisieren und dabei als zeitgenössisches Erklärungsmodell ernst nehmen. Dass sich der Osten nicht einfach dem Westen anpasste, heißt nicht, dass dieses Modell für die Zeitgenoss*innen keine Bedeutung besessen hätte.

			Wie also muss in diesem Sinne eine zeithistorische Sicht auf die PDS und ihre Position im vereinten Deutschland ausfallen? Welche Rolle spielte sie in der ostdeutschen Transformationsgesellschaft und wie beeinflusste sie diese? Was waren dabei die strategischen Ziele und Beweggründe der Handelnden? Statt eine umfängliche Antwort auf diese Fragen zu geben, sollen im Folgenden einige Schlaglichter auf drei unterschiedliche Facetten geworfen werden.8 Zusammen zeichnen sie das Bild einer politischen Partei, die von Beginn an versuchte, sich sowohl als Kritikerin wie auch als Bestandteil der postsozialistischen Transformation Ostdeutschlands zu positionieren und die dabei eine sehr widerspruchsvolle Rolle spielte.

			Partei der DDR? Die PDS zwischen Aufbruch und Kontinuität 

			Der Wandel der SED zur PDS, seit Dezember 1989 unter dem innerparteilichen Motto der »Erneuerung« verhandelt, war ebenso Teil des revolutionären Prozesses in der DDR wie er in einem Spannungsverhältnis zu ihm stand. In vielerlei Hinsicht folgte die Entwicklung der einstigen Staatspartei ähnlichen Pfaden und traf dabei auf ähnliche Herausforderungen und Hindernisse wie die Umgestaltung der DDR. Hatte die alte Führung um Erich Honecker noch versucht, die SED als Bollwerk gegen jede Form der Veränderung zu positionieren, so bemühte sich die neue Parteiführung um Gregor Gysi darum, die Partei nicht mehr gegen, sondern in den beginnenden Transformationsprozess zu positionieren. Die »radikale Wende« im Staat sollte als »Chance zur revolutionären Erneuerung« auch der Partei begriffen werden, so Vorstandsmitglied Lothar Bisky.9 Für die »Reformkräfte« um Gysi und Bisky, die nun an die Spitze der Partei traten, schien die Situation in der Noch-DDR endlich die Gelegenheit zu bieten, ihre Ideen eines »demokratischen Sozialismus« umzusetzen und die unter ihren Vorgängern allzu lange ausgebliebene Perestroika nachzuholen. Nur solche Reformen, so die Annahme, könnten eine weitere Erosion der Partei aufhalten und ihre führende Stellung im Staat sichern.10 

			Die »Erneuerung« der Partei stand aber von Beginn an unter schwierigen Vorzeichen. Dem Versuch, die Ereignisse in der DDR als »Chance« zu definieren, stand die Tatsache gegenüber, dass die Partei auch nach ihrer Umbenennung in PDS noch immer in erster Linie die Interessen ihrer bis dahin privilegierten Mitglieder und Kader repräsentierte, jener Personengruppen also, die durch einen radikalen Wandel in der DDR das meiste zu verlieren hatten. Dieser Spagat machte eine konsequente Reformpolitik mehr als schwierig und belastete das »Erneuerungsprojekt« von Beginn an. Auch die neue Parteiführung sah zu spät, dass ihr Anspruch, dem drohenden »Chaos« im Land dadurch Herr zu werden, dass sie sich selbst abermals als Ordnungsmacht betätigte, auf massives Misstrauen unter den revolutionären Kräften und in der verunsicherten Bevölkerung treffen musste. Die frei werdende Wut auf die Partei trug wiederum dazu bei, dass die Ereignisse der Jahreswende 1989/90 auch von den »Reformkräften« an der Spitze immer mehr als Bedrohung verstanden wurden. Innerhalb der Parteiführung klagte man über »Hass und Feindschaft« und über eine zunehmende Radikalisierung im Land.11 Vor allem sorgten sich die neuen Parteieliten, dass die Revolution in der DDR nicht nur zum Ende der kommunistischen Herrschaft, sondern auch zum Ende des sozialistischen Staates führen würde, dass die DDR »ohne unsere Partei keine Chance hat zu leben«, wie der stellvertretende Parteivorsitzende Wolfgang Berghofer im Dezember 1989 warnte.12 Tatsächlich behielt er damit recht, denn die Abwahl der PDS bei der ersten freien Volkskammerwahl im März 1990 besiegelte das Ende der DDR und bedeutete damit auch ein vorläufiges Scheitern des sozialistischen Reformprojekts der »Erneuerer«. 

			Partei des Ostens? Populismus und Identitätspolitik 

			Nach dem Untergang der SED-Herrschaft und dem Ende der DDR fand sich die einstmalige Staatspartei in einer ganz neuen Situation wieder: Anstatt monopolistisch über einen Staat zu bestimmen, war die Partei am Ende des Jahres 1990 zu einer kleinen Oppositionskraft in einem ihr politisch-kulturell fremden Land geworden. Dabei erwies es sich für die PDS als überlebenswichtig, dass sie auf ein gefestigtes Milieu politischer Sympathisant*innen vertrauen konnte, die sich in einer ähnlichen Situation befanden wie die Partei selbst. Dazu gehörten all jene, die es zu DDR-Zeiten gewohnt waren, politische und gesellschaftliche Führungsposi­tionen auszuüben oder anzustreben, die nach 1989 aber als zu belastet galten, um im demokratischen und marktwirtschaftlichen Transformationsprozess eine tragende Rolle zu spielen.13 Die Partei und ihr Milieu bildeten im gesellschaftlichen Übergang eine fast schon symbiotische Einheit. Die PDS fungierte dabei nicht nur als Ersatzheimat und als emotionale Gemeinschaft, sondern auch als politische Anwältin in eigener Sache: Sie kämpfte gegen Rentenreduktionen für Stasi-Angehörige, verteidigte die historische Legitimität des »Sozialismusversuchs« in der DDR und stellte sich auf die Seite von DDR-Grenzschutzangehörigen, Richter*innen und Anwält*innen, gegen die nach der »Wende« Strafverfahren eingeleitet wurden.14 Was außerhalb der Partei als Aufarbeitung von DDR-Unrecht für dringend notwendig erachtet wurde, galt der PDS als »Fortsetzung des Kalten Krieges mit juristischen Mitteln«.15 

			Mit dieser Interpretation von Einheit und Transformation schuf die PDS ein Deutungsangebot, das ebenso umstritten wie erfolgreich für die Partei war. Indem sie sich als Interessenvertretung der »Einheitsverlierer« und »Anschlussopfer« positionierte, wie es innerhalb der PDS hieß, erreichte sie bald auch Wähler*innen jenseits ihres Kernmilieus. Dass die Partei schon vor der Wiedervereinigung lauter als alle anderen vor Massenarbeitslosigkeit, Wohnungsverlust und sozialer Verelendung im Kapitalismus gewarnt hatte und dies auch nach dem 3. Oktober tat, machte sie für solche Wähler*innen attraktiv, die ihren Arbeitsplatz verloren hatten, die sich nach sozialer Sicherheit sehnten oder bei denen aus anderen Gründen »die Wertschätzung für positive Ergebnisse der DDR-Entwicklung […] wiedererstanden« war.16 

			Was die PDS ihrer Wählerschaft anbot, war eine einfache Erklärung der Transformation: Die ökonomischen Verwerfungen Ostdeutschlands und die mit ihnen einhergehenden sozialen Ungerechtigkeiten wurden auf eine »Zerstörungsstrategie der Bundesregierung« zurückgeführt, die im vereinten Deutschland die bestehenden industriellen Strukturen der DDR bewusst zerschlagen habe.17 Damit überging die PDS nicht nur die Belastungen infolge der 40-jährigen realsozialistischen Wirtschaftspolitik. Sie griff zugleich die von vielen empfundene Ohnmacht im Transformationsprozess auf und gab ihr eine Begründung: Ostdeutschland, so die These, werde zum Opfer einer zielgerichteten »Kolonialisierung« durch westdeutsche Eliten in Politik und Wirtschaft. Ziel dieses feindlichen Übernahmeprozesses sei es, »den ehemaligen DDR-Bürgerinnen und Bürgern […] die Identität und damit die Voraussetzung für eine selbstbewusste Vertretung ihrer Interessen« zu nehmen.18 

			Die Thesen der PDS und die von ihr verwendeten Schlagworte bildeten einen »populistischen« Diskurs par excellence.19 Sie konstruierten »den Osten« zu einer starken »Wir«-Gemeinschaft, schrieben diesem Kollektiv durchweg positive Eigenschaften zu und grenzten es von einem gemeinsamen Feindbild – »dem Westen« – ab. Dieses manifestierte sich je nach Situation in verschiedenen Institutionen und Gruppen: in der Regierung Kohl, in der Treuhandanstalt, in den Großkonzernen aus dem Westen und in den Akteuren der »Aufarbeitung« (die zum Großteil aus der ostdeutschen Bürgerbewegung stammten). Sich selbst wiederum schrieb die PDS die Funktion zu, die gesamte ostdeutsche Bevölkerung zu repräsentieren und ihre »Identität« gegen die Vereinnahmung durch den Westen zu beschützen: Die Partei wolle »keine Verwestlichung des Ostens«, so die ausdrückliche Botschaft.20 

			Es liegt auf der Hand, dass diese Identitätspolitik nicht dazu beitrug, die Polarisierung im vereinten Deutschland abzubauen und auf beiden Seiten das Verständnis füreinander zu fördern. Diese Perspektive dominierte auch die zeitgenössische Kritik: Die PDS instrumentalisiere hemmungslos »die Sorgen und Ängste der Menschen« und spalte die Gesellschaft.21 Die PDS selbst wiederum erhob den Anspruch, den Ostdeutschen ein positives Identifikationsangebot zu unterbreiten und »diesem Volk auch wieder ein Stück Selbstvertrauen zu geben«, so die Losung.22 Ihre Identitätspolitik wurde damit als emanzipativer Akt begründet und sollte als Mittel der Affirmation und Stärkung einer ostdeutschen Kollektividentität im Transformationsprozess wirken. Dass sich die antiwestliche Rhetorik der PDS nicht gegen die Schwachen der Gesellschaft richtete und auch nicht mit gewaltsamen Angriffen auf Westdeutsche einherging, unterschied den »Ostpopulismus« der PDS tatsächlich von rechtspopulistischen Identitätsdiskursen, die nach der »Wende« ebenfalls reüssierten.23

			Unabhängig davon, wie man den identitätspolitischen Diskurs der PDS bewertet, so gilt doch, dass er seit Mitte der 1990er Jahre das Denken, Reden und Sprechen über Ostdeutschland und seinen Weg in der vereinten Republik ganz wesentlich mitprägte. Angesichts einer »nahezu totale[n] Dominanz des Westens« in Institutionen, Parteien und Organisationen hielten es Beobachter*innen wie die Duisburger Politikwissenschaftlerin Heidrun Abromeit nur für logisch, dass sich die Ostdeutschen ein eigenes »Vertretungssystem […] mit mutmaßlich ›populistischen‹ Zügen« suchten.24 In diese Richtung dachten auch zahlreiche Konkurrenten der PDS und verwiesen nun verstärkt auf deren Wahlerfolge, um eine höhere Aufmerksamkeit für die Probleme der »Deutschen Einheit« und die spezifischen Bedürfnisse Ostdeutschlands einzufordern.25 Bei aller Kritik galt die PDS bald schon unter ihren schärfsten Gegner*innen als Beispiel dafür, wie man die »täglichen Sorgen« der »Leute im Osten« aufgreifen und ihnen eine »moralisch-akzentuierte Identifikation« anbieten könne.26 Der »Identitätsgewinn im Aufbau Ost« wurde nun auch unter Konkurrenten zum Thema.27

			Partei des Ankommens? Zwischen Abgrenzung und Integration 

			Die Rolle der PDS in der Transformationsgesellschaft beschränkte sich aber keineswegs auf die Artikulation von Kritik an der westdeutsch dominierten Umgestaltung Ostdeutschlands. Der populistische Protest war zu keiner Zeit das strategische Ziel der Parteispitze. Langfristig strebten die Führungsgruppen der PDS nämlich nach einer sehr viel aktiveren und konstruktiveren Rolle, die ihnen wieder exekutiven Einfluss und Gestaltungsmacht verschaffen konnte. Gewohnt zu regieren und Macht zu übernehmen, arbeiteten sie aktiv daraufhin, »irgendwann mal wieder« mitzuregieren, so André Brie, der in den 1990er Jahren als »Chefstratege« der Partei bekannt wurde.28 Dahinter stand auch ein kollektivbiografisches Programm: Angesichts der geteilten Erfahrungen von Machtverlust, Entprivilegierung und Statuseinbußen im Transformationsprozess gaben die Führungsgruppen der PDS von Beginn an das Ziel aus, ihre relative Außenseiterposition im vereinten Deutschland zu überwinden. Ihr Ziel war es, jene gesellschaftliche Anerkennung zu finden, die sie nach der Wiedervereinigung vermissten, nicht zuletzt von den bundesdeutschen Eliten in Politik und Wirtschaft. Immer wieder artikulierte besonders Gregor Gysi in den Parteigremien und in der Öffentlichkeit den Wunsch, die PDS zur selbstverständlichen »Normalität« zu machen. Die Suche nach Akzeptanz und Integration wurde dabei zum wesentlichen Antrieb der Partei. Mit ihr war der Anspruch verbunden, ihren Mitgliedern, Wähler*innen und Sympathisant*innen einen Weg ins vereinte Deutschland zu ebnen: Die PDS müsse »in der Bundesrepublik ankommen«, so André Brie.29

			Um das zu erreichen, betrieben die Führungskräfte um Gysi eine gezielte Netzwerkpolitik. Sie suchten, wo sie konnten, Kontakt nach Westen und nutzten TV-Auftritte und Podiumsdiskussionen, um mit den »Deutungseliten« der Republik zusammenzutreffen. Während sich seine Partei besonders um Kontakte im Gewerkschaftsmilieu bemühte, traf sich Gysi gezielt mit Kirchenvertretern, Unternehmern und DAX-Vorständen, denn gerade diese Kontakte seien »Ausdruck des Grades der Akzeptanz«, den die Partei gefunden habe.30 Dabei waren sich die führenden »Reformer« an der Parteispitze durchaus bewusst, dass sich die PDS verändern und sich dem westlichen System und seinen Spielregeln anpassen müsse. Ganz offensichtlich wollten sie an der PDS das vollziehen, »was sie eigentlich an der DDR hätten vollziehen wollen: die Umbildung eines totalitären Systems in ein demokratisches – und zwar mit hegemonialen Mitteln«.31 Dass die Strateg*innen in der PDS selbst an einer »Verwestlichung« ihrer Partei arbeiteten, die sie in anderer Hinsicht so offensiv bekämpften, gehört zu den großen Aporien der PDS-Geschichte. Dabei mussten sie wiederum mit Widerstand von jenen Gruppen rechnen, die sich in die neuen Gegebenheiten nicht einfach einfügen, sondern diese fundamental verändern wollten. Der Widerspruch zwischen der Suche nach Akzeptanz und dem Willen zur Dissidenz blieb ein Grundkonflikt innerhalb der PDS. In ihm spiegelte sich durchaus auch die Zerrissenheit eines Teils der ostdeutschen Transformationsgesellschaft.

			Die zwiespältige Rolle der PDS zeigte sich besonders deutlich dort, wo sie am stärksten präsent war, nämlich in den Städten und Gemeinden Ostdeutschlands. Dort prangerte die Partei nicht nur die sozialen Verwerfungen der Einheit an, polemisierte gegen die Übernahme durch den Westen und reproduzierte damit die verbreiteten Ressentiments gegenüber dem gesellschaftlichen Umbruch. Sie übernahm zur gleichen Zeit Vermittlungsaufgaben im Transformationsprozess und präsentierte sich als »Dienstleistungspartei für die kleinen Leute«.32 PDS-Mitglieder organisierten Feste und Veranstaltungen in den Wohngebieten, engagierten sich in Mieterinitiativen und boten Unterstützung beim Ausfüllen von Wohngeldanträgen und Widerspruchsbescheiden an. Sie klärten Mieter*innen über den gesetzlichen Kündigungsschutz im neuen Rechtssystem auf und adressierten die »nach wie vor vorhandene Unkenntnis vieler ostdeutscher Bürger und Bürgerinnen mit den rechtlichen Regeln und Bestimmungen des neuen administrativen Systems und die offensichtliche Überforderung der neu eingerichteten Institutionen bei der Rechtsberatung und Verwaltung«, so der Politikwissenschaftler Lothar Probst.33 

			Dass die PDS dabei nicht unparteiisch und apolitisch agierte, liegt auf der Hand: Bürgerberatung und politische Agitation lagen eng beieinander und ließen sich nicht trennen, zumal die Partei ihre Präsenz im vorpolitischen Raum dazu nutzte, ein ganzes Netzwerk ihr nahestehender zivilgesellschaftlicher Verbände aufzubauen. Diese reichten von Arbeits­losen-, Rentner- und Mieterverbänden, Kulturinitiativen, Frauenverbänden sowie Interessenorganisationen für Datschenbesitzer bis hin zu Vereinigungen früherer NVA- und Stasi-Angehöriger.34 Daneben etablierte sich die PDS in den »neuen Ländern« schon in den 1990er Jahren als Bündnispartnerin der Gewerkschaften, die im Osten so schwach aufgestellt waren, dass sie es sich schlicht nicht leisten konnten, die Unterstützung der PDS im Kampf gegen Deindustrialisierung, Arbeitslosigkeit und Niedriglohnarbeit auszuschlagen.35 

			Eine ganz ähnliche Rolle spielte die PDS in den zivilgesellschaftlichen Bündnissen gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit. Die Reaktion der Partei auf die gewaltsamen Ausschreitungen gegen Migrant*innen und Asylbewerber*innen Anfang der 1990er Jahre war keineswegs vorgegeben: Zwar gehörte der »Antifaschismus« traditionell zu ihrem Selbstverständnis und fungierte als Integrationsklammer zwischen den verschiedenen Generationen und Strömungen.36 Das antifaschistische Bekenntnis aber hatte die SED-Führung schon zu DDR-Zeiten nicht davor bewahrt, die Augen vor rassistischen und fremdenfeindlichen Tendenzen in der Bevölkerung zu verschließen. Entsprechend hielt die Partei auch nach 1990 daran fest, die erlebten rassistischen Ausschreitungen zum West-Import zu erklären, der aus den Fehlern des Einheitsprozesses resultiere: Schuld war auch daran die »Überheblichkeit der Herrschenden im Westen«, so die These.37 Anders als zu DDR-Zeiten blieb es aber nicht bei dieser Schuldzuweisung. Stattdessen übernahmen Mitglieder der PDS eine führende Rolle im außerparlamentarischen Kampf gegen Rechtsextremismus, standen bei Aufmärschen der NPD und anderer fremdenfeindlicher Gruppierungen regelmäßig auf der Seite der Gegendemonstrierenden und engagierten sich in zivilgesellschaftlichen Bündnissen.38 Dass die Partei dabei offen mit linksmilitanten Gruppierungen zusammenarbeitete, führte zwar zu Kritik, vor allem von konservativer Seite. Der »Kampf gegen rechts« war aber eines der Felder, auf dem sich die PDS auch unter Konkurrent*innen und Kritiker*innen am frühesten und am nachhaltigsten Anerkennung als produktive Kraft im Transformationsprozess verschaffen konnte. Auch das half, ihre relative Isolation im Parteiensystem aufzubrechen.39

			Fazit: die PDS als Transformationspartei

			30 Jahre nach Revolution, Wende und Vereinigung ist die Frage nach der politischen Rolle der Partei, die nun als Die Linke firmiert, noch immer nicht geklärt. Dass diese mittlerweile auch in westdeutschen Parlamenten präsent ist und in Bremen erstmals auch in einem »alten« Bundesland mitregiert, zeigt, dass sich ausgerechnet die frühere SED zu einem der auffälligsten Exportgüter der früheren DDR entwickelt hat. Schon dieser Umstand spricht dafür, dass sich der Osten Deutschlands auch politisch-kulturell nicht einfach der alten Bundesrepublik angeglichen hat. Stattdessen zeigt die Entwicklung der SED zur PDS und schließlich zur gesamtdeutschen Partei Die Linke, wie eng verflochten die politische Entwicklung West- und Ostdeutschlands nach 1990 war. Ihr Schicksal war nicht nur mit der Verwandlung Ostdeutschlands, sondern auch mit jenen Entwicklungen verbunden, die nach 1990 die gesamte Bundesrepublik veränderten. Dazu gehörte die Debatte über die neue Rolle Deutschlands in der Welt ebenso wie ihre Einbindung in eine globalisierte Ökonomie. Vor allem aber war es die »Ko-Transformation«40 des westlichen Wohlfahrtsstaats unter der rot-grünen Regierung Schröder, die es der PDS seit 2004/05 erlaubte, sich aus der Rolle einer reinen »Ostpartei« zu lösen und schließlich als Protestpartei gegen die Agenda 2010 eine gesamtdeutsche Bedeutung zu erlangen. 

			Bei genauerem Hinsehen gilt für das Verhältnis der PDS zum Westen der Republik aber auch, was Christoph Kleßmann für die Beziehung zwischen DDR und Bundesrepublik konstatierte: Die Entwicklung blieb »asymmetrisch verflochten«.41 Wie dargestellt, waren auch die Führungsgruppen in der PDS sehr viel stärker auf den Westen fixiert als es ihr ostdeutscher Identitätsdiskurs vermuten ließ. Sie arbeiteten sich an der alten Bundesrepublik ab, strebten nach Akzeptanz durch deren Eliten, passten sich ihrem politischen System an und idealisierten teils sogar ihr Modell des »konsenskapitalistischen« Ausgleichs.42 Auch das spricht dafür, dass die Vereinigung Deutschlands letztlich doch in hohem Maße ein West-Ost-Import war. Tatsächlich predigten die Führungskräfte der PDS die Eigen­identität des Ostens und wurden von vielen als »Ewiggestrige« gesehen, waren aber sehr viel eher bereit, sich den neuen Gegebenheiten anzupassen, als viele ihrer Wähler*innen und Mitglieder.

			Auf diesem Weg aber entwickelte sich die PDS tatsächlich zu einer Transformationspartei in mehrfachem Sinne: Erstens erlebte die »SED-Nachfolgepartei« ihre eigene Transformation und verwandelte sich dabei von einer monopolitischen Staatspartei in der Diktatur zu einer pluralistisch verfassten, in sich oft sogar heillos zerstrittenen Oppositionspartei in der Demokratie. Zweitens konnte die Partei diesen Weg nur deshalb beschreiten, weil sie sich als maßgebliche Kritikerin der Transformation im vereinten Deutschland profilierte und dabei wie keine zweite Partei von deren Umständen profitieren konnte. Sie vertrat die Interessen der entprivilegierten DDR-Eliten im Prozess des Systemwechsels und positionierte sich als soziale Protestpartei jener Ostdeutschen, die mit dem vereinten Deutschland haderten, sich entmündigt fühlten und den wirtschaftlichen Umbau als radikalen Abbau erlebten. Drittens bestand die Rolle der PDS in der Transformationsgesellschaft immer auch darin, zivilgesellschaftliche Aktivitäten mitzutragen und Orientierung im gesellschaftlichen Wandel zu geben. Dass die PDS das Unbehagen vieler gegenüber dem Wandlungsprozess in Ostdeutschland aufgriff und verstärkte – und ihm zur gleichen Zeit durch gezielte Informations- und Interessenpolitik zu begegnen versuchte, gehört zur widersprüchlichen Rolle der PDS in der Transformationsgesellschaft. Die Partei wollte immer beides sein: Partei der Abgrenzung und des Ankommens. Dieser Befund gilt bis heute und prägt die aktuellen Diskurse sowohl innerhalb der Partei Die Linke als auch die Debatten über sie.
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			Everhard Holtmann

			Die DDR – ein Unrechtsstaat? 

			Eine anhaltende Debatte

			Pünktlich zum 70. Jahrestag der DDR beziehungsweise zur 30. Wiederkehr ihres staatlichen Endes flammte 2019 der öffentliche Streit da­­­rüber, ob die DDR als Unrechtsstaat bezeichnet werden könne, neuerlich auf. Im Vorfeld der Thüringer Landtagswahl wurde die Kontroverse um die Anwendbarkeit des Begriffs vor allem als politischer Schlagabtausch geführt. Für die Ministerpräsidentin Manuela Schwesig (Mecklenburg-Vorpommern) war die DDR »eindeutig kein Unrechtsstaat«. Der Begriff lege nahe, »das ganze Leben [sei] Unrecht gewesen. Wir brauchen aber mehr Respekt vor ostdeutschen Lebensleistungen« (Spiegel Online, 7.10.2019). Deutlicher als noch fünf Jahre zuvor, ging auch ihr Amtskollege Bodo Ramelow (­Thüringen) auf Distanz zu dem Begriff. Ramelow kritisierte dessen instrumentelle Anwendung und wandte sich dagegen, den Begriff Unrechtsstaat im Rechtssinn auf die DDR universell anzuwenden (Bekenntnisrituale, Tagebucheintrag, 10. Oktober 2019). Von den CDU-Politikern Michael Kretschmer (Sachsen) und Mike Mohring (Thüringen) wiederum kam entschiedener Widerspruch (Berliner Morgenpost, 8.10.2019). Der seinerzeitige Bundesbeauftragte für die Stasi-Unter­lagen, der DDR-Bürgerrechtler Roland Jahn, bekräftigte in einem Rundfunk­interview, der Begriff Unrechtsstaat treffe »das Wesen dieses Staates, die SED hat alle staatlichen Organe genutzt, um ihre Macht durchzusetzen«. Es sei mithilfe dieser staatlichen Organe Unrecht geschehen (NDR, 7.10.2019). Im Meinungsbild der Bevölkerung spiegelte sich 2019 laut einer Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Civey ein deutliches West-Ost-Gefälle: 49,2 Prozent der befragten Ostdeutschen bezeichneten die DDR als Unrechtsstaat, 43,3 Prozent lehnten die Bezeichnung ab. Dem gegenüber standen 80,9 Prozent der befragten Westdeutschen, die die DDR als Unrechtsstaat betrachteten, nur 9,9 Prozent sahen das nicht so (Berliner Morgenpost, 8.10.2019).

			Schon länger ein Debattenthema

			Bereits zehn Jahre zuvor, im Frühjahr 2009, war erstmals eine breite und heftige öffentliche Debatte darüber entbrannt, ob die DDR ein Unrechtsstaat gewesen sei. Die Auffassungen dazu waren schon damals, fast 20 Jahre nach der Wiedervereinigung, kontrovers: Für den damaligen Linke-Fraktionschef Gregor Gysi war die DDR »zwar eine Diktatur ohne demokratische Kontrolle und kein Rechtsstaat«; wohl gab es in ihr »auch Unrecht, sie war aber kein Unrechtsstaat« (MZ, 21.4.2009). Bundeskanzlerin Merkel (CDU) hingegen bejahte die Bezeichnung Unrechtsstaat (FAZ, 11.5.2009), ebenso ihr Kabinettskollege Verkehrsminister Wolfgang Tiefensee (SPD). Merkel betonte, die DDR sei schon auf Unrecht gegründet worden und hätte ohne Angst und Lüge nicht überleben können. Der damalige Ministerpräsident Mecklenburg-Vorpommerns, Erwin Sellering (SPD), verwahrte sich wiederum dagegen, »die DDR als totalen Unrechtsstaat zu verdammen, in dem es nicht das kleinste bisschen Gutes gab« (FAZ.NET, 12.5.2009). 

			Andere prominente SPD-Politiker unterschieden »zwischen dem gescheiterten System und den Menschen« (Peter Struck, SZ 11.-13.4.2009). »Die allermeisten Menschen, die in der DDR gelebt haben, hatten keinen Dreck am Stecken« (Franz Müntefering, SZ 14.4.2009). Ähnlich urteilte Wolfgang Thierse, damals Bundestagsvizepräsident: Die DDR sei ein Unrechtsstaat gewesen und gescheitert, ihre Bürger aber seien nicht gescheitert (SZ, 11.-13.4.2009). Andreas Voßkuhle schließlich, seinerzeit Vizepräsident und heute Präsident des Bundesverfassungsgerichts, sagte, die DDR sei ein Unrechtsstaat gewesen, der nicht verharmlost werden dürfe. Doch hätten »die Menschen dort auch schöne Momente erleben« können (SZ, 11.-13.4.2009). 

			Auch einstige Bürgerrechtler waren sich über diese Frage nicht einig. Der Theologe Friedrich Schorlemmer etwa warnte, gegen Merkel gewandt, davor, mit dem Begriff Unrechtsstaat die DDR zu dämonisieren. So werde man dem wirklichen Leben in dem untergegangenen Staat nicht gerecht. Anders sah dies Joachim Gauck, ebenfalls Theologe, bis zum Jahr 2000 Bundesbeauftragter für die Stasi-Unterlagen und nachmals Bundespräsident: »Der Begriff trifft zu, weil es in der DDR keine Unabhängigkeit der Justiz gab, keine Gewaltenteilung. Es gab keine Herrschaft des Rechts, weil eine Instanz wie die herrschende SED in den Bereich des Rechts eingreifen konnte. Nicht jedermann konnte das, aber die zentralen Führungsinstanzen der Partei sehr wohl. Zudem war es unmöglich, staatliches Handeln auf dem Gerichtsweg anzugreifen, man hätte dazu die Verwaltungsgerichte gebraucht. Aber die gab es ebenso wenig wie ein Verfassungsgericht. Man konnte allerdings, wie im Feudalismus, Eingaben an die Herrschenden richten und appellieren: Hier geschieht Unrecht. Und dann hatte man vielleicht Glück. Oder eben nicht. Das spricht alles dafür, das Regime der DDR ein Unrechtsregime zu nennen, auch wenn es im Land zum Beispiel ein Zivil- und ein Verkehrsrecht gegeben hat, was die Verteidiger der DDR immer wieder anführen.« (Mitteldeutsche Zeitung, 18.4.2009)

			Fünf Jahre später, im Herbst 2014, entzündete sich die Kontroverse um das vergangenheitspolitische Reizwort Unrechtsstaat erneut, diesmal im Vorfeld der Bildung einer rot-rot-grünen Koalition in Thüringen. Die künftigen Koalitionspartner hatten folgende »Protokollnotiz« in ihren Koalitionsvertrag aufgenommen: »Weil durch unfreie Wahlen bereits die strukturelle demokratische Legitimation staatlichen Handels fehlte. Weil jedes Recht und jede Gerechtigkeit in der DDR ein Ende haben konnte, wenn es einer der kleinen oder großen Mächtigen so wollte. Weil jedes Recht und Gerechtigkeit für diejenigen verloren waren, die sich nicht systemkonform verhielten, war die DDR in der Konsequenz ein Unrechtsstaat« (Mitteldeutsche Zeitung, 4.9.2014).

			Dagegen bezogen wiederum Gregor Gysi und Friedrich Schorlemmer Gegenpositionen. Beide kritisierten, dass das Verdikt Unrechtsstaat die DDR beziehungsweise »alles, was in der DDR gewesen ist« (Schorlemmer), vollständig delegitimiere. Ein Unrechtsstaat, sagte Gysi, »das ist für mich der Hitlerstaat«. Für Schorlemmer erdrückte die »Generalverdammungskeule Unrechtsstaat« jedwede differenzierende Sicht und damit die Möglichkeit, »gelebtes Leben nicht als verlorene Zeit zu verwerfen« (Süddeutsche Zeitung vom 1.10. und 25./26.10.2014).

			Für die Bewertung, ob Unrechtsstaat oder nicht, ist in der Tat die Perspektive entscheidend. Das heißt, ob sich der Blick auf das System beziehungsweise Regime des SED-Staates oder auf die subjektiv erlebten Lebenswelten richtet. Was das Leben in der DDR angeht, urteilten Ostdeutsche, wie nachstehende Abbildung zeigt, bereits 20 Jahre nach dem Mauerfall mehrheitlich wohlwollend. Insgesamt 57 Prozent stimmten 2009 der Lesart zu, die DDR habe »mehr gute als schlechte« oder sogar »ganz überwiegend gute« Seiten gehabt:

			Dahinter steht die subjektive Gewissheit, in der DDR sei ein »gelungenes Leben« (so der CDU-Politiker Jürgen Scharf aus Sachsen-Anhalt am 23. Mai 2009 im Landtag) durchaus möglich gewesen. Wer unter schwierigen äußeren Bedingungen »seinen Mann gestanden« hat, will sich diese Lebensleistung rückwirkend nicht madig machen lassen – schon gar nicht von jenen, die, wie die Westdeutschen, nicht selbst dabei waren. »Denn die ehemaligen DDR-Bürger müssten es ja aus eigener Erfahrung besser wissen« (Leserbrief in der Mitteldeutschen Zeitung, Halle). 

			Abb.: Beurteilung der Lebenssituation in der DDR
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			Quelle: Repräsentative Befragung in eigenem Auftrag durchgeführt von TNS Emnid 20.04.-23.04.2009

			Lizenz: Creative Commons by-nc-nd/3.0/de; Bundeszentrale für politische Bildung, 2010, www.bpb.de

			Persönliche Lebensgeschichte, gesellschaftliches Leben und Realität des Staates schieben sich in der Rückschau auf die DDR aus Sicht vieler Ostdeutscher bis heute übereinander. Die eigene Biografie wird von den älteren Generationen als ein authentischer und unablösbarer Teil der damaligen Zeiten empfunden. Die DDR einen Unrechtsstaat zu nennen hieße folglich, individuelle Lebensläufe zu entwerten. 

			»Wir haben genommen, was da war, und haben was Schönes daraus gemacht« (Zeitzeugin, zitiert in Martens und Holtmann 2017, S. 61). Die »guten Seiten« des privaten Alltags werden de facto dem Staat DDR gutgeschrieben. Wo die persönlichen Lebensumstände nicht als unmittelbar bedrohlich empfunden wurden (oder in der Rückschau gar zur Idylle verklärt werden), wie dies für die Mehrheit der DDR-Bürger der Fall war, ist auch das Meinungsbild über den Gesamtcharakter der damaligen staatlichen Wirklichkeit gespalten: Einer Umfrage vom März 2009 zufolge lehnten 41 Prozent der Ostdeutschen den Begriff Unrechtsstaat als Bezeichnung der DDR ab. 28 Prozent hielten ihn für zutreffend. 25 Prozent (»teils teils«) waren in ihrem Urteil schwankend (Institut für Marktforschung Leipzig, März 2009).

			Abb.: Systemvergleich DDR/Bundesrepublik – Ostdeutsche über 35 Jahren (2014, Angaben in Prozent)
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			Erläuterung: Die Balken zeigen die jeweilige (absolute oder relative) Mehrheit für »verbessert« bzw. »verschlechtert an. Die Nennungen, die in der Minderheit bleiben bzw. für »unverändert« votieren, sind nicht abgebildet.

			Quelle: Gabriel und Holtmann u. a. (2015), Deutschland 25, S. 136 f.

			Lizenz: Creative Commons by-nc-nd/3.0/de; Bundeszentrale für politische Bildung, 2010, www.bpb.de

			Das bedeutet andererseits nicht, dass man im gleichen Atemzug auch das politische System der DDR im Nachhinein gutheißt: 85 Prozent der Ostdeutschen waren im gleichen Jahr »stolz auf die friedliche Überwindung der SED-Herrschaft« (Emnid-Umfrage 4/2009). Überwiegend in guter Erinnerung bleiben teilweise bis heute die sozialen Leistungen des DDR-Staates. Sie werden von dessen Unterdrückungscharakter in der subjektiven Wahrnehmung abgekoppelt. In Leserforen der ostdeutschen Presse, welche den öffentlichen Diskurs um Unrechtsstaatlichkeit begleiteten, kam diese zwischen Identifikation und Abwendung schwankende Grundeinstellung zum Ausdruck.

			Von erinnerten subjektiven Erfahrungen auf den objektiven ­Charakter des Systems der DDR zu schließen, verzerrt indessen den Blick auf die historische Wirklichkeit. Wohl hielt der Alltag in der DDR viele private Nischen bereit, die für ihre Nutzer durchaus Positives zu bieten hatten. 

			Abb.: Systemvergleich DDR/Bundesrepublik – Ostdeutsche unter 35 Jahren (2014, Angaben in Prozent)
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			Erläuterung: Die Balken zeigen die jeweilige (absolute oder relative) Mehrheit für »verbessert« bzw. »verschlechtert an. Die Nennungen, die in der Minderheit bleiben bzw. für »unverändert« votieren, sind nicht abgebildet.

			Frage wie oben – entnommen aus: Gabriel und Holtmann u. a. (2015), Deutschland 25, S. 136 f.

		»Natürlich hatte die DDR Stärken. Viele Leute sagen mir immer wieder: Was ihr in den Kitas macht oder was nach dem Vorbild Finnlands in den Schulen getan wird, das kennen wir schon. Dinge, die wir jetzt zur Verbesserung der Gesundheitsversorgung einführen, gab es schon in der DDR« (Erwin Sellering, Ministerpräsident Mecklenburg-Vorpommerns, März 2009).

			Vieles stellt sich aus kritischer Distanz deutlicher dar: Die Medizintechnik und Qualität der Krankenversorgung waren in einem objektiv schlechten Zustand. Noch lange nach der Wiedervereinigung wies die Kranken­hausdichte ein deutliches West-Ost-Gefälle auf (Datenreport 2008, S. 248). Auch die statistische Lebenserwartung, die seit etwa Mitte der 1970er Jahre in Ostdeutschland hinter die westdeutschen Vergleichswerte zurückgefallen war (und sich bei den Frauen erst seit 2005 wieder angeglichen hat; vgl. Datenreport 2016, S. 29), lässt sich »als Indikator für die gesundheitliche Entwicklung der Bevölkerung interpretieren« (IWH 2009, S. 74).

			Und das öffentlich subventionierte Sozialwesen der DDR wurde ökonomisch mit einem – freilich bis zum Systemumbruch verschleierten – Staatsbankrott erkauft. Im Schürer-Bericht an das SED-Zentralkomitee hieß es hierzu im Oktober 1989, Geldumlauf und Kreditaufnahme des Staates, wesentlich geschöpft aus den Spareinlagen der Bevölkerung, seien »schneller gestiegen als die volkswirtschaftliche Leistung«, mit der Folge, dass die Zahlungsunfähigkeit der DDR unmittelbar bevorstehe (Die sozialistische Planwirtschaft der DDR, S. 79, 81).

			Aber wahr ist eben auch: Die DDR wurde von den meisten ihrer Bürgerinnen und Bürger als ein Despotismus mit fürsorglichem Antlitz erfahren. In der Rückerinnerung verstärkte sich dieser Eindruck noch, weil die Lebensbedingungen im geeinten Deutschland eine staatlich garantierte Rundumversorgung im Bereich Arbeit und soziale Sicherung eben nicht vorhalten und weil die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Umbrüche der 1990er Jahre für Millionen Ostdeutsche Arbeitslosigkeit und sozialen Abstieg mit sich gebracht hatten. Im ganz persönlichen Vergleich der Systeme schneidet die DDR daher, was ihre sozialen Seiten betrifft, in den Augen vieler älterer Ostdeutscher bis heute vorteilhaft ab. Jüngere sehen dies allerdings inzwischen erkennbar anders, wie die obigen Abbildungen zeigen:

			Blickt man jedoch nüchtern auf die DDR, das heißt ohne die Brille, die nur einen privaten Alltagsausschnitt einfängt, der im Rückblick subjektiv schön erscheint und dem Zugriff der allgegenwärtigen staatlichen Überwachung, Unterdrückung und Bevormundung vermeintlich entzogen war, so treten die Umrisse eines Unrechtsstaates klar hervor. 

			Kein Kampfbegriff

			Anders als dies manchmal behauptet wird, ist der Begriff Unrechtsstaat nicht notwendig ein politischer Kampfbegriff. Er bezeichnet vielmehr in der wissenschaftlichen Typenlehre eine bestimmte Art eines staatlichen Regimes, das sich vom Gegenmodell des Rechtsstaats, aber auch von dem Zwischentypus des Nicht-Rechtsstaats grundsätzlich abhebt.

			Der Rechtsstaat ist eine elementare Errungenschaft der bürgerlichen Moderne. Im demokratischen Rechts- und Verfassungsverständnis sind die älteren Elemente des formalen Rechtsstaatsprinzips um die jüngeren Elemente des materialen Rechtsstaatsprinzips ergänzt worden. Während der formale Rechtsstaat die bürgerlichen Freiheitsrechte gegenüber dem Staat absichert, legt der materiale Rechtsstaatsgedanke, wie er 1949 auch in das Grundgesetz Eingang gefunden hat, Inhalt und Richtung staatlicher Tätigkeit fest. Er verpflichtet den Staat, wie dies der frühere Präsident des Bundesverfassungsgerichts, Ernst Benda, ausgedrückt hat, allgemein »zum gerechten Ausgleich, also zur Gerechtigkeit«.

			Vereinfacht ausgedrückt, ist das formale Rechtsstaatsprinzip verfahrensorientiert, das materiale Rechtsstaatsprinzip hingegen wertbezogen beziehungsweise inhaltsorientiert. Zentrale Elemente formaler Rechtsstaatlichkeit sind die Gewaltenteilung, eine unabhängige Gerichtsbarkeit, eine gesetzmäßige Ordnung, die durch den Vorrang und Vorbehalt des Gesetzes gesichert wird, ferner die Bindung der Staatstätigkeit an Recht und Gesetz (Legalitätsprinzip), ein gerichtlicher Rechtsschutz gegenüber Eingriffen der Verwaltung (Verwaltungsgerichtsbarkeit) sowie ein Anspruch auf Entschädigung bei Eingriffen in privates Eigentum. Der materiale Rechtsstaatsgedanke beinhaltet die Geltung der Verfassung als höchste Norm sowie der Grundrechte, das Prinzip gerechter Gleichbehandlung, ein Abwägungsgebot zwischen Rechtssicherheit und Gerechtigkeit sowie die dem Staat obliegende Bewahrung des öffentlichen Friedens (vgl. Benda 1987). 

			An diesen Grundsätzen gemessen war die DDR eindeutig kein Rechtsstaat. Das gestehen zumeist auch jene zu, die sich gegen die Bezeichnung »Unrechtsstaat« wenden. War die DDR also nur ein »Nichtrechtsstaat«? Dies käme einer Verharmlosung gleich. Denn Nichtrechtsstaaten kennzeichnen solche historischen Übergangsregime, wie zum Beispiel im Baden und Preußen des 18. Jahrhunderts, welche erst gleichsam auf halbem Wege zum Rechtsstaat waren, aber für die Modernisierung der staatlichen Gemeinwesen entscheidende Impulse gegeben haben.

			»Sie haben den Fortschritt sogar besonders human, nämlich ohne Terror, vorangetrieben. Aber sie waren nicht Rechtsstaaten, sondern Nichtrechtsstaaten, weil sie nach dem Stand der historischen Entwicklung nicht Rechtsstaaten sein konnten. Unrechtsstaaten dagegen hätten Rechtsstaaten sein können« (Gerd Roellecke, FAZ 15.6.2009).

			Die Gnade der frühen historischen Geburt als Nichtrechtsstaat kann die DDR für sich nicht beanspruchen. Sie war vielmehr, wie dies Horst Sendler, Präsident des Bundesverwaltungsgerichts a. D., bereits 1991 schrieb, »im Kern Unrechtsstaat«. Wohlgemerkt: Das meint nicht, dass die DDR in ihrer gesamten Erscheinung ein »Verbrecherstaat« war, auch wenn viel Züge ihrer Staatspraxis als verbrecherisch zu bezeichnen sind. Mehr noch:

			»Die DDR war wie jeder Staat darauf angewiesen, die gesellschaftliche Ordnung (auch) durch generell wirkende Normen herzustellen und zu wahren. Für die Gestaltung des alltäglichen Lebens – beim Einkaufen, am Arbeitsplatz, im Straßenverkehr, bei Eheschließung und Scheidung – mögen diese Gesetze als eine weitgehend ›normale‹ Rechtsordnung empfunden worden sein. Und manches war für die damaligen Verhältnisse auch durchaus wohlgeordnet« (Rainer Robra, SZ 14.4.2009).

			Aber die Gesetze wurden, das macht den Charakter des Unrechtsstaates unter anderem aus, »bei Bedarf unkontrolliert beiseitegeschoben«. Das geschriebene Recht stand, so Sendler, »unter dem Vorbehalt des Politischen in Gestalt des Parteiwillens und wurde nach Willkür ausgelegt oder suspendiert«. Das Strafrecht wurde verbogen zu einem Instrument, um »Klassenfeinde«, »Saboteure«, »Boykotthetzer« oder andere als Schädlinge abgestempelte politisch Andersdenkende zu verfolgen. Und: »Die flächendeckende Bespitzelung nahezu der gesamten Bevölkerung mit den widerwärtigsten und hinterhältigsten polizeistaatlichen Methoden, die jeder rechtsstaatlichen Gesinnung Hohn sprechen, waren bezeichnender Ausdruck dieses menschenverachtenden Systems« (Sendler).

			Vom formalen und vom materialen Rechtsstaatsprinzip blieb folglich in der DDR nichts übrig. Kennzeichnend für ihr Regime war vielmehr die Herrschaftspraxis eines Unrechtsstaates, nämlich staatliche Willkür und eine politische Tendenzjustiz. Viele Bürger der DDR haben sich darauf damals instinktiv eingestellt und ihren Unmut über die herrschenden Zustände nur im vertrauten Kreis geäußert, wo sie sich vor Nachstellungen und Bespitzelungen sicher wähnten. Der Rückzug in private Lebenswelten öffnete Wege, sich den Zumutungen und zumal der – ­gefahrvollen – offen kritischen Auseinandersetzung mit dem System zu entziehen. So wird erklärbar, was eigentlich widersinnig erscheint: Wo die DDR vornehmlich in Erinnerungen ihrer privatisierten Alltagsseiten fortlebt, verblasst häufig die Unrechtsnatur des Systems. Das zeichnete sich schon 20 Jahre nach der Wiedervereinigung ab. Und ist bis heute so. 
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			Markus Goldbeck

			Akten als Problem?

			Der Zugang zu »Akten« ist seit jeher eine Machtfrage, da schriftlich niedergelegtes Verwaltungshandeln Herrschaftswissen enthält. Machthabern war zumeist daran gelegen, dieses Wissen zu schützen, Opponenten dagegen hatten ein Interesse, dieses Wissen offenzulegen. Es verwundert daher nicht, dass die Frage, ob und inwiefern es einen Zugang zum Herrschaftswissen der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) geben sollte, im Zuge der Friedlichen Revolution von 1989 schnell virulent wurde. Es verwundert auch nicht, dass insbesondere die Akten des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) – des »Schild und Schwerts« der machthabenden Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED) – in den Fokus des öffentlichen Interesses rückten, und zwar zunächst mit Blick auf die Frage, ob das MfS Akten vernichten dürfe und später mit Blick darauf, ob, unter welchen Bedingungen und mit welchem Ziel selbige geöffnet werden können.

			Damit waren die Unterlagen des MfS seit der Friedlichen Revolution in mehrerer Hinsicht ein Problem. Einerseits stellte schon die schiere Menge des Materials eine praktische Herausforderung dar, die hier aber nur kurz angerissen werden soll: Für 1991 bilanzierte der Bundesbeauftragte für die Stasi-Unterlagen Bestände von rund 180 Regalkilometern, davon war ein erheblicher Teil personenbezogen und damit hochsensibel.1 Diese Unterlagen mussten in geeigneten Räumen untergebracht werden, die es aber noch gar nicht gab. Zudem waren in den Wirren der Revolution erhebliche Teile der Unterlagen vernichtet, in Unordnung geraten oder auch entwendet worden. Die Ende 1991 gegründete Stasi-Unterlagen-Behörde (BStU) musste also nicht nur die Akten verwalten, sondern auch ordnen, gegebenenfalls zurückfordern und neu kategorisieren. Zunächst stellte sich aber die Frage, ob die entstandenen Lücken nicht die Aussagekraft der Unterlagen schmälern würden?

			Damit ist auf die eigentliche Problematik der Akten des MfS verwiesen: Seit Ende 1989, spätestens Anfang 1990 hatte es zunächst in der DDR, später im vereinigten Deutschland eine Debatte über die Öffnung und Nutzung der Unterlagen gegeben. Die Fragen, die dabei im Raum standen, adressierten das Für und Wider einer Aktennutzung oder gar -öffnung, wobei die Bewertungen über den Charakter des Materials und die Einschätzung seiner Bedeutung weit auseinandergingen, entsprechend kon­trovers wurde damit die Diskussion um seine Verwendung geführt.

			Im Folgenden soll diese Dimension der Problemgeschichte der MfS-Akten kurz angerissen werden: Zu unterschiedlichen Zeitpunkten wurden verschiedene Aspekte der Akten problematisiert. Die Problemgeschichte der Akten ist damit auch eine Geschichte der Probleme der Transformation der DDR in die Vereinigungsgesellschaft.

			Das Ende eines zentralen Repressionsinstruments

			Für die Protestbewegung des Jahres 1989 in der DDR war das Ministerium für Staatssicherheit (MfS) – neben der Polizei und seit den Ereignissen des Juni 1989 in China auch der Armee – fraglos das zentrale »repressive Instrument« der SED, von dem die meiste Gefahr ausging. Daher wurde das MfS auf den Demonstrationen seit September 1989 auch besonders thematisiert und immer wieder angeprangert.2 Zugleich standen im Spätsommer und Herbst 1989 aber das Einfordern von Grundrechten und die Demokratisierung des Landes im Vordergrund. Die Durchsetzung dieser Ziele setzte allerdings die Brechung des Machtmonopols der SED voraus. Dafür musste der Machtapparat der SED zerschlagen werden – vor allem das MfS.3 An eine Einsicht in die Akten des MfS war dabei aber zunächst noch nicht zu denken. 

			Letztlich war die Zeit zwischen Oktober 1989 und Februar/März 1990 die entscheidende Phase des Machtkampfs4, in der sich eine fortschreitende Machtverschiebung zwischen SED und Staat einerseits sowie zwischen Staat und Zivilgesellschaft andererseits vollzog. Infolge des Drucks der Straße entstanden Institutionen wie die Runden Tische, die zu wichtigen Instrumenten im Umgang mit den Machtinstrumenten der SED, namentlich dem MfS und dessen Hinterlassenschaften wurden.5 Parallel dazu setzte ein Prozess der »Desorientierung im MfS«6 ein und damit auch eine immer größere »Beschränkung der Aktionsmöglichkeiten«7. In den Monaten Oktober und November trat die überwachende und repressive Tätigkeit des MfS sukzessive in den Hintergrund, sodass letztlich sogar schon seine Abschaffung diskutiert wurde. Die Streichung oder Überarbeitung von Arbeitsleitlinien und die interne Frage nach dem Umgang mit dem überreichlich vorhandenen Material beschäftigte die Behörde zunehmend, wodurch letztlich mancherorts mehr, anderswo weniger konsequent die Vernichtung von Aktenmaterial in Gang gesetzt wurde.8 Spätestens ab Dezember 1989 implizierte die Frage, welche Zukunft das MfS haben sollte, ein ebenso machtpolitisches Kalkül wie die damit eng verbundene Frage, wer das Aktenmaterial des MfS kontrollieren und über dessen weitere Verwendung bestimmen durfte – und zwar in dem Maße, in dem »Aufklärung« zu einem »Legitimationsfaktor« wurde.9

			Das zweite Leben des MfS

			Ab Januar 1990 wandelte sich die Auseinandersetzung um das Fortbestehen der Geheimpolizei endgültig in eine Debatte über Art, Umfang und Folgen der Abwicklung des Dienstes – es begann »das zweite Leben der Staatssicherheit«.10 Nach einer Umbruchzeit, in der sich das unmittelbare Bedrohungspotenzial der riesigen Geheimbehörde MfS/Amt für Nationale Sicherheit (AfNS) stark verringert hatte, zugleich aber immer noch kaum ein Bürgerrechtsvertreter eine klare Vorstellung über Arbeit, Wesen und Umfang des MfS hatte, einer Zeit, in der die Akten vor allem das Objekt einer machtpolitischen Auseinandersetzung zwischen oppositionellen und alten Kräften waren, wurde im Frühjahr 1990 die Frage des Umgangs mit dem MfS und seinen materiellen Hinterlassenschaften immer dringlicher. Ein wesentlicher Grund war das steigende Informationsbedürfnis der Stasi-Auflöser wie auch der DDR-Gesellschaft insgesamt (insbesondere im Zusammenhang mit den ersten freien Wahlen im März 1990) sowie das Interesse der westdeutschen Gesellschaft und der westlichen Medien.11 

			Obwohl Vergangenheitspolitik im Februar und März ein »Inte­gra­tions­faktor«12 war, wurde der besondere Stellenwert vor allem der personenbezogenen MfS-Aktenhinterlassenschaften erst mit den prominenten IM-Fällen ab März 1990 schlagartig, weil öffentlich-medial sichtbar. Insbesondere die Fälle von Wolfgang Schnur (Vorsitzender der Partei Demokratischer Aufbruch) vor und von Ibrahim Böhme (Vorsitzender der SPD) nach der Wahl vom 18. März 1990 erschütterten die Öffentlichkeit. Da kurz vor und auch nach der Wahl mehrere der alten und der neugewählten Abgeordneten der Volkskammer unter dem Verdacht der inoffiziellen Stasimitarbeit (IM) standen, wurden zunehmend Stimmen laut, die sich für eine Überprüfung der Abgeordneten, aber auch der Regierungsmitglieder aussprachen.13 Spätestens jetzt waren die MfS-Akten zu einem autonomen Politikgegenstand geworden und nicht »nur« ein einzelner Aspekt der Machtkämpfe, wie es noch im November und Dezember 1989 der Fall war. In der Aktenfrage verschob sich zudem der Schwerpunkt der Auseinandersetzung von der Verhinderung weiterer Aktenvernichtungen auf die Frage der Aktenöffnung, die im Sommer 1990 in der Volkskammer intensiv debattiert wurde und schließlich nach einem ersten Aktengesetz auch zur Aufnahme der Thematik in den Einigungsvertrag führte. 

			Der bundesdeutsche Blick auf den Datenschutz

			Dass das Thema auch zu einem bundesdeutschen wurde, war dabei keineswegs selbstverständlich, stellten doch besonders die personenbezogenen Teile der MfS-Unterlagen ein echtes Problem für die Bundesrepublik dar – erinnert sei an die datenschutzrechtlichen Bedenken, die aus den gesetzlichen Bestimmungen resultierten, wie sie in den 1970er und 1980er Jahren in das Rechtssystem der Bundesrepublik implementiert worden waren. 

			Nachdem Ende der 1960er Jahre in der Bundesrepublik eine ausgedehnte Debatte »um die Grenzziehung zwischen ›Amtsgeheimnis‹ und ›Aktenöffentlichkeit‹« in Gang gekommen war,14 brachte im März 1969 eine Gruppe von Bundestagsabgeordneten einen Entschließungsantrag ein, der die Einsetzung einer »Interparlamentarischen Arbeitsgemeinschaft« zum Ziel hatte. Im Dezember 1971 schließlich wurde ein Entwurf für ein Bundesdatenschutzgesetz vorgelegt, aber wegen der vorgezogenen Neuwahlen 1972 nicht mehr weiterverfolgt. Erst nach entsprechenden Gesetzen auf Länderebene wurde das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 1977 verabschiedet.15 Der achtjährige Diskussionsprozess zwischen dem ersten Versuch 1969 und dem Inkrafttreten des Gesetzes, Anfang 1977, zeigt, wie umstritten dieses Projekt war. Obwohl im September 1973 als Entwurf in den Bundestag eingebracht, dauerte es noch über drei Jahre, bis das Gesetz schließlich verabschiedet wurde.16 Inhaltlich ging es um den Schutz personenbezogener Daten, der aus dem Grundrecht auf die freie Entfaltung der eigenen Persönlichkeit abgeleitet wurde.17 Dies war vor dem Hintergrund einer »Hinwendung zu den Freiheitsrechten im Allgemeinen und zur ›Bastion der Privatheit‹ im Besonderen« in den ausgehenden 1960er Jahren zu verstehen.18

			Dieser gesellschaftlichen Dynamik lag eine Grundskepsis gegenüber Institutionen zugrunde – »Staat, Gesellschaft und Industrie« wurden nun »auch als repressive und freiheitsgefährdende Kräfte empfunden«.19 Gerade vor dem Hintergrund technologischer Umwälzungen rückte die Rolle von Daten und staatlichen wie nicht staatlichen Aufzeichnungen in den Fokus. Diese Konstellation wurde weiter verstärkt – und verkompliziert – durch das Volkszählungsurteil des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 1983,20 das die Regelungen zum Datenschutz noch einmal erheblich ausweitete und nicht nur die »Regelung und Gewährung individueller Rechtspositionen«, sondern allgemeiner die »Freiheit des Einzelnen, mit seinen Daten beliebig umzugehen« diskutierte und so den verfassungsmäßigen Rang des »Rechts auf informationelle Selbstbestimmung« herausarbeitete.21 

			Interessant an diesen Entwicklungen ist, dass Datenschutz und Informationsfreiheit in ein Spannungsverhältnis gerieten, das die Bearbeitung der Akten begleiten sollte. Mit Blick auf die Einsichtsdebatte nach 1990 war diese Vorgeschichte damit insofern brisant, als insbesondere die personenbezogenen Unterlagen des MfS den einschlägigen bundesdeutschen Regelungen in den meisten Fällen völlig zuwiderliefen. Ein Großteil der Materialien war nach bundesdeutschen Maßstäben illegal, sodass die Frage, welche Daten erhalten bleiben oder gar öffentlich zugänglich gemacht werden sollten, datenschutzrechtlich keineswegs ein marginales Problem darstellte. Andererseits war Akteneinsicht für Individuen als »Abwehrrecht des Einzelnen gegen den Staat« und als »subjektives Recht auf Akteneinsicht« definiert.22 

			Akteneinsicht als Befreiung oder Belastung?

			Die Akten stellten freilich erst recht im Zuge ihrer regulären Nutzung nach der Verabschiedung des Stasi-Unterlagen-Gesetzes (StUG) ein »Problem« dar, denn trotz der intensiven Debatten vor Verabschiedung des StUG, für welche Zwecke die Akten des MfS verwendet werden dürften, war ihre Nutzung vor allem in prominenten Fällen permanent umstritten. Gestritten wurde dabei vor allem über das Wesen der Akten und die zu erwartenden Effekte. Kritiker monierten etwa, die Unterlagen seien einerseits bereinigt und andererseits grundlegend verfälscht worden, allein »weil es [sich] einfach [um] die subjektiven Bewertungen der damaligen Fahnder« handele.23 Die BStU, namentlich aber Joachim Gauck, trat solchen Angriffen energisch entgegen: Es gebe keine konstruierten IM-Akten, vielmehr könne man den Unterlagen eher trauen als Äußerungen früherer Stasi-Offiziere – einer weitverbreiteten Behauptung in den frühen 1990er Jahren.24 

			Für die meisten Öffnungsbefürworter war der freie Aktenzugang deshalb so wichtig, weil ihm ein bedeutender positiver Effekt für die demokratische politische Kultur zugeschrieben wurde,25 insbesondere der medialen Nutzung der Unterlagen, da erstens nur Öffentlichkeit bei der Auflösung von Geheimdiensten helfe und zweitens die mediale Thematisierung der Akten ein Katalysator für notwendige Diskussionsprozesse sein könne, indem sie Strukturen und Verhaltensweisen offenlege und durch die Benennung von Fakten die Möglichkeit von Ausflüchten minimiere.26 Dabei schwang der Gedanke von der Aktenöffnung als »Akt gesellschaftlicher Hygiene« mit, da »in den Akten […] Leben, Wahrheit und Befreiung von Albträumen« schlummern würden.27 Dieser »hygienische Akt« wiederum wurde als notwendig für die Zukunft angesehen, da man »nur vernünftig in die Zukunft blicken [kann], wenn man weiß, was in der Vergangenheit geschehen ist, wenn man auf einer sicheren Basis von Kenntnissen steht. Wenn man weiß, wie der Grund unter den Füßen beschaffen ist, kann man auch nach vorne gehen und etwas aufbauen«.28

			Der Theologe Friedrich Schorlemmer erkannte allerdings auch einen Widerspruch zwischen der erwarteten befreienden Wirkung der Offenlegung der Akten und ihrer Instrumentalisierung und äußerte seine Zweifel an der praktizierten »Versöhnung in der Wahrheit«.29 Genährt wurden diese Zweifel bei Schorlemmer vor allem, weil nunmehr »mit den Akten der Denunziation […] Menschen denunziert [werden]« und es daher zu Rufzerstörungen komme, die zu viele Unschuldige treffe30, ganz abgesehen von seinen Bedenken, »mit Stasi-Methoden gegen die Stasi«31 zu arbeiten. Bedeutsam sei ein öffentlicher Dialog zur Bewertung der Vergangenheit ohne individuelle Ächtung.32 Jedenfalls, so die Überzeugung Schorlemmers Mitte der 1990er Jahre, könne die Aufklärung von Unrecht und Verstrickung nicht über die Bestrafung Einzelner geschehen, sondern über individuelle Selbstauseinandersetzung der Verantwortlichen.33

			Allein dieser kleine Einblick zeigt, wie umstritten die Akten des MfS waren und verweist auf ihre vielleicht bedeutendste Problemdimension: Die Dissonanzen zwischen der Bestimmung ihres Charakters einerseits und den (verschiedenen) Erwartungshorizonten andererseits ließen sich nur schwer ausgleichen. 

			Katalysator für Aufarbeitung und Streit

			Die Akten des MfS erwiesen sich somit aus ganz verschiedenen Gründen als problematisch. Da waren zum einen die Folgen der Vernichtungsaktionen 1989/90, die nicht unerhebliche Lücken und Unordnung hinterlassen hatten und zum anderen ein teilweise zu großes Vertrauen in den Gehalt der Akten, das oft genug eine Kontextualisierung und Rekonstruktion der Entstehung des Materials vernachlässigte. Beides führt zu ausgeprägten Kontroversen über den »Wahrheitsgehalt« der Unterlagen. Einerseits konnten so von Gegnern einer »Aufarbeitung« der DDR Zusammenhänge in Zweifel gezogen werden. Andererseits führte die fehlende Berücksichtigung der starken Perspektivgebundenheit der Unterlagen zu falschen Erwartungen an deren Eindeutigkeit und »Objektivität«. Auch wenn die jeweiligen Inhalte der Unterlagen nicht gänzlich »erfunden« waren, so handelte es sich mitunter auch um Konstruktionsleistungen konkreter MfS-Mitarbeiter, die Vorgaben zu erfüllen hatten, Misserfolge zu schönen versuchten, die sich irren konnten oder aber auch einfach keinen Sinn für Relevantes oder Nichtrelevantes besaßen. Die gelegentlich (zu) unkritische Verwendung der Unterlagen rief erhebliche Folgekonflikte hervor. So gerieten die Unterlagen, die teils unter rechtswidrigen Umständen entstanden waren, in Konflikt mit anderen Grundrechten der Bundesrepu­blik. Außerdem waren sie sehr gut zur »Instrumentalisierung« in politischen Kontexten geeignet, wie unzählige Konflikte seit 1990 zeigen.

			Ungeachtet dieser Probleme war der direkte Zugriff auf die Akten aber für die Betroffenen von großer persönlicher und politischer Bedeutung. Neben der (Teil-)Aufarbeitung der eigenen Erfahrungen mit dem MfS war die symbolische Anerkennung als Opfer, wie sie nicht zuletzt aus der Kategorisierung des Stasi-Unterlagen-Gesetzes (StUG) folgte, ein wichtiger politischer Schritt. Damit verbunden war auch die Idee der gesellschaftlichen Befriedung durch Offenlegung von Verstrickung. Konflikte, die aus Verfolgung und Repression in der DDR resultierten, sollten auf diese Weise gemildert werden. Zugleich konnten durch die Aktenöffnung Einblicke in die Strukturen und Strategien eines Geheimdienstes gewonnen werden, die mit anderen Akten-Überlieferungen kaum möglich gewesen wären.34 Nicht zuletzt wirkte die Aktenöffnung auch über die DDR- und MfS-Aufarbeitung hinaus als ein Katalysator für politische Debatten, in denen auch Skandale und Konflikte der alten Bundesrepublik (beispielsweise die Barschel-Affäre, RAF) aufgegriffen und politisch erneut diskutiert werden konnten.
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			Kata Krasznahorkai und Sylvia Sasse

			Aktenlesen gegen Desinformation

			Die »künstlerische Lektüre« osteuropäischer Staatssicherheits-Akten1

			Nach 1989 haben Künstler*innen und Schriftsteller*innen aus beinahe ganz Osteuropa begonnen, ihre über sie verfassten Staatssicherheitsakten zu lesen, in den Archiven zu recherchieren, sich mit den Bildern, den »Performances« und Texten von Geheimpolizei und Geheimdienst zu beschäftigen. Inzwischen kann man sagen, dass daraus so etwas wie eine künstlerische Gattung entstanden ist, eine Art »Aktenkunst« und »Aktenliteratur«, die selbst einen wichtigen Beitrag zur Analyse der Akten leistet. Es ist eine Analyse der Sprache und ihrer Rhetorik, der Narrative, der visuellen Serialität von Beobachtungen, der Herstellung von »Kompromat«, des schikanierenden Theaters und insgesamt der »zersetzenden« Verfahren der Geheimpolizei.

			Diese »Gattung« beschränkt sich nicht nur auf Beispiele aus den ehemaligen osteuropäischen Staaten, in denen die Archive mehr oder weniger zugänglich sind, sondern auch auf andere Länder und Fälle, in denen Aktenöffnungen erzwungen worden sind, beispielsweise in der Schweiz oder in Südamerika. So hat beispielsweise die chilenische Künstlerin Voluspa Jarpa mit ihren Arbeiten Minimal Secret und Translation Lessons gezeigt, was es bedeutet, wenn Akten zwar zugänglich gemacht werden, aber dennoch unlesbar bleiben. Sie beschäftigt sich mit den freigegebenen CIA-Akten der Operation Condor in Chile zwischen 1948 und 1994. Unter diesem Codenamen arbeiteten Geheimdienste sechs lateinamerikanischer Länder mit den USA zusammen – mit dem Ziel, linke und oppositionelle Kräfte weltweit zu verfolgen und zu töten. Die Akten wurden 2009 im Rahmen des UNESCO-Programms Memory of the World freigegeben. Das CIA-Material ist jedoch wegen der massiven Schwärzungen größtenteils unlesbar. Jarpas Arbeiten, in denen sie riesige Akteninstallationen baut, präsentiert das Archiv selbst als Kunstwerk, allerdings als rein dekoratives Kunstwerk, in dem die freigegebenen Akten ihren eigentlichen Zweck völlig verfehlen.2

			Künstler*innen und Schriftsteller*innen setzen sich so nicht nur mit den Akten, sondern auch mit der Frage auseinander, wie eine Gesellschaft mit diesen Akten umgeht, wie sie den Zugang zum Archiv ermöglicht oder verweigert – wie in Russland. Sie zeigen, ob die Recherche unterstützt oder erschwert wird, wie beispielsweise in Bulgarien, wo der Journalist Hristo Hristov ähnlich »zersetzenden« Methoden bei der Recherche ausgesetzt ist wie jenen, die er eigentlich untersuchen will.3 Doch selbst wenn der Aktenzugang verweigert worden ist, wie in Russland, hat sich beispielsweise der international bekannte Satiriker Vladimir Vojnovič in einem autobiografischen Roman Anfang der 1990er Jahre gerade damit beschäftigt, was es heißt, die Akten nicht zu Gesicht zu bekommen und letztlich nicht zu erfahren, ob er in den 1970er Jahren bei einem Verhör vom KGB vergiftet wurde.4 

			Das »künstlerische« Lesen der freigegebenen Akten stellt zudem die Frage, wie und wo dieses Material jenseits des Archivs »aufbewahrt« wird. Im Grunde fungieren die Künste als Modus einer zusätzlichen Öffentlichkeit für Material, das bis 1989 nicht nur verborgen bleiben sollte, sondern das auch heute noch für nur wenige zugänglich ist. Denn nicht zuletzt machen die Künstler*innen mit ihren Büchern, Installationen, Filmen, Performances oder Archiven nicht nur ihre eigenen Akten und damit die nonkonformistische Literatur und Kunst in Osteuropa aus der Perspektive der Stasi sichtbar, sondern sie fordern auch einen kritischen Umgang mit dem Material selbst ein. 

			Aktenlesen, sich selber lesen

			Einen ersten starken Impuls gab die Aktenöffnung dem Schreiben von Autobiografien. Zuerst in Deutschland, später auch in anderen osteuropäischen Ländern entstanden Texte, deren Autor*innen die Akten einerseits als Material der Erinnerung und andererseits als fantastische staatliche Gegenerzählung zur eigenen Erinnerung genutzt haben. Die unheimliche Nähe von (F)akten und Fiktion war dabei von vornherein eine der Untersuchungsperspektiven, mit denen die Autor*innen gearbeitet haben. Wie hat die Staatssicherheit ins eigene Leben eingegriffen? Was hat sie erfunden? Welche Auswirkungen hatte dies auf die Möglichkeit zu publizieren? Klaus Schlesinger etwa beschreibt die Lektüre seiner Akten mit dem Gefühl, selbst zu einem Protagonisten in einem Buch geworden zu sein, dessen Autor man nicht ist. Es kam ihm vor, als sei die ästhetische »Struktur dieses Romans der europäischen Moderne entlehnt, in der die Figuren aus Blicken entstehen, die andere Figuren auf sie werfen«.5 Sich selbst als Romanfigur zu begreifen, führe zu einer unvereinbaren »Kontrasterfahrung zwischen der imaginierten Wirklichkeit der Akten und der erinnerten Ereignisse«.6 

			Péter Esterházy wiederum beschreibt im umgekehrten Fall seinen Schock, die Akten seines Vaters als Täterakten vorgelegt zu bekommen, eher mit dem Gefühl, in einen fantastischen Roman geraten zu sein. Er schreibt, dass die Realität der Akten fantastischer war als seine Einbildungskraft: »Ich kann mir mancherlei vorstellen, aber das, was jetzt ist, worin ich jetzt stecke, nicht.«7 Doch nicht nur die Autorschaft am eigenen Leben geht mit einem Schlag verloren, die eigene Erinnerung erweist sich als Fehlwahrnehmung, das bisherige autobiografische Schreiben als nur eine von mehreren möglichen Versionen. Plötzlich gilt für das eigene Leben, was sonst nur für die künstlerische Tätigkeit relevant ist. Für einmal ist man nicht Autor, sondern Figur, nicht Subjekt, sondern Objekt von Beobachtung, Beschreibung, aber auch von Stilisierung, Polemik, Verfremdung. 

			Die literarischen Texte machen deutlich, was es bedeutet, es mit Ge­­heimdienstfiktionen über das eigene Leben zu tun zu haben. Die Literaturwissenschaftlerin Cristina Vatulescu hat deshalb bereits vorgeschlagen, Geheimpolizeiakten als »collective literary work«8 zu lesen, als eine Art perverse Literatur, die auf der Fantasie von Beamten und Autokraten basiert. Wenn Schriftsteller*innen und Künstler*innen ihre Akten analysieren, dann tun sie das als Expert*innen für Fiktion, Narration und Theater. Dann haben sie es nicht mit Fiktionen über Spionage, Beobachtung oder Manipulation zu tun, selbst wenn diese, wie die Germanistin Eva Horn dies in ihrem Buch »Verrat, Spionage und moderne Fiktion« deutlich gemacht hat, die »luzideste Möglichkeit« seien, in der »Moderne über das politische Geheimnis zu sprechen«9, sondern weil – umgekehrt – gezeigt werden kann, wie sich die Geheimpolizei eines angewandten Theaters, einer angewandten Fiktionalisierung – bediente.

			Das Lesen und Analysieren der Aktenfiktionen wird so selbst wieder Literatur. Esterházy zum Beispiel macht aus der Lektüre der Akten seines Vaters ein Buch, das er Verbesserte Ausgabe nennt. Verbesserte Ausgabe, weil er unmittelbar vor der Akteneinsicht ein Buch über den Vater, den autobiografischen Roman Harmonia Caelestis, geschrieben hatte. Nach der Lektüre der Akten war dieses Buch unvollständig, eine Fehllektüre des Vaters durch den noch unwissenden Sohn. In »Verbesserte Ausgabe« macht er den Vorgang des Aktenlesens zum Plot. Er lässt uns sowohl an den Schreibübungen seines Vaters als Informant als auch an seiner Lektüre dieser geheimdienstlichen Texte teilhaben. Er liest und schreibt, wie sein Vater mehr und mehr zum Informanten wird und wie es ihm gelingt, als Informant immer »besser« zu werden. Esterházys Lektüre pendelt dabei zunächst zwischen Schock, Angst, Scham, Verzweiflung und verwandelt sich irgendwann in Langeweile. Es ist eine emotionale und distanzlose Lektüre, von der auch viele andere Schriftsteller und Künstler berichten, die ihre eigenen Akten oder die ihrer Familie gelesen haben.

			Auch Jürgen Fuchs, einer der am meisten bespitzelten und »bearbeiteten« Schriftsteller der DDR, der allein 30 Aktenordner über sich selbst zu lesen hatte, reagierte unmittelbar mit einer literarischen Lektüre der über ihn erstellten Dokumente und verarbeitet sie später in unterschiedlichen Texten, unter anderem auch im Roman Magdalena. MfS, ­Memfisblues, Stasi, Die Firma, VEB Horch & Gauck – ein Roman. 1991 verfasst er für den Spiegel die siebenteilige autobiografische Essayserie Landschaften der Lüge. Über Schriftsteller im Stasinetz.10 Darin lässt er uns an seinem Lektüreprozess unmittelbar teilhaben: »Nicht schlecht: der ›Denkprozess‹ setzt ein. Auf die Familie wird Druck ausgeübt, das macht die Abteilung 5 der HA XX (›Bearbeitung von Inspiratoren und Organisatoren der politischen Untergrundtätigkeit‹), wo ich seit ‘74 mit dem OV (Operativen Vorgang) ›Pegasus‹, später ZOV (Zentraler Operativer Vorgang) ›Opponent‹ geführt werde. Meine Frau wird auf allen Wegen von mindestens zwei Männern dicht begleitet, Abstand ein bis zwei Meter, in Jena bei ihren Eltern sitzen sie im Vorsaal der Wohnung, am Wochenende jedesmal ›Besichtigung‹, auch im Kinderzimmer sehen sie nach, ob sich keine ›unbefugten Personen‹ versteckt haben. So geht es neun Monate.«11 

			Fuchs flicht Aktenmaterial in seine autobiografischen Erinnerungen ein, markiert einzelne Wörter wie »Besichtigung«, »unbefugte Personen« oder Aktenzeichen und Abkürzungen. Diese dienen nicht einfach der Verifizierung der Bespitzelung, er kann sich, wie er schreibt, ohne dieses Vokabular nun schlicht nicht mehr an die eigene Vergangenheit erinnern. Die Stasi-Sprache schiebt sich dazwischen, schmuggelt sich in die Erinnerung.

			Die literarischen Analysen des Aktenmaterials zeigen, auch wenn das hier nur angedeutet werden kann, wie sich das autobiografische Schreiben nach 1989 durch das Lesen der Akten verändert hat. Péter Esterházy, der formuliert hatte, dass die »Zersetzung« auch für den Leseprozess gegolten habe, trifft dabei einen wichtigen Punkt. Die »zersetzende Lektüre« hat unter anderem den Effekt, wie es Fuchs demonstrierte, dass die fremde Sprache der Akten, die Sprache der »Zersetzung«, das autobiografische Schreiben unterwandern kann. Eine Erinnerung an die Bespitzelung und Zersetzung ist oftmals nur in der Sprache der »Zersetzung« selbst möglich. Die durch die »Zersetzung« erreichte Dekomposition der Biografie führte jedoch nicht nur zu einer Störung der eigenen Erinnerung, sondern oftmals auch zu einer konkreten Ungewissheit über die Zukunft. Denn das Aufdecken der Inhalte in den Geheimdienstakten und die Enttarnung der Inoffiziellen Mitarbeiter hatte unmittelbare Folgen für die eigene Familie, den Freundeskreis. Das Lesen der Akten wurde so zu einem risikoreichen biografischen Unterfangen.

			Re-Enactments

			Während Fuchs zeigt, wie die Stasi-Sprache Teil seiner Autobiografie wird, hat die Erfurter Künstlerin und Autorin Gabriele Stötzer damit begonnen, mit Textfragmenten aus ihren Stasi-Akten künstlerisch zu arbeiten und diese dabei zu dadaisieren, das heißt, ihren unsinnigen Kern freizulegen. Sie reagiert auf die »Zersetzung« mit einer »Gegenzersetzung«, indem sie das Material aus mehreren Tausend Seiten »Sachstandsberichten«, »Beobachtungsprotokollen« und »Maßnahmeplänen« einfach aufführt, mal alleine, mal mit einer Opernsängerin, die ihr von der Stasi konstruiertes angebliches Delikt trällert: »[D]ie feindlich-negative Grundeinstellung der Person, ihre Zielstellung, feindliches Gedankengut zu verbreiten und sich mit weiteren feindlich-negativen Personen als Gleichgesinnte zusammenzuschließen, ist geeignet, die Zielstellung von Feindzentren bei der Organisierung eines politischen Untergrundes in der DDR verwirklichen zu helfen.«12

			Die gebetsmühlenartige, ja beschwörende Wiederholung der Feindvokabeln – feindlich-negative Person, feindlich-negative Grundeinstellung, Feindzentren und feindliches Gedankengut – lässt nicht nur einen Stasi-Mitarbeiter erkennen, der stilsicher Stasi-Deutsch beherrscht.13 Vielmehr hämmern die Sätze Vokabeln in die Akten, die durch ihre permanente Wiederholung und Selbstzitation den »Feind« erst produzieren. Die Akte selbst wird zum Ort der Tat. 

			Die Quellen, so macht Stötzer deutlich, sind es, die den Feind schaffen, sie dokumentieren ihn nicht, sondern sie interpretieren alles Beobachtete als feindlich. Die Quellen verletzten somit als Dokumente alle Regeln der Repräsentation. Nimmt man sie jedoch als Repräsentationen der Realität ernst, wie es zum Beispiel die Künstlerin Cornelia Schleime in ihrer Arbeit Bis auf weitere gute Zusammenarbeit gemacht hat, dann kommen absurde Bild-Text-Relationen heraus. Schleime, die 1984 aus der DDR ausgereist war und davor und danach intensiv bespitzelt wurde, hat 1992 ihre Stasi-Serie Bis auf weitere gute Zusammenarbeit, Nr. 72/84/8514 begonnen, in der sie sich zu Beginn für die »Hilfe des Ministeriums für Staatssicherheit der DDR und dessen zahlreichen Helfern« bedankt. 

			Schleime sucht aus ihren Akten besonders banale Sätze heraus, die sie fotografisch realisiert, sie hat die Texte regelrecht aufgeführt, und zwar solche, die ihr eine »asoziale Lebensweise« unterstellen, ein typisches Beschuldigungsnarrativ für Künstler*innen im Ostblock. Sie montiert dazu frivol dekadente Selbstporträts auf 15 verschiedene originale Aktenblätter: Mal sieht man sie Bravo lesend auf dem Bett fläzen, mal nackt in einem Mohnfeld tanzen oder vor einer amerikanischen Limousine posieren. Man könnte diese Serie auch als umgekehrte Ekphrasis beschreiben, nicht als Bildbeschreibung, sondern als Textbebilderung, nicht als literarische Visualisierungsstrategie, sondern als nachträgliche fotografische »Dokumentation« der im Text geschilderten Ereignisse. 

			Steht zum Beispiel in Schleimes Stasi-Akte: »Die Wohnung ist notdürftig mit alten Möbelstücken, was modern wirken soll, eingerichtet. Ihre äußere Erscheinung ist mit der Aussattung (sic!) der Wohnung in Abstimmung gebracht worden und ›soll‹ ebenfalls sehr modern aussehen«,15 so »verifiziert« Schleime die Beobachtung mit einem Selbstporträt, auf dem sie ein hochgeschlossenes schwarzes Kleid mit Spitzenkragen trägt. Sie sitzt auf einem alten Stuhl an einem Tisch, dessen Tischplatte mit einer braun-orange gemusterten Decke bedeckt ist, neben ihr sitzen ein deutscher Schäferhund und auf dem Tisch eine fette Katze, auf dem Kopf trägt sie einen Hut, der an eine biedere Tracht erinnert.

			Steht in der Akte: »Dem ABV sind keinerlei über den Ermittlungsbericht vom 24.10.83 (Blatt 74–75) hinausgehenden Informationen oder Hinweise bekannt geworden, dass sich die Sch. äußerst unauffällig bewegt«,16 dann »verifiziert« Schleime das äußerst unauffällige Bewegen mit einem Selbstporträt, auf dem sie mit roter Perücke und einem zwei Meter langen Zopf auf dem Kopf einen Kinderwagen hinter sich herzieht. Schleime verlacht die angebliche Realität der verbalen Quellen, indem sie mit ihrer Umkehrung von Text und Foto auch eine andere Umkehrung stattfinden lässt, eine karnevaleske, die den dokumentarischen Status der Quellen betrifft. 

			Die Sichtbarmachung des Absurden »geheimpolizeilicher Wissensproduktion« war auch das Anliegen von Max Frischs penibler Aktenlektüre Ignoranz als Staatsschutz. Frisch hat nach dem Studium seiner Fichen, die der Schweizer Staatsschutz über 42 Jahre, zwischen 1948 und 1990, angelegt hatte, eine regelrechte Rückaneignung betrieben. Die Existenz der Schweizer Fichen wurde fast zur gleichen Zeit bekannt beziehungsweise geöffnet wie die Akten in Osteuropa. Zwischen 1900 und 1990 wurden 900.000 Staatsschutz-Fichen angelegt, die mehr als 700.000 Personen erfassten.17 Frisch hat die größtenteils lächerlichen Einträge über seine Treffen mit Intellektuellen aus dem Osten akribisch korrigiert, ironisch kommentiert und vor allem ergänzt, und zwar um viel relevantere Ereignisse als jene, die der Staatsschutz ein- bis zweimal pro Jahr notiert hatte.18 Wenn man jedoch nach der Lektüre von Frischs Lektüre darauf schließen möchte, dass der Schweizer Staatsschutz nachlässig gearbeitet hätte, dann ist das ein Irrtum. Wie penibel und zugleich einfallsreich der Fotograf der linken Bewegung der 1980er Jahre Miklós Klaus Rózsa beobachtet und drangsaliert wurde, zeigt jüngst die Publikation seiner zwischen 1971 und 1990 durch den Staatsschutz angelegten Akten. Rózsa hat die Akten veröffentlicht und im Buch teilweise mit seinen eigenen Fotografien, die zur Zeit der Beobachtung entstanden sind, überklebt, sodass immer seine Perspektive mit der des Staatsschutzes in Konflikt tritt. Christof Nüssli und Christoph Oeschger, die das Buch mit Rózsa zusammengestellt haben, sprechen an dieser Stelle von »unfreiwilligem Humor«, der »Unzulänglichkeit der Analysen«, dem »Erwähnen von Nebensächlichem« und »wilden Spekulationen«, etwa wenn ein Aufkleber mit handgezeichneter Bombe zum Indiz für »Terrorismusverdacht« wird.19 

			Die Akten zeigen eine andere Feindproduktion, in der die jugendlichen Kritiker der damaligen Schweizer Gesellschaft unbedingt als »Chaoten«, »Sozialisten«, »Terrorverdächtige« beziehungsweise als »militant« bezeichnet werden mussten, um das harte Vorgehen der Polizei gegen die »Bewegten«, wie die Jugendbewegung der 1980er Jahre in der Schweiz genannt wurde, zu rechtfertigen. Rózsa war in den 1980er Jahren Fotograf der Zürcher Jugendszene und der Polizeiaktionen gegen Demonstranten. Seine Fotografien, die den Blick auf die Polizeiarbeit richten, haben ihn schließlich selbst zum Objekt der Beobachtung durch den Staatsschutz gemacht. Die Schweizer Staatsschutzakten zeigen, dass die Produktion eines Feindes nicht nur ein Phänomen von Diktaturen oder Autokratien ist, sondern die Geheimpolizei auf ganz unterschiedliche Weise Kritiker der Gesellschaft als Staatsfeinde beziehungsweise Extremisten darstellt – Rózsa zum Beispiel landete tatsächlich in der »Extremistenkartei« der Schweiz. Es ist diese Geschichte der westlichen Demokratien, die in der Regel im Verborgenen bleibt – und an die uns die geöffneten ehemaligen Geheimdienstarchive in Osteuropa erinnern sollten.

			Re-Archivierung 

			Der ungarische Künstler György Galántai wiederum geht mit der Lektüre seiner Akten ganz anders um: Er hat seine umfangreichen Akten 1999 nicht nur gelesen, sondern als erster Künstler in Ungarn auch auf seiner Internetseite und auf der Seite des Artpool Art Research Centers veröffentlicht (www.galantai.hu und www.artpool.hu). Damit hat er das Geheimpolizeimaterial in ein künstlerisches Archiv integriert und den Spieß umgedreht: Die Dokumente der Geheimdienste können von der Kunst vereinnahmt werden, das Archiv ist selbst zum Kunstwerk geworden. 

			1979 gründete er mit Júlia Klaniczay das Archiv Artpool Art Research Center, das heute in das Museum der Bildenden Künste in Budapest integriert ist. Es ist eines der umfassendsten Archive der osteuropäischen Kunst mit Fokus auf Konzeptkunst, Fluxus, Mail Art, Performance Kunst und anderen »experimentellen« Kunstformen seit den 1980er Jahren. 

			Artpool ist laut Galántai und Júlia Klaniczay aus den Aktivitäten in den Kapellen-Atelier-Ausstellungen in Balatonboglár hervorgegangen, wo sich die ungarische Kunstszene zwischen 1970 und 1973 regelmäßig getroffen hat. Die Geschichte von Balatonboglár ist wiederum ohne die permanente, aktive Interaktion mit der Polizei und dem Geheimdienst nicht denkbar: »Es lief eine ständige Auseinandersetzung zwischen uns und dem Staats­apparat – 24 Stunden. Was sie ausgeatmet haben, haben wir eingeatmet, was wir ausgeatmet haben, haben sie eingeatmet.«20 

			Diese »Interaktion« vor 1990 hat zu einer weiteren Parallelaktion von Galántai und dem Geheimdienst geführt, die das Archiv und das Archivieren als Praxis betrifft: Beide, Galántai und die Staatssicherheit, haben »Tausende von Namen und Adressen« und »Abertausende von Briefen, Zeichnungen, Zeitschriften, Künstlerstempel- und Bücher, Kataloge, Poster, Magazine und audiovisuelles Material«21 gesammelt. Beide haben in Netzwerken gedacht und das Material aus diesen Netzwerken bezogen. Beide haben ihre jeweils fiktionalisierten Fakten in die jeweiligen Archive einsortiert, um daraus weitere, andere Kunstgeschichten zu schreiben – die gegensätzlicher nicht sein konnten. Doch in der Archivpraxis gibt es eine auffällige Parallele: Galántai beschreibt in seinem Manifest Active Archive 1979–2003 den Unterschied zu »traditionellen Archivpraktiken« wie folgt: »Die Idee hinter dem Artpool-Projekt ist es, ein ›Aktives Archiv‹ zu schaffen, das auf spezifischen künstlerischen Aktivitäten basiert. Dies unterscheidet sich von den traditionellen Archivierungspraktiken dadurch, dass das ›Aktive Archiv‹ nicht nur bereits vorhandenes Material von ›da draußen‹ sammelt, sondern durch seine Funktionsweise auch genau das zu archivierende Material erzeugt.«22 Die Praxis korreliert mit der Funktionsweise der Geheimdienstarchive, die ebenfalls nicht nur vorhandenes Material von »da draußen« gesammelt haben, sondern das Material für das Archiv erst selbst herstellten. Galántai selbst meint jedoch ein künstlerisch-kuratorisches Herstellen und Sammeln von Dokumentationen. 

			Nach 1990 ist mit der historischen Zäsur das eine Archiv deaktiviert worden – und das andere, Galántais »Aktives Archiv« existierte weiter. Bis heute steht das »Aktive Archiv« für Transparenz: So ist es ein historischer Akt von kaum überschätzbarem Wert, dass Galántai seine Akten komplett der Öffentlichkeit zur Verfügung stellte – und so mit einem künstlerischen Akt das einforderte, was den Umgang mit Geheimdienstarchiven heute ausmacht: nämlich Material offenzulegen und zugänglich zu machen. Denn im ÁBTL (Állambiztonsági Szolgálatok Történeti Levéltára, Historisches Archiv des Geheimdienstes) ist ein transparenter Zugang nur teilweise gegeben – ein Teil der Dokumente wird von der Nachfolgeorganisation der ehemaligen Geheimdienste bis heute verwendet.23 Denn die vollständige Öffnung der Akten – wie es in Deutschland mit dem Staats­sicherheitsarchiv der DDR erfolgte – wurde in Ungarn bis heute nicht vollzogen. Aus dieser Sicht ist der künstlerische Akt von Galántai, seine Akten bereits 1999 online zu stellen, auch eine Art Pre-Enactment eines (noch) nicht eingetretenen Schrittes im Umgang mit dem Geheimdienstmaterial in Ungarn. Sein Akt ist damit die Forderung der Transparenz, um einer Verharmlosung, Verschleierung und der damit einhergehenden Fortsetzung der Fiktionalisierung von Geschichte durch die Geheimpolizeidokumente entgegenzuwirken.

			Das Gegenkonzept – einen Akt der De-Archivierung – hat Tamás Szentjóby im Umgang mit seinen Akten vollzogen. Er reagierte auf die Veröffentlichung von Akten durch Kunsthistoriker im Jahr 1993, die ohne jedwede Beachtung von Persönlichkeitsrechten oder Datenschutz Aktenmaterial auf einer Internetseite veröffentlicht hatten. Szentjóby ließ da­­raufhin alle Akten, die seine Person betrafen, sperren; dies unter ­anderem auch, um darauf aufmerksam zu machen, dass die Arbeit am und im Archiv rechtlich geregelt werden muss. Szentjóby war zu Recht entsetzt ­darüber, dass extrem sensibles, auch sein Privatleben betreffendes Material der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt wurde. Es ist mehr als verständlich, dass er in einem Akt des Protestes seine Akten sperren ließ. Zwar ist aus seiner Sicht die Unsichtbarmachung seiner Akten absolut verständlich und legitim – für die Forschung ist das jedoch ein immenser Verlust. 

			Re-Lozieren, De-Platzieren

			Leerstellen im Archiv sind auch eine Projektionsfläche für Künstler*innen, die den Zugriff auf die Akten nicht zur Aufarbeitung und/oder Ergänzung der eigenen Biografie oder zur Erforschung geheimpolizeilicher Praktiken nutzen, sondern einer zweiten Generation angehören, die hauptsächlich am visuellen Material des Archivs interessiert ist. 

			Jens Klein, der sich seit zehn Jahren mit dem Bildmaterial des ehemaligen MfS auseinandersetzt, hat aus dem vorhandenen visuellen und seriellen Material mehrere künstlerische Serien erarbeitet – unter anderem Briefkästen (2012), Spaziergänger (2012), Ballons (2013) und Sunset (2018). Es handelt sich um Beobachtungsserien, deren Grundlage Kleins Recherche in der Behörde des Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR (BStU) darstellt. Für seine Präsentation des Materials kappt Klein in Briefkästen die Verbindung zum Kontext, er löst die Fotos aus ihrem Zusammenhang, lenkt die Aufmerksamkeit fort vom Akt der Bespitzelung hin zum Aufgenommenen selbst. Jens Klein sagt: »Auf den Bildern, die ich ausgewählt habe, wissen die Leute nicht, dass sie überwacht wurden – davon gehe ich zumindest aus. Es scheint ja völlig banal, es passiert ja nichts, wo man denken könnte, das wäre jetzt verdächtig.«24

			Die künstlerische Recherche im Archiv führt zu einem Auffinden von Serien beziehungsweise von einem geheimpolizeilichen Denken in Serien. So ist das nicht nur bei Klein, sondern auch bei Arwed Messmer (Reenactment MfS) und Simon Menner (Top Secret). Alle drei Künstler haben dieselben Serien und die Logik der Serie im Archiv gesehen und sehr unterschiedlich verwendet. Spitzelaufnahmen folgen der Logik der Langzeitbeobachtung, der Wiederholung oder, in Stasi-Deutsch, einer »Wer-ist-Wer-Aufklärung«: Wer sind die Besucher der Galerie, wer geht diese Straße entlang, wer wirft seine Briefe in diesen Briefkasten? Während Serien in der Kunst eher auf die Differenz der Wiederholung abzielen und diese erzeugen, geht es hier gerade darum, visuelle Muster zu erkennen, um Abweichungen im Beobachteten zu erfassen. 

			Während Klein weniger an Skurrilität und Absurdität, umso mehr aber an Alltäglichem interessiert ist, interessiert sich Menner für ganz andere Bildserien, für die Maskierungen von Inoffiziellen Mitarbeitern, für geheime Zeichen, für Selfies von IMs, für das Überwachungstraining, für die Rekonstruktion einer Bombe aus dem Bestand der tschechischen Geheimpolizei. Auch Messmer nimmt Material aus dem Archiv, Fotos und Asservate und ordnet sie neu an, weniger in Serien als in Vernetzungen.25 Während Klein den Blick auf das Beobachtete lenkt, richten Menner und Messmer ihr Interesse auf die Selbstdokumentationen des MfS und der Státní bezpečnost, der Geheimpolizei der ČSSR. Und dennoch kommt es vor, dass im Katalog Top Secret, in Kleins Serie Briefkästen und in der Dauerausstellung der BStU genau das gleiche Foto einer Frau, die einen Brief in den Postkasten wirft, abgebildet ist. Während Klein die Beziehung zum Kontext kappt, übernimmt Menner die knappe Beschreibung aus dem Bestand der BStU. Dabei erfährt man, dass mehrere zentrale Briefkästen in der DDR von der Stasi heimlich überwacht worden sind, um rekonstruieren zu können, wer verdächtige Briefsendungen eingeworfen hat. Zusätzlich konnte die Stasi die Kästen eigenmächtig öffnen und dabei eine reguläre Leerung vortäuschen.26 

			Wenn man überall genau das gleiche Exponat beziehungsweise dieselbe Serie sieht – die Menschen und den Postkasten –, bei Klein, bei Menner, in der BStU, dann drängt sich die Frage auf, ob man den ­Briefkasten bei Klein anders als bei Menner und bei Menner anders als in der BStU betrachtet. Klein interessiert sich dafür, dass wir auf den Bildern nichts Spektakuläres erkennen können. Im Unterschied zu Klein war die Stasi selbst beim Herstellen ihrer Überwachungsserien gerade nicht am Alltäg­lichen interessiert, sondern am Aufspüren feindlicher, dissidentischer Handlungen. Was, so ihre Befürchtung, wie Alltag aussehen oder als Alltag »verkleidet« sein mochte, könnte ein Akt riskanter Subversion sein – deshalb die Beobachtung. Das Foto selbst aber kann dies nicht abbilden, es kann den Akt der Subversion nicht zeigen. Es ist allein der Blick, der die Möglichkeit des Nichtalltäglichen einkalkuliert. 

			Nicht zuletzt gehört der Briefkasten zu den gängigsten Bild-Topoi der Geheimpolizei. Die ständige Ausstellung des Stasimuseums Berlin informiert in einer eigenen Abteilung über die Postkontrolle; bei Führungen werden sogar Brieföffnungstechniken reinszeniert. Mit der Übernahme dieses Motivs von Klein und Menner steht hier nicht so sehr der »Alltag« im Mittelpunkt, sondern die Selbst-Mythologisierung der Stasi, nämlich: dass sie ihre Überwachung scheinbar im Griff hatte.

			Kleins, Messmers und Menners Arbeiten mit Fotoserien, die diese zu einem Readymade machen, wirft aber noch andere Fragen auf. Werden die Bilder, die die Künstler im Archiv vorfinden, in einem künstlerischen Kontext, im Galerieraum oder auf dem Kunstmarkt zu jeweils anderen Bildern? Ist diese Umplatzierung eine kunstkritische Strategie, also zielt sie auf sich selbst, auf die Verwendung von Bildern im Kunstbetrieb, die aus einem geheimpolizeilichen Kontext genommen wurden? Oder ist es eine kritische Strategie in Bezug auf die Geheimpolizei und die Ästhetik von Überwachung, die uns diese Fotos – so aus dem Kontext gerissen – vorführen? Handelt es sich um eine Ästhetisierung von Material, dessen ursprünglicher Zweck es war, anderen zu schaden, sie zu »zersetzen«? Auch für Klein stellt sich damit die Frage: »Darf man das so machen?«27 

			Eine indirekte Antwort darauf gibt vielleicht eine andere künstlerische Arbeit: »Im Sommer 2007 entdeckte ich auf dem Arbeitstisch meiner Kollegin Alba D’Urbano einen Katalog, dessen Titelfoto mich unerwartet stark irritierte. Das Bild auf dem Umschlag zeigt eine nackte, sitzende junge Frau mit einem schwarzen Balken über den Augen, die Unterzeile bildet ein Stempel der BStU (Behörde der Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes). Die Frau war ich vor 25 Jahren. Im Katalog sind weitere Fotos von nackten Frauen, die am Ufer eines Sees sitzen, abgebildet.«28 Diese Sätze schreibt die Künstlerin und Fotografin Tina Bara. Sie entdeckt ein Foto von sich, das die Stasi 1983 konfisziert und archiviert hatte. Die Stasi hatte damals den Vorgang »Wespen« angelegt, der die »Frauen für den Frieden« beobachten sollte, eine Gruppe von Frauen, die sich in den 1980er Jahren für Entmilitarisierung, Abrüstung und eine friedensgemäße Kindererziehung in der DDR engagierten. Die spanische Künstlerin Dora Garcia hatte diese Fotos offensichtlich im Archiv der BStU gefunden und in ihre Ausstellung in der Galerie für zeitgenössische Kunst integriert. Später zirkulierten sie auf dem Art Forum Berlin bei zwei Galerien als Kunstwerke der spanischen Künstlerin – im Grunde wird hierbei das gleiche Verfahren sichtbar wie bereits bei Klein und Menner. D’Urbano und Bara beschließen jedoch, sich die Bilder wieder anzueignen, indem sie die Zirkulation von Bildmaterial zwischen BStU, dem Archiv der ehemaligen Stasi und dem Kunstmarkt wieder sichtbar machen. Bara und D’Urbano zeigen in einer komplexen Fotoinstallation die Fotos im Original aus dem Bestand der BStU, und sie fertigen neue Fotografien von jenen Frauen an, die auf den Fotos von damals abgebildet sind. Aus der Serie wird so ein Netz von Verweisen in Raum und Zeit, ein Chronotopos der Rückaneignung von Fotos aus dem Archiv und aus dem Kunstmarkt. Die Installation verbindet so die 1980er Jahre mit der Gegenwart, den See irgendwo in der DDR, an dem die Fotos gemacht wurden, mit dem Archiv und mit der Galerie von Dora Garcia und schließlich mit der eigenen Ausstellung. Durch die Herstellung der Beziehungen handelt es sich zugleich um eine Arbeit über Bildrechte, Persönlichkeitsrechte, Autorschaft und die eigenen Fotos als Readymades im Kunstwerk von anderen. Auf die Frage von Klein, ob man das dürfe, würden die Künstlerinnen wohl mit einem klaren »Ja« antworten, denn die BStU erlaubt offensichtlich die Um-Verwendung von Fotomaterial. Aber auch wenn man es darf, zeigt die Installation von Bara und D’Urbano, dass man wohl jederzeit damit rechnen muss, das »eigene« Readymade im Kunstwerk eines anderen zu finden, womöglich sogar im Kunstwerk derjenigen, die auf dem Foto abgebildet sind. 

			Zukunftsfragen

			Baras und D’Urbanos Arbeit weist auch über den konkreten Fall ihrer künstlerischen Arbeit hinaus. Sie fragen nach der Zukunft des ­Materials: Wie bleibt das Bildmaterial der Desinformation gegenüber Kunst und Künstler*innen auch in Zukunft lesbar und sichtbar? Letzteres ist besonders aktuell, haben wir es doch jetzt – über 30 Jahre nach Ende des Kalten Krieges – mit einer neuen Welle von Desinformation gegenüber Kunst und Künstler*innen zu tun, die sich altbekannter Verfahren bedient – und dies nicht nur in Osteuropa. Beschäftigt man sich mit den neuen Kampagnen gegen Künstler*innen, erkennt man, dass heutzutage zwar die medialen Verbreitungsmöglichkeiten andere sind, die Verfahren der Diskreditierung von politischen Gegner*innen aber nach ähnlichen Mustern verfahren. In Russland haben wir es beispielsweise mit Gerichtsprozessen zu tun, die wieder an die »Fabrikation« von Anklagepunkten anknüpfen, die wir aus der Sowjetunion kennen. Oder es werden künstlerischen Veranstaltungen mit »allen Schikanen« verhindert, wir nennen das eine performative Zensur, die die eigentliche Zensur überflüssig machen will. Oder: Um lästige Kunst, Kunst-Orte, NGOs, Theater oder Ähnliches loszuwerden, entzieht man die Finanzierung, löst Mietverträge, diskreditiert öffentlich Institutsdirektor*innen, stellt »Schwarze Listen« in einer medial gleichgeschalteten Medienlandschaft auf, wie in Ungarn in den letzten Jahren geschehen. Wenn wir die Akten »in Ruhe lassen«, passiert das, was zum Beispiel in Ungarn heute zu beobachten ist. Die fehlende Aufarbeitung des sozialistischen Systems ist einer der Gründe für die gegenwärtige Entdemokratisierung. Die Leerstellen, die Intransparenz, die Erpressbarkeit und Manipulation der Erinnerungskultur wird durch Re-Nationalisierung und »Fake-History« gefüllt. 

			Für die aktuellen Debatten um Desinformation sind die Akten der ehemaligen Staatssicherheitsdienste Osteuropas deshalb ein wichtiger Fundus, denn viele der geheimdienstlichen Praktiken, und dies gilt selbstverständlich nicht nur für Osteuropa, trifft man heute in nationalistischen, rechtspopulistischen Kreisen an, die sich unterdessen mit dem Nimbus der Andersdenkenden und Dissidenten zu schmücken versuchen und so die Geschichte und die Verwendung von Begriffen ausradieren möchten. Um es zum Schluss auf den Punkt zu bringen: Aktenlesen hilft eben auch gegen Desinformation.
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			Christoph Tannert

			Ostdeutsche Kunst im Übergangsmodus

			Wie Bilder aus der DDR um ihr Überleben ringen

			Im Jahr 2017 hatte der Kurator und Direktor des Dresdner Instituts für Kulturstudien, Paul Kaiser, mit scharfen Worten gegen die Ausstellungspolitik des Dresdner Albertinums polemisiert und einen eklatanten Mangel an Präsentationen mit Kunst ostdeutscher Herkunft beklagt.

			Es ist sein Verdienst, den Begriff der »Kunst in der DDR« durch die Orientierung auf »ostdeutsche Kunst« erweitert zu haben. Im Zusammenhang mit der Leipziger Ausstellung »Point of No Return«, zu deren Kuratorenteam er gehörte, führte er 2019 aus:

			»Wir sprechen von einer deutschen Kunst, die in Ostdeutschland entstanden ist. Und eben nicht nur in der DDR. […] Manche Künstler haben in vier verschiedenen politischen Systemen zwischen Weimarer Republik und Wiedervereinigung gelebt. Andere sind in den Westen gegangen und haben dort Kunst geschaffen. Auch das Prädikat ›ostdeutsch‹ kann nur ein Zwischenbegriff auf dem schwierigen Weg zur Wiedervereinigung beider deutscher Kunstgeschichten sein. Aber von dem DDR-Label müssen wir endlich wegkommen, es ist nicht mehr zeitgemäß.«1

			Die Dinge sind im Fluss. Längst sagt die geografische Zuschreibung nichts mehr darüber aus, ob jemand vormodern, postmodern oder zeitgeistkonform ist. Aber die Antwort auf die Frage, ob jemand heute gesehen oder nicht gesehen wird, ob er/sie gut oder schlecht verdient, hängt freilich vielfach mit der »richtigen« Herkunft zusammen.

			Im September 2020 hat Der Spiegel notiert: »Ost und West unterscheiden sich auch über 30 Jahre nach der Wiedervereinigung noch voneinander: in der Altersstruktur, den Lebensentwürfen der Menschen – und bei ihren Hobbys.«2 Das hat spezifische Auswirkungen nicht zuletzt auch auf ihre Kunstrezeption. Um den Osten zu verstehen, kann es nützlich sein, genauer auf die Künste zu schauen, auf deren Werke, ohne Antworten auf die Friedliche Revolution, abseits von Montagsdemonstrationen und Stasi-Strategien, weit weg von Bärbel Bohley, Gregor Gysi, Wolfgang Schnur und Egon Krenz.

			Die Wiedervereinigung ist ein Prozess, der noch immer läuft. Keine der Demütigungen ist vergessen.3 Nichts wurde vergeben. Wenn in Medien und Politik über die Kunst in Ostdeutschland verhandelt wird, muss diese meist herhalten, um Dogmen zu erklären, die mit ihr nichts zu tun haben. Noch immer zwingt der Westen dem Osten seine Diskurse auf. Das belegen Geschichtsschreibung und Programmplanungen in den Museen. Ausnahmen bestätigen die Regel.

			»30 Jahre nach der Einheit ist Deutschland noch immer geteilt«, formulierte im September 2020 Alfred Weinzierl im Spiegel. Eine seinerzeit aktuelle Studie der Bertelsmann Stiftung belege, dass viele Ostdeutsche sich bis heute als Bürger zweiter Klasse fühlen.4 Wie kann das sein? Liegt es an der Ambivalenz der Nachwendezeit? Manche Menschen haben sich damals eingemauert, ihre Vorwurfshaltung konserviert, andere sind ins Offene gezogen. Die meisten ließen keinen Zweifel daran, dass die DDR ein Unterdrückungsstaat war. Und dennoch finden sie nicht alles gut heute. Viele Familien brauchten ganze 25 Jahre bis sie sich wirtschaftlich einigermaßen stabilisieren konnten.

			Bis heute umstrittener Stellenwert

			Nach wie vor widersprechen sich die Meinungen, welcher Platz in den Museen der Kunst aus DDR-Zeiten heute zukommt. In Diskussionen, gerade auch im Feuilleton, herrschen eine erbärmliche Oberflächlichkeit und enorme Informationsdefizite. Besonders wagemutige Wissenschaftler*innen lassen das Pendel so weit nach links ausschlagen, wenn sie beispielsweise bei bestimmten Künstler*innen damals ein »ehrliches Interesse am Sozialismus«5 wahrnehmen, dass damit eine rückwärts gerichtete Glorifizierung der politischen Gegebenheiten in der DDR einhergeht, die wohl eher heutigen Wunschprojektionen entspricht als damaligen Erwartungen. 

			Wie auch immer – es geht um die Wahrnehmung von Diversität. Unverständlicherweise benebelt der negative Geist des Kalten Krieges den Blick nach wie vor. Dabei sollte doch vielmehr Pluralismus befördert, die Dominanz der Regeln des Kunstmarktes mit galeristischen Großverdienern an der Spitze zumindest im Museumsbereich zurückgedrängt werden. Gelänge das nicht, hätte dann nicht der DDR-Zentralismus moralisch und ideologisch gesiegt?

			Die größte Beleidigung für Künstler*innen aus dem Osten besteht darin, als nicht museumswürdig angesehen und damit praktisch disqualifiziert zu werden, (vergleichbar übrigens auch mit der Erfahrung mancher Rockmusiker*innen aus der DDR, die nach der Wiedervereinigung in Radiosendern der alten Bundesländer unberücksichtigt blieben). Besonders die ältere Generation bekommt diese Ignoranz oft deutlich zu spüren. Eine solche Ausgrenzung stößt einen Teil der ostdeutschen Kunstgeschichte ins Vergessen.6 Es fehlt an Diversifizierung in den Museen. Angesichts der »Vergötzung des Juvenilen« (Carl Einstein) könnte man fast von Alten-Feindlichkeit sprechen. Hinsichtlich seiner Auswahlkriterien ist das Kunstsystem extrem anfällig für Diskriminierungen. Denn durch die geringe Repräsentation bestimmter Gesellschaftsgruppen in Ausstellungen entsteht gar nicht erst irgendein Interesse an deren Lebensentwürfen, Themen, Herkunft, Stil oder medialem Ansatz. Eigentlich sollten Museen vorurteilsfrei aufklären. Aber jeder Mensch hat Vorurteile und die spielen bei Entscheidungen keine geringe Rolle. Es ist nicht zu übersehen: Der Glaubwürdigkeitsverlust jener Museen, die sich den Mainstream-Diskursen unterordnen, nimmt zu. Es sei denn, es gelingt endlich, sich von der überkommenen Vorstellung zu lösen, dass nur Ostdeutsche für Ostdeutsche eintreten, für deren Gleichberechtigung kämpfen können oder müssen.

			Schauen wir kurz zurück.

			Das Dresdner Albertinum hatte sich mit »Ostdeutsche Malerei und Skulptur 1949–1990« (2018/19) in Zeitlupe der Diskussion gestellt. Das mochte im Zeitalter der Zeittaktverkürzung ungewöhnlich wirken. Aber schildkrötige Langsamkeit ist für die Persistenz des Kanonisierten freilich nicht von Nachteil.

			Das Museum der bildenden Künste in Leipzig unter der Leitung von Alfred Weidinger zündet seit 2018 ein Feuerwerk an Ideen. Eröffnungen neuer Ausstellungen folgten Schlag auf Schlag. Es begann mit Sighard Gilles Figuren-Installation aus der Wendezeit, die man dem Meister der farbsüffigen Brigadebilder und des Gewandhaus-Himmels gar nicht zugetraut hätte.7 Darauf folgte 2018 die große Retrospektive von Arno Rink mit 65 Gemälden, zahlreichen großformatigen Zeichnungen sowie ungesehenen biografischen Fotografien und Dokumenten – ein wesentlicher Schritt zum Verständnis der Traditionslinien dessen, was heute die »Neue Leipziger Schule« genannt wird. Parallel dazu waren die bisher als Geheimtipp gehandelten Künstler*innenporträts der Fotografin Karin Wieckhorst zu sehen, die bei Atelierbesuchen in Dresden, Leipzig, Ost-Berlin und außerhalb der Zentren in den 1980er Jahren entstanden, zum Teil punkig aufgeladen durch Übermalungen der Porträtfotografien. 

			Alfred Weidinger hatte es sich auch zur Aufgabe gemacht, das Werk des Außenseiters Klaus Hähner-Springmühl (Karl-Marx-Stadt/Chemnitz) mit einer Ausstellung (2018/19) und der Katalogisierung seines Nachlasses zu promoten. Mit dieser Ausstellung wurde ein Künstler des staatsabgewandten Spektrums mit einer neue Aufmerksamkeitsakzente setzenden Museumsausstellung gewürdigt, was heutzutage eher selten vorkommt. Einen Anstoß dazu hatte unübersehbar die Ausstellung »Geniale Dilletanten. Subkultur der 1980er Jahre in West- und Ostdeutschland« im Dresdner Albertinum gegeben, an der Klaus Hähner-Springmühl ebenfalls beteiligt war.8 Leipzig glänzte außerdem 2018 mit einer Ausstellung des 1931 geborenen Leipziger abstrakten Sensualisten Gil Schlesinger. Museumsdirektor Weidinger hatte blitzschnell auf die Fehlstellen in der Programmatik seines Vorgängers reagiert und eine Kurswende eingeleitet, unter anderem auch mit wahrlich sensationellen Nachlassübernahmen, die dem ostdeutschen Bilderstreit schon jetzt neue Nahrung geben.

			Zweigleisig präsentiertes »Augenfutter Made in GDR«

			Es ist mittlerweile offenbar, dass die Deutungshoheit über die DDR-Vergangenheit von mehreren Seiten angefochten wird. Die Korrekturversuche laufen zugleich in diametral entgegengesetzter Richtung. Geforscht und neu bewertet werden DDR-Positionen aus dem staatstragenden und dem nicht-staatstragenden Bereich. Alle Museen, die aktuell mit Augenfutter Made in GDR aufwarten, fahren zweigleisig. Das führt zum Abbau der Fronten, was nicht das Allerschlechteste ist, genauso aber auch zu neuen Missverständnissen.

			Im Obergeschoß des Potsdamer Museum Barberini wurde 2017/18 im Rahmen von »Hinter der Maske. Künstler in der DDR« in einem eigenen Raum eine Re-Inthronisierung der Auftragswerke aus dem Ostberliner Palast der Republik vorgenommen. Das war das falsche Signal. Zurecht hatte man nach 1989 das sozialistische Designprogramm als staatliche Aufhübschungsmaßnahme erkannt und eine Einlagerung in der Kategorie »historische Zeugnisse« vorgenommen. Nun waren die harmlos-kitschigen Palast-Ausmalungen also wieder Kunst. Wie sollte man das bewerten? War das jetzt Modernisierung oder Historismus? Wenn man Revue passieren lässt, wie kleinere und größere Museen im Osten unseres Landes sich um Spezifisches mit DDR-Hintergrund trotz widriger Umstände verdient gemacht haben, dann ist das bewunderungswürdig. Man fragt sich nur, warum Museen im Westen dem Osten gleichwohl jahraus, jahrein die kalte Schulter zeigen.

			Die Kunsthalle Rostock überraschte bereits 2015 mit einer fulminanten Arno Rink-Schau, das dkw Cottbus feierte 2016 die »Clara Mosch«-Gruppe im Museum Junge Kunst, Frankfurt (Oder) wurde 2017 »Malstrom 2« zelebriert mit den aus der DDR emigrierten Dresdner Künstler*innen Reinhard Stangl, Ralf Kerbach, Cornelia Schleime, Helge Leiberg und Hans Scheib. Im Packhof, Frankfurt (Oder), gelang Doris Ziegler 2018 eine Werkschau, die unglaublich emanzipatorisch wirkte, weil sie in ihrer Reflexion, wo der Mensch heute steht, einfach wahr war. Durchbrechend wie ein Trompetensignal setzen Cottbus und Frankfurt (Oder) unter der Leitung von Ulrike Kremeier ihre Linie gegen die Autorität der Simpel im Lande bis in die Gegenwart fort.

			Wohltuend in einer Welt in Bedenkenlosigkeit wirkten seit Februar 2018 auch die klaren Traditionslinien in der Neupräsentation des Sammlungsbestandes mit Kunst nach 1945 im Kunstmuseum Moritzburg Halle (Saale). Mit der bewusstseinserweiternden Konzeption »Ins Offene. Fotokunst im Osten Deutschlands seit 1990« (ebenfalls 2018) unterstrichen die Kuratoren T.O. Immisch, Gabriele Muschter und Uwe Warnke noch einmal das ostdeutsche Kulturerwachen. »Die Freiheit wird nicht kommen, Freiheit wird sich rausgenommen«, heißt es beim Ostberliner ­Anarcho-Dichter Bert Papenfuß (heute Bert Elsmann-Papenfuß).9 Langsam demonstriert und strampelt sich der Osten frei. Den Westen juckt das nicht.

			Das starke Interesse auch junger internationaler Künstler an DDR-Erinnerungsarbeit zeigte sich 2018 ausdrucksstark in der Leipziger Halle 14 im »Requiem for a Failed State«. Zu erleben war eine Mentalitätsforschung der avancierten Art mit einer gesteigerten Hinwendung zur Geschichte, um Gegenwart besser zu verstehen.10 Wie endlos die Potenziale sind, stellte das Staatliche Museum Schwerin 2018 mit »Hinter dem Horizont« unter Beweis (wissend und ausgewogen kuratiert von Kornelia Röder und Deborah Bürgel).

			Mit »Medea muckt auf« offerierte die Kuratorin Susanne Altmann 2018/19 in der Kunsthalle im Lipsiusbau, Dresden, 35 Positionen »radikaler Künstlerinnen hinter dem Eisernen Vorhang« – aus der DDR, Polen, der CSSR, Ungarn und Rumänien. Die ausgestellten Arbeiten entstammten der Zeit zwischen den 1960er und 1980er Jahren. Ein Aufmarsch »zündelnder, provozierender, protestierender, experimentierender«11 Ost-Frauen von damals. Das entsprach den heutigen Zeitgeist-Perspektiven, nach denen die Avantgarde feminin, am besten noch feministisch ist und ein Gegengewicht zum bräsigen, national-konservativ orientierten Rollback herstellt. »Medea« verbreitete einen progressiv-moralischen Geist, der nichtsdestotrotz Humor zuließ. Den besten Spruch hatte ­Gabriele ­Stötzer auf Lager. Auf einer ihrer Postkarten war zu lesen: »Wenn lesbisch sein heißt, mit Frauen schlafen, sind alle Männer lesbisch und die Frauen homosexuell.« Die solide recherchierte Ausstellung lief nicht etwa den Ergebnissen der westlichen historischen Frauenforschung hinterher, sondern belegte klar die Unterrepräsentanz einer weiblichen Perspektive in der Kunstgeschichtsschreibung unter Hinzuziehung der Kunst von ostdeutschen und osteuropäischen Rebellinnen. Angestrebt wurde nichts weniger als eine neue Wertung und Kanonbildung. Das gelang. Dabei fiel auf, dass die Osteuropäerinnen mit den westlichen Avantgarden zeitgleich auf einer Stufe stehen, die Künstlerinnen in der DDR dagegen eigenen nationalen Traditionslinien verhaftet sind. Angela Hampel und Christine Schlegel zum Beispiel fühlten sich auf expressiv farbpotente Weise Penthesilea verbunden, Cornelia Schleime hingegen der Alchemie und Jenseitsprojektionen.

			Menschen suchen nach Aufmerksamkeit, nach Anerkennung, Zuwendung, Verständnis. Theaterstücke, Literatur, Kunst und Musik können dieses Sehnsuchtsareal mit Erlebnissen füllen. In den deutschen Fernsehanstalten, zumindest den dritten Programmen, hat man das verstanden. Dort findet mittlerweile häufiger ein Wiedersehen mit den Helden der Vergangenheit statt.12 In Galerien und Ausstellungshäusern eher nicht.

			Mehr als im Westen und mehr als heute gaben Kunstwerke in der DDR vielen Menschen das Gefühl, nicht allein zu sein. Deshalb gibt es gegenwärtig im Osten eine verstärkte Nachfrage nach Wiederbegegnung mit Bildern, die den Menschen in dunklen Zeiten Gesellschaft leisteten. Dieser Sehnsucht wird kaum oder nur an besonderen Gedenktagen entsprochen.

			Es verwundert nicht, dass der Kreis der Kunstrezipienten zwischen Ost und West in Ingroups und Outgroups zerfällt. Es fehlt eine Praxis des Einanderverstehens und -akzeptierens. Das ist sozial hinderlich, wenn in einer Gesellschaft gemeinsame Ziele verfolgt werden sollen. Oftmals mangelt es dem Führungspersonal der Museen daran, den Umstand zu verstehen, dass wir in unseren Geschicken aufeinander angewiesen sind. Das, was Kunst ermöglicht – Weltverständnis und Weltinterpretation – kann nicht prinzipiell begrenzt sein, ihre Reichweite hängt von eben dieser Verflechtung der Publika ab. Unser Erlebnis- und Deutungshorizont, der über Kunst vermittelt wird, hängt auch von den Erlebnissen der anderen ab.

			Eine Gesellschaft, die Menschen eine Heimat bieten will, braucht Er­­eignisfelder geteilter Lebenserfahrung. Im Osten Deutschlands ist eine kosmopolitische Ethik nicht ohne die Anerkennung spezifischen DDR-Erlebens denkbar. Wenn darüber nicht anhaltend museumsintern gestritten wird, verkommt die gedächtnisbildende Institution Museum zu einem identitätslosen Allerweltsschaulager. Wegen der Ausschüttung von Jubiläumsbudgets für Veranstaltungen zu »30 Jahre Mauerfall« wurden 2019/20 im Osten Deutschlands vergleichsweise viele Projekte realisiert, die mittels Kunst Auskunft gaben über Lebens- und Alltagsthemen, Heimat- und Wertvorstellungen. Aber wer aus dem Westen hat sich diese Ausstellungen angesehen, die ein enorm breites Spektrum ostdeutscher Kunst offerierten und von Menschen handelten, die den Zusammenbruch eines ganzen Lebenssystems durchgestanden hatten? 

			Dabei sollte bei diesem sensiblen Thema gelten: Ausstellungen gelingen nur dann, wenn man dem Kanon eine neue Richtung zu geben in der Lage ist. Sonst kann man es gleich sein lassen. Doch die weißen Flecken in der Kunstgeschichte der DDR zwischen 1949 und 1989 nehmen nur langsam ab. Die Namen und Ereignisse sind überschaubar, die Fangemeinde ist riesig und schaut immer genau hin. So wie auch bei zwei Ausstellungen, die 2019 herausstachen aus dem bundesdeutschen Veranstaltungskalender, zum einen »Von Ferne. Bilder zur DDR« (Museum Villa Stuck, München 2019, kuratiert von Sabine Schmid), zum anderen »Utopie und Untergang. Kunst in der DDR« (Kunstpalast, Düsseldorf 2019/20, kuratiert von Steffen Krautzig).

			Die Latte hängt hoch, seit immer weniger Künstler*innen aus dem offiziellen Pool tradierter Erzählungen ausgewählt werden, wie es einst durch die Bezirkskunstausstellungen und den großen »Kunstausstellungen der DDR« in Dresden13 erfolgte, flankiert von den einschlägigen Publikationen und den damaligen Wortführer*innen der DDR-Kunstwissenschaft.14

			Sabine Schmid hatte ein faszinierendes Konzept entworfen. Sie hält bis heute den Goldstandard in Sachen Neuinterpretation und Neuzugänglichmachung. Sie hat gezeigt, dass und wie es möglich ist, das intellektuelle Gleichgewicht auch unter den Bedingungen politischer Verschiebungen zu wahren.

			Man kann die problematischen Kapitel der DDR-Kunstgeschichte brav wegretuschieren, dann öffnet sich ein bis ins letzte Klischee durchkomponierter Fächer der Geschichtsklitterung.

			Steffen Krautzig verschaffte einigen, die es nicht verdienen,15 einen spektakulären Auftritt und hängte einige Einzelgänger*innen16 daran an. Bei ihm konnte man erfahren, wie eine durch und durch verkehrte Welt aussieht. Dreißig Jahre nach dem Ende der DDR erfreuten sich die Korsettstangen des DDR-Systems scheinbar besonderer Beliebtheit. Möglicherweise rührte das daher, dass jene Künstler, die bereits in den 1970er Jahren mit dem Segen der DDR-Mächtigen im Westen promotet wurden, dort bis heute eine Fangemeinde haben. Die Kenntnis über die nicht angepasste und junge Szene der DDR ist dagegen verschwindend gering.

			Neue Sinneinheiten

			Ein Beispiel für eine gelungene Konzeption stellt Elke Pretzel in der kleinen, aber feinen Kunstsammlung Neubrandenburg mit ihrer seit 2007 zugänglichen Neuhängung (mit dem vielversprechenden Titel »Der glückliche Griff«) unter Beweis, in der Änderungen durch Neuzugänge etappenweise umgesetzt wurden, was Konsequenzen für die gesamte Raumsituation hatte und scharenweise Besucher ins Museum zog. 90 Prozent Werke regionaler Künstler*innen wurden gemischt mit 10 Prozent Ankäufen Westdeutscher. Zu sehen waren hervorragende Werke von Strawalde, Matthias Jaeger, Hans Jüchser und Theodor Rosenhauer, die erneut unterstreichen, dass es auch unter dem Dirigat der DDR-Kulturfunktionäre möglich war, traditionsverbunden aber eigenwillig und mit Blickkontakt zum Internationalen zeitgenössisch zu arbeiten.

			Seit Jahren zeigen auch Jutta und Manfred Heinrich in ihrem Sammlermuseum in Maulbronn, dass man Ost- und Westberliner Kunst der 1980er Jahre in einen spannenden Dialog bringen kann. Neuhängungen in regelmäßigen Zeitabständen akzentuieren den reichen Sammlungsbestand an Malerei und Skulptur. So findet zusammen, was neue Sinneinheiten kreiert: Reinhard Stangl, Hans Scheib, Lutz Friedel und Barbara Quandt, Hans-Hendrik Grimmling und Peter Chevalier, Walter Stöhrer und Wolfgang Petrick. Wenngleich in verschiedenen Welten oder nach dem Weltenwechsel entstanden, duellieren sich die Werke nicht, das Publikum sieht sie miteinander aussagestark interagieren. Manfred Heinrich fing vor 35 Jahren als häufiger Gast des Künstlertreffpunkts »Café Mora« in Berlin-Kreuzberg damit an, den Verschlingungen der Lebenswege von ost- und westdeutschen Künstler*innen zu folgen und hat mittlerweile mehr als 300 Werke des Kritischen Realismus, der »Schule der neuen Prächtigkeit« und des Neoexpressionismus in den unterschiedlichsten Spielarten wie in einem Kaleidoskop miteinander verzahnt. 

			Diese Aufzählung von Veranstaltungen mag zahlenmäßig imposant wirken und man fragt sich: Sind die Ost-Künstler*innen undankbar? Hat es nicht in den letzten Jahren genügend Kunstausstellungen unter Einbeziehung von Ost-Kunst gegeben? Hochgerechnet auf die Anzahl der deutschen Museen und Ausstellungsinstitute und deren Programme kann aber leider nicht festgestellt werden, dass die dringend notwendige veränderte Sicht auf die Kunstentwicklungen im Osten vielen Kurator*innen ein Herzensanliegen ist.

			Was wäre zu tun? Sollte es nicht besser nach ästhetischer Qualität als nach Quote gehen?

			Die Meinungen sind geteilt. Die Aktivisten wünschen Quotierung nach Herkunft, die Traditionalisten setzen auf obskure Qualitätsmaßstäbe, wobei ihre Leitlinien zumeist an der Festschreibung des Überkommenen festhalten und nicht an der Regelbrechung. Aber institutionelle Gerechtigkeit kann nun mal nur erreicht werden, wenn sie wehtut.

			Wie auch immer. Künstler, die in der DDR gelebt haben, kürzer oder länger, verfügen über spezifische Erlebnisse und teilen mit anderen DDR-Bürgern ähnliche Erfahrungen. Sie bekennen sich zu ­Weltanschauungen und Ritualen sowie politischen Meinungen dieser oder jener Gruppe. Aber sie alle sehen die Welt auch auf unterschiedliche Weise, damals wie heute. Damit sind sie sich oftmals keinesfalls so nah, wie der pauschalisierende Begriff von »den Ossis« suggeriert. Bei aller Gleichmacherei gab es kein vollständig genormtes Leben in der DDR. DDR-Erfahrungen sind nur bedingt miteinander vergleichbar.

			Es gibt kein allgemeines Wir-Gefühl, nur weil Menschen vielleicht im gleichen DDR-Bezirk aufgewachsen sind. Die Kunstszene in der DDR, egal ob staatsfern oder staatsnah, war kein festgebackener Block, selbst wenn das die Ideologen mit den pompösen Inszenierungen großer Kunstausstellungen zu beweisen versuchten. DDR-Kunstgeschichte und ihr Hineingleiten in den Übergangsmodus von einem gesellschaftlichen System zum anderen kann nur in verschiedenen Einzelgeschichten, die nach- oder nebeneinander verlaufen, erzählt werden.

			Bleibende Vielperspektivität

			Nachfolgend einige Beispiele der Kunst- und Lebensperspektiven von Vertreter*innen aus vier Generationen.

			Lothar Böhme (*1938) 

			Als kreativer Geist und einer der Hauptvertreter der (Ost)-»Berliner Schule« genießt Lothar Böhme seit 50 Jahren höchste Anerkennung. Sein Werk be­weist die Schönheit der Konsequenz. Die Zeiten änderten sich, die Moden änderten sich, der Blick auf den Künstler als Höchstbegabung wurde aufgegeben – Böhme blieb, der er war. Ein unbeirrter Diener auf dem Feld der Malerei.

			Öffentliche politische Zurückhaltung gehört ebenso zu Böhmes Naturell wie ein entschiedener ästhetischer Gestaltungswillen. Böhme entzieht sich bis heute jeglicher Vereinnahmung. Er wirkt und wandelt hundertprozentig in seiner Malerei, deren Reichtum er in wenigen Motiven entfaltet – dem weiblichen oder auch in einen Zustand absoluten Menschseins versetzten, geschlechtslosen Akt, dem Kopf und dem (ins Unkenntliche gerückten) Selbstporträt.

			Die Massenkarambolage der Pinselspuren wirkt verschwenderisch einfallsreich. Die Farbpalette in Braun- und moorigen Schwarztönen gibt seinen Bildern eine bittersüße Signatur. Mit der magischen Sogwirkung seiner Bilder vermochte er sich viele Freunde zu schaffen – bis hin zu Roland März und Eugen Blume in der Nationalgalerie in Berlin, die in deutlicher Distanz zu den blutleeren Kopfgeburten der ideologischen Programmatiker standen.

			Böhme macht heute nichts anderes als das, was er immer schon gemacht hat. Er malt an den freien Variationen seiner Motive, die sich bildnerisch in diversen, zum Teil überlebensgroßen Formaten und seiner faszinierend »kompakten, dunkel leuchtenden archaischen Bildarchitekturen«17 ausdrücken.

			Seit Jahrzehnten hat der nun über 80-jährige Böhme eine große Fangemeinde, obwohl er nie an einer Akademie gelehrt hat, und wird von den Kennern der ostdeutschen Kunst seiner kompromisslosen Haltung und seines oft sarkastischen Witzes wegen verehrt. Ausstellungen in westlichen Museen wurden ihm kaum angeboten. Lediglich in einer Sammlung westlich der Elbe ist er vertreten – im Sprengel Museum Hannover.

			Aber er muss sich nirgendwo anbiedern. Seit dem Mauerfall konnte er seine wirtschaftliche Unabhängigkeit durch außerkünstlerische Einnahmen verbessern. Immerhin wählte ihn die Akademie der Künste, ­Berlin, 1994 in Anerkennung seiner Generationen prägenden Leistungen zu ihrem ordentlichen Mitglied. Das enorme Potenzial seines Werkes als existenzieller Ruhepol und Gegengewicht zur Kurzatmigkeit der Amüsiergesellschaft wurde bisher nicht erkannt.

			Erika Stürmer-Alex (*1938) 

			Aus ihrer kritischen Haltung gegenüber der uninspirierten, lediglich auf Verkauf ausgerichteten Amüsier- und Wegwerfgesellschaft hat sie nie einen Hehl gemacht. Das war schon zu DDR-Zeiten so, und heute gibt es der Vorlagen mehr als genug. Während die Malerei von Erika Stürmer-Alex farbintensiv angelegt ist, aber zugleich gedämpft im Ton, die Kompositionen Figürliches und Abstraktes vereinen, betont sie mit ihren Objekten eine fast kindliche Spielebene.

			Erika Stürmer-Alex hat verstanden, dass die Kunst fehlgeht, sofern das, was wir ernst nehmen, nicht verspielt bleibt. Als Spiel ist die Kunst heiter und verbindet sich so mit dem Leben. In der DDR konnte man lachen und spaßen, solange das die Zensoren lustig fanden. Grenzüberschreitungen hatten Konsequenzen.

			Was Erika Stürmer-Alex auszeichnet und von anderen Künstlerinnen und Künstlern unterscheidet, ist eine sehr komplexe Haltung existenzieller Elastizität, die bleibt ihre höchst eigene Angelegenheit. Ihre Kunst hat immer mehrere Seiten, schlägt kraftvolle und sanfte Töne an und kann bis ins Absurde schwingen. Dem täglichen Zweifel begegnet Erika Stürmer-Alex mit der felsenfesten Überzeugung, dass mit überkommenen Werten und Vorstellungen zu brechen ist. 

			So hat sie in den 1980er Jahren in Lietzen im Oderbruch ein Gehöft erworben, das zu einem unvergesslichen Künstlerinnen-Treffpunkt von Andersdenkenden in der DDR wurde und den schillernden Reichtum des Möglichen feierte – mit gemeinsamen Mal-Aktionen, Fotosessions, Performances, Super-8-Filmen und Musik hören. Nicht in einer Zweckgemeinschaft von Konkurrenten oder in verlogenen Talk-Show-Formaten, wie das unter heutigen Bedingungen praktiziert wird, sondern in einer Gemeinschaft, einer Suche nach gemeinsamen Wurzeln, in der die Anwesenden sich emotional aneinander aufrichteten und Erika Stürmer-Alex als Impulsgeberin wirkte.

			Sie wurde zu vergleichsweise wenigen großen Einzelausstellungen eingeladen. Das 2018 von Gabriele Muschter und Bernd Rosner herausgegebene Werkverzeichnis ist eine späte Ehrung und unterstreicht die Bedeutung dieser Künstlerin, deren lesbische Privatsphäre unzweifelhaft ein Bekenntnis darstellt, ohne dass sie daraus je eine Ideologie des Andersseins gemacht hätte.

			Aufsehen erregten ihre Figuren im damaligen Neubaugebiet von Frankfurt (Oder), eine krachend farbige »Frau mit Vogel auf dem Kopf« und ein visuell lärmender »Waldschrat«, für die sie einen staatlichen Auftrag erhalten hatte. Mit Billigung des VBK-DDR reiste sie sogar 1978 nach Paris. Aber nie war ihr der Gedanke gekommen, im Westen zu bleiben. Sie hatte das Gefühl, in der DDR gebraucht zu werden. Hier waren die jungen Leute, für die sie ihre Türen öffnete.

			Erika Stürmer-Alex ging es künstlerisch um eine einfache Gestalt und um etwas Grundsätzliches, Wortloses, Existenzielles. Und um das Verheißungsvolle, um große kabbalistische Fragen und Respekt vor den Schätzen der Mythen.

			Wo das Schweigen herrschte, zeigte sie ihren Durst auf Antworten. Und sie hatte größeren Durst als andere. So wurde ihr Werk zu einem Wasserfall der Hoffnung.

			Nach dem Mauerfall wusste kaum eine bildende Künstlerin, wann, von wem und ob sie überhaupt je einen weiteren öffentlichen Auftrag erhalten würde. Auftragsvergabe und -verfahren erfolgten nun nach bundesdeutschen Standards.

			Erika Stürmer-Alex begann, ihre gruppendynamische Arbeit dem Vereinsrecht anzupassen. 1991 war sie Mitgründerin des Vereins »Endmoräne – Künstlerinnen aus Brandenburg und Berlin«. Außerdem initiierte sie mit Freundinnen einen Verein für ihren »Kunsthof Lietzen«, den sie über Jahre unter soziokulturellen Vorzeichen betrieb, insbesondere für ältere, zumeist arbeitslose Frauen innerhalb ihres Projekts »Kreativ leben lernen«, gefördert durch das Land Brandenburg. Zusammen mit ihrer Partnerin Christine Müller-Stosch wurden Seminare für »Frauen in der Lebensmitte«, Kreativkurse und Begegnungsveranstaltungen für Frauen aus Ost und West angeboten.

			Die Gewissheit, dass Veränderung möglich ist, auch unter neuen politischen Vorzeichen, wurde von Erika Stürmer-Alex gelebt – emotional und zugleich stoisch. Wer sich auf die Kunst dieser Weichenstellerin einlässt, auch heute noch, wird mit einer farb- und energiegesättigten Artikulation konfrontiert, die sich in ungebundenen Kompositionen ihren Ausdruck, ja Ausbruch sucht, oft in überraschenden Wendungen. Als neugieriger Betrachter muss man auf eine abenteuerliche Reise gefasst sein.

			Hans-Joachim Schulze (1951–2017) 

			Hans-Joachim Schulze, der erste Schüler Hartwig Ebersbachs, schloss 1981 sein Studium an der Hochschule für Grafik und Buchkunst (HGB) mit etwas ab, das die Professoren nicht bewertet sehen wollten. Schulze hatte sie in seinen Arbeitsraum geführt, in dem aufgestaut lag, was der Künstler angefangen, abgebrochen oder mehr oder weniger vollendet hatte: Systemzeichnungen, Bilder, Fotodokumentationen seiner Aktionen – alles Surrogate seiner aktionistischen Praxis und nicht typisch für sein prozessuales Handeln. Die Professoren bissen sich an einigen realistischen Porträts fest, stuften Schulzes Leistung schlussendlich als »Experiment« ein und entledigten sich seiner. Schulze erhielt sein Diplom. Allerdings ohne Benotung. Er hatte noch versucht, sein Environment auch für Publikum offiziell zu öffnen, was nicht erlaubt wurde. Lediglich ein paar Mitstudenten sahen den Raum.

			Dieser Künstler-Theoretiker trat als ein durch das Leben tänzelnder, Sprache und Gesten verzwirbelnder Philosoph und Maler in Erscheinung – mal bescheiden, mal mit ausladender bis wüster Gebärde. Oft war Vergnügtheit im Spiel. Schulze wusste, dass das Leben eine Wüste sein kann, dass zwischen der Freiheit und dem freien Fall tiefe Wasser wogen, die zu durchschwimmen sind, egal von welcher Seite aus man in den Fluss steigt. 

			In seiner Malerei und vor allem in Diskussionen um die möglichen Freiräume von Kunst rockte er drauflos. Er war sich sicher: Nur Kontroversen verändern die Dinge. Schulze besaß das intellektuelle Vermögen und die Energie, den permanenten Tabubruch zu proklamieren, und praktizierte zusammen mit der Leipziger Gruppe 37,2 den Durchmarsch von der Malerei zu Improvisation, Jazz, Punk, Performance und Texten. Er wollte Ernst machen mit der Verwirklichung der Utopie von der »sozialen Rolle der Kunst« und nutzte die verführerische Kraft des Wortes, um stundenlang über Arbeit und Freiheit, Besitz und soziales Sich-Verströmen zu referieren, zumeist unter Entwicklung eindrucksvoller Live-Aufzeichnungen. 

			Über mehr als dreißig Jahre hinweg entstand ein umfangreiches, auf skripturalen Resonanzachsen zwischen Ich und Ewigkeit fußendes Denkgebäude, gestützt von Traktaten über Flüssigwerdung und Fließprinzipien. Kam Schulze in Fahrt, vibrierten die ideologischen Korsettstangen. 

			Er hatte 1983 einen offiziellen Auftrag der Leipziger FDJ-Bezirksleitung ergattert. Von dem in Aussicht gestellten Honorar hätte er ein Jahr lang leben können. Sich in der DDR über Wasser zu halten, kostete nichts. Schulze sollte in der öden Plattenbausiedlung von Leipzig-Grünau einen Jugendtreff modernen Typs konzipieren. Er ging mit Feuer und Flamme zur Sache. Als die Funktionäre allerdings das wilde Wandgemälde in Augenschein genommen hatten, was vom Künstler gemeinsam mit Jugendlichen entwickelt worden war, bedeutete man ihm, dass er in Bezug auf zukünftige Kunst-am-Bau-Projekte mit seiner Art von Expressionismus nicht ins sozialistische Schema passen würde. Enttäuscht strich Schulze die Segel und stellte einen Ausreiseantrag. 1985 kam er in den Westen, verweigerte aber beharrlich, sich mit kapitalistischem Gelderwerb zu befassen. Konsequent trat er barfüßig auf, gern in weißem Anzug mit Sommerhut. Minimaler Konsum, Gedankenfreiheit und menschliches Miteinander waren ihm wichtiger als Beschäftigungsverhältnisse. Er zelebrierte einen selbstbestimmten, rotwein-gestützten und vom Staat und seinen Gesetzen unabhängigen Lebensstil, erst in London (1987–89), dann in San Francisco, später in West-Berlin und nach dem Mauerfall dauerhaft in Berlin-Prenzlauer Berg.

			Der gesellschaftliche Umbruch von 1989 markierte für ihn den Beginn einer langjährigen Beschäftigung mit gesellschaftlichen Grundfragen, die in großen Werkzyklen bearbeitet wurden. Neben Projekten wie »Unternehmen Kuckucksei. Unterwellenborn und die Folgen. Oper, Wasser- und Kammerspiel« (1992), »Leben als Biotop« (1995) und »Auflösung des Patriarchats« (mit Isa Adolphi, 1996–1998) arbeitete er gemeinsam mit Robert Linke seit 2000 an der »ArbeitslosenOper«, deren Partitur auf Grundlage realer Korrespondenzen mit dem Arbeitsamt entstand.

			Ein umfangreiches, auf Systemzeichnungen und Traktate zum Thema »Wasser« gestütztes Konzept über Flüssigwerdung und Fließprinzipien beschäftigte ihn bis zu seinem frühen Tod im Jahr 2017.

			Den Stasi-Spitzeln in seinem Umfeld konnte er verzeihen, den Bürokraten, die ihn mit Entgeltersatzleistungen, Berechnungsgrundlagen, Übergangsgeld und Fortzahlungen, Abrechnungen und Nachweisen traktierten, nicht. Er blieb widerborstig, zog sein Kraut auf der Fensterbank und publizierte in Szenemagazinen wie »Gegner«, »Sklaven« und »Sklaven Aufstand«. Sich trotz schwerer Erkrankung in ein Krankenhaus einweisen zu lassen, lehnte er ab.

			Künstlerfreunde und Partnerinnen hielten ihn mit Pflegeleistungen und finanziellen Zuwendungen über Wasser.

			Yana Milev (*1964)

			Die Rolle der Künstlerinnen, Fotografinnen, Musikerinnen, Aktivistinnen, Organisatorinnen in der DDR-Subkultur zu erforschen, ist längst überfällig. 

			Auf den intellektuellen Barrikaden standen Männer und Frauen. Auch wenn die Anführer vorwiegend männlich waren. Ziel der gemeinsamen Angriffe waren die autoritären Strukturen der DDR. Ohne weibliche Persönlichkeiten, ihre Überzeugungskraft und Ausstrahlung hätte den Ereignisformen ein Teil ihrer Durchschlagskraft gefehlt. Diese Angriffe nimmt man in der Rückschau ästhetisch gefiltert wahr, wie etwa in den ­Aktionen, Filmen und Projektionen von Yana Milev. 

			Aus der Nahsicht, umgeben von Licht- und Tonsignalen, in denen Milev als eine Fürstin der Dunkelheit agierte, fühlte man, wie das Unheimliche Raum griff – mitten im Herzen der Dresdner Tempelkunst in den letzten Tagen der DDR. Milev war damals 25 Jahre alt und noch Studentin an der Hochschule für Bildende Künste (HfBK) Dresden. Aus historischer Distanz sind ihre raumerforschenden, zwischen Lust und Verderben balancierenden Inszenierungen ein Abgesang auf die kommunistische Utopie, zugleich aber auch abstrakte, zukunftsverheißende »Licht-Raum-Modulatoren«, die auf Marcel Duchamps Farbscheiben-Idee oder die Projektionsmaschinen eines László Moholy-Nagy Bezug nehmen. Spärliche, unveröffentlichte Videoschnipsel und fotografisches Dokumentationsmaterial künden von Yana Milevs Ruhm. 

			Nach 1989 war sie Teil des Künstler*innenstamms der aufstrebenden Galerie Eigen+Art von Judy Lybke. Seit 1992 beschäftigte sie sich mit Aspekten der »Urbanisierung des individuellen Leibes und den Mustern urbaner Architektur«.18 Sie nahm 1997 als erste und bisher einzige DDR-Künstlerin an einer Kasseler documenta teil und inszenierte in den Räumen des Ottoneums ihr spezielles »Projektionsforum«.

			Auf der Suche nach spiritueller Neuverortung und lebenskonzeptueller Umkehr ging sie danach mit einem DAAD-Stipendium für zwei Jahre nach Japan, um ihr Verhältnis zu »urbaner Kunst, urbaner Architektur und urbaner Ästhetik« zu überprüfen.19 Im Zuge ihrer Hinwendung zum Budō, dem japanischen »Weg des Krieges«, widmete sie sich konsequenterweise den Kampfkünsten Kyūdō und Aikidō.

			Bereits 1987 hatte sie in Dresden, also noch im DDR-Rahmen und damit als Gegenstrategie zum eindimensionalen Künstler*innenbild, AOBBME®, ihre »Association of Black Box Multiple Environments« gegründet – als konzeptionelles und zur Interaktion bereites Cluster – das sie dann ab 1994, unter West-Bedingungen, als »Institut für angewandte (Sozial)Raumforschung und mikrotopische Kulturproduktion« etablierte. Yana Milev ließ sich den Markennamen schützen und zugleich auf ihrem Rücken einbrennen. Wie bei vielen Zeichen setzenden Künstler*innen/Schaman*innen sollte damit der Ideenraum zwischen Künstler*innen-Ich und der Umgestaltung des sozialen Körpers markiert werden.

			Von 2004 bis 2018 trat AOBBME® als Firma, als wissenschaftlicher, kuratorischer, edukativer und Beratungs-Dienstleister in Erscheinung.

			Inspiriert von den Perspektivwechseln, für die ihr Japan-Aufenthalt ausschlaggebend war, startete Yana Milev eine akademische Karriere. Von 2003 bis 2008 absolvierte sie ein Doktoratsstudium der Philosophie an der Akademie der bildenden Künste Wien und der Kulturphilosophie und Anthropologie der Kunst an der Staatlichen Hochschule für Gestaltung Karlsruhe. Sie promovierte mit Auszeichnung zur Dr. phil. bei Peter ­Sloterdijk und Elisabeth von Samsonow zum Thema des Ausnahmezustands und der Souveränität.

			Ab 2004 erweiterte Milev ihr Forschungsfeld um den Bereich der Designforschung und habilitierte sich 2014 am Seminar für Soziologie (SfS) der Universität St. Gallen zum Thema Designsoziologie. 

			Sie ist ein Gewinnertyp. Sie verfügt über mentale Zähigkeit und eine außergewöhnliche intellektuelle Kondition. Kunst, Forschung und Leben balanciert sie in einer Kreisbewegung aus. Ruhe und Performances versteht sie als zwei Seiten aktiven Erwartens und Bewegens. In der politischen Philosophie und Soziologie eckt sie mit provozierenden Schlussfolgerungen an. Um in der DDR eine solche Karriere hinzulegen, hätte sie Teil der Nomenklatura werden müssen. Das Ende der DDR hatte sie herbeigesehnt. Wie der »Aufschwung Ost« als kapitalistisches Planspiel umgesetzt wurde, sieht sie kritisch. Yana Milev nutzt ihre Freiheit zur Selbstentfaltung, um die Ungleichbehandlung von Ostdeutschen nach der »Wiedervereinigung« zu erforschen. 2016 hat sie die Firma »AGIO – Gesellschaftsanalyse und Politische Bildung« gegründet und das Forschungsprojekt »Entkoppelte Gesellschaft. Liberalisierung und Widerstand in Ostdeutschland seit 1989/90. Ein soziologisches Laboratorium« gestartet. Seit 2018 wird es vom Peter Lang Wissenschaftsverlag Berlin mit einer inhaltsschweren, auf neun Bände angelegten Publikationsreihe begleitet.

			Ganz bestimmt war ihre Entscheidung für die Kunst eine Folge der Druckverhältnisse in der DDR. Eine Karriere als Wissenschaftlerin einzuschlagen, folgte wiederum der Erfahrung jener konsequenten Ausgrenzung, mit der West-Eliten nach 1990 gegen ihre Kolleg*innen im Osten in Frontstellung gingen.

			Ihre Publikationen, insbesondere der Ende 2020 erschienene 3. Band »Exil« aus der Reihe »Entkoppelte Gesellschaft«, wirken wie Sargnägel des Ost-West-Konflikts. Messerscharf sind Milevs Analysen, die ohne Scheu die Schuldigen der ausgetrockneten Vereinigungsgeschichte der Deutschen benennen. Die Autorin scheut sich nicht, die Abrissbirne über jeglicher politischen Beschwichtigungserzählung zu schwingen. Als Soziologin, die sich ihr künstlerisches Rebellentum bewahrt hat und heute mit empirischen Forschungsmethoden arbeitet, attackiert sie die Streicheleinheiten jener Politik, die die Wiedervereinigung der Deutschen als Erfolgsgeschichte preist. Sie nimmt kein Blatt vor den Mund darauf hinzuweisen, »wie ab einem gewissen Zeitpunkt, das war nicht gleich 1990, das war auch nicht gleich 1993 oder ’95, ab einem gewissen Zeitpunkt die politische Bildung rückwirkend die DDR kriminalisierte: als Unrechtsstaat, zweite Diktatur nach der NS-Diktatur. Und die DDR-Bürger als Mitläufer im Täter-Staat. Und quasi dieses Narrativ des Rechten, also des nationalsozia­listisch rechten Flügels, komplett ausgelagert … und der DDR-Bevölkerung übergestülpt wurde.«20 Schärfer können die Strategien des gezielten Gesellschaftsumbaus wohl kaum charakterisiert werden.

			Henrike Naumann (*1984) 

			Als die Mauer fiel, war Henrike Naumann fünf Jahre alt. Sie hat in Dresden Bühnen- und Kostümgestaltung studiert und ist gegenwärtig eine der aufregendsten und erfolgreichsten zeitgenössischen Künstlerinnen. Sie ist zu jung, um die DDR in langen Lebensabschnitten erlebt zu haben. Aber die Prägung durch ihre Familie hat sich deutlich auf ihr künstlerisches Werk ausgewirkt.

			Ihr Großvater ist Karl Heinz Jakob (1929–1997), ein bis in die 1970er Jahre prominenter Maler in der DDR. Mit ihm und ihrer Großmutter, die als Schaufensterdekorateurin bei der HO21 arbeitete, setzte sich Henrike Naumann 2018 in ihrer sinnlich aufschlussreichen Installation »DDR Noir: Schichtwechsel«, die aus Versatzstücken der Nachwendezeit besteht, ausein­ander. Durch das Aneinanderkoppeln von Billigprodukten aus Möbelhäusern reproduzierte die Künstlerin Missverständnisse der Wendezeit, in der viele DDR-Bürger sich kurz entschlossen von ihren alten Wohnungsausstattungen trennten, um aus dem Rahmen ihrer gelebten Traditionen auszubrechen, ohne schon zu vergegenwärtigen, welche Verluste damit einhergehen. Naumanns Raumkunstwerk wurde zu einer Analyse jener erwartungsnaiven »Hans-im-Glück«-Haltung, die die frühen 1990er Jahre in den neuen Bundesländern kurzzeitig prägte, bis sie bald danach in »Ostalgie« umschlug.

			Es gehört zu ihren Spezialitäten, aus Fundstücken und Second-Hand-Möbeln objekthafte und räumliche Gefühlsstimuli zu gestalten, die das Erinnerungsvermögen animieren und das Publikum nicht nur wie bei der Bildbetrachtung auf bildungsbürgerlichen Wegen durch die ­ästhetischen Gattungsmerkmale führen, sondern es in einen möblierten Lebensraum hineinziehen. Till Briegleb hat Henrike Naumann eine »Wohnlandschaftskünstlerin« genannt.22

			Man erlebt die inszenierte Raumausstattung ganzheitlich beim Durchschreiten (in) der Ausstellung und nachträglich durch gewisse positive Nebenfolgen wie zum Beispiel ein geschärftes Bewusstsein gegenüber deutscher Gegenwart und deren Vergangenheit.

			Dieser Erlebnisprozess erfolgt nicht linear oder gar logisch, vielmehr additiv und durch emotionale Impulse, die ausgehen von Dingen aus der Lebensumgebung und Alltäglichkeit, die das Publikum vielfach kennt. Es sind beispielsweise Schrankwände aus DDR-Produktion, die die Künstlerin mehrfach in ihren Installationen eingesetzt hat, Second-Hand-Waren, Nippes, Aufkäufe aus Ebay-Versteigerungen, Kellerfunde, Trödel. Sie hat aber auch Hitlers Obersalzberg-Anwesen ausschnitthaft nachgebaut, den Empfangssaal mit dem Panoramafenster, monumental im Originalmaßstab. Im Kern beschäftigt sie sich damit, was Möbel und Design, ganz pur, für sich genommen oder neu kombiniert, imitiert, konterkariert … mit den gesellschaftlichen Erlebnissphären zu tun haben, wie sie Zeitgeist spiegeln und Geschmack prägen, vererben, manchmal verderben. Das Private mit dem Öffentlichen, dem Politischen interagieren zu lassen, um Umbrüche nachzuempfinden und verstehen zu lernen, ist ihr ein besonderes Anliegen. 

			»Ich fand für mich zunächst keine Bilder für die ersten Jahre der deutschen Einheit«, sagt Henrike Naumann. »In der Schnelligkeit, mit der die Umwandlung der DDR unter Treuhandkontrolle geschah und als alternativlos hingestellt wurde, war überhaupt keine adäquate Reaktion möglich. Es gab ein paar Kamerabilder aus Bischofferode von den hungerstreikenden Arbeitern im Kaliwerk. Aber es existiert für diesen Prozess keine Ästhetik. Und ich brauche immer eine Ästhetik, um über etwas Politisches oder Gesellschaftliches sprechen zu können.«23 Birgit Breuel, der ehemaligen Chefin der Treuhandanstalt, später Generalkommissarin der Expo 2000 in Hannover, hat Naumann mit einer Versuchsanordnung aus Expo-Hinterlassenschaften unter dem Titel »2000 – Mensch. Natur. Twipsy.« im Kunstverein Hannover 2019 ein wohlverdient trashig desavouierendes Denkmal gesetzt.

			Henrike Naumann baut und arrangiert Zeitdiagnosen. Sie leitet sie her aus einem Wechselblick, der sowohl in die Vergangenheit als auch in die Gegenwart gerichtet ist. In die NS-Zeit, in die weggebrochenen Gewissheiten der DDR-Gesellschaft, in Transformationserleben und bundesrepublikanisches In-der-Welt-sein. Die Künstlerin nimmt dabei kritisch in den Blick, auf welche Weise die Form der politischen Demokratie hierzulande mit der kapitalistischen Marktwirtschaft verknüpft ist. Ungleichheit, Ungerechtigkeit, politische Definitionsmachtverhältnisse, Traumata und die wirkliche wie auch die vorgetäuschte Unfähigkeit, sich zu erinnern, sind ihre Themen.
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			 »Presse, wo warst du?« Nach der Großdemonstration am 4. November 1989 durch Ost-Berlin wurde ein großer Teil der gezeigten Transparente ­eingesammelt, um diese später Museen zu übergeben, darunter auch diese DDR-Medienkritik. (Bildausschnitt, Andreas Kämper)

		


		
			Mandy Tröger

			Verpasste Chancen – die Transformation der DDR-Presse 1989/90 

			»Insgesamt sind wir der Meinung, daß unseren Medien geholfen werden muß, sich in einem fairen Wettbewerb wirtschaftlich besser zu behaupten. Es kann nicht angehen, daß jetzt übergroße Wirtschaftsmacht aus dem Westen die Pressefreiheit einengt und damit Ähnliches tut, was früher die übergroße Staatsmacht getan hat.«

			Tagebucheintrag, DDR-Medienminister Gottfried Müller, 27. April 19901

			Mit dem 30-jährigen Jubiläum der deutschen Einheit im Oktober 2020 rückte das Jahr 1989/90 – also die Zeit vom Herbst 1989 bis zum Herbst 1990 – noch einmal nachdrücklich ins Zentrum öffentlichen und wissenschaftlichen Interesses. Wie waren Reformbestrebungen in der DDR intendiert und von wem getragen, und auf welche Weise wirken diese bis heute nach? Solche Fragen erhalten angesichts aktueller gesellschaftlicher Debatten (Stichwort »Lügenpresse«) eine neue Brisanz. Beschäftigt man sich mit ihren Wurzeln, kommt man um eine präzise Analyse der Transformationsprozesse 1989/90 und der Zeit danach nicht herum. 

			Waren die politischen Proteste des Herbstes 1989 in der DDR getragen vom Ruf nach Medien- und Pressefreiheit, eröffnete sich mit dem Jahr 1990 bundesdeutschen Verlagen ein neuer Markt, den sie früh durch aggressive Strategien zu erschließen versuchten. Bereits ab November 1989 betrieben sie gezielt Lobbyarbeit, verkauften schon bald ihre Produkte, schlossen unterschiedlichste Verträge und schufen so Fakten, nicht selten auch ohne rechtliche Grundlagen: Bis Juli 1990 sicherten sich die finanzstärksten Medienkonzerne wie die WAZ-Gruppe, MADSACK oder die FAZ-Gruppe Beteiligungen an so gut wie allen etablierten DDR-Zeitungen. Im Fall der vier Großverlage Heinrich Bauer, Gruner + Jahr (G+J), Axel Springer und Burda kam der Aufbau eines exklusiven verlagsabhängigen Pressevertriebssystems dazu. Das hieß, führende Medienhäuser der Bundesrepublik schufen zeitig die Strukturen der sich transformierenden DDR-Presselandschaft gemäß ihren Interessen innerhalb eines deutsch-deutschen Pressemarktes, der faktisch schon ab Mai 1990 vereint war. Wesentliche Reformziele der DDR-Bürgerbewegungen, wie die Zerschlagung struktureller Pressemonopole oder der Aufbau einer basisdemokratischen Presse, blieben damit chancenlos.

			Der folgende Versuch, diese Entwicklungen zu umreißen, bietet keine Geschichte »mit klar verteilten Täter- und Opferrollen«2, sondern eine Dokumentation der Hintergründe sich früh entwickelnder struktureller Abhängigkeiten, die die Presselandschaft Ostdeutschlands bis heute bestimmen. Nicht die Interessen einer sich transformierenden DDR-Presse standen dabei im Vordergrund, sondern die Expansion der bestehenden Medien- und Wirtschaftsordnung der Bundesrepublik. 

			Die Herbstrevolution

			Der politische Rahmen für diese Entwicklung wurde auf dem ersten Treffen zwischen Helmut Kohl und Hans Modrow am 19. Dezember 1989 in Dresden gesetzt. In der DDR gab es zu diesem Zeitpunkt einen deutsch-deutschen Zeitungsaustausch nur für eine privilegierte Minderheit. Alle Zeitungen und deren Inhalte waren streng reglementiert, die Presselandschaft befand sich im Parteibesitz und basierte auf den strukturellen Privilegien der Staatspartei SED. Diese hielt mit 16 von 39 Tageszeitungen rund 70 Prozent der gesamten Zeitungsproduktion (6,5 Millionen Exemplare täglich). Dagegen brachten es die Tageszeitungen der Blockparteien (CDU, LDPD, NDPD und DBD) zusammen nur auf eine Auflage von 800.000 Exemplaren.3 Die Kontrolle des gesamten Pressesektors übte damit die SED aus. Deren Zentralorgan Neues Deutschland (Auflage 1,1 Millionen Exemplare) wurde von großen Betrieben abonniert, die Nachrichtenagentur Allgemeiner Deutscher Nachrichtendienst (ADN) besaß das Monopol über die gesamte offizielle Nachrichtenlieferung und die DDR-Post sowie das Zeitungsvertriebsamt (ZVA) kontrollierten und reglementierten den Zeitungsvertrieb (durch eine Postzeitungsliste, Sperrzeichen und so weiter). In all diesen Bereichen hatte die Staatspartei das Sagen. Zwar erhielten DDR-Zeitungen großzügige Subventionen, jedoch bestimmten mangelnde Ressourcen (vor allem Papierknappheit) und veraltete Infrastruktur und Technik die Arbeitsbedingungen in den Redaktionen und Druckereien. SED-Zeitungen genossen hier materielle und personelle Privilegien (in Papierzufuhr, Druckzeiten, technischer Ausstattung und so weiter). So waren die auflagenstarken 14 SED-Regionalzeitungen (jede mit acht bis zu 23 Kreisausgaben) den »lokal weniger differenzierten Zeitungen der DDR-Blockparteien klar überlegen«.4 Demzufolge oblag die Kontrolle über die Lokalberichterstattung ebenfalls der SED.

			Im Herbst 1989 nahmen die Rufe oppositioneller Gruppen nach der Zerschlagung dieses SED-Informationsmonopols und nach freien Medien, nach Meinungs- und Informationsfreiheit unaufhaltsam zu. Der freie Zugriff auf westdeutsche Presseerzeugnisse war eine der politischen Forderungen, die an die Modrow-Regierung gerichtet wurden. Daher unterstrichen Modrow und Kohl auf ihrem Treffen im Dezember 1989 »die große Bedeutung einer freien und umfassenden Information durch Zeitungen« und »kamen überein, wechselseitig den Vertrieb und Bezug von Zeitungen und Zeitschriften zu ermöglichen«.5 Die damit einhergehenden technischen und kommerziellen Probleme sollten von einer deutsch-deutschen Expertengruppe gelöst werden.

			Der DDR-Pressefrühling

			Das erste deutsch-deutsche Mediengespräch fand am 8. Februar 1990 im Bundesministerium des Innern (BMI) in Bonn statt. Während diesem be­­tonte der damalige Staatssekretär Hans Neusel das große Interesse der Bundesregierung an einer freien Presse in der DDR. Erst wenige Tage zuvor, am 5. Februar 1990, hatte die Volkskammer der DDR den Beschluss zur Gewährleistung der Meinungs-, Informations- und Medienfreiheit verabschiedet. Dieser hatte laut Neusel große Aufmerksamkeit in der Bundesrepublik erregt, denn er sei ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung.6 Der Beschluss verbot nicht nur jegliche Art von Zensur und hob das über Jahrzehnte herrschende Vertriebsmonopol der DDR-Post auf. Auch konnte nun jede natürliche und juristische Person in der DDR Printmedien herstellen, veröffentlichen und vertreiben. Das hieß, dass jegliche Lizenzierung abgeschafft wurde und nur die Registrierung von Presseprodukten nötig war.7 

			Diesem Beschluss folgte ein wahrer Boom von Zeitungsneugründungen: Einer Umfrage des DDR-Nachrichtendienstes ADN zufolge gab es Anfang Februar 1990 bereits 16 Neuerscheinungen in der DDR, vier mit Unterstützung von westdeutschen Investoren. Bis zum 15. Februar kamen elf Titel hinzu, bis zum 28. Februar zwölf weitere.8 Von basisdemokratischen Bürgergruppen, Parteien oder lokalen Bürgerinitiativen gegründet, gab es bis Juli 1990 rund 100 solcher Zeitungsneugründungen, nicht selten von Lokalzeitungen in Kooperation mit kleinen und mittelständischen bundesdeutschen Verlagen.

			Gleichzeitig vollzogen etablierte DDR-Zeitungen interne Reformen; neue Chefredakteure wurden gewählt, Redaktionsstatute aufgesetzt. Mehrere SED-Bezirkszeitungen erklärten sich politisch unabhängig; ihre Auflagen und Abonnementzahlen blieben stabil. Die Auflagen überregionaler Tageszeitungen wie des Neuen Deutschlands und der Jungen Welt sank dagegen rapide; ein Verlust, der aber laut Deutscher Presse-Agentur (dpa) durch die vielen Neugründungen fast gänzlich ersetzt wurde.9 

			Ab April 1990 versuchten gleich drei DDR-Institutionen diese Reformflut in geordnete Bahnen zu lenken: der im Februar gegründete Medienkontrollrat (MKR), das im April 1990 gegründete Ministerium für Medienpolitik (MfM) und der Ausschuss für Presse und Medien der Volkskammer.10 Der MKR, ein unabhängiges, überparteiliches Beratungsgremium, dem Vertreter des gesamten ostdeutschen politischen Spektrums angehörten, hatte sich auf Grundlage des Beschlusses vom 5. Februar gegründet. Er hatte weder legislative noch exekutive Gewalt, sondern sah sich als »eine moralisch-appellative Instanz einzig der Aufgabe verpflichtet, die Meinungsvielfalt und Auswahlfreiheit für den mündigen Bürger vor erneuter Vermachtung ebenso zu schützen wie vor deformierter Vermarktung«.11 Hierfür hielt der Rat öffentliche Anhörungen mit verschiedenen Interessengruppen. Jede »Eigentumsbeteiligung an Medien der DDR durch Ausländer« bedurfte seiner Zustimmung.12 Denn um »Informationsfreiheit und Meinungspluralismus auf dem Gebiet der DDR garantieren zu können«, so der Rat, seien »alle Schritte zu unterlassen, die zu Monopolstellungen sowohl der DDR – als auch ausländischer Verlage führen können«.13 Da Kooperationsbestrebungen bundesdeutscher Verlage mit DDR-Zeitungen bereits ab Anfang 1990 zahlreich erfolgt waren, galt diese Regelung vor allem für Investoren aus der Bundesrepublik.

			Allerdings war der MKR mit seinen Arbeitsaufgaben überfordert, vor allem wenn die Legislative oder Exekutive gefragt waren. Unter der Regierung de Maizière wurden ihm deshalb das MfM und ein Volkskammerausschuss zur Seite gestellt. Denn auch Lothar de Maizière unterstrich, dass es für plurale Medien zwar »soviel Markt wie möglich und soviel Staat wie nötig« brauche, um aber Medien nicht der Gefahr neuer Monopole auszuliefern, sollten sie nicht sich selbst überlassen werden.14 Ihr Übergang benötige einen institutionellen Rahmen, um »unterschiedliche Bemühungen zusammenzuführen und den Weg in eine freie und vielfältige Medienlandschaft zu bahnen«.15 Das medienpolitische Ziel waren eigenständige DDR-Medien, die ihre eigenen Reformprozesse begleiten sollten. Zudem sollten eigene demokratisch und wirtschaftlich tragfähige Medieninstitutionen und -unternehmen in der DDR entstehen.

			Die DDR-Pressereform und die Bundesrepublik

			Auch auf bundesdeutscher Seite wurde über die Entwicklungen der DDR-Presselandschaft ausführlich nachgedacht und beraten. Zwar war der DDR-Markt, wie der damalige Vorstand für Zeitungen und Zeitschriften des Axel Springer Verlags, Christian Herfurth, im Juni 1990 unterstrich, weiter weg als »Frankreich, England oder Spanien«.16 Allerdings, so betonte der Geschäftsführer des Verlags Peter Tamm, war das Ziel des Axel Springer Verlags, »die Stellung als führendes Pressehaus und bedeutendes Medienunternehmen in ganz Deutschland durch das starke Engagement in der DDR zu sichern«.17 »Hier kann man nur klotzen, ganz egal, wie die Zahlen aussehen.«18 Gleiches galt für andere West-Verlage. Sie alle sahen in der DDR willkommene Möglichkeiten, ihre Auflagen und Reichweiten zu erhöhen.

			Kurz nach dem ersten deutsch-deutschen Mediengespräch fand am 14. Februar 1990 im Bundesministerium des Innern (BMI) ein Treffen der Mitglieder des Bundesverbands Deutscher Zeitungsverleger (BDZV) statt, einem der zwei größten bundesrepublikanischen Verlegerverbände. Im Mittelpunkt stand die Frage des Vertriebs westdeutscher Titel in der DDR. Anwesend war auch ein Vertreter des Axel Springer Verlags. Seit Dezember 1989 hatte der Verlag (erst allein, ab Mitte Januar 1990 zusammen mit G+J, Bauer und Burda) vergeblich an der Gründung eines Pressevertriebs-Joint-Ventures mit dem Ministerium für Post- und Fernmeldewesen (MPF) der DDR gearbeitet. Über dieses sollten 100 Titel (70 Prozent von den vier Großverlagen) in die DDR importiert werden. Der DDR-Ministerrat und der Runde Tisch stoppten dieses Vorhaben auch aufgrund starker Proteste mittelständischer Verlage aus der Bundesrepublik. Nun, so argumentierte Springer, seien für die »notwendige schnelle Versorgung der DDR-Bevölkerung mit bundesdeutscher Presse« vor den Wahlen vor allem eine »schnelle Startphase« und eine »flexible und unkonventionelle Handlungsweise« erforderlich.19

			Das BMI teilte diese Meinung. Zwar gäbe es in Bezug auf Presseexporte in die DDR »jetzt bereits Regelungsbedarf« insbesondere auf Zölle und Steuern (die nicht gezahlt wurden) und Preise (die nicht feststanden), die »Aktivitäten von Verlagen in rechtlichen Grauzonen« sollten, so das BMI, aber fortbestehen.20 Denn: »Bis zur Wahl erscheinen Eigeninitiativen der Verlage als zur Zeit einziger Lösungsansatz für den Vertrieb bundesdeutscher Presse und werden ausdrücklich gutgeheißen«.21 Ziel des BMI war es, vor den Wahlen in der DDR einen Informationsfluss zu sichern, der stark von bundesrepublikanischen parteipolitischen Interessen beeinflusst war. Es sei, unterstrich das BMI, auch »dafür Sorge zu tragen«, dass für »ein künftig vereintes Deutschland« in der DDR »Strukturen gebildet würden, […] die kompatibel seien« mit denen der Bundesrepublik.22 Das bedeutete, nichts, was im Osten aufgebaut wurde, durfte bestehende Strukturen in der Bundesrepublik gefährden. Damit gab das BMI grünes Licht für die Erschließung der DDR-Presselandschaft durch die finanzstarken Verlagshäuser aus dem Westen Deutschlands und legte den DDR-Reformrahmen nach bundesrepublikanischem Standard fest.

			Der Pressecoup der »Großen Vier«

			Anfang März 1990 nahmen Springer & Co. den DDR-Pressevertrieb dann in ihre eigenen Hände. Sie teilten die DDR in vier Vertriebsgebiete auf – Bauer übernahm den Norden, G+J die Region Berlin und Frankfurt/Oder, Burda die Region Suhl in Thüringen und Springer den Rest des Südens. Die Verlagsauslieferung mit ungefähr 73 (vor allem eigenen) Titeln startete dann an circa 3.300 Verkaufsstellen. Zum gegenseitigen Vertrieb ihrer Presseerzeugnisse verpflichtet, landeten sie so den »Presse-Coup der Großen Vier«, wie die Deutsche Presse-Agentur dpa es nannte.23

			Trotz massiver Proteste von DDR-Verlagen und Gewerkschaften gegen die »neokolonialistische Aufteilung des DDR-Medienmarktes« blieb der verlagsabhängige Vertrieb der »Großen Vier« in abgeänderter Form bis zum Tag der Deutschen Einheit am 3. Oktober 1990 bestehen.24 Mehrere Versuche des MfM, politisch dagegen vorzugehen, blieben erfolglos. Auch Beschwerden der DDR-Regierung bei der Bundesregierung bewirkten nichts. Zwar betonte der DDR-Ministerrat, der »de facto monopolisierte Vertrieb von Printmedien (…) führt eindeutig zu einer starken Wettbewerbsverzerrung und wäre nach dem Kartellgesetz der BRD unzulässig«.25 Das BMI aber bezog sich auf die »gebotene Staatsferne in Pressefragen«, unterstrich, ein »Verstoß gegenüber der Rechtslage in der Bundesrepublik Deutschland liegt nicht vor« und machte klar, die Bundesregierung habe daher »keinerlei rechtliche Handhabe«.26 Sowohl das BMI als auch das Kartellamt befanden das verlagsabhängige Grosso-Modell der »Großen Vier« als »tolerabel« – zwar undenkbar in der Bundesrepublik, aber gut genug für die DDR bis zur Einheit.27 Diese Billigung nutzten die Großverlage wiederholt als Legitimationsgrundlage für den weiteren Ausbau ihres exklusiven Vertriebssystems.

			Die Folgen für die DDR-Zeitungen, die weiterhin vom völlig überforderten DDR-Postzeitungsvertrieb (PZV) abhingen, hatten keinerlei Relevanz. Dabei funktionierte der PZV trotz hoher Gebühren (zeitweise mehr als 50 Prozent des Zeitungsverkaufspreises) schlecht. DDR-­Zeitungen berichteten über verspätete oder stornierte Lieferungen, Zeitungen druckten in dieser Zeit viele Beschwerdebriefe ihrer Leser ab. Die Zeitungen überhaupt auf die Ladentische zu bekommen, war für viele DDR-Verlage ein täglicher Kampf.28

			Verdrängungswettbewerb durch Dumpingpreis-Presse

			Dank des Pressevertriebssystems der Großverlage war aus dem Ziel des deutsch-deutschen Presseaustausches bis Ende März ein einseitiger Pressetransfer geworden. Zudem lieferten sich finanzstarke Verlage aus der Bundesrepublik zu diesem Zeitpunkt einen verschärften Preiskrieg unterein­ander: Sie verkauften ihre Titel im Währungsverhältnis 1:1 (nicht zum offiziellen Währungskurs 1:3), also zu etwa einem Drittel des westdeutschen Verkaufspreises. Die billige Westpresse fand unter ostdeutschen Lesern zunächst reißenden Absatz. Allerdings konnten Verlage so weder ihre Produktionskosten decken, noch hatten kleine und mittelständische Verlage sowohl der Bundesrepublik als auch der DDR ein Mindestmaß an Chancengleichheit. Denn es war ein Minusgeschäft, bei dem allein finanzstarke Verlage auf der Jagd nach künftigen Lesern miteinander konkurrierten. Ab Mai 1990 wurden dann alle West-Titel zum 1:1 ­Preisverhältnis verkauft.29 

			Wolfgang Fürstner, verantwortlich für die Ostaktivitäten des Verbands Deutscher Zeitschriftenverleger (VDZ), dem zweiten großen Verlegerverband der Bundesrepublik, kritisierte dieses marktstrategische Vorgehen scharf. DDR-Verlage erlitten dadurch erhebliche Wettbewerbsnachteile. Die »Qualitätsstandards der Drucktechnik, die Papierqualität, das Anleihengeschäft und die vorhandenen Vertriebswege« der DDR-Zeitungen könnten »in keiner Weise dem Wettbewerb mit westdeutschen Produkten standhalten«, mahnte er im März 1990.30 Zudem wurden DDR-Zeitungen ab dem 1. April 1990 die Subventionen gestrichen. Sie mussten somit in kürzester Zeit andere Einnahmequellen finden, verdoppelten oder verdreifachten ihre Preise, stellten auf Werbung um und hofften auf westdeutsches Kapital. Allerdings brauchte Werbung eine Infrastruktur in Form von Verkaufs- und Marketingbüros (die es bis dato nicht gab) oder Leser-Adresslisten, die bei der DDR-Post lagen. So wurde auch hier westdeutsche Expertise wichtig, was frühzeitig die Abhängigkeiten ostdeutscher Zeitungen weiter verstärkte. Dies, so Fürstner, »führt geradezu zwangsläufig zu einem Verdrängungswettbewerb auf dem Boden der DDR«.31 

			Die Verlage aus der Bundesrepublik leugneten ihr Vorgehen nicht. »Wir können uns nicht anders als marktgerecht verhalten«, erklärte Axel ­Springer-Sprecher Heiner Bremer, während G+J-Sprecher Christoph Keese immerhin sein Bedauern darüber äußerte, »daß durch diese Entwicklung DDR-Verlage in Gefahr geraten können«.32 Nach Ansicht der Welt war dieser »Mißstand« aber »sicherlich ungewollt von den Großverlagen«.33 Auch Stefan Teschke, Sprecher des Jahreszeiten Verlags, war sich keiner Schuld bewusst. Seiner Meinung nach würden DDR-Verlage »mit Sicherheit nicht durch Preisabsprachen westdeutscher Verlage gerettet«.34 Und damit hatte er zumindest teilweise auch recht. 

			Denn Dumpingpreis-Strategien allein waren nicht der Grund, warum es DDR-Zeitungen unmöglich war, gleichberechtigt am Wettbewerb teilzunehmen. Durch die massiven Zeitungsimporte dank des exklusiven Vertriebssystems kam nicht nur die billige Westpresse in die DDR – eine werbefinanzierte, dem Markt verhaftete, flexibel agierende Presse traf auf eine staatlich finanzierte, von Planstrukturen abhängige und sich transformierende Parteipresse. Stand der Import westdeutscher Titel zunächst für eine Pluralisierung der DDR-Presselandschaft, setzten die aggressiven Marktstrategien der West-Verlage im Kampf gegeneinander die DDR-Presse gleichzeitig unter hohen wirtschaftlichen Druck. Das öffnete die Türen für westdeutsches Kapital.

			Zeitungshochzeiten und die Treuhandanstalt

			Schon im April 1990 las man in der tageszeitung, dass es keine DDR-Zeitungen mehr gäbe, »bei denen nicht bereits Kaufverhandlungen« liefen.35 Laut dpa versuchten alle Verlage aus der Bundesrepublik frühzeitig »sich mit Beteiligungen an DDR-Verlagen eine günstige Ausgangsposition für den Wettbewerb zu verschaffen«.36 Diese Kooperationen waren, so die Fachzeitschrift journalist, »sehr vielgestaltig«.37 Sie reichten von der Gewinnung von Anzeigenkunden über den Verkauf von Werbung bis zum Druck der Zeitungen in der Bundesrepublik. Üblicherweise wurden »auch Kapitalbeteiligungen vollzogen oder in Vorverträgen geregelt«.38 

			Diese deutsch-deutschen Allianzen wurden in einer rechtlichen Grauzone geschmiedet, wobei die Verhandlungen so schnell abliefen, dass nur die Beteiligten wussten, wer mit wem verhandelte. Zwar lag die Zustimmung über Presse-Joint-Ventures offiziell beim MKR, der Minderheitsbeteiligungen westdeutscher Verlage erlaubte, in der Praxis jedoch wurden Verträge inoffiziell und an allen staatlichen Einrichtungen vorbei ausgehandelt. Laut G+J-Vertreter Andreas Ruppert hatten die westdeutschen Verlagshäuser bereits im Mai 1990 die DDR-Verlage untereinander aufgeteilt.39 In jenem Monat versuchte sich die DDR-Regierung einen Überblick zu verschaffen: Demnach unterhielt der Axel Springer Verlag (inkl. seiner Tochtergesellschaften) mit insgesamt elf Zeitungen Kooperations-, Joint Venture- oder Kaufgespräche. Bauer hatte fünf Joint-Venture-Abkommen bereits geschlossen, fünf weitere waren in Vorbereitung. G+J plante ein Joint Venture mit der Sächsischen Zeitung (Auflage 544.700) und beabsichtigte, zwei Zeitschriften zu kaufen. Die WAZ-Gruppe plante Joint Ventures mit vier Zeitungen, unter anderem mit der Leipziger Volkszeitung (LVZ) (Auflage circa 500.000). Der Verlag der Frankfurter Allgemeinen Zeitung verhandelte mit VOB Union über die Gründung einer Tochtergesellschaft – Teil der VOB Union waren fünf Zeitungen mit einer Gesamtauf­lage von 280.000 Exemplaren.40 Vor allem die 14 großen ehemaligen SED-Bezirkszeitungen standen bei den finanzstarken West-­Verlagen hoch im Kurs. Mit unverändert hohen Auflagen- und Verkaufszahlen (zwischen 200.000 bis 500.000 Exemplaren) hatten sie in ihren Bezirken eine quasi unangefochtene Monopolstellung. Hier, schrieb der journalist, gaben sich »die Großverlage die Klinke in die Hand«.41 Allein die LVZ erhielt bis Mitte 1990 17 Beteiligungsangebote.

			Medienminister Gottfried Müller war über diese Entwicklung alles andere als glücklich. In seinem Ministertagebuch notierte er die Befürchtung, »das alte SED-Monopol bei Bezirkszeitungen« ginge zusammen »mit neuem Monopol aus dem Westen«.42 Er betonte wiederholt, diese Kooperationen seien nicht rechtsgültig, das letzte Wort habe die Treuhandanstalt (THA). Aber Bauer und andere westdeutsche Verlage erwarteten die baldige »Umwandlung von Absichtserklärungen in endgültige Verträge«.43 Diese Erwartung erfüllte sich mithilfe der THA am 13. April 1991. 

			An diesem Tag stimmte der THA-Verwaltungsrat dem vorläufigen Verkauf von zehn ehemaligen SED-Bezirkszeitungen an »ausgewählte Erwerbsinteressenten« zu, also an zwölf finanzstarke westdeutsche Presseunternehmen. Der Preis: 850 Millionen DM und ein Investitionsvolumen von 1,3 Milliarden DM. Die Prüfung privater Restitutionsansprüche stand noch aus, aber der Deal war besiegelt.44 

			Kernelement dieses Umstrukturierungsprozesses war die systematische Aufteilung profitabler Verlage der ehemaligen DDR auf westdeutsche Interessengruppen, die ihre Ansprüche (trotz der rechtlichen Grauzone) bereits 1990 geltend gemacht hatten. Zwar durfte jeder finanzstarke West-Verlag innerhalb einer Region nur eine auflagenstarke DDR-Zeitung kaufen. Mehrheitlich folgte die THA aber bestehenden Verträgen und verlieh ihnen damit Rechtsgültigkeit.45 »Ordnungspolitische Erwägungen«, kritisiert Ariane Mohl in einem Gutachten für den Brandenburger Landtag später, »spielten bei der Privatisierung der DDR-Presse faktisch keine Rolle. Die Treuhandanstalt legte beim Verkauf der ostdeutschen Verlage dieselben Kriterien an wie bei der Veräußerung einer Schuhfabrik«.46 Dabei folgte die THA strikt ihrem politischen Auftrag, nämlich dem Erhalt der DDR-Verlage und ihrer Arbeitsplätze. Es war nicht ihre Aufgabe, über die Entscheidung von Eigentümerschaft für Pressevielfalt zu sorgen. Demnach hatte Wettbewerb (im Pressebereich, also der Wettbewerb der Meinungen) allein nach den Kriterien des Kartell- und Wettbewerbsrechts zu erfolgen.47 Anstatt SED-Bezirkszeitungen in kleinere Einheiten aufzulösen, übergab die THA finanzstarken westdeutschen Verlagen einen »nach den Gesetzen des staatlichen Zentralismus als Monopol aufgebauten Markt, in unveränderter Struktur«, den diese dann weiter konsolidierten und ausbauten.48 Die politische Verantwortung für diese Entwicklung lag auf Bundesebene, also insbesondere beim BMI. Dieses hatte entschieden, den politischen Auftrag der THA nicht zu modifizieren.49

			Pressesterben und Marktkonzentration nach 1990

			Nach der deutschen Einheit ging die Zahl der Zeitungen in Ostdeutschland drastisch zurück. Von den ursprünglich 120 Zeitungen, die 1990 neu gegründet worden waren, waren im Mai 1992 nur noch etwa 65 Zeitungen aus etwa 50 Verlagen übrig. Bis November fiel die Zahl auf 50 Zeitungen aus 35 Verlagen. Der Verband der Lokalpresse nannte dies ein »trauriges Ergebnis«.50

			Diese »Übernahme« – und das wollte dieser Beitrag zeigen – war allerdings nicht allein dem Markt geschuldet, sie bedurfte politischer Rahmenbedingungen. Laut Historiker Konrad Dussel war sie der politischen Entscheidung der Bundesregierung »gegen jedes Experiment« geschuldet.51 Das hieß, bestehende Strukturen in der Bundesrepublik (ob in Presse, Rundfunk oder Fernsehen) durften auf keinen Fall gefährdet, sondern sollten auf die neuen Bundesländer ausgedehnt werden. Damit war die Ausweitung westdeutscher Pressestrukturen im Osten sowie die ­Beseitigung ursprünglicher DDR-Reformideen des Jahres 1989, eine logische Konsequenz politischer Entscheidungen. Letztlich bedeutete das eine verpasste Chance, Pressevielfalt im Osten entstehen zu lassen und neu zu strukturieren.

			Bereits 1991 konnten (mit regionalen Unterschieden) nur noch gut 62 Prozent der Ostdeutschen zwischen zwei Lokalzeitungen wählen, 1994 waren es nur noch 40 Prozent. 1995 wurden fast zwei Drittel aller ostdeutschen Landkreise und kreisfreien Städte von einer einzigen regionalen Abonnementzeitung (stets die ehemalige SED-Bezirkszeitung) dominiert.52 Bis heute sind die dominanten Zeitungen im Osten Deutschlands die einstigen SED-Bezirkszeitungen, die sich (bis auf Ausnahme der ­Berliner Zeitung53) weiterhin in westdeutscher Eigentümerschaft befinden. Eine unabhängige ostdeutsche Presse konnte aus diesen Gründen nicht entstehen, auch wenn es gelegentlich Versuche von Neugründungen gibt, wie in 2021 das Regionalzeitungsprojekt »Katapult-MV« in Mecklenburg-Vorpommern.54

			Auch im Pressevertrieb wirkt der »Presse-Coup« der »Großen Vier« und deren Aufteilung regionaler DDR-Vertriebsgebiete nach. Zwar zerschlug das Kartellamt das Verlagskartell nach der deutschen Einheit, der Streit zwischen verlagsabhängigen und -unabhängigen Grossisten zog sich allerdings bis Juli 1992. Bis heute ist die Anzahl verlagsnaher Grossisten in Ostdeutschland proportional höher als in den alten Bundesländern. 

			Kritik und Fazit

			Die DDR-Pressetransformation 1989/90 kann nicht ohne die eng verflochtenen Beziehungszusammenhänge mit den westdeutschen Politik- und Wirtschaftsinteressen, den Einfluss westdeutscher Verlage und deren Interessendurchsetzung nach 1990 verstanden werden. Hier spielte das BMI eine zentrale Rolle. Anfang 1990 unterstützte es aktiv die Idee, dass eine freie Presse in die DDR kommen und weniger von innen wachsen sollte. Das Ministerium wollte den Informationsfluss vor der März-Wahl sichern, die West-Verlage den DDR-Markt erschließen. Gemeinsames Ziel war es vor allem, die westdeutsche Presse und deren Informationen in die DDR zu bringen. Auch deshalb war der deutsch-deutsche Pressemarkt im Mai 1990 praktisch schon vereint. 

			Mit der Beschreibung dieser Zusammenhänge ist nicht die ­Behauptung verbunden, »dass Verlage und alle westdeutschen Journalisten aus dem Kanzleramt ferngesteuert Propaganda verbreiten«.55 Vielmehr kann festgestellt werden, dass das BMI exzellente Kontakte zu Verlegerverbänden hatte, Treffen mit westdeutschen Großverlagen abhielt und mit ihnen Vertriebskonzepte für die DDR erarbeitete. Es waren also institutionelle Interdependenzen und Interessenüberschneidungen, die die DDR-Pressetransformation 1989/90 und die daraus folgenden Entwicklungen entscheidend mitbestimmten. Das politische Ziel des deutsch-deutschen Presseaustauschs spielte strukturell in die Hände finanzstarker westlichen Verlage, der demzufolge zum einseitigen Pressetransfer wurde.

			Das Argument, dass vor allem die in der DDR vorhandene große Nachfrage nach Zeitungen aus der Bundesrepublik eine frühe Ursache für diese Abhängigkeiten war, erklärt nicht die Wucht und Reichweite westdeutscher Interessendurchsetzung. Denn zum einen hielten sich die ursprünglich hohen Verkaufszahlen westdeutscher Titel nicht; ostdeutsche Leser blieben ihren Stammzeitungen (vor allem den ehemaligen SED-Bezirkszeitungen) treu. Wichtiger aber war, dass der wirtschaftliche Druck bundesdeutscher Verlage auf allen Ebenen – also der Verkauf ihrer Titel, der Ankauf ostdeutscher Zeitungen und der Aufbau von Vertriebsstrukturen – zum bestimmenden Faktor der DDR-Pressetransformation wurde. Nicht die Interessen einer sich transformierenden DDR-Presse standen hier im Vordergrund, sondern die Expansion der eigenen Marktmacht.

			In diesem Zusammenhang von den »Gegebenheiten kapitalistischer Pressemärkte« zu sprechen, wird der historischen Realität nicht gerecht.56 Denn – und auch das wollte dieser Beitrag zeigen – eben nicht die »Gegebenheiten« eines freien Marktes trieben die DDR-Pressetransformation voran, sondern die Monopolstrukturen weniger westdeutscher Verlage, ihre Absprachen untereinander sowie ihre aggressive Verkaufs- und Marketingstrategien insbesondere gegeneinander. Auch hier gab es kein einheitliches orchestriertes Vorgehen, sondern ein komplexes Interessengeflecht, in dem Kooperation und Konkurrenz der West-Verlage untereinander den Ton bestimmten. Das Resultat war ein Verdrängungswettbewerb auf dem Boden der DDR, der weiterhin seinesgleichen sucht und der in der Bundesrepublik illegal gewesen wäre. 

			Das heißt, nicht die Spielregeln des Marktes, sondern (nicht nur, aber eben auch) Regelbrüche bestimmten den sich entwickelnden Pressemarkt im Osten, in dem wiederum Eigengründungen, wie die im Januar 1990 von DDR-Bürgerrechtler*innen gegründete Wochenzeitung die andere nicht lange mithalten konnten. Damit wurden westdeutsche Verlagshäuser die zentralen Akteure in der DDR-Pressetransformation, die den Prozess früh vor allem entsprechend ihren Eigeninteressen vorantrieben und die ostdeutsche Presselandschaft schließlich weitgehend übernahmen. Das Ziel der demokratischen Pressetransformation in der DDR wich so vor allem der Erfahrung einer marktgesteuerten Übernahme.
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					12	Runder Tisch, 7. Sitzung, 15.1.1990, Gesetzgebungskommission Mediengesetz, Entwurf vom 9.1.1990, Beschluß der Volkskammer über die Gewährleistung der Meinungs-, Informations- und Medienfreiheit, 15.1.1990, in: BArch DA3/7.

				

				
					13	Presseerklärung, Medienkontrollrat der DDR, 21.3.1990, Archiv Grünes Gedächtnis/B.V.3 – Grüne Partei DDR, Box 27–30, Akte 30, S. 1.
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			»Alle DDR-Kinder, die ... drücken bitte gefällt mir«. Dokumentation ­eines Eintrags auf der Facebook-Seite »Unsere DDR« im Januar 2021. (Bildzitat, hk)

		


		
			Holger Kulick

			Der zweite Mauerfall. Die privaten und sozialen Medien

			Gedanken über Nichtwissenwollen, Geschäftemachen und die Verteidigung des DDR-Idylls

			Ich möchte daran erinnern, dass Ende der 1980er Jahre eine weitere Mauer fiel, die der Hemmschwelle in vielen Medien durch das Privatfernsehen – mit nachhaltigen Folgen bis heute. Diese Entwicklung begann rund fünf Jahre vor der eigentlichen Maueröffnung 1989 im Zuge einer internationalen medialen Entwicklung und hat letztendlich auch damit zu tun, dass heute Nichtwissen, Klischees und womöglich die Anfälligkeit für Verschwörungstheorien so zugenommen haben.

			Anfang Januar 1984 läuteten RTL und Sat.1 in Westdeutschland die Ära des Privatfernsehens ein, was in den Folgejahren die Sehgewohnheiten und auch Wahrnehmungen in der deutschen Gesellschaft grundlegend veränderte. Waren hierzulande bis dahin ARD und ZDF und die ARD-Regionalprogramme oft als Bildungsfernsehen mit steifem Volkshochschul­charakter dominant auf den Bildschirmen in Deutschland West, aber auch Ost präsent, änderte sich das fortan grundlegend. Ein folgenreicher Kampf um die Einschaltquoten entbrannte im Buhlen um die Zuschauergunst. Auf den Schreibtischen (auch meiner) Redaktionsleiter lag schon morgens früh nach einer Sendung die gebannt studierte Einschaltquotenkurve, an der präzise ablesbar war, in welcher Minute, ja Sekunde wie viele Zuschauer*innen von welchem Programm auf welches umgeschaltet hatten, für die Chefredakteure in der Regel ein Indiz, wann und wo es Teilen des Publikums offenbar zu langweilig wurde und es offensichtlich mehr Spannung, aufgeregtere Informationsvermittlung oder gefälligere Unterhaltung vermisste. Leid­tragende wurden im öffentlich-rechtlichen Fernsehen zunehmend Informationssendungen, Magazine und Dokumentationen, immer stärker eingekürzt und immer weiter aus der Primetime Richtung Mitternacht verbannt zugunsten von Krimis, Shows, Fußball und mehr oder minder prominent besetzten Ratequizvarianten. Diese Entwicklung der Deintellektualisierung in der Breite der Gesellschaft hält bis heute an, längst ist für junge Leute Fernsehen kein Leitmedium mehr. In unserer Redaktion sprachen wir damals von »Entmündigung« der Zuschauer*innen, denen zunehmend nur noch Infotainment vorgesetzt wurde, weil diverse Fernsehverantwortliche annahmen, Massenpublikum interessiere sich nicht für sezierte Gesellschaftspolitik.

			Ich kann das im Rückblick aus meiner Erfahrung als Redakteur in einem gesellschaftspolitischen Fernsehmagazin berichten, das auf deutsch-deutsche Themen spezialisiert war und bis zur endgültigen Stilllegung 2001 immer weiter aus dem Hauptprogramm herausgeschoben wurde. Die TV-Sendereihe Kennzeichen D kam 1971 ins ZDF-Programm, ein Vorläufer wurde 1966 unter dem Titel »Drüben« gegründet. Die damals um 19.40 Uhr ausgestrahlte Sendung versuchte, mit leisen Tönen zwischen Ost und West zu dolmetschen, Dialoge in Gang zu setzen, Sachwissen und Denkanstöße zu vermitteln. Anfangs wurde jede Sendung mit einer Umfrage über Grundkenntnisse »über den mitteldeutschen Alltag« eröffnet, das Ergebnis waren in der Regel Klischees oder Schulterzucken. Der Magazingründer und Moderator Hanns Werner Schwarze, seinerzeit Pu­­blizistikprofessor an der FU Berlin, kommentierte im ersten Sendejahr in der Drüben-Sendung Nummer 12: »Oft kommt ja Nichtwissen daher, dass man nicht wissen will. Aber, wie soll man später einmal miteinander leben, wenn man heute voneinander nichts wissen möchte?«1

			Gleiche Maßstäbe ansetzend 

			Also galt es damals, kreativ Wege zur Wissensvermittlung über die »anderen Deutschen« zu entwickeln und zugleich Zivilcourage zu fördern. Informativ, unvoreingenommen und zeitkritisch aus der DDR zu berichten, war aus Schwarzes Sicht nur möglich, »wenn auch vor der eigenen Tür gekehrt wird«, also mit gleichen Maßstäben auch mit kritischem Blick aus der Bundesrepublik berichtet wurde. Dies verlieh der Sendereihe damals eine hohe Glaubwürdigkeit auf beiden Seiten der innerdeutschen Grenze. Mit wohlgewähltem Vokabular wurden diplomatisch Denkanstöße formuliert, aber dabei auch niemand vor den Kopf gestoßen, um Veränderungen, nicht Verbitterung zu erreichen. Manchem geschah das zu leise, aber es wirkte durchaus. In Kennzeichen D vorgezeigtes Bürger-, Öko- und Menschenrechts-Engagement motivierte, steckte andere sofort an, in West wie Ost. Das Magazin Kontraste in der ARD übernahm diese Schule, beide Fernsehreihen wurden zu nicht zu unterschätzenden Multiplikatoren und Motoren für gesellschaftliches Engagement vor allem in der DDR. Und sie boten zudem den wenigen dort aktiven Bürgerrechtler*innen Schutz durch regelmäßige Berichterstattung über sie – und beschleunigten durch ihre Reportagen in gewisser Weise den Verlauf der friedlich gebliebenen Revolution.

			Hilfreich dafür wurde eine zeitgleiche technische Revolution. Videokameras wurden immer billiger und kleiner (Handys gab es ja damals noch nicht), sie ließen sich somit einfacher in die DDR schmuggeln, so dass engagierte Bürgerrechtler*innen in die Lage versetzt werden konnten, heimlich dort zu filmen, wo es den wenigen akkreditierten und durch strenge Maßregelungen aus dem DDR-Außenministerium nur eingeschränkt arbeitsfähigen (und stasibewachten) ARD- und ZDF-Teams nicht erlaubt war, zu drehen. So dokumentierten und kommentierten immer mehr Mutmenschen in der DDR vielfältige Protestaktionen, Umweltsünden, Wahlmanipulationen und Menschenrechtsverletzungen, ob in Bitterfeld, Wittenberg oder im Thüringer Wald. In der Regel westliche Diplomaten schmuggelten das Material aus der DDR heraus, mitunter sorgten aber auch couragierte Ost-Berliner RentnerInnen für den Transport, die keinen Reisebeschränkungen mehr unterlagen. Sie tauchten dann plötzlich bei uns im ZDF-Studio an der Tempelhofer Oberlandstraße auf und zogen aus Gemüsetüten in ihren Einkaufswägelchen Videokassetten oder Briefe »von guten Freunden« aus der DDR.

			Der 1983 aus der DDR ausgewiesene Jenaer Bürgerrechtler Roland Jahn wurde zu einer Art Schnittstelle für solches Ton- und Video-Material, das er an bundesdeutsche Medien vermittelte. Für SED und MfS wurde er auf diese Weise zu einer Art Staatsfeind im Ausland, der offenbar zu einem gegebenen Zeitpunkt eliminiert werden sollte. Darauf lassen Stasi-Unterlagen schließen, aus denen hervorgeht, dass die DDR-Geheimpolizei sein damaliges Wohnumfeld rund um die Görlitzer Straße in Kreuzberg präzise ausspionieren ließ und auf Lageskizzen »Absperrpunkte« markierte, um ihm offensichtlich bei passender Gelegenheit aufzulauern.2 

			So mühsam solches Drehmaterial auch zustande kam, die Zuschauerzahl für Beiträge aus dem Osten blieb im Westen ernüchternd begrenzt. Reine Westmagazine wie Panorama oder Monitor hatten immer höhere Quoten, denn nur, wer Verwandte oder Freunde im Osten besaß, interessierte sich noch für die DDR. Regelmäßigen Umfragen unserer Redaktion zufolge waren das damals um die 16 Prozent. Und weitgehend nur die schalteten uns in der Bundesrepublik auch regelmäßig ein, während Kennzeichen D und Kontraste in der DDR zum Leidwesen des DDR-Politbüros auf Einschaltquoten von über 50 Prozent kamen. Das erfuhren wir unter der Hand aus DDR-Forschungsprojekten.

			Das westdeutsche Desinteresse an der DDR setzte sich nach der Maueröffnung fort, ablesbar auch in Reisestatistiken bis heute. Aus Neugier strömte in den Wochen ab dem 9. November 1989 über die Hälfte der DDR-Bürger*innen besuchsweise gen Westen, aber in umgekehrter Richtung blieb die Reiselust Richtung DDR anfangs weitgehend auf jene Bundesbürger*innen begrenzt, die bereits Verbindungen in die DDR besaßen oder abgerissene Brücken wieder aufbauen wollten. Das Gros aber ließ den Osten weiter links liegen und kam nur zögerlich nach.

			Zwei deutsche Lebenswelten

			Ich hatte das Glück, schon seit meiner Kindheit beide Lebenswelten erfahren zu haben. Die Familie meiner Mutter war im Westen, in Friesland und Hessen sozialisiert, die meines Vaters in Neuruppin im Osten, er war vor dem Mauerbau geflüchtet, weil er sein Studium an der Humboldt-Universität nicht fortsetzen durfte – die SED hatte ihn exmatrikuliert, weil er Ersatzteile für das Fahrrad seines Bruders in West-Berlin erworben hatte – für Ost-Studierende war das seinerzeit verboten. Seine Familie enterbte ihn sofort, weil seine Flucht für sie nicht nachvollziehbar war. Ich war als Kind häufig bei seinen Geschwistern in Neuruppin zu Gast, in einem der baufälligsten Häuser der Stadt mit einer Remise voller deutscher Geschichtszeugnisse. Ein im ersten Weltkrieg sorgsam aus Holz gebautes riesiges Kanonenboot prägte sich besonders ein, ein Fotoalbum mit Hakenkreuzfahne in einer Strandburg an der Ostsee, verstaubte Kunstbildbände über den Nazis genehme Kunst, aus denen meine Uroma nach dem Krieg alle Hakenkreuze herausgeschnitten hatte. Aber auch ein ganzes Bündel DDR-Fahnen zum Hausschmücken am 1. Mai war dabei. Und im Herbst 1989 kamen Flugblätter für das Neue Forum und gegen den sowjetischen Militärflughafen am Stadtrand hinzu und nach der Vereinigung ein Riesenpacken orangeroter Plastiktüten aus der Großbäckerei, in der einer meiner beiden Onkel zumindest temporär Anstellung fand, während der andere sich nur noch unterbezahlt von Hilfsjob zu Hilfsjob hangeln konnte.

			Lief zu DDR-Zeiten bei meinen Verwandten im Osten ununterbrochen Westfernsehen in der Stube, um zumindest medial im Westen zu leben, stieß bei meinen Freunden und Verwandten im Westen das Thema DDR-Alltag auf allseitiges Desinteresse und Klischees. Der Osten blieb für viele meiner Freunde auch sprachlich lange Zeit »Grauzone«, »Dunkeldeutschland«, »DDR – Der Doofe Rest«, der nach der Wiedervereinigung den Steuerzahler mit dem »Soli« auch noch Geld kosten sollte. Und ich wurde mitleidig gefragt, ob es nicht langweilig sei, sich dann auch noch beruflich dauernd mit dem öden Osten zu befassen. Und dieses Vorurteil blieb haltbar, auch unter Journalisten. Als wir nach dem Mauerfall in unserer Chefredaktion dafür warben, den Sendeauftrag für Kennzeichen D auszudehnen Richtung Osteuropa für eine Art »Go-East-Magazin«, um mehr aus allen nun dort aufbrechenden Gesellschaften zu erfahren, lautete die Reaktion nur: »Glauben sie, das interessiert jemand?«

			Gebliebene Distanz 

			Drei Jahrzehnte nach dem Mauersturz lässt sich auch an Reisestatistiken ablesen, wie manch ein Westler den Osten sah und sieht – gar nicht. Laut einer Umfrage der Forschungsgruppe Wahlen des ZDF für eine Dokumentation über das deutsch-deutsche Zusammenwachsen äußerten im Jahr 2019, also 30 Jahre nach dem 9. November 1989, erstaunliche 21 Prozent der originär Westdeutschen, noch nie in die neuen Bundesländer gereist zu sein – umgekehrt waren bis dahin nur rund fünf Prozent der Ostdeutschen nicht in den alten Bundesländern zu Besuch.3

			Allerdings muss fairerweise gesagt werden, im Osten wurde auch kräftig für abschreckende Schlagzeilen gesorgt. Nicht geringschätzen darf man aus Westsicht in der Anfangszeit des Wieder-Zusammenrückens die abschreckenden Schlagzeilen, die Neonazis nach der deutschen Vereinigung vorwiegend im Osten produzierten. Nicht nur Ausländer*innen wurden ­rassistisch attackiert, sondern auch manche »Wessis«, die im Osten campen wollten, Läden oder Wohneigentum erwarben und offensichtlich Neonazis in ihren (im Szenejargon) »national befreiten Zonen« störten.

			Das Bild, das »Westler« Anfang der 1990er Jahre von der Neonaziszene im Osten zu sehen bekamen, hatte wiederum auch mit jenem medialen Mauer­fall zu tun, den ich eingangs erwähnte. Beispielsweise buhlten im Wettbewerb der gesellschaftspolitischen Magazine plötzlich nicht nur gesellschaftspolitische Sendereihen von ARD und ZDF um Zuschauer*innen, sondern auch Magazine wie Spiegel-TV, stern-TV, Explosiv, zeitweise VOX-Zeitpunkte und andere mehr. Es begann ein oft hemmungsloser Wettbewerb mit immer spektakulärer aufgemachten Inhalten um die Gunst des Publikums, ein Wandel, bei dem journalistischer Ethos oft auf der Strecke blieb. Klischeepotenzierung und skandalisierende Sensationshascherei spielten nun eine immer gravierendere Rolle, egal, ob über gewaltbereite Neonazis oder fiese Stasispitzel berichtet wurde, zeitweise glich dies einem Jagdfieber, das mich zugegebenermaßen auch selber eine Zeitlang befiel.4 Die Art und Weise, wie manche Medien damals vorgingen, hat Opfer-Täter-Dialoge zu diesem Thema lange Zeit kaputt gemacht.

			So wie plötzlich sogar Stasiakten »auf dem Markt« erwerblich waren, nutzten auch kleine Neonazigangs diesen medialen Run auf Sensationelles und boten offensiv »exclusive« Interviews und Übungskampfszenen zum Verkauf an. Meine Redaktion lehnte das grundsätzlich ab, andere weniger. Ich erinnere mich noch gut an einen Interviewtermin mit einem vermummten Kameradschaftsführer aus Köpenick, der über 1.000 D-Mark für seine Statements haben wollte, das hätten ihm andere Medien schließlich auch geboten. Ich ließ die Kamera eingepackt und ihn stehen. Im Rückblick bestätigte der ehemalige Ost-Berliner Neonaziführer Ingo Hasselbach 2019 in einem Interview mit zwei holländischen Journalistinnen: »Wir haben uns Ideen überlegt für Propaganda-Veranstaltungen und Möglichkeiten, Gelder zu akquirieren. Die Presse haben wir zum Beispiel immer für Interviews bezahlen lassen. Mann, von denen haben wir so viel Kohle gekriegt.«5

			Unsensibilitäten kamen hinzu. Ohne Namen und Links von Neonaziwebsites unkenntlich zu machen, transportierten Medien Köpfe und Webauftritte kleinster Neonazikameradschaften bundesweit in die Wohnzimmer. Für junge Menschen, die für Rechtsextremismus empfänglich waren, war das eine exquisite Serviceleistung, zumal es in den 1990er Jahren das World Wide Web, wie wir es heute kennen, noch nicht als ausgedehnte Kommunikationsplattform gab.

			Rapide schwindende Zeitungsleser*innenzahlen

			Das geschah mit der dritten Stufe jenes medialen »Mauerfalls«, ich nenne ihn Hemmschwellenfall. 1990 begann die kommerzielle Phase des Internets. 1993 machte das WWW erst ein Prozent der Informationsflüsse der weltweiten Telekommunikationsnetze aus, heute sind es nahezu 100. Im Jahr 2004 entstand Facebook, 2005 YouTube, 2010 WhatsApp und Instagram und seit 2014 ist Netflix Anbieter in Deutschland. All dies formte die Generation Internet und veränderte deren Mediennutzung immens. Öffentlichkeit organisierte sich fortan in fragmentierten Filterblasen. Nicht nur unsere Fernsehmöglichkeiten als »Volkshochschule« nahmen nun noch mehr ab, auch die Reichweiten von Tageszeitungen sinken seit Jahren rapide, nicht nur aufgrund der gestiegenen Zeitungspreise oder der Internetkonkurrenz. Nur noch 14,9 Millionen Tageszeitungen wurden im dritten Quartal 2020 täglich verkauft6, noch einmal fünf Prozent weniger als im Vorjahreszeitraum, überproportional sinkend im Norden und Osten. Nur bedingt wird alternativ auf Online-Ausgaben von Zeitungen zurückgegriffen, das Gros hat Zeitungen schon seit Jahren kontinuierlich weggespart. Insbesondere auf dem Land verbleiben dann oft wöchentlich verteilte kostenlose Werbeblätter als einzige Zeitungslektüre. In einigen Landstrichen Mecklenburg-Vorpommerns und Sachsens nutzten zeitweise rechtsextreme Kameradschaften dieses mediale Vakuum, um eigene Hauswurfzeitungen in Briefkästen zu stecken, Lokalkolorit kam gemischt mit Ideologie frei Haus.

			Noch geschickter geschah und geschieht das auf vielen vermeintlich objektiv daherkommenden Internetportalen und in YouTube-Clips, die gut verpackt »wahre Wahrheiten« verkaufen. Viele Randgruppen haben diese Chance früh erkannt. Ihnen fällt es überraschend leicht, Follower zu gewinnen, die klassische Medien schlicht als »Lügenpresse« abtun, gedankenlos das Schimpf-Vokabular der NPD aus den 1990er Jahren übernehmend. Aufklärende Medienkunde fehlt als Schulfach leider noch immer.

			Aber auch wir aus Bildungs- und Aufarbeitungsinstitutionen sind geneigt, uns viel zu intensiv nur in unseren Filterblasen zu bewegen und wichtig zu nehmen, und nehmen dadurch umso weniger wahr, in welchem Ausmaß und mit welcher Leichtigkeit sich Menschen lieber von Schwarzweißmalern mit »alternativen Fakten« verführen lassen – oder auch von Entpolitisierern, bei denen Selbstdarstellung, Unterhaltung, Lifestyle und Klatsch dominieren. Bloß nichts Ernstes!

			Verkanntes DDR-Heimatgefühl

			Auch wie viel Idealisierung des DDR-Idylls noch immer in vielen Menschen lebt, haben wir lange nicht im Blick gehabt.

			Ein Beispiel. Ende April 2021 zählte der informative Facebook-Eintrag der Stasiunterlagenbehörde rund 7.500 Abonnenten, die Stiftung Aufarbeitung 7.900, die Robert-Havemann-Gesellschaft rund 1.300, ebenso Facebook-Gruppen wie »1989/90 Friedliche Revolution und Mauerfall – Tägliche Chronik«. Viel ist das nicht, denn DDR-Fanseiten zählen dagegen beträchtlich mehr Follower und Likes. Es gibt Gruppen wie »Unsre DDR«, »Geboren in der DDR«, »DDR – kennst Du das noch« oder »DDR-Erinnerungen & Ostalgie«, die toppen das deutlich mit häufig mehr als 50.000 Followern. Spitzenreiter mit über 475.000 Abonnent*innen war Anfang Oktober 2021 eine Facebook-»Unterhaltungswebsite« namens »DDR-Kinder«.

			Nahezu alle diese Nischenangebote wirken so, als verteidigen sie unermüdlich die DDR als Idyll voller Kindheitserinnerungen, sei es an Schlager, DDR-Softeis oder Geraer Pflaumenmus, an Paulchen und Stine und Pittiplatsch und manch ein User oder eine Userin bekennt voller Stolz mit selbst erstellter Grafik »Ich bin ein DDR-Produkt«. Ist jemand so dreist und fragt in die Runde: »Wer von euch war ein Stasi-Spitzel oder von Bespitzelung Betroffene/r?« kommt pfeilschnell als Antwort: »Uninteressant!« oder »Wen interessiert der Scheiß heute eigentlich noch. Eine völlig überflüssige Frage in der heutigen Zeit.«

			Selbst das Bekenntnis, bewusst Ossi zu sein, findet hier noch seinen Platz, deutlich in Posts wie: »Jeder Ossi kennt doch diesen einen Wessi, der nach der Wende trompete: „Das hätten wir nie mit uns machen lassen« (306 Likes). Und ein User der stolz postet »Es war nicht alles schlecht in der DDR« kann sich schnell an Kommentaren ergötzen, wie »Natürlich nicht. Aus UNS ist was geworden und Frauen brauchten keine albernen Quoten«.

			Aber man muss auch fair sein und differenzieren. Zwei Lager sind vertreten und diskutieren auch ab und an heftig miteinander über ihre Positionen. Als Ende Februar 2021 ein User aus Thüringen im Forum »DDR-Erinnerung und Ostalgie« den Spruch postete, »Wir danken unserem Genossen Erich Honecker, dass er uns 40 Jahre die Wessis vom Hals gehalten hat«, erntete der Absender binnen Kurzem rund 750 Kommentare, darunter genauso viel Zuspruch wie Kopfschütteln. Schon eine Woche später war der Post nicht mehr auffindbar. Mauern, hinter die die Forschung bislang kaum schaut, wo kritische Nachfragen schnell verschwinden und Politisches tabu ist. In der FB-Gruppe »Geboren in der DDR« mit rund 27.000 Mitgliedern Anfang Mai 2021, steht beispielsweise in den Informationen über die Community (letzter Zugriff am 2.5.2021): »Bitte keine Beleidigungen oder Hetze…Keine ernsthafte Politik. Wir möchten hier schöne Erinnerungen….Die Admins löschen unpassende Beiträge ohne Ankündigung.«

			Einen breiten Markt für derlei Publikum scheint es immer noch zu geben. Auch auf anderen Ebenen. Quer durch den Osten finden sich zum Beispiel immer häufiger kleine private DDR-Museen, die nostalgisches Publikum locken mit DDR-Design, Trabbitouren und zum Imbiss Soljanka. Geld scheint mittlerweile mit DDR-Erinnerung gut zu verdienen zu sein – auch im alten Westen. »Zum 70. Jahrestag der Gründung der DDR« wurden 2019 in großen Zeitungsanzeigen Feingold- Münzsonderprägungen mit DDR-Nostalgiemotiven angeboten (»Das war die DDR – die Zeit vor der Wende für immer verewigt!«), für eine weitere Münzserie wurde am 9. November 2020 sogar ganzseitig in ostdeutschen Regionalzeitungen mit der Zeile geworben: »Ostalgie – Erinnerungen an das Leben in der DDR!«, ein »Exklusives 16-teiliges Komplett-Set in Gedenken an die Zeit vor der Wende«. Bestellungen für 199,50 Euro waren allerdings zu richten an eine Westadresse, das »bayerische Münzkontor« in Aschaffenburg. Westvermarktete Ost-Nostalgie?

			Eine Krönung solcher Ostverniedlichung bietet ein Kölner Kleinverlag. 2008 hat er ein Pappbilderbuch für Allerkleinste auf den Kin­derbuchmarkt gebracht und – Stand Mai 2021 – noch immer im Angebot. Der Titel: »Mein erstes DDR-Buch« mit folgender Verlagsbeschreibung: »Welches Kind weiß heute noch, was es in der ehemaligen DDR so alles gab? Ein spielerischer Rückblick mit 18 typischen Motiven auf »die gute alte Zeit«, die 1990 verschwand und doch in den Herzen der Menschen einen festen Platz hat. OSTalgie für die Kleinsten.«7

			Abgebildet sind Ampelmännchen, Sandmännchen, Kati Witt, Nudossi-Creme, strahlende Kinder in FDJ-Hemden, die Puhdys in action, der Palast der Republik, Sigmund Jähn, Rotkäppchen-Sekt, ein himmelweißblauer Trabant und als Schlussbild FKK am Strand. Aber nicht eins der 18 Nostalgiemotive deutet an, was die DDR ebenfalls prägte, zum Beispiel die Mauer und die angstbefreienden Großdemonstrationen im Herbst 1989. Ich stieß auf das Büchlein im Schaufenster eines Spielzeugladens im Prenzlauer Berg. Doch wer braucht sowas, wer kauft sowas? Oder wer kommt auf solche Ideen, dass sich Menschen nur an diese DDR-Seite erinnern wollen? Der Buch-Autor ist heimisch in Köln.

			Nichtrichtigwissenwollen

			Nachwort. Beim Schreiben dieser Zeilen fällt mein Blick in der Berliner Zeitung auf ein Interview mit dem Schriftsteller Florian Havemann, der 1971 die DDR verließ, aber längst zurückgekehrt ist und mittlerweile als Verfassungsrichter in Brandenburg amtiert. »Als ich 1971 nach meiner Flucht im Westen ankam, hat mir niemand ein Frage nach dem Osten gestellt«, erinnert er sich: »Nicht eine Frage danach, wie sich’s so gelebt hat, nicht davon, wie es denn bei der Stasi im Knast gewesen ist, warum ich abgehauen bin. Totale Ignoranz, null Interesse. Ich habe das, was der DDR-Bevölkerung kollektiv nach ihrem Anschluss an die Bundesrepublik passiert ist, schon zwanzig Jahre vorher erlebt.«8

			Andere registrieren, dass selbst heute noch Klischees erwünscht sind. Am 4. April 2021 glossierte die Redakteurin der Berliner Zeitung, Sabine Rennefanz, wie es ihr misslang, zum Gast vom ARD-Presseclub zu werden, Ostdeutsche Journalist*innen seien dort eine Rarität: »Am anderen Ende der Leitung in Köln saß eine energische Redakteurin, die fragte, ob ich denn auch die »ostdeutsche Linie« vertrete. Die ostdeutsche Linie? Also eher Putin-freundlich, meinte sie. Ich sagte nein, ich halte Putin für gefährlich, dann versuchte ich zu erklären, dass es keine einheitliche »ostdeutsche Linie« gebe, aber ich merkte, dass die Frau schon nicht mehr zuhörte. Sie suchte weiter, nach jemandem, der ihren Vorstellungen entsprach.«9

			Nichtwissenwollen. Oder Nichtrichtigwissenwollen. Oder nur einseitig etwas wissen wollen und von Klischees nicht abrücken. Damals wie heute ein Problem und eine Crux beim »Zusammenwachsen«. Von Anfang an. Aber ich denke, dies hat stets zwei beteiligte Seiten: Viele im Westen, denen der Osten naserümpfend schon immer egal war, außer vielleicht als Absatzmarkt oder Projektionsfläche für Klischees. Aber auch solche im Osten, ebenfalls vorurteilsgeprägt, die ihre Anpassung von einst ungern hinterfragen und den Eindruck erwecken, gar nicht erst wissen zu wollen, was in ihrem Propaganda-Staat eigentlich wirklich hinter den Kulissen geschah. Also einstige Mitläufer*innen, die Selbstkritik scheuen und stattdessen lieber ins Idyllische flüchten. Dies zu verurteilen steht mir nicht zu. Aber ich halte es für wichtig, auch diese Entwicklung aufzuzeigen und zu ergründen.

			So gibt es in den erwähnten DDR-Nostalgie-Facebook-Gruppen viele jüngere Mitglieder, die zum Mauerfall allenfalls zehn Jahre alt waren und die DDR wahrscheinlich nur von der rosigen Seite kannten, dementsprechend rosig halten sie ihre DDR-Erinnerung als Wohlfühl- und Heimaterinnerung fest, das ist nachzuvollziehen. Sogar eine Facebook-Gruppe »DDR-Ferienlager« gibt es, mit über 45.000 Followern im Sommer 2021, im Gruppen-Untertitel steht »just für fun«.

			Anders die Motive mancher in der älteren Generation, abgeleitet aus einer Erfahrung hier in der Bundeszentrale für politische Bildung. In den ersten beiden Jahrzehnten nach dem Mauerfall entstanden hier wohlmeinend eine ganze Reihe Bücher und auch DVDs zum Thema Aufarbeitung der DDR, auch ich produzierte für die bpb 2009 eine DVD mit dem Titel »Feindbilder« über Videos und Fotos der Stasi. Abgefragt wurden diese Produkte in den ersten Jahren aber hauptsächlich von Schulen im Westen, auffallend weniger aus Richtung Ost. Beim Nachhaken an Schulen im ehemaligen Osten erfuhren wir dafür auch einen Grund. Damals gab es noch viele Lehrer*innen, übernommen aus dem alten Schulsystem der DDR. Nicht dass die Antidemokraten waren oder Aufarbeitung wegzensieren wollten – nein, sie hatten vor ihren Schüler*innen schlicht Angst, die könnten beim Blick zurück in die Geschichte plötzlich Fragen nach ihrer Achillesferse stellen: »Wie haben Sie sich denn damals verhalten?«

			Auch über solche Prägungen reden wir zu selten.
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			Hochzeit in Wittenberg 1976. (Bildausschnitt, Hellmuth Opitz)
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			Scheidungsrechtspraxis in Ostdeutschland

			Das Ehe- und Familienrecht in der gesamtdeutschen Gesellschaft 

			Bis heute, mehr als 30 Jahre nach der deutschen Einheit, brechen die Diskurse darüber nicht ab, wie sich Ostdeutsche dem westdeutschen System, seinen Regeln und Werten angepasst haben. Genauere Blicke in einzelne Lebensbereiche zeigen jedoch, dass der Vereinigungsprozess keine Einbahnstraße war, auf der lediglich ein Transfer von West nach Ost stattfand. Vielmehr brachten und bringen Ostdeutsche ihre Prägungen aus der DDR-Zeit in die gesamtdeutsche Gesellschaft ein und gestalten diese mit. Deutlich wird dies etwa anhand der ostdeutschen Scheidungspraxis der 1990er Jahre.

			Der Transformationsprozess in Ostdeutschland war durch ein hohes Tempo und Faktoren geprägt, die als institutions first und Fremdsteuerung bezeichnet werden.1 Auf die beitretenden Bundesländer wurde innerhalb kürzester Zeit die über Jahrzehnte elaborierte, den ehemaligen DDR-Bürgerinnen und -Bürgern aber weitgehend fremde, institutionelle Ordnung der Bonner Republik übertragen. Für den Bereich des Rechts bedeutete dies, dass im Zuge der Überleitung der rechtlichen Normen und Strukturen der Bundesrepublik am 3. Oktober 1990 exogene Faktoren den Transformationsprozess dominierten. Der von außen installierte institutionelle Rahmen sollte dabei als Steuerungsinstrument für ein verändertes Handeln der Bürgerinnen und Bürger fungieren.2 Ein ­System von Normen und Werten setzt jedoch keinen starren Rahmen, sondern wird auch von den handelnden Akteuren geformt.3 Endogene Faktoren wie personelle Kontinuitäten und die im Gesellschaftssystem der DDR entstandenen Wertorientierungen wirkten ebenfalls in diesem Prozess.4 Er wurde nicht nur von westdeutsche Juristinnen und Juristen beeinflusst, die im Rahmen von Länderpartnerschaften von »außen« kamen, um den institutionellen Um- und Aufbau zu unterstützen. Die Justiz in Ostdeutschland hatte an den Kreisgerichten etwa die Hälfte der Richterinnen und Richter aus der DDR in die Probezeit übernommen. Unter ihnen befanden sich viele Familienrichterinnen und -richter, welche nun die Rechtspraxis unter den neuen Bedingungen mitgestalteten.5 Ebenso wie die Bürgerinnen und Bürger des ehemaligen sozialistischen Staates legten sie die über Jahrzehnte entstandenen Prägungen mit dem Systemwechsel nicht einfach plötzlich ab. Das wirkte sich auf den Aneignungs- und Aushandlungsprozess in der Systemtransformation aus.6 Es führte zu Eigenlogiken in der Anwendung des bundesdeutschen Rechts in Ostdeutschland. Dies wird in der gerichtlichen Scheidungspraxis insbesondere im Hinblick auf die Unabhängigkeitsprägungen sowie das Geschlechterrollenverständnis der Frauen deutlich.

			Scheidungsrecht im geteilten Deutschland

			Einen wesentlichen Faktor innerhalb dieser Eigenlogiken stellt dabei eine Art innere Emanzipation ostdeutscher Frauen dar. In der DDR war die Doppelverdienerehe das vorherrschende Modell. Aus dem Zusammenwirken der weitgehenden sozio-ökonomischen Selbstständigkeit der Frauen und der stetig politisch postulierten Gleichberechtigung war ein ausgeprägtes Unabhängigkeitsdenken entstanden.7 Diese Konstellation hatte auch unmittelbare Auswirkungen auf die Scheidungsrechtskultur in Ostdeutschland. Das DDR-Recht ging aufgrund der gesamtgesellschaftlichen Rahmenbedingungen davon aus, dass jeder eigenverantwortlich für seinen Unterhalt aufkommen und sich selbst absichern konnte. Deshalb galt bis 1990 im Scheidungsfall, dass nach einer rechtskräftigen Scheidung »alle familienrechtlichen Bindungen beseitigt [sind], die bisher zwischen den Partnern bestanden« und »jeder arbeitsfähige Ehegatte sein Leben unabhängig von dem anderen führt, dass er – außer für vorhandene gemeinsame Kinder – für sich allein verantwortlich ist und sich demzufolge auch allein zu ernähren hat«.8 Mit der Scheidung zogen die Eheleute folglich nicht nur einen Schlussstrich unter die emotionalen, sondern auch die wirtschaftlichen Bindungen. Entsprechend gab es keine Regelungen für die Aufteilung von Rentenanwartschaften, wie sie die bundesdeutsche Scheidungsgesetzgebung in Form des Versorgungsausgleichs kennt. Auch das, was heute unter dem Schlagwort Ehegattenunterhalt bekannt ist, wurde den scheidenden Ehepartnern und in diesem Zusammenhang besonders Ehepartnerinnen in der DDR vom Gericht nur in Ausnahmefällen und befristet zugesprochen. Seit den 1970er Jahren betraf das zunehmend junge Mütter mit Kleinkindern. Studierten sie etwa, konnten sie das fehlende Erwerbseinkommen trotz staatlicher Vergünstigungen allein nicht ausgleichen. Stand kein Krippenplatz zur Verfügung, konnten sie den Unterhalt ebenfalls nicht selbst bestreiten.9 Insgesamt hatte der Ehegattenunterhalt in der gerichtlichen Praxis jedoch nur eine verschwindend geringe Relevanz. Das zeigt sich allein daran, dass er in den letzten Jahren der DDR nur noch in etwa drei Prozent der Scheidungen beantragt und gewährt wurde.10 

			Das bundesdeutsche Scheidungsrecht, das bis auf wenige Ausnahmen am 3. Oktober 1990 auf Ostdeutschland übergeleitet wurde, war hingegen vom Versorgerleitbild geprägt. Besonders infolge der Emanzipation von unten wuchs zwar auch das emanzipatorische Bewusstsein der Frauen in der Bundesrepublik. Die stärkere Ausprägung des Ernährermodells konnte jedoch im Vergleich zur DDR, aber auch zu anderen westlichen Industriestaaten, nur bedingt beseitigt werden.11 Das Allein- beziehungsweise Zuverdienermodell herrschte weiter vor und die gesetzlichen Regelungen trugen dem Rechnung. Seit dem Ende der 1970er Jahre wurden die Leistungen der Ehefrauen als Hausfrauen und Mütter dabei als Familienarbeit anerkannt, die einen Beitrag zum Familienunterhalt darstellt. Dies betonte die Gleichwertigkeit von Lohn- und Familienarbeit und konnte nach der Scheidung eine gegenseitige nachwirkende Verantwortung der Ehegatten begründen. Anders als im sozialistischen System stand die grundsätzliche Eigenverantwortung, nach der Scheidung für den Unterhalt selbst aufzukommen, im bundesdeutschen Recht nicht im Fokus. Entsprechend war der nacheheliche Unterhalt bei westdeutschen Scheidungen ein gängiger Verfahrensgegenstand.12 Schließlich sollte die nicht erwerbstätige Frau ihren Lebensstandard auch nach der Scheidung aufrechterhalten können. Entsprechend eröffnete das bundesdeutsche Recht viel mehr Optionen und Chancen, nacheheliche Versorgungsleistungen einzufordern. Dies galt auch in Hinblick auf Rentenanwartschaften. Hatte ein Ehegatte oder eine Ehegattin im Laufe der Ehe höhere Anwartschaften erworben, wurde der Wertunterschied im Rahmen des Versorgungsausgleichs hälftig ausgeglichen.13 Wenn etwa nominell nur der Ehemann als Alleinverdiener im Rahmen eines oder mehrerer Arbeitsverhältnisse Rentenpunkte angesammelt hatte, wurden sie geteilt. In Anerkennung der Familienarbeit, die die Frau geleistet und dabei keine oder nur eingeschränkt eine Erwerbstätigkeit aufgenommen hatte, sollte auch sie trotz Trennung im Alter abgesichert sein.14

			Einen Schlussstrich ziehen – Scheidungsrechtspraxis in Ostdeutschland

			Im Zuge der deutschen Einheit trafen Ostdeutsche also nicht nur auf neue Strukturen und Normen. Sie waren auch mit dem Ehe- und Familienbild der westdeutschen Gesellschaft konfrontiert. Aber auch unter diesen neuen Rahmenbedingungen wirkten einige Einstellungs- und Handlungsmuster nachhaltig. Besonders ostdeutsche Frauen brachten ihrerseits das im sozialistischen System entstandene Unabhängigkeitsdenken mit in die vereinigte Gesellschaft. Es war eng mit der eigenen Berufstätigkeit verknüpft und blieb auch nach der deutschen Einheit persistent. Die Frauenerwerbstätigkeit ging zwar vor allem durch den Arbeitsplatzmangel zurück, das ist jedoch nicht gleichbedeutend mit einem freiwilligen Rückzug vom Arbeitsmarkt. Freiwillig Hausfrau waren beispielsweise 1994 nur ein Prozent der ostdeutschen, aber 26 Prozent der westdeutschen Frauen.15 Auch über die 1990er Jahre hinaus blieb die Konstellation, in der beide – Partnerin und Partner – einer Vollzeitbeschäftigung nachgingen, das in Ostdeutschland dominierende Modell.16 Die Teilzeitquote stieg zwar an, aber auch hier hatte die Arbeitsmarktsituation einen großen Einfluss, da die Frauen häufig gern Vollzeit gearbeitet hätten. Zudem arbeiteten sie in einer Teilzeitbeschäftigung eher 30 Wochenstunden statt wie in Westdeutschland überwiegend circa 20 Stunden.17 Aber auch im Westen fand eine Veränderung statt. Dort nahmen immer mehr Frauen Teilzeittätigkeiten auf, sodass hier das Zuverdienermodell zunahm. Somit näherten sich ost- und westdeutsche Praktiken in diesem Bereich einander an. 

			Nicht nur auf dem Arbeitsmarkt, sondern auch in der Scheidungsrechts­praxis der 1990er Jahre wurden das weitere Streben der Frauen nach Berufstätigkeit, die innere Emanzipation und der Wunsch, mit der Scheidung einen Schlussstrich unter sämtliche Bindungen zu ziehen, wirkmächtig.18 Die neuen Bundesbürgerinnen und -bürger zeigten sich in Hinblick auf den Versorgungsausgleich eher verblüfft darüber, dass sie trotz Trennung noch füreinander sorgen und miteinander verbunden sein sollten.19 Der Versorgungsausgleich erschien eher lästig. Denn in der Regel war bei ostdeutschen Paaren aufgrund der doppelten Berufsbiografien wenig auszugleichen. Dies galt nicht nur für die Übertragung von Anwartschaften des Ehemannes auf die Ehefrau, sondern auch umgekehrt von der Frau auf den Mann. Außerdem konnte diese Frage die Scheidung aufgrund der Wartezeiten für die Kontenklärung bei der Rentenversicherung erheblich verzögern. Nach dem Motto »Hauptsache geschieden!« verzichteten die Paare in der ersten Hälfte der 1990er Jahre im Vergleich zu westdeutschen Scheidungen überdurchschnittlich oft auf den Ausgleich der Rentenpunkte. Andere trennten diese Frage bis zum Jahr 2000 deutlich häufiger vom eigentlichen Scheidungsverfahren ab, als es in der Rechtspraxis westlicher Bundesländer üblich war. Dort wurde der Versorgungsausgleich nur in durchschnittlich 12 Prozent der Scheidungen vom übrigen Verfahren abgetrennt. Im Beitrittsgebiet waren es 1993 hingegen 75 Prozent, 1996 noch 42 Prozent und 1999 immer noch 25 Prozent.

			Abtrennung des Versorgungsausgleichs 1993–2000 in %
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			Hier und im Folgenden basieren die statistischen Berechnungen auf Werten aus den Jahresberichten 1993 bis 2000 zu den Familiengerichten, herausgegeben vom Statistischen Bundesamt, Wiesbaden 1996 bis 2001.

			Ostdeutsche Frauen zeigten außerdem wenig Ambitionen, den Ehegattenunterhalt im Zuge der Scheidung einzufordern beziehungsweise neigten öfter dazu, darauf zu verzichten. Bereits Anfang der 1990er Jahre beobachteten west- und ostdeutsche Juristinnen und Juristen verwundert, dass der bloße Versuch, Unterhaltszahlungen zu erwirken, mehrheitlich ausblieb. Ein Abhängigkeitsverhältnis, das dadurch über die Scheidung hinaus zwischen den Ex-Eheleuten entstanden wäre, hätten viele der Frauen und Männer »als ungerecht empfunden« und abgelehnt. Im Unterschied zu vielen westdeutschen Frauen sei bei ostdeutschen Frauen die grundsätzliche Haltung, sich selbst versorgen zu wollen, deutlich ausgeprägter. Obwohl sich der Arbeitsmarkt erheblich zu ihrem Nachteil verändert hatte und viele bereits ihren Arbeitsplatz verloren hatten, hätten sich gerade Frauen mit »erstaunlichem […] Optimismus […] ins Nichts fallen« lassen.20 

			Im Verlauf der 1990er Jahre setzt sich diese Besonderheit in der ostdeutschen Scheidungspraxis fort. Häufig waren die Partner beziehungsweise Partnerinnen aufgrund von Arbeitslosigkeit oder geringen Einkommen leistungsunfähig oder verdienten ähnlich viel. Aber selbst dann, wenn Einkommensdifferenzen es erlaubt hätten, wurde überwiegend auf nachehelichen Unterhalt verzichtet. Die lang nachwirkenden Prägungen aus der sozialistischen Gesellschaft sind aber nicht nur bei den Scheidungswilligen, sondern auch bei ostdeutschen Richterinnen und Richtern festzustellen, die im vereinigten Deutschland weiterhin Recht sprachen. Eine ostdeutsche Richterin erinnert sich etwa, es sei für sie selbstverständlich gewesen, dass die Frauen »arbeiten gehen« und jede für sich selbst sorgt, anstatt »flotte Locke« und »blutsaugend« unbefristet Unterhalt erwirken zu wollen.21 Die »eigene Berufstätigkeit und das Selbstverständnis der ostdeutschen Frauen« stellten die Inanspruchnahme von Ehegattenunterhalt auch in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre hinten an. Noch nach der Jahrtausendwende fällt das Bedürfnis nach einer »möglichst spurlose[n] Auflösung der ehelichen Verbindung« in den ostdeutschen Bundesländern auf.22 Im gesamten ersten Jahrzehnt nach der deutschen Einheit wurde Ehegattenunterhalt dort nur halb so oft zum Gegenstand des Scheidungsverfahrens gemacht wie in den westdeutschen Bundesländern. Dies war auch im Jahr 2017 noch der Fall. Bis heute wird der Ehegattenunterhalt in Ostdeutschland deutlich seltener angewandt als im Rest der Bundesrepublik. Gerade bei ostdeutschen Frauen blieb und bleibt der »Wunsch nach Unabhängigkeit und [einem] Schlussstrich«.23

			Ehegattenunterhalt als Gegenstand des Verfahrens 1993–2000 in %
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			Der Osten in der gesamtdeutschen Gesellschaft

			Die Erfahrungen, die Ostdeutsche mit in die vereinigte Gesellschaft brachten, hatten auch Rückwirkungen auf Westdeutschland und somit auch – in Anlehnung an Phillipp Ther 24 – kotransformatorische Effekte. Der Beitritt lieferte zusätzliche Impulse für die gesamtdeutsche Gesellschaft, die zugleich mit langfristigen grenzüberschreitenden europäischen Trends in Hinblick auf die Geschlechterverhältnisse korrespondierten. Dies zeigt sich nicht nur bei der Erwerbsneigung von Frauen im gesamten Bundesgebiet, sondern auch bei der scheidungsrelevanten Rechtssetzung zum Unterhaltsrecht sowie zum Sorgerecht. So waren im Jahr 2015 über 60 Prozent der gesamtdeutschen Bevölkerung der Ansicht, das System der Kinderbetreuung und die Frauenerwerbstätigkeit in der DDR hätten »positive Impulse für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf« für die gesamtdeutsche Gesellschaft gebracht. Obwohl mehr Ostdeutsche als Westdeutsche diese Wirkung bestätigten, erkannte auch mehr als die Hälfte der Bürgerinnen und Bürger in den westlichen Bundesländern die positiven »Effekte von Alltags-und Arbeitsmarktstrukturen aus der DDR als Gleichstellungsgewinn« an. Hier zeigt sich eine »grundsätzliche Anerkennung« eines »Ost-West-Transfers«.25 Besonders Juristinnen in Ost und West schätzten zudem ein, dass dem westlichen Versorgungsgedanken durch die Unterhaltsreform von 2008 entgegengewirkt worden sei. Hier habe »die gesamtdeutsche Wirklichkeit […] also den Westen eingeholt«. Denn die ostdeutsche Praxis war den neuen Unterhaltsregelungen, welche die Eigenverantwortung betonten, deutlich voraus.26

			Im Bereich des elterlichen Sorgerechts werden andere Impulse sichtbar. Heute behalten bei nahezu allen Scheidungen (2016 waren es 97 Prozent) beide Eltern das sogenannte Sorgerecht für ihre Kinder.27 Dies war vor 1990 jedoch weder in der DDR noch in der Bundesrepublik der Regelfall. Es hatte in beiden deutschen Gesellschaften bereits umfangreiche Diskus­sionen um den Wandel der Geschlechterrollen und zugleich über die Rolle der Väter innerhalb der Familie gegeben. Im bundesdeutschen Recht war es seit 1982 zumindest grundsätzlich möglich, dass sich die Eltern das Sorgerecht teilten. Dies galt jedoch ausdrücklich für den Ausnahmefall und wurde nur selten gewährt. In der Regel erhielt ein Elternteil, meist die Mutter, das alleinige Sorgerecht und der jeweils andere ein Umgangsrecht.28

			Nach dem Familiengesetzbuch der DDR erhielt hingegen ausschließlich ein Elternteil das sogenannte Erziehungsrecht, wobei auch hier überwiegend zugunsten der Mutter entschieden wurde.29 Zudem musste diese Frage in beiden deutschen Systemen im sogenannten Zwangsverbund mit der Scheidung vom Gericht entschieden werden. Dennoch manifestierte nach dem politischen Umbruch 1989/90 die frei gewählte Volkskammer der DDR im Jahr 1990 europaweit einen der modernsten familienrechtlichen Fortschritte im Diskurs darüber. In ihrem Familienrechtsänderungsgesetz (FamRÄG) griff sie bisherige grenzüberschreitende Debatten, Anliegen aus der UN-Kinderrechtskonvention und Reformüberlegungen auf, die Rechtswissenschaftler und Rechtswissenschaftlerinnen in der DDR bereits seit Anfang der 1980er Jahre hinsichtlich eines grundsätzlich geteilten Erziehungsrechts angestellt hatten. Demnach bestand die gemeinsame Sorge als innerfamiliäre Angelegenheit erstmals als Normalfall fort, ohne dass ein Gericht diese Frage automatisch mit behandeln musste. Es blieb somit – bis zum Konfliktfall – selbstverständlich, dass beide Elternteile gleichermaßen berechtigt und verantwortlich sind. 

			Die Überleitung des bundesdeutschen Rechts auf das Beitrittsgebiet am 3. Oktober 1990 setzte das Familienrechtsänderungsgesetz zwar nach wenigen Tagen wieder außer Kraft. Familienrechtlerinnen und -rechtler aus Ost und West sowie die Sachverständigenkommission des Deutschen Bundestages für den ersten gesamtdeutschen Familienbericht bedauerten jedoch das Fortbestehen der obligatorischen Sorgerechtsentscheidung durch das Gericht nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch mit Verweis auf die Neuerungen des FamRÄG.30 Schließlich wurde in der Praxis auch die bereits vorhandene Option, das Sorgerecht zu teilen, in ganz Deutschland nur von einer Minderheit der Eltern genutzt. Die Rechtswissenschaftlerin Angelika Zimmer schlussfolgert, dass deshalb Handlungsbedarf bestand, das gemeinsame Sorgerecht als Normalfall gesetzlich festzuschreiben.31 Dies geschah 1998 durch die gesamtdeutsche Kindschaftsrechtsreform, mit der über Jahrzehnte entstandene systemübergreifende Tendenzen im geeinten Deutschland schließlich ihre gesetzliche Entsprechung fanden. Die gesetzliche Normierung, wie sie bereits das FamRÄG vorgesehen hatte, zeigte Wirkung: Thematisierten 1997 in Ostdeutschland noch circa. 70 Prozent der Paare im Scheidungsprozess das Sorgerecht, waren es im Jahr 2000 nur noch etwa 18 Prozent. 

			Diese Entwicklung wurde von mehreren Faktoren beeinflusst. In Ost wie West hatte sich die Wahrnehmung der Familien- und Geschlechterstrukturen bereits in den Jahrzehnten vor der Einheit gewandelt.32 Die vielfältigen Reformanstöße wurden jedoch nach der deutschen Einheit erweitert und intensiviert.33 Der Einigungsprozess hatte neben den internationalen Impulsen die »Auseinandersetzung mit dem Familienrecht heraus[gefordert]«.34 Wie Angelika Zimmer in ihrer Analyse konstatiert, habe der Beitritt der DDR mit ihren familienrechtlichen Erfahrungen als »zusätzlicher Katalysator in der anhaltenden Reformdiskussion des Familienrechts in der Bundesrepublik« gewirkt.35

			Mit dem Scheidungsurteil entschiedene Sorgerechtssachen in Ostdeutschland 1994–2000 in %
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			Am konkreten Beispiel des Scheidungsrechts wird deutlich, dass der Transformationsprozess nicht einseitig verlief. Ostdeutsche brachten durchaus eigene Impulse in die gesamtdeutsche Gesellschaft ein. Das vereinte Deutschland blickt inzwischen auf eine über 30-jährige gemeinsame Ge­­schichte zurück, in der sich die Gesellschaft nicht nur unter diesen, sondern auch verschiedensten neuen politischen, wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und generationellen Einflüssen weiterentwickelt hat und weiterentwickelt.
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			Freundschaftsspiel der beiden Fußballteams von Bundestag und DDR-Volkskammer am 21. September 1990. (Bildausschnitt, Rainer Steußloff) 

		


		
			Jutta Braun

			Spiel ohne Grenzen 

			Sport in der Transformation seit 1989/90

			Die sogenannte »Eigenweltlichkeit«1 des Sports ist häufig beschworen worden, da hierin der besondere Reiz für das Publikum wie für die Sportler*innen liege. Doch dass sich zu allen Zeiten Politik, Wirtschaft und Gesellschaft in der Welt des Sports widerspiegelten, hat die Sportgeschichte mittlerweile anhand verschiedener Epochen anschaulich gemacht. Auch die Zeit des Kalten Krieges ist unter diesem Aspekt ausführlich beschrieben worden.2 Welche Folgen aber die Epochenzäsur von 1989/90 für den deutschen Sport in Ost und West hatte – mit dieser Frage haben sich bislang nur wenige Forscher*innen eingehender beschäftigt.3 

			Wenn von Sport die Rede ist, so fällt der Blick zunächst auf die mit Abstand populärste Sportart der Deutschen, den Fußball. An seinem Beispiel lassen sich einige der organisatorischen Herausforderungen besonders gut veranschaulichen, die mit der Fusion der Systeme auf diesem Gebiet verbunden waren. »Das Ganze ist kurz und schmerzlos gelaufen, danach hatte die Ostseite keine Geschichte mehr.«4 So fasste der DDR-Trainer Hans Mayer im Jahr 2003 rückblickend Verlauf und Ergebnis der »Fußballeinheit« zusammen. Weitere 17 Jahre später kann mit größerer zeitlicher Distanz ermessen werden, ob sich der DDR-Fußball tatsächlich derart in Luft auflöste, wie der Erfolgscoach einst insinuierte. Hierbei ist der Blick nicht nur auf die Prozesse der Transition und Transformation der ersten Jahre zu richten, sondern auch auf die weitreichenden Folgen des zweiten radikalen Umbruchs5 nach 1989/90, der die Fußballlandschaft der ehemaligen DDR innerhalb weniger Jahre erneut umpflügte: Denn als die sprunghaft anwachsende Kommerzialisierung Mitte der 1990er Jahre europaweit die Profi-Ligen von Grund auf »revolutionierte«,6 wurde auch der vereinte deutsche Fußball bald zu einem hart umkämpften Terrain der Globalisierung. Außerdem soll in einem kurzen Überblick nach weiteren strukturellen und ethisch-moralischen Implikationen gefragt werden, die mit den Vereinigungsprozessen im Sport einhergingen: Das gilt für die Aufarbeitung der SED-Diktatur ebenso wie für die Rückwirkung der staatlichen Einheit auf die Grundverfasstheit des Sports im vereinten Deutschland.

			»Je besser ich arbeite, desto kürzer bin ich im Amt« – die Vereinigung im Fußball

			Es war ein Weg gemäß Artikel 23 des Grundgesetzes, den auch der organisierte Sport in Ost und West nach seinem Zusammenschluss im Jahr 1990 ging. Unmittelbar nach Gründung der neuen Bundesländer entstanden fünf neue Landessportbünde (LSB) in Thüringen, Sachsen-Anhalt, Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg, die als neue »Korporativakteure«7 im Dezember dem Deutschen Sportbund beitraten, womit die »Sporteinheit« formal vollzogen war. Es erfolgte ein grundlegender »Institutionentransfer« von West nach Ost, was bedeutete, dass auch der künftig vereinte Sport föderativ strukturiert und von der Gemeinnützigkeit getragen sein sollte. Zudem hatte jede einzelne Sportart ihre eigene, kleine Wiedervereinigung zu bewältigen.8 Auch hier vollzog sich die »Vereinigung« als Beitritt: Die zuvor gegründeten Landesfachverbände im Handball, Rudern und allen anderen Sportarten traten in der Regel dem jeweiligen bundesdeutschen Fachverband bei, während sich das DDR-Pendant still und leise auflöste.9 

			Im Fußball waren Basis und prominente Kicker zunächst froh, die jahrelange Gängelung durch Partei und Repressionsapparat hinter sich lassen zu können. Zumal der Fußball im olympiafixierten Sporthaushalt der DDR das Dasein eines ungeliebten Stiefkinds gefristet hatte, das von der Sportführung um Manfred Ewald materiell wie ideell vernachlässigt und drangsaliert worden war.10 Anlässlich der ersten offenen Diskussion auf einem Fußballverbandstag am 31. März 1990 rechneten viele Delegierte mit der bisherigen Verbandsspitze und deren jahrzehntelangen, aus ihrer Sicht unfairen und herrischen Methoden ab, insbesondere gegenüber politisch in Misskredit geratenen Spielern und Trainern, gegenüber Eigeninitiative bei Trainingsmethoden, aber auch gegenüber dem sport­lichen Gegner.11 Als erster frei gewählter Präsident übernahm Hans-Georg ­Moldenhauer, ehemaliger Torwart des 1. FC Magdeburg, die Führung des Deutschen Fußballverbands der DDR (DFV). Da er sich bereits in den Monaten zuvor für mehr Mitbestimmung und Reformen im DDR-Fußball eingesetzt hatte, besaß er das Vertrauen großer Teile der Fußball-Basis.12 Doch zugleich brach mit dem Staatssport die bisherige Finanzierung des Fußballs zusammen. Wie für die gesamte Gesellschaft der DDR begann auch hier der Aufbruch in ein neues, marktwirtschaftlich geprägtes Zeitalter. Die sogenannten »Trägerbetriebe« der Betriebssportgemeinschaften kämpften vielfach um ihre wirtschaftliche Existenz, zudem standen die staatlichen Träger der »nicht-zivilen« Klubs – also des Armeefußballs und der Dynamo-Klubs von Polizei und Staatssicherheit – vor der Abwicklung und Transformation. Aus diesem Grund strebte Hans-Georg Moldenhauer eine möglichst baldige Vereinigung der Strukturen des ostdeutschen Fußballs mit dem Deutschen Fußball-Bund (DFB) an, um die Unterstützung für die häufig in existenzielle Not geratenen Fußballstandorte zu sichern. In diesem Sinne formulierte er im Hinblick auf seine neue Funktion bereits am ersten Tag seiner Präsidentschaft: »Je besser ich arbeite, desto kürzer bin ich im Amt.«13

			Doch obgleich spätestens seit den Volkskammerwahlen vom 18. März 1990 die Weichen eindeutig in Richtung Einheit gestellt waren, zögerte der größte Sportverband der Welt unter Hermann Neuberger, sich zu einem baldigen Zusammenschluss mit dem Verband der DDR zu bekennen. Der Grund war denkbar banal und wirkt in der Rückschau fast skurril: Für die bevorstehende Europameisterschaft in Schweden im Jahr 1992 waren die Bundesrepublik und die DDR in eine gemeinsame Gruppe gelost worden. In der Tat wäre das erste deutsch-deutsche Länderspiel seit dem legendären »Klassenkampf« von 1974 in Hamburg eine sportpolitische Sensation gewesen. Fernsehrechte und Werbeverträge für die Begegnungen in Leipzig und München waren bereits vergeben. Doch wirkte ein Festhalten hieran nun wie ein peinlicher Anachronismus. »Wir gegen uns – so ein Quatsch!«, titelte die Boulevardpresse.14 Dieser Ansicht war auch Hans-Georg Moldenhauer, und so richtete er am Rande der Fußball-WM 1990 in Italien, die er im Tross der DFB-Delegation mitverfolgte, einen flammenden Appell an Horst R. Schmidt, den persönlichen Assistenten Neubergers. In einem Vier-Augen-Gespräch mahnte er, dass sich der Fußball der aktuellen gesellschaftlichen Entwicklung nicht verschließen dürfe: »Herr Schmidt, haben Sie mal Fernsehen geguckt in letzter Zeit? Haben Sie gesehen, wie die Mauer gefallen ist? Wissen Sie, dass ein ganzer Block zusammengebrochen ist? Armeen sind weggefegt, Armeen! Staatssicherheit, alles fällt und geht weg und ich soll in diesem Ganzen ausgerechnet einen eigenständigen Fußballverband mit dem Begriff DDR bis 92 erhalten!?«15 Kurz darauf lenkte DFB-Präsident Hermann Neuberger ein und stimmte einer schnellen Vereinigung der beiden deutschen Fußballverbände zu. Am 21. November 1990 wurde in Leipzig, am Gründungsort des DFB, die deutsche Fußballeinheit durch den Beitritt des Nordostdeutschen Fußballverbands (NOFV) – der Nachfolgeorganisation des DFV – vollzogen. 

			Erheblich schwieriger als die Einheit auf Verbandsebene gestaltete sich eine angemessene Integration der Ligen: Konkret lief dies auf die brisante Frage hinaus, wie viele Oberliga-Teams der DDR einen Startplatz in der ersten und zweiten Bundesliga erhalten sollten. Anders als die Vereinigung der Verbandsstrukturen, bei der es sich letztlich um eine eher bürokratische Angelegenheit gehandelt hatte, traf diese Frage nun ins Herz der ostdeutschen Fußballseelen. Das hing auch mit der deutsch-deutschen Fußballvergangenheit zusammen, in der die Bundesliga als eine für DDR-Fans zwar unerreichbar ferne, doch sportlich hochrespektierte, wenn nicht gar bewunderte Parallelwelt neben der Oberliga existiert hatte. Ausgerechnet die »Mauergeneration«16 der Fußballfans der 1970er und 1980er Jahre, die eigentlich nach Willen der SED-Ideologen keinerlei innere Bindung mehr zur Bundesrepublik hätte haben dürfen, prägte zuweilen eine doppelte deutsche Fußball-Leidenschaft aus, bei der es kein Problem war, neben seinem regionalen DDR-Klub zugleich auch einem Bundesligaverein anzuhängen. Die zahlreichen Repressionsmaßnahmen, mit denen SED und Stasi diese »negativ-dekadenten Fans« auf den parteikonformen Weg zurückzuführen suchten, sind ebenso ausführlich beschrieben worden, wie die listigen und einfallsreichen Methoden der Fußballanhänger, diese ideologische »Mauer zu umspielen«.17 

			Um möglichst viel Substanz des DDR-Fußballs zu erhalten, stellte Moldenhauer zunächst die Maximalforderung, alle DDR-Oberligisten für den gesamtdeutschen Profifußball zuzulassen. Vier Vereine sollten in die erste Bundesliga, die restlichen zehn in die zweite Bundesliga integriert werden.18 Dies stieß jedoch auf hartnäckigen Widerstand im DFB, dessen Ligaausschuss für ein System von Ausscheidungsspielen zur ersten Fußball-Bundesliga plädierte.19 Im unglücklichsten Fall hätte der Osten damit jedoch am Ende gar keinen Erstligisten gestellt – ein gesellschaftspolitisch äußerst ungünstiges Signal, wie Moldenhauer den DFB-Granden mit Blick auf die deutsch-deutsche Vergangenheit in Erinnerung rief: »Dann habe ich denen klar gemacht, ich vergesse diese Sitzung auch nicht, wie schlimm das wäre, wenn keiner in der Bundesliga spielt. Und zu DDR-Zeiten sind Tausende nach Prag gefahren und nach Sofia gefahren oder nach Warschau gefahren, wenn da ein Bundesligist im Europa-Pokal ausgelost worden war.«20 Schließlich blieb von der »DFV-Wunschformel«21 einer »Vier-plus-zehn«-Lösung die sogenannte »Zwei-plus-sechs-Regelung« übrig, die von den Verbandsspitzen am 19. Juli 1990 in Frankfurt am Main verabschiedet wurde. Das zähe Ringen spiegelt auch wider, das westdeutsche Bundesligisten wenig Neigung besaßen, ihre lukrativen Plätze an die Neulinge abzutreten. Die Saison 1990/91 wurde demgemäß als »Geisterliga« ausgespielt – gleichsam als letzte DDR-Oberliga.22 Das Geisterhafte ergab sich hierbei nicht – wie bei den »Geisterspielen« der 1950er Jahre23 und in einem Teil der Spielzeit anno 2020/21 – aus dem Fehlen von Zuschauern. Vielmehr lag das Gespenstische darin, dass sich Staat und Verband der DDR im Verlauf der Saison auflösten. Die beiden besten Klubs konnten anschließend in der ersten Bundesliga antreten – Hansa Rostock als Meister und Vizemeister Dynamo Dresden erreichten dieses Ziel – sechs weitere Teams aus dem Osten wurden für die zweite Bundesliga zugelassen.24 Die restlichen Mannschaften aus der ehemaligen DDR mussten zunächst bei den Amateuren weiter kicken, eine dritte Profiliga existierte damals noch nicht. 

			Vom »Ausbluten« zur Globalisierung

			Zur Auflösung und Transformation des Staatssports der DDR gehörte seit dem Mauerfall das »Go West« zahlreicher ostdeutscher Spitzenathlet*innen in nahezu sämtlichen Sportarten. Bereits im Januar 1990 titelte der Kicker »Thom macht das Tor auf«, als der Ost-Berliner Andreas Thom bei Bayer Leverkusen anheuerte.25 Den Verantwortlichen des BFC Dynamo war es offenkundig ein wenig unangenehm, dass ausgerechnet ein ­Vorzeigekader des staatstreuen und hochprivilegierten »Stasi-Klubs« als erster dem »Lockruf des Geldes« gefolgt war. So kündigte der Klubvorsitzende öffentlich an, einen Teil der Ablösesumme anstelle der Klubkasse dem Gesundheitswesen der DDR zukommen zu lassen, ob dies tatsächlich geschah, ist nicht überliefert.26 

			Politische Bedenken gab es auch in Bonn. So versuchte ­Bundeskanzler Helmut Kohl persönlich durch einen Anruf bei Reiner Calmund den Manager von Bayer 04 Leverkusen zu bremsen, der 1990 Dynamo Dresden ins Visier genommen hatte: Calmund erinnert sich: »Während ich Matthias Sammer und Ulf Kirsten den Wechsel nach ­Leverkusen schmackhaft machte, während mich angesichts der Vorstellung dieser geballten Ladung fußballerischer Klasse in unserem Team das blanke Entzücken überkam, währenddessen also saß Helmut Kohl mit den Spitzen der Bayer AG zusammen und las den Herren die Leviten. Aus wirtschaftlichen und politischen Gründen könne man es sich nicht erlauben, drei aktuelle DDR-Nationalspieler so kurz nach dem Mauerfall in einem westdeutschen Klub spielen zu lassen.«27 Helmut Kohl wies die Vereinsführung zurecht: »Sie können die DDR nicht einfach leerkaufen.«28 Doch konnte selbst der einflussreiche Kanzler eine Entwicklung nicht aufhalten, die ab sofort den Gesetzen des Marktes gehorchte. Hier machte der DDR-Sport eine Erfahrung durch, die in der Vereinigungsforschung als »nachholende Modernisierung«29 bezeichnet wird: Die ostdeutschen Klubs mussten sich an das System von nationalen und internationalen Spielerkäufen und -transfers gewöhnen, wie sie für die Bundesrepublik und das westliche Europa bereits seit Jahrzehnten üblich waren.30 Immerhin konnten sich nun zahlreiche DDR-Spieler endlich ihren früher unerreichbaren Traum erfüllen, bei einem Bundesligaklub zu unterschreiben. 

			Und so kam zu Beginn der 1990er Jahre eine »Abwerbe-Welle« ins Rollen, in der ostdeutsche Vereine viele ihrer Zugpferde an Klubs aus den alten Ländern verloren, auf der anderen Seite aber auch froh waren, dass die Ablösesummen kurzfristig Geld in die leeren Vereinskassen spülten.31 Bis zum Sommer 1993 waren 64 Spieler – vom Umfang fast komplette sechs Mannschaften – aus der ehemaligen DDR-Oberliga bei westlichen Vereinen unter Vertrag.32 Letztere profitierten nicht nur sportlich durch die Zugänge aus der DDR: Mit seinem Weiterverkauf an Lazio Rom entschuldete Thomas Doll (zuvor FC Berlin und Hansa Rostock) 1991 den HSV, bei dem er nur eine Saison verbracht hatte. Von diesem Geldsegen profitierten jedoch nicht die Heimatvereine der ostdeutschen Spitzenstars: Als der Präsident des VfB Stuttgart, Gerhard Mayer-Vorfelder, die Verpflichtung von Dynamo-Star Matthias Sammer einleitete, verschwieg er – so der Vorwurf –, obgleich er als Vorsitzender des Bundesligaausschusses auch in besonderer sportpolitischer Verantwortung stand, seinen Verhandlungspartnern an der Elbe, dass sich diese eine Zehn-Prozent-Beteiligung für einen eventuellen Weiterverkauf hätten festschreiben lassen können. Damit entging Dynamo Dresden wenig später eine Million DM, als Sammer 1992 zu Inter Mailand wechselte.33 So mussten sich die ehemaligen DDR-Klubs ohne ihre selbst ausgebildeten Spitzenkader der Bewährungsprobe in der Bundesliga stellen. 

			Ebenso fatal wie der Weggang vieler Spitzenspieler wirkte sich aus, dass auf ostdeutschen Plätzen immer häufiger Talentspäher aus dem Westen zu sehen waren. Besonders gefragt waren junge Spieler zwischen 16 und 18 Jahren. Den Eltern wurde, so beklagte NOFV-Präsident Moldenhauer, häufig angeboten, gleich mitumzuziehen und dass man für Wohnung und Arbeitsstelle sorgen würde. »Die Angriffsfläche« sei dadurch so groß gewesen, dass einigen Vereinen hierdurch »die Zukunft genommen« worden sei.34 Das Wegholen der besten »Eigengewächse« monierte auch Trainer-Legende Klaus Sammer von Dynamo Dresden, zumal ostdeutsche Vereine sich kaum Neuverpflichtungen leisten konnten und deshalb besonders auf den heimischen Nachwuchs angewiesen waren.35 

			Zu deutsch-deutschen Missstimmungen kam es auch in einem normalerweise als harmlos einzustufenden Bereich: der Fußballstatistik. So wurde ein Jahr nach Vollzug der Fußballeinheit bekannt, dass der NOFV bei der Vereinigung der Verbände zugestimmt hatte, dass in künftigen Listen über die Einsätze der Nationalspieler die Begegnungen der DDR-Auswahl unberücksichtigt bleiben sollten. Im November 1991 machte die fuwo diese Tatsache öffentlich, die sogleich skandalisiert wurde. In einer neuen gesamtdeutschen Rekordliste der häufigsten Einsätze bei Länderspielen hätten bei Einbeziehung der DDR-Aktiven hinter Franz Beckenbauer die ehemaligen DDR-Auswahlspieler Hans Joachim Streich und Hans-Jürgen »Dixie« Dörner die Plätze 2 und 3 belegen müssen. Das DFB-Generalsekretariat rechtfertigte sich, man sehe keinen Grund, »diese Länderspiele wie Äpfel und Birnen« zu addieren, der ehemalige Jenaer Auswahlspieler Eberhard Vogel nannte das Vorgehen eine »Frechheit«.36 Noch zwei Jahre später wurde über diese Frage gestritten.37

			Bereits Ende des Jahres 1992 beklagten Fachleute das »Ausbluten der Vereine« und gaben verheerende Prognosen für den Fußball in den neuen Ländern ab.38 Während sich die Spielergehälter dem westlichen Niveau zumindest annähern mussten, um konkurrenzfähig zu bleiben, stand diesem relativ hohen Etat ein wenig entwickeltes Umfeld gegenüber.39 Nach dem wirtschaftlichen Zusammenbruch blieb die Suche nach potenten Sponsoren in den Regionen oft ergebnislos.40 Hinzu trat die sich vielerorts wiederholende Geschichte rasch wechselnder Vereinsführungen und scheiternder Klubmanagements: Hasardeure und Goldgräber aus West und Ost, unseriöse Praktiken, die meist auf Unerfahrenheit, halbseidenen Methoden und unredlichen Intentionen, in Einzelfällen sogar auf nahezu krimineller Energie basierten, trieben viele ostdeutsche Traditionsmannschaften in den sportlichen und finanziellen Ruin. Schnelles Geld und schneller Ruhm – mit dem Blick auf diese verführerischen Aussichten gerieten die Führungsetagen vieler Vereine schnell in einen Schleudergang aus personellen Wechseln und Skandalen. 

			Der Fußballhistoriker Nils Havemann weist allerdings darauf hin, dass der Hang, über die eigenen Verhältnisse zu leben, in den 1990er Jahren die gesamte Bundesliga erfasst hatte. Während bis in die 1980er Jahre die öffentliche Hand für Verluste aufkommen musste, entfielen solche Kontrollmechanismen in Zeiten des aufstrebenden Neoliberalismus. So wurde es Stars, Managern und Trainern immer leichter gemacht, sich »Vereine zur Beute zu machen. Gleichgültig, welche aus betriebswirtschaftlicher Sicht absurden Verträge sie abschlossen – sofern sie alles regulär versteuerten, war das Schlimmste, was ihnen im Laufe der Zeit widerfahren konnte, ein kritischer Kommentar, der mit Blick auf den nächsten gut dotierten Vertrag rasch verschmerzt werden konnte«. Die gigantischen Schulden erbten ihre Nachfolger.41 

			Eine besonders gefährliche Klippe, an der die Vereinspolitik im Osten häufig zerschellte, war hierbei das sogenannte »Lizenzierungsverfahren«, laut DFB ein »wesentlicher Bestandteil der Erfolgsgeschichte der Bundesliga«.42 Die Lizenzierungsordnung, eine der strengsten in Europa, regelt die Anforderungen zur Erteilung einer für das Spieljahr gültigen Lizenz als zwingend notwendige Teilnahmeberechtigung am Betrieb der Profiligen. Sie enthält unter anderem rechtliche, finanzielle, infrastrukturelle und medientechnische Kriterien. Aufgrund des Teufelskreises, in dem wirtschaftlicher und sportlicher Niedergang einander bedingten, ergaben sich bei Ost-Klubs jedoch immer wieder fatale Dilemmata. So griff in der Saison 1992/93 Dynamo Dresden sogar zum Mittel des Betrugs, um die lebensnotwendige Lizenz ergattern zu können. Der Klub wurde schließlich mit 100.000 Euro Strafzahlung und vier Punkten Abzug im nächsten Jahr sanktioniert – wodurch dieser in der nächsten Saison mit deutlich reduzierten sportlichen Chancen antrat.43 

			Endlos erschienen auch die Unregelmäßigkeiten beim 1. FC Union: Hierzu gehörten die Fälschung einer Bankbürgschaft, um die Auflagen des DFB zu erfüllen, sowie mehrfach verweigerte Spielberechtigungen für die Profiliga aufgrund mangelnder Wirtschaftlichkeit. Auch der 1. FC Magdeburg, stolzer Europacup-Gewinner von 1974, erlebte 2002 wegen Lizenzverweigerung einen Zwangsabstieg in die Regionalliga. Lok Leipzig, seit 1991 als »VfB Leipzig« antretend, musste sich nach zwei Konkursverfahren in den Jahren 2000 und 2004 auflösen, bevor der ehemalige Europacup-Finalist von 1987 unter dem alten Namen aus DDR-Zeiten »Lokomotive Leipzig« einen mühsamen Neustart in der Kreisklasse begann.44 Selbst dem ehemaligen Rekordmeister der DDR, dem BFC Dynamo, seit 1990 in »FC Berlin« umbenannt, blieb es nicht erspart, in die vierte Liga abzurutschen. Auch dieser Verein »besann« sich nach einer Zwischenphase, in der man einen neuen »bürgerlichen« Namen angenommen hatte, wieder auf die Klub-Bezeichnung aus DDR-Zeiten, die die Signets des Produktionszweigs (»Lok«) oder ihrer früheren Trägerorganisation (»Dynamo«) im Titel führten. Deutlich besser meisterte Hansa Rostock sein sportliches Schicksal. Zwar hatte Rostock nach der Premierensaison sogleich wieder absteigen müssen, doch gelang der Wiederaufstieg, der zu zwölf erstklassigen Spielzeiten führte. Insgesamt schafften es nur vier ehemalige DDR-Klubs in die erste Liga. Dynamo Dresden konnte sich vier Jahre (1991–1995) in der Bundesliga halten, fand aber nach dem Abstieg nie wieder den Weg an die Spitze. Zweimal gelang Energie Cottbus (2000–3, 2006–9) der Aufstieg in die Bundesliga. Als Cottbus ausschied, blieb der Osten lange Zeit nur noch Zuschauer der 1. Bundesliga.45 

			Zum 25. Jahrestag des Mauerfalls konstatierte die Frankfurter Allgemeine Zeitung dementsprechend, dass der Lieblingssport der Deutschen, der einiges für die »emotionale Angleichung der Lebensverhältnisse« hätte tun können, mittlerweile ein »versunkenes Kulturgut« und »rettungslos verloren« sei.46 Die Milliardenumsätze der boomenden Branche flossen fast vollständig am traditionellen Fußball des Ostens vorbei. Seit 2009 profitierte lediglich RB Leipzig, der jedoch als »importierter Aufsteiger« umstritten blieb.47 Als Verein ohne genuine Ost-Tradition kämpfte er nicht nur um die Lizenz, sondern auch um seine Akzeptanz bei der Fußball-Basis. Seit 2014 in der 2. Bundesliga spielend, gelang RB Leipzig in der Saison 2016/17 allerdings nicht allein der Einzug in die Erstklassigkeit, sondern sogar der Saisonabschluss als Vizemeister – seitdem glückte der Klassenerhalt. Als originäres Ost-Gewächs stieß schließlich auch der 1. FC Union Berlin 2019/20 erstmals in die 1. Bundesliga vor. 

			Die häufig desolate Lage des Ost-Fußballs war jedoch nicht allein Ergebnis einer schwierigen Anpassungsleistung an das bundesdeutsche System, sie wurde auch durch den Globalisierungsschub seit Mitte der 1990er Jahre im Zustand einer latenten Instabilität gehalten. Die erste entscheidende Weiche wurde hierbei durch das sogenannte »Bosman-Urteil« des Jahres 1995 gestellt: Der Europäische Gerichtshof entschied am 15. Dezember 1995, dass die bisherigen Transfer-Praktiken dem Prinzip der Freizügigkeit der europäischen Arbeitnehmer widersprächen. Damit wurde die Forderung von Ablösesummen nach Ende des regulären Spieler-Vertrages zu Fall gebracht. Weiterhin entfiel die bisherige Begrenzung der Anzahl ausländischer Spieler in einer Mannschaft.48 In allen europäischen Staaten internationalisierten sich die Teams nun in Windeseile, durch die Liberalisierung des Spielermarkts geriet der Fußball selbst zur »Triebkraft« der Globalisierung.49 

			Zugleich wurde der Marktwert des Spiels durch eine »Gezeitenwende«50 in der Medienlandschaft gesteigert: Das Privatfernsehen eroberte die Bildschirme, der Kampf um Übertragungsrechte und Werbeeinahmen forcierte die weitere Kommerzialisierung und katapultierte damit auch die Spielergehälter in schwindelerregende Höhen. Im Wettbewerb um Talente konnten hier viele der notorisch finanzschwachen Klubs im Osten kaum mithalten. Denn sie verfügten in der Regel nicht über eigenes Vermögen oder Immobilien, sodass vor allem den Zweitligaklubs nun die abgeschafften »Ablösesummen« als wichtige Einnahmequelle ihrer Arbeit fehlten. Gleichzeitig scheuten die Ost-Klubs es jedoch nicht, beim erweiterten Angebot von erschwinglichen Spielern aus dem Ausland beherzt zuzugreifen: So war es der FC Energie Cottbus, der am 28. Spieltag der Bundesliga im Jahr 2001 als erster Bundesligaverein mit einer Mannschaftsaufstellung gegen den VfL Wolfsburg auflief, in der kein Spieler mit deutschem Pass antrat.51

			Die zweite, »administrative Revolution« bestand darin, dass sich die Vereine selbst immer stärker in Wirtschaftsbetriebe verwandelten.52 Hiermit wurde nicht nur der »Spielprozess zum Markprodukt«53 transformiert, sondern, was gesellschaftspolitisch entscheidender ist, es erfolgte eine »Verschiebung vom Ideal des ›Vereins‹ hin zum ›Unternehmen‹«.54 Die Fans wurden nun stärker als Konsumenten betrachtet, wohingegen die Vereine sich mit einer professionellen Unternehmensführung ausstatteten und gleichzeitig der Einfluss von Mitgliederversammlungen spürbar eingeschränkt wurde.55 Mitte der 1990er waren zwar noch alle Bundesligisten in der Rechtsform des eingetragenen Vereins beziehungsweise »Idealvereins« organisiert.56 Im Oktober 1998 jedoch erlaubte der DFB-Bundestag, dass fortan die Lizenzabteilungen der Bundesligisten in Kapitalgesellschaften umgewandelt werden durften.57 Allerdings griff, das englische Negativ-Beispiel der Übernahme zahlreicher Klubs durch ausländische Investoren vor Augen, die neue »50 plus 1 Regel«: Vereine können sich demnach nur als Kapitalgesellschaften eintragen lassen, wenn sie die Mehrheit (50 Prozent plus eines weiteren Stimmanteils) der Anteile halten.58 

			Während in einigen Klubs nun die Mitgliederversammlungen faktisch durch modernes Management entmachtet wurde, entschieden sich andere gegen diesen Weg. Die Historikerin Hannah Jonas nennt für das Jahr 2015 Schalke 04, VFB Stuttgart, FSV Mainz 05, SC Freiburg und SC Paderborn als übrig gebliebene »Idealvereine«, berücksichtigt hierbei jedoch nicht die ehemaligen DDR-Klubs.59 Von den ehemaligen Fußballhochburgen des Ostens verharrten beispielsweise auch Dynamo Dresden und der 1. FC Magdeburg bislang in Vereinsform, wohingegen der FC Carl Zeiss Jena das deutliche Gegenbeispiel darstellt: Nachdem ein Millionengeschäft mit einem russischen Investor geplatzt war, stieg die Staprix NV des Belgiers Roland Duchâtelet ein: Während der Verein 50,2 Prozent der Stimmanteile der »Spielbetriebs GmbH« FC Carl Zeiss Jena hält, besitzt Staprix 95 Prozent der Kapitalanteile.60

			Wie reagierte nun aber die ostdeutsche Anhängerschaft auf den rasanten Wandel – und auch großflächigen Niedergang – der Fußballlandschaft der ehemaligen DDR? Hier sind zwei auffällige Phänomene zu beobachten: Zum einen ist die Gewaltwelle unübersehbar, die vor allem die ostdeutsche Fußballszene mit Wucht erfasste. Doch erscheint es nicht sinnvoll, dieses Phänomen primär auf das verbreitet triste Bild des Ost-Fußballs zurückzuführen. Denn die Randale, die bereits in DDR-Stadien keine Seltenheit gewesen war, explodierte bereits unmittelbar nach dem Mauerfall: Der rapide Autoritätsverlust von Volkspolizei und Staatsmacht ließ bereits seit 1989/90 ein »Kontrollloch«61 im Osten entstehen, das auch von angereisten bundesdeutschen Fans gezielt genutzt wurde. Auch die Feier zur Fußballeinheit wurde hiervon überschattet: Nach den tödlichen Polizeischüssen auf den FC Berlin-Anhänger Mike Polley am 3. November 1990 sagte der DFB das für den gleichen Monat geplante deutsch-deutsche »Vereinigungsländerspiel« zum »Fest der Fußballeinheit« in Leipzig kurzerhand ab, da die Verantwortlichen in Politik und Sport eine weitere Eskalation der Situation fürchteten. Und obgleich der DFV nach 1990 seine sozialpädagogische Fanarbeit auf die neuen Bundesländer ausdehnte, entwickelte sich vor allem dort eine gewaltbereite Fan-Subkultur zum Dauerproblem.62 Fanforscher betonen hierbei, dass speziell an einigen ostdeutschen Standorten – wie etwa Dresden – eine enge Verschränkung mit rechten Kameradschaften sowie der Kampfsportszene stattgefunden hat.63 

			Auf der anderen Seite ist bei ostdeutschen Fans ein großes Engagement zu beobachten, die ins Trudeln geratenen Heimatvereine mit innovativen Ideen praktisch zu unterstützen: So boten die Anhänger bei einem der zahlreichen finanziellen Engpässe von Dynamo Dresden in der Saison 2003/04 ihre Hilfe an, indem sie die »Initiative Brustsponsor« starteten und speziell angefertigte Dynamo-Trikots zugunsten des Vereins für 99 Euro pro Jersey verkauften. »Die Anhängerschaft als Hauptsponsor eines Vereins, das hatte es zuvor in dieser Umsetzung noch nie gegeben«,64 behauptet eine DFB-Festschrift. Legendär ist auch die Tatkraft der Anhänger des 1. FC Union, als es darum ging, das Stadion an der Alten Försterei wieder ligatauglich zu machen, dem Verein jedoch die notwendigen Geldmittel für eine Sanierung fehlten. Mehr als 2000 Fans aller Altersgruppen leisteten ein Jahr lang 140.000 ehrenamtliche Arbeitsstunden, sodass im Juli 2009 die traditionsreiche Heimstätte in Köpenick neu eingeweiht werden konnte.65

			Das Engagement der Fans für ihren Klub kann mithin als Ausdruck einer Regionalidentität und eines Bewusstseins von »Heimat«66 angesehen werden, für das die Vereine trotz aller struktureller Umbauten und sportlicher Tiefschläge offenbar immer noch stehen. In gewisser Hinsicht widerspricht dies auch gar nicht dem Trend der Globalisierung, denn im Gegenteil dienen neben Erfolgen und Starkult auch regionale Traditionen als »wichtige Bausteine zur Konstruktion von Markenidentitäten in Fußballklubs«.67 Dies hat zur Folge, dass gerade im Angesicht der zunehmenden Internationalisierung der Fußballklubs der Vermarktungswert des Lokalen und Überkommenen eine neue Würdigung erfährt. Hiermit werden auch die ostdeutschen Vereine und ihre Anhänger zu Playern und Konsumenten im Prozess einer »Glokalisierung«, in der transnational finanzierte Vereine ihr »Branding« bewusst verstärkt auf regionale Bedürfnisse zuschneiden.68 Damit im Einklang steht die bereits erwähnte, auffällige »Back to the roots«-Umbenennung zahlreicher ostdeutscher Fußballvereine zurück zu ihren DDR-Namen. Denn die DDR wirkt als integraler Bestandteil der lebendigen Memorialkultur69 im Fußballsport und ihrer regionalen Erfolgsgeschichte. Die Flut an Erinnerungsliteratur zum DDR-Fußball verstärkt den Eindruck, dass hier ein Heimatgefühl trotz aller gegenläufiger gesellschaftlicher Tendenzen gesucht und gefunden wird. Dafür spricht auch, dass die Erinnerungsliteratur der aktiven Trainer und Spieler häufig – im Gegensatz zu den in der Regel eher trivialen bundesdeutschen Fußballermemoiren – eine reflektierte und kritische Auseinandersetzung mit dem Spiel und seiner Zeit hervorgebracht hat, die sich einer breiten Leserschaft erfreut.70

			Sport in der Transformation

			Im Folgenden soll ein kleiner Überblick über die verschiedenen sport-, bildungs- und gesellschaftspolitischen Bereiche gegeben werden, von denen der Sport in der Transformation erfasst oder doch zumindest berührt wurde. Hier ist erstens die Ebene des olympischen Kräftemessens zu nennen, die seit Ende des Zweiten Weltkriegs in Ost wie West einen hohen ­Stellenwert eingenommen hatte. Hier stellte die Vereinigung auf dem Gebiet des Sports insofern einen Sonderfall dar, als hier die Regierung und der organisierte Sport der Bundesrepublik ganz unverhohlen darauf hofften, von der Diktatur »zu lernen«, indem man, wie Innenminister Wolfgang Schäuble es formulierte, das Erhaltenswerte des DDR-Sports zu retten versuchte.71 Die DDR hatte bislang bei Olympia nicht nur zuverlässig die ­Bundesrepublik auf die Plätze verwiesen, sondern 1976 in Montreal sogar die Sport­supermacht USA und 1984 in Sarajewo den großen Bruder, die damalige Sowjet­union, abgehängt. So nimmt es nicht wunder, dass die Bundesrepublik für die ersten gesamtdeutschen Spiele, die Winterspiele in Albertville 1992 erwartete, einen sichtbaren sportlichen Vereinigungsgewinn davonzutragen. Und tatsächlich schaffte es das bundesdeutsche, nun vereinte Olympia-Team erstmals, sich auf Platz eins des Medaillenrankings zu schieben – maßgeblich ein Erfolg auch der ostdeutschen Sportler*innen im Team. Doch gelang es seitdem nicht, die Medaillen-Rekorde der DDR zu imitieren. Denn zum einen ließ sich ein autoritäres Sportsystem mit einem überdimensionierten hauptamtlichen Personalapparat und einer diktaturspezifischen Motivationsstruktur der Athlet*innen in einer freiheitlichen Gesellschaft wie der Bundesrepublik nicht einfach kopieren.72 Zudem zerbrach mit dem Ende des SED-Regimes auch das elaborierte System des Staatsdopings, das – in vielleicht weltweit einmaliger Gründlichkeit – die illegale pharmakologische Unterstützung der Athlet*innen konspirativ sicherstellte.73 Selbst die Festschreibung von hochumstrittenen, da potenziell dopingbelasteten Einrichtungen der DDR-Sportforschung im Einigungsvertrag konnte das »Sportwunderland« nicht in die vereinte Realität überführen. Doch fehlte es angesichts immer weiterer olympischer Enttäuschungen nicht an Appellen, die »DDR-Methodik« wenigstens anhand einzelner Bausteine wiederzubeleben.74 Zuletzt wurde nach den Olympischen Spielen in London 2012 vorgeschlagen, das System der »Einheitlichen Sichtung und Auswahl« zu reanimieren – die flächendeckende Talentauslese in der DDR, bei der alle Schulkinder vermessen und begutachtet wurden, um ihre Eignung für bestimmte Sportkarrieren zu prognostizieren.75 Während solche Rufe verhallten, kam es hinsichtlich einer bildungspolitischen Besonderheit der DDR in der Tat zu einer Renaissance: Die Kinder- und Jugendsportschulen, die in der DDR zuverlässig als Kaderschmieden des Spitzensports gedient hatten,76 wirkten in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre als Modell eines neuen Schultyps. In einem Verbundsystem aus Schule und Leistungssport wird an den sogenannten »Eliteschulen des Sports«, ein Titel, der seit 1996 vergeben wird, nun wieder der Nachwuchs im Leistungssport gezielt nach einem Plan unterrichtet, der Training und Schulalltag möglichst optimal mitein­ander zu vereinbaren sucht.77 Die Rückkehr zu einigen Praktiken aus DDR-Zeiten ist nicht zu übersehen – bleibt jedoch bis heute auch umstritten. Trotz all dieser Bemühungen ist eine Rundumversorgung und langfristige ­materielle Absicherung, wie sie die sportliche »Fürsorgediktatur«78 der DDR für Athlet*innen bereitstellte, im bundesdeutschen System nicht umsetzbar.

			Einen größeren Platz als gemeinhin erwartet nimmt auch die Frage der Aufarbeitung der DDR-Diktatur und des SED-Unrechts im ­Sportbereich ein. Nicht nur im Fall der Mauerschützen und anderer ­Ausprägungen der Regierungs- und Vereinigungskriminalität landete ostdeutsche »Ge­­­schichte vor Gericht«,79 sondern auch in den sogenannten »Doping-Prozessen«, die seit Ende der 1990er Jahre eine Reihe von Mediziner*innen, Trainer*innen und Funktionäre des DDR-Sports strafrechtlich verfolgten. Der ehemals mächtige Chef des DDR-Sports, Manfred Ewald, sowie zahlreiche andere Verantwortliche des Doping-Apparats wurden explizit wegen Körperverletzung zu Freiheitsstrafen auf Bewährung oder Geldstrafen verurteilt. Das historische Verdienst, dass es zu dieser – im Vergleich des ehemaligen kommunistischen Staatssports – einmaligen juristischen Abrechnung mit einem repressiven Doping-System kommen konnte, gebührt dem Heidelberger Molekularbiologen Prof. Dr. Werner Franke, der nahezu im Alleingang durch Anzeigen die Drahtzieher vor Gericht brachte. Gleichzeitig verfasste er mit seiner Frau Brigitte Berendonk das bis heute Maßstäbe setzende Standard-Werk »Doping-Dokumente«, in dem sie Täter in Ost und West gleichermaßen outeten und damit einer paritätischen Aufklärung dieses Schattenbereichs in Demokratie wie Diktatur weit vorauseilten.80 Zudem hat das Dopingsystem der DDR eine distinkte Opfergruppe der SED-Diktatur hervorgebracht – die sogenannten Doping-Opfer –, die sich 1999 in einem Verein organisierten; zahlreiche Entschädigungsleistungen wurden mittlerweile auf Grundlage des Ersten und Zweiten Doping-Opfer-Hilfegesetzes erbracht. Doch haben die aufgedeckten Abgründe in der sozialistischen Sportdiktatur und im Bereich des Dopings kein Umdenken bei den überführten Beteiligten bewirkt. Ganz im Gegenteil vernetzten sich in den Jahren nach dem Mauerfall Belastete in Ost und West und bildeten neue, bis heute wirksame Seilschaften. Mit der Verabschiedung einer Anti-Doping-Gesetzgebung wurde im Jahr 2015 erstmals auch die bundesdeutsche Justiz für die Ahndung von aktuellen Dopingvergehen zuständig – hiermit hat der Staat im Bereich des eigentlich autonomen Sports neue Verantwortungen übernommen.

			Doch der zweifelsohne großartigste Akt der Demokratisierung im Sport vollzog sich weit abseits der öffentlichen Aufmerksamkeit. Dieser stille Prozess ereignete sich tausendfach in der ehemaligen DDR, unter der häufig tätigen Mithilfe zahlreicher »Sportfreund*innen« aus dem Westen. Denn am 21. Februar 1990 war das Parteien- und Vereinigungsgesetz der DDR verabschiedet worden. In der Presse wurde es vor allem hinsichtlich seiner Bedeutung für die politischen Parteien der DDR mit Blick auf die bevorstehende Volkskammerwahl vom 18. März 1990 diskutiert. Tatsächlich legte das Gesetz jedoch die Grundlage, den Staatssport der DDR in einen vereinsbasierten autonomen Sport zu überführen, wie er in der Bundesrepublik das Gesicht und die Verfasstheit des Sports bestimmte. Der emanzipative Impuls des deutschen Vereinswesens war in der SBZ/DDR einst zugunsten einer konsequent staatlichen Lenkung radikal unterdrückt worden. Auch wenn im Sprachgebrauch der DDR immer noch von »Verein« die Rede gewesen war, handelte es sich bei diesen jedoch stets um »staatlich organisierte Körperschaften«.81 Nun jedoch konnte aufgrund des »Vereinigungsgesetzes« vom 21. Februar 1990 erstmals wieder ein freies bürgerliches Vereinswesen entstehen – eine Zäsur, deren Bedeutung für den Aufbruch der ostdeutschen Zivilgesellschaft gar nicht überschätzt werden kann.82 Der Volkssport der DDR, der anders als in der offiziellen Parteipropaganda dargestellt, immer gegenüber dem Spitzensport vernachlässigt worden war, konnte sich nun neu und völlig unabhängig von Parteisekretären und Satzungen, die im Einklang mit sozialistischen Prinzipien zu stehen hatten, an der Basis neu entfalten. Zudem legte die Bundesregierung einen »Goldenen Plan Ost« auf, um die völlig maroden Sportstätten in der DDR zu sanieren.83 

			Doch bleibt der Breitensport in Deutschland nach wie vor in markanter Weise zweigeteilt, da sich ein deutliches West-Ost-Gefälle auftut. Während in den alten Bundesländern im Jahr 2013 im Durchschnitt ein Organisationsgrad von 32 Prozent der Bevölkerung in Sportvereinen zu verzeichnen war, rangierte der entsprechende Wert in den östlichen Bundesländern mit etwa 15 Prozent nicht einmal bei der Hälfte. Umstritten und letztlich ungeklärt ist nach wie vor, worin die tieferliegenden Ursachen dieser Ost-West-Asymmetrie zu suchen sind. Hier ist einerseits zurecht auf die gesellschaftlichen und sozialen Turbulenzen verwiesen worden, die durch den Prozess der deutschen Einheit ausgelöst wurden. Mit den Großbetrieben verschwand oft auch die soziale Bindung an den hier ausgeübten Sport und seine Stätten.84

			Allerdings können diese von der Forschung um die Jahrtausendwende gestellten Diagnosen nicht mehr als Erklärung für die heutige »Differenz in der Einheit« herhalten.85 Hier müssen wohl auch langfristige kulturelle Prägungen als mögliche Erklärungen mit in den Blick genommen werden. So wird als eine denkbare Ursache angeführt, dass die im Westen verbreitete »passive Mitgliedschaft«, also die traditionelle Mitgliedschaft mehrerer Familienangehöriger im Sportverein vor Ort, von denen jedoch nicht alle tatsächlich sportlich aktiv sind, im Osten keine übliche Praxis sei. Doch ist auch diese Sichtweise bis heute umstritten.86 Eine Ursache könnte auch schlicht darin liegen, dass insbesondere der junge Osten in seinem Sportverhalten aufgrund seiner geringeren Bindungen an Vereinstradi­tionen schneller dem aktuellen Trend zum individualisierten, vereinsunabhängigen Sporttreiben folgt.87 Zudem muss die »Organisationsschwäche« im Sport auch in Relation zu anderen, vergleichsweise weniger ausgeprägten zivilgesellschaftlichen Repräsentationen in anderen Bereichen wie Gewerkschaften, Kirchen und Wohltätigkeitsvereinen analysiert werden, wie sie von Ilko-Sascha Kowalczuk festgestellt wurden.88

			Der Wandel im Sport seit 1989/90, so das Fazit, betraf die unterschiedlichsten gesellschaftlichen Felder: von der Sportdiplomatie über die Aufarbeitung der SED-Diktatur bis hin zum kommunalen Sportengagement und bürgernaher Stadtentwicklungsplanung. Und mittlerweile hat der Sport als eine Grundlage der Zivilgesellschaft im vereinten Deutschland Aufgaben übernommen, die weit über den Prozess der deutschen Einheit hinausreichen: So hebt die Sportsoziologie den Sport und das Ehrenamt als Schule der Demokratie und der gesellschaftlichen Einbindung von Migrant*innen und Randgruppen hervor. Und in der Tat bilden allein im Amateur-Fußball die fast 60.000 Mannschaften in über 25.000 Vereinen mit ihren 80.000 Spielen, die an normalerweise jedem Wochenende der Saison stattfinden, eine »sozial konkurrenzlose Kontaktfläche zwischen den gesellschaftlichen Gruppen und zwischen Einzelnen«.89 Insofern hat der Sport – ob als glokalisierter Fußballklub oder Anlaufpunkt im Breitensport – seine enorme Anziehungskraft und seinen Stellenwert als signifikanter politisch-gesellschaftlicher Faktor im zusammenwachsenden Deutschland behauptet.
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			Anne Hahn und Frank Willmann

			Am langen Arm verhungert? Das Ende vom DDR-Fußball

			Das Protokoll eines Scheiterns

			Drastisch gesagt: Gemeinsam mit der DDR-Industrie wurde ab 1990 auch der Ost-Fußball plattgemacht. Damit war der Schlusspunkt unter die sportliche Geschichte des Fußballs in der DDR gesetzt – die insgesamt eine Geschichte des Scheiterns bleibt. 

			In dieser Geschichte gab es einige Achtungserfolge, allen voran das 1:0 der DDR-Nationalmannschaft gegen den Klassenfeind Bundesrepublik, ausgerechnet bei der WM 1974 in Deutschland-West. Jürgen Sparwasser schoss das einzige Tor des Spiels, welches man zurecht als Jahrhunderttor feierte. Bei den Olympischen Spielen gelang es der DDR 1964 und 1972, die Bronzemedaille zu holen, 1976 wurde sie in Montreal sogar Olympiasieger, allerdings waren die westlichen Staaten gar nicht angetreten, weshalb der Olympiasieg wenig über den damaligen Leistungsstand der DDR-Mannschaft innerhalb des Weltfußballs aussagte. Im Clubfußball gab’s für die Ostkicker nichts zu holen. Der 1. FC Magdeburg gewann zwar 1974 den Pokal der Pokalsieger gegen den großen AC Milan, das war’s auch schon an Herrlichkeit. 

			Die DDR-Sportfunktionäre versuchten einiges, um das Niveau zu heben. Ab 1965 beschloss man die Gründung von zehn Fußballclubs, die innerhalb weniger Monate gebildet wurden, zusätzlich existierte die ab den späten 1960er Jahren ähnlich einem Fußballclub geförderte SG Dynamo Dresden. Ab Anfang der 1970er Jahre errichtete der DFV (Deutscher Fußball Verband) Trainingszentren und die Kinder- und Jugendsportschulen (KJS) bei den Fußballclubs. Die Spitzenfußballer der DDR-Oberliga waren im Prinzip privilegierte Vollprofis. Ihre Gehälter übernahmen Großbetriebe, Ministerien oder staatliche Einrichtungen. Neben den offiziellen Gehältern floss unter der Hand viel Geld an die Spieler, herausragende Kicker wurden gern mit Haushälften, Autos und Urlaubsreisen geworben und belohnt – und gleichzeitig am Gängelband gehalten, zu politischen Stellungnahmen genötigt. Individualisten beäugte man kritisch, es galt das Prinzip des Kollektivismus.

			Die DDR hatte offiziell zwei Seiten, eine schöne und eine sehr schöne

			Natürlich geiferten die Funktionäre gegen die Bonner Revanchisten und prangerten das unmenschliche Profitum in der Bundesrepublik an, bei paralleler Bevorzugung des jeweils eigenen Clubs. Stadien im Osten wurden teilweise sportfremd nach politisch-historischen Persönlichkeiten benannt und Parolen darin plakatiert. Die SED-Bezirksleitungen beeinflussten Spielertransfers, ganze Mannschaften wurden in andere Städte verpflanzt (Dynamo Dresden nach Berlin, Vorwärts Leipzig nach Berlin, später nach Frankfurt/O., BSG Empor Lauter nach Rostock), es kam laufend zu mutwilligen Umstrukturierungen und Umbenennungen der Clubs. Und auch zu einschüchternden Aktionen des MfS. 

			Zitat Wolfgang Schmidt, Auswerter und Analytiker beim MfS (Stadionpartisanen):

			»Es gab auch beim BFC Fußballfanatiker, einschließlich Minister Mielke, mit denen konnte man sachlich über Fußball nicht diskutieren. Mielke war ein ganz wilder, Heinz Hoffmann genauso, wenn es um Vorwärts Frankfurt/Oder ging. Wenn beide sich bei Fußballspielen trafen, kam man sich vor wie im Kindergarten. Man durfte in den Medien den BFC auch nicht mit der harmlosesten Kritik angreifen … Ich glaube, sechs Leute haben sich mit nichts anderem als dem BFC beschäftigt. Die haben sich aber weniger den Sicherheitsaufgaben zugewendet, als solchen Blödsinn zu machen, sich über den DFV in die Schiedsrichterauswahl zu mischen. Das hat uns berechtigt viel Ärger eingebracht.«

			Fluktuation

			Seitdem es zwei deutsche Staaten gab, gab es auch einen »Spielertransfer« von Ost nach West. Die Fußballer gingen nicht nur aus politischen Gründen, sie wussten, dass sie im Westen eine ganz andere finanzielle Basis als Profifußballer haben würden. Hunderte von DDR-Spielern verließen die DDR in Richtung Bundesrepublik. Bis zum Mauerbau war es relativ einfach, zu verschwinden. Union Oberschöneweide 06 verlor Anfang der 1950er Jahre eine ganze Mannschaft an den Westen, ebenso wie der Dresdner SC, als er seinen Namen nicht weiternutzen durfte. Mit dieser Mannschaft verabschiedete sich auch der spätere Bundestrainer Helmut Schön. 

			Ab dem Mauerbau 1961 wurde eine Flucht in den Westen komplizierter und war praktisch nur noch privilegierten Spielern aus DDR-Spitzenmannschaften möglich. Die Spieler setzten sich bei internationalen Spielen im westlichen Ausland oder in Jugoslawien ab. Geflüchtete Spieler bekamen im Westen ein Jahr Sperre, da der Weltfußballverband FIFA diesen Wechsel als illegal wertete – und zu Hause tobte Erich Mielke1 (Minister des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) und Protegé des BFC Dynamo). Ende der 1980er Jahre verließen ausgerechnet sehr viele BFC- Spieler illegal die DDR. Ein prominentes Beispiel ist Lutz Eigendorf (einer der besten BFC-Spieler), der sich bei einem Spiel in Westdeutschland 1979 absetzte und 1983 bei einem Autounfall ums Leben kam. Für daraufhin geäußerte Vermutungen, dass die Stasi ihre Finger im Spiel gehabt hätte, gab es keine Beweise. Erfuhr die Stasi im Vorfeld von einer Fluchtabsicht, landete derjenige im Gefängnis, wie der Dresdener Spieler Gerd Weber und seine Mitwisser. Je populärer ein Überläufer war, desto härter wurde der Verrat geächtet, viele Spieler wurden in der Bundesrepublik vom MfS weiter »bearbeitet«.

			Stadionpartisanen

			Fußball spendet uns Zerstreuung vom Alltäglichen und ist Gruppentherapie. Der Fußballplatz ist ein Ort, wo man sehr konkrete und sehr abstrakte Ängste abbauen kann. Auf und neben dem Sportplatz ist Fußball zugleich Ausdruck von Gewalt und Repression. Das war auch in der kleinen DDR so. Neben der evangelischen Kirche bot nur die Anonymität in den Stadien die Möglichkeit, politischen Protest zu äußern. Unter der Oberfläche ausgedehnter Langeweile knisterte und brodelte es.

			Ende der 1970er, Anfang der 1980er Jahre wurden Krawalle bei Fußballspielen in der DDR zum Problem. Die Staatsgewalt wurde in der Anonymität der Masse rund um das Fußball-Geschehen angegriffen. Mit wachsender Besorgnis registrierten die Behörden Massenschlägereien, Plünderungen von Geschäften und Zusammenrottungen Jugendlicher, beispielsweise in den grenznahen Stadtteilen Berlins. 

			Zitat Willy, Fan des BFC Dynamo (Stadionpartisanen):

			»Manchmal sind wir schon zwei Tage vorm Auswärtsspiel mit dem Zug losgefahren. Ooch vor Langeweile, die Zone war derart langweilig. Ich glaube, ich habe nicht einmal eine Fahrkarte gelöst. Wenn der Schaffner kam, ist man im nächsten Bahnhof raus, um den Zug herumgerannt und am hintersten Ende wieder rin. Die Züge hielten damals in jedem Kaff. Die Trapo ist im Zug immer mit, aber die ham sich zurückgehalten. Die warn teilweise gut drauf, hatten das Arbeiten auch nicht erfunden. Durch dauerndes Umsteigen brauchte man bis Jena sieben Stunden. Man kannte ja den Spielplan, da sind wir mitunter in Leipzig oder Halle ausgestiegen und haben zum Beispiel auf Erfurter gelauert, die unterwegs zu Union waren. Leipzig war der zentrale Punkt, da kam fast jeder Fantroß vorbei auf dem Weg nach Nord oder Süd. Die Bullen haben nie richtig durchgesehen.«

			Derbys der heißeren Art spielten sich in Leipzig und Berlin ab. Lok und Chemie Leipzig, BFC Dynamo und Union waren die größten Kampfhähne der Republik in ihrer eigenen Stadt. Es krachte regelmäßig bei Derbys und Pokalspielen. Frei nach der Regel: Der minder privilegierte Klub zog das Volk an, vermeintliche »Staatsfeinde« traten in der Masse auf, um ihr Mütchen zu kühlen. Jena und Erfurt lieferten sich heftige Schlachten, Halle und Magdeburg ebenfalls. In Aue, Zwickau und Karl-Marx-Stadt gab’s Haue. Nur wenn’s international zur Sache ging, wurden die Rivalitäten kurzzeitig hintangestellt.

			Zitat Max, Fan des Lok Leipzig (Mitten drin – Fußballfans in Deutschland):

			»Zu DDR-Zeiten war die Stadt geteilt. Chemie hatte mehr Fans und mehr Sympathisanten, der ewig benachteiligte Arbeiterverein aus Leipzig-Leutzsch. Das war doch was in der DDR. Der Probstheidaer Fußball war schon vor dem Zweiten Weltkrieg bürgerlicher, seit 1963 dann auch der auserwählte, geförderte Klub in Leipzig. Bei Europa-Cup-Spielen hatte Lok oft ein großes Publikum, mehr als 100.000 gegen Bordeaux 1987, da gab es auch eine Gruppe Chemie-Fans im Stadion, die gehofft haben, dass Lok ins Finale kommt!«

			Jedes Dorf hatte seinen Hauptfeind, meist den engsten regionalen Nachbarstamm. Dresden hasste Lok und umgekehrt. Nur den BFC Dynamo hassten alle. Als Dauermeister der 1980er Jahre mit Oberfan Stasi-Erich an der Spitze war auswärts keine Sympathie zu erwarten. Die BFC-Fans kehrten das folkloristische Element heraus, besangen »ihren Führer« Erich Mielke und bewarfen die Sachsen hin und wieder mit begehrten und allein in Ostberlin erhältlichen Südfrüchten. Das Fan-Volk brüllte sich die Kehle aus dem Leib und vermutete überall den privilegierten Hauptstädter. Als Provokation erklang ein »Juden Berlin« in den Stadien der DDR, bei den beliebten Flutlichtspielen sang das Publikum mitunter Liedzeilen aus dem Repertoire des Nationalsozialismus. Der alltägliche Rassismus, gemischt mit einem fetten Schuss Homophobie, fand nahezu in allen Stadien statt.

			Zitat Anhänger des 1. FC Magdeburg (Stadionpartisanen):

			»Es gab Donnerstage, da legten die Männer über Nacht ihre Hände in Obstessig. Am nächsten Morgen war die Haut weich wie ein feuchter Lappen. Die Hools zogen sie ab bis auf das rohe Fleisch, um am Freitag nicht malochen zu müssen. Stattdessen fuhren sie mit ihrem BFC zum Auswärtsspiel, die dritte Halbzeit inklusive.«

			Wo politischer Protest geäußert wurde, war in der DDR die Staatssicherheit nicht weit. Zur besseren Beobachtung und Zersetzung des »rowdyhaften« Fangeschehens beim 1. FC Union wurde zunächst eine zweiköpfige Arbeitsgruppe des MfS gebildet. In einem Land, wo der Antifaschismus Staatsdoktrin war, hatte man das Hooligan-Problem lange nicht wahrhaben wollen. Das Phänomen einer jugendkulturellen Protesthaltung breitete sich in der gesamten DDR aus, die »Bearbeitung« der Fanszene durch Mitarbeiter des MfS begann ebenfalls republikweit.

			Zitat Harald Wittstock, hauptamtlicher Mitarbeiter des MfS (Stadionpartisanen):

			»Der Schwerpunkt unserer Abteilung lag beim Anhang des 1. FC Union, der wurde seit Anfang der 80er Jahre intensiv bearbeitet. Beim BFC war die Bearbeitung eher stiefmütterlich, es waren ja auch viele Kinder von Mitarbeitern im Anhang […] die Jungs hier hatten nichts zu verlieren. Es handelte sich um eine Gruppe von maximal 30 bis 50 Leuten. Das war keine homogene Gruppe, es sind immer welche dazukommen und welche abgesprungen. Der Kern waren 15 bis 20 Mann und die waren alle gleich gekleidet mit ihren Jeans und Aufnähern, dann ihre Spitznamen!«

			Einzelne »Rowdys« aus dem Anhang beider Berliner Fußballclubs wurden wegen banaler Straftaten zu Haftstrafen verurteilt und so willkürlich aus dem Fan-Umfeld entfernt. Sie hatten nach Verbüßung der Haftzeit harte Auflagen zu erfüllen, durften die Spiele ihres Vereins nicht besuchen oder mussten für einige Jahre in anderen Städten der DDR leben. Trotzdem nahmen die gewalttätigen Auseinandersetzungen rund um den Fußball zu. Unter ständiger Beobachtung zu stehen, hieß gleichzeitig – es war immer ein Publikum anwesend. Das regte an, und der Fantasie waren keine Grenzen gesetzt. Ein BFC-Fan gab beispielsweise gegenüber der Staatssicherheit zu Protokoll: »Unser Ziel ist es, immer etwas zu machen, womit keiner rechnet! Während eines Spiels baden zu gehen oder nach entsprechender Musik durch die Stadt zu tanzen. Oder, wie in Aue, ein Feuerwerk am hellerlichten Tag zu veranstalten …« 

			Zitat Wolfgang Schmidt, Auswerter und Analytiker beim MfS

			„Mit dem Aufkommen der Skinheads gab es starke Veränderungen in der Fußballszene. […] Diese Erscheinungen waren immer Nachahmungen dessen, was die jungen Leute aus dem Westen mitbekamen … Da wurde jeder Blödsinn übernommen, bis hin zu denen, die dann in Särgen geschlafen haben. Da es in der DDR innere Spannungen und ungelöste Konflikte gab, fanden diese Dinge einen Nährboden. Die eigenständige Erarbeitung eines Weltbildes war verpönt. Belohnt wurde der Opportunismus, bestraft wurde das Aufmüpfigsein.

			Die DDR hatte offiziell zwei Seiten, eine schöne und eine sehr schöne. Alles andere wurde unter den Tisch gekehrt und hat uns im Grunde in unseren Untergang geführt.“

			Die Stasi dokumentierte die ab Mitte der 1980er Jahre verstärkt auftretenden Äußerungen rechtsradikaler Provenienz unter dem Fußball-Anhang. Eine zielgerichtete strafrechtliche Verfolgung wurde nicht angewandt. Das änderte sich mit den gewalttätigen Ausschreitungen von Skinheads nach einem Punkkonzert in der Berliner Zionskirche am 17. Oktober 1987. Bei dem Überfall wurden viele Jugendliche verletzt, unbeteiligte Passanten angegriffen und etliche Bürger Zeuge des Nichteingreifens vonseiten der Volkspolizei. Die für den Überfall dinghaft gemachten vier Skinheads wurden einige Wochen später zu Haftstrafen zwischen ein und zwei Jahren verurteilt, vor allem wegen starker Proteste aus der Bevölkerung erhöhte die Staatsanwaltschaft das Strafmaß kurz darauf auf bis zu vier Jahre. Mehrere der Verurteilten waren dem Anhang des BFC Dynamo zuzurechnen. Jetzt begann auch die Kriminalpolizei, sich für das Thema zu interessieren. 

			Zitat Wolfgang Schmidt, Auswerter und Analytiker beim MfS:

			»Der Angriff der Skinheads auf die Zionskirche war für uns und die VP ein Signal, noch härter gegen rechte Gruppierungen vorzugehen. Uns waren 1987 DDR-weit etwa 1.000 Skinheads bekannt. Davon lebten 400 in Berlin. Viele davon gingen zum Fußball. Die meisten gingen zum BFC. Etwa 80 konnten wir namentlich zuordnen. Der BFC konnte sich seinen Anhang nicht selbst aussuchen. Ich weiß nicht, warum die Skinheads zum BFC gingen, vielleicht war es der halbmilitärische Charakter des Clubs. Militärisches zog ja solche Menschen an.«

			Rechtsradikale wurden allgemein als »negativer Anhang von Fußballclubs« wahrgenommen und verharmlost. Eine soziale Arbeit mit Fußball-Fans wurde nicht angestrebt, der Staat vertraute auf die üblichen Reglementierungen und kümmerte sich Ende der 1980er Jahre verstärkt um Punks, die erstarkende Friedensbewegung und die politische Opposition. Hools und Skins erschienen als das kleinere Problem. 

			Willy, BFC Dynamo (Stadionpartisanen)

			»Bei EC-Spielen ist selten was passiert. Mit Hamburgern ham wir Brüderschaft getrunken und mit dem Fanclub Rothenbaum Aufnäher getauscht. AS Roma war hier, hat Streit gesucht und ihn bekommen. Belgrad auch. Da hat’s richtig geknallt. Die wollten sich kampeln […] gab’s barbarische Senge. Hatten die nicht mit gerechnet. Dachten wohl, die Stasi hätte uns besser im Griff. Schwere Verletzungen gab es selten, allerdings ist am Alex mal das Auge von C. fast kaputt gewesen, das hing nach einer Schlägerei halb raus, wurde wieder repariert. Wenn mal einer umgekommen wäre, hätten die Bullen anders reagiert.«

			Mit dem Ende der DDR endete auch die Überwachungsarbeit an den Fußball-Fans. Der Protest gegen ein verhasstes Regime vermischte sich zunehmend mit bloßer Gewaltartikulation auf den Fußballplätzen, der Staat reagierte ohnmächtig. In Auftrag gegebene Analysen wurden gelesen und erschrocken beiseitegelegt. Hilflosigkeit kennzeichnete den Überbau.

			Fan-Arbeit in der Bundesrepublik

			Ende der 1980er Jahre trat die tendenziell rechtslastige Hooligan-Bewegung, die sich in den 1950er Jahren in England rund um den Fußball entwickelt hatte, überall in Europa auf und dominierte viele Jahre die Gewaltdiskussion. In der Bundesrepublik erlag 1982 der Bremer Werder-Fan Adrian Maleika nach einem Steinwurf in Hamburg seinen Verletzungen.

			Zitat Johannes, Fan des HSV (Mittendrin, Fußballfans in Deutschland):

			»Nach dem Spiel im Volkspark war es ganz extrem, die Gästefans sind aus der Ostkurve raus und in den Volkspark, das war damals ein Wald, die HSV-Fans aus der Westkurve raus auch in diesen Wald. Es gab damals keine berittene Polizei und es war unmöglich, mit Fahrzeugen da hinzukommen, auch mit Pferden nicht. In diesem Wald gab es massive Auseinandersetzungen. Das endete 1982 unglücklicherweise nach einem Auswärtsspiel von Werder Bremen mit dem Tod von Adrian Maleika, der von einem Stein getroffen wurde.«

			Eine Folge dieser Entwicklung war ein Projekt von Studierenden um Professor Narciss Göbbel an der Uni Bremen, die sich bereits seit Ende der 1970er Jahre mit den Werder-Fans unter sozialwissenschaftlichen Gesichtspunkten beschäftigt hatten. Sie versuchten, sich mithilfe der Feldforschung und einer Subkulturtheorie den Fan-Phänomenen in der Bundesliga zu nähern und beschlossen angesichts der Gewalttätigkeiten unter den Fans, ein entsprechendes Konzept zu entwickeln. Es wurden zwei Pädagogen gefunden und als ABM-Kräfte unter dem Titel »Fan-Projekt Bremen« Anfang 1981 bei der Bremer Sportjugend zunächst für ein Jahr eingestellt. 

			Nach dem tragischen Tod Adrian Maleikas im Oktober 1982 beschloss das Fan-Projekt Bremen, die Werder- und HSV-Fans vor dem Rückspiel in Bremen zusammenzubringen. In einer Veranstaltung auf halber Strecke zwischen beiden Städten trafen sich im Februar 1983 Fans beider Seiten, Mitarbeiter, Trainer, Vereinsfunktionäre und Medienvertreter. Es wurde diskutiert und gestritten, bis man sich einigte, das Kriegsbeil zu begraben und über einen Waffenstillstand abzustimmen, der von der Mehrheit angenommen wurde. Es kam zu keiner weiteren Eskalation zwischen den Fans beider Seiten. 

			Fan-Projekte etablierten sich in Hamburg (1983), Mannheim/Ludwigshafen (1983/86), Bielefeld (1984), Frankfurt am Main (1984), Hannover (1985), Karlsruhe (1986) und Dortmund (1988), das Problem mit einem in Teilen rechtsradikalen und gewaltbereiten Anhang blieb in bundesdeutschen Stadien bestehen. 

			Verschmelzungen

			Das »Überschwappen« westlichen Gedankenguts wurde der DDR-Jugend fortwährend vorgeworfen. Die Ost-Berliner Fans bestätigen diesen Vorwurf als Gewinn, gerade die Besonderheit der Berliner Lage war eine Chance. Flugblätter, Fußballbilder, Schals, Aufnäher und Sportnachrichten flossen über die Mauer. Das Outfit des Ost-Berliner orientierte sich natürlich gen Westen. Neben dem Austausch von Informationen und Accessoires kam es auch zu tatsächlichen Begegnungen. Fans ostdeutscher Vereine fuhren zu internationalen Begegnungen ihrer bundesdeutschen Lieblingsvereine im sozialistischen Ausland, oder westdeutsche Fans besuchten Spiele in Ost-Berlin und der DDR.

			Zitat Mampe, Union-Fan (Stadionpartisanen):

			»1977 sind bei Union das erste Mal größere Mengen Hertha-Fans aufgetaucht. Die Herthaner sind von alleine gekommen. Ein besonderes Datum war der 13. August 1977. Union spielte 2:1 in Magdeburg. Dort waren ungefähr 100 Hertha-Fans mit gewesen. […] Die Bullen sind nicht gegen die Herthaner eingeschritten. Da waren zwei, dreitausend Unioner mit gewesen, da hätten die Bullen den Kürzeren gezogen.« 

			1978 fuhren Herthaner gemeinsam mit Union-Fans zu einem Auswärtsspiel nach Halle und die neu gewonnenen Freunde von Union mit zum Hertha-Spiel in Dresden. 1981 traf man sich in Prag zur Intertotorunde Bohemians Prag – Hertha BSC. Alles unter Beobachtung und Auswertung durch das MfS.

			Zitat Bürste, Union-Fan (Stadionpartisanen):

			»Karten hatten wir keine, brauchtest du auch nicht, das war in der Sommerpause, TOTO-Cup, ein kleines Stadion. Wir haben uns im U Fleku getroffen. Ein Zug Herthafans war auch da, so 300 bis 400 Mann. […] An das Spiel kann ich mich kaum erinnern, aber an einen Typ, der dauernd fotografierte, aber nicht das Spiel, sondern die Leute drum herum. Ein paar Tage später in Berlin kam der Schrieb mit einer Vorladung in die Wendenschloßstraße zum Verhör oder im DDR-Deutsch „Klärung eines Sachverhaltes«. Die hatten so viele geile Fotos von uns allen und fragten frei nach dem Motto: Kennen Sie den und den? – ›Nö‹.«

			Aus dieser Fahrt nach Prag resultierte sogar der Albtraum jedes DDR-Funktionärs, eine Liebesgeschichte Ost-West. Bürste, Union-Fan, lernte auf der Zugfahrt zurück nach Berlin eine Gruppe Herthaner kennen, mit denen gefeiert wurde, sie hatten reichlich Bier und andere leckere Sachen. »An die Party kann ich mich ganz genau erinnern, denn da habe ich meine spätere Frau Bine kennengelernt. Bine war mit dem Hertha-Fanclub HFC und ihren Eltern aus West-Berlin zu dem Spiel gefahren. Wir haben die ganze Zugfahrt geredet und dabei gefeiert. Danach entstand eine Art Brieffreundschaft zwischen uns. Junge aus Ost-Berlin, Mädchen aus West-Berlin.« Aus der Brieffreundschaft wurde eine Fernbeziehung, Bine kam immer öfter nach Ost-Berlin, ging zu Union-Spielen, reiste auswärts mit nach Chemnitz, erlebte ein Konzert von Pankow mit ihrem ostdeutschen Freund, der 1985 per Ausreiseantrag das Land verließ. Inzwischen feierte das Paar Silberhochzeit. 

			Wendewirren/Anarchie

			Mit dem Fall der Mauer, dem Umbruch aller Lebensgewohn- und -gewissheiten rückte auch der DDR-Fußball aus dem Fokus der Menschen. Die Jugend brach auf, die Welt zu erkunden. Von Rostock bis Aue verwaisten die Tribünen. Fußball hatte keinen guten Leumund in der Gesellschaft, das sollte sich erst mit der Weltmeisterschaft 1990 ändern. Fußballfans waren 1989/90 eine unbeliebte Randerscheinung. Und doch zogen Truppen skandierender und marodierender Jugendlicher durchs sterbende Land. In den Stadien war Anarchie angesagt. Es gab Massenschlägereien mit der Polizei und westdeutsche Hooligans, die ihr Mütchen kühlen wollten, verbündeten sich mit ostdeutschen Hooligans.

			Zitat Willy, BFC Dynamo (Stadionpartisanen):

			»Die Ausschreitungen in den Wendewirren haben doch viel mit dem zu tun, was in der DDR abging. Endlich konnte man es den Bullen mal richtig zeigen. Da knallte es bei vielen Spielen. Es ging nur gegen Bullen, die blöden Ostbullen. Jetzt konnte man denen endlich alles heimzahlen. Die uns jahrelang geärgert und getriezt hatten.« 

			Die Polizei wurde provoziert, geschlagen und bestenfalls ausgelacht, mit ihren Mützen wurde Fußball gespielt. Viele Jugendliche ließen die Sau raus, nachdem sie bemerkten, dass sie Läden plündern konnten. Keine Polizei, niemand hielt sie auf. Es wurden Tante-Emma-Läden, Elektronikgeschäfte, Supermärkte und Tankstellen auseinandergenommen und rund ums Stadion für Remmidemmi gesorgt. So kam es 1990 dazu, dass der Berliner BFC-Dynamo-Fan Mike Polley in Leipzig von einem überforderten Polizisten erschossen wurde. 

			»Wer lässt sich nicht vom Westen kaufen?«

			Die Maueröffnung geschah mitten in der Saison 1989/90. In der DDR-Oberliga spielten 14 Mannschaften – die besten von ihnen hätten gut im unteren Drittel der Bundesliga mitspielen können. Aber es herrschte heilloses Durcheinander in der sich auflösenden DDR. Natürlich auch im Fußball. Und die DDR-Fußball-Funktionäre waren nicht vorbereitet auf das, was über sie hereinbrach. Sie ahnten nicht, was für Auswüchse der Kapitalismus bereithielt, dass und wie Vereine plattgemacht werden würden. Keiner der Funktionäre trat Ende 1989 freiwillig zurück. Erst Anfang 1990 erlag DFV-Präsident Erbach dem Geldsegen und trat ab, die Restfunktionäre folgten im April des Jahres. 

			Verantwortlich war aber auch der westdeutsche Fußballverband DFB, der seinen ostdeutschen Bruderverband DFV nicht freundlich an die Hand nahm, um diesen in die blühenden Landschaften zu geleiten. Der DFB ließ den ostdeutschen Verband am ausgestreckten Arm verhungern, ein Grund dafür waren offenbar auch politische Feindbilder. Manche DDR-Fußballfunk­tionäre wähnten im DFB immer noch Alt-Nazis, und DFB-Funktionäre hielten ihre Amtskollegen aus dem Osten für verblendete Kommunisten, mit denen sie nichts zu tun haben wollten. Sie warteten einfach ab, bis sich der Osten selbst auflöste. Im sportlichen Bereich dauerte nur die Vereinigung des westdeutschen und ostdeutschen Schachverbandes länger als die Vereinigung der beiden Fußballverbände. 

			Der Fußballverband der DDR entwickelte in der Saison 1988/89 einen Mustervertrag für den Verdienst eines Oberligaspielers. Das war ein Novum, denn in der DDR floss eine erhebliche Menge des Einkommens unter der Hand. Zum Beispiel verdiente ein Spieler beim 1. FC Magdeburg etwa 1.500 DDR-Mark, was etwa einem Professorengehalt entsprach. Außerdem bekam er von seinem Direktor des Schwermaschinenbaukombinates, bei dem er offiziell angestellt war, ein zusätzliches Gehalt. Dieses Salär überbrachten tatsächlich Leute am Monatsende in Tüten. Stimulation durch Geld und Devisen war in der Endzeit der DDR im Fußball weit entwickelt. Wenn er zudem noch Nationalspieler war, bekam er von der Nationalmannschaft monatlich eine Summe X. DDR-Oberligafußballer lebten vergleichsweise sehr gut. 

			Findige westdeutsche »Kapitalisten« wie Rainer Calmund und andere Manager von Bundesligavereinen witterten sofort die Chance, für kleines Geld sehr gute Spieler zu bekommen. Calmund nahm Kontakt zum BFC Dynamo auf und Andreas Thom wechselte schon im Dezember 1989 für 2,5 Millionen D-Mark als erster ostdeutscher Spieler zu Bayer Leverkusen. Diese Summe bezahlte Calmund nicht nur in der begehrten West-Mark, sondern auch in Naturalien. Für den Transfer von Andi Thom gab es eine dreistellige Anzahl chinesischer Mofas und Mopeds obendrauf – allerdings ohne Ersatzteile. Der BFC wiederum bezahlte seine Leute mit den Mofas, die schnell auf dem Müll landeten, weil sie in der DDR kaum jemand reparieren konnte. Calmund und andere Geschäftemacher verscherbelten allen möglichen Ramsch gewinnbringend in den Osten.

			Noch während dieser Saison gingen rund 60 weitere Oberligaspieler in den Westen. Allein der BFC Dynamo verlor 22 Spieler – zwei komplette Mannschaften. Natürlich hatten auch die Spieler selbst daran Anteil, welche nachvollziehbarerweise keine Lust mehr auf Reglementierung und eine Bezahlung in Ost-Geld hatten. Sie wollten die harte D-Mark und so schicke Autos und Häuser wie die Profis im Westen. 

			Die Preise für die ostdeutschen Spieler entsprachen bei Weitem nicht dem tatsächlichen Marktwert, es floss auch illegal Geld in die privaten Taschen von Spielern, damit Transfers zustande kamen. Das war ein offenes Geheimnis. Wer bestimmte Summen bezahlte, bekam was er wollte. (Illegale Geldzahlungen sind im Fußball zwar heutzutage schwieriger zu handhaben; wie das Buch »Football Leaks« von Rafael Buschmann und Michael Wulzinger aufdeckt, jedoch immer noch aktuell.) 

			Selbst Spieler, die jahrzehntelang in der Sozialistischen Einheitspartei gewesen waren, monatlich ihre Parteiversammlungen absolviert und ihr Land im Ausland als »Diplomaten im Trainingsanzug« würdig vertreten hatten, strichen beim Geruch des ersten D-Mark-Scheins die Segel.

			Als der Westen sich die interessanten Filetstücke einverleibt hatte, ließ man den Rest durch Unterlassung oder aktive Mitwirkung kaputtgehen und beseitigte damit unerwünschte Konkurrenz aus dem Osten, wo nur wenige die Stimme laut dagegen erhoben. So findet sich seit 1998 in der Vereinshymne des 1. FC Union die Zeile, »Wer lässt sich nicht vom Westen kaufen? Eisern Union, Eisern Union.« 

			Ausplünderung

			Für den DDR-Fußball gab es, anders als für die Wirtschaft, eine Übergangsphase. Die DDR-Oberliga spielte noch die Saison 1990/91 zu Ende, obwohl es keine DDR mehr gab. Diese Saison bedeutete eine weitere getrennte Spielzeit und damit das komplette Ausbluten der Clubs. Jeder Spieler, der noch halbwegs geradeaus gehen konnte, wechselte in den Westen. Im Gegenzug kamen Leute in den Osten, die die Bundesliga loswerden wollte: alte, übergewichtige, mitunter sogar drogen- oder alkoholkranke Aussortierte, welche fortan ostdeutsche Plätze und Trainerbänke prägten. Das Niveau sank ins Unterirdische.

			Gleichzeitig erschien die Garde der Baufürsten im Osten. In dieser Übergangssaison wurde fast die Hälfte aller Oberligavereine von Bauunternehmer-Präsidenten geleitet. Sie kamen mit großen Versprechungen, weil sie über die Möglichkeiten der Fußballclubs an lukrative Bauaufträge der jeweiligen Stadt kommen wollten. Sie wollten »etwas für die Region tun«. Beim BFC, bei Dynamo Dresden, bei Lok- und bei Chemie Leipzig waren Bauunternehmer aktiv und hinterließen verbrannte Erde. Besonders gravierend wirkte Rolf-Jürgen Otto in Dresden, er trieb den Club in die Insolvenz und wurde anschließend wegen der Veruntreuung von drei Millionen D-Mark verurteilt. Eisenhüttenstadt ließ sich dagegen 50 geleaste Audis sowie unnötige Versicherungen für seine 33 Angestellten aufschwatzen, die den Etat belasteten. Fast alle Vereine erlebten die zweifelhaften Freuden einer Insolvenz. Die DDR-Fußball-Oberliga endete 1991 als Oberliga des Nordostdeutschen Fußballverbandes. 

			Wenn eine gleichberechtigte Zusammenführung beabsichtigt gewesen wäre, hätten sich DFB und DFV im Januar 1990 zusammensetzen und beschließen müssen, dass man ost- und westdeutsche Clubs beider Ligen ab der kommenden Saison in der Bundesliga zusammenführt. So hätten die Ost-Clubs vielleicht eine Chance gehabt. Tatsächlich durfte nur eine kleine Minderheit ostdeutscher Vereine im gesamtdeutschen Profifußball mitspielen, während der Westen gar keine Abstriche machte. Ostdeutsche Traditionsvereine wie der einstige Europapokalsieger 1. FC Magdeburg und der Rekordmeister BFC Dynamo versanken sofort im Amateurbereich. 

			Erst im Sommer 1991 durften zwei Clubs in die Bundesliga nachrücken (Hansa Rostock und Dynamo Dresden) und sechs weitere in die Zweite Liga (Chemnitzer FC, Rot-Weiß Erfurt, der 1. FC Lokomotive Leipzig, Chemie Halle und der FC Carl Zeiss Jena). Zu diesem Zeitpunkt waren die Ost-Clubs schon ausgeblutet – es hatte sich mit dem Fußball in Ostdeutschland auf Jahrzehnte erledigt. 

			Wahrnehmung Ost

			Im Dezember 2019 erschien das Zeitspiel Magazin für Fußball-Zeitgeschichte mit dem Titel »70 Jahre DDR-Oberliga.« Neben einer kurzen Geschichte derselben, der tabellarischen Übersicht aller Spielzeiten, der ewigen Tabelle und Mini-Porträts aller Oberligisten versammelten die Herausgeber vier Fans traditionsreicher Ost-Vereine zu einem spannenden Gespräch, bei welchem unter anderem die Frage gestellt wurde, ob das Erbe der DDR-Oberliga beziehungsweise des DDR-Fußballs angemessen gewürdigt werde. 

			Uwe Busch (Hansa Rostock): 

			»Eigentlich ist die [gesamtdeutsche Wahrnehmung] vor allem bei zwei Ereignissen in Erscheinung getreten. Einmal beim Gezerre um eine faire Aufstiegsregelung aus den ostdeutschen Regionalligen. Das begann ja schon mit der 2 + 6-Regel, und danach ging es relativ schnell, dass der Fokus auf den Osten in den beiden obersten Spielklassen durch die Abstiege der damaligen Vertreter immer mehr zurückging … Ein Moment, der die Wahrnehmung des Ostfußballs wieder verbesserte, war für mich das Zusammentreffen von sieben ehemaligen DDR-Oberligisten in der 3. Liga 2017/18. Da wurde vielen Leute erstmals bewusst, dass auch in unserem Teil Deutschlands schon länger großer Fußball gespielt wird.«

			Die Gesprächs-Vertreter von Dynamo Dresden und dem 1. FC Magdeburg bestätigen dem Zeitspiel diesen Eindruck: Man wäre jahrelang nicht ernst genommen worden, nach vielen Jahren internationalen und hochklassigen Fußballs wurde vor allem in Magdeburg nur noch Amateurfußball gespielt. Letztere hatten Begegnungen mit 45 Zuschauern. In dieser Zeit, als der 1. FC Magdeburg über die Dörfer tingelte, gründete sich die Ultragruppe Commando Eastside, welche sich als Supporter etablieren konnten und mit ihrer Abkehr vom »Ultra-no-Fans-Gedöhns« mit dem letzten Regionalligajahr 2015 und im ersten Drittligajahr das gesamte Stadion mitnahm, berichtet Alexander Schnarr (1. FCM). 

			Die Ultrabewegung hielt auch in die Stadien Ost-Deutschlands Einzug und wandelte allmählich das negative Image auf den Rängen, brachte Stimmung in die Stadien (»Europas größte Blockfahne« Dynamo Dresden-1. FC Magdeburg, 31. Oktober 2015/ »Horror-Choreo« 1. FC Magdeburg-BVB/DFB-Pokalspiel, 25. Oktober 2017). Wurden die rechtsradikalen, älteren Hools in den meisten ostdeutschen Stadien an den Rand oder vollständig verdrängt, bestimmen sie gegenwärtig in Chemnitz und Cottbus teilweise die Außenwirkung der Fanszene und stehen den rechtsgerichteten Szenen in einigen westdeutschen Stadien nichts nach. 

			Zitat Robert Claus, Autor »Hooligans« 2017, (Mitten drin – Fußballfans in Deutschland) 

			»Bis auf wenige Vereine wie Babelsberg und St. Pauli gibt es im Grunde keinen Verein, dessen Fanszene von Rechtsextremen frei wäre. Das ist im Pott nicht anders. Aachen, Duisburg, in Gladbach gibt es eine ältere rechte Hoolszene, wir wissen auch, dass der ältere gewaltaffine Teil der Kölner Ultraszene relativ gute Verbindungen hat zu russischen Neonazis in Moskau. Ich könnte jetzt die einzelnen Vereine durchgehen, wir finden eigentlich in jeder Fanszene entweder bei den Älteren oder auch bei dem jüngeren, gewaltaffinen Teil Verbindungen zur Hoolszene, zu Neonazis und mittlerweile auch immer mehr zu polnischen oder russischen rechten Hooligangruppen.«

			Alte Fan-Feindschaften führten 2016 im Fall Magdeburg-Halle zum Tod eines jungen Fans des 1. FC Magdeburg, die genauen Umstände des Todes konnten nicht geklärt werden. In Berlin versank der BFC Dynamo nebst Anhang im Nirwana der Regionalliga, während Union und seine Fans republikweit Achtungserfolge erzielten. Die Fan-Freundschaft zwischen Hertha BSC und Union Berlin ging nach anfänglichen Umarmungen zu Ignoranz über und mündet nach drei Jahrzehnten in gepflegtem Hass unter Ultras. 

			Brachlandschaft bis Brauseclub

			Tatsächlich waren im Osten nach der letzten Saison 1990/91 alle Strukturen gründlich zerstört. Nicht nur sämtliche guten Spieler waren abgewandert, auch alle bewährten Trainer, Nachwuchskoordinatoren und Ju­­gend­spieler. Es blieb eine Brache übrig, viele Jahre lang. 1998 erlebte die DDR-Oberliga als Regionalliga Nordost (Gebiet der ehemaligen DDR plus Westberlin) eine traurige Renaissance: mit dem Chemnitzer FC, dem VfB Leipzig, 1. FC Magdeburg, BFC Dynamo, FC Carl Zeiss Jena, Rot-Weiß Erfurt, Dynamo Dresden, Sachsen Leipzig sowie Stahl Eisenhüttenstadt waren neun der 14 Oberligisten der letzten Spielzeit 1990/91 vertreten. Im gesamtdeutschen Profilager waren lediglich Bundesligist Hansa Rostock und Zweitligist Energie Cottbus unterwegs. Der Ost-Fußball hatte seinen Tiefpunkt erreicht. 

			1998/99 verbuchte Dynamo Dresden mit durchschnittlich 3313 Zu­­schauern den ewigen Minusrekord und verschwand mit Einführung der vier Regionalligen sogar in der Viertklassigkeit, ebenso wie der 1. FC Magdeburg und der BFC Dynamo. 

			Es brauchte beinahe zwei Generationen, bis sich der Osten aus dem Staub erheben konnte. Mit riesigen Anstrengungen wurden wenigstens ein paar Vereine wieder erfolgreich. Ein Ausnahme-Beispiel ist Aue im Erzgebirge, ein kleiner Ort mit 16.000 Einwohnern und einer McDonald’s-Bude als Hauptattraktion, dessen Fußball-Verein es schaffte, sich dauerhaft in der Zweiten Liga zu etablieren. (Erzgebirge Aue ist mit 1019 Spielen Rekordhalter der DDR-Oberliga.) Unternehmer vor Ort nahmen sehr früh den Verein in ihre Hände und vertrauten nicht auf temporäre Verantwortliche. 

			Ein anderes Beispiel für zwischenzeitlichen Erfolg war der Fußballclub Energie Cottbus. Die 1995 dort stattfindende erste Bundesgartenschau in den neuen Bundesländern wurde genutzt, um in Cottbus Voraussetzungen für Profifußball zu schaffen – das Stadion mithilfe der Stadt und das Team unter Leitung des letzten DDR-Nationaltrainers Ede Geyer. 2000 gelang der Aufstieg, der Club konnte in der Bundesliga sechs Jahre mit robustem Fußball und intensivem Fan-Support aufspielen. Aktuell spielt Cottbus viertklassig und ist auch wirtschaftlich in die Krise geraten, die Probleme der strukturschwachen Räume in der ehemaligen DDR sind keineswegs überwunden. Von Misswirtschaft und schlechtem Management über viele Jahre haben sich einst große Clubs wie Lok Leipzig (1987 Finalteilnahme im Europapokal der Pokalsieger) noch nicht erholt.

			Zitat Max, Lok Leipzig (Mitten drin – Fußballfans in Deutschland)

			»Ehrlicherweise gibt es hier nicht viele wirkliche Geldgeber. Sachsens Ministerpräsident hat recht mit seinem Ausspruch, dass es eine Schande für die ostdeutsche Industrie ist, dass erst ein Österreicher kommen musste, damit ein ostdeutsches Team wieder in der Bundesliga spielt. In Leipzig gibt es mit Amazon, DHL, Porsche oder Audi genug Industrie und Dienstleistungsgewerbe, aber in den Sport, vor allem in Fußball investieren die wenig hier. Leider.«

			Eine kleine Auferstehung feierte die DDR-Oberliga in der Saison 2017/18, als sich in der 3. Bundesliga gleich sieben Mannschaften wiedertrafen. Außer in Chemnitz und Erfurt, welche nach dieser Saison Insolvenz anmelden mussten, haben sich die Strukturen der Vereine allmählich stabilisiert. Moderne Stadien wurden in Aue, Chemnitz, Cottbus, Dresden, Erfurt, Halle, Magdeburg, Rostock und Zwickau gebaut. 2019/20 spielten neun Mannschaften der ehemaligen DDR-Oberliga in drei gesamtdeutschen Ligen: sechs Drittligisten (Magdeburg, Jena, Rostock, Halle, Zwickau und Chemnitz), zwei Zweitligisten (Dresden und Aue) sowie der Erstligist Union Berlin. 

			Union Berlin, nach der Saison 2018/19 in die 1. Bundesliga aufgestiegen, erlebte zuvor harte Jahre mit Insolvenzen und Abstiegen bis in die fünfte Liga. Ähnlich wie bei Erzgebirge Aue haben sich an der Alten Försterei eingefleischte Unionfans zusammengeschlossen und geben alles dafür, dass dieser Verein erblüht – und nicht die falschen Leute ans Ruder kommen. 2020 überholte Union sogar den Lokalrivalen Hertha BSC knapp in der Mitgliederzahl. RB Leipzig dagegen wurde aus Sicht vieler eingefleischter Fußballfans künstlich als Marketing-Produkt von Red Bull geschaffen und beweist: Mit Geld lässt sich guter Fußball kaufen. 

			Im oben erwähnten Zeitspiel-Gespräch der vier Fans und Akteure über ihre Vereine lautete die abschließende Frage: Gibt es eine Ost-Identität in der Fankultur? Uwe (Rostock) erwähnte, dass Rostock durch die jahrelange Alleinvertretung in der Bundesliga ein bisschen zum Leuchtturm des Ostens hochgejubelt worden sei. »Das führte dazu, dass man bei Auswärtsspielen immer wieder auch Fans anderer ostdeutscher Vereine im Gästeblock traf, die sich trauten, das zuzugeben. Einer dieser Standardsätze war immer: »Mensch, der Osten muss doch zusammenhalten!« Der Cottbus-Vertreter Johannes erinnerte sich noch an den Aufstieg seiner Mannschaft 2000 mit den Fahnen »Hier stürmt der Osten« und Uwe (Dresden) meinte: »Ich glaube schon, dass es eine ostdeutsche Identität gibt.« Alex (Magdeburg) fügte zu den Vorrednern an:

			»Mich hat das damals tatsächlich auch als Magdeburger stolz gemacht, dass Hansa und Cottbus oben waren […] Es gibt da schon eine gewisse Solidarisierung. Und es wäre ja auch geil, in Ostdeutschland höherklassigen Fußball abseits von so einem Dosenprodukt zu haben.« – gemeint war damit RB Leipzig, inzwischen Stammgast in der Champions League. 
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			Anmerkungen

			
				
					1	Es gibt eine Reihe von Tonbandaufnahmen, auf welchen Mielke geflüchteten Spielern den Tod wünschte, besonders, wenn es Spieler vom BFC oder von Dynamo Dresden waren. Das war für ihn Hochverrat.
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			Inzwischen zugebautes Fußballwandbild noch aus DDR-Zeiten an der Schönhauser Allee im Prenzlauer Berg. (Frank Ebert)
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			»Eure Galgen werden schon gezimmert«. Neonazi auf einem sogenannten »Rudolf-Heß-Gedenkmarsch« am 19. August 2006 auf dem Weg vom Berliner Alexanderplatz bis zur Bornholmer Straße. (Frank Ebert) 

		


		
			Michael Lühmann

			Rassismus und die extreme Rechte in »Ostdeutschland«

			Über tiefe Spuren, wichtige Differenzierungen und »ostdeutsche« Auswege

			Heftige Orkanstürme wüteten am Abend des 16. Oktober 1987 »im Westen«, in Südengland und anderswo, während die Abendluft im Halleschen Kurt-Wabbel-Stadion recht mild war. Ein von leichtem Regen begleiteter, wolkenverhangener Herbstabend dämmerte über den Köpfen der ortsansässigen und angereisten Fans vor sich hin. Das Spiel, ausreichend spannend, schließlich führte der heimische Aufsteiger, der Hallesche FC Chemie zur Halbzeit mit 2:1 und sollte am Ende immerhin mit einem Unentschieden gegen den Dauermeister BFC Dynamo Berlin belohnt werden, war indes keines, das größere Wellen schlug.

			Prolog

			Am Morgen des 17. Oktober 1987 berichtet das Zentralorgan Neues Deutschland von Glückwünschen des ZK der SED an eine spezifische Gruppe Werktätiger, über südenglische Opfer der Herbststürme und von der Wiederwahl Gerald Göttings an die Spitze der DDR-CDU. Und es vermeldet lapidar, das Team des BFC Dynamo habe beim Aufsteiger »eine Punkteinbuße [erlitten]«.1 Was das ND indes nicht mitteilte, war das, was an jenem Abend des 16. Oktober 1987, als die Zeitung unter anderem über »Ehrendes Gedenken an die Helden des antifaschistischen Widerstandskampfes« durch Erich Honecker in Belgien informierte, im Stadion noch zu sehen und zu hören war: »Hitler-Grüße«, »Heil Hitler«-Rufe und die Rede von »SS-Schweinen«.2 Nur einen Tag später, an eben jenem 17. Oktober 1987, überfallen rechte Hooligans unter ähnlichen Rufen mit enormer Brutalität die Zionskirche am Prenzlauer Berg, in der die Ost-Berliner Band Die Firma und die West-Berliner Band Element of Crime ein Konzert geben, und verletzen zahlreiche Besucher*innen – ein Fanal im antifaschistischen Staat.3

			Über Rassismus und die extreme Rechte in »Ostdeutschland« zu schreiben, heißt nicht nur, kurz- und mittelfristige Konjunkturen, Begriffe und Debatten zu betrachten – dazu gehören das Aufkommen der sogenannten »PEGIDA«-Aufmärsche, die massiven Wahlerfolge der AfD, die statistisch deutlich höhere Gefahr, Opfer rassistischer Angriffe zu werden, der deutliche statistische Überhang bei Angriffen auf Unterkünfte von Geflüchteten und auf Geflüchtete selbst sowie auf Vertreter*innen der Medien, die #Baseballschlägerjahre oder »national befreite Zonen« – sondern immer auch weite historische Bögen zu schlagen. Denn rechte Gewalt, rassistische Übergriffe und Manifestationen mögen nach 1990 zugenommen und auch ein eigenes, spezifisches Gepräge bekommen haben. Aber »Die neue alte Gefahr – Junge Faschisten in der DDR«, so der sprechende Titel eines von Konrad Weiß im März 1989 im Samisdat veröffentlichen Artikels,4 kam eben auch aus der Tiefe jener DDR, die selbst wiederum geprägt ist von viel älteren, autoritären, auch »dem Fremden« gegenüber ablehnenden Mustern.5 Das gilt womöglich auch für die Art des Umgangs mit dieser neuen, im antifaschistischen Staat doch so unmöglichen Erscheinung und deren Abwehr: Verharmlosung seitens des MfS, Unfähigkeit seitens der Polizei6 und Ignoranz seitens der Partei, Stigmatisierung der Gegenkräfte, vor allem von Punks. Viele dieser Muster haben die DDR wohl überlebt, deshalb könnte der Blick auf die Situation vor 1989/90 so aufschlussreich sein wie der auf die Entwicklung danach.

			Die Erosion des Antifaschismus in der späten DDR 

			Also noch einmal zurück ins Hallesche Kurt-Wabbel-Stadion, mit dem ND unter dem Arm. Längst waren nicht wenige Stadien des antifaschistischen Staates zu regelmäßigen Orten rechter Manifestationen geworden, dem Namensgeber des Stadions zum Trotz.7 Aber auch das ND schrieb weiter über antifaschistische Ehrenbekundungen, statt sich mit der Zunahme rechtsradikaler Bedrohung auseinanderzusetzen. Denn spätestens mit dem Bekanntwerden des Überfalls auf das Konzert in Berlin am Abend nach dem Spiel wurde offenkundig, dass der Antifaschismus als Staatsdoktrin nicht hatte verhindern können, dass die DDR von rechts herausgefordert wurde. Erinnerungsort, Gründungsmythos, Staatsdoktrin, Legitimationsideologie, Erziehungsziel, Lebenslüge oder Integra­tionsangebot8 – so unumstritten der Antifaschismus zum Selbstbild der DDR gehörte, so umstritten ist der spätere Blick auf einen Begriff, der wie nur wenige andere die paradoxe Lebens- und Ideologiewirklichkeit in der DDR abzubilden vermag.9 So galt er der einen Seite als letzte Legitimationsressource für die berechtigte Existenz des anderen, des besseren Deutschland.10 Schließlich gehörte, so das pointierte Urteil des Historikers Jens Gieseke, »der ›Antifaschismus‹ – vielleicht noch mehr als die Idee des Sozialismus selbst – aus der Perspektive ihrer Verteidiger zum innersten Legitimationskern der DDR«.11 Die Kritiker dieses Letztrettungsversuches stellten hingegen massiv auf die Instrumentalisierung des Antifaschismus ab. Ihnen galt er allein als Machtinstrument zur Errichtung der Diktatur und zur Sicherung der Macht jener 1945 von Moskau entsendeten Gruppe von Exilanten, die auf dem Boden der späteren DDR einen Unrechtsstaat etablierten. Diesen deklarierten sie, eine Erzählung der reinen antifaschistischen Lehre beständig wiederholend,12 rein instrumentell als antifaschistisch, um die Macht der KPD, beziehungsweise später der SED zu nobilitieren und zu camouflieren sowie zugleich per Entlastungsangebot an die Bevölkerung Loyalität zu generieren.13 Die Bandbreite der Deutungen weitet sich überdies, wenn ein zeitlicher Horizont unterlegt oder wenn der Erfahrungshaushalt der unterschiedlichen Generationen, Kohorten und Milieus in der DDR über die Zeiten noch weiter kontextualisiert wird. So konnte zwar für die »Aufbaugeneration und ihren Kindern ein politischer Mythos […] geschaffen werden, doch hatte er nicht ausreichend Kraft, sich auf die folgenden Generationen zu übertragen«.14 Im Gegenteil15 zeigten Hinweise des Leipziger Zentralinstituts für Jugendforschung zum Geschichtsbewusstsein der DDR-Jugend, dass »inzwischen die aufklärende und erzieherische Wirkung des erstarrten DDR-Antifaschismus auf die Jugend […] gering war«.16 Insbesondere die Jahrgänge ab 1970 zeigten eine deutlich reservierte Haltung gegenüber der DDR, dem Sozialismus und dem Antifaschismus17 und eine wachsende Zustimmung zum Nationalsozialismus, »was die rechtsextreme Jugendszene Ende der 1980er Jahre und den rechtsextremen und fremdenfeindlichen Gewaltausbruch in den neuen Bundesländern bis 1993 erklärt«.18 

			Dass die DDR eine besonders deutsche Nation war, in der sich trotz der ständigen Bekenntnisse zur Völkerfreundschaft ein latenter, auch struktureller staatlicher Rassismus ausbreitete und rassistische Übergriffe und rechtsextreme Manifestationen insbesondere seit den 1980er Jahren deutlich zunahmen, ist wohl ebenso unumstritten wie ein spezifisches autoritatives Erbe, das womöglich älter ist als die DDR selbst. Die im Schatten des ebenso staatsoffiziellen wie immer hohleren Antifaschismus unterhalb der offiziellen Verlautbarungsebene entstandene rechtsradikale Szene, die bereits 1989/90 eskalierte19 und nicht erst in den Jahren der Transformation, bildet bis heute ein Fundament rechter Manifestationen in Ostdeutschland. Nicht zuletzt, weil die SED-Linie der 1980er Jahre, rechte Umtriebe zu ignorieren und (zivilgesellschaftlichen) Antifaschismus zu bekämpfen, unter anderem in der Politik in Teilen der CDU und im Handeln der Sicherheitsbehörden in Ostdeutschland eine teilweise Fortsetzung fand.

			»Ostdeutsche« Übernahmen und Aktualisierungen

			Es wäre ein leichtes, mit Verweis auf die erste Phase rechter Gewalt, die Debatte über das Fortwirken der DDR in den ostdeutschen Bundesländern zu beenden. Schließlich ebbte die Welle der heftigen, medienwirksamen und verstörenden Pogrome nach 1993 deutlich ab. Und Kurt Biedenkopf ließ sich zu der fatalen Äußerung hinreißen, die Sachsen seien immun gegen Rechtsextremismus. So blieben die rechten und rassistischen Kontinuitäten im Osten lange eher Randerscheinungen, medial verkürzt und politisch aufgeladen tauchten sie allenfalls auf, wenn es mal wieder einer Einordnung rechter Gewalt im oder aus dem Osten bedurfte. Alsbald lag auch die Ostdeutschlandforschung am Boden, während sich die Aufarbeitung der DDR vor allem in einer abgesicherten Wiederholung des immer Gleichen übte allzuoft jenseits des hier behandelten Themenfeldes. All das erklärt die allgemeine Sprachlosigkeit zu Beginn der Aufmärsche des »PEGIDA«-Bündnisses.20 Auf den Punkt der Übernahme und Aktualisierung zielend, sind es schließlich gerade jene »letzten Kinder der DDR«21 und der Übergangszeit, die 1989 und in den Folgejahren die vom Journalisten Christian Bangel so treffend beschriebenen Akteure der »Baseballschlägerjahre« stellten. Das war jene Zeit der nicht unbedingt ost-spezifischen, aber doch überproportional in Ostdeutschland ausgetragenen Kämpfe um rechte Hegemonie,22 der die 2015 in vielen ostdeutschen Städten, wie Freital und Heidenau wüteten. Schon Hoyerswerda und Rostock-­Lichtenhagen galten (nicht zuletzt aufgrund der medienwirksamen Bilder des dort wütenden Mobs) bis heute als ostdeutsche Fanale.23 Und es sind eben vor allem die männlichen Angehörigen jener Generation, die heute die Kernwählerschaft der AfD Ost bilden.24 Diese unterscheiden sich von der AfD-Wählerschaft West dahingehend, dass letztere etwas älter und eine regressive Antithese zur Fundamentalliberalisierung der Bundesrepublik und zu den Emanzipationsbemühungen im Rahmen der Neuen Sozialen Bewegungen seit der späten 1960er Jahre und ihrer geistigen Kinder sind – insbesondere in Gestalt der Partei Bündnis 90/Die Grünen.25

			Es ist dies die tiefe Spur ostdeutschen Rassismus, die letztlich immer einer weiteren Differenzierung bedarf, eben weil die DDR beziehungsweise Ostdeutschland sich als ein uneinheitlicher Erfahrungsraum beschreiben lässt, der Ableitungen nicht zwangsläufig pfadabhängig ausgestaltet – schließlich sind die meisten Ostdeutschen nicht der AfD verfallen. Auch, was am ostdeutschen Rassismus, an der Wirkmächtigkeit und am Reüssieren der ostdeutschen extremen Rechten typisch »ostdeutsch« sei, ist und bleibt eine heftig umstrittene Frage.26

			Das Reden über »Ostdeutschland«, es ist schon längst eines, das nicht ohne Konnotation auskommt, angesiedelt irgendwo zwischen den Polen bedingungsloser Verteidigung und Larmoyanz oder Abfälligkeit und schrillem Alarmismus. Dabei umkreisen die Diskurse längst nicht mehr nur Themen wie Arbeitslosigkeit, Strukturprobleme oder mangelnde ostdeutsche Elitenrepräsentanz, sondern wieder stärker kulturelle Phänomene, die sich aus neueren, rechten Ereignis- und Durchdringungserfahrungen in »Ostdeutschland« speisen. Dabei zeigen Ereignis- und Wirkungsgeschichte ebenso wie die Zahlen der Wahlforschung oder die in der Regel ungenauen (weil nicht selten zu gering angesetzten) Statistiken zu rechter Gewalt in Ostdeutschland: Der Osten teilt sich eine gemeinsame Geschichte, aber die Ableitungen, Wirkungen und Übernahmen sind generationell, geschlechtsspezifisch, mindestens aber auch regional sehr unterschiedlich verteilt. Dabei fällt auf, dass sich die Debatte um Rassismus und die extreme Rechte nicht selten auf die große Kluft zwischen stabilem, fundamentalliberalisiertem, demokratieerfahrenem »Westen« (ein Fehlschluss, wenn man allein das Nord-Süd-Gefälle betrachtet27) und instabilem, diktaturgeprägtem, demokratiefernerem Osten reduziert. Nicht, weil diese Unterscheidung in Ost und West vollkommen falsch wäre. Denn bei allen unübersehbaren Ähnlichkeiten – da wären auf der Tatebene Beispiele für den rechten Terror, auf der Ideenebene, gemeinsame nazistische »Traditionsbestände« und damit verbunden auf der Ebene der »Eliten« gar eine feststellbare westliche Dominanz rechtsextremen Gedankenguts – bleibt der Bedung: Breitere Resonanzräume finden diese Haltungen vor allem im Osten, im Nordosten und im Süden des »Ostens«.28 Die Gefahr, Opfer rechter Übergriffe zu werden, ist dort deutlich erhöht, je nach Delikt und Region um den Faktor vier bis zehn – das gilt für Statistiken zu Übergriffen auf Migrant*innen, Asylunterkünfte, Journalist*innen und Antifaschist*innen.29 Und dies gilt – ausweislich der Setzung, dass die vom angeblich aufgelösten Flügel weitgehend überwölbte AfD (nicht nur) im Osten eine extrem rechte Partei ist, für die Zustimmungsraten zur AfD. Die schockierenden Ergebnisse von über 60 Prozent im thüringischen Paska bei der thüringischen Landtagswahl 2019 oder der Wahlsieg der AfD bei der Bundestagswahl 2017 in Sachsen lassen sich nicht mit der pauschalen Feststellung, dass es auch Rechtsextremismus im Westen gäbe, wegwischen. Und auch die Erklärungsversuche mithilfe von Begriffen wie Strukturwandel, relative Armut, Deprivation oder Nicht-Zugang zur Elite (ohne die Effekte negieren zu wollen!) können etwa im Vergleich zum ähnlich strukturschwachen Ruhrgebiet allenfalls die Verstärkung dessen erklären, was als ideeller Nährboden vorhanden ist.30

			Ostdeutsche Kollektivierung und lokale politische Kultur 

			Nun will dieser Text der Debatte über ostdeutschen Rassismus und den Untersuchungen zum Rechtsextremismus in den östlichen Bundesländern nicht nur eine weitere Bestandsaufnahme hinzufügen. Im Folgenden soll auf einige Spezifika hingewiesen werden, um dem vorhandenen Aufarbeitungsdefizit entgegenzuwirken. Im Zentrum dieser Überlegungen steht die lokale politische Kulturforschung. Schon seit den 1980er Jahren wird darauf hingewiesen, dass »die politische Kultur eines Landes, einer Region oder einer Kommune« begrenzt werde »durch ein entsprechendes Wir-Bewusstsein«.31 Damit würden die jeweiligen konkreten regionalen Bezüge an Bedeutung gewinnen und somit auch andere, regionale, untergründig tradierte Indikatoren ins Blickfeld rücken, die im Zusammenhang mit der Frage nach regionalen Ungleichheiten beispielsweise Erklärungen unterhalb der Dichotomie Westdeutschland versus Ostdeutschland erwartbar werden lassen. Exemplarisch nennt hier Hans Georg-Wehling, »Identitätsfragen, […], die Entwicklung eines regionalen Parteiensystems, Regierungshandeln und Eigenheiten der regionalen Medienlandschaft«32. Ein spezifisches Geschichtsbewusstsein ist hier sicher zu ergänzen. Hieraus leiten Werz und Koschkar »einen Bruch zwischen den globalen Verhältnissen auf der einen sowie den lokalen Bedingungen von Individuen und Gruppen auf der anderen Seite« ab, auf denen »kultureller Nationalismus und diverse territoriale Gemeinschaften« gedeihen könnten.33 Das heißt nicht, dass die Unterschiedlichkeit regionaler politischer Kulturen Ostdeutschlands die DDR als historischen Erfahrungsraum, als vielgestaltigen Erinnerungsort, als Sozialisationsmuster, ja, auch als Forschungsgegenstand gänzlich infrage zu stellen vermag. Wie die in der DDR geborene Filmwissenschaftlerin Angelika Nguyen jüngst zu dem Versuch, ein ostdeutsches Betroffenheitskollektiv zu erschaffen, ausführte, kann sie sehr wohl den Ossi erkennen, weil sich die Ossis in Geschichten, in Erinnerungen, in der Sprache, in Bildern und Artefakten der untergegangenen DDR wiederentdecken können – allein die Haltung, die Einstellung, die Frage, wie dem Erlebten gedacht wird, divergieren erheblich.34 »Da ist etwas Vertrautes, ohne Frage. Uns gibt es als Gruppe und ich verteidige sie gegen Klischees. Mein Ost-Feeling geht aber nicht so weit, dass ich den ostdeutschen Rassismus als Gegenwehr gegen das westdeutsche Establishment verteidige.«35 Oder um es nicht minder pointiert auszudrücken: Es irritiert ein kollektivbeschwörendes »Wir« als Überbleibsel einer Sozialisation, die im Sprechen über Ostdeutschland manchen Blick verstellt und die sich als durchaus auch anschlussfähig für populistisches, wohl auch rassistisches Kollektivieren gezeigt hat.36 

			Kurz, dass der Osten anders tickt als der Westen, dafür liefert das Gesagte deutliche Hinweise. Aber, und das ist für die zukünftige Auseinandersetzung wichtig, der Osten ist eben nicht der Osten. Schließlich, und das macht den Ansatz lokaler politischer Kulturforschung so ertragreich, differieren die Bilder innerhalb Ostdeutschlands stark. Wählen im strukturschwächeren Rostock bei der Europawahl 2019 nur 12,4 Prozent die AfD, sind es in Chemnitz fast doppelt so viele. Hatte die AfD bereits 2013 ihre besten Ergebnisse im evangelikal überwölbten Erzgebirge eingefahren37, bleibt sie im Eichsfeld, wo das katholische Restmilieu noch vergleichsweise stark ist, relativ schwach.38 Hat die rechte Dauermobilisierung in Dresden überlebt, so hat diese Empörungswelle in Rostock kaum Fuß fassen können. Wichtig auch: Politische Kultur ist keine Konstante. Es hängt auch mit lokaler Politik, Medien, Zivilgesellschaft und Erinnerungskultur zusammen, dass Rostock anders tickt als Chemnitz, dass die einst rechte Hochburg der Bundesrepublik, Schleswig-Holstein, heute als liberal gilt – während sich in Sachsen, wo »Sächsisch-Sein« bisweilen als identitär aufgeladener Politikersatz wirkt und sich so der regionale Chauvinismus bisweilen ungehindert ausbreitet. Da auf alle Punkte lokaler politischer Kultur einzugehen unmöglich ist, hebe ich einen Punkt heraus, der mir nach Jahren der Forschung zu Rechtsextremismus und Rassismus im Osten zen­tral erscheint: die (lokale) Erinnerungskultur.39

			Erinnerungskultur: das Beispiel Dresden

			»Warum Dresden?« fragen sich Menschen seit Jahren. Die Antwort ist sicherlich vielschichtiger,40 als dass sie allein ein Blick auf die Erinnerungskultur liefern könnte. Dennoch hilft es, sich darüber klar zu werden, warum Dresden nicht nur im Außenbild, sondern auch im Denken der Neuen Rechten als Kapitale der rechten Bewegung gesehen wird – und eben nicht als jene sich unpolitisch gebende Kulturstadt mit (auf der Faktenebene nicht einmal sonderlich) spezifischer Opfergeschichte. Denn die in Dresden nur von wenigen Initiativen memorierte »Täterbiografie« ist ein gewichtiges Puzzleteil in der Erklärung dauerhafter rechter Mobilisierung – jedenfalls mehr als die Rede vom »Tal der Ahnungslosen« –, aber eben auch im Kampf gegen die rechte Regression: Dresden als Hochburg des parteipolitischen Antisemitismus41 um 1900, die vergleichsweise frühen Bücherverbrennungen, einer der ersten rassistischen Morde nach 1990 an Jorge João Gomondai im Jahr 1991, Aufmarschort der alljährlich größten Nazi-Demonstration Europas am Beginn des vergangenen Jahrzehnts und seit 2014 Bühne für »PEGIDA«. Deutlicher wird dies mit Blick auf die Dresdner Frauenkirche. Verdrängt oder laut beschwiegen wird der Umstand, dass der völkische Protestantismus in seiner Radikalität in Dresden ganz besonders ausgeprägt war. Und dass die Dresdner Frauenkirche, aufwendig saniert in den Jahren 1938–194242, zum Zentrum der zum Natio­nalsozialismus konvertierten Deutschen Christen avancierte. Schon auf der Landessynode im März 193343 wurden die »28 Thesen der sächsischen Volkskirche zum inneren Aufbau der Deutschen Evangelischen Kirche« mit einem Bekenntnis zu »Blut und Rasse«, zu »Bluts- und Wesensgemeinschaft« verabschiedet, mit nur einer Gegenstimme und einem abschließenden dreifachen »Kampf Heil« und dem Singen des »Horst-Wessel-Liedes«. Von Dresden aus sollte ein »entjudaisiertes Evangelium«44 verbreitet werden. Die Homepage der Dresdner Frauenkirche verrät dergleichen bis heute nicht. Vielmehr klafft auf der Seite der »Tausendjährigen [!] Geschichte« der Dresdner Frauenkirche eine Lücke – allein die Bombardierung und der Einsturz der Kuppel zwei Tage danach finden Erwähnung.45 Bis heute aber dominiert die »Opferstadt« Dresden den Diskurs und ist auch deswegen Anziehungspunkt für die neue und alte Rechte, die überdies auf ein seit Jahrzehnten gut vernetztes Hinterland bauen können. Eine Erinnerung aber, so Aleida Assmann, »die Dresden auf die unpolitische Kunst- und Kulturhauptstadt reduziert, sieht ab von der realen Komplexität dieses historischen Standorts und seiner Eingliederung in die Geschichte des Faschismus und des Zweiten Weltkriegs«.46 Und verstellt so den erinnerungspolitischen Fingerzeig, der den klassischen Verdrängungsstrategien des Aufrechnens, Externalisierens, Ausblendens, Schweigens und Umfäl­schens im Wege stehen könnte.47 

			Auch in Freital lässt sich eine solche Nicht-Erinnerung in Zusammenhang mit rechten Übergriffen bringen: Dass sich am gleichen Ort – dem Hotel Leonardo, das zwischenzeitlich als Unterkunft für Geflüchtete genutzt wurde – im Jahr 2015, mit einer Pause von 23 Jahren, rassistische Angriffe wiederholen konnten, hat auch etwas mit dem Erinnern beziehungsweise Nicht-Erinnern vor Ort zu tun. Und nicht nur dies, neben fehlender Erinnerungskultur trafen wir bei Forschungsaufenthalten 2016 auf eine »unpolitische Politik«: Auf eine unpolitische Verwaltung, auf eine unpolitische Bürgerschaft, auf das Gefühl, Politik störe den Frieden und dürfe allenfalls neutral stattfinden48 – paradox vor dem Hintergrund einer hochpolitischen, ursprünglich sozialdemokratischen Stadtgeschichte.49

			Wie weiter? Thesen zum Kampf gegen Rassismus und die extreme Rechte in Ostdeutschland

			Stehen Dresden und Freital paradigmatisch für einen verfehlten Umgang mit der eigenen Vergangenheit, die dem rechten »Normalzustand« in der politischen Auseinandersetzung allzu oft zu wenig entgegensetzt, muss der Blick nicht weit schweifen, um in Ostdeutschland Beispiele lokaler Gegenwehr zu entdecken. In Leipzig, in Jena, selbst in den einst geradezu zu Chiffren gewordenen Städten Hoyerswerda oder Rostock wird Erinnerungskultur als Teil des gesamtgesellschaftlichen Kampfes gegen Rassismus und die organisierte extreme Rechte zivilgesellschaftlich und politisch deutlich ernster genommen – mit spürbaren Ergebnissen zumindest was die Eindämmung pogromartiger Übergriffe, aber teilweise auch was die Wahlergebnisse der AfD betrifft. Letzterer Befund gilt besonders für die Stadt Rostock. Trotz eines rechtsradikal durchdrungenen Hinterlandes vor allem im Osten Mecklenburg-Vorpommerns, einer allenfalls sozio-ökonomischen Mittellage in Bezug auf das Pro-Kopf-Einkommen und der Erfahrung massiver Transformation erhielt die AfD hier zuletzt deutlich schlechtere Wahlergebnisse als im übrigen Ostdeutschland. Auch konnte es rechten Aufmärschen in den letzten Jahren nie gelingen, zahlenmäßig die Oberhand zu gewinnen. Es gibt vielfältige Hinweise, dass auch hier die lokale politische Erinnerungskultur eine wichtige Strategie zur Bekämpfung des »Stigmas«, nur als Ort des Pogroms von »Lichtenhagen« 1992 zu gelten darstellt. Um nicht mehr Pate zu stehen für »das Bild des hässlichen Deutschen«50 und »für die Sozia­lisation der rechtsextremen Szene« »Erfolgsmodell« und »prägendes Narrativ« zugleich zu sein.51

			Lebendige Erinnerungskultur als Zusammenwirken medialer, politischer und zivilgesellschaftlicher Initiative könnte ein »ostdeutsches« role model im Kampf gegen rechte Manifestationen werden. Wie kann darüber ­hinaus der spezifisch ostdeutsche Kampf gegen Rassismus, gegen die extreme Rechte gelingen? Nun, am ehesten, wie beschrieben, vor Ort, im Zusammenspiel von Politik, Zivilgesellschaft und Medien, darüber hinaus über eine intergenerationelle und innerostdeutsche Kommunikation über die DDR und die vergangenen 30 Jahre: Über Überhänge aus der DDR und ostdeutsche Aktualisierung, über generationelle Lagen, unter Einschluss von Transformations- und Deprivationserfahrungen, unter Einschluss eines Blickes nach Osteuropa als mindestens dem »Westen« ebenbürtiger Vergleichsfolie. All dies begleitet von einem massiven Ausbau politischer Bildung. Auf die ostdeutschen Fragen werden auch spezifische ostdeutsche Antworten benötigt. Was hingegen nicht (mehr) sein sollte, ist – auch in Anbetracht der Geldströme, der Infrastrukturhilfen und des Eliten- und Ideentransfers –, den »Westen« aus der Verantwortung zu entlassen. Höcke, Kalbitz und Gauland, Kubitschek, Weißmann und Elsässer, sie sind die westdeutsch sozialisierten Ideentransporteure, die im Osten auf dankbare Abnehmer*innen treffen. Und auf ein spezifisch motiviertes, nach rechts offenes Milieu mit perfiden Ideenkongruenzen – Stichwort »Antikommunismus als Kitt«. Das gleiche gilt aber auch für den »Osten«: Eine Auseinandersetzung mit Vergangenheit und Gegenwart von Alltagsrassismus, rechten Aufmärschen, Wahlerfolgen, Gewalt und Terror im Osten muss auch ohne den Westen thematisiert werden, als neue Herausforderung der Aufarbeitung: Jenseits von Herrschaft, unter Berücksichtigung jener historischen Lücke, die das Deutschnationale in der Revolution von 1989 (und den Jahren davor) nicht ausreichend wahrgenommen hat. Es kann nicht sein, dass Clemens Meyer und Peter Richter mehr sehen52 als die auf Vermittlung zielende Aufarbeitung. Und was hierbei zentral erscheint: Diese Auseinandersetzung muss als ostdeutscher Verantwortungsdiskurs geführt werden und nicht als Entlastungsdiskurs, der die Ursachen für Rechtsextremismus und Rassismus von der Geschichte der DDR und Ostdeutschlands und ostdeutscher Verantwortung zu externalisieren versucht.

			Epilog

			Noch einmal geht die Reise zurück dorthin, wo sie begann: Nach Halle, das Wetter ist nebensächlich an diesem 9. Oktober 2019, am Jahrestag der wohl entscheidenden Montagsdemonstration in Leipzig 30 Jahre zuvor. In der Synagoge im Paulusviertel feiert die jüdische Gemeinde Jom Kippur, den höchsten jüdischen Feiertag. Nur eine massive Tür kann verhindern, dass ein schwer bewaffneter Rechtsterrorist seine weitreichenden Mordpläne in die Tat umsetzt, woraufhin er zwei Menschen im Umfeld der Synagoge erschießt. 

			Es dauerte nicht lange und die Debatte um ostdeutschen Rechtsextremismus entbrannte erneut. War der, der hier handelte, einer jener einsamen Wölfe, die sich vollkommen unabhängig von ihrer Sozialisation in weltweit wirkenden rechten Foren radikalisieren, ohnehin zu jung, um noch ein Produkt jener hier beschriebenen Zusammenhänge zwischen DDR-Sozialisation und ostdeutschem, rechten Normalzustand seit 1990 zu sein? Jener Entwicklung, die hinüberschwappte, erst dominiert von den Baseballschlägern, hernach vom Erfolg der AfD – immer gepaart mit massiver Gewalt(androhung)? Micha Brumlik hat sich daran versucht, diese lange Linie aus dem Antisemitismus der DDR ins Heute zu verlängern und kommt dabei zu dem Schluss: »Nimmt man all dies zusammen, wird klar, dass der mörderische, eindeutig antisemitische Anschlag von Halle zumindest auch das Ergebnis einer im Osten Deutschlands tief verankerten Tradition war.«53 Als »schrecklich einseitig« ist das von einer preisgekrönten Debattenteilnehmerin wie Jana Hensel bezeichnet worden, die an anderer Stelle die ostdeutsche Fremdenfeindlichkeit als »Aufspießen westdeutschen Toleranzgelabers« zu entschulden suchte.54 Ein Hinweis darauf, dass nicht nur »wir Ostdeutschen« noch immer am Anfang jener Debatte stehen,55 an deren Ende wir später hoffentlich einmal sagen können, dass sie eine positive und folgenreiche Zäsur war – auch auf dem Weg der ost- und gesamtdeutschen Verständigung und dem entschlossenen Kampf gegen die rechten Feinde der Demokratie.
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			Angelika Nguyen

			Film ohne Auftrag

			Aus eigener Erfahrung: Perspektiven, die ausgegrenzt und unterschlagen wurden

			Bald nachdem die Mauer gefallen war, wurde ich wie unzählige andere Ostdeutsche erwerbslos. Fortan arbeitete ich in den damals für uns sehr großzügigen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. Ich schrieb Artikel als Journalistin und redigierte als Redakteurin. Ich malerte ein Büro für einen Verein. Ich organisierte Seniorenfrühstück in einem Kiezklub. 

			In meiner Freizeit jedoch bekam ich die Chance, einen Dokumentarfilm zu drehen. Schnell fand ich ein Thema: vietnamesische Migrant*innen in Ost-Berlin.

			Auch der Titel fiel mir sofort ein: »Bruderland ist abgebrannt«. Er nahm ironisch Bezug auf die Bezeichnung der sozialistischen Staaten untereinander zur Betonung ihrer Verbundenheit. So interviewte ich im Frühsommer 1991 einen ehemaligen Vertragsarbeiter, eine deutsche Sozialarbeiterin, die Sprecherin eines neu gegründeten Wohnheimbetreibers, zwei ehemalige Studenten, ein deutsch-vietnamesisches Elternpaar, und ich war mit dem Filmteam dabei, als entlassene Vietnames*innen im Transitraum des Flughafens Schönefeld ihre Abfindung bekamen, die Prämie für die »freiwillige« Ausreise, um in ein Land zurückzukehren, das schwer geschädigt war von Krieg, Wirtschaftsembargo, Entlaubungsgift.

			Ich hatte keinen Auftrag für den Film. Es gab keine TV-Redaktion, die händeringend auf das Skript wartete. Ich konnte diesen Film nur machen, weil ein Freund mir Technik, Material und einen Kameramann zur Verfügung stellte. Als der Film fertig war, interessierte er niemanden. Außer die ehemaligen, inzwischen selbstorganisierten Vertragsarbeiter*innen selbst, die ihn in ihren Vereinsräumen zeigten, wo er unter zustimmenden Seufzern aufgenommen wurde. Am Ende wurde das patriotische vietnamesische Kinderlied in der letzten Filmszene mitgesungen. Der Film erzählt davon, was die vietnamesischen Migrant*innen seit dem Mauerfall erlebt hatten, in welcher Lebenssituation und Rechtslage sie sich befanden und wie ihre Stimmung war. Auch wenn der Film Rassismus und Gewalt nicht direkt dokumentierte, war beides Thema in den ­Gesprächen und Kommentaren. So schwang die permanente Bedrohung, der die Protagonist*innen ausgesetzt waren, immer mit. Im Kommentar erwähne ich, dass sich aus der Pogromstimmung in den Straßen »ungeschriebene Regeln für Ausländer« ergeben, wie zum Beispiel eine Art Ausgangssperre sowie sich nur in Gruppen zu bewegen und auch niemals allein öffentliche Verkehrsmittel zu benutzen, schon gar nicht nachts. Ich fühlte mich den Protagonist*innen nah. Damals waren Drangsalierungen, Tätlichkeiten, Beleidigungen gegenüber allen, die nicht in das zur Norm erklärte Weißsein passten, an der Tagesordnung. Im Dezember 1990 war ­Amadeo ­Antonio Kiowa in Eberswalde von Nazis erschlagen worden, und im April 1991 erlag Jorge Gomondai in Dresden seinen tödlichen Verletzungen, die ihm Nazis zugefügt hatten. Beide waren einst als Vertragsarbeiter aus sozialistischen »Bruderländern« in die Deutsche Demokratische Republik (DDR) gekommen und gerade dabei, sich ein neues Leben aufzubauen. Es waren nicht nur die Taten selbst, die uns entsetzten, es war der Umgang der Gesellschaft mit ihnen, der einen merkwürdigen Freiraum für derartige Verbrechen zu schaffen schien. Dies nannte Ibraim Arslan 26 Jahre nach dem verheerenden Nazi-Brandanschlag auf das bewohnte Haus in Mölln 1992 den »zweiten Anschlag«, der nach dem eigentlichen stets von der Gesellschaft käme.1 Ibraim Arslan überlebte als Siebenjähriger den Anschlag nur, weil ihn seine Großmutter Bahide Arslan in nasse Tücher gehüllt in die Küche gesetzt hatte. Sie selbst starb zusammen mit zwei ihrer Enkelinnen, den kleinen Mädchen Ayse Yilmaz und Yeliz Arslan.

			Fatale Signale aus der Politik

			Die Anteilnahme von Freunden, Kollegen am Leid der Familie der Ermordeten und die Solidarität Tausender vor Ort wurden von den verheerenden Signalen übertönt, die die Politik aussendete. In den Tagen nach dem Mord an Jorge Gomondai sprach ein Vertreter der sächsischen Landesregierung allen Ernstes davon, dass der Freistaat sich bemühen werde, »gesunde attraktive Alternativen für die Freizeitgestaltung zu finden«2, als handele es sich hier um Ausfälle gelangweilter Jugendlicher, die Fürsorge bräuchten. Ein Polizeisprecher in Dresden beschrieb die damalige laxe Rechtspflege so: »Seit der Wende denken die Nazis, uns bestraft ja eh keiner.«3 Und Polizeirat Erwin Leupold sagte: »Die Bevölkerung geht den Rechtsradikalen aus dem Weg.«4 Wie auch nicht? Dass am Tag des Trauergottesdienstes für Jorge Gomondai gerade mal 100 Nazis den anschließenden Demonstrationszug mit 7.000 Demonstrant*innen angriffen und gezielt auf Schwarze Menschen losgingen, wirft ein Licht darauf, wie sicher sich die Nazis fühlten. Die allgemeine politische Lage gab ihnen recht. Allein in Dresden entstanden neben den bundesweiten Parteien NPD, DVU und REP militante Gruppierungen, die sich »Deutsche Alternative«, »Werwölfe«, »SS-Ost« nannten und an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig­ließen. Die so organisierten ostdeutschen Nazis standen in engem Kontakt mit westdeutschen und österreichischen Nazis. Die Demokratie lag derweil im Tiefschlaf. Die anvisierten Opfer der Rechten konnten sich eine solche Ruhe nicht gönnen. Im September, als ich anfing, meinen Film zu schneiden, wurden im sächsischen Hoyerswerda in einem fünf Tage andauernden Pogrom Wohnheime von Vertragsarbeiter*innen aus Vietnam und Mosambik mit Brandsätzen und Steinen beworfen. Täter waren Neonazis, Anwohner*innen und angereiste Sympathisant*innen. 

			Nachdem mein Film mit rund 28 Minuten Spieldauer fertig und von TV-Sendern dankend abgelehnt worden war, aber immerhin auf dem Kurzfilmfestival Oldenburg gezeigt und von etwa 80 Interessent*innen diskutiert, begann das Jahr 1992. Weitere Morde und Pogrome geschahen in diesem Jahr: Im April wurde in Berlin-Marzahn der ehemalige Vertragsarbeiter Nguyen Van Thu von einem Neonazi erstochen. Der 29-Jährige wollte wenige Wochen später nach Vietnam fliegen und dort heiraten. Der Täter erhielt nur eine viereinhalbjährige Haftstrafe, wieder ein geradezu ermutigendes Signal für gewaltbereite Rechte. Im Juli wurde in Esslingen (Baden-Württemberg) der Kosovo-Albaner Sadri Berisha, Arbeiter in einer Baufirma, von Nazis in seinem Bett erschlagen und sein Mitbewohner Sahit Elezaj schwer verletzt. In Rostock-Lichtenhagen tobte im August über mehrere Tage ein Pogrom von Nazis und Anwohner*innen erst vor der Zentralen Anlaufstelle für Asylbewerber (ZASt) gegen rumänische Geflüchtete, dann vor dem Wohnheim vietnamesischer Arbeiter*innen. Überall gleich waren die nachlässige Verfolgung der Täter, die geringen bis ausbleibenden Strafen, die Verharmlosung des rassistischen Hassfaktors und die unterlassene Analyse, woher diese Gewalttäter kamen. Auch dass die Überlebenden mit ihrem Trauma allein gelassen wurden, war normal. Hinzu kam die seltsame politische Schlussfolgerung, die Migrant*innen selbst stellten das Problem dar, nicht die Nazis. Eilig und geradezu servil gegenüber den Tätern wurden die Opfer sowohl in Hoyerswerda als auch in Rostock mit Bussen weggeschafft und ins Umland verbracht, wo man sie traumatisiert und ungeschützt zurückließ. Der Höhepunkt dieser Politlogik und auch ganz offen als »Konsequenz« dieser Gewalttaten bezeichnet, war die Einschränkung des Asylrechts im Mai 1993, womit nicht nur das Grundgesetz angetastet, sondern auch signalisiert wurde, dass es »zu viele« Migrant*innen in Deutschland gäbe. Ein fatales Zeichen. Nur wenige Tage nach dieser Gesetzesänderung wurden fünf türkisch-deutsche Menschen bei dem Nazi-Brandanschlag in Solingen (NRW) ermordet.

			Rechtsextreme hoffähig gemacht

			Warum diese detaillierte Erinnerung an damals? Wenn nach einer alten Dichter-Weisheit der heutige Tag »ein Resultat des gestrigen« ist5, dann müssen wir heute wissen, was gestern geschehen ist. Und uns darüber klar werden, dass all die Anschläge keine singulären Ereignisse waren, sie wurden vielmehr systematisch ermöglicht. Durch das, was wir nicht getan und durch das, was wir geduldet haben. Die Perspektive der Opfer und Migrant*innen auf das, was ihnen geschah, war lange Jahre überhaupt nicht gefragt. Dass ihre Stimme und ihre Analyse jahrzehntelang in Diskursen und Dossiers gar nicht oder nur marginal vorkamen, hat nicht nur Bildungslücken erzeugt, sondern auch rechtsextreme Überzeugungen sich ausbreiten lassen und hoffähig gemacht – bis in die Parlamente hinein.

			Und es förderte einen einseitigen Geschichtsblick auf den Osten, eine sehr eingeschränkte Erzählung über den Mauerfall und seine Folgen. So formte sich das Bild, dass Rassismus und Rechtsextremismus vor allem im Osten angesiedelt seien. Dabei wird vergessen, dass bei ­rechtsextremen Aktionen wie die um die Ostertage 1991 in Dresden und das Pogrom in Rostock 1992 auch ganz gezielt Nazis aus dem Westen beteiligt waren, sie extra dafür anreisten und die Stimmung aufheizten. Und dass die Zahlen der rechtsextremen Taten und der Opfer in dieser Zeit in Ost und West etwa gleich hoch waren. Hartnäckig aber hält sich, insbesondere in der medialen Erzählung, das Bild von der Ostlastigeit des deutschen Rechtsextremismus nach dem Mauerfall.

			Der Autor, Schauspieler und Regisseur Dan Thy Nguyen, ein Kind vietnamesischer »Boatpeople«, die in die Bundesrepublik geflüchtet waren, der 2013 über das Pogrom in Rostock ein Theaterstück auf der Basis von Interviews mit den Vietnames*innen schrieb6, spricht gar von einer Ins­trumentalisierung des Rostock-Pogroms für die Verstärkung der Ressentiments gegenüber dem Osten.7

			Tatsächlich wirkt die diskursive Betonung Ostdeutschlands als ein Ort von Rassismus und Rechtsextremismus wie eine Auslagerung dieser Probleme von West nach Ost. Gern werden Massenarbeitslosigkeit und mangelnde Demokratie-Erfahrung der Ostdeutschen zur Erklärung herangezogen, was impliziert, dass erstens Arbeitslose dazu neigen, gewalttätige Rassist*innen zu werden und zweitens die Westdeutschen ein Muster an Weltoffenheit und frei von der Beschränktheit des Rassismus seien. Als gäbe es keine Nazis, keinen Alltagsrassismus und keine Vorurteile bei ihnen. In Wahrheit wird Verantwortung nur in eine bestimmte Himmelsrichtung abgeschoben. Lässt man jetzt mal, im 31. Jahr der neuen Deutschen Einheit, die Attribute »Ost« und »West« weg, dann bleibt nur noch das Wort »Deutschland« übrig. Ein Deutschland mit bedenklichen Kontinuitäten, die man in den letzten 30 Jahren toleriert und weiter sich entfalten lassen hat. Jetzt haben wir eine Rechtsaußen-Partei, die in allen Landesparlamenten und im Bundestag auch Nazis vertritt.

			Ich bin eine Ostdeutsche der Mauergeneration. Als Tochter eines Vietnamesen und einer Deutschen habe ich Ausgrenzung, Diskriminierung und Alltagsrassismus seit meinem ersten Schultag erfahren. Ich geriet als Kind in die Zeit der enormen Solidarität gegen den Krieg in Vietnam, der viele Menschen in West und Ost bewegte und mich erst recht – hatte er doch meinen Vater plötzlich aus meinem Leben gerissen. Das angeblich breite Mitgefühl mit dem »tapferen vietnamesischen Volk« tat jedoch dem von mir täglich erfahrenen Othering auf dem Schulhof, in Straßenbahnen, Klassenzimmern, Ferienlagern, Sportplätzen, FDGB-Erholungsheimen keinen Abbruch. Das reichte von mundoffenem Staunen über Schmähworte und Minipogrome bis zu tätlichen Angriffen. Abwechselnd dazu nahm man mich jedoch zwischendurch auch einfach als DDR-Kind wahr. Manchmal musste ich von einer Minute zur anderen meine Rolle wechseln. Das machte mich aufmerksam nicht nur für meine eigene ständige Gefahrenlage, sondern auch für die von anderen. Aus dieser Erfahrung bringe ich eine bestimmte Perspektive mit, einen bestimmten Blick auf die Mehrheitsgesellschaft, aus deren Mitte heraus sich blitzschnell eine Bedrohung für Angehörige von Minderheiten entwickeln kann. Das war schon seit Jahrhunderten so, und auch die fragilen Demokratien der Nachkriegszeit seit 1945 haben daran nichts geändert.

			Schöngeguckte Leipziger Montagsdemonstrationen

			Deshalb jubelte ich auch nicht mit auf dieser Montagsdemo in Leipzig im November 1989, wo ich kurz nach der Maueröffnung zufällig war (Vgl. Seite 97). Wenn heute in jenen Demos nichts anderes als die revolutionäre Selbstbefreiung der Ostdeutschen gesehen wird und nicht ­gleichzeitig ihre rechts-nationale Tendenz, dann gucken wir sie uns schön. Riefen sie noch vor der Maueröffnung »Wir sind das Volk« – diese verblüffend einfache Retourkutsche für die DDR-Regierung, die das Wort Volk in jeder ihrer Verlautbarungen anführte, so erlebte ich jetzt hautnah den Paradigmen­wechsel. »Wir sind ein Volk«, skandierten die Demonstrierenden. Und das reimte sich quasi auf »Wir wollen die DM« und auf »Deutschland soll bald eins sein«. Was sollte das werden, wenn nicht einfach nur eine vergrößerte Bundesrepublik? Die DDR würde verschwinden und zwar schnell. Ich stahl mich davon, das war ein Slogan, zu dem ich nicht gehörte und nicht gehören wollte. Das letzte Mal war Deutschland eins, als es, von den Nazis angeführt, die halbe Welt in Schutt und Asche legte. Aber nicht nur mein Geschichtswissen trieb mich fort. Es waren auch meine Erfahrungen aus Kindertagen.

			Sie bewogen mich, im Sommer 1991 diesen Film über entlassene vietnamesische Vertragsarbeiter*innen zu machen. Ausgerechnet dahin zu gehen, wofür sich die gerade staatlich vereinigte und verwirrte ­Gesellschaft gar nicht interessierte – an ihren Rand. Zu einer kleinen Minderheit, die schlimmer dran war als die entlassenen Ostdeutschen mit ihren bundesdeutschen Pässen. 

			Wenn heute, zu den Jahrestagen von Mauerfall und der Vereinigung Historiker*innen und Referent*innen sagen: Ah ja, die migrantische Perspektive auf den Mauerfall! Wir haben damals nicht gesehen, wie wichtig das ist. Her damit, auf jede Veranstaltung ein Gast zu diesem Thema! Was kann man dann aus diesem Versäumnis lernen? Und was sind eigentlich Randerfahrungen? Was definiert sie als »Randerscheinung«, was ja nichts anderes meint als ihre Unwichtigkeit? Heute finden die Perspektiven von Minderheiten Räume zum Erzählen und Reflektieren. Lange wurden auch die ostdeutschen Erfahrungen in den Medien geringgeschätzt. Allein die West-Erzählung über den Osten war von Belang. Auch das hat sich zumindest etwas geändert.

			Aus meinen unzähligen Gesprächen in der vietnamesisch-deutschen Community ergab sich dieses eine unverrückbare Bild: Was ich als Kind eines Vietnamesen in der DDR an Rassismus, Ausgrenzung, Bedrohung erfahren habe, haben andere Kinder vietnamesischer Herkunft in der Bundesrepublik und nach dem Mauerfall in ganz Deutschland auf sehr ähnliche Weise erfahren. Unsere Kindheiten – zu unterschiedlichen historischen Zeiten und in unterschiedlichen deutschen Regionen – kann man übereinanderlegen und stellt eine erstaunliche Kongruenz fest. Für uns ist dieser Rassismus vor allem deutsch, und zwar in allen Himmelsrichtungen: Ost, West, Nord, Süd.

			Die Leugnung politischer Hassverbrechen

			Ich bin ein Kind des Kalten Krieges, die Vorsilben Ost und West sind fester Bestandteil der Sprache meiner Sozialisation. Noch heute gehe ich auf die Barrikaden, wenn ein West-Mensch mir erzählen will, wie die Ost-­Menschen sind. Und ich bin das Kind eines Nordvietnamesen, der in einen heißen Stellvertreter-Krieg zog. Auch in Vietnam gibt es Himmelsrichtungen. Ich kann es auch nicht leiden, wenn mir Leute erklären wollen, wie Migrant*innen sind. Hier wie da. Der Glaubenskampf, ob die Rechten in Ost oder West verbreiteter oder schlimmer sind, lenkt nur vom Wichtigsten ab, nämlich, dass wir sie mit allen Mitteln – denen des Rechts, der Medien, der Demos, der Bildung – bekämpfen müssen.

			Das wurde lange Zeit schon dadurch vernachlässigt, dass man sie nicht als das bezeichnet hat, was sie waren: Nazis. Und ihre Taten: politische Verbrechen aus Hass. Der rassistische Mord an Jorge Gomondai wurde in der Sprache der Staatsanwaltschaft zu einer »Körperverletzung mit Todesfolge« und einer »Beteiligung an einer Schlägerei«, die Pogrome in Hoyerswerda und Rostock zu »Ausschreitungen« oder wahlweise auch »Krawallen« verharmlost. Diese Tabupolitik von Medien und Behörden half, dass sich rechtes Gedankengut in aller Ruhe immer weiter in der Gesellschaft ausbreiten konnte und zu dem führte, was Josef Schuster, der Präsident des Zentralrats der Juden in Deutschland, 2017 beschrieb: »Die rechtsextreme Szene in Deutschland wird diffuser und befindet sich im Aufwind.«8 

			Die Sprache der Berichterstattung von damals spiegelte die Toleranz gegenüber der Gewalt. »Viele Ausländer in der DDR trauen sich abends nicht auf die Straße«, titelte die Frankfurter Rundschau.9 Was bedeutet dieser Satz im August 1990, nachdem den Ostdeutschen die Kaufhallen mit Westprodukten gefüllt worden waren und sie die vielfach gewünschte D-Mark auf ihrem Konto vorfanden – viele schon nicht mehr als Gehalt, sondern als Arbeitslosengeld? Er wendet sich an die, die keine »Ausländer« sind. Es suggeriert ein Randgeschehen, das Problem einer Minderheit, die eben irgendwie nicht dazugehört. Wie anders hätte sich die Schlagzeile ausgenommen, wenn dort gestanden hätte »Viele Menschen in der DDR trauen sich nachts nicht mehr auf die Straße«! Behördenvertreter wie die damalige Ost-Berliner »Ausländerbeauftragte« Anetta Kahane beklagte im selben Artikel nicht nur die rechte Gewalt gegen Menschen, sondern auch die Gleichgültigkeit der übrigen Bevölkerung, welche diese Gewalt im öffentlichen Raum erlebten, aber weder einschritten noch Hilfe holten.

			Ein Land ist auch das, was es toleriert

			Wenn unsere Gegenwart also das Resultat der Vergangenheit ist, dann ist unser Heute mit den AfD-Wahlerfolgen, den geschichtsvergessenen Gauland-Zitaten, den Weidel-Ausfällen im Bundestag, mit Nazi Höcke als Garant für viele AfD-Stimmen in Thüringen und mit dem nur zufällig verhinderten Massaker in der Hallenser Synagoge ein Resultat der Toleranz gegenüber den rechten Morden der frühen 1990er Jahre. Das Wort »Toleranz« ist in unseren Diskursen merkwürdig positiv besetzt, bei Google erscheinen unter dem Suchwort sofort Völkerfreundschaftsmotive. Dabei kann sie viel Schaden anrichten. Man kann Rechtsextremismus tolerieren und Rassismus dulden – mitten unter uns. Das war der Fall in den 1990ern, in den 2000er Jahren bei dem Mord an Alberto Adriano und der Verbrennung Oury Yallohs in Polizeigewahrsam, bei der NSU-Mordserie, dem Mord an Marwa EI-Sherbini vor einem Dresdner Gerichtsgebäude, 2018 bei der Erschießung des Regierungspräsidenten Walter Lübcke auf seiner Terrasse in Kassel. Es gab keinen gesellschaftlichen Aufschrei. Die Ereignisse verplätscherten so. All das sind Wirklichkeiten in unserem Land.

			In Yad Vashem in Jerusalem, am Eingang der ständigen Ausstellung über die Geschichte des europäischen Antisemitismus bis zur Shoa gibt der Satz des deutschen Schriftstellers und Journalisten Kurt Tucholsky genau darüber Auskunft: »Ein Land ist nicht nur das, was es tut – es ist auch das, was es toleriert.« Was wir zulassen, macht uns mit aus.

			Dieses unser Land driftet nach rechts, die soziale Kälte nimmt zu, begleitet von Verharmlosungen der AfD-Wahlerfolge, »Das sind nur Protestwähler«, heißt es. Es wird übersehen, dass diese Partei vor allem Menschengruppen anspricht, die Ressentiments gegen Fremde schüren, dieselben, die auch in den 1990er Jahren bereits Zulauf und ein passives Publikum hatten. Das haben die Rechten gut ausgenutzt. Demnächst wird die AfD politische Bildung im größeren Stil betreiben können, mit ihrer eigenen parteinahen Stiftung – diese sitzt auch schon im Kuratorium der Bundeszentrale für politische Bildung. Ein Ergebnis demokratischer Prozesse. Wenn die Gegenwart so aussieht, dann haben wir in der Vergangenheit etwas falsch gemacht.

			Der Film »Bruderland ist abgebrannt« lag viele Jahre in meinem Regal. 2018 plötzlich bekam ich eine Anfrage vom Frauen-Filmfestival in Köln, wo er zusammen mit dem Mauerfall-Dokument »Former East/Former West« der US-Amerikanerin Shelly Silver lief. Mit dem 30. Jahrestag des Mauerfalls wurde dann das entdeckt, was man »migrantische Perspektive« nennt. Der Film lief 2019 auf Dutzenden Veranstaltungen, begleitet von vielen guten Gesprächen. In akademischen, künstlerischen, migrantischen, journalistischen Kreisen und Ausstellungen findet er reges Interesse. Aus ihm ist ein Zeitdokument geworden.

			Perspektiven, die bis heute fehlen 

			Es geht nicht darum, heute schlauer zu sein als gestern. Es geht um die Einbeziehung bestimmter Perspektiven, von denen zu lernen wichtig ist. Es geht um jüdische, um migrantische, um queere Perspektiven und die der People of Color, und, ja, auch um ostdeutsche Perspektiven. Wobei der Plural wichtig ist, denn die eine jeweilige Perspektive gibt es auch nicht innerhalb dieser Gruppen. Es geht um die Stimmen derer, die Ausgrenzung, Abwertung und Gewalt erfahren haben und immer wieder erfahren. Und darum, keine gegen die andere auszuspielen. 

			Die Tatsache des Rechtsextremismus und tiefsitzenden Alltagsrassismus allein dem Osten zuzuschieben, dient nur dazu, den Westen zu entlasten. In der Zwischenzeit gewinnen die Rechten immer mehr Raum, in Ost und West. Längst nicht mehr nur in Springerstiefeln und Bomberjacken, an Stammtischen und bei nächtlichen Anschlägen, nein, in Kostüm und Anzug. Wenn sogar der sich als konservativ verstehende Bundesinnenminister Horst Seehofer Ende 2019 feststellte, dass es ein Problem mit Rechtsextremismus gibt, dann ist es wirklich ernst. Mehr noch, zum ersten Jahrestag der Ermordung Walther Lübckes durch Nazis am 2. Juni wiederholte Seehofer seinen Satz: »Der Rechtsextremismus ist die größte Bedrohung für unseren demokratischen Rechtsstaat.«10 Ich bezeichne den Rechtsextremismus als größte Bedrohung für all die Menschen, die in sein Feindbild passen. 

			Als an jenen Tagen im August 1992 in Rostock das vietnamesische Wohnheim vor laufenden Kameras brannte, begleitet vom Applaus des Mobs, haben vor den TV-Geräten in Westdeutschland die meisten Leute vermutlich nur den Kopf über den Osten geschüttelt und weiter Abendbrot gegessen. In einer Familie in einem Dorf am Rande der Eifel jedoch aß man nicht weiter. Vielmehr brachte der Vater am nächsten Tag aus seiner Fabrik Starkstromkabel mit nach Hause. »Jetzt müssen wir lernen, uns zu verteidigen«, sagte er zu seiner Frau und seinen Kindern. Der Mann war zusammen mit seiner Frau Anfang der 1980er Jahre als Bootsflüchtling aus Vietnam in die Bundesrepublik gekommen. Er verstand das Leid seiner Landsleute im Osten selbstverständlich als sein eigenes.

			Genau das ist der Unterschied.
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			»Nie wieder!« Hakenkreuz an einer Fensterjalousie, Berlin, April 1991. (Bildausschnitt, Matthias Weber)
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			»Don’t disturb history«, Mauerstücke nahe der Bernauer Straße 1990. (hk)
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			»Wir sind das Volk und fordern die Wiedervereinigung«. Demonstration in Leipzig Anfang Dezember. (hk)
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